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Vorrede. 

Vielbescliäftigt  und  in  einer  schwierigen  amtlichen 
Steüuüg  habe  ich  mit  Aufopferung  so  mancher  Stunde 
der  Müsse  und  Nachtruhe  die  Darstellung  der  Pinanz- 
verwaltung  eines  fremden  Staates  unternommen  und 
mich  nicbit  gescheut  aus  einer  sichern  Zurückgezogen - 
heit  auf  das  gefährliche  Gebiet  der  OeflTentlichkeit  hin- 
aus zu  treten.  Meine  Rechtfertigung  liegt  in  der  Ent- 
stehungsgeschichte dieses  Buches. 

Im  Jahre   1855   wurde  ich   nach  Paris   gesendet, 
um  über  die  Stellung  Oesterreichs   auf  der  Pariser  In- 
dustrie-Ausstellung  und   die  Thätigkeit  des  österreichi- 
schen *Aus8tellungs-Comit6   Bericht    zu   erstatten.      Bei 
diesem  Anlasse  wurde  mir  von  Seite  Seiner  Excellenz 
des  Herrn  Finanzministers,  Freiherm  v.  Brück,  der  Auf- 
trag  ertheilt   über   die   dienstliche   Stellung,   den    Wir- 
kungskreis  und   den   inneren  Organismus  des  französi- 
schen Finanzministeriums  Notizen  zu  sammeln. 

Mit  Bereitwilligkeit  kamen  die  ChefSs  der  verschie- 
denen Dienstzw^eige  dieses  Ministeriums,  namentlich  die 
Generaldirektoren  der  direkten  Steuern,  des  Enregistre- 
mentfi  und  der  Domänen  und  der  Forste,  die  Herren 
Vandal,  Tournus  und  Graves,  der  Unterdirektor  der 
Comptabiht&t,  Herr  du  Sommerard,  der  Chef  des  Per- 
sonals und  des  Centralbureau  der  Generaldirektion  der 
Zölle  und  der  indirekten  Abgaben ,  Herr  D6n6riez,  und 
der  Kabinetschef  des  Ministers,  Herr  Barr6,  meinen 
Erkundigungen  entgegen  und  stellten  mir  ein  reichhal- 
tiges ,  7'^^  Theil  nicht  allgemein  zugängliches  Materiale 
zur  Verfügung. 
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Auch  nach  meiner  Rückkunft  nach  Wien  ver- 
mehrten sich  meine  Sammlungen.  Der  EinflusB  und  die 
Güte  des  kais.  Generalconsule  Freiherm  v.  Rothschild 
in  Paris  und  der  unermüdliche  Eifer  des  ihm  beige- 
gebenen kais.  Sectionsrathes  Dr.  Schwarz  verschafften 
mir  alle  neuere  statistische  Veröffentlichungen  Frank- 
reichs und  manche  v^ichtige  Dienstinstruktion  der  Behör- 
den, manches  litterarische  Hilfsmittel  bot  die  Bibliothek 
des  kais.  Finanzministeriums  und  die  reichen  und  wohl 
geordneten  Mappen  meines  geehrten  Freundes,  Freiherrn 
V.  Reden,  leisteten  die  willkommensten  Dienste. 

Ich  arbeitete  zunächst  nur  für  die  mir  gewordene 
amtliche  Aufgabe,  aber  je  tiefer  ich  in  den  Stoff  ein- 
drang, desto  stärker  ergriff  mich  die  entgegentretende 
Gedankenmacht.  Eines  der  grossartigsten  Gebäude  des 
menschlichen  Verstandes,  wie  wir  es  auf  anderen  .Ge- 
bieten in  einem  allseitig  durchgebildeten  philosophischen 
Systeme,  einem  Römerbau,  einer  Meere  verbindenden 
E^enbahn  bewundern,  entwickelte  sich  vor  meinen 
Blicken:  Von  einem  Mittelpunkte  geht  in,  mannigfachen 
Abstufungen  und  nach  allen  Richtungen  ein  Netz  von 
einzelnen  Organen  aus,  jedes  gesondert  und  doch  in  sei- 
nen Wirkungen  unterstützend  und  massgebend  auf  das 
andere  eingreifend ;  ein  Zug  und  alle  die  tausend  Glieder 
gerathen  in  die  geforderte  Bewegung.  Sinnreiche  Ein- 
richtungen schaffen  aus  hunderttausend  Kanälen  die 
nöthigen  Mittel  des  Staatshaushaltes  herbei,  sammeln 
und  vertheilen  sie,  und  ein  sinnreiches  Rechnungsver- 
fahren bringt  Stand  und  Bewegung  der  einzelnen  Sum- 
men zur  klarsten  Evidenz.  Auf  geschickte  Weise  wird 
die  Zukunft  zur  Mittragung  der  Lasten  herbeigezogen, 
welche  auch  in  ihrem  Interesse  zu  machen  sind,  und 
vielfältige,  sachkundige  und  unabhängige  Kontrollen 
gewähren  den  Behörden  wie  dem  Lande  die  Bürgschaft, 


daae,   soweit     menschliche  Gebrechlichkeit    es   zul&ss^ 

m\  dem  Vermögen  des  Staates  redlich  gebahrt,  und 

mcU  mehr   als  bewilligt  eingenommen  und  ausgegeben 

worden   s^       Aber  selbst,  wo  ich   die  Grundlage  als 

{alsck  und    die  Folgerung  als  eine  Steigerung  des  Irr- 

tirams   erapChtete,    musste   ich    die   vor  nichts   zurück- 

ockeckende  logische  C!on8equenz,  dieses  grosse  Erbtheil 

der  Tomanischen  Völker,  bewundern. 

Das  zweite,  was  Wirkung  auf  mich  übte,  war 
die  Grösse  der  Verhältnisse,  in  denen  sich  alles,  Ein- 
nahmen wie  Ausgaben,  Steuern  wie  steuerbare  Objekte, 
Personen  wie  Sachen  bewegte.  Die  Steuern  werden 
nach  Hunderten  von  Millionen,  die  Werthe  der  ver- 
steuerten Mengen  nach  MiUiarden  berechnet. 

Endlich  stellten  sich  der  Betrachtung  die  grossen 
commerziellen  und  industriellen  Krisen  unserer  Tage  dar 
und  das  grossartige  BeiBpiel  einer  Regierung,  welche 
unerschrocken,  ja  sogar  ^aufklärend  und  leitend^  in 
das  Getriebe  eingreift,  wenn  sie  gleich  der  Rückwir- 
kung dieser  Erschütterungen  sich  nicht  zu  erwehren 
vermag. 

Ich  hatte  in  diesen  Forschungen  lange  schon  die 
Grenzen  meiner  amtlichen  Aufgabe  überschritten,  aber 
noch  dachte  ich*  nicht  an  das  Schreiben  eines  Buches. 
Da  führten  mich  meine  Studien  von  den  Quellen  zur 
litt^atur.  Ich  fand  zahlreiche  und  höchst  ausgezeich- 
nete Arbeiten  in  den  einzelnen  Fächern  der  französi- 
schen Finanzgesetzgebung  und  treffliche  Nachschlage- 
bücher, in  denen  solche  Abhandlungen,  meistens  nach 
der  alphabetischen  Reihenfolge  der  Materien  geord- 
net, aufgehäuft  waren.  Ich  nenne  hier  vor  allem 
das  grosse  Repertorium  von  Dalloz,  den  Dicüonnaire 
de  rEcononiie  poliüque  und  die  beiden  Dictionnaires  de 
i'administration  fran^se ,  den  altem  der  Buchhandlung 
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Paul  Dupont  mit  dem  Supplemente  von  Alf.  Blanche 
und  den  neuern  von  Maurice  Block. 

Aliein  das  was  ich  suchte ,  ein  Werk ,  welches  den 
gesammten  Organismus  der  französischen  Finanzgesetz- 
gebung und  Finanzverwaltung,  in  seiner  letzten  Gestal- 
tung, mit  allen  den  wichtigen  Aenderungen,  welche  er 
unter  dem  neuen  Kaiserreiche  erfahren  hat,  in  seinem 
gesanunten  Zusammenhange,  seinen  Eigenthümlichkeiten, 
seinen  Licht  -  und  Schattenseiten ,  zurückgeführt  auf  die 
leitenden  Gedanken  und  Triebfedern,  und  gegenüber- 
gestellt den  Wirkungen,  die  er  hervorgebracht  hat, 
dargestellt  hätte,  suchte  ich  vergebens. 

Das  trefflicfie  Buch  des  Senators  und  Sections- 
präsidenten  des  Rechnungshofes  Marquis  Audifiret: 
Systeme  financier  de  la  France,  zweite  Auflage, 
Paris  1854.  8.  5  Bände,  das  nach  seinem  Titel  diese 
Aufgabe  erfüllen  sollte,  enthält  viele  schätzenswerthe 
Daten,  allein  d^  eigentliche  systematische  Kern  des 
Werkes  ist  klein  und  stammt  aus  einer  älteren  Periode, 
während  alles,  was  sich  daran  reiht,  nichts  als  eine 
Sammlung  von  unzusammenhängenden  Notizen  oder 
von  Gelegenheitsschriften  über  einzelne,  die  Amtssphäre 
des  Verfassers  berührende  Zeitfragen  ist  Gründlicher 
und  systematischer  angelegt  ist  L.  A.  Macarel  und 
J.  Boulatignier,  de  la  fortune  publique  en  France  et 
de  son  administration ,  Paris  1838 — 1840.  8.  3  Bände, 
allein  das  Werk  ist  veraltet  und  ist  unvollendet  geblie- 
ben. Der  Amtsbericht  Bowrings:  Report  of  the  public 
accounts  of  France,  erschien  im  Jahre  1830  und  be- 
handelt nur  das  Staatsrechnungswesen  mit  grösserer 
Ausführlichkeit.  Die  Litteratur  Deutschlands  bot  wenig 
hieher  Bezügliches. 

Für  Frankreich  befremdete  mich  diese  Erscheinung 
nicht.     Es   ist  jene  vorzugsweise  Bearbeitung  von  Spe- 
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cialitäten  ganz  in  der  Art  der  Bildung  und  Stellung  der 
franzöfiiscben  Beamtenkreise  gegründet^  aus  denen  allein 
w^en  der  unerlässlichen  administrativen  Vorkenntnisse 
und  Erfahrungen  Arbeiten  dieses  Faches  hervorgehen 
können.  Sie  werden  ausschliesslich  für  den  einzelnen 
untergeordneten  Verwaltungszweig,  in  dem  sie  dienen, 
ausgebildet,  und  gelangen  selten  auf  einen  Standpunkt, 
von  welchem  aus  sie  die  zei*streuten  Elemente  der  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung  zusammenzufassen  vermöch- 
ten oder  das  Bedürfhiss  nach  einer  solchen  ordnenden 
Zusammenstellung  empfänden.  In  Deutschland,  wo  die 
Lebenserscheinungen  der  grossen  historischen  Nationen 
der  Gregenwart  so  aufmerksame  Beobachter  gefunden 
haben ,  dürfte  nur  die  Abgeschlossenheit ,  in  welcher  die 
praktische  Finanzgesetzkunde  von  jeher  sich  bewegt,  von 
der  Darstellung  einer  der  umfassendsten,  tie&tgreifen- 
den  und  folgenreichsten  jener  Erscheinungen  bei  dem 
tonangebenden  Volke  des  Continents  abgehalten  haben. 
Diese  Gründe  bestimmten  mich  zur  Umarbeitung 
meiner  dem  Finanzministerium  übergebenen  Aufschrei- 
bungen Behufs  der  Veröffentlichung  zu  schreiten ;  leicht 
erhielt  ich  hiezu  die  Genehmigung  Seiner  Excellenz  des 
Herrn  Finanzministers.  —  Schwierig  war  die  Bestim- 
mung des  Ganges  der  Darstellung  eines  so  vielver- 
zweigten Organismus,  damit  der  Zusammenhang  nir- 
gends zerrissen  und  doch  Wiederholungen  möglichst 
vermieden  werden.  Nach  manchfachen  Versuchen 
schien  es  am  gerathensten ,  mit  der  Schilderung 
des  Finauzministeriums  und  der  ihm  untergeordneten 
Centralbehörden  als  der  bewegenden  Mitte  zu  be- 
ginnen, durch  Entwicklung  der  Beamtenverhältnisse, 
der  Geschäftsbehandlung,  der  Mittel  zur  Durchsetzung 
der  Rechte  des  Staatsschatzes  und  des  Rechnungs-  und 
Kassenwesens,  die  Organe,  durch  welche  die  Bewegung 
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volkogen  wird^  und  die  allgememen  Regeln  darzul^en^ 
welche  in  allen  Einzelnheiten ,  sie  bestimmend  und  ord- 
nend^ wiederkehren,  hieran  die  Erörterung  der  einzel- 
nen Verwaltungszweige  zu  reihen  und  mit  dem  Budget, 
dem  Staatsschulden wesen ,  den  öffentlichen  Kreditanstal- 
ten und  dem  Geldumlaufe,  gewissermassen  den  letzten 
Ergebnissen  und  höchsten  Aufgaben  der  Finanzverwal- 
tung, zu  schUessen. 

Vergleichungen  mit  den  Gesetzgebungen  und  Zu- 
ständen anderer  Staaten  glaubte  ich  thunlichst  vermei- 
den zu  sollen;  denn  sie  scheinen  mir  nur  dann  von 
Nutzen,  wenn  beide  Vergleichuhgsglieder  mit  gleicher 
Ausführlichkeit  und  mit  gleicher  Würdigung  des  inneren 
Zusammenhanges  dargestellt  werden,  was  die  Oekono- 
mie  des  gegenwärtigen  Werkes  nicht  gestattet  hätte. 

Manche  Gebrechen  in  der  äusseren  Anordnung 
des  Buches,  und  wenn  hie  und  da  eine  üngenauigkeit 
in  der  Darstellung  einiger  Einzelheiten  sich  eingeschli- 
chen haben  sollte,  möge  die  Wucht  des  zu  bewälti- 
genden Stoffes  entschuldigen. 

Noch  sei  mir  in  einer  Zeit,  wo  die  Anhänger  des 
todten  Mechanismus  den  Staatsdiener  zu  einem  willen- 
losen Werkzeuge  in  der  Hand  der  Tagesgewalten  herab- 
zuwürdigen streben ,  die  eine  Schlussbemerkung  gestattet : 
So  Vieles  aus  dem  hier  Mitgetheilten  mit  Nutzen  in  den 
Haushalt  der  Staaten  Deutschlands  üba-tragen  werden 
kann,  in  Einem  soll  und  muss  auch  fortan  die  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  der  letzteren  als  Muster  dienen. 
Es  ist  diess  xier  einfache  Organismus  und  die  geringe 
Zahl,  die  gesicherte  Existenz  und  der  freie  Wirkungs- 
kreis seiner  einzelnen  Glieder,  wie  sie  wenigstens  in  der 
Absicht  der  ersten  Einrichtung  gelegen  waren. 

•Wien,  im  Juli  1857, 
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€tßt»  üapttri. 

DtiM  Finanzministerium^   dessen  Stelluog,  Wirkungskreis  und  Gliederung: 

1.    Stellung  und  Wirkungskreis. 

Wer  zum  erstenmale  die  französische  FinaDzyerwaltiuig 
in  ihrer  inneren  Gliederong  ttberschaut,  wird  sogleich  durch 
die  Folgerichtigkeit  überrascht,  mit  welcher  die  einzelnen 
Theile  an  einander  gefügt^  dieselben  Orundzüge  allenthalben 
dorchgef&hrt  und  Mittel  und  Zwecke  gegen  einander  abge- 
wogen sind.  Man  gewahrt  sogleich,  dass  Inan  es  nicht  mit 
einem  historisch  im  Laufe  der  Jahrhunderte  Gewordenen  zu 
thon  habe,  an  welchem  jede  Zeit  die  Spuren  ihres  Einflusses 
zurückgelassen  hat,  sondern  mit  einem  Gebäude  der  jüng- 
sten Tage,  das  von  Wenigen,  nach  den  eben  harschenden 
Gedanken  praktischer  Zweckmässigkeit  aufgebaut  worden  ist 

Dieses  ist  auch  wirklich  der  Fall.  Das  französische  Fi- 
nanzministerium in  seiner  g^enwärtigen  Einrichtung  stammt 
aus  den  ersten  Jahren  der  Restauration  und  ist  in  allem 
WesenÜicben  das  Werk  der  beiden  grossen  Minister  Baron 
Louis  und  Graf  Vill^e ,  welche  den  Kampf  für  Einheit  und 
Ordnung  gegen  Vorurtheile  und  Privatinteressen  aller  Art 
siegreich  durchgefochten  haben.  Vor  der  Revolution  von 
1789  machte  die  Zersplitterung  des  Reiches  in  vereinzelte 
Verwaltungsbezirke,  die  Ueberlassung  der  einzelnen  Ein- 
nahmsquellen an  grosse  Pachtgesellschaften ,  der  Einfluss  des 
Ho&dels,  die  Emmischung  der  Gerichte,  der  schnelle  Wechsel 

Hock,  rinaittverwaUuiid Frankreich».  1 


in  den  obersten  Grundsätzen  der  Verwaltung  ein  geordnetes 
System   unmöglich;   der  Finanzminister  war  höchstens  der 
oberste  Schatzmeister  und  am  allerwenigsten   ein  Verwalter 
des  Eigenthums  und  der  Einkünfte  des  Staates.    Die  Revo- 
lution schuf   nun   allerdings  mit   der  Einheit    des   Reiches 
auch  die  Einheit  der  Verwaltung,  sie  nahm  edle  Einnahms- 
zweige an  den  Staat  zurück  und  entfernte  viele  Hindernisse 
einer  geordneten  Finanzwirthscbaft;   allein  unter  ihren  blu- 
tigen Händen  war  kein  Gedeihen  fttr  Werke  des  Friedens, 
ihre  Finanzverwaltung  beruhte  auf  den  irrigsten  theoretisehen 
Grundsätzen ,  ermangelte  der  einheitlichen  Leitung  und  wurde 
allmälig  unredlich  und  verschwenderisch.    Es  bedurfte  des 
scharfen  Blicks   und   der   unerschütterlichen  Strenge  Hapo- 
leons  I.,  um  wieder  Ordnung  und  Sicherheit  in  den  Steats- 
haushält  zu  bringen.    Ihm  ist  die  Errichtung  der  General- 
direktionen   für  die  Verwaltung   einzelner  Einnahmszweige 
zu  danken,  er  stellte  einen  Finanzminister  auf,  in  dem  die 
verschiedenen  Theile  des  Gef&lldienstes  den  leitenden  Mittel- 
punkt fanden ;   und  wusste,   wenn  auch  in  Sonderuug  von 
dem  eigentlichen  administrativen  Dienste,   unter  einem  ei- 
genen Minis|;er  des  Schatzes,  dem  wohlgeschulten  und  kennt- 
nissreicheo^  Grafen  Mollien^  Einfachheit  und  Klarheit  in  das 
Schulden-  und  Kassawesep  des  Staates  einzuführen.     Allein 
erst  die  Restauration  und  die  oben  genannten  Minister  con- 
centrirten  die  gesammte  Leitung  des  Finanzwesens  in  eine 
Hand,  regelten  die  Stellung  der  einzelnen  Verwaltungsorgane 
zu  einander  und  zu  dem  Ministerium,  entfernten  alle  unnö- 
thigen   Zwischenglieder,    schufen   Ein   einheitliches   Sjsteni 
der  Verrechnung  und  Kassaführung    für   das   ganze  Land, 
brachten  durch  Voranschläge  und  Jahresrechnungen  strenge 
Ordnung  in  den  Haushalt  und  gewährten  durch  Ausdehnung 
und  folgerechte  Anwendung  der  Attribute  des  obersten  Rech- 
nungshofes und  durch  eine  Reihe  anderer  damit  zusammen- 
hängender Einrichtungen   der  Verwaltung  wie  den  obersten 


gesetzgebendeD  Gewalten  die  nöthige  Bürgschaft  für  die  Re- 
gelmfcwigkeit  und  Rechtlichkeit  der  Gebahrung. 

Als  das  Grundgesetz  fbr  den  Organismus  des  Finanz- 
miniateriums,  das  ist  als  jene  Bestimmung,  durch  welche 
alles ,  was  bis  dahin  in  dieser  Richtung  zur  Geltung  gelangt 
war,  geordnet,  zusammengestellt,  und  gegenseitig  ausge- 
gficbcn  wurde,  gibt  die  Ordonnanz  vom  17.  December  1844.  ^ 

fiienach  gehören  in  das  Ressort  des  franz^Vsischen  Fi- 
nanzministeriums: das  Steuerwesen,  die  Staatsschuld,  die 
MQaae,  die  Domänen  und  Forste,  alle  Staatsuntemehmun- 
gen,  aus  denen  der  Staat  einen  Grewiun  ziehen  will,  nament- 
lieh  die  Consignations  -  und  Depositenkasse  und  die  Posten, 
die  französische  Bank,  das  Institut  der  Pariser  Wechsel- 
ageat^i,  die  Ueberwachung  der  Industriecomptoirs,  der  An- 
stalten des  cr^it  mobilier  und  des  cr^it  foncier  und  der 
Lebensversicherungs-Gesellschaften,  das  gesammte  Kassarevi- 
rement,  die  Vertretung  des  Staatseigenthums  vor  Gerjiaht,  die 
Dotirung  und  Kontrollirung  aller  Staatsausgaben,  di^  buch- 
halterische Eontrolle  der  gesammten  Finanzgebahrung  (als 
Vorbereitung  für  die  Prüfung  durch  den  obersten  Rechnungs- 
hof), die  Verfiissung  des  Btaatsvoranschlages  und  der  Staats- 
jahresrechnung. ^ 


*  Eineii  klaren  Ueberblick  der  Stellang  und  inneren  Einrichtung  dieses 
Mlnisteriiim«  in  Vergldchang  mit  den  andern  franzöeiachen  Ministerien 
und  des  gesammten  Rahmens  des  französischen  Staatshaushaltes  gewährt 
der  Almanach  imperisl. 

Er  gibt,  hierin  zweckmässiger  als  die  Staatssch^matismen  anderer 
Staaten,  ausser  den  Namen  der  Behörden  und  deren  Beamten,  auch  die 
nöthigen  Kotizen  über  deren  Wirkungskreise  und  ihren  iunern  Zusam- 
meohaug. 

Eine  vom  Herrn  Cabinetschef  Barr6  verfasste,  erst  die  leteten  Monate 
dem  Finanzminister  überreichte  handschriftliche  Zusammenstellung  des 
Personal-  und  Besoldougsstatus  sämmtlicher  kaiserlichen  Ministerien,  ab- 
gelheUt  nach  den  eiazelnen  Sektionen  oder  Bureaux  (die  erste  Arbeit  die- 
ser Art  in  Frankreich) ,  gestaUet  ebenfalls  interessante  Blicke  in  das  Innere 
der  Verwaltung. 


Bei  allen  die  Finanzen  betreffenden  Angelegenheiten, 
namentlich  bei  Handels-  und  Schifflahrtsyerträgen,  wird  sein 
Outachten  eingeholt,  sowie  dagegen  der  Einfluss  des  Han- 
delsministeriums auf  Fragen  des  Zolltarifs,  der  Enirepots 
und  Docks  gesichert  ist 

Der  Finanzminister  ist  allein  und  ausschliesslich  Herr 
über  seine  zahlreichen  Oj^;ane  in  Paris,  den  Departements 
und  den  Kolonien,  ^  ausserdem  ist  das  Finanzministerium 
gleich  den  anderen  Ministerien  in  allen ,  sein  Ressort  berüh- 
renden Beziehungen  die  vorgesetzte  Behörde  der  Präfekte 
in  den  Departements,  der  Grouverneure  in  den  Kolonien, 
die  von  ihm  Aufträge  empfangen  und  an  dasselbe  Berichte 
erstatten.  '^ 

Solange  der  Finanzminister  sich  innerhalb  der  beste- 
henden Gesetze  und  Einrichtungen  bewegt,  ist  er  von  den 
andern  Ministem  und  selbst  von  der  Willensmemung  des 
Kaisers  ganz  unabhängig. 

In  der  Regel  hat  er  nur  bei  legislativen  Fragen,  bei 
Feststellung  des  Staatsvoranschlages  und  der  Staatsjahres- 
rechnüng ,  bei  Staatsanlehen  uncl  ausserordentlichen  im  Staats- 
Yoranschlage  nicht  vorgesehenen  Auslagen  (Krediten),  bei 
Ehrenauszeichnlingen  für  die  Beamten  seines  Kessorts,  bei 
einigen  wenigen  Ernennungen  (fUr  die  Posten  des  General- 
sekretärs ,  *  der  Generaldirektoren  und  Administratoten  der 
Finanzcentralverwaltung,  der  Direktoren  in  den  Departe- 
ments, der  Direktoren  der  Stempelwerkstätte,  der  Tabak- 
fabriken und  der  Forstschule,   der  Forstmeister,   des  Präsi- 

*  Die  Beamten  der  Zollverwaltung  und  des  Kassadienstes  in  den  Ko- 
lonien werden  vom  Finanzministerium  ernannt  und  sind  von  ihm  abhängig, 
allein  die  gegenseitige  Korrespondenz  geht  durch  das  Marineministerium. 
In  Algier  ist,  wiewohl  die  Provinz  dem  Kriegsministerium  nntersteht,  die 
Finanzverwaltung  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  dem  Finanzmini- 
sterium. 

^  Darum  wegen  Unterordnung  der  Präfekte  unter  alle  Ministerien  wer- 
den auch  die  Vorschläge  über  ihre  Ernennung  im  Ministerrathe  vorgetragen. 


deaien  und  der  Generalkommiss&re  der  Münzkommission, 
der  Kommissäre  und  Werkmeister  in  den  Münzstätten,  des 
Monzgraveurs ,  des  Vorstehers  der  Staatscentralkasse  und  des 
Centralkontrollors)  die  Entschliessung  des  Kaisers  einzu- 
holen, dodi  bilden  Gesuche  um  Gnadenbezeugungen,  die 
entweder  von  Amtswegeu  vorgelegt  werden,  oder  was  der 
häufigere  Fall  ist,  worüber  der  Kaiser  die  Berichterstattung  ' 
fordert,  zahlreiche  Ausnahmen  von  dieser  Regel. 

Seit  den  letzten  Jahren  ist  das  Finanzministerium  auch 
gehalten ,  vor  jeder  Ernennung  ^  Besetzung  oder  Versetzung 
eines  Beamten  das  Gutachten  des  Ministeriums  des  Innern, 
als  der  obersten  Polizeibehörde,  einzuholen,  ob  seinen  Kan- 
didaten keine  politische  Bedenken  entgegenstehen. 

ÜB  ist  nicht  bestimmt,  welche  Gregenstände  der  Minister 
in  idem  Ministerrathe  vorzutragen  habe,  in  der  Regel  thut 
er  es  bei  jeder  organischen  oder  durch  die  Zeitverhältnisse 
wichtig  gewordenen  Frage ,  er  geht  hierin  gleich  seinen  Kol- 
legen weiter  als  eben  nöthig,  um  dadurch  das  guteEinv^- 
nehmen  zu  unterhalten  und  die  Unterstützung  4er  anderen 
IGnister  sich  zu  sichern. 

Konflikte  über  ihre  Attribute  würden  die  Minister  durch 
besondere  Kommissionen  gütlich  zu  schlichten  suchen ;  sollte 
diess  nicht  gelingen,  so  würde  der  Fall  dem  Kaiser  zur  Ent- 
scheidung vorgelegt  werden,*  der  den  Staatsrath  hören  würde. 
Letzterer  entscheidet  auch  rechtsgiltig  über  Kompetenzstrei- 
tigkeiten zwischen  Grerichten  und  Verwaltungsbehörden  und 
begutachtet  die  Feststellung   des  Budgets  und  der  Jahres- 
reehnung,  sowie  nachträgliche  Abweichungen  vom  ersteren. 
Auch  in  Sachen  der  Legislation  zieht  der  Kaiser,  abgesehen 
von  den  verfieissungsmäss^  mitwirkenden  Körperschaften,  die 
legislative  Sektion  des  Staatsrathes  zu  Rathe.    Diesem  liegt 
die   Vertretung   der  Gesetaesvorschläge   im   gesetzgebenden 

Körper  ob. 

Die  judizielle  Abtheilung  des  Staatsrathe^  ist  die  R^^vi- 
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sionaiDstanz  für  alle  Entscheidungen  der  administrativeDi  Be- 
hörden und  ist  darum  in  Manchem  auch  zur  Revision  der 
Entscheidungen  des  Ministers  berufen.  Sie  erkennt  über  alle 
solche  Entscheidungen  9  welche  Rechte  und  Verpflichtungen 
der  Beamten  und  der  Unternehmer  öffentlicher  Arbeiten  und 
Lieferungen  betreffen,  z.  B.  die  Verurtheilung  zu  Eniützen, 
die  Verweigerung  von  Bezügen,  die  strafweise  Absetzung 
u.  dgl.  und  sie  verfügt,  ob  einer  Syndikatsklage  g^;en  ihn 
oder  seine  Agenten  Raum  zu  geben  sei. 

Die  Entscheidungen  des  Staatsrathes  werden  im  Namen 
des  Kaisers  gefällt,  die  Minister  sind  von  Amtswegen  Mit- 
glieder dieses  Kollegiums. ' 

In  gewissen  Beziehungen    untersteht,   wenn  nicht  die 

Person,   so  doch  die  Gebahrung  des  Finanzministers'  auch 

dem  obersten  Rechnungshofe.    Dieser  hat  zu  beurttieilen : 

'    ob  das  Kassarevirement  den  Anforderungen  des  Diadstes 

und  den  Vorschriften  entsprechend  geleitet  worden  ;- 

ob  die  Rechnungen  über  die  Staatsschuld ,  die  Eaufionen 

und  Pensionen; 
ob  die  Uebersichten  über  die  im  Rechtswege  anhängigen 
Aktiv-  und  Passivforderungen  des  Staates  in  Ordnung 
seien ; 
ob  die  Itauptrechnung  des  Ministeriums  mit  den  Speäal- 
rechnungen  der  einzelnen  Rechnungsleger  und  mit  den 
Entscheidungen  des  Rechnungshofes  über  die   letstem 
übereinstimmen ; 
ob  die  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Einklänge  mit  dem 
Budget  und  mit  den  nachträglich  erbetenen  und  bewil- 
ligten Kreditsänderungen  und  neuen  E[rediten  stehen. 
Zwar  werden  die  Entscheidungen  des  Rechnungshofes 
nicht  gegen  den  Minister,  sondern  gegen  die  für  die  Fonds- 
bewegung,   die  Finanzbuchhaltung  und  die  erwähnten  Zu- 
sammenstellungen verantwortlich  erklärten  Rechnungsleger 

'  Dekret  vom  ^.  JaDuar  1S52. 


gßßilli,  aUein  der  öffentliche  Bericht  und  die  feierlichen  Er- 
UömDgen  über  die  Uebereinstimmung  oder  Nichtüberein- 
aümmung  der  Rechnungen,  welche  der  Rechnungshof  jährlich 
den  gesetzgebenden  Gewalten  überreicht  und  veröfient licht, 
sind  von  nicht  hintanzuweisendem  moralischen  Grewichte. 

Noch  über  die  Kontrolle  des  Rechnungshofes  hinaus 
unteiBUcht  nach  dem  Gesetze  vom  10.  December  1823  eine 
^Kommission,  bestehend  aus  Mitgliedern  des  Rechnungshofes, 
des  Staatsrathes  und  der  gesetzgebenden  Körper,  jedes  Jahr 
die  Hauptbücher  des  Finanz-  sowie  jedes  andern  Ministe- 
riums, vergleicht  sie  mit  den  Rechnungen,  erkennt  über  ihre 
Form-  und  Zifferrichtigkeit  und  veröffentlicht  das  hierüber 
au^nommene  Protokoll. 

Nur  für  seine  eigene  Handlungen  und  nur  dem  Staats- 
oberhaupte ist  der  Minister  verantwortlich;  die  Solidarität 
de»  JÜnisterrathes  und  die  Yerantwortlichkeit  gegenüber  den 
gesetzgebenden  Körpern  haben  aufgehört. 

Sollten  gegen  die  Amtstreue  des  Ministers  Anschuldi- 
gungen auftauchen,  so  ist  es  der  Senat,  welcher  ihn  in  An- 
klagestand versetzt  und  entweder  den  gewöhnlichen  Gerichten 
überweist,  oder,  wenn  es  sich  um  Attentate  gegen  die  Sicher- 
heit des  Staates  handelt,  bei  dem  Kaiser  die  Verweisung 
an  den  obersten  Staatsgerichtshof  beantragt.^   '^ 

2.    Innere  Abtheilimgen  des  FinanzminiBteriiims. 

Das  Finanzministerium  (im  engeren  Sinne)  besteht  unter 
unmittelbarer  Leitimg  des  Ministers,  aus  dessen  Kabinet e, 
wo  die  an  die  Person  des  Ministers  einlangenden  Korrespon- 
denzen geöffnet,  seine  telegraphische  und  Privatkorrespon- 
denz besorgt,  die  Audienzen  bei  ihm  vermittelt,  einzelne 
vorbehaltene  Stücke  bearbeitet  werden-,  aus  zwei  Präsidial- 
Abtheilungen  und  aus  mehreren  Centralbehörden ,  von  denen 

*  VerfaMong  vom  22.  Januar  1852. 
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einige  als  zu  d«ta  Finanzminis teriäm  selbst  gehörig,  andere 
(die  Oeneraldirektionen  und  die  Münzkommission)  ak  ausser 
demselben  y  gewissermassen  als  ihm  untergeordnete  InstanaiBn 
betrachtet  werden. 

Die  beiden  Präsidial-Abtheilungen  sind: 
'I.    Die  Personaldirektion  und  Generalinspek- 
tion (gegenwärtig  in  zwei  von  einander  unabhängige  Bu- 
seaux  gesondert). 

Von  der  Personaldirektion  werden  alle  rom  Minister 
abhängige  oder  von  ihm  dem  Kaiser  vorzulegende  Besetzun- 
gen^ Beförderungen^  Auszeichnungen  u.  dgL  vorbereitet,  die 
Einlaufe  für  das  Ministerium  eröflhet,  die  Akten  für  die  von 
dem  Minister  za  erstattenden  Vorträge  oder  zu  leitenden 
Berathungen  geordnet. 

Die  Generalinspektion  ist  eine  der  Finanzverwaliung 
Frankreichs  und  den  ihr  nachgebildeten  Finanzverwaltungen 
eigethümliche  Institution. 

Bei  sechzig  Personen ,  Generalinspektoren  out  den  ihnen 
zugetheilten  Inspektoren  und  Unterinspektoren,  bereisen  jähr- 
lich Frankreich  und  die  Kolonien,  um  in  alle  Zweige  des 
Finanzdienstes  Einsicht  zu  nehmen.  Dort  wo  sie  antreffen, 
setzen  sie  sich  mit  den  Chefs  der  einzelnen  Verwaltunga- 
zweige  unmittelbar  in  Verbindung^  und  es  gibt  nichts,  was 
ihrer  Untersuchung  entzf^en  werden  dürfte.  Man  dringt 
darauf,  dass  während  ihres  Aufenthaltes,  soweit  thunlich, 
alle  Beamten  anwesend  seien;  die  bereits  ertheilten,  aber 
noch  nicht  angetretenen  Urlaube  verlieren  ihre  Kraft  ^  sowie 
der  Generalinspektor  eintrifft,  es  sei  denn,  dass  dieser  sie 
bestätigt. 

Ihre  Bemerkungen  theilen  sie  in  der  Regel  den  betref- 
fenden Agenten  unmittelbar  mit.  Diese  erstatten  an  sie  im 
Wege  der  vorgesetzten  Inspektoren  und  Direktoren  und  unter 
Begutachtung  derselben  ihre  Gegenbemerkungen. 

Diese   Vorlagen    und    die    darüber    verfassten   Schluss- 


benefkuDgen  der  Generalinspektion  gelangen  durch  diese  an 
die  Generaldirektionen  und  die  sonstigen  Cheft  der  einschlä- 
gigen DieDstzweige,  welche  darüber,  iklls  es  nöthig,  die 
gedgneton  Verfügungen  treffen  und  weitere  Aufschlüsse  an 
das  Hinisteiiiiin  erstatten.  In  der  Regel  findet  hierüber  eine 
weitere  Korrespondenz  mit  der  Generalinspektion  nicht  statt« 

Den  Gtoaeralinspektoren  ist  insbyesondere  die  Ueberwa- 
chung  der  Lebensversicherungs-Gesellschaften  anvertraut,  sie 
nehmen  ESnsicht  in  ihre  Bücher  und  Schriften,  scontiren  die 
Kassen,  erhärten  den  aufrechten  Gang  der  Gebahrung,  die 
Berichte  über  ihre  Wahrnehmungen  werden  durch  dea  Fi- 
nanzminifiler  auch  dem  Minister  des  Ackerbaues  und  des 
Händeis  mitgetheilt ' 

Aus  der  Mitte  der  Generalinspektoren  wählt  der  Mini- 
ster auch  seine  Organe  für  ausserordentliche  Missionen  in 
das  Innere  oder  in  das  Ausland. 

Die  Generalinspektion  theilt  sich  in  Sektionen,  deren 
jeder  eine  bestimmte  Reihe  von  Departements  durch  dre^ 
Jahre  zur  Aufsicht  zugetheUt  ist,  die  sie  nach  dieser  Zeit 
mit  einer  anderen  Reihe  zu  Terwechseln  hat 

IL  Das  Generalsekretariat  Dasselbe  stellt  gewis- 
sermass^i  die  Präsidial -Bureaux  des  Ministers  für  die  ein- 
seinen  ihm  unterstehenden  Geschäftszweige  vor;  es  theilt 
och  darum,  unter  der  licitung  des  Generalsekretärs,  in  vier 
sehr  heterogene  Abtheilungen,  welche  man,  die  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  üblichen  Benennungen  gebrauchend, 
folgendermassen  bezeichnen  könnte: 

a)  Hilfsämter-Direktion  (depÄches,  archivea  et 
oonireseing).  Protokoll,  Expedit,  Registratur,  Kontraägna- 
tar  der  Erlässe  des  Ministers  (unter  Einem  Bureau-Chef). 

b)  Ökonomat  (service  central  du  mat6riel)  ^genüiches 
Ökonomat,  Gebäude-Inspektorat,  Verrechnung  der  Spezialaus- 
gaben  des  Ministeriums ,  Bibliotheks-Verwaltung  (Ein  Bureau). 

*  Dekret  vom  16.  Juiiiar  1854. 
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c)  Präsidial-Rechnungs-  und  Kassaabtheilung 
(ordonnancement  et  comptabilit6  speciale).  Budget,  jährliche 
und  monatlicbe  Yertheilung  der  Geldmittel,  Kontrolle  der 
Verwendung  der  den  einzelnen  Ministerien  bewilligten  Kre- 
dite, Vorbereitung  der  vom  Minister  zu  unterzeichoeDden 
Zahlungsanweisungen,  Buchführung  über  die  Ausgaben  des 
Finanzministeriums,  Korrespondenz  mit  den  andern  zu  Aus- 
zahlungen ermächtigten  Behörden  und  Personen,  VenOüfint- 
lichung  der  Rechnungen  und  sonstigen  Zahlen -Dokumente 
des  Ministeriums  (Eän  Bureau,  unter  Einan  Unterdirektor 
und  einem  Bureauchef). 

d)  Präsidialabtheiluug  für  Verwaltungs-Ge- 
genstände (administrations  financi^res).  Vorbereitung  der 
Entscheidung  des  Ministers  über  die  Anträge  der  General- 
direktionen (soweit  sie  nicht  das  Personale  betrefifen),  Kor- 
respondenz mit  den  anderen  Ministerien,  den  Präfekten, 
anderen  Würdenträgem,  mit  Gemeinden  und  Privaten  über 
deren  Rekurse  gegen  Entscheidungen  der  General-Direktionen, 
Entscheidung,  ob  es  von  Seite  der  Finanzverwaiftaig  zu 
einer  Berufung  an  den  Staatsrath  kommen  zu  Iwübh  sei, 
die  Liquidation  der  alten  Cävilliste,  die  Begutachtung  von 
Handels-  und  Schif!b.hrtsverträgen,  Postkonventionen.  (Unter 
einem  Unterdirektor  in  zwei  Bureaux,  das  eine  fllr  die  direk- 
ten Abgaben,  die  Forste,  das  Enregistrement,  die  Domänen 
und  die  Münze,  das  andere  für  die  Zölle,  andere  indirekte 
Abgaben  und  die  Post) 

Die  als  zum  Ministerium  gehörig  betrachteten  CSentral- 
behörden  sind: 

1)  (DI.)  Die  Abtheilung  für  die  Rechtsangele- 
genheiten (division  du  contentieux  des  finances).  Zuerst 
gegründet  durch,  das  Gesetz  vom  15.  August  1790,  zuletzt 
organisirt  durch  die  Verordnung  vom  31.  Jänner  1852  (unter 
Einem  Abtheilungschef  in  drei  Bureaux). 

Hier  werden  alle  gerichtliche  und  Notariatsakte  l)erathen, 
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weiche  den  Btaataschatz  betreffen,  die  Vertreter  des  leta^ 
tem  gewählt  und  deren  Honorare  bestimmt,  die  Eantions- 
Urkunden  der  Beamten  und  Lieferanten  u.  s.  w.  geprüft, 
die  Einverleibung  der  gmndbücherlichen  Forderungeo  des 
fltantfip  eingeleitet ,  die  gerichtlichen  £kduitte  gegen  die  Btaats- 
sciiiddiier^  Lieferanten  und  Rechnungsleger  vorgenommen, 
•  die  Bechtsbedingungen  festgesetzt,  unter  denen  die  Geldge- 
schäAe  des  Staates  asu  sefaliessen  sind,  Rechtsgutachten  über 
streitige  das  öffentliche  oder  das  Verwaltungsrecht  betref- 
fende Fragen  gegeben  u.  dgL  Hier  werden  auch  die  Ueber- 
richten  über  die  im  Rechtswege  anhängigen  Aktiv-  und 
Passivforderangen  des  Staates  geführt.  Der  Abtheilungsleiter 
führt  den  Titel  des  Rechtsagenten  des  Staatsschatzes.  Ihm 
steht  ein  eigener  aus  Advokaten,  Agenten  und  Notaren  ge- 
bildeter  Rechtsrath  zur  Seite. 

Die  Abtheilung  erfüllt  beiläufig  die  Funktionen  der  öster- 
reichischen Finanzprokuratur.  Li  den  Departements  gibt  es 
blos  in  den  Hauptorten  Avou6s  zur  Besorgung  der  dort  an- 
hängigen Rechtsgeschäfte,  die  nach  den  Weisungen  der 
Central -Abtheilung  vorgehen. 

2)  (IV.)  Die  Direktion  des  EaBsarevirements 
(du  mouvement  g^ndral  des  fonds ,  —  unter  Einem  Direktor 
und  Einem  Unterdirektor  mit  vier  Bureaux). 

Hier  werden   die  Geldergebnisse  und  Bedür&isse  der 
einzelneu  Kinnahms-   und   Ausgabskassen   des   Reiches  in 
Uebersicht  gehalten,   die  letzteren  aus  ersteren  dotirt,   die 
Bewegungen  der  Fonds  zur  Sicherung  des  Dienstes  und  zur 
Dutzbarsten  Ven^^endung  der  UeberschOsse  angeordnet,  den 
Anordnungen  des  Hinisters  gemäss  Anlehen  abgeschlossen, 
die  Ausgabe  von  Schatzscheinen   und  anderen  öffentlidien 
Kreditspapieren  eingeleitet,  die  Rechnungen  mit  den  General- 
(Departements  -)  Einnehmern  und  den  andern  Korresponden- 
ten des  Staatsschatzes  geführt  und  ausgeglichen,  die  Anwei- 
sungen  auf  dieselben   ausgestellt,   die  Acceptation    der  von 
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ihnen  auf  den  Staatsschatz  gezogenen  Wechsel  bewilligt^  alle 
Aufträge  des  Ministers  in  Kassasachen,  sowie  die  Aufträge 
anderer  Minister  an  die  Staatscentralkasse  r^;istrirt,  vidirt, 
den  Kassen  zur  Vollziehung  übermittelt ,  die  Geldverh&ltnisse 
zwischen  der  Staatscentralkasse  und  der  französischen  Bank 
geregelt,  flir  Rechnung  der  Bewohner  der  Departements 
R>enten  gekauft  und  yerkauft,  das  Hauptbuch  des  Finanz- • 
ministeriums  über  den  Kassadienst  geführt,  die  Beziehungen 
zur  Konaignations  o  und  Depositenkasse  geregelt 

Sie  stellt  die  Jahresrechnung  der  Kosten  des  Kassa- 
dienstes, der  Interessen  der  schwebenden  Schuld  und  der 
Negotiationskosten  zusammen,  welche,  durch  die  bereits 
erwähnte,  vom  Kaiser  ernannte  Kommission  geprttft, 
eine  Beilage  der  Hauptrechnung  des  FinanzministenaBis 
bUdet. 

3)  (V.)  Die  Direktion  der  fundirten  Staats- 
schuld (de  la  dette  inscrite  —  mit  Einem  Direktor  und 
Einem  Unterdirektor  in  fünf  Bureaux).  Sie  besorgt  die  Ver- 
waltung der  fundirten  Schuld ,  die  Führung  des  Hauptbuches 
(le  grand  livre)  über  dieselbe,  die  Eintragungen,  Umschrei- 
bungen, Löschungen  in  diesen  Büchern,  leitet  die  Auszah- 
lung der  flUligen  Renten,  bewilligt  die  Uebertragung  der 
Rentenzahlung  von  einer  Kasse  an  die  andere,  leitet  die 
Empfongnahme,  Umschreibung,  Hinausgabe  und  Verzinsung 
der  Kautionen,  die- Liquidation  der  Literessen,  Prämien  und 
Amortisationen  der  älteren  Anlehen  für  öffentliche  Arbeiten, 
die  Eyidenzhaltung  und  Vollziehung  der  gerichtlichen  und 
administrativen  Verbote^  Pfändungen,  Verkäufe  aller  der 
genannten  Staatspapiere  u.  d.  gl.  Auch  die  Pensionen  der 
Beamten,  die  Dotationen  der  Senatoren  und  ähnliche  Leib- 
renten werden  als  Ijiskriptionen  auf  das  grosse  Buch  der 
Staatsschuld  behandelt^  und  unterliegen  dergestalt  der  Kon- 
trolle dieser  Abtheilung  des  Finanzministeriums. 

Die  Direktion  der  Staatsschuld  revidirt  die  von  andern 
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vollzogene  Liquidation  der  Pensionsansprüche  und 
ordnet  die  Inskription  aller  Pensionen  an. 

Sie  vollzieht  auch  die  Gesetze  ttber  den  Fortbezog  und 
die  Erlöschung  der  Pensionen. 

IMe  Direktion  der  Staatsschuld  überwacht  endlich  das 
Institut  der  Wechselagenten  von  Paris  und  erstattet  das  Gut- 
achten über  die  VorschlAge  des  Syndikats  der  Agenten  für 
die  Wiederbesetzung  erledigter  Stellen  oder  beziehungsweise 
ftar  die  Genehmigung  öder  Nichtgenehmigung  der  Käufer 
solcher  SteDen.  * 

Unter  den  Bureauchefe  dieser  Direktion  werden  jene, 
welche  mit  der  Führung  des  Hauptbuches  der  Staatsschuld, 
den  Uebertragungen  und  Aenderungen  des  Titels  der  Inskrip- 
tionen und  mit  der  Liquidation  und  Evidenzhaltung  der  Pen- 
sionen beauftragt  sind,  als  streng  verrechnend  und  kautions- 
pflicht^,  der  Ueberwachung  durch  die  Gentralkontroile  des 
Staatsschatzes  und  der  Jurisdiktion  des  Rechnungshofes  un- 
terstehend betrachtet 

IMe  Verwaltung  des  Amortisationsfondes  und  der  Eon- 
flignations-  und  Depoaitenkasse  ist,  wenn  auch  beide  Anstal- 
ten als  von  einander  getrennt  behandelt  werden ,  doch  einer 
besondem  gemeinschaftlichen  Direktion  unter  der  Aufsicht 
einer  Specialkommission  anvertraut  Die  Kommission  besteht 
aus  einem  Senator,  einem  Mitgliede  des  legislativen  Körpers, 
einem  Sektionschef  des  Rechnungshofes,  einem  Generalin- 
spektor der  Finanzen  und  dem  Bcmkgouvemeur.  Dem  Di- 
rektor steht  für  jede  der  beiden  Anstalten  ein  Kassier,  als 
verantwortlicher  Rechnungsl^er  zur  Seite. 

Die  OberauMcht  ist  dem  Finanznünisterium  vorbehalten. 

4)  (VI.)  Direktion  der  Finanzbuchhaltung  (de 
la  oomptabilit^  g^^rale  des  finances ,  —  mit  Einem  Direktor 

•  Geaeu  vom  28.  Vent.  an  IX.  (20.  März  1801),  Ord.  vom  29.  Mai  1816. 
Die  WechMlagenten  in  anderen  Städten  und  die  Waarenmäckler  unterste- 
llen dem  Minister  des  Handels. 
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und  ESnem  Unterdireklor  in  fünf  Bureaux).  Dieselbe  bat 
die  Aufgabe  in  allen  Yerrechnungszweigen  (aach  jenen,  die 
andern  Ministerien  untersteben)  die  gleiche  Form  der  Reeh- 
nungslegung  zu  erhalten,  periodisch  die  Rechnungen  und 
deren  Belege  zusammenzustellen^  die  Ergebnisse  zu  prüfen, 
sie  in  ihre  Hauptjoumale  und  Hauptbücher  einzutragen  und 
daraus  die  Hauptrechnung  zu  bilden,  welche  der  Minister 
dem  Kaiser  vorlegt,  und  welche  dann  gleichzeitig  mit  den 
Entscheidungen  des  Rechnungshofes  den  mitwirkenden  legis- 
lativen Grewalten  mitgetheilt  wird. 

?  Sie  wacht  femer  darüber,  dass  die  Rechnungen  aller 
vom  Finanzministerium  abhängigen  Rechnungsleger  (also  so- 
wohl der  Ausgabs-  als  der  Einnahmskassen,  der  Zoll-,  Steuer^ 
und  Gebührenämter  etc.)  in  ihren  Rechnungen  ein  treues 
Bild  aller  ihnen  überwiesenen  Staatsforderungen  und  Staats- 
lasten darstellen  und  dass  die  Staatsabgaben  binnen  der 
voigezeichneten  Fristen  hereingebracht  werden. 

Sie  setzt  den  Minister,  filr  sich  allein  oder  im  Einver- 
nehmen mit  der  Direktion  des  Kassarevirements,  von  den 
entdeckten  Unregelmässigkeiten  in  Kenntniss  und  schlägt  ihm 
die  Mittel  zur  Abhilfe  und  zur  Sicherung  des  Staatsschatzes  vor. 

Sie  liefert  den  Staatsvoranschlag,  die  Jahresrechnung, 
die  Rechnungsgrundlagen  zu  Vorschlägen  für  Supplementar- 
kredite^  für  Aenderung  der  Bestimmung  der  bewilligten  Sum- 
men u.  dgl.  Sie  steht  mit  den  Rechnungsabtheilungen  der 
andern  Ministerien  Behufs  der  Centralisirung  der  Gesammt- 
einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  in  Verbindung. 

Sie  hat  die  Vorprüfung  der  Rechnungen  aller  Rechnungs- 
leger  des  Finanzministeriums,  sie  verfasst  die  vergleichen- 
den Ausweise^  welche  dem  Rechnungshöfe  als  Grundlage 
der  Endprüfung  dienen.  Sie  überwacht  endlich  die  Rech- 
nungslegung und  Kassagebahrung  der  Gemeindekassen,  öf- 
fentlichen Krankenhäuser,  Annenanstalten  und  anderer  öffent- 
licher Institute. 
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5)  und  6)  (YII  und  Vin.)  Die  Staatscentralkasse 
(aervice  du  caisier-payeur-central)  unter  dem  Gentralkassen- 
Zahlmeister  in  zwei  Abtheilungen,  mit  dem  Untercentral- 
kassier  und  dem  Untercentralzahlmeister,  zwei  Bureauchefi, 
zwei  Rechnungsabtheilungen,  vier  Unterkassiers  und  Tier 
Dnterzahlmeistem ,  und  die  Äbtheilung  für  dieCentral- 
kon  trolle  unter  einem  Centralkontrollor  und  einem  Central- 
koDtroUors-Adjunkten  in  drei  Sektionen. 

Die  Gentralkasse  handelt  nur  über  allgemeine  oder  be- 
sondere  Ermftchtigung  der  Direktionen  des  Eassarerirements 
und  der  Staatsschuld.  Sie  nimmt  'die  Abführen  der  Einnahms- 
kassen in  Empfang,  empfängt  die  Einzahlungen  auf  Staats- 
anleben  und  andere  in  Paris  fallige  Staatseinnahmen,  realisirt 
die  Wechsel  und  Anweisungen  der  Generaleinnehmer  und 
anderer  Korrespendenzen  in  den  Departements,  erhebt  die 
etwa  nöthigen  Proteste  und  sendet  die  protestirten  Efifekten 
den  Korrespondenten  zurück  oder  leitet  sie  über  Auftrag  an 
die  Abtheilung  für  Rechtsgeschftfte  Behufs  der  nöthigen  ge- 
richtlichen Schritte. 

%e  besorgt  alle  Centralauslagen  (fllr  Staatsschulden, 
Pensionen,  die  einzelnen  Ministerien),  stellt  die  Dotationen 
der  Ausgabskassen  in  Aui^abe,  acceptirt  und  bezahlt  die  auf 
den  Staatsschatz  gezogenen  Wechsel  der  Gfeneraleinnehmer, 
der  Schatzmeister  in  den  Kolonien  und  anderer  Korrespon- 
denten des  Schatzes,  übersendet  ihnen  die  allenfalls  nöthigen 
Baarfonds,  besorgt  die  Ausgabe  und  Einziehung  der  Staats- 
papiere, und  die  yerzinsliche  Anlegung  der  zu  diesem  Zwecke 
ihr  übergebenen  Fonds. 

ISne  e^ene  Abtheilung  besoigt  die  Zahlungsanweisungen, 
eigene  Bureaux  führen  die  Korrespondenz,  verfassen  die  Ta- 
gesausweise u.  dgl. 

Die  Abiheilung  für  die  Centralkontrolle  über  die  Staats- 
centralkasse  gegenzeichnet  ihre  Quittungen,  Einiragungen 
u.  dgl.,  übergibt  dem  Mmister  jeden  Abend  eine  Uebetsicht 
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über  die  Tollzogenen  KaasaoperatiODen^  konstatirt  den  ver- 
bleibenden und  in  die  Hauptkasse  (ausschliesslich  in  Münze 
oder  in  Bankbillets)  zu  hinterlegenden  Eassarest  und  führt 
einen  der  Schlüssel  der  Hauptkasse.  Sie  übt  auch  die  Kon- 
trolle über  die  Führung  des  grossen  Buches  der  Staatsschuld, 
die  Uebertragungen  und  Aenderungen  der  Inskriptionen  und 
die  Vorschreibung  der  Pensionen  bei  der  Direktion  der 
Staatsschuld.  Sie  g^enzeichnet  die  dem  Rechnungshofe  zu 
Inenden  Jahresrechnungen. 

Dem  Finanzniinisterium  untersteht  auch  die  durch  das 
Gesetz  vom  20.  Jänner  1835  errichtete  Kommission  zur 
Verwaltung  und  Liquidation  der  alten  Ciyilliste 
Carls  X. 

Auch  hat  es  in  seinem  Dienste  einen  eigenen  Wechsel- 
agenten ^  einen  Architekten,  drei  Aerzte,  eine  Lithographie, 
eine  Buchbinderei,  ein  Möbelmagazin ^  einen  Inspektor  des 
inneren  Dienstes ,  mehrere  Portiere,  ßausmeister,  Hausknechte 
(die  unter  einem  eigenen  Brigadier  und  Sousbiigadier  stehen), 
einen  MilitärfeldwebeL 

Ausserdem  werden  vom  Staate  fllr  das  Kabinet  und  das 
Haus  des  Ministers  (das  Hotel  des  Finanzministers  ist  voll- 
kommen vom  Staate  eingerichtet)  fünf  Thürhüter  (huissiers), 
fünf  Amtsboten ,  zwei  Bureaudiener,  ein  Silberbewahrer,  drei 
Zimmerputzer,  eine  Zimmerfrau  (femme  de  chai^e),  einSi* 
gellirer,  ein  Hausknecht,  zwei  Kutscher  besoldet. 

Unmittelbar  vom  Finanzministerium  und  den  als  zu  ihm 
gehörig  betrachteten  Centralstellen  abhängig  sind  die  „aus- 
wärtigen Rechnungsleger^  in  den  Departements  und 
Kolonien,  vor  allen  die  General-  und  Specialeinnehmer 
(receveurs  g^n^raux  et  particuliers)  und  die  Zahlmeister 
(pajeurs).  Li  jedem  Departement  ist  ein  Greneraleinnehmer 
aufgestellt;  die  Specialeinnehmer  haben  in  den  Arrondisse- 
ments,  wo  kein  Generaleinnehmer  sich  befindet,  ihren  Sitz.  Die 
Specialeinnehmer  empfangen  die  Gelder  von  den  einzelnen 
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Qef&lls&mtem  und  den  Lokaleinnehmern  (percepteurs)   der 
kiekten  Steuern  und  führen  sie  an  den  Greneraleinnehmer 
ab,  der  zugleich  Spezialeinnehmer  des  Arrondissements  sei- 
nes Standortes  ist    Dem   Greneraleinnehmer  sind   übrigens 
auch  manche  unmittelbare  Einnahmen  anrertraut,  z.  B.  die 
Bergwerksabgaben,  die  Privilegiums-,  die  Universitäts-,  die 
Schttltaxen  y  die  Vei^ütungen  mehrerer  Gesellschaften  für  die 
Kosten  ihrer  Ueberwachung,  manche  Einkünfte  der  Departe- 
ments, sie  besorgen  für  die  Direktion  des  Eassareyirements 
manche  Wechselzahlungen,  die  Uebemahmen  und  Auszah- 
lungen für  Rentenan  -  und  Verkäufe  der  Einwohner  der  De* 
partements,  für  die  Direktion  der  Staatsschuld  die  Auszahlung 
filliger  Renten,  für  die  Depositen-  und  Eonsignationskassa 
die  Uebemahme  und  Auszahlung  von  den  verschiedenartigsten 
Depositen  und  zur  verzinslichen  Anlage  bestimmten  Kapitalien. 
Die  Zahlmeister  befinden  sich  an  den  Hauptorten  der 
Departements  und  in  einigen  grossen  Häfen,  sie  bestreiten 
die  Ausgaben  aller  Ministmen  und  es  gibt  nicht  Spezialzahl- 
meister  für  die  Auslagen  einzelner  Ministerien.  —  Bei  den 
Heeren  im  Auslande,  in  den  Kolonien  und  in  Algier  sind 
die  Einnahms-  und  Ausgabskassen  vereint,  in  Algier  ist  so- 
gar die  Postdirektion  mit  ihnen  verbunden. 

8.    Die  Ctoneraldirektionen  und  die  MfinzkonmiiBsioiL 

Wir  kommen  nun  zur  Darstellung  jener  Zentralbehörden 
der  Finanzverwaltung ,  welche  als  ausser  dem  Mnanzministe- 
rimn  stehend,  gewissermassen  als  Hittelinstanzen  betrachtet 
werden.  Es  sind  diess  die  Generaldirektionen  der  einzelnen 
Gefidlszweige  und  die  Münzkommission. 

Es  gibt  folgende  Generaldirektionen:  Die  der  direkten 
Steuern,  des  Enregistrements  und  der  DomÄnen, 
des  Zollwesens,  des  Tabaks  und  der  indirekten  Ab- 
gaben, der  Posten,  der  Forste. 

Hock,  Finonzverwaltung  Prankreichs.  2 
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1)  Die  Generaldirektion  der  direkten  Steuern 
(unter  einem  Generaldirektor  und  zwei  Administratoren  in  vier 
Bureaux)  hat  die  Verwaltung  der  vier  sogenannten  direkten 
Steuern  Frankreichs:  der  Grund-,  der  Thür-  und  Fenster-,  der 
Personal-  und  Wohnungs-  und  der  Erwerbsteuer  (contributions 
fonci^re,  portes  et  fenötres,  personelle  et  mobili^re,  patentes). 

Unter  ihr  stehen  die  Direktoren  der  direkten  Steuern  in 
den  Departements  mit  den  ihnen  untergeordneten  Inspektoren 
und  Kontrolloren  ^  Geometem,  Konunis,  und  wenigstens  in 
administrativer  Besüehung  die  Lokaleinnehmer  der  direkten 
Steuern  in  den  Gemeinden  oder  Cantons. 

Die  Generaldirektion  der  direkten  Steuern  hält  die  ver- 
schiedenen Steuerkassen  in  Ordnung,  prüft  die  Arbeiten  der 
Landvermesser,  Schatzmeister  (classificateurs)  u.  dgl.  in 
Betreff  des  Grundsteuerkatasters,  bildet  den  Voranschlag  der 
direkten  Steuern^  bestimmt  bei  den  fixirten  Steuern  die 
Steuerquote  der  einzelnen  Departements,  prüft  die  Entschei- 
dung der  verschiedenen  die  Steuerquote  bemessenden  Kör- 
perschaften ,  begutachtet  die  Anträge  der  Departemental-  und 
Gemeinderäthe  auf  Steuerzuschläge,  bestimmt  die  Thür-  und 
Fenstersteuertaxe  und  die  Grebühr  jeder  Erwerbsteuerklasse 
in  den  einzelnen  Gemeinden,  entscheidet  über  die  admini- 
strativen Rekurse,  beantragt  bei  dem  Minister,  ob  der  Rechts- 
weg in  Steuersachen  zu  betreten  oder  fortzusetzen  sei;  be- 
sorgt die  statistischen  Arbeiten  zur  Ermittlung  des  wahren 
Werthes  und  Ertrages  der  Grundstücke  im  Vergleiche  mit 
den  Angaben  des  Katasters,  über  die  Vertheilung  der  direk- 
ten Steuern,  die  besonderen  Departemental-  and  Gemeinde- 
einkünfte u.  dgl.  Sie  erstattet  endlich  ihr  Gutachten  über 
die  Aenderungen  in  der  Besteuerung  einzelner  Objekte,  über 
die  Vertheilung  der  ftkr  Steuemachlässe,  für  Entschädigungen 
und  Unterstützungen  von  einzelnen  Steuerpflichtigen  bestimm- 
ten Summen,  über  die  Gesuche  um  Steueränderungen  und 
Steuerabschreibungen. 
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2)  Die  Generaldirektion  des  Enregistrefients 
und  der  Domänen  (unter  Einem  Direktor  und  vier  Ad- 
ministratoren in  14  Bureaux).  Unter  Enregistrement  in  der 
hier  gebrauchten  weitern  Bedeutung  ist  alles  begriffen,  was 
man  in  andern  Ländern  unter  Grebühren  von  Rechtsgeschäften 
versteht)  ausserdem  versteht  man  darunter  den  Stempel  (der  in 
Frankreich  nicht  theilweise  die  Stelle  jener  Gebühren  vertritt), 
die  Gerichts-  und  Grundbuchsgebühren  und  Gerichtsstrafen,  die 
Reise-  und  Jagdpassgebühren ,  die  Eanzleitaxen  für  Legalisi- 
rongen  und  Vidimirungen ,  die  sogenannten  droits  de  sceau 
(Eanzleitaxen  fttr  gewisse  der  Ausfertigung  imter  dem  Staats- 
siegel bedürfenden  Expeditionen) ,  die  Antheile  an  den  Spor- 
tein der  Crerichts*  und  Grundbuchsbeamten  u.  dgl.  Unter 
der  Generaldirektion  steht  auch  die  Stempelpapierfabrikation. 
Den  Hauptgegenstand  der  Domänenverwaltung  bilden  jetzt 
die  Evidenzhaltung  der  Staatsgebäude  und  deren  Inventarien, 
sowie  der  Staatsforste,  deren  Vertretung  in  Eugen thumsstrei- 
tigkeiten,  die  Verwaltung  der  Staatsgebäude  während  der 
Zeit,  als  sie  nicht  einem  andern  Zweige  des  öffentlichen 
Dienstes  zur  Benützung  zugewiesen  sind. 

Hlezu  kommt  die  Verwaltung  der  wenigen  noch  vor- 
bandenen  nutzbaren  Objekte  des  Staatseigenthums ,  die  Er- 
mittlung und  Einzidiung  von  Kaduzitäten,  herrenlosen  Ge- 
genständen, in  den  Eisenbahn-,  Post-,  Messs^eriebureaux 
und  deren  Transportmitteln  gefundenen  G^enständen,  in 
Meeren  oder  schiffbaren  Flüssen  neu  entstehenden  Terrains  etc. 
Die  Güter  der  Zivilliste  liegen  ausserhalb  des  Wirkungskrei- 
ses der  Domänenverwaltung. 

Femer  werden  von  den  Enregistrements-  und  Domänen- 
bureaux  die  Nebeneinkünfte  der  Forste,*  die  Pachtschillinge 
für  Fischereirechte,  die  Beiträge  der  Gemeinden  und  öffent- 
lichen Institute  it3a:  die  Forstaufsicht ,  die  Erlarägnisse  der  unter 
der  Verwaltung  des  Ministeriums  des  Ackerbaues  stehenden 
Schäfereien,    Zuchtst&lle,    Qestütte   u.   dgl.,   der    Badeorte, 
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der  E(löB  für  die  von  den  Werkschulen  erzeugten  Gegen- 
stände, fbr  die  unbrauchbar  gewordenen  Materialien  der 
verschiedenen  Zweige  der  öfFentlichen  Verwaltung  eingehoben 
und  verrechnet  Sie  besorgen  auch  verschiedene  Material- 
einkfiufe  für  andere  Zwdige  der  FinanzverwcJtung. 

In  ihrer  Verwahrung  befinden  sich  endlich  die  Kautionen 
der  Journalisten  und  der  verrechnenden  Beamten  der  Spital- 
und  anderer  Wohlthätigkeitsanstalten. 

Der  Generaldirektion  ist  ein  eigener  Rechtsrath  beige- 
geben, sie  besoldet  ihre  eigenen  Advokaten,  Rechts-  und 
Wechselagenten,  Notare,  Architekten. 

In  jedem  Departement  besteht  eine  Direktion  des  En- 
registrements  und  der  Domänen,  zusammengesetzt  aus  einem 
Direktor  und  einem  Inspektor,  dem  mehrere  ambulante  Veri- 
ficatoren  und  in  jedem  Arrondissement  ein  und  dort,  wo 
grössere  Gerichte  bestehen,  zwei  und  mehrere  Gebtthren- 
ämter  (Einnehmer)  unterstehen. 

Unter  seiner  Leitung  stehen  auch  die  Stempelämter  und 
Stempelmagazine,  und  die  Grundbuchs-  und  Hjpolheken- 
führer  (conservateurs  des  hypoth^ues)  am  Sitze  jedes  Zivil- 
tribunals. Sie  werden  aus  alten  verdienten  receveurs  ge- 
wählt, sind  kautionspflichtig,  und  beziehen  statt  der  Gehalte 
bestimmte  reichlich  bemessene  Gebühren.  Ihre  Grebahrung 
steht  auch  in  Beziehung  auf  das  Grundbuchswesen  unter  der 
Kontrolle  der  höheren  Beamten  der  Enregistrements. 

Diese  üben,  sowohl  ihnen  als  den  Notaren,  Gerichts- 
dienem  und  selbst  den  Gerichtskanzleien  (greflfiss)  gegenüber, 
gewissermassen  eine  richterliche  Aufsicht  aus  und  zeigen 
vorgefundene  Mängel  in  der  Führung  jener  Rechtsagenten 
und  Rechtsinstitute  den  Gerichten  zur  Ahndung  an. 

In  Algerien  bestehen  zwei  Direktoren  ohne  Inspektoren 
und  Ein  Inspektor  ohne  Direktor. 

3)  Die  Generaldirektion  des  Zollwesens  und 
der    indirekten    Abgaben.      (Unter    Einem    Direktor, 
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6  Administratoren  und  einem  Divisionschef  in  24  Buieaux.) 
Die  Geschäfte  dieser  Gteneraldirektion  waren  vor  1848  unter 
3  Generaldirektionen  vertheilt,  die  des  Zollwesens,  des  Ta- 
baks, der  indirekten  Abgaben.  Das  Erspaningssjstem  des 
Jahres  1848  veranlasste,  die  Generaldirektion  des  Tabaks 
mit  jener  der  indirekten  Abgaben  zu  vereinen.  Letztere  wurde 
aber  durch  die  gegen  sie  gerichteten  Bewegungen  desselben 
Jahres  1848  dergestalt  demoralisirt^  dass  man  genöthiget 
war^  sie  durch  das  Dekret  vom  27.  Dezember  1851  ganz 
aufeulOsen  und  der  Verwaltung  des  Zollwesens  einzuverlei- 
ben, welche  sich  auch  in  jenem  verhängnissvollen  Jahre  be* 
währt  hatte. 

Viel  trug  zu  dieser  Massregel  wohl  auch  das  persönliche 
Ansehen  des  damaligen  Generaldirektors  des  Zollwesens, 
Herrn  Gr^terin  bei,  Staatsrathes,  Grossoffiziers  der  Ehren- 
legion, Mitgliedes  ^es  Institutes,  den  man  als  die  Seele  des 
ganzen  administrativen  Theils  des  Blnanzministeriums  be- 
trachtet und  in  dessen  Händen  man  alle  diese  Gef&Ue  am 
besten  bewahrt  hoffte. 

Die  dergestalt  unter  Einer  Leitung  vereinten  Abgaben 
sind:  die  Zölle ^  die  Nebengebühren  (Zettel-,  Niederlags-  und 
8i^elgelder,  droits  de  timbre,  de  depot,  des  plombs),  die 
Steuer  vom  inländischen  Zucker,  die  gleichartigen  Abgaben 
in  den  Kolonien,  die  SeeschüBlEdirts-,  Hafen-  und  Kontumaz-« 
gebühren  und  die  Steuer  auf  das  in  den  See-  und  in  den 
Salinendistrikten  von   grossen  Privatgesellschaften   erzeugte 
Salz ;  die  Steuer  auf  die  Zirkulation  und  den  Klein  verschleiss 
von   Wein,  Obstwein,  Meth,  auf  die  Konsumtion  von  ge- 
brannten   geistigen   Flüssigkeiten,   auf  die  Erzeugung   von 
Bier,  auf  das  öffentliche  Fuhrwerk  und  die  Eisenbahnen,  die 
Verzehrungssteuer  in   geschlossenen  Städten,   die  licensen 
zum  Betriebe  steuerpflichtiger  Gewerbe,  die  Abgaben  für  die 
innere  Schifffahrt,  die  Brttckenmäuthe  und  Üeberführabg^- 
ben,  der  Punzirungs-  und  der  Kartenstempel,  das  Tabak-  und 
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das  Schiesspulvermonopol ,  die  Strafgelder  für  Uebertrefcungen 
dieser  OeAlle. 

Die  Oeneraldirektion  erläutert  die  ZollTorschriften,  er- 
stattet die  Anträge  auf  Abänderung  derselben  ^  b^utachtet 
Handels  -  und  SchiSTahrtsyerträge ,  wirkt  bei  Erläuterung  und 
Abänderung  des  ZoUtarifes  mit,  gestattet  die  Rückzahlung 
zur  Ungebühr  entrichteter  Abgaben ,-  die  Zollermässigung  für 
havarirte  Waaren,  die  zollfreie  Rückeinfiihr  unverkauft  ge- 
bliebener firanzösischer  Erzeugnisse ,  die  ausnahmsweise  gün- 
stigere Behandlung  von  Büchern ,  Maschinen  und  Werkzeugen, 
die  Prämien,  Zoll-  und  Steuerrestitutionen  für  ausgeführte 
Waaren  und  theilweise  auch  für  die  grosse  und  kleine  Fi- 
scherei ^  und  die  Einsalzung  der  Fische  am  Lande.  Sie  be- 
antragt und  erläutert  die  Differeuzialzölle  zu  Lasten  der 
fremden  Schiffe,  die  Schiffiahrts-  und  Hafengebühren;  sie 
leitet  die  Finanzverwaltung  in  den  überseeischen  Kolonien 
und  Faktorien ,  führt  die  Uebersichten  über  die  Seeschifffahrt 
und  veröffentlicht  die  Ausweise  über  den  Ibudel  Frankreichs 
und  die  Ergebnisse  der  anderen  indirekten  Abgaben. 

Diese  Attribute  der  Generaldirektion  berühren  vielfach 
den  Wirkungskreis  des  Handelsministeriums  und  werden 
daher  auch  durch  die  Entscheidungen  des  letzteren  und  die 
Thätigkeit  der  diesem  untergeordneten  berathenden  und  be- 
gutachtenden Behörden  vielfach  bestimmt  und  beschränkt 
Bei  dem  Handelsministerium  besteht  nämlich  der  oberste 
Handels  -  und  Industrierath  (zuletzt  organisirt  durch  das  De- 
kret vom  2,  Februar  1853),  unter  dessen  Attribute  die  Be- 
gutachtung des  ZoUtarifes,  der  Handels-  und  SchiflBhhrts- 
verträge,  der  Handelsgesetzgebung  Algiers  und  der  Kolonien, 
der  Unterstützungen  für^  die  grosse  Fischerei ,  der  Eolonisa- 
tions-  und  Auswanderungsfragen  gehört  Der  Generaldirektor 

*  Die  Prämien  für  die  grosse  Fischern ,  insoweit  sie  über  die  Steuer- 
freiheit des  verwendeten  Salzes  and  der  eingeführten  Fische  hinausgehen, 
werden  vom  Karineminlslerium  bemessen. 
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der  Zölle  und  der  indirekten  Abgaben  ist  ein  ständiges  Hit- 
glied dieses  Rathes.  —  Vom  Handelsministeriuni  hängt  anch 
das  beraihende  Industriekomitee  (comit6  consnltatif  des  arts 
et  metiers)  ab,  gegründet  durch  deli  Regierungsbeschluss 
Tom  16.  Oktober  1791,  organisirt  durch  die  Ministerialde- 
krete  vom  4.  März  1804,  24.  März  1806,  20.  Mai  und  8.  Sep- 
tember 1848 ,  welches  in  zollämtlicher  Beziehung  auf  Grund 
der  Gesetze  vom  7.  Juni  1820,  6.  Mai  1841  und  9.  Juni  1845 
den  Werth  der  eingeführten  Präcisionswerkzeuge,  dann  die 
Beschafifenheit  und  den  Werth  der  eingeführten  Maschinen 
nnd  Vorrichtungen  Behufs  der  Bemessung  des  EänfuhrzoUes 
^mittelt  und  die  Prämien  für  die  ausgeführten  oder  dem 
internationalen  Verkehre  gewidmeten  in  Frankreich  gebauten 
Dampfmaschinen  bestimmt  Femer  ist  ihm  die  durch  das 
Gesetz  rem  27.  Juli  1822  errichtete  Expertenkommission 
untergeordnet,  welche  die  Waaren  beurtheilt,  deren  Tarifi- 
rung  oder  deren  inländischer  Ursprung  zweifelhaft  ist,  die 
Mittel  zu  ihrer  Unterscheidung  und  zur  Entdeckung  allfäl- 
liger Unterschleife  angibt,  und  überhaupt  über  schwierige 
Tarübfragen  als  ausschliessende  Instanz  entscheidet  (Gresetz 
Tom  1.  September  1852).  Sie  besteht  aus  drei  vom  Staate 
besoldeten  Kommissären ,  denen  der  Minister  für  jeden  be- 
sondem  Fäll  zwei  S[aufleute  oder  Fabrikanten  mit  consulta- 
tiTer  Stimme  beigesellt  Endlich  untersteht  dem  Handels- 
ministerium die  Kommission  zur  jährlichen  Festsetzung  der 
den  offiziellen  Handelsausweisen  zu  Grunde  zu  Inenden  wirk- 
Ucben  Waarenwerthe.  Das  Handelsministerium  ist  es  such, 
welches  nach  gepflogener  Einnahme  mit  dem  Finanzministe- 
rium die  Gesetzesentwürfe  über  authentische  Erläuterungen 
oder   über  Abänderungen   des  Tarifs  yerfasst  und    an   den 

Staalsrath  leitet 

Die  Generaldirektion  übt  theils  selbstständig,  theils  mit 
Genehmigung  des  Ministers  das  Recht  der  Nachsicht  und 
Milderung  der  Strafen  wegen  GefäUsübertretungen,  beantragt, 
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ob  gerichtliche  Schritte  einzuleiten  und  wie  weit. sie  zu  ver- 
fMgm  sind,  und  vertheilt  die  Strafgelder-Ueberschüsse.  Sie 
überwacht  die  Salzerzeugung  und  die  Einhebung  der  Steuer 
von  derselben ,  die  inländische  Tabakerzeugung,  den  Tabak- 
materialankauf, die  Tabakfabrikation  und  den  Tabak-  und 
Pulververschleiss ,  sie  entwirft  und  erlftutert  den  Tabak- 
und  Verzehrungssteuertarif,  sie  hat  die  Polizei  über  die 
innere  SchifRahrt  auf  Flüssen  und  Kanälen,  regelt  und 
erklärt  die  betreffenden  Tarife ,  sowie  jene  über  Ueberflihren 
und  Brückenmäuthe.  Sie  bestimmt  die  Beiträge  der  Ge- 
meinden zu  den  Kosten  der  Ueberwachung  der  Steuerlinie 
der  geschlossenen  Städte  und  regelt  die  gegenseitigen  Ver- 
hältnisse bei  der  Verwaltung  der  bei  der  Einfuhr  in  die 
letzteren  zu  entrichtenden  Abgaben. 

Sie  hat  zwei  Rechtsräthe,  fUr  das  Zollwesen  und  die  an- 
dern indirekten  Steuern ,  bestehend  aus  Advokaten ,  Agenten, 
Notaren,  ihre  eigenen  Aerzte  und  (unter  den  24  Bureaux) 
ihre  eigene  Liquidatur. 

In  den  Departements  besteht  dort,  wo  die  Verhältnisse  es 
erlauben  i  eine  vereinte  Direktion,  des  Zollwesens  und  der  in- 
direkten Steuern,  doch  stehen  auch  hier  dem  Direktor  geson- 
derte Inspektoren,  Unterinspektoren  und  überhaupt  ein  ge- 
sondertes Personale  für  jeden  der  beiden  Gefallszweige  zur 
Seite.  In  der  Mehrzahl  der  Departements  sind  die  beiden 
Direktionen  getrennt.  ^ 

Für  die  Ueberwachung  der  Zucker&briken ,  des  Tabak- 
baues und  der  Saline  im  Inneren  des  Landes  bestehen  eigene 
Inspektoren  und  Unterinspektoren ,  ebenso  besondere  Tabak- 
fabriken und  Tabakmagazine  und  besondere ,  diese  kontrolli- 
rende  Inspektoren  für  den  technischen  Dienst. 

In  Algerien  besteht  ein  Zolldirektor  und  in  jedem  der 

*  Eb  bestehen  29  vereinte,  2  Zolldirektoren,  58  Direktoren  der  in- 
direkten Steuern  in  Frankreich,  2  Zolldirektoren  und  2  Inspektoren,  Vor- 
steher des  Dienstes  in  den  Kolonien. 
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drei  Departements,  in  die  es  getheilt  ist^  ein  Tabakinspöktor, 
ein  Tabakmagasdn  und  ein  Ämtsvorsteher  (chef  de  Service) 
für  die  indirekten  Abgaben. 

Das  untergeordnete  Personale  theilt  sich  in  jenes  für  den 
sedentären  Dienst,  Haupt-  und  Nebenamts -Einnehmern  (reoe- 
veors  prindpaux  et  particuliers) ,  mit  EontroUoren,  Waaren- 
beschauem  (värificateurs  et  yisiteurs)^  Kommis  fftr  denZoU- 
dienst,  Haupteinnehmer,  die  zugleich  Tabak-  und  Schiess- 
pulrer- Verleger  sind,  gesonderte  Einnehmer  und  Verleger, 
Eollektanten  (receveurs  ambulants),  Einnehmer  an  den 
Steuerlinien  geschlossener  Städte,  Einnehmer  (buralistes)  in 
einzelnen  Gemeinden,  Einnehmer  und  Eontrollore  für  Pun- 
zirungsgebühren ,  Einnehmer  für  die  anderen  Steuern ,  und  in 
jene  für  den  aktiven  Dienst,  die  Hauptleute ^  Lieutenants, 
Brigadiers,  Unterbrigadiers  und  Aufseher,  Steuerleute,  Unter- 
stenerleute  und  Matrosen  der  Finanzwache,  dann  ambulante 
Kommis  für  die  Verzehrungssteuer  und  das  TabakgeflQle. 

4)  Die  Generaldirektion  der  Posten  (unter  Ei- 
nem Direktor  und  zwei  Administratoren,  in  13  Bm%aux 
und  einem  eigenen  Kabinete  des  Direktors).  Hier  werden 
die  Posttarife  berathen  und  erläutert,  Post-  und  Botenkurse 
und  Poststationen ,  sowie  die  g^enseitigen  Entfernungen  der 
letzteren  festgesetzt,  Vorspanngebühren  angeordnet,  über 
PostgefäUsübertretungen  im  administrativen  Wege  entschie- 
den oder  die  betreffenden  gerichtlichen  Schritte  gethan  und 
beantragt,  die  Verträge  mit  den  Postmeistern,  den  Privat- 
gesellschaften, den  Damp£9chiflFfahrtsuntemehmungen  abge- 
schlossen ,  die  Postverträge  mit  fremden  Staaten  begutachtet, 
ihre  Befolgung  überwacht,  die  Botenvergütung  auf  dem 
flachen  Lande,  die  Briefabgabe  in  den  Wohnungen  geregelt. 

Unter  der  Generaldirektion  und  zwar  unter  der  Leitung 
ünea  eigenen  Amtsvorstandes  (chef  de  service)  und  unter 
der  Ueberwachung  eines  Oberinspektors  steht  der  Postdienst 
in  Paris  und  stehen  die  Postinspektorate  in  den  Departements 
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mit  ihren  PostmeiBteni  und  Postbureaus,  und  den  zahlreichen 
Kondukteuren ,  PostiUons  y  Lahdboten  (facteurs  ruraux) ,  Brief- 
trägern, Wagenmeistem,  Magaziasdienern  u.  dgl. 

Die  Telegraphen  stehen  unter  dem  Ministerium  des 
Innern,  die  Bisenbahnen  unter  jenem  des  Handels  und  der 
öffentlichen  Arbeiten. 

5)  Die  Generaldirektion  oder  Administration 
der  Forste  (unter  Einem  Greneraldirektor  und  drei  Admi- 
nistratoren in  sieben  Bureau).  Dieselbe  verwaltet  das  Wald- 
eigenthum  sowohl  des  Staates,  cJs  der  Gemeinden  und  der 
unter  der  Oberleitung  des  Staates  stehenden  öffentUchen 
Institute,  bestimmt  die  Art  der  Forstkultur,  des  Holzschla- 
ges, der  Forstnebennutzungen,  leitet  die  Verhandlung  über 
die  durch  das  Gesetz  vom  7.  August  1860  angeordneten 
Verkäufe  der  Staatsforste  ^  über  Ablösung  der  Forstdienst- 
barkeiten,  über  die  Gesuche  der  Private  und  Abstockungs- 
bewilligung,  um  Bauten  und  Gewerbkonzessionen  im  Forst- 
raion,  erkennt  im  administrativen  (Vergleichs-)  Wege  über 
Waldfrevel  und  veranlasst  die  diessfalls  erforderlichen  ge- 
richtlichen Schritte. 

Sie  hat  die  Leitung  der  kaiserlichen  Forstschule  zu  Nancy. 
Auch  steht  ihr  die  Aufsicht  über  die  Jagd  und  über  die 
Fischerei  auf  Binnengewässern  zu.  ^ 

In  allen  diesen  Beziehungen  steht  ihr  ein  Advokat  be- 
jrathend  zur  Seite. 

Granz  Frankreich  ist  in  32  Forstbezirke  getheilt,  deren 
jeder  seinen  Forstmeister  (conservateur)  mit  mehreren  Inspek- 
toren und  Unterinspektoren  besitzt,  die  wieder  Forstwarte 
(gardes  g^n^rales)  und  eine  grosse  Zahl  Forstwächter  zu  Pferd 
und  zu  Fuss  in  den  einzelnen  Forsten  unter  sich  haben. 

Ein  eigener  Inspektor  mit  mehreren  Unterinspektoren 

'  Im  Jahre  1849  ist  in  der  französischen  Staatsdruckerei  eine  Samm- 
lung der  die  Forste,  die  Jagd  und  den  Fischfiing  auf  Binnengewässern 
beirefffinden  Gesetze  und  Yorschrilttn  erschienen. 
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Mht  den  technischen  Arbeiten  (Kanälen,   Strassen,  Holz- 
bahnen u.  8.  w.)  vor. 

In  Algerien  sind  drei  Inspektoren  als  Amtsvorstönde 
aufgestellt,   und  ihnen  mehrere  Unterinspektoren  zugetheilt 

Ausser  den  Generaldirektionen  untersteht  dem  Finanz- 
ministerinm  noch: 

6)  Die  Münz-  und  Medaillenkommission  (unter 
Einem  Präsidenten  und  zwei  Gteneralkommissftren).  Die  Kom- 
mission leitet  die  Au^rftgung,  Einziehung  und  Umschmelzung 
der  nationalen  Münzen,  beurtheilt  Schrot  und  Korn  der  frem- 
den Münzen  und  rerfasst  für  dieselben  die  Evalvationstabel- 
len,  wacht  über  die  Befolgung  der  Münzgesetze  und  jenw 
üb^  den  Feingehalt  ron  Gold-  und  Silberwaaren,  leitet  die 
Verfertigung  der  Münz-  und  Punzirungsstempel,  prüft  die 
öffentlichen  Münz-,  Gold-  und  Silberprobirer,  und  entscheidet 
in  höherer  Instanz  über  Streitigkeiten  bezüglich  des  Fein* 
gehaltes.  Sie  beaufsichtigt  die  Verferügung  der  Post-  und 
Spielkartenstempel  und  der  Bankbillets,  und  überwacht  end« 
lieh  die  Hinausgabe  von  Medaillen  bezüglich  ihres  histori- 
schen und  künstlerischen  Werthes  und  des  gesetzlichen  Schrot 
und  Kornes. 

Sie  besitzt  ein  eigenes  Münzmuseum ,  in  welchem  unter 
andern  die  Stempel  aller  in  Frankreich  geprägten  Medaillen, 
Unterhaltungs  -  und  Spielmarken  seit  Karl  YIII.  aufbewahrt 
werden. 

Zur  Seite  steht  ihr  ein  eigenes  berathendes  Graveur* 
Comite. 

Der  Kommission  sind  der  Inspektor  der  Punzirungsämter 
(bureaux  de  garantie)  und  die  sieben  Münzstätten  Frankreichs 
untergeordnet  Jede  der  letzteren  steht  unter  einem  Münz- 
kommissär mit  einem  Werkmeister  (directeur  de  fäbrication) 
and  zweiKontroUoren,  einem  administrativen  für  dieEänlö- 
sung,  und  einem  technischen  für  Schrot  und  Korn  (einem 
Münzwardein). 
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Jedes  der  PuiiKirungsftniter ,  deren  es  in  Frankreich  86 
gibt^  steht  unter  der  Leitung  eines  Einnehmers  und  eines  Eon- 
trollors ,  die  von  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  ab- 
hängen ,  und  eines  Wardeines  (essajeur) ,  welcher  der  Münz- 
kommission untersteht 

Ausserdem  gibt  es  noch  Privatprobirer  (essajeurs  du 
commerce). 

Es  herrscht  in  diesem  Oi^anismus  des  Yerwaltungszwei- 
ges  noch  vieler  alter  Missbrauch;  eine  vereinfttchende  Re- 
form thäte  Noth. 

Die  Aufeicht  über  Masse  und  Gtowicht  li^t  im  Elessort 
des  Ministeriums  des  Ackerbaues  und  des  Handeb. 

Unter  den  Beilagen  gegenwärtiger  Darstellung  ist  eine 
Uebersicht  des  Personal-  und  Besoldungsstandes  des  Finanz- 
ministeriums und  seiner  untergeordneten  Organe  und  der 
zur  Einhebung  durch  das  Finanzministerium  ausgeschriebenen 
Steuern  und  Abgaben  für  das  Jahr  1857  enthalten. 


umritte  Haptttl. 


—  Geschi&ftsbehaDdlang.  —  Miitel  zur  Sicherang  der 
Rechte  des  Staatsschatzes. 

1.    Die  Beamtenyerhfiltiusse. 

Es  besieht  in  Frankreich  keine  Beamtenpragmatik,  der 
Beamte  des  Elnanzministeriums  ist  daher,  dem  Buchstaben 
der  Gresetze  nach,  unbedingt  ver-  und  absetzbar;  allein  eine 
langjährige  Uebung  ersetzt  die  geschriebenen  Bestimmungen, 
und  wenn  der  Beamte  nicht  ein  grobes  Verschulden  auf  sich 
ladet  oder  offen  Partei  gegen  die  Regierung  macht,  ist  er 
srines  Postens  und  Standortes  nicht  in  höherem  Masse  un- 
ncher  wie  in  Oesterreich  oder  Preussen. 

Es  Iftsst  sich  übrigens  nicht  läugnen ,  dass  das  unbedingte 
Yerfügnngsrecht  der  Obern  im  administrativen  Kreise  seine 
guten  Seiten  hat,  es  bringt  eine  Sicherheit,  Ordnung  und 
Schnelligkeit    in   die    Verwaltung,    die    nicht   hoch   genug 
Teranschlagt  werden  kann.    Auch  fehlt  es  nicht  an  den  un- 
erlftsslichen  Bestimmungen  zur  R.egelung   der  Beamtenrer- 
hfiltnisse.    Es  wird  Niemand  zum  Beamten  ernannt ,  welcher 
SQ  einer  entehrenden  Strafe  verurtheilt  oder  wegen  gewisser 
Vergehen  gegen  die  öffentliche  SitÜichkeit  von  den  Polizei- 
tribunalen  filr  ein  öffentliches  Amt  untthig  erklärt  oder  aus 
den  öffentlichen  Schulen  ausgeschlossen  worden  ist    Gewisse 
Funktionen  a-  B.  die  rfnes  GeisÜichen,  eines  Richters,  eines 
Staatsraths  schliessen  ebenfalls  von  jeder  Stelle  in  der  Ver- 
waltung ans. 
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In  der  Regel  wird  auch  die  Grossjährigkeit  gefordert, 
wenigstens  kann  eine  Stelle,  mit  der  die  Ausübung  einer 
Amtsgewalt  oder  eine  beweiskräftige  Angabe  Yor  Gericht 
Ycrbunden  ist,  einem  Minderjährigen  ohne  kaiserliche  Dispens 
nicht  verliehen  werden. 

Frauen  sind  ebenfalls  TOn  der  grossen  Mehrheit  der 
Staatsanstellungen  ausgeschlossen. 

Jeder  Beamte  wird  mittels  einer  schriftlichen  Bestellung 
(commission)  ernannt,  keiner  wird  zur  Dienstleistung  zuge- 
lassen, der  sich  nicht  über  die  Ablegung  des  Diensteides 
ausweist^  dieselbe  geschieht  vor  dem  Tribunale  erster  Instanz, 
dessen  Sprengel  der  Standort  des  Beamten  angehört.  Es 
wird  Treue  gegen  das  Staatsoberhaupt,  Gehorsam  gegen  die 
Verfassung  gelobt,  ^  nur  in  wenigen  Verwaltungszweigen 
wird  auch  auf  die  spezielle  Aufgabe  des  Beamten,  Dienst- 
treue ^  Gehorsam  gegen  die  Vorgesetzten ,  Eifer,  Fleiss,  Ver- 
schwiegenheit, im  Eide  Rücksicht  genommen.  Die  Beamte 
die  gegenüber  den  PHyaten  eine  Autorität  auszuüben,  und 
deren  Akte  einen  Beweis  herzustellen  haben,  müssen  übri- 
gens Yon  der  politischen  Autorität,  dem  Präfekt  oder  aus- 
nahmsweise dem  Unterpräfekt,  beglaubigt,  ihre  Amtspapiere, 
Register,  Journale,  Abrechnungen  müssen  von  einer  richter- 
lichen oder  politischen  Behörde  cotij*t  und  paraphirt  erscheinen. 

Die  Bezüge  der  Beamten  sind  höchst  ungleich  bemes- 
sen. Man  begreift,  dass  den  Spitzen  der  Verwaltung  hohe 
Gehalte  zugetheilt  sind;  der  Minister  ist  mit  100,000  Fr.,  ein 
Generaldirektor  mit  20,000—30,000  Fr. ,  ein  Direktor  in  den 
Departements  mit  7000— 12,000  Fr.,  ein  Zahlmeister  mit 
6—10,000  Fr.,  ein  Inspektor  mit  3—6000  Fr.  besoldet 

Man  kann  sich  auch  damit  bescheiden,  dass  ein  General- 
einnehmer wegen  der  Eigenthümlichkeit  seiner  Stellung,  die 
eine  grosse  die  Verpflichtungen  eines  Beamten  bei  weitem 
übersteigende  pekuniäre  Verantwortlichkeit  nach  sich  zieht, 

*  Senatsoonsult  vom  23.  December  1852. 
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oft  ein  tänkoimnen  von  20,000—100,000  Fr.  geniesse ;  allein 
dnrdians  nicht  gerechtfertigt  sind  bei  den  untergeordneten 
Beamten  die  grossen  Unterschiede  zwischen  den  Gehalten 
derjenigen,  welche  mit  dem  Verwaltnngsdienste,  und  jener, 
welche  mit  der  Geldverrechnung  beauftragt  sind.  Die  (behalte 
der  erstem  sind  durchgängig  aufTallend  klein  und  sinken 
oft  weit  unter  das  Mass  des  nothdürfligsten  Lebensunterhalts 
berab.  Ein  KontroUor  der  direkten  Besteuerung  hat  1200— 
2800  Fr.,  ein  Oberforstwarth  1800—2200,  ein  Lieutenant  der 
Zöllwache  1200 — 1000,  ein  Gommis  der  indirekten  Besteuerung 
1000—2000  Fr. ,  die  Mannschaft  der  Zollwache  650—950  Fr. 
Gehalt,  und  diese  noch  durch  mannigfache  Abzüge  belastet. 
Die  Bezüge  der  rerrechnenden  Beamten  steigen  ausser  allem 
Verhältnisse  mit  den  Kenntnissen,  den  Leistungen  und  selbst 
mit  der  Verantwortung  der  Beamten,  von  höchst  geringen 
m  aufhllend  hohen  Beträgen  auf;  denn  sie  bestehen  zum 
Ilieile  in  Provisionen  (remises)  für  die  von  ihnen  abgeführ- 
ten Geldbeträge  und  in  einem  Disconte  für  die  Wechsel^ 
welche  sie  unter  ihrer  Haftung  von  den  Steuerpflichtigen  an 
2Jahlung8statt  annehmen,  und  es  ist  einleuchtend,  dass  sie 
an  Orten,  wo  ein  grosser  steuerpflichtiger  Verkehr  sich  zu- 
zosammendrängt,  ganz  ausserordentlich  hohe  Summen  er- 
reieben.  Hieher  gehören  die  Genüsse  mancher  Zoll-  und 
EioregiBtrementseinndimer  und  Grundbuchsftlhrer. 

Es  wirkt  dieses  Verhältniss  offenbar  nachtheilig  auf  die 
Stellung  der  Verwaltungsbeamten,  die  sich  für  ihre  Bemü- 
hungen so  wenig  belohnt  sehen ,  und  die  Beamte  leiten  und 
überwachen  sollen ,  die  in  ihrer  socialen  Stellung  so  weit  über 
ihnen  stehen.  Man  sucht  zwar  einigermassen  zu  helfen ,  theils 
durch  etwas  reichlichere  Bemessung  der  onerosen  Bezüge  für 
Kanzlei-,  Redsekosten  u.  dgl.,  theils  durch  Antheile  an  Neben« 
gebühren  und  Gef&llsstrafen;  allein  auf  jene  Bezüge  haben  nur 
höhere  Beamte  Ansprüche  und  diese  Anthdle  sind  wieder  nur 
an  einzelneD  Punkten  des  grösseren  Verkehrs  von  Bedeutung. 
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Die  üblen  Folgen  der  allzugeringen  Gehalte  sind  nicht 
ausgeblieben.  Vielleicht  keine  der  geringsten  aber  jeden&lls 
eine  der  allgemeinsten  ist,  dass  die  subalternen  Beamten 
genöthigt  sind,  sich  um  Nebenbeschäftigungen  umzusehen. 
Es  ist  in  Paris  gar  nichts  seltenes,  dem  Manne,  mit  dem 
man  Yonnittags  in  einem  Bureau  zu  thun  hatte,  des  Nach- 
mittags oder  Abends  in  sehr  heterogenen  Lebensverhältnis- 
sen: als  Arzt,  Handwerker,  Kleinhändler  u.  dgl.  zu  b^;eg- 
nen.  Wegen  dieses  so  allgemeinen  Betriebes  von  Nebenbe- 
schäftigungen bestehen,  strenge  Vorschriften ,  dass  der  Beamte 
sich  nicht  mit  Geschäften  abgebe,  die  ihn  in  Kollision  mit 
seinen  Amtspflichten  bringen  können.  Viele  solcher  Vor- 
schriften werden  noch  in  der  Folge  berührt  werden.  Hier 
wollen  wir  nur  das  Verbot  für  Zollbeamte  erwähnen,  sich 
an  der  Versteigerung  konfiscirt^  Waaren,  für  Forstbeamte 
und  deren  nächste  Angehörige,  sich  an  der  Versteigerung 
der  Holzschläge  und  sonstiger  Forstnutzungen  zu  betheiligen, 
für  SteuerkontroUore  und  die  höheren  Beamten  der  direkten 
Besteuerung ,  in  ihrem  Bezirke  ein  steuerpflichtiges  Gewerbe 
zu  treiben.  Allen  Beamten  ist  im  Orte,  wo  sie  ihr  Amt 
ausüben,  der  Handel  mit  Lebensmitteln  untersagt 

Eine  zweckmässigere  administrative  Einrichtung  ist  der  Be- 
stand mehrerer  Gehaltsklassen  in  jeder  Beamtenkategoiie, 
und  zwar  sind  die  höheren  Gehaltsklassen  fast  durchaus  nicht 
an  bestimmte  Standorte  geknüpft,  so  dass  der  Beamte,  der 
in  die  höhere  Klasse  vorrückt ,  seinen  Standort  nicht  zu  wech« 
sein  braucht.  Jede  Vorrückung  wird  als  eine  Beförderung 
angesehen ,  die  Anciennität  allein  verleiht  kein  Recht  darauf^ 
doch  kann  kein  Beamter  —  ausgenommen  wegen  besonders 
verdienstlicher  Handlungen  und  über  besondere  Anordnung 
des  Ministers  —  in  eine  höhere  Klasse  derselben  Kategme  be- 
fördert werden,  der  nicht  wenigstens  ein  Jahr  in  der  nächst 
niedrigem  gedient  hat  Bei  Beförderungen  in  eine  höhere 
Kategorie  werden  unter  Vorbehalt  der  ^gleichen  Ausnahme, 
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wenigstens  zi^^ei  Dienstjahre  in  der  nächst  niedrigeren  Kate- 
gorie gefordert 

Dm  f&hige  Beamte  für  den  Dienst  in  den  Kolonien  und 
in  Algier  zu  erlangen ,  sind  für  die  Beamten ,  die  aus  Europa 
dahin  gehen,  besondere  Zulagen  systemisirt,  ist  ihnen  die 
frde  TJeberfahrt  für  sich  und  ihre  Familie  bei  der  Hin-  und 
Rückreise  gelegentlich  der  Ernennung  und  der  RQckberufung, 
dann  für  ihre  Person  bei  allen  Dienst-  und  selbst  bei  Ur- 
lanbsreisen  zugesagt,  und  werden  sie  bei  Urlauben  auch  in 
Ansehung  der  Abzüge  begünstigt.  Falls  sie  aus  Anlass  ihrer 
Berufung  in  den  aussereuropäischen  Dienst  oder  während 
des  letzteren  befördert  wurden^  so  kömmt  ihnen  der  neue 
Rang  im  Mutterlande  selbst  nur  nach  fünf  im  auswärtigen 
Dienste  zugebrachten  Jahren  zu  Gute. 

Wird  ausnahmsweise  die  Versehung  mehrerer  Stellen 
gestattet,  so  wird  nur  für  eine  und  zwar  für  die  höchstbe- 
soldete der  volle  Gehalt  gezahlt,  für  die  zweit  höchste  Stelle 
wird  nur  die  Hälfte,  für  die  dritte  Stelle  ein  Viertbeil  des 
Gehaltes  bemessen  und  so  femer.  Diese  Beschränkungen 
fiftUen  aber  weg,  wenn  alle  Gehalte  zusammen  nicht  3000  Fr. 
erreichen ,  oder  wenn  das  Gesetz  ausdrücklich ,  wie  bei  Sena- 
toren, GrossofScieren  der  Krone,  Marschällen  und  Admirälen, 
gewisse  Würden  von  der  Anrechnung  ausnimmt.  * 

Die  Gehalte  der  Beamten  unterliegen  nur  zum  geringen 
Theile  der  gerichtlichen  Pfändung  und  Exekution.  Diese 
darf  nämlich  für  die  ersten  1000  Fr.  des  Gehalts  nur  bis  zu 
Vjj,  für  die  folgenden  5000  Fr.  bis  zu  V4  und  für  die  weiteren 
Genüsse  bis  zu  %  Hatz  greifen.  *  Die  manchen  Beamten  be- 
willigten Pauschalien  flttr  Kanizlei-  und  Reisekosten  sind  von 
jeder  Beschlagnahme  ausgeschlossen. »  Eine  freiwillige  Ab- 
tretung des  Gehaltes  oder  eines  Theiles   desselben  ist   nur 

*       '  Ordonn.  vom  31.  Mai  1838. 
'  Geaetz  vom  21.  Veot.  an  IX. 
■  Ministerialcntflcheidung  vom  22.  Jan.  1838  und  19.  Oct.  1839. 

Hock,  Finanzverwal tung  Krankreich»  '^ 
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Behufe  der  Alimentation  der  Kinder,  der  Eltern  oder  der 
Gattin  gestattet. ' 

Eänigen  wenigen  Beamten ,  —  im  Finanzdienste  noch 
am  meisten  den  Vorstehern  der  Zollämter  —  sind  Katural- 
quartiere  bewilligt.  Die  freie  Fahrt  auf  den  Eisenbahnen, 
welche  die  Eisenbahngesellschaften  den  auf  denselben  be- 
schäftigten und  den  auf  denselben  im  Dienste  reisenden  Be- 
amten des  Post-  und  Zolldienstes  und  der  indirekten  Besteuerung 
zu  gewähren  yerpflichtet  sind,  kommen  mehr  dem  Staate 
als  den  Beamten  zu  Gute,  weil  die  Reisevergatungen  der 
lezteren  in  entsprechendem  Masse  vermindert  wurden. 

Die  bei  den  Gehalten  hervorgetretene  Scheidung  der 
Beamten  in  verrechnende  und  nicht  verrechnende 
ist  übrigens  eine  durchgreifende  und  hängt  tief  mit  dem 
französischen  Rechnungs-  und  Eassawesen  zusammen.  Alle 
verrechnende  Beamten  stehen  hinsichts  der  Geldeinhebung^ 
Greldausgabe  und  Creldverrechnung  unmittelbar  oder  mittelbar 
(durch  höhere  R-echnungsleger)  unter  den  Direktionen  der 
Finanzbuchhaltung  und  des  Eassarevirements,  und  nur  hin- 
sichtlich des  untergeordneten  administrativen  Theils  ihres 
Geschäftes  und  in  Beziehung  auf  die  Eontrolle  unter  den 
Chefs  des  Dienstes  in  den  Departements. 

Zu  den  verrechnenden  Beamten  gehören:  die  General- 
einnehmer und  Zahlmeister,  die  Arrondissements-  und  Lokal- 
einnehmer der  direkten  Steuern,  die  Einnehmer  des  Enre- 
gistrements  und  die  Grundbuchsfbhrer,  die  Zoll-  und  Yer- 
zehrungssteuereinnehmer,  die  Tabakverleger,  die  Postdirek- 
toren ^  die  Schatzmeister  und  Zahlmeister  in  den  Eolonien 
und  in  Algier ,  die  Beamten  der  Staatscentralkasse.  Es  Iftsst 
sich  nicht  läugnen,  dass  das  Eassa-  und  R.echnungswe8en 
durch  diese  Eoncentrirung  unter  einer  einheitlichen  Leitung 
und  die  Loslösung  von   dem  weitläufigen  Räderwerke  der 

'  Ck)de  Nap.  art.  203,  205,  214. 
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Abgabenvarwaltung  an  Einiachheit  und  Schnelligkeit  sehr  ge- 
wonnen hat 

Eine  zweite  durchgreifende  Sonderung  der  Beamten ,  die 
wir  bereits  an  manchen  Stellen  des  ersten  Kapitels  erwähnt 
haben,  ist  jene  des  aktiven  und  des  sedentären  DienQtes. 

Sie  tritt  natürlich  erst  in  den  untergeordneten  Beamten- 
sphfiren  ein,  denn  in  den  Spitzen  des  Dienstes,  in  Paris  wie 
in  den  Departements,  vereinigen  sich  beide  Zweige.  Zu  den 
Beamten  des  sedentären  Dienstes  gehören  alle  verrechnende, 
alle  Kanzlei-,  alle  Bureaubeamte ,  alle  die  mit  der  Verwal- 
tung eines  Dienstzweiges  in  einem  bestimmten  Orte  oder 
in  einem  bestimmten  engen  Umkreise  beauftragt  sind  z.  B. 
alte  Bureauchefis,  Souchefs  und  Kommis  des  Ministeriums^  der 
Direktionen  und  der  Aemter,  die  KontroUore  und  Waaren- 
beschauer  bei  den  Zollämtern,  die  Beamten  der  Münz-  und 
Punzirungsämter.  —  Die  Beamten  des  aktiven  Dienstes  sind 
ZOT  Kontrolle  der  Steuerpflichtigen  wie  der  Verwaltungs-  und 
Kassabeamten  bestimmt,  sie  verrichten  ihren  Dienst  grossen- 
theils  ausser  dem  Bureau  ^  einen  grösseren  Umkreis  durch- 
siretfend  z.  B.  die  Generalinspektoren ,  Inspektoren  und  Unter- 
inspektoren ,  die  KontroUore  der  direkten  Steueni ,  die  Yerifi- 
katoren  des  Enregistrements,  die  Beamten  der  Zollwache, 
die  Kommis  des  Ueberwachungsdienstes  bei  den  indirekten 
Abgaben.  Es  dürfte  manchmal  pchwer  sein,  sich  auszuspre- 
chen ,  ob  dn  Beamter  der  einen  oder  andern  Dienstesabthei- 
Inng  angehöre,  allein  in  solchen  Fällen  bestehen  besondere 
adminislrative  Entscheidungen. 

Den  in  Oesterreich  und  andern  Ländern  so  sehr  durch- 
gebildeten Unterschied  zwischen  Juristen  und  Nichtjuristen 
(Koncep4s-  und  Manipulationsbeamten)  und  den  Vorbehalt 
aller  höheren  Stellen  für  die  ersteren  kennt  man  in  Frank- 
reich nicht  Man  legt  zwar  auch .  dort  einen  bedeutenden 
Werth  auf  wissenschaftliche  Studien,  als  eine  det  Vorbedin- 
gungen einer  höheren  Ausbildung,  allein  wenn  der  Beamte 
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diese  Audbildung  durch  seine  Leistungen  beurkundet,  fragt 
man  nicht,  ob  er  sie  gerade  durch  die  gehörten  Recfitskolle- 
gien  erworben  habe. 

Der  Beamte  hat  seinen  Dienst  selbst  zu  verrichten,  der 
Dienst  durch  Stellvertretung  ist  nicht  erlaubt  Macht 
Krankheit  oder  Abwesenheit  eine  Stellvertretung  unerlässlich, 
so  wird  sie  von  Amtswegen  nach  der  Ordnung  des  Dienstes 
oder  mittels  spedeller  Anordnung  verfügt. 

Nur  wenigen  verrechnenden  Beamten  ist  gestattet,  sich 
ihren  Stellvertreter  selbst  zu  wählen,  doch  selbst  in  diesem 
Falle  bedarf  die  Wahl  der  Bestätigung  durch  die  Verwaltung. 

Als  eine  der  ersten  Pflichten  des  Beamten  wird  die  An- 
wesenheit im  Amte  betrachtet;  strenge  Vorschriften  be^ 
stehen  gegen  das  eigenmächtige  Ausbleiben ,  g^en  allzuhäu- 
fige und  allzulange  Urlaube.  Jeder  Beamte  hat  das  Recht 
auf  einen  Urlaub  von  vierzehn  Tagen  des  Jahres;  hat  er 
durch  drei  Jahre  von  diesem  Rechte  keinen  Grebrauch  ge- 
macht, so  kann  er  sogar  einen  einmonatlichen  Urlaub  in 
Anspruch  nehmen. 

Hievon  abgesehen,  wird  der  Urlaub  nicht  ohne  dringende 
Motive  und  in  der  Regel  nicht  ohne  Gehaltsabzüge  bewilligt 
Ist  der  Urlaub  nicht  durch  Krankheit  veranlasst,  so  werden 
für  die  ersten  drei  Monate  im  Jahre  y,  bis  %  des  Gehaltes 
und  für  die  folgenden  der  ganze  Grehalt  eingezogen,  die  Zeit 
über  drei  Monate  wird  auch  nicht  in  die  Dienstzeit  einge- 
rechnet Liegt  dem  Urlaube  Krankheit  zu  Grunde,  so  sind 
die  ersten  drei  Monate  abzugsfreä,  die  folgenden  unterliegen 
dem  Abzüge  von  %  bis  %  des  Gehaltes.  Die  gänzliche  Be- 
freiung vom  Abzüge  findet  nur  dann  statt,  wenn  die  Krank- 
heit Folge  eines  Aktes  der  Hingebung  für  den  Staat  oder 
zur  Rettung  des  Lebens  eines  Mitbürgers  oder  eines  im 
Dienste  erlittenen  Unfalles  war.  —  Wer  ohne  Urlaub  vom 
Amte  ausbleibt,  wird  mit  Abzug  des  Gehaltes  fbr  das  Dop- 
pelte der  Zeit,  welche  er  ausgeblieben,  bestraft,  eine  mehr 
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als  dreimonatliche  Dienstesabwesenheit  wird  mit  der  Dien- 
stesentlassong  bestraft  Grehaltsabzüge  können  bis  zum  Be- 
trage zweier  Honatsgehalte  auch  wegen  anderer  Disciplinar- 
vei^ehen  verhängt  werden. 

Von  der  Verwaltung  ernannte,  beeidete  Aerzte  geben 
über  den  wirklichen  Bestand  und  die  Ursachen  der  behaup- 
teten Krankheit  in  Abwesenheits-  und  Pensionirungställen,  oder 
wenn  es  sich  um  Würdigung  von  Gesuchen  um  oder  gegen 
eine  Versetzung  handelt,  das  entscheidende  Gutachten  ab. 

Mit  der  Pflicht  der  Anwesenheit  im  Amte  zusammen- 
hflogend  und  als  ein  bemerkenswerther  Eompromiss  zwischen 
dem  gesunden  Menschenverstände  und  dem  Geiste  der  Revolu- 
tionszeit, aus  dem  dasselbe  stammt,  ist  hier  auch  das  Gesetz 
vom  %  S^tember  1792  zu  erwähnen,  dass  bei  öffentlichen 
Unrohen  oder  sonst  einer  Gefahr  für  das  Vaterland,  die  Be- 
amten sich  in  ihre  Bureaux  zu  begeben  haben,  diess  sei  ihr 
AJlanoplatz. 

Ein  Beamter,  der  heirathet,  hat  die  Anzeige  hievon 
unter  Vorlage  des  Trauscheines  bei  der  vorgesetzten  Behörde 
zu  ecttatten.  Der  Trauschein  wird  unter  den  Personalakten 
des  Beamten  aufbewahrt,  in  der  Qualifikationstabelle  des 
letateren  wird  stets  auch  des  Namens  und  Geburtsortes  der 
Frau  Erwähnung  gethan.  Individuen  aus  der  Reihe  der 
Dienerschaft  oder  der  Zollwache  dürfen  nur  mit  Bewilligung 
der  Obern  und  nicht  vor  dem  zweiten  Dienstjahre  heirathen. 

Das  Finanzministerium  ergänzt  sich  fast  ausschliesslich 
aus  seiner  Mitte.    Mit  Ausnahme  des  Ministers  und  seines 
Kabinetschefe  ereignet  sich  seit  Jahren  nicht  der  Fall,  dass 
Stellen  des  Finanzministeriums  von  Personen  besetzt  werden, 
die  nicht  bei  und  unter  ihm ,  meist  von  der  Stelle  des  Prak- 
tikanten (sumumeraire)  oder  des  Pr6pos6  der  Zollwache  ange- 
fangen ihre  Schule  durchgemacht  haben.   Früher  wurden  auch 
die  Stellen  der  Generaldirektoren  durch  politische  Personen 
besetzt.     Die  nachtheiligen  Folgen  sind  nicht  ausgeblieben. 
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Von  der  Amtspraxis  sind  bloss  befreit: 

a)  Die  Schüler  des  polytechnischen  Instituts  und  der 
(Kriegs-)  Schule  von  St  Cyr,  welche  bei  ihrem  Austritte 
als  für  den  Staatsdienst  bef&higt  erklärt  worden  sind;  sie 
können  unmittelbar  als  Eommis  der  letzten  Klasse  aufgenom- 
men werden. 

b)  Männer,  welche  zehn  Jahre  im  öffentlichen  Dienste 
zugebracht  haben  und  durch  ihre  speciellen  Kenntnisse  sich 
als  besonders  brauchbar  darstellen;  hieher  sind  auch  Ter* 
diente  Officiere  und  Brigadiers  der  Zollwache  zu  rechnen; 
dann 

c)  Advokaten,  welche  zehn  Jahre  ununterbrochene  Praxis 
ausweisen,  jedoch  nur  für  die  Abtheilung  der  Recbtsange- 
legenheiten. 

Diese  Ausnahmen  dürfen  den  zehnten  Theil  der  offen 
werdenden  Stellen  nicht  überschreiten. 

Die  Zahl  der  Praktikanten  ist  beim  Ministerium  und  den 
ihm  imtergeordneteu  Stellen  beschränkt,  sie  darf  vier  Procente 
der  Zahl  der  systemisirten  Stellen  nicht  überschreiten.'  Um 
Praktikant  zu  werden  ist  das  Alter  zwischen  18 — 26  Jahren, 
das  Staatsbürgerrecht,  das  Diplom  eines  bachelier  te  lettres 
(etwa  unserm  Maturitätszeugniss  gleich)  und  die  gelungene  Ab- 
l^ung  einer  mündlichen  und  schriftlichen  Prüfung  vor  einer 
eigenen  Prüftmgskommission  nothwendig^  welche  Prüfung  aber 
in  der  Regel  nur  im  Diktandoschreiben ,  einigen  kleinen  Auf- 
sätzen, aus  denen  man  die  Urtheilskrafb  und  den  Styl  des 
Kandidaten  beurtheilen  kann^  einer  kleinen  Rechnung,  einer 
geographischen  oder  historischen  Frage  u.  dgl.  besteht  Sol- 
daten, welche  ihre  Dienstjahre  zurückgelegt  haben,  und 
junge  Leute  mit  vorzüglicher,  schneller  und  orthographisch 
reiner  Schrift  (die  für  Expeditsbeamte  besonders  gee^et 
erscheinen)  können  von  der  Beibringung  des  Studienzeug- 
nisses befreit  werden.  Wer  die  Prüfung  bestanden  hat, 
wird  Aspirant  zum  Supemumerariat  und  rückt  nach  der  bei 
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der  PrOflitig  erhaltenen  Note  in  die  offen  werdenden  Prakti- 
kanten- (Sapemumerär-)  Stellen  ein.  Die  Zahl  der  Aspi- 
ranten darf  die  Hälfte  jener  der  Supemumeräre  nicht  über- 
schreiten. 

Bei  einigen  wenigen  Verwaltungsbehörden    wird  mehr 
verlangt 

So  z.  B.  fordert  die  Generaldirektion  der  direkten  Steuern, 
vermöge  des  Ministerialerlasses  vom  28.  Mal  1845,  dass  der 
Kandidat  wenigstens  durch  sechs  Monate  sich  in  der  Landver- 
messmig  und  Planaufhahme  geübt  habe^  und  die  Prüftmg 
umfasst  auch  die  Elementarmathematik  und  die  praktische 
Geometrie.  Die  als  tauglich  Erkannten  haben  während  ihrer 
Aspirantenjahre  sich  praktisch  theUs  in  den  administrativen^ 
theils  in  den  geodätischen  Bureau's  verwenden  zu  lassen 
und  jä|irlicb  einen  Plan  von  40 — 50  Hektares  aufzunehmen. 
Als  Sjupernumeräre  haben  sie  endlich  noch  zwei  Prüfungen 
znmeial  über  administrative  Gegenstände  zu  bestehen  und 
abermals  Pläne  au&unehmen  und  zu  berechnen,  ehe  sie  (Ür 
den  Posten  eines  KontroUors  ftlr  geeignet  erkannt  werden. 
Wer  sich  binnen  drei  Jahren  vom  Tage  seiner  Ernennung 
zum  A^iranten  zur  ersten  dieser  beiden  Prüfungen  nicht 
meldet  oder  dieselbe  nicht  besteht,  wird  aus  der  liste  der 
Supemumeräre  gestrichen.  —  Die  Generaldirektion  des  En- 
regfattemeots  fordert  von  ihren  Kandidaten,  laut  des  Mini- 
steiial-Erlasses  vom  8.  Juni  1846,  ausser  den  allgemeinen 
Erfordernissen  noch  den  Nachweis,  dass  der  Kandidat  seiner 
Zeit  bei  der  Ernennung  zum  Einnehmer  eine  Kaution 'von 
3000  Pr.  zu  erlegen  im  Stande  sei;  sie  forscht  nach,  ob 
derselbe  von  guter  Familie  sei ,  und  bewilligt  nur  in 
diesem  Falle  seine  probeweise  Aufnahme  in  ein  Gtebühren- 
amt.  Man  muss  wenigstens  fünf  Monate  guter  probeweiser 
Verwendung  nachweisen,  um  zur  Prüfung  zugelassen  zu 
werden,  unter  den  Prüftingsgegenständen  nehmen  auch 
die  Grundsätze  des  CJivilrechtes ,  des  Enregistrements  und 


40 


Gebührengesetzes ,  die  praktische  Gebührenbemessung  in  eia- 
zelnen  einfachen  Fällen  ihren  Platz  ein.  Wer  in  einer 
Rechtsakadenüe  einen  Preis  erhalten,  kann  ohne  Prüfung 
und  Yorzugsweise  zum  Supemumeriat  berufen  werden.  — 
Die  Generaldirektion  der  Forste  rekrutirt  sich  aus  den 
Zöglingen  der  Forstschule;  aber  um  als  Zögling  in  diese 
Schule  aufgenommen  zu  werden ,  muss  der  Kandidat  19 — 22 
Jahre  alt,  ärztlich  für  den  Forstdienst  tauglich  erkannt  sein, 
das  Baccalaureat  ^  lettres  oder  wenigstens  ein  Zeugniss 
über  gut  zurückgelegte  sechs  Gymnasialklassen  besitzen,  den 
Nachweis  liefern ,  dass  während  der  zweijährigen  Dauer  des 
Forstcourses  ein  Jahreseinkommen  von  1500  Fr.  und  nach 
Beendigung  des  Courses  bis  zur  Erlangung  der  Bedienstung 
eines  wirklichen  Oberforstwarts  ein  Einkommen  von  600  Fr. 
ihm  gesichert  sei,   dann  die  Prüfting  aus  der  Mathematik, 

« 

Geometrie,  Physik,  Chemie,  {dbysikalischen  Astronomie,  Me- 
chanik^ Naturgeschichte,  Deutsch,  Latein,  Französisch,  Gre- 
schichte,  Geographie,  Zeichnen  mit  gutem  Erfolge  ablegen. 
Jeder  Jahrescours  endet  mit  einer  Prüfung.  Wer  die  End- 
prüfung gut  besteht,  wird  Titular-Ober-Forstwärt  und  erhält 
ein  Adjutum  jährlicher  1000  Fr. 

Man  ist  sehr  strenge  bei  der  Wahl  der  Prüfungsftagen, 
der  Vornahme  der  Prüfting  und  der  relativen  Würdigung 
der  einzelnen  Kandidaten.  Als  Beispiel  diene  das  von  der  Ge- 
neraldirektion des  Enregistrements  und  der  Domänen  beobach- 
tete Verfahren.  Aehnlich  wird  beim  Ministerium  selbst  und  in 
allen  ihm  untergeordneten  Verwaltungszweigen  vorgegangen. 

Die  Direktoren  der  Departements  schicken  die  Verzeich- 
nisse der  Postulanten  unter  Angabe  ihrer  Leistungen  wäh- 
rend der  Probeverwendung  ein.  Nach  denselben  wird  nicht 
blos  bestimmt,  welche  Postulanten  zur  Prüftmg  zuzulassen 
sind,  sondern  es  erhält  auch  jeder  Postulant  vorhinein  eine 
bestimmte  Note.  Nun  werden  durch  eine  vom  Generaldirek- 
tor eingesetzte  Kommission  die  Fragen  für   die  schriftliche 
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Prüftmg  des  laafenden  Jahres  bestimmt,  die  PrdAingskommis- 
siouen  (je  eine  für  mehrere  benachbarte  Departements,  so 
das8  12 — 15  Kandidaten  auf  eine  Kommission  kommen)  und 
der  Prüfungstag,  für  alle  Kommissionen  der  gleiche,  bestimmt 
und  den  Kommissionen  die  Fragen  (jede  einzelne  unter  einem 
besonderen  Siegel)  zugesendet  Die  Fragen  werden  von  der 
Kommission  in  Gegenwart  aller  Prüfungskandidaten  in  ihrer 
Reihenfolge  und  jede  erst,  nachdem  die  zur  Beantwortung 
des  Yorausgehenden  bestunmte  Zeit  verstrichen,  geöfihetund 
dem  Kandidaten  mitgetheilt  Deren  Beantwortungen  wocden 
eben&lls  in  Gegenwart  Aller  versiegelt  und  unmittelbar  der 
Generaldirektion  eingesendet.  Hier  prüft  die  bei  derselben 
bestehende  Kommission  jede  einzelne  Antwort  eines  jeden 
Kandidaten  und  ertheilt  ihm  für  dieselbe  eine  nach  der  Wich- 
tigkeit des  Gegenstandes  und  der  Güte  der  Antwort  sich 
richtende  Note.  Diejenigen,  welche  die  schlechtesten  Noten 
haben,  werden  von  der  weiteren  Prüfung  ausgeschlossen. 

Für  die  andern  Kandidatea  werden  nun  von  der  Cen- 
taralkoomnission  die   mündlichen   Fragen   bestimmt,   werden 
neue  Prüfungskomnüssionen  und  zwar  wenigere  als  für  die 
schriftliche  Prüfung    niedergesetzt  und  die  Tage  bestimmt, 
an   denen  bei  den  einzelnen  Kommissionen  die  Prüfungen 
stattzufinden  haben.    DieTi^e  werden  so  gewählt,  dass  ein 
Mitglied  der  Centralkommission  als  Mitglied  aller  einzelnen 
Prüfungskommissionen  mitwirken  kann.     Die  Würdigung  der 
einzelnen  Antworten  der  Kandidaten  geschieht  hier  durch 
die  Prüfungskommissionen ,  vorbehaltlich  der  Berichtigungen, 
welche  die  Centralkommission   über  den  Vortrag  ihres  als 
Prüfungskommissär    verwendet    gewesenen    Mitgliedes    be- 
schliesst    Die  von  den  Kandidaten  erhaltenen  Noten  werden 
mit  jenen  der  schriftlichen  Prüfung  und  jener  über  die  Probe- 
verwendung vereint  und  hieraus  die  Ranglisten   der  Kan- 
didaten   gebildet,    welche   der   Genehmigung   des   Ministers 
unterzogen  werden.   Nach  dem  erlangten  Range  werden  die 
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Aspiranten  in  die  offian  werdenden  Stellen  berufen.  In  vielen 
Verwaltungszweigen  müssen  die  Aspiranten,  gleichwie^  es  bei 
der  Oeneraldirektion  der  direkten  Steuern  geschieht,  jedes 
Jahr  sich  einer  neuen  ^  stets  in  ihren  Anforderungen  ^  sich 
steigernden  Prüfting  unterziehen,  und  es  kann  leicht  kom- 
men, dass  sie  aus  diesem  Anlasse,  ihren  bei  der  Surnume- 
riatsprüftmg  erlangten  Rang  verlieren. 

Nur  ausnahmswelBe  wird  eine  Wiederholung  der  schlecht 
bestandMien  Prüfung  gestattet.  Die  schon  in  Verwendung 
stellenden  Postulanten,  welche  die  Prüfling  nicht  ablegen 
oder  in  derselben  nicht  bestehen ,  werden  ihrer  Dienstleistung 
enthoben. 

Abweichend  von  dem  Greschäftsgange  anderer  Länder 
ist  auch  jener  bei  Beförderungen.  Jeder  selbstständige 
Chef  verftsst  am  Jahresschlüsse  eine  Liste  jener  Beamten, 
die  Beförderung  verdienen.  Diese  Liste  umfasst  in  jeder 
Kategorie  dreimal  so  viel  Namen ,  als  durchschnittlich  Plätze 
offen  werden,  sie  wird  vom  Finanzminister  geprüft  und  ge- 
nehmigt. Aus  den  in  dieser  Liste  enthaltenen  Beamten  be- 
setzt der  Chef  die  seiner  Ernennung  zugewiesenen  Plätze, 
oder  schlägt  für  die  der  höheren  Ernennung  vorbehaltenen 
je  drei 'Kandidaten  vor.  Würde  der  Chef  einen  nicht  auf 
der  Liste  enthaltenen  Beamten  für  den  würdigsten  für  einen 
gewissen  Platz  halten ,  müsste  er  jedenfalls  die  Entscheidung 
des  Ministers  einholen.  Bei  Besetzungen  von  Plätzen  in  den 
Departements  wird,  wenn  das  Departement  gegenüber  andern 
durch  Eröffnungen  nicht  allzu  begünstigt  erscheint,  ohne 
Ausschreibung  eines  Konkurses  der  Departementschef  des 
Yerwaltungszweiges  angewiesen ,  den  Temavorschlag  an  den 
Centralchef  zu  erstatten^  sonst  aber  wird  ein  Konkurs  ausge- 
schrieben und  ohne  Abforderung  eines  Vorschlages  von  dem 
Centralchef  entschieden. 

Es  werden  jene  Beförderungs- Listen  auf  Grund  der 
Qualifikationstabellen   und    StandroUen    angefertigt.      Diese 
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werden  mii  BerücksichtigUDg  der  Bemerkungen  der  unmit- 
telbaren Vorgesetzten  und  der  kontrollirenden  Beamten  ron 
den  Glie&  des  Yerwaltungszw^es  geführt,  am  Jahresschlüsse 
an  die  Behörde,  TOn  der  die  Ernennung  des  Beamten  ausgegan- 
gen, Torgelegt,  und  bei  Uebersetzungen  der  Behörde,  in  deren 
Ressort  er  tritt,  mitgetheilt  In  denselben  wird  stets  angeführt, 
ob  der  Beamte  gesund^  frei  von  Gebrechen,  eifrig,  thätig,  zur 
Arbeit  geeignet,  gehorsam,  unterrichtet,  sittlich  sei,  welche 
besondere  Fach-  und  Sprachkenntnisse  er  besitze.  Handelt 
es  sich  um  einen  Amtsvx)rstand  oder  Jemand,  der  nach 
seiner  dienstlldien  Stellung  zu  einem  solchen  Posten  berufen 
wäre,  so  wird  beigefügt,  ob  er  eine  wissenschaftliche  Büdung 
arfaalten  habe^  Festigkeit,  Mftssigung,  Achtung  gegen  die 
Vorgesetzten  besitze,  der  Achtung  Aer  Lokalautoritftten,  der 
Liebe  und  Ehrerbietung  seiner  Untergebenen  geniesse,  wie 
seine  Privatverhältnisse  beschaffen  seien.  In  manchen  Ver- 
waltungszweigen wird  noch  weiter  gegangen.  So  z.  B.  for- 
dert ein  Cirkulare  der  Generaldirektion  der  direkten  Steuern 
vom  1.  Dezember  1854  die  Angabe  nachfolgender  Daten: 
die  Zahl  dar  Kinder,  welches  Einkommen  der  Beamte  ausser 
seinen  dienstlichen  «Bezügen  geniesse,  wo  sein,  seiner  Frau 
und  ihrer  FamiUe  Eigenthum  liege,  wo  seine  und  seiner 
Frau  Familie  wohne,  ob  er  sich  für  das  Land  oder  für  die 
Stadt  dgne,  für  welche  Zweige  des  Dienstes  er  besondere 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  besitze,  wie  sein  Styl  beschafibn 
sei,  ob  er  besondere  Angewöhnungen  und  Liebhabereien 
zeige,  ob  er  ein  Pferd  halte,  ob  er  Nebenbeschdltigungeu 
treibe. 

Die  Vergehen  der  Beamten  im  Dienste  werden  zunächst 
durch  Disciplinarstrafen  geahndet.  Diese  sind  Geldstrafen, 
Verweise  mit  oder  ohne  Veröffentlichung  in  der  Dienstab- 
theilung (mise  &  Tordre  du  jour),  Suspension  vom  Dienste, 
Versetzungen  auf  eigene  Kosten  mit  oder  ohne  Gehaltverlust, 
Degradirung,  Versetzung  in  den  Ruhestand  von  Amtswegeu, 
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die  einfiAche  Dienstesentlassung  (radiation  des  cadres),  die 
Dienstesentsetzung  in  strafrechtlicher  Form. 

Die  Gerichte  können  in  der  Regel  gegen  einen  Staats- 
beamten wegen  Handlungen,  die  aus  seiner  amtlichen  Stel- 
lung entspringen,  nur  über  das  vorausgehende  Erkenn tniss  des 
Staatsraths  einschreiten,  dass  dem  Verfahren  Raum  zugeben  sei. 

Nur  ausnahmsweise  bei  untergeordneten  Beamten  und 
Dienern  des  Zoll-,  Forst-,  Post-,  Münzwesens  wird  dieses 
Erkenntniss  Ton  den  leitenden  Centralbehörden  des  Verwal- 
tungszweiges, bei  Inspektoren  und  Unterinspektoren  vom 
Minister  gefällt. 

Bei  den  untergeordneten  Beamten  der  indirekten  Ab- 
gaben, dann  bei  selbst  hochstehenden  Beamten,  die  mehr 
als  Bureau-  und  Hilfsarbeiter,  wie  als  Träger  der  öffent- 
lichen Grewalt  angesehen  werden,  können  die  Gerichte  un- 
mittelbar einschreiten,  nur  haben  sie  die  Anzeige  an  die 
vorgesetzte  Behörde  zu  erstatten. 

Gegen  Verwalter  öffentlicher  Gelder ,  die  entlassen  wor- 
den oder  die  ausgetreten  sind  oder  gegen  welche  der  Ver- 
dacht der  Unterschlagung  der  ihnen  anvertrauten  Gelder 
vorliegt,  schreiten  die  Gerichte  über  Requisition  der  Verwal- 
tungsbehörde ebenfalls  unmittelbar  ein ,  ohne  das  Erkenntnisd 
des  Staatsrathes  abzuwarten.  ^ 

Jedes  Verbrechen  eines  Beamten,  das  aus  seiner  ämt- 
lichen Stellung  entspringt ,  wird  als  forfaiture  angesehen  und 
zum  geringsten  mit  der  degradation  civique,  dem  Verluste 
der  politischen  Rechte  und  der  Unfähigkeitserklärung  für  jedes 
öffentliche  Amt,  jede  Zeugenschaft  und  Kuratel  und  jede 
Lehrerstelle  bestraft. 

Hieher  gehören  Veruntreuung  (soustraction),  Unterschleif 
(concussion),  Betrieb  von  unerlaubten  Geschäften,  Geschenk- 
annahme,   Missbrauch    der    Amtsgewalt,    Verbrechen    bei 

'   Verfassang  vom  7SU  frim.  an  VIII.,   Dekret  vom  11.  Juni  1806, 
Arr.  vom  9.  pluv.  an  X. 
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FQhinog  der  Standesregister,  unbefugte  Führung  oder  Fort- 
setzung eines  öffentlichen  Amtes.  —  ^ 

Erst  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1853  wurden  die 
Pensionsreohte  der  Beamten  gleichförmig  geregelt^  bis 
dahin  herrschte  in  jedem  Verwaltungszweige  ein  eigenes  Sy- 
stem. Kach  der  Vorschrift  sollten  die  Pensionen  durch  Abzüge 
von  den  Crehalten  und  sonstigen  Elmolumenten  der  Beamten  ge- 
deckt werden,  allein  die  grossen  administratiTen  Reformen^  die 
eine  bedeutende  Zahl  von  Beamtenreduktionen  zur  Folge  hatten, 
Uessen  &at  überall  den  durch  jene  Abzüge  entstandenen  Fond 
als  ungenügend  erscheinen,  und  fiist  in  jedem  Ministerium 
musaten  ihm  Unterstützungen  aus  Staatsmitteln  gewährt  werden. 

Diese  Unterstützungen  waren  von  sehr  ungleichen  Be- 
trage und  noch  verschiedenartiger  waren  die  Grundsätze, 
nach  denen  bei  der  Pensionirung  vorgegangen  wurde.  Eine 
Beform  war  unerlfisslich. 

Dem  gegenwärtigen  Gesetze  liegt  nun*  die  Berechnung 
zu  Grunde,  dass  der  Jabresbetrag  der  Civilpensionen  sich 
auf  28  Millionen  Frcs.  belaufen  werde,  wovon  11  Millionen 
durch  Gehaltsabzüge,  Antheile  an  Strafgeldern  u.  dgl.,  18  Mil- 
lionen durdi  Staatsmittä  zu  decken  seien.  ^  Die  Pensions- 
ansprüche wurden  für  die  Folge  genau  normirt,  für  das 
Vergangene  wurden  vom  1.  Januar  1854  angefangen  alle 
bestandenen  Pensionskassen  (caisses  de  retraite)  eingezogen 
und  die  auf  denselben  bestehenden  Pensionen  auf  das  grosse 
Buch  der  Staatsschuld  übertragen. 

*  Code  Pen.  166. 

'  IHe  Beiträge  der  Beamten  wurden  für  1856  veranschlag: 

5%  von  177,5  Millionen  Gehalten      .  .     .8,9  Millionen. 

V„  der  ersten  Gehalte  nnd  der  Gehaitaerhöhungen  0,9  » 

Ahsüge  wegen  Urlanhe ^t^         » 

Strafantheile 0,7  » 

Die  Erfolge  des  Jahres  1854  haben  übrigens  gezeigt,  dass  die  Summe 
Ton  11  Mlllioiien  au  gering  gegriffen  sei-,  daher  für  1857  etwas  über 
12,3  Millionen  veranachlagt  wurden. 
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Von  diesem  Zeitpunkte  angefangen,  haben  alle  vom 
Staate  ernannten  Funktionäre  Ansprüche  auf  Pension  und 
sind  den  Abzügen  für  die  Pensionen  unterworfen.  Diese  Ab- 
züge bestehen  in  S%  Ton  den  Gehalten,  in  %,  ^^  ersten 
Gehaltes  und  jeder  folgenden  Gehaltserhöhung,  in  Abzügen 
wegen  Urlaube,  Abwesenheit  rom  Amte,  Disciplinarstrafen, 
Die  Genüsse  der  Einnehmer  und  überhaupt  aller  Beamten, 
die  ganz  oder  zum  Theile  in  Perzenten  der  durch  sie  ver- 
walteten Gelder  bestehen,  unterliegen  diesen  Abzügen  nur 
zu  %^  der  Rest  wird  als  ein  oneroser  Bezug  zur  Bestrei- 
tung der  Kanzlei-  und  etwaigen  Miethkosten  betrachtet 

Die  Pension  wird  in  der  Regel  entweder  blos  durch 
Zurücklegung  eines  bestimmten  Lebens-  und  Dienstesalters 
oder  durch  ein  bestimmtes  Lebens-  und  Dienstalter  in  Ver- 
bindung mit  Umständen  erworben,  welche  dem  Beamten  die 
Fortsetzung  des  Dienstes  unmöglich  machen. 

In  ersterer  Beziehung  wird  die  Pension  durch  ein  Alter 
von  60  und  eine  Dienstzeit  von  30  Jahren  und  ron  jenen 
Beamten,  die  15  Jahre  im  aktiven  Dienste  (im  Gegensatze 
zum  sedentären)  zugebracht  haben,  durch  ein  Alter  von 
55  und  eine  Dienstzeit  von  25  Jahren  erworben. 

Zeigt  sich  die  Entfernung  des  Beamten  vom  Dienste 
w^en  der  minderen  geistigen  oder  physischen  Befähigung 
noih wendig,  so  erfolgt  die  Pensionirung,  auch  wenn  der 
Beamte  die  erwähnten  Lebens-  und  Dienstjahre  nicht  zurück- 
gelegt hätte.  Dem  Minister  ist  hinsichtlich  aller  nicht  von 
der  Ernennung  des  Kaisers  abhängigen  Beamten  die  diskre- 
tionäre Gewalt  eingeräumt.  Manche  Beamten,  z.  B.  die  Gre- 
neral-  und  Partikulareinnehmer  dürfen,  selbst  wenn  sie  sonst 
fähig  wären  und  die  normalmässige  Dienstzeit  nicht  zurück- 
gelegt hätten )  über  das  70.  Lebensjahr  hinaus  nicht  im  Amte 
belassen  werden. 

In  beiden  hier  dargestellten  Fällen  richtet  sich  die  Pen- 
sion  nach  dem  Durchschnitte  der  dem  5%  Pensionsabzuge 
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UDtenroifenen  Bezüge  der  letsten  sechs  Jahre,  und  besteht 
Kar  jedes  Dienstjahr  in  Vm  ^^^^^  Durchschnittes ;  hat  jedoch 
ein  Beamter  25  Jahie  im  aktiven  Dienste  zugebracht,«  so 
wird  die  Pension  mit  der  Hälfte  jenes  Durchschnittes  und 
mit  Vm  ^  j€id^  Weitere  im  Staatsdienste  zurückgelegte  Jahr 
bemessen.  In  keinem  Falle  kann  aber  die  Pension  mehr 
als  %  jebe»  Durchschnittes  und  mehr  als  das  für  jede  Dien- 
steskstegorie  festgesetzte  Maximum  betragen.  Dieses  Maxi- 
mum bleibt  bei  höheren  Bedienstungen  weit  hinter  jenen 
%  des  Durchschnittes  der  letzten  Gehalte  zurück.  Im  Finanz- 
diensie  übersteigt  die  höchste  Beamtenpension  nicht  6000  Fr., 
und  Oberhaupt  erreicht  sie  nur  im  Ministerium  des  Aeussem 
12,000  Fr. 

Kriegsdienste  werden  nur  dann  angerechnet,  wenn  ihnen 
wenigstens  12  Jahre  im  sedentären,  oder  10  Jahre  im  akti- 
Ten  Dienste  folgen.  Ciidldienste  ausser  Europa,  von  Func- 
tionfiren  rerrichtet,  die  aus  Europa  dahin  gesendet  werden, 
werden  der  Zeit  nach  V/^  mal  gerechnet^  ohne  dass  jedoch 
hierdarch  die  zur  Erlangung  einer  Pension  geforderte  Dienst- 
aät  um  mehr  als  %  abgekürzt  würde.  15  Dienstjahre  ausser 
Europa  berechtigen  die  Pension  mit  55  Alterqahren  anzu- 
sprecht!!.  Die  Jahre  des  Supernumerariats  und  Dienste,  die 
TOr  dem  zurückgelegten  zwanzigsten  Jahre  geleistet  werden, 
können  nicht  in  die  Dienstzeit  eingerechnet  werden. 

Es  werden  zur  Eklangung  der  Pension  um  zehn  Lebens- 
and Diens4riu*6  weniger  gefordert,  wenn  die  Dienstunfähig« 
keit  Fo^  eines  schweren  Siechthums  ist,*  das  sich  der  Be- 
amte in  Erfüllung  seiner  Dienstpflicht  zugezogen  -hat,  oder 
wenn  er  in  Folge  der  Aufhebung  seiner  Dienststelle  ausser 

Verwendung  tritt. 

Weim  endlich  die  Dienstesunföhigkeit  a)  in  Folge  e^ies 
Aktes  der  Hingebung  für  das  öffentliche  Wohl  oder  zur 
Rettung  eines  IfitbUrgers  oder  in  Folge  eines  in  Erfüllung 
seiner  DitfiMftpflich't  bestandenen  Streites  oder  Kampfes  eintrat 
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oder  b)  Folge  eines  schweren  Unfalles  (z.  B.  der  Erblin- 
dung) ist)  der  notorisch  aus  der  Vollziehung  des  Dien- 
stes herrorgegangen  ist,  so  ist  der  Beamte,  als  Ausnahme 
von  der  allgemeinen  Regel,  pensionsfahig,  welches  auch 
immer  die  Zahl  seiner  Alters-  und  Dienstjahre  wäre,  und 
die  Pension  wird  im  ersten  der  beiden  hier  erwähnten  Fälle 
mit  der  Hälfte,  im  zweiten  mit  einem  Drittheil  des  Durch- 
schnitts der  letzten  dem  Abzüge  unterliegenden  Gehalte 
(selbstverständlich  ohne  Ueberschreitung  des  gesetzlichen 
Maximums)  bemessen. 

Wer  freiwillig  aus  dem  Staatsdienste  tritt,  des  Dienstes 
entlassen  oder  abberufen  wird,  verliert  für  sich  und  seine 
Angehörigen  das  Recht  auf  die  Pension.  Der  Pension  wird 
verlustig,  wer  nachträglich  tiberwiesen  wird,  während  des 
Dienstes  dem  Staate  Gtelder  entzogen  oder  seinen  Dienst 
gegen  einen  Entgelt  aufgegeben  zu  haben,  wer  im  Pensions- 
stande zu  einer  entehrenden  Strafe  verurtheilt  wird,  oder 
wer  die  Pension  durch  drei  Jahre  nicht  bezieht  Der  Pen- 
sionsbezug bleibt  endlich  während  der  Zeit  suspendirt,  als 
Jemand  seiner  Nationalitätsrechte  beraubt  ist  (z.  B.  während 
der  Kriegsdienste  bei  fremden  Staaten). 

Auch  die  Minister,  Unterstaatssekretäre,  Staatsräthe, 
Präfekte  und  Unterpräfekte  sind  ab  solche  nicht  pensions- 
fähig und  unterliegen  darum  keinen  Abzügen,  doch  werden 
ihnen  die  auf  diesen  Posten  zugebrachten  Jahre  gerechnet, 
falls  sie  firUher  oder  später  auf  pensionsberechtigten  Posten 
gedient  hätten.     * 

Die  Beamtenwittwen  haben  in  der  Regel  Anspruch 
auf  Pension  nur  unter  der  Doppelbedingung,  dass  ihr  verstor- 
bener Gatte  pensionsfähig  war  und  dass  sie  denselben  we- 
nigstens sechs  Jahre  vor  Beendigung  der  thätigen  Dienstzeit 
geehlicht  haben.  Die  Pension  beträgt  gewöhnlich  ein  Dritt- 
theil  der  Pension  des  Mannes ,  hätte  die  Pension  des  Mannes 
weniger  als  300  aber  nicht  weniger  als  100  Fr.  betragen, 
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so  wird  die  Pension  der  Frau  jeden&lls  mit  100  Fr.  be- 
messen, beträgt  die  Pension  des  Mannes  weniger  als 
100  Fr.,  so  ist  die  Pension  der  Frau  der  Pension  des  Man- 
nes gleich. 

Die  Wittwe  eines  Beamten ,  der  das  Leben  durch  Schiff- 
brach  oder  durch  eines  der  oben  erwähnten ,  eine  günstigere 
Pensionsbehandlung  begründenden  Ereignisse  verlor,  erhält 
ausnahmsweise  eine  Pension  auch  dann ,  wenn  sie  mit  ihrem 
Manne  noch  nicht  durch  sechs  Jahre  verheirathet  war,  ftdls 
nur  die  Verehlichung  vor  dem  Unfiedle  erfolgte ,  welcher  den 
Tod  oder  die  Dienstunfäh^keit  des  Beamten  herbeiführte; 
bei  Schiffbruch  und  in  d^i  oben  litt  a  und  b  erwähnten 
Fällen  wird  die  Pension  sogar  mit  %  der  Pension ,  die  dem 
Manne  gebührt  hätte,  bemessen. 

Wittwen,  die  durch  ihre  Schuld  ron  Tisch  und  Bett 
geschieden  waren,  haben  keinen  Anspruch  auf  Pension. 

Die  minderjährigen  Waisen  eines  Beamten,  der  eine 
Pension  oder  Pensionsanrechte  hatte,  erhalten  alle  zusamnien 
eine  Poosion  im  Betrage  der  Pension  der  Wittwe  des  Be- 
amten, &lls  sie  auch  mutterlos  sind,  oder  ihre  Mutter  eine 
Pension  nicht  bezieht  Diese  Pension  wird  unter  sie  zu 
gleichen  Theilen  gethdlt,  die  Antheile  des  Ablebenden  oder 
grossjährig  Werdenden  fallen  an  die  Uebrigen  und  die  Pen- 
sion hört  erst  dann  auf^  wenn  das  jüngste  Kind  das  Alter 
der  Grossjährigkeit  erreicht 

Hinterlässt  der  Beamte  ausser  einer  Wittwe  und  deren 
Kinder  noch  Kinder  früherer  Ehen,  so  wird,  wenn  nur  Ein 
Kind  Torhanden  ist ,  ein  Viertheil ,  sonst  aber  die  Hälfte  der 
Pension  der  Wittwe  entzogen  und  jenen  Kindern  zugewiesen. 
Die  Pensionen  können  nicht  an  einen  Dritten  abgetre- 
ten,  und   nicht  weiter  als    bis   zu  einem  Pünftheile  oder 
höchstem  bei  grösseren  Pensionen  bis  zu  einem  Dritttheile 
xm&  nur  zu  Gunsten  des  Staates  oder  privil^irter  Gläubiger 
mit  Beschlag  belegt  oder  gesperrt  werden.  — 

Hock,  Plnainverwaltang  Frankreichs.  4 
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Es  läfist  dich  nicht  Terkennen,  dafis  diedes  Penfiions- 
sjstem  Spuren  grosser  Eile  an  sich  trägt. 

Die  Pensionen  der  Beamten  sind  viel  zu  gering  bemes- 
sen, um  als  MotiTe  nachhaltigen  und  rücksichtsfreien  Eifers 
dienen  zu  können,  sie  sollten  für  höheres  Alter  und  längere 
Dienstzeit  reichlicher  gespendet  werden.  Noch  kümmerlicher 
und  namentlich  in  Vergleich  mit  den  Pensionen  der  (yater- 
und  mutterlosen)  Waisen  unbegreiflich  klein  sind  die  Pen- 
sionen der  Wittwen.  Wenn  sie  mehrere  Kinder  zu  ernähren 
haben,  so  ist  ihr  Loos  ein  Schauder  erregendes.  — 

Wenn  man  den  Personal-  und  Besöldungsstand  des  Fi- 
nanzministeriums durchgeht,  welchen  wir  in  Beziehung  auf 
das  erste  Kapitel  dieses  Buches  im  Aühange  mittheilen,  so 
wird  man  Tor  allem  das  bestätigt  fhiden,  was  wir  oben 
über  die  geringen  Gehalte  der  untergeordneten  Beamten  er- 
wähnt haben.  Es  werden  sich  aber  noch  folgende  nicht 
unwichtige  Bemerkungen  aufdrängen: 

Die  Zahl  der  untergeordneten,  schlecht  bezahlten,  aus- 
sichtslosen und  daher  unzufriedenen  Kanzlei-  und  Schreib- 
beamten ist  eine  höchst  geringe,  was  gewiss  Tom  finanziel- 
len, Tom  naüonalökonomischen  und  selbst  vom  politischen 
Standpunkte  als  höchst  vortheilhaft  sidh  darstellt.  Es  hängt 
diess  mit  den  grossen  Summen  an  Bnreauspesen  zusammen, 
welche  den  Vorstehern  der  Behörden  und  Aemter,  nament- 
lich den  allein  verantwortlichen  Rechnungsl^ern  bewilligt 
sind,  wofür  sie  den  Kanzleidienst  sei  es  gegen  Verrechnung, 
sei  es  auf  eigene  Gefahr,  zu  besorgen  haben.  Die  Zahl  der 
höheren  Beamten  steht  zu  jener  der  niederen  in  einem  sol- 
chen Verhältnisse,  dass  jedem  Staatsdiener  die  Aussicht  auf 
Beförderung  naheliegt,  ja  selbst  in  jeder  Diensteskat^orie 
bestehen  so  viele  und  so  bedeutend  steigende  Gehaltsklassen, 
dass  selbst  Talenten,  welche  für  einen  höheren  Wirkungs- 
kreis nicht  geeignet '  sind ,  die  Aussicht  auf  ein  lohnendes 
Weiterkommen  eröffnet  bleibt 
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Die  Gehalte  sind  nicht  in  allen  Verwaltungszweigen 
gleich  bemessen,  was  nicht  immer  aus  inneren  in  den  Er- 
fordernissen des  Dienstes  gelegenen  Gründen  entsprungen, 
sondern  oft  Folgen  der  Isolining  der  einzelnen  Dienstzweige 
und  des  Hangels  einer  steten  sie  ordnenden  und  ausglei- 
chenden Hand  sein  dürfte.  Anerkennenswerth  ist  aber ,  dass 
der  auswärtige,  mehr  anstrengende  und  Terantwortliche 
Dienst  nicht  hinter  dem  Bureaudienste  im  Ministerium  zu- 
rückgesetzt ist,  was  am  sprechendsten  im  Verhältnisse  der 
Direktoren  in  den  Departements  gegen  die  Bureauchefe  im 

Ifinisterium  herrortritt. 

•     •  • 

Es  ist  femer  rühmend  hervorzuheben,  dass  seit  einer 
langen  Reihe  Ton  Jahren  fortwährend,  im  Zusammenhange 
mit  Vereinfachutig^  in  der  Behandlung  der  Geschäfte,  auf 
Verminderung  der  Zahl  der  Beamten  hingewirkt  wird. 

Im  Jahre  1813  tmter  Napoleon  —  wo  allerdings  das 
Reich  112  statt  wie  jetzt  86  Departements  umfasste  —  waren 
in  der  Gentralvetwaltung  zwei  Minister  (des  Staatsschatzes 
und  der  Finanzen)  und  31  Abtheilungen  mit  4662  Beamten 
und  einem  Eostenaufwande  von  13,4  Millionen  mit  dem 
beschäftigt,  was  1830  durch  Einen  Minister  und  13  Abthei- 
langen  mit  2982  Beamten  und  einem  Kostraaufwande  von 
8^  Millionen,  und  jetzt  durch  Einen  Minister  und  11  Abthei- 
langen  mit  2436  Beamten  und  einem  Eostenaufwande  von 
6,1  Mill.  Frcs.  besoi^t  wird. 

Im  Jahre  1824  wurden  die  einzelnen  Generaldirektionen 
ndt  dem  FLoanzministerivm  in  Einem  H6tel  vereinigt.  Ein 
Eaasa  -  und  Ein  Rechtsrath  für  alle  Zwieige  des  Ministeriums 
eingesetzt.  .Bei  der. Einhebung  der  dirditen  Steuern  wurden 
Ober  4000  Localeinnehmerstellen  angezogen,  und  durch  die 
hiedundi  vergfrösserten  Einnahmen  der  übrigen  möglich  ge- 
macht, ihre  Provisionen  um  2,420,000  Fr.  (mehr  als  19%) 


Bereits  1830  betrug  die  Erspamiss  durch  die  verminderte 
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Zahl  der  Beamten  und  die  venninderten  Beettge  der  ver- 
schiedenen Einnehmer  und  Zahkneister  mehr  als  16  Mil- 
lionen Francs. 

2.    Die  Oeachflftabehandlimg. 

Der  Geschäftsgang  des  Finanzministeriums  ist  rein 
bureaukratisch ,  ja  der  Finanzminister  ist  in  seinen  Ent- 
scheidungen unabhängiger  als  die  meisten  andern  Minister, 
die  fast  alle  einen  Fachrath  zur  Seite  haben.  In  der  Regel 
finden  beim  Finanzministerium  Berathungen  nicht  statt,  nur 
ausnahmsweise  veranlasst  der  Minister  Sitzungen  belieb^  zu- 
sammengesetzter Comit6's.  Die  unterstehenden  Abtheilungen, 
selbst  die  Generaldirektionen,  verfassen  gleich  die  Erledigungs- 
entwürfe über  ihre  Anträge,  der  Minister  pafaphirt  jene  Ent- 
würfe, oder  substituirt  ihnen  andere  ihm  mehr  zusagende. 

Dieselbe  Unumschränktheit  innerhalb  des  angewiesenen 
Wirkungskreises  und  innerhalb  der  Anwendung  des  Gesetzes, 
die  dem  Finanzminister  eingeräumt  ist^  besitzt  auch  jede 
der  ihm  unterstehenden  Generaldirektioiien. 

Der  Minister  ernennt  die  Bureauchefc  der  Generaldirek- 
tionen und  die  Inspektoren  in  den  Departements ,  die  Grund- 
buchsfbhrer  (conservateurs  des  hjpothi^ae»)  die  Einnehmer 
des  Enregistrement,  die  Obereinnehmer  (leeeveurs  prindpaux) 
der  Zoll- und  Yerzehrungssteuer-AemlBr,  die  Tabakverleger, 
die  Oberingenieurs  des  Katasters,  die  Direktoren  der  Ver- 
zehrungssteuer in  den  geschlossenen  Städten,  die  Postdirek- 
toren in  Paris  und  in  den  Orten,  wo  ihr  Reineinkommen 
2000  Francs  und  mehr  betritt,'  die  Unterinspektoren,  die 
Postmeister,  die  Mitglieder  der  Direktion  und  sämmtliche 
Agenten  des  Packetbootdienstes,  die  Münzwardeine  und 
Münzwardeinsgehilfen ,  die  Kontrollore  der  Münzstätten ,  den 
Conservator  des  Münzmuseums,  die  Einnehmer  und  Kon- 
trollore der  Punzirungsämter ,  die  Inspektoren  und  Kontrol- 
lore der  Tabak-   und  Pulverfabriken,  die  Inspektoren  der 
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Tabakpflanzungen ,  die  Ingenieure  für  die  Gebftude  und  Ha- 
scfainen  der  Tabakrerwaltung,  die  Supemumer&re  und  die 
Zöglinge  der  Forstschule.  Die  Besetzung  aller  andern  Be- 
amtenstellen  hängt  Ton  den  Oeneraldirektionen  ab. 

An  den  Minister  gelangen  alle  statistische  Uebersichten, 
alle  8chlus8rechnuBg^[i ,  alle  legislative  Fragen ,  alle  Systemi- 
sirungen  von  Aemtem  und  Dienstplätzen,  alle  Verfbgung^i 
Ober  das  Staatsetgenthum ,  grössere  Bauten  und  AnschaflVin- 
gen,  einzelne  wichtigere  administratiTe  Fragen  z.  B.  Forst- 
wiithschaflspläne,  wichtigere  Baubewilligungen  im  Forstrayon, 
alle  Prozesse,  die  beim  Staatsrath  oder  dem  Kassationshof 
anhAngig  gemacht  werden  sollen ,  alle  Gesuche  um  besondere 
Anerkennung  und  Ehrenauszeichnungen  für  geleistete  Dienste. 
Sonst  aber  wird  er,  wenn  er  nicht  selbst  über  Rekurse  von 
Parteien  (welche  alle  nach  dem  Geschäftsgange  nur  als 
ausserordentliche  Gnadengesuche  erschdnen) ,  besondere  An- 
empfehlungen, Reklamationen  anderer  Ministerien ,  oder  aus 
eigenem  Interesse  von  einer  speciellen  Angelegenheit  Kenntniss 
nehmen  will,  Tom  Detail  der  Verwaltung  gar  nicht  behelligt 

Die  Vartheilung  der  Geschäfte  unter  die  einzelnen  Bureaus 
der  Generaldirektionen  ist  durch  Ordonnanzen  ger^eli 
Die  Greschäftsbehandlung  ist  in  der  Regel  auch  hier  die  bureau- 
kratische,  doch  müssen  folgende  Gegenstände  im  Direktions- 
rathe  TOrgetragen  werden :  die  Feststellung  des  Ausgaben-Bud- 
get, Strafsachen,  streitige  Rechnungssachen ,  ErsatzansprUdie 
gegen  Rechhungsleger,  Zwangsmassregeln  gegen  Steuerpflidi- 
tige,  Gebührenrückstellungen,  Gebührennachlässe,  Ausfuhr- 
prämien, Errichtung  und  Aufhebung  von  Aemtem  und  Dienst- 
stellen,   Erweiterung   oder  Beschränkung   ihrer  Befugnisse, 
Entlassungen,  Degradirungen,  Quiesdrungen ,  Pensionirungen 
▼on  Beamten«    Der  Minister  wie  der  Direktor  haben   das 
Recht,  auch  über  andere  Gegenstände  die  Berathung  anzu- 
ordnen. Ist  der  Generaldirektor  mit  dem  Beschlüsse  des  Bathes 
nicht  einverstanden,  so  berichtet  er  an  den  Minister. 
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Die  Greneraldirektion  hat  in  ihren  Berichten  an  den 
Minister  über  jeden  Gegenstand,  der  seiner  Entscheidung 
bedarf,  din  genau  fonnulirtes  Gutachten  abzugeben,  dieselbe 
Regel  ist  für  jeden  Bericht  einer  untergeordneten  Behörde 
an  die  Torgesetzte  Torgezeichnet 

Wir  haben  im  ersten  Kapitel  gesehen,  dass  jeder  Ge- 
flUlszweig  einer  eigenen  Generaldirektioa  anvertraut  ist  und 
dass  jede  Generaldirektion  ihre  eigenen  Ton  den  Trägem 
der  andern  Dienstzweige  unabhängigen  Organe  in  den  Depar- 
tements  besitzt  Diese  Sonderung  erstreckt  sich  bis  auf 
die  untersten  Oi^ne  in  den  Arrondissements,  Gantons  und 
Gemeinden  herab,  ja  sie  geht  so  weit,  dass  höchst  selteu 
eine  Versetzung  aus  einem  Verwaltungszweige  in  den  andern 
erfolgt,  und  dass  selbst  unter  der  rereinigten  Generaldirek- 
tion des  Zolls ,  der  indirekten  Abgaben  und  der  Staatsmono- 
pole und  in  den  Departements,  wo  für  alle  diese  Zweige 
Ein  Direktor  besteht,  die  Trennung  der  untergeordneten 
Organe  in  voller  Schärfe  beibehalten  worden,  ist  Man  sieht 
in  Frankreich  in  dieser  Sonderung  der  Dieoate  und  der  da- 
mit verbundenen  spedellen  Widmung  und  Ausbildung  des 
Beamten  für  ein  einzelnes  eng  härenstes  Fach  eine  beson- 
dere Bürgschaft  für  die  Sicherheit  des  Dl^stes.  Es  lässt 
sich  auch  nicht  läugnen :  die  Einschulung  und  Drillung  wird 
durch  diese  Theilung  der  Arbeit  sehr  gefl^ieirt;  allein  ob 
diese  Theilung  nicht  zu  weit  getrieben  sei.  und  hie  und  da 
durch  eine  Vereinigung  mancher  Kraftverlust  und  manche 
Correspondenz  vermieden  werden  könne,  ist  eine  andere 
Frage.  Jedenfalls  ist  aber  diese  Sonderung  prinzipiell  den 
Einrichtungen  anderer  Länder  vorzuziehen ,  wo  mit  geringen 
Ausnahmen  in  allen  Instanzen  alle  Grefäliszweige  Einer 
Leitung  anvertraut  sind. 

Die  Einheit  des  Dienstes  liegt  in  Frankreich  nur  in  den 
höchsten  Organen ,  in  der  Person  des  Ministers ,  im  General- 
sekretariat und  in  den  Generalinspektoren.  Ob  dies  hinreiche, 
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oder  ob  durch  die  unmittelbare  Verbindung  der  General- 
direktoren mit  dem  Minifiter,  und  durch  ein  aus  den  Gene- 
raldirektoren und  den  Vorstehern  der  andern  Centralorgane 
susammengesetztes  Conseil  ein  innigeres  Zusammenwirken 
erzielt  werden  sollte,  bleibt  zu  entscheiden. 

Das  Haupt  jedes  Verwaltungszweiges  in  den  Depar- 
tements sind^  wie  erwähnt,  die  Direktoren  (in  den  Forst- 
bezirken der  Forstmeister,  conserrateur.)  Ihre  Wirkungs- 
kreise  in  andern  als  Verwaltungssachen  sind  beschränkt,  sie 
können  blos  die  Individuen  in  der  Kategorie  der  Diener  z.  B. 
die  Blnanzwacbmannschaft,  die  Forstwächter  u.  dgl.  ^- 
neimen;  nicht  einmal  die  Aufnahme  von  Supemumerären 
ist  ihnen  gestattet. 

Dagegen  sind  sie  es,  welche  alle  Zahlungen  anweisen, 
alle  Correspondenz  mit  den  Centralbdiörden  in  Pbris  und 
den  Nebenbehörden  in  den  Departements  unterhalten.  Die 
untergeordneten  Organe  können  und  sollen  zwar  zur  gegen- 
seitigen Unterstützung  persönlich  mit  einander  in  Verbin- 
dung treten,  allein  sobald  unter  ihnen  irgend  ein  Zwiespalt 
oder  ein  Zweifel  über  ihre  g^enseitigeu  Wirkungskreise  und 
Vorrechte  entsteht,  haben  die  Direktoren  die  Frage  auszu- 
tragen. Ebenso  stehen  zwar  die  Arrondissementseinnehmer 
Betreßt  der  Einhebung  der  Gebühren  und  Betreflb  des  Straf- 
yerfahrens  mit  den  Gerichten  und  Staatsanwälten  im  Schriften- 
wechsel, allein  handelt  es  sich  um  Gesetzauslegung,  C!on- 
flikte  u.  dgl.,  so  haben  die  Direktoren  einzugreifen. 

Ihre  Geschäftsbehandlung  ist  gleich&Us  die  bureaukra- 
tische,  doch  sind  sie  in  ihren  Entscheidungen  vidfach  an  die  Zu- 
stimmung der  ihnen  beigegebenen  Inspektoren  gebunden.  Bios 
mit  diesen  und  den  Unterinspektoren  einersdts,  den  Hauptein- 
nehmern andererseits  stehen  sie  in  regelmässiger  CJorrespon- 
denz.  An  jene  wenden  sie  sich  in  allem,  was  die  Leitung 
und  Ausführung  des  Dienstes,  die  Anwendung  der  Gesetee 
und  Vorschriften,  die  Ueberwachung  der  amtlichen  Gebahrung 
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und  der  Prirataufifbhrung  der  Beamten  berührt,  und  an 
diese  in  allen  Geld  -  und  Kassasachen ,  und  in  allen  Ange- 
legenheiten des  Strafverfahrens)  des  Begleitscheinwesens,  der 
Statistik.  Nur  ausnahmsweise  treten  sie  mit  anderen  ihnen 
untergeordneten  Beamten  in  unmittelbare  Berührung. 

Manni^&che  Einrichtungen  erleichtem  ihnen  die  Einsicht 
in  den  Lauf  der  Geschäfte.  Es  werden  ihnen  die  Yerord- 
nungsbücher  vorgelegt ,  worin  die  Inspektoren  ihre  Bemer- 
kungen über  die  G^bahrung  der  einzelnen  Aemter  und  Wach- 
abtheilungen niederlegen ,  die  R^sejoumale  der  Beamten  des 
aktiven  Dienstes,  die  Gebahrungsausweise  der  Einnehmer, 
die  Uebersichten  der  aushaftenden  Reste,  an  sie  gelangen  die 
Beschwerden  der  Steuerpflichtigen ,  die  Anzeigen  der  Beamten. 
Wenn  ein  Beamter  aus  was  immer  für  Ursachen  im  Haupt- 
orte des  Departements  anwesend  ist,  hat  er  sich  dem  Di- 
rektor vorzustellen. 

Sie  haben  wenigstens  einmal  im  Jahre  alle  Aemter  und 
Beamte  ihres  Verwaltungszweiges  zu  untersuchen ;  sie  sollen 
diese  Reise  unvermuthet,  ohne  Begleitung  des  Inspektors 
unternehmen  und  nicht  unterlassen  die  Lokalautorität^n  zu 
besuchen,  um  auch  von  diesen  Bemerkungen  über  4^^  Art 
der  Verrichtung  des  Dienstes  und  die  sociale  Haltung  ihrer 
Beamten  zu  sammeln. 

Ueber  die  Erfolge  ihrer  Reisen  und  die  andern  Ergeb- 
nisse des  Dienstes  haben  sie  vierteljährig  Bericht  an  die  vor- 
gesetzte  Generaldirektion  zu  erstatten.  Vorfälle,  die  eine 
dringende  Verfügung  nothwendig  machen ,  haben  sie  siogleich 
anzuzeigen,  namentlich  sind  Anträge,  welche  auf  das  Budget 
Einfluss  üben^  noch  vor  dem  September  jedes  Jahres  zu  er- 
statten, damit  bei  Ausarbeitung  des  Budget  darauf  Rück- 
sicht genommen  werden  kann.  Sie  führen  Vormerkungen 
über  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  die  besonderen  Regie- 
kosten, die  von  ihnen  ausgehenden  Geldanweisungen,  die 
bewilligten   Kredite,   die   Miethen,   Lieferungen,   Kautionen 
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und  Strafverhandlungen,  Qualifikationstabellen  über  die  Be- 
amten und  ausser  dem  besondere  Hefte  (dossiers)  über  alle  den 
einzelnen  Beamten  betreffisnden  Vorkommnisse,  dann  Amts- 
iuFentare,  Drucksortenrechnungen,  Einlau&protokoUe,  Regi- 
stratnisYormerkungen  u.  dgl.  m. 

An  ihnen  ist  es  zu  bewirken,  dass  das  ganze  sich  kreu- 
zende und  steigernde  System  von  Kontrollen,  der  Glieder 
des  Amtes ,  d^  sedent&ren  und  dei  aktiven ,  der  vorgesetzten 
und  inspidrenden  und  der  untergeordneten  Beamten,  der 
verrechnenden  und  der  Verwaltungsorgane,  der  ausgestellten 
Urkunden  und  der  davon  abgetrennten  Juxten,  Blinder,  Talons, 
der  Bücher  der  Gteld  anweisenden  und  der  Bücher  der  Geld 
aossahlenden  Beamten ,  in  denen  —  vieUeicht  allzu  sehr  —  das 
Wesen  der  französischen  Verwaltung  besteht,  seinen  steten 
Lanf  mit  Ordnung  und  Eifer  fortsetze,  und  sie  haben  die  Er- 
gebnisse geordnet  der  höheren  Eänsicht  zu  unterbreiten. 

ESgenthümlich  ist  die  Stellung  der  Inspektoren.  Sie  sind 
nicht  entscheidende  und  nicht  geldanwdsende  Beamte;  nach 
aussen ,  gegenüber  dem  Publikum ,  haben  sie  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Geschäfte  keine  Autorität ,  aber  fUr  den  Dienst 
selbst  sind  sie  die  zunächst  wirksamen,  anregenden  und  . 
überwachenden  Organe. 

Ihre  Hauptau^be  ist  die  periodische  Bereisung  des 
ihnen  unterstehenden  Bezirkes.  Sie  reisen  nach  ihrem  eigenen 
Ermessen  und  zeigen  dem  Direktor  blos  den  Tag  ihrer  Ab- 
rase  und  die  Hauptorte,  die  sie  berühren  werden,  an  uud 
steUen  sich  ihm  nach  ihrer  Rückkehr  vor.  Sie  gehen  auf 
ihren  Reisen  in  alle  einzehie  Amtshandlungen  ein,  unter- 
suchen die  Kassen,  die  Amtsschriften,  pflegen  Nachschauen 
bei  Steuerpflichtigen.  Ist  irgendwo  der  Dienst  vernachlässigt, 
so  übernehmen  sie  sähst  eine  Zeit  lang  die  Leitung.  Wird 
ein  zweifelhafter  Fall  ihrer  Entscheidung  unterzogen,  so  ent- 
scheiden  sie  nur,  wenn  ihnen  der  Fall  ganz  klar  dünkt  und 
weder  von  Parteien  noch  Beamten  Einsprache  gegen  ihre 
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Entscheidung  erhoben  wird.  Sie  stehen  allein  ohne  Hilfs- 
beamten da,  weil  man  will,  dass  sie  so  wenig  als  möglich 
in  Schreibgeschäfte  sich  verlieren.  Ihre  VerfUgangen  und 
Gutachten  setzen  sie  darum  meist  nur  am  Rande  der  ihnen 
unterbreiteten  Vorlage  an. 

Ganz  eigenthümlich  ist  in  den  Departemeofts  die  Stel- 
lung der  DienstcHefs  (Direktoren,  Gonservatoren,  General- 
einnehmer) und  ihrer  Untergebenen  zu  den  Fräfekten.  Der 
Präfekt  wird  dem  Namen  nach  als  Chef  aller« Verwaltungs- 
zweige seines  Bezirkes,  also  auch  der  finanziellen  angesehen. 
Alle  Beamten  des  Departements  haben  sich  vor  ihrem 
Amtsantritte  bei  ihm  zu  melden  und  sich  übef  ihre  Amts- 
titel auszuweisen  und  er  beglaubigt  sie.  Wenn  die  leitenden 
Beamten,  die  Direktoren  und  der  Generaleinnehmer^  auf 
Urlaub  gehen,  haben  sie  ihm  den  Tag  des  Abtrittes  und 
die  Dauer*desselben  anzuzeigen ;  die  gleiche  Anzeige  erstatten 
die  Direktoren  in  Betreff  der  Inspektoren. 

Der  Präfekt  hat  das  Recht,  alle  Beamte  des  Departe- 
ments vom  Dienste  zu  suspendiren ;  allein  ungeachtet  dieser 
Attribute  hat  er  in  die  finanzielle  Verwaltung  wenig  darein 
zu  reden.  Bei  Besetzungen  und  Beförderungen  wird  er  in 
der  Regel  nur  vom  Standpunkte  der  hohen  Polizei  und  auch 
das  erst  seit  wenigen  Jahren  befragt,  die  Correspoitilenz  der 

■ 

finanziellen  Departemental  -  und  Centralbehörden  findet  ganz 
ohne  seine  Dazwischenkunft  statt 

Höchstens  dass  die  receveurs  g^n^rauic,  welche  auch 
eine  grosse  Summe  Departemental-  und  Eomn^unalgelder  zu 
verwalten  haben ,  wenn  sie  einen  Urlaub  verlangen ,  ihre  Ge- 
suche durdi  ihn  laufen  lassen  oder  dass  zwischen  ihm  und  den 
CentraLstellen  sich  eine  Correspondenz  eröffnet,  wenn  das 
gegenseitige  Zusammenwirken  zur  Abstellung  gewisser  Miss- 
bräuche, Härten  u.  dgl.  von  Seite  der  Behörden  oder  Kommunen 
erforderlich  ist;  aber  in  allen  diesen  Beziehungen  ist  es  nur  sein 
Charakter  als  politischer  Beamter,  der  sich  geltend  macht 
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Die  einzigen  Funktionen  in  Finanzsachen,  welche  ihm 
Qbertragen  sind,  bestehen  in  Folgendem,  und  selbst  von 
diesen  ist  ein  Theil  erst  durch  das  sogenannte  Dezentralisa- 
tionsgesetz Tom  25.  Mftrz  1852  ihm  zugewachsen: 

a)  Bdm  Enregistrement  und  in  Doatänensachen  werden 
die  Rechtastreitigkeiten  im  Namen  des  Präfekts  geführt,^ 
daher  seine  Zustimmung  zu  denselben  erforderlich  ist  (Bei 
andern  Abgaben  erfolgen  die  gerichtlichen  Schritte  im  Na< 
men  des  Greneraldirektors  oder  Ministers).  Er  wacht  über 
die  Integrität  des  Staatseigenthums.  ^ 

b)  Eben  darum  überwacht  er  die  Einnahme  und  Ver- 
wendung der  öffentlichen  Gelder,  er  scontrirt  die  Kassa  des 
Zahlmeisters,  durch  ihn  gelangen  die  Gebahrungsausweise 
des  Generaleinnehmers  an  den  Minister.  ^ 

c)  Mannigfach  ist  die  Thätigkeit  des  Präfekts  in  Sacheu 
der  direkten  Besteuerung,  doch  ist  es  zweifelhaft,  ob  er 
hierin  als  Chef  des  politischen  oder  des  finanzdienstes  handle, 
jeden&lls  wird  die  Darstellung  derselben  im  Kapitel  über 
die  direkten  Steuern  einen  geeigneteren  Platz  finden. 

d)  Der  Präfekt  entscheidet  über  die  Errichtung  Ton 
Gewerbsuntemehmungen  im  Grenzbezirke,  er  veröffentlicht 
den  Lauf  der  inneren  den  Grenzbezirk  vom  inneren  Zoll* 
gebiete  scheidenden  Linie,  er  kann  die  Kontrolle  über  den 
Getreidererkehr  im  Grenzbezirke  verschärfen. 

e)  Er  verlängert  die  den  Tabakpflanzem  gesetzlich  be- 
willigte Frist  zur  Ausführ  der  Tabakblätter,  er  macht  durch 
seine  Unterschrift  die  Ausweise  über  die  von  den  Tabak- 
pflanzern zu  leistenden  Ersätze  wegen  mangelnder  Tabak- 
pflanzen  rechtsverbindlich.^     Er   entschddet   vielfach   über 

'  Code  de  prooMare  civile.    art,  69. 

»  Gesetze  vom  30.  Juni  1790,  15.  florfial  an  X.  (5.  April  l«ft), 
11.  plav.  an  XH.  (31.  Jan.  1804),  5.  Dec  1814,  Ord.  vom  1.  April  mi 

»  AttM  17.  frim.  an  IX.  (ß.  December  1800),  Geeetz  17.  brum.  an  V. 
(7.  Kovember  1796). 

•  Geaeiz  vom  28.  April  1816. 
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die  ZulftsBigkeit  der  Abfindungen  von  den  Getränkesteuern, 
die  Grösse  der  Abfindungssumme,  die  Vertheilung  derselben 
unter  die  Steuerpflichtigen. 

f)  Der  Präfekt  ernennt  die  Landvermesser,  die  Zi- 
mentirungsbeamten ,  die  Einnehmer  der  Gemeind^i,  deren 
Einkünfte  300,000  Fr.  des  Jahres  nicht  überschreiten,  die 
überzähligen  Steuereinnehmer  (percepteurs) ,  die  Direktoren 
der  städtischen  Octrois,  die  Forstwarte  der  Gemeinden  und 
öffentlichen  Institute,  die  untergeordneten  Sanitäts-  und  Hafen- 
amtsbeamte, die  Beamten  für  die  innere  Schififohrt,  die 
Briefträger,  er  vergibt  die  Pulvertrafiken,  die  ^Tabaktra- 
fiken  und  Postbüreau's,  deren  Absatz  und  beziehongsweise 
Gebührenbetiag  1000  Fr.  des  Jahres  nicht  überschreitet. 

g)  Der  Präfekt  entscheidet,  über  das  Gutachten  oder 
den  Vorschlag  des  Chefs  des  Verwaltungszweiges  und  nach 
Anhörung  des  Präfekturrathes, 

über  AblassungsfäUe  im  Pulvei^fälle,  wenn  die  Strafe 
nicht  1000  Fr.  überschreitet; 

über  die  von  den  einzelnen  (Gemeinden  in  den  Depar- 
tements, wo  der  Tabakbau  gestattet  ist,  zu  bepflanzenden 
Flächen,  über  die  Art,  wie  die  Ablieferung  der  Blätter  an 
die  Regie  zu  geschehen  habe; 

über  Verpachtung  von  Staatsgütern,  wenn  der  Paebt- 
schiUing  1000  Fr.  des  Jahres  nicht  übersteigt; 

über  die  auf  Staatsgüter  gegen  Widerruf  zu  überneh- 
mende Dienstbarkeiten; 

über  die  Einräumung  usurpirter  Staatsgüter  an  die  bis- 
herigen Besitzer  nach  den  Gesetzen  vom  20.  Mai  1836  und 
10.  Juni  1847 ,  wenn  der  Werth  nicht  2000  Fr.  übersteigt; 

über  die  Abtretung  von  Staatsgütern  für  öffentliche 
Strassen  und  den  Austausch  von  solchen  Güt^n  gegen  an- 
dere, früher  diesen  Zwecken  gewidmete; 

über  die  Einsprache  der  Forstmeister  gegen  Holzschläge 
der  Gemeinden  und  öffentlichen  Institute; 
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über  den  Verkauf  der  Forstprodukte  dieser  Körper- 
schaften ; 

über  Strassenarbeiten  und  Eanalisirungen  in  diesen 
Forsten ; 

über  die  Errichtung  gewisser  im  Allgemeinen  nicht  ge- 
statteter Gewerbe  und  Bauten  innerhalb  der  Forste; 

ihm  steht  die  Genehmigung  von  Ausgaben  zu,  die 
2000  Fr.  nicht  überschreiten. 

In  einem  weiteren  Sinne  übt  auch  der  Unterprä- 
fekt  einige  den  Ressort  des  Blnanzministeriums  berührende 
B\iiiktionen. 

Die  meisten  derselben  betreffen  die  direkten  Steuern 
und  werden  bei  diesen  erwähnt  werden,  aber  auch  ausser- 
dem ist  es  der  Unterpräfekt,  welcher  die  Siegel  an  die  Pa- 
piere, Gelder  und  Meubles  der  faUirten  oder  flüchtigen 
öffeaUich^Q  Rechnungsleger  anlegen  lässt 

Er  paraphirt  die  Register  der  Einnehmer,  er  b^laubigt 
mit  Zustimmung  der  Arrondissementseinnehmer  die  Stellver- 
treter der  Steuer-  und  Gemeindeeinnehmer.  Er  begutachtet 
alle  Streitigkeiten  in  Beziehung  der  Eingangsgebühren  auf 
Getrftnke  in  den  dieser  Abgabe  unterworfenen  Gemeinden, 
er  ordnet  die  Vernichtung  des  yerbotwidrig  gepflanzten  Ta- 
baks an,  er  entscheidet  über  die  inneren  SchifDbhrtsabgaben. 
Man  sieht ,  es  ist  seine  Stellung  als  politische  Autorität ,  aus 
welcher  diese  Funktionen  abgeleitet  sind,  ein  Einfluss  auf 
die  finanadelle  Gebahrung  ist  ihm  nicht  gewährt 

Eben  so  eigenthümlich  als  die  Stellung  der  Finanz- 
beamten zu  dem  Präfekten  ist  die  Stellung  der  Finanzver- 
waltung  zu  den  yerschiedenen  administrativen  Tribu- 
nalen und  den  eigentlichen  Gerichten. 

In  den  meisten  Fällen  geht  die  Berufung  gegen  die 
Entscheidung  einer  ilnanzbehörde  nicht  an  die  ihr  vorge- 
setzte Behörde,  sondern  an  ein  administratives  Tribunal  oder 
ein  Gericht,  und  in  vielen  Fällen  kann  die  Finanzverwaltung 
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zur  Durchsetzung  ihrer  Ansprüche  nicht  in  eigener  Macht 
vorschreiten ,  sondern  bedarf  des  Ausspruches  eines  sotehen 
Tribunals  oder  Gerichtes  oder  wenigstens  der  Mitwirkung 
des  lezteren. 

Es  ist  ein  Verfiissungs-Grundsatz  des  modernen  Frank- 
reichs ,  —  hervorgerufen  durch  die  Ansprüche  der  alten  Parla- 
mente ,  den  Anordnungen  und  Gesetzen  der  Staatsgewalt  erst 
durch  die  Registrirung  in  die  Gerichtsprotokolle  die  allge- 
meine Gültigkeit  zu  yerschaffeU)  und  durch  die  OppositiOD, 
die  sie  den  letzten  vorbereitenden  Schritten  zur  Staatsumwäl- 
zung  machten,  —  dass  die  Gerichte  keinen  Theil  an^  dßr  Aus- 
übung der  gesetzgebenden  Gewalt  nehmen^  dass.  sie  den 
Vollzug  der  Gesetze  weder  hindern  noch  hemmen,  Mass- 
nahmen der  Verwaltung  nicht  stören,  die  Verwaliungabe- 
hörden  wegen  ihrer  Amtshandlungen  nicht  vor  sich  berufen, 
noch  über  Akte  der  Verwaltung  erkennen  können. 

Wenn  die  Präfekte  in  den  Departements  oder  die 
Minister  einen  solchen  Eingriff  der  Gerichte  in  die  ge- 
setzgebende oder  die  Verwaltungsthfttigkeit  wahrnehmen 
oder  durch  die  Staatsanwaltschaft  darauf  aufinerksam  ge- 
macht werden  sollten,  ist  es  ihre  Pflicht  dagegen  vor  dem 
Kaiser  und  seinem  Staatsrath  Einsprache  zu  erheben.  Die 
ersten  gesetzgebenden  Körper  Frankreichs  gingen  in  Unser 
Scheu  vor  den  Uebergriffen  der  Gerichte  so  weit,  dass  ne 
selbst  viele  Privatakte  der  Verwaltung  ihrer  Erkenntnisa 
entzogen,  und  erst  allmählig  kam  man  später,  soweit  nicht 
positive  Gesetze  entgegenstanden,  auf  billigere  Grundsätze 
zurück. 

l^ach  der  gegenwärtigen  Praxis  betradxte^  n^an  daher 
als  von  der  gerichtlichen  Entscheidung  ausgeschlossen-  und 
der  administrativen  vorbehalten: 

1)  Alle  Fri^en  über  das  Staatseigenthum  aus  anderem 
als  privatrechtlichem  Titel,  alle  Fragen  der  Expropriation 
zu   öffentlichen   Zwecken,    über   usurpirte,    vernachlässigte. 
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vorwe^enommene  Haupt-  und  Vidnalstrassen ,  über  Dienst- 
barkeiten,  Arbeiten  und  Beiträge  für  öffentliche  Zwecke, 
und,  selbst  ins  Privatrecht  eingreifend,  über  die  Rechte  des 
Staates  auf  veräusserte,  yerpftndete,  yertauschte,  von  Pri- 
vaten usurpirte  Staatsgüter; 

2)  über  die  Widmung  des  Staatsdgenthums  zu  speziellen 
Zwecken-, 

3}  über  Weiderechte  und  Forstservitute  in  Staats-  und 
Gemeindewaldungen ,  die  Art  und  Ausübung  dieser  Rechte; 

4}  über  den  Umfong  der  Concession  von  Bergwerken, 
über  die  Erfüllung  der  daran  geknüpften  Bedingungen ,  über 
die  Rücknahme  der  Bewilligung; 

5)  über  die  AustrOcknung  von  Morästen  und  die  daraus 
entstehenden  Verhältnisse  zwischen  dem  Untemehüier  und 
den  Grundeigentbümem; 

6)  über  die  Fähren  und  üeberfuhren,  die  Weg-  und 
Brückengelder  und  das  Rechtsverhältniss  zu  deren  Pächtern; 

7)  über  die  Ermittlung  der  Grundlagen  und  über  die 
Umlage  der  direkten  Steuern; 

8)  über  die  Pensionsansprüche  der  Beamten; 

9)  über  die  aus  den  Renten-  und  Schatzscheinen  ent- 
springenden Rechte  gegen  den  Staat,  die  Uebertragung  der- 
selben an  dritte  Personen  (transferts). 

10)  über  die  öffentliche  Rechnungspflege; 

11)  über  die  politischen  und  Wahlrechte  und  die  Art 
der  Ausübung  derselben; 

12)  über  die  Auslegung  administrativer  Akte,  nament- 
lich der  Ideferungs-  und  Untemehmungsverträge. 

Vielleicht  können  manche  der  Entscheidungen  des  Prä- 
fekts  und  jedenfiedls  müssen  die  Entscheidungen  des  Finanz- 
miniflters  über  die  Forderungen  an  den  Staat  aus  Lieferungs- 
und  Untemehmungsverträgen^  aus  Renten-  und  Schatzsch^- 
nen  und  Anweisungen,  dann  über  DiscipUnarvergehen  und 
Pensionsansprüche  der  Beamten,   als  Entscheidungen  eines 
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administrativen  Tribunals  angesehen  werden ;  allein  vorzugs- 
weise nennt  man  administrative  Tribunale  jene  koUegialisch, 
nach  festen  dem  Rechtsverfahren  angenäherten  Formen  vor- 
gehende, zur  Entscheidung  administrativer  Fragen  berufenen 
Behörden,  welche  ferne  von  jeder  eigentlichen  Verwaltung 
vorzugsweise  dieser  richterlichen  Thätigkeit  gewidmet  sind 
und  ausser  ihr  nur  eine  berathende  ausüben.  Es  sind  dieses 
die  Präfekturräthe,  .der  Rechnungshof  und  der  8taatsratb. 
Des  letztgenannten  haben  wir  bereits  erwähnt,  der  Rech- 
nungshof wird  im  dritten  Kapitel  eine  ausfilbrlichere  Be- 
sprechung finden,  so  dass  wir  hier  nur  des  Präfektarrathes 
zu  erwähnen  haben. 

Er  besteht  in  seiner  letzten  Organisation  durch  dad  De- 
kret vom  28.  März  1852  im  Departement  der  Seine  aus 
fünf,  in  einigen  grösseren  Departements  aus  vier  und  sonst 
aus  drei  vom  Kaiser  ernannten  Räthen  unter  dem  Vorsitze 
des  Präfekten ,  er  berathet  den  letzteren  in  bestimmten  viich- 
tigeren  Angelegenheiten  und  entscheidet  in  erster  Instanz 
über  die  oben  Ziff.  1,  3  und  6  erwähnten  Gegenstände, 
über  die  Auslegung  der  Akte  der  Departements  -  und  Lokal- 
behörden und  über  die  öffentliche  Rechnungspflege  der  grossen 
Mehrzahl  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten.  Von 
ihm  geht  die  Berufung  an  den  Staatsrath.  — 

Ganz  im  Gegensatze  mit  dieser  Beschränkung  der  Ge- 
richte betrachtet  man  als  in  der  Regel  in  ihrer  Kompetenz 
gelegen:  jede  Entscheidung  über  die  Anwendung  des  Ge- 
setzes auf  einen  konkreten  Fall ,  mag  nun  dieses  Gesetz  auch 
einen  administrativen  oder  finanziellen  Gegenstand  betreflSan.  ^ 
Ausnahmen  bilden,  wie  aus  dem  fhiher  Gesagten  ecbellt, 
blos  die  Gesetze  über  rein  politische  Akte,  wie  über  die 
Wahlen  und  die  politischen  Körperschaften,  \yid  jene  über 
den  Wirkungskreis  und  die  Thätigkeit  administrativer  Be- 
hörden.    Die  Gerichte  entscheiden  d^rum   nicht  über  die 

'  Gesetz  vom  5.  ventöee  an  XU.  (25.  Febraar  1804). 
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Anw^sdung  der  Gesetze  über  die  direkte  Besteuerung,  weil 
hier  nach  dem  in  Frankreich  herrschenden  Systeme  die 
Steuer  durch  politische  Körperschaften  und  cuiministratire 
Organe  ohne  Zuthun  des  Steuerpflichtigen  umgel^t  oder 
ausgesprochen  wird,  allein  Sie  entscheiden  dort,  wo  ein 
Konflikt  zwischen  der  Steuerbehörde  und  dem  Steuerpflich- 
tigen über  den  Bestand  der  Steuerpflicht  und  das  Ausmass 
derselben  in  Fällen  der  indirekten  Besteuerung  entsteht, 
denn  hier  entspringt  die  Steuerpflicht  aus  einer  bestimmten 
Angabe  oder  Handlung  des  Privaten  und  ob  und  in  wie 
weit  diese  unter  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  falle,  dar- 
über sind  die  Gerichte  competent. 

Eben  so  entscheiden  ausschliesslich  die  Gerichte  über 
jede  als  strafwürdig  erklärte  Uebertretung  des  Gesetzes^  — 
welchen  Gregenstand  dieses  auch  betreffe  —  und  aus  diesem 
Grunde  fiedlen  alle  Gefällsübertretungen  unter  die  Jurisdiktion 
der  Strafgerichte.  * 

Es  bietet  diese  Einrichtung  grosse  VortheUe.  Sie  stellt' 
die  Staatsabgaben  unter  das  allgemeine  Recht,  gewährt  eine 
eindringlichere  Ueberzeugung  über  die  Rechtmässigkeit  der 
Forderung,  die  Strafvvürdigkeit  und  Schande  der  Verkürzung 
derselben.  Sie  bietet  die  Bürgschaft ,  dass  die  Behörde ,  von 
welcher  die  Steuerbemessung  ausg^angen,  und  die  Vorge- 
setzten ,  nach  deren  irriger  Wdsung  sie  vielleicht  gehandelt, 
auf  das  Erkenntniss  nicht  überwiegenden  Einfluss  üben. 
Sie  werden  zwar  über  die  Motive  ihrer  Entscheidung  und 
über  ihre  Ansicht  gehört,  allein  das  erkennende  Tribunal 
ist  ausser  ihren  Eänfluss  gestellt.  — 

Das  Gesagte  dürfte  ein  übersichtliches  Bild  der  mate- 
riellen Behandlung  der  Geschäfte  gegeben  haben.  Was 
die  formale  Behandlung  betriffl,  so  wird  formgerecht 
und  w<Al  auch  mit  Sachkenntniss  und  gründüch  gearbeitet, 

•   Vci^l.  Ä.  F.  Uferri^re.     Cours  de  droit  public  et  administralif. 
4.  Aiug.  2  BÄDdc-8.    Pwis  1853—54.' 

Hock,  Fiaanirerwaltang  Frankreichs.  O 
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allein     oft     fehlt     der    höhere    Standpunkt    und    weitere 
Ausblick. 

Es  ist  meistens  bis  in  alle  Details  bestimmt,  zu  welcher 
Behörde,  in  welches  Bureau  jedes  Geschäftsstück  gehöre, 
welchen  Oang  an  seine  Bestimmung  es  zu  nehmen,  mit 
welchen  Bellen  es  zu  versehen  sei. 

Auch  die  äussere  Form  des  GeschäftsstUckes  ist  vorge- 
zeichnet.  Auf  dem  ersten  Blatte  links  oben  ist  das  Ministe- 
rium ,  der  Dienstzweig  des  Bureau's ,  eine  kurze  Angabe  des 
Gegenstandes,  links  unten  der  Titel  oder  die  Funktion  des 
Adressaten  anzugeben.    Rechts  oben  steht  die  GeschäftszaKl. 

Die  zu  beobachtende  Gourtoisie  richtet  sich  nach  dem 
Range  des  Angeredeten,  ist  aber  kurz  und  einfach. 

Die  Geschäflfisprache  ist  dort^  wo  nicht  juridische  Förm- 
lichkeiten zu  erfüllen  sind,  klar  und  bündig.  Die  Eigen- 
ihümlichkeit,  dass  jeder  ämtliche  Erlass  nicht  an  die  Behörde, 
sondern  an  deren  Vorsteher  gerichtet  ist  und  an  diesen  per- 
sönlich ^ch  wendet,  nöthigt  zu  einer  gewissen  Höflichkeit, 
die  leicht  vernachlässigt  wird,  wenn  man  nicht  an  eine  Person, 
sondern  an  ein  Abstraktum  schreibt,  und  schärft  den  etwa 
nothwendigen  Tadel. 

In  Cirkularen ,  Instruktionen  und  Berichten ,  die  nur  ftir 
den  Beamtenkreis  bestimmt  sind,  spricht  sich  manchmal  eine 
allzubreite  Selbstgefälligkeit  aus ,  doch  gewahrt  man  überall, 
dass  man  es  mit  einer  alten  wohlgeschulten  Verwaltung  zu 
thun  habe;  für  jeden  Akt  ist  das  bezeichnende  Wort,  das 
entsprechende  Formulare  bereits  gefunden. 

Jedem  Formulars-  und  Registerhefte  ist  in  Form  einer 
Vorerinaerung  eine  kurze  Instruktion  über  den  Gebrauch 
des  Formulars  oder  Registers  vorgedruckt. 

Gesetzes-  und  Verordnungsblätter,  offizielle  uiidT  halb- 
offizielle chronologische  Sammlungen  (Instructions  g6n6rales, 
Bulletins,  Annales),  systematische  Zusammenstellungen  (Codes 
annot&,  wobei  jeder  Stelle  des  Textes  des  Hauptgesetzes  oder 
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der  systematiBchen  ZuBammendtellung  die  allmftblig  eingetr^ 
iQden  näharen  Bestimmungen  oder  Abftnderangen  beigelügt 
dnd)  mid  Handbücher  erleichtern  die  dienstliche  Ausbildung. 

Die  Juristen  klagen,  dass  in  den  Erl&ssen  der  Verwal- 
tungsbehörden nicht  genau  unterschieden  werde,  wann  sie 
blos  benachrichtigend  oder  belehrend,  und  wann  sie  als 
entscheidende  Gewalt  sprftchen.  Da  über  ihre  Entscheidun- 
gen der  Rekurs  theils  an  die  Gerichte,  theils  an  die  admi- 
niatrativen  Instanzen  geht  und  dessen  Ergreifung  an  eine 
Prtklusiyfrist  von  drei  Monaten  gebunden  ist,  so  wäre  eine 
solche  Unterscheidung  von  Wichtigkeit 

Besondere  Aufmerksamkeit  wird  der  inneren  Ordnung 
der  Behörden  und  Aemter  zugewendet  Ueberall  werden 
dironologisch  geordnete  Einlau^rotokoUe,  alphabetisch  ge- 
ordnete Nachschlagebücher,  ein  besonderes  Yerordnungsbuch 
eben&lls  mit  seinem  Index  geführt  Dass  es  in  gehöriger 
Ordnung  geschehe,  kein  Rückstand  sich  anh&ufe,  die  Erle- 
digung der  einlangenden  Greschäftsstücke  schnell  (in  der  R^el 
fbnf  Tage  nach  dem  Empfange)  geschehe,  haben  £e  Vorge- 
setzten und  die  untersuchenden  Beamten  des  aktiven  Dien- 
stes zu  überwachen.  Auch  auf  die  sorgfältige  Aufbewahrung 
der  Amtspapiere  wird  gesehen,  es  scheint  sogar,  dass  man 
hierin  etwas  zu  weit  gehe.  "» 

In  jedem  Verwaltungszweige  bestehen  genaue  Instruk- 
tionen, welche  Papiere  und  wie  lange,  ob  4,  8,  12  Jahre, 
Ar  immer,  sie  aufzubewahren,  welche  frei  oder  nur  unter 
der  Bedingung  der  Verstampfüng  zu  veräussem  sind.  In 
jede  Amtsunterouchung  wird  auch  das  AmtsinTentar  und  das 
AmtsarcMv  (die  Registratur)  einbezogen. 

Der  Art  173  des  Strafgesetzbuches  belegt  jeden  Richter, 
Verwalter,  öfTenÜichen  Beamten  oder  Rechtsagenten,  der' Akten 
▼emichtet,  unterschlägt,  vorenthält  oder  ihrer  Bestiomiung 
entzieht,  welche  er  in  seiner  Eigenschaft  aufzubewahren 
hat,   oder   die  ihm   wegen    des  Amtes,   das   er    bekleidet, 
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anvertraut  wurdeD,  mit  zeitlicher  Zwangsarbeit  Wenn  solche 
Handlungen  durch  Andere  begangen  werden,  allein  den 
Archivaren ,  Eanzleidirektoren ,  Notaren  oder  andern  Beamten 
eine  Nachlässigkeit  zur  Last  fällt,  so  werden  letztere  nach 
Art.  439  mit  Oeflängniss  von  drei  Monaten  bis  einem  Jahre 
und  einer  Geldstrafe  von  100  —  200  Fr.  belegt 

Man  muss  anerkennen,  die  firanzösische  Finanzverwal- 
tung ist  eine  wohleingerichtete.  Vielleicht  wird  nur  zu  viel 
kontrollirt,  rapportirt,  cotirt,  paraphirt,  korrespondirt,  cen- 
tralisirt,  in  Bücher  und  Vormerkungen,  in  Tabellen  und 
Listen  gebracht,  getheilt  und  gesondert;  das  Rüstzeug  ist 
schwer  und  zahlreich,  leicht  wird  dadurch  die  freie  Beweg- 
lichkeit und  der  heitere  Muth  der  bewegenden  Massen  und 
der  unmittelbare  Verkehr  der  entscheidenden  Behörden  mit 
den  Personen  und  Sachen  gehemmt,  über  welche  sie  ent- 
scheiden sollen. 

In  Preussen  und  überhaupt  in  Norddeutschland  hat  man 
den  entgegengesetzten  Weg  eingeschlagen^  die  Vorschriften 
vereinfacht,  die  Kontrollen  auf  das  Unentbehrlichste  be- 
schränkt^ wenige  aber  gutbezahlte  Beamte  eingesetzt,  ihnen 
in  nächster  Nähe  ein  Oberhaupt  mit  ausgedehnten  Befug- 
nissen und  freiester  Stellung  voi^esetzt,  den  Centralbehörden 
nur  das  Wichtigste  vorbehalten,  und  man  kann  nicht  läug- 
nen,  dass  der  Grang  ein  rascherer,  der  Beamtenschlag  in 
den  untern  und  mittleren  Schichten  ein  kömigerer  und  edle- 
rer sei.  Man  darf  auch  bei  dem  grossen  Unterschiede  im 
Volksreich  thume  und  in  der  Lebensweise  nicht  einwenden, 
dass  der  erzielte  Ertrag  in  Frankreich  ein  grösserer  sei.  ^ 

Uebrigens  hängt  das  Verwaltungssjstem  auf  das  innigste 
mit  der  Gesetzgebung  zusammen,  und  nichts  wäre  uns  irem- 
der  als*  die  Schlussfolgerung,  dass  das  Verwaltuogssystem 

*  Wir  stehen  mit  anserm  Urtheile  über  die  Licht-  und  Schattenseiten 
der  französischen  Verwaltung  nicht  allein,  ein  ähnliches  hat  bereits  Vivien 
abgegeben.    Journal  des  Economistes.    Jahrgang  1853,  T.  31,  8.  5. 


69 


Preussens  auch  in  Frankreich  bei  Aufrechthaltung  der  pro- 
hihitiTen  Zölle  und  der  gegenwärtigen  Getrünkesteuer  an- 
zuwenden sei. 

8.  Kittel  zur  Siehenmg  der  Bechte  des  ^Staatssehatses. 

Es  gibt  in  jedem  Staate  eine  grosse  Reihe  von  admini- 
strativen, civil  -  und  strafrechUicben  Massregeln,  welche  dazu 
bestimmt  sind ,  die  Rechte  des  Staatsschatzes  gegen  die  Sorg- 
losigkeit, ünkunde  oder  Untreue  seiner  eigenen  Organe, 
wie  gegen  nicht  völlig  gegründete  Anforderungen,  absicht- 
liche oder  unabsichtliche  Beeinträchtigungen  in  Schutz  zu 
nehmen.  In  Frankreich,  wo  das  römische  Recht  mit  allen 
in  ihm  enthaltenen  Privilegien  des  Fiskus  die  verbreitetste 
Anwendung  gefunden  hatte,  gibt  es  deren  mehrere,  als  in 
den  meisten  andern  Staaten,  und  sie  sind  seit  der  Revolu- 
tion —  vielleicht  gerade  wegen  der  durch  diese  geltend  ge- 
wordenen absoluten  Macht  der  Majoritäten  und  der  durch 
sie  gegebenen  Gesetze  —  noch  ausgedehnt  und  vermehrt 
worden.  Ihre  Au&äblung  findet  hier  zwischen  der  Darstel- 
lung der  Verwaltungs-  und  der  Rechnungsgrundsätze  den 
angemessensten  Platz.  ^ 

1)  Es  kann  eine  Klage  gegen  den  Staat  erst  dann  an- 
gebracht werden,  wenn  früher  der  betreffenden  Verwaltung 
oder  beziehungsweise  dem  Präfekten  oder  dem  Minister  ein 
die  Forderung  erörterndes  Memoire  überreicht  und  von  die- 
sen binnen  vier  Wochen  keine,  oder  eine  abweisende  Erle- 
digung gef&llt  worden  ist.  *  Keine  Zustellung  ist  gültig,  die 
nicht  von  dem  Gerichtsagenten  des  Staatsschatzes  vidirt  wor- 
den ist;  nur  ausnahmsweise  genügt  die  Vidirung  der  Staats- 

•  Ea  wurde  biebei  besonders  das  treffliebe  Werk  benütet : '  Trait^  de 
U  legislatioD  speciale  du  tr^sor  pubUc  en  mati^re  contentieuse  par  M.  J. 

DamesnU.     Paris  1846. 

*  Gesetz  vom  !18.  Oktober  1790.   Staatsrathsbesehlusa  vom  23.  Augnit 
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anwaltschaft  Der  Versuch  der  gütlichen  Ausgleichung  vor  Be- 
ginn des  Prozesses  hat  von  Seite  der  Gerichte  zu  unterbleiben.  ^ 
Gegen  die  Entscheidung  der  administrativen  Tribunale 
kann  der  Minister,  wenn  auch  ohne  Rechtswirkung  auf  den 
entschiedenen  Fall,  selbst  dann  rekurriren^  wenn  die  Rekurs- 
frist  verstrichen  ist^  falls  ein  solcher  Rekurs  im  Interesse 
des  Gesetzes  und  der  Verwaltung  liegt.  Auch  erscheint  die 
Staatsverwaltung  dadurch  begünstigt,  dass  in  den  Entschd- 
düngen  der  administrativen  Behörden  nie  auf  Ersatz  der 
Gerichtskosten  erkannt  wird,  denn  die  Staatsverwaltung  ist 
nach  dem  Gesetze  stets  tax-  und  stempelfirei,  während  in 
Folge  jener  Bestimmung  ihre  Gegner  selbst  im  FaUe  des 
Sieges  diese  Gebühren  zu  tragen  haben.  ^ 

2)  Wenn  der  Staat  verurtheilt  worden  ist,  aber  die 
Kassation  nachsucht  ^  so  folgt  er  den  Gegenstand  des  Streites 
nur  gegen  Sicherstellung  aus;  die  Verwaltung  unterliegt 
selbst  bei  Rückweisung  ihres  Eassationsgesuches  in  keinem 
Falle  einer  Geldstrafe.  ^ 

3)  Es  gibt  keine  Exekution  gegen  den  Staat,  keine 
gegen  die  Dotation  des  Staatsoberhauptes.  ^ 

4)  Der  Staat  kann  sich  von  seinen  Verbindlichkeiten 
durch  Hinterlegung  der  schuldigen  Summe  zu  Händen  der 
Gerichte,  beziehungsweise  der  allgemeinen  Eonsignations- 
und  Depositenkassa  entledigen. ' 

5)  Zu  Staatszwecken  kann  Eigenthum  exproprürt  wer- 
den ;  ebenso  kann  die  miethweise  Unterbringung  von  Aemtem 
und  Beamten  im  Zwangswege  stattfinden.^ 

•  Oekr.  vom  2*.  'AugTiÄt.1791.    Code  d«  proc  dv.  Art.  49. 

»  Ord.  vom  1%  Hü»,  and  17.  Dec.  1823,  7.  Juni  1826.     Regl.  vom 
-n,  Joli  1806. 

"  IMkr.  vom  16.  Juli  1793,   Ges.  vom  9.  flor.  an  Vn.,    Ges.  vom 
2.  brnnt^an  IV.*; 

•  QeaeU  vom  %  Mars  1832. 

^  Ord.  vom  16.  September  1837. 

•  Gee.  vom  3.  Mai  1841,    RegieningsbeechluM  vom  29.  tripu.  an  VI. 
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6)  Die  Gemeinden  sind  verantwortlich  für  jede  Beachä- 
dig[ung,  die  am  Eigenthum  des  Staates,  oder  am  ESgenthum 
oder  Leben  seiner  Beamten  durch  eine  Zusammenrottung 
entsteht,  an  der  Gemeindeglieder  sich  betheiligten,  oder 
welche  die  Gemeindeglieder,  obwohl  sie  es  vermochten,  nicht 
angezeigt  und  verhütet  haben.  ^ 

7)  Die  von  den  Behörden  des  Staates  in  Ausübung  ihrer 
Funktionen  angestellten  Dokumente  haben  die  Kraft  öfibnt- 
lieber  Urkunden.  Die  von  den  Organen  der  Finanzverwal- 
tong  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  aufgenommenen  That- 
beschreibungen  stellen  darum  so  lange  einen  vollen  Beweis 
her,  als  nicht  ihre  Glaubwürdigkeit  durch  Gegenbeweise 
entkräftet  wird.  Dieser  Gregenbeweis  muss  innerhalb  dreier 
Tage,  vom  Tage  der  Zustellung  der  Thatbeschreibung,  beim 
Tribunale  angemeldet  werden.  Der  Staatsanwalt  erstattet 
den  Vortrag,  ob  der  angemeldete  Beweis,  falls  er  geliefert 
würde,  wirklich  die  Falschheit  der  Thatbeschreibung  darthun 
würde;  über  seinen  Vortrag  entscheidet  das  Gericht  Hier- 
auf wird  vom  Staatsanwalt  die  Untersuchung  at^führt;  so 
lange  dieselbe  dauert^  bleibt  das  Verfahren  über  die  GefiÜIs- 
Übertretung  suspendirt  Wenn  die  Untersuchung  nicht  zu 
Gunsten  des  Beweisführenden  ausfällt,  muss  er  eine  bedeu- 
tende^ Geldstrafe  entrichten,  abgesehen  von  den  andern 
Strafen  wegen  V^leumdung  u.  dgl. ,  die  ihn  treffen  könnten. 

8)  Die  Oi^ne  der  Finanzverwaltung  stehen  unter  dem 
Schutze  der  Gesetze.  Wer  sie  in  Ausübung  ihres  Dienstes 
stört,  misshandelt ,  beleidigt,  ihnen  gewaltsamen  Widerstand 
leistet,  unterliegt  den  Strafen  für  Verbrechen  und  Vergehen, 
abgesehen  von  der  ihn  treffenden.  GefiäUs^trafe. 

9)  Die  ausübenden  Organe  der  FiöaiÄverwaltung ,  die 
Mannschaft  der  Zollwache,  die  Commis  der  Verzehrungs- 
steuer,  die  Forstwarte,  die  FischereiwÄchter  u.  <Jfel.  haben 

•  Geaetz  vom  10.  vend.  an  IV.  (%.  Oktober  1795),  ÄegksrangsbeechluM 
▼om  4.  jour  compl.  an  XL  Cll.  September  1803). 
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bei  Vorladungen ,  Zustellungen  u.  dgl.  die  Rechte  der  Gerichts- 
vollzieher (huissiers). 

Die  Organe  der  Finanzverwaltung  sind  l)erechtigt)  neben 
der  Staatsanwaltschaft  in  Verhandlungen  über  Gref&llsüber- 
tretungen,  Forst-,  Jagdfrevel  u.  dgl.  bei  Gericht  zu  inter- 
veniren,  und  jene  Strafanträge  zu  stellen,  welche  der  Staats* 
anwalt  übersehen  dürfte. 

10)  Pfiändungen  und  Beschlagnahmen  auf  Forderungen 
gegen  den  Staat,  sowie  die  Aufhebung  dieser  Akte,  müssen 
dem  Zahlmeister,  bei  dem  die  Forderungen  auszuzahlen  sind, 
in  Paris  und  für  alle  beim  Centralzahlmeister  anhängigen 
Zahlungen  dem  Conservateur  des  oppositions  beim  Finanz- 
ministerium von  dem  bewilligenden  Gerichte  bekannt  gege- 
ben werden.  Werden  sie  binnen  fünf  Jahren  nicht  erneut, 
so  werden  sie  als  erloschen  angesehen  und  ohne  weitere 
Rücksprache  mit  dem  Gerichte  aus  den  Büchern  getilgt  ^ 

Es  gibt  keine  Pfändung  oder  Beschlagnahme  von  Sum- 
men, welche  den  Unternehmern  öffentlicher  Arbeiten  für 
Rechnung  des  Staates  angewiesen  sind ,  oder  von  Materialien, 
die  bereits  auf  dem  Bauplatz  erliegen,  bis  zur  Vollendung 
jener  Arbeiten.  Nur  der  Lohn  der  Arbeiter  und  der  Unterlie- 
feranten kann  durch  solche  Massregeln  sicher  gestellt  werden.^ 

Ebenso  sind  Gelder,  Pferde,  Futtervorräthe,  Wagen, 
Geräthe  für  den  Postdienst  und  auf  die  Post  aufgegebene 
Briefe  von  jeder  Pföndung  und  Beschlagnahme  frei;  anders 
verhält  es  sich  mit  den  auf  die  Post  uufg^ebenen  Geldern.  ' 

Der  gleichen  Befreiung  gemessen  die  vom  Staate  ertheU- 
ten  Pensionen,  die  Belohnungen,  Aushilfen,  Strafgelder- 
antheile  und  gewisse  durch  Gesetze  und  Reglements  be- 
stimmte Theile  der  Gehalte  der  Beamten.  ^ 

*  G<SeU'vom  9.  JuU  1836, 

'  Gesetz  vom  26.  plaviose  an  II.    Dekr.  vom  5.  September  1810. 

*  Gesetz  vom  24.  Juli  1793. 

*  Gesetze  vom  19.  pluviose  an  II.  und  21.  ventosc  an  IX. 
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11)  Durch  keinen  Gerichtsakt  kann  die  Auszahlung  der 
öflbntlichen  Rente  (der  Zinsen  der  fundirten  Staatsschuld) 
an  den,  auf  dessen  Namen  der  Rentenschein  lautet,  gebenunt, 
wohl  aber  kann  auf  gesetzlichem  Wege  die  Umschreibung 
der  Rente  erwirkt  werden.  ^  Auch  hat  der  Namensträger 
der  Rente  das  Recht,  Einsprache  gegen  deren  Auszahlung 
zu  erheben.  Das  Gleiche  gilt  für  die  Eautions- Interessen, 
mit  Ausnahme  der  Beschlagnahmen  zur  Deckung  der  For- 
derungen, ftkr  deren  Sicherstellung  die  Kaution  bestimmt  ist. 

12)  Abgesehen  ron  den  Kautionen  der  verrechnenden 
Beamten  und  gewisser  Rechts -Vertreter,  -Vollzieher  und  -V^- 
mittler  ist  auch  jeder  Lieferant  und  Unternehmer,  der  mit 
dem  Staate  in  Geschäftsverbindung  tritt  ^  zum  Erläge  einer 
Kaution  für  die  Erfüllung  der  übernommenen  Verbindlich- 
keiten T^rpflichtet  Der  Betrag  derselben  und  der  UmÜEmg 
der  dem  Staate  auf  sie  zustehenden  Rechte  ist  durch  die 
Vertragsbedingungen  bestimmt  Der  erstere  wechselt  zwi- 
schffli  VsQ  bis  V4  ^^  Werthes  des  Vertragsobjekts.  Die  Kau- 
tion kann  mittelst  einer  Hypothek  oder  mittelst  öffentlicher 
EflS^ten^  die  am  Platze  cotirt  werden,  oder  in  Baarem  er- 
legt werden.  Die  Hypothekarrechte  beginnen  schon  vom 
Tage  des  Abschlusses  des  Vertrages  und  nicht  erst  von  jenem 
der  Eintragung  in  die  öffentlichen  Bücher;  der  Werth  der 
Papiere  wird  nach  dem  Platzkurse,  jedoch  nie  über  pari 
angenommeD.  Die  Rückstellung  der  Kaution  erfolgt  nur 
gegen  Beibringung  des  C^tifikats  der  vollständig  erfüllten 
Verbindlichkeit  (certificat  de  lib^ration)  und  die  sonst  bei 
Kautionen  vorgezeichneten  Vorsichten.  ^ 

13)  Em  üeberbleibsel  alter  Zeit  —  schon  eine  Ordon^ 
nanz  vom  13.  August  1669  erwähnt  ihrer  —  wenn  auch 
durch  die  Napoleonische  Gesetzgebung  neu  geregelt,  ^  ind 

•  Gesetze  vom  23.  flor.  an  U.,  8.  niv.  an  VL,  Ä.  flor.  an  VH. 
»  GcseU  vam  4.  M&n  1793,  Ord.  vom  4.  Deoember  1836. 
'  Gesetz  vom  5.  September  1807. 
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die  geBetzlichen  Pftmdrechte  des  Staates  auf  das  Vennögen 
der  yerrechnenden  Beamten.    Sie  erstrecken  sich 

aaf  die  Mobilien  des  Beamten ,  die  sich  in  dessen  Woh- 
nung befinden,  selbst  wenn  sie  seiner  nicht  mit  ihm  in 
Gütergemeinschaft  lebenden  Frau  gehören^  ausgenommen 
sie  beweist)  dass  sie  bereits  bei  Eingehung  der  Ehe  ihr 
gehört  haben  oder  mit  ihrem  Gelde  erkauft  worden  seien ; 

auf  alle  unbewegliche  Güter,  welche  der  Beamte  od^ 
dessen  selbst  mit  ihm  nicht  in  Gütei^emeinschaft  lebende 
Frau  seit  seiner  Emenrnrng  durch  onerose  Titel  erworben 
haben ;  die  Güter  der  Frau  werden  jedoch  durch  den  Beweis 
frei,  dass  das  zur  Erwerbung  gewidmete  Geld  ihr  Eigenthum 
gewesen  sei.  Dieses  Pfandrecht  des  Staates  muss  binnen 
zwei  Monaten  nach  der  Erwerbung  in  die  Hypothekenbücher 
eingetragen  werden,  widrigens  frühere  Hjpothekai^läubiger 
das  Vorrecht  erlangen* 

Nur  wenige  andere  gesetzliche  Pfand-  und  Hypothekar- 
rechte gehen  jenen  des  Staates  yor,^  übrigens  hat  der  Staat 
das  Recht,  sein  gesetzliches  Pfandrecht  «uch  auf  andere  un- 
bewegliche Güter  des  Beamten  hypotheciren  zu  lassen. 

Die  erworbenen  Inscriptionen  unterliegen  gleich  allen 
andern  der  zeluajfthr^en  Erneuerung. 

Die  vornehmsten  Rechnungsleger,  der  Staatecentral- 
kassier ,  die  General  -  und  Partikulareinnebmer  und  die  Zahl- 
meister, müssen  in  jedem  Acte  der  Eigenthumserwerbung 
und  Abtretung  diese  ihre  Funktion  angeben,  bei  Strafe  der 
Absetzung  und  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  der  Strafe 
^ßß  betrügerischen  Banquerouts. 

Die  Einnehmer  des  Enregistrements  und  die  Grund- 
buchs- und^ypothekenfbhrer  müssen  bei  Eintragung  solcher 
Ei|^nthumserwerbungen   sogleich  die  gesetzliche  Inscriptioii 

*  Jene  der  S§  3012  and  %l(Xl  des  code  ciTil  bei  bewegliehen,  jene 
der  §$.  2101,  2103,  2104,  2105  and  der  Hypothekargläubiger  des  früheren 
BesiUers  bei  unbeweglichen  Gütern. 
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ordern  oder  yeranlassen  bei  Strafe  der  AbBeisiing  und  der 
Ecflatepfßeht  gegen  den  Staat 

Bei  Verftnsserang  eines  mit  solchen  Inscriptionen  be- 
hafteten unbeweglichen  Gutes  kann  dem  Beamten  vom  MiniBter 
die  Löschung  bewilligt  werden;  im  Falle  der  Verweigerung 
hat  der  Staat  über  Aufforderung  des  Beamten  binnen  drei 
Honaten  seine  etwaigen  Forderungen  anzumelden ,  widrigens 
die  Löschung  ron  Amtswegen  geschieht 

Auch  hat  der  Beamte  das  Recht  die  Löschung  zu  fordern, 
sobald  seine  rerrechnende  Amtsfllhrung  geendet  ist  und  er  die 
freisprechende  Eiiedigung  (quitus)  des  Rechnungshofes  er- 
halten hat 

Die  Yaj&hrung  der  durch  die  Inscription  erworbenen 
Rechte  Iftnft  vom  Tage  an,  wo  die  Oestion  des  Rechnungs- 
legers auljgehört  hat 

14)  Ein  anderes  wichtiges  Redit  der  Staatsrerwaltung 
gegen  die  Recfanungsleger  wie  gegen  andere  StaatBSchuldner  ist 
das  Tielen  Entscheidungen  und  Zahlungsaufträgen  (contraintes) 
der  Behörden  eingeräumte  Vorrecht  unmittelbar  ezekutions- 
flUüger  Urinmden;  sie  werden  hierdurch  rechtskräflKgen  rich- 
terlichen Urtheilen  gleichgestellt  ^ 

15)  Die  meisten  Forderungen  des  Staates  können  im 
Wege  der  gefibiglichen  Anhaltung  (contrainte  par  corps) 
des  Schuldners  durchgesetzt  werden  und  zwar  dergestalt  dass 
der  Richter  auf  dieselbe  erkennen  muss.  Hieher  gehören 
unter  Anderem:  Die  Forderungen  gegen  die  Ersteher  von 
Holzschlägen  und  Pächter  yon  Flussfischereien ,  gegen  öffidut- 


^  gehinren  die  Entseheidmigen  der  MiniBt^r  und  PräjTekto  gegen 

öffmtUdie  Rechnnngsl^er^  Unternehmer,  Lieferanten,  jene  der  ZoUver- 
waKaog  rar  Hereinbringiuig  von  ZoUkrediten  und  rar  GeltoadmacbuD^ 
der  fifeftang  f&r  nicht  eriedigte  BegWtwshelne.  —  Ges.  vom  12.  .^end.  und 
13.  frim.  an  Vm.  und  31.  Jan.  1806,  Ges.  vom  ZL  Angust  1791.  —  Anch  Zah- 
limgaaiifMge  untergeordneter  Financorgane  helssen  oft  oontraintea.,  sie  erlan- 
gen aber  das  Vorrecht  ezekntionBriÜiiger  Urkanden  nur,  w«m  der  öchaldner 
gegen  sie  binnen  dar  bestimmten  Frist  nicht  vor  Gericht  fimspraehe  erhebt. 
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Hebe  Rechnungsleger,  die  Verwahrer  öffentlicher  Oelder  oder 
bew^lichen  Eigen thums  des  Staats,  deren  Bürgen,  Agenten^ 
Aufseher,  alle  Unternehmer  von  öffentlichen  Arbeiten  und 
Lieferungen,  sobald  ihre  Schuld  gegen  den  Staat  konstatirt 
ist,  alle  Steuerschuldher  und  deren  Bürgen.  * 

In  vielen  Fällen  bedarf  es  auch  nicht  einmal  eines 
richterlichen  Urtheils,  um  die  gefängliche  Anhaltung  auszu- 
sprechen ,  sondern  es  genügt  die  Entscheidung  des  Ministers. 

16)  Mannigfach  sind  die  Privilegien  des  Staatsschatzes 
hinsichts  der  Hereinbringung  einzelner  Abgaben: 

a)  bei  den  direkten  Steuern  '  hat  der  Staat  ein  gesetz- 
liches Pfandrecht: 

für  die  Grundsteuer  des  letzten  und  des  laufenden  Jahres 
auf  die  Früchte,  den  Pacht-  und  Miethzins  des  Grundstückes, 

für  die  andern  direkten  Steuern  auf  die  beweglichen 
Güter  des  Steuerschuldners,  wo  sie  sich  immer  befinden. 

Betreffs  aller  direkter  Steuern  sind  Pächter,  Miether, 
Einnehmer,  Verwalter,  Notare.,  Depositäre  und  Schuldner  der 
Steuerpflichtigen  gehalten,  über  Aufforderung  der  Steuerbe- 
hörde ihr  die  dem  Steuerschuldner  gehörigen  Aktiva  für  Rech- 
nung des  letzteren  auszufolgen;  diesem  gegenüber  befreien 
sie  die  Quittungen  des  Steuereinnehmers. 

b]  Bei  dem  Zolle  ^  hat  der  Staat  ein  gesetzliches  Pfandrecht 
auf  alles  bewegliche  Eigenthum  des  Schuldners ;  mehr  bevor- 
rechtigt sind  nur  die  Gerichtskosten ,  der  Miethzins  der  letzten 
sechs  Monate,  die  Revindikation  der  noch  unter  Ballen  und 
Strick  befindlichen  Waaren  durch  den  Eigenthümer,  die  Leichen- 
kosten und  die  Kosten  der  letzten  Krankheit ,  der  Dienstlohn, 
der  Entgelt  für  die  gelieferten  Lebensmittel  des  letzten  Jahres. 

Femer  ist  ein  gesetzliches  Pfandrecht  auf  die  unbeweg- 
lichenXSüter  des  Begleitscheinextrahenten  (soumissionaire)  von 

*  Gesetz  vom  17.  April  1832.  Code  for.  art  28.  Ges.  vom  15.  April  1829. 

'  Gesetz  vom  12.  September  1808. 

'  Gesetze  vom  22.  August  1791  und  4.  germioal  an  11. 
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dem  Tage  an  Torhanden ,  wo  dessen  Erklftrung  im  Register  ein- 
getragen erscheint,  und  zwar  sowohl  für  die  Gebühren  als  für 
die  Konfiskationen,  Geldstrafen,  Restitutionen,  bis  zur  gefäng- 
li<dien  Anhaltimg.  Der  Haftung  der  Waaren  und  Transportmit- 
tel wird  ausführlicher  bei  Darstellung  des  Zollwesens  erwähnt, 
e)  Bei  den  „ indirekten  Abgaben^  ^  ist  dem  Staate  das 
bSFOiziigte  PÜEmdrecht  in  dem  oben  angedeuteten  Um&nge 
nur  auf  die  beweglichen  Güter  des  Schuldners  eingeräumt, 
jedoch  gehen  ihm  nur  die  Gerichtskosten  ^  der  sechsmonat- 
liche Methzins  und  die  Revindikation  des  Eägenihümers  vor. 

d)  Beim  Elnregistrem^it  hat  der  Staat  hinsichts  der  Ge- 
bühren auf  den  Todesfall  das  gesetzliche  Pfandrecht  auf  die 
Eänkünfte  der  zu  erklärenden  Güter,  und  diess  selbst  dann, 
wenn  die  Erben  auf  die  Erbschaft  verzichten. 

Die  Stempelgebühren  nehmen  an  den  Privilegien  der 
direkten  Steuern  und  des  Enregistrements  TheiL 

e)  Die  Gerichtsgebühren  in  Straff&Uen  gemessen  eines 
gesetriiehoi  Pfiindrechtes  auf  das  Verm^en  des  Schuldig^i ; 
nur  vorausgehende  Forderungen,  die  ein  Pfandrecht  erwor- 
ben^ andere  gesetzliche  Pfandrechte  und  die  Kosten  der 
Vertfaesdigung  des  Angeklagten  gehen  ihnen  vor.  ^ 

17)  Was  die  von  den  Oi^anen  des  Staates  eingegange- 
nea  Verpflichtungen  und  verursachten  Beschädigungen  be- 
tüMR^  so  verpflichten  sie  zwar  civUrechtlich  den  Staat,  jedoch 
nur  dann,  wenn  sie  von  dem  durch  ihn  bestellten  Beamten 
and  Diener  innerhalb  ihres  Wirkungskreises^  in  Ausübung 
ikser  Amtspflicht,  unter  Beobachtung  der  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  roüxogea  worden  sind. 

Die  ausgestellten  Quittungen  befreien  also  den  Schuld- 
ner des  Staates  nur,  wenn  sie  von  den  berufenen  Eänneh- 
mem  auf  vorgedrucktem  Papier  aus  juxtirten  Regist^n^  niit 
dem  Talon  versehen,  ausgestellt  wurden,    und   wenn   der 

'  Oesets  vom  1.  germinal  an  XIII. 
'  Gcocti  ▼om  5.  September  1807. 
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Empfänger  sie  in  Paris  sogleich ,  in  den  Departement^  inner- 
halb 24  Stunden  ron  den  kompetenten  Organen  vidiren  und 
vom  Talon  trennen  liess.  Viele  andere  Urkunden  sind  ohne 
das  Visa  der  Eontrolle  nur  gegen  specielle  Bewill^ung  des 
Ministers  gültig.  ^ 

Hingegen  haftet  der  Staat  für  UnftOle  im  Postdienste, 
für  Beschädigungen,  welche  Zollbeamte  bei  Untersuchung 
der  Waaxen,  welche  Soldaten  bei  Manoeurem  yerursachen 
u.  dgl.  m. ;  die  Grenzen  dieser  Haftung  sind  meistens  schwer 
zu  ermitteln,  eine  Gerichtspraxis  hat  sich  noch  nicht  gebildet 

18)  Die  Ansprüche  gegen  den  Staat  verjähren  häufig 
in  kürzeren,  die  Forderungen  des  Staates  in  längeren  als 
den  allgemein,  vorgezeichneten  Zeiträumen. 

Durch  das  Gesetz  vom  29.  Januar  1831  wurden  alle  aus 
der  Zeit  vor  1816  herrührende  Forderungen  gegen  den  Staat, 
deren  Titel  nicht  bis  zum  1.  Januar  1832  vorgelegt  wurden, 
als  erloschen  erklärt. 

Alle  Forderungen  an  den  Staat,  die  wegen  Abgang  oder 
Gebrechen  der  Beweisütel  nicht  liquidirt  werden  können ,  er- 
löschen für  Gläubiger  in  Europa  oder  Algier  binnen  5  und  für 
Gläubiger  in  andern  Gegenden  binnen  6  Jahren,  vom  B^inn 
des  Rechnungsjahres ,  auf  das  sie  sich  beziehen ,  angefangen.  '^ 

Selbstredend  ist  diese  Verjährung  nicht,  anwendbar  auf 
Forderungen,  deren  Liquidation,  Anweisung  oder  Zahlung 
aus  Schuld  der  Verwaltung  unterblieb,  hinsichts  deren  Zah- 
lungsverweigerung die  Berufung  an  den  Staatsraih  erfolgte^ 
deren  Zahlung  von  einer  erst  später  eintretenden  Bedingung 
oder  Ermittlung  abhängig  ist;  hier  läuft  die  Verjährung  von 
dem  Augenblicke  des  Auf  hörens  der  Verschuldung  der  Behörde, 
vom  Augenblicke  der  Entscheidung  des  Staatsrathes,  des  Ein- 

■ 

tritte^  der  aüfschieben4ien  Bedingung  oder  späteren  Ermittlung. 

'  Gesetz  vom  24.  April  1833. 

'  Die  Veijähnuig  der  Ansprüche  auf  nnbehobene  Quoten  Ton  Pen- 
Bienen  und  Lebensrenten  wird  in  den  Kapiteln  I.  und  X.  besprochen. 
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Dem  MiBsbrauche  dieser  Bestimmung  wird  durch  das 
Recht  der  Staatsglftubiger  Torgebeugt,  zu  fordern,  dass  ihn^i 
der  1^  der  Anmeldung  ihrer  Forderung,  deren  Inhalt  und 
das  Verzeichniss  der  überreichten  Belege  amtlich  bestätiget 
werde.  Auch  steht  nichts  im  Wege,  gegen  die  Verzögerung 
der  liquidation  und  Zahlung,  gleichme  gegen  die  Verwei- 
gerung derselben,  die  Berufung  an  den  Staatsrath  zu  ei^reifen. 

Forderungen  gegen  Verlassenschaften,  die  der  Staat  als 
erblo9  eingezogen  hat,  und  Reklamationen  nachträglich  sich 
meldender  Erben  auf  Herausgabe  solcher  eingezogenen  Ver- 
lassensdiaften  gemessen  der  allgemeinen  VerjfihrungsfHsten. 

Da  wo  keine  Ausnahme  festgesetzt  ist,  rerjähren  die 
Rechte  desStaates  nach  den  allgemeinen  Rechtsregeln  und  Wer- 
den nach  denselben  Regeln  Rechte  gegen  den  Staat  ersessen.  ^ 

Ausnahmen  hinsichts  einzelner  Abgaben  werden  bei  Dar- 
stellung der  letzteren  erwähnt  werden. 

So  jsahlreich  und  tief  eingreifend  diese  Privilegien  sind, 
in  formifler  Beziehung  finden  sie  alle  darin  ihre  Begrenzung, 
dass  £e  ordentlichen  Gerichte  es  sind,  welche  über  ihre 
Wirksamkdt  entscheiden.  Es  sei  darum  gestattet,  auf  die 
Wirksamkeit  der  Gerichte  in  finanziellen  Fragen  hier  noch 
änmal  zurükzukommen. 

Die  Gerichte  ertheilen  bei  indirekten  Abgaben,  die  nicht 
binnen  der  Torgeschriebenen  Frist  entrichtet  werd^i^  dem 
Zahlungsauftrage  der  Steuerbehörde  das  Recht  der  Exekution. 
Es  wird  diese  Exekution  nur  durch  die  Einsprache  des  Steuer- 
sdiuldners  gegen  die  Gesetzlichkeit  der  Forderung  gehemmt. 
Ueber  diese  Einsprache  entscheiden  in  allen  Angdegenheiten 
der  indirekten  Besteuerung  wieder  die  Ctericbte. 

Eben  so  ist  die  Intervention  -der  Gerichte  b^  emer 
grossen  Zahl  Akte  vorgezeichnet, .  wrtche  die  Finanzyferwal- 
tungs- Organe  zur  Sicherstellung  oder  Verwirklichung  der 
Rechte  des  Staatsschataes  vorzunehmen  haben ,  wie  a^  B.  bei 

*  Code  Nap.  art  2227. 
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Verkäufen  von  Waaren,  die  wegen  versuchter  od9r  began- 
gener Gefällsübertretungen  angehalten ,  oder  deren  für  die 
Verzollung  erklärter  Werth  als  zu  gering  angegeben  erkannt 
wurde  u.  dgl.  m. 

Endlidi  sind  es  die  Gerichte^  welchen  die  Untersuchung 
und  das  Erkenn tniss  über  Gefällsübertretungen  zusteht,  und 
zwar  sind  je  nach  Massgabe  der  Strafbarkeit  der  verübten 
Handlung,  ob  es  sich  nämlich  um  einfache  Uebertretungen 
(contreventions) ,  Vergehen  (delits)  oder  Verbrechen  (crimes) 
handelt,  der  Friedensrichter,,  das  Eorrektionstribunal ,  der 
Assisenhof  kompetent. 

Bei  Uebertretungen  der  Gesetze  über  die  Zölle  oder 
andere  indirekte  Abgaben,  sowie  der  Forst-,  Jagd-,  Fischerei- 
gesetze werden  die  angehaltenen  Personen  oder  Sachen  zum 
nächsten  Amte  gebracht,  damit  hier  der  Bericht  (das  Pro- 
tokoll, die  Thatbeschreibung)  über  die  Anhaltung  aufgesetzt 
werde.    Der  Amtsvorsteher  überwacht,  dass  alles  Wahrheits- 

w 

getreu  aufgenommen  werde,  dass  nicht  eine  Nullität  oder 
sonst  ein  Formfehler  unterlaufe.  Wurden  gleichzeitig  Ueber- 
tretungen verschiedener  Kompetenz  entdeckt  j  so  muss  über 
jede  Uebertretung  ein  eigener  Bericht  aufgenommen  werden. 
Ist  der  Beschuldigte  bei  Aufnahme  des  Berichtes  gegen- 
wärtig, so  wird  ihm  der  leztere  vorgelesen,  er  zur  Ferti- 
gung aufgefordert  und  ihm  eine  Abschrift  mit  der  Aufforde- 
rung übergeben  noch  am  selben  Tage  beim  Friedensrichter 
zu  erscheinen.  Ist  der  Beschuldigte  nicht  gegenwärtig,  so 
wird  eine  Abschrift  des  Berichtes  an  das  Thor  des  Amtes 
angeheftet  Der  Bericht  muss  meistens  registrirt  und  inner- 
halb 24  Stunden  oder  drei  Tagen  wenigstens  durch  zwei 
der  Ergreifer  vor  dem  Maire  der  Gemeinde  oder  dem  Frie- 
densrichter des  Arrondissements  bestätigt  werden.  * 

*  Code  for.  art.  165  und  167.  Ges.  vom  15.  April  1829.  Ges.  vom 
5.  ventÖBe  an  XIL,  ;^.  April  1806,  25.  April  1816.  Ges.  vom  29.  flor. 
an  VII.     Ministerialerlass  vom  17.  Juni  1820. 
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Ueber  geringe  Anhaltungen  z.  B.  über  Tabake,  deren 
Werih  50  fl.  nicht  erreicht,  über  Anhaltungen  gegen  Unbe- 
kannte, über  Anhaltung  von  EQeinigkeiten  bei  Reifenden 
kann  nach  grösseren  oder  geringeren  Zwischenräumen  auf 
einmal  der  Bericht  yerfasst  werden.  Der  Bericht  (die  That- 
beschrdbung) ,  bei  dem  alle  Förmlichkeiten  erfüllt  sind ,  wird 
als  eine  rollkommene  beweiskräftige  Urkunde  angesehen, 
es  sei  denn,  dass  der  (Gegenbeweis  hergestellt  oder  der  Ur- 
kunde ein  Falsum  nachgewiesen  werde.  ^ 

Vor  den  Gerichten  findet  stets  der  Angeklageprozess 
statt,  denselben  fllhrt  vor  dem  Friedensrichter  die  Verwal- 
tung, in  der  Regel  der  Einnehmer.  Bei  den  anderen  Ge- 
richten hat  die  Anklage  vom  Staatsanwalt  auszugehen ,  allein 
auch  hier  bleibt  der  Verwaltung  unbenommen,  jene  Straf- 
anträge zu  stellen,  welche  vom  Staatsanwalt  unberücksich- 
tigt  geblieben  sein  sollten. 

Von  dem  Friedensrichter  wird  mündlich  oder  höchstens 
auf  Grund*  ^infitcher  Memoires  instruirt,  höchstens  eine  drei- 
tägige Erstreckung  wird  gestattet^  der  Richter  f&llt  die  Ent- 
scheidung während  der  Sitzung,  auf  Ersatz  der  Gerichts- 
kosten wird  nie  erkannt.  Erfolgte  die  Verurtheilung  in  con- 
tumaciam ,  so  kann  der  Verurtheilte  binnen  drei  Tagen  Ein- 
spräche  (Opposition)  dagegen  erheben. 

Die  Appellations-  und  die  Eassationsfiristen  sind  die  ge- 
wöhnlichen. 

Das  Tribunal  der  korrektioneUen  Polizei  hält  die  Sitzung 
zur  Instruktion  der  Sache  höchstens  drei  Tage  nach  der 
Zustellung  des  Berichts,  höchstens  eine  fünftägige  Frister- 
slreckung  wird  bewilligt 

Die  Entscheidung  erfolgt  gleich   nach   Schluss  der  In- 

'  Gesetz  ▼om  5.  ventöse  an  XII.  Dekret  vom  1.  germ.  an  XHI., 
24.  April  1806,  16.  März  1813,  08.  April  1816.  Ges.  vom  19.  brum. 
an  XI.,  Ord.  vom  5.  Mai  1824,  Code  for.  art.  176.  Ges.  vom  14.  brum. 
an  VIL 

Hock,  Pinanivervaltung  Frankreich».  O 


dtruktion  oder  längstens  in  der  nächsten  Sitzung  nach  der- 
selben. Erfolgt  die  Verurtheilüng  per  contumaciam ,  so  kann 
der  Verurtheilte  binnen  fünf  Tagen  nach  d^  Zustellung 
Einsprache  erheben. 

Die  Berufung  muss  binnen  zehen  Tagen  nach  der  Zu- 
stellung des  erstrichterlichen  Urtheils  ergriffen  werden,  und 
über  dieselbe  binnen  einem  Monat  entschieden  sein. 

Ein  Milderungsrecht  steht  bei  Uebertretungen  und  Ver- 
gehen gegen  die  Finanzgesetze  dem  Richter  nicht  zu.  Bei 
einfachen  Uebertretungen  bleibt  auch  der  Mangel  an  böser 
Absicht  unbeachtet. 

Das  Verfahren  vor  den  Assisen  ist  das  gewöhnliche. 

Die  von  den  Gesetzen  verhängten  Geldstrafen  sind  in 
der  Regel  sehr  hoch  und  sie  werden  von  den  Gerichten 
unparteiisch  und  in  voller  Strenge  ausgesprochen.  Die  fran- 
zösischen Gerichte  sind  ferne  von  jener  sentimentalen  Rück- 
sicht,  welche  Uebertretungen  gegen  die  Gesammtheit  und 
namentlich  gegen  deren  finanzielle  Interessen  in  einem  mil- 
deren Lichte  als  jene  gegen  die  Rechte  Einzelner  betrachtet. 
Von  der  Strenge  der  Gerichte  gibt  Zeugniss,  dass  nur  ihre 
Praxis  den  Satz  feststellte,  dass  wenn  in  einer  Wohnung 
oder  ihrep  Dependenzen  Gegenstände  einer  Gefällsverkürzung 
gefunden  werden ,  der  Wohnungsinhaber  der  auf  ihn  lasten- 
den Verantwortung  sich  nur  durch  den  Beweis  entziehen 
kann,  dass  eine  überwiegende  Gewalt  (force  majeure),  die 
er  nicht  vorhersehen  und  der  er  sich  nicht  entziehen  konnte, 
sie  dahin  gebracht  habe,  oder  welche  die  Haftung  der  Eltern 
für  den  von  den  minderjährigen  Kindern  verübten  Schaden 
auch  auf  die  von  diesen  zu  bezahlenden  Geldstrafen  ausdehnt 

Gegen  Personen,  wo  die  Geldstrafe  uneinbringlich  ist, 
wird  die  gefängliche  Anhaltung  (contrainte  par  corps)  ausge- 
sprochen, auf  dieselbe  Weise  und  nach  denselben  Grund- 
sätzen, wie  sie  der  Civilrichter  gegen  säumige  Schuldner 
erkennt,  auf  bestimmte  Dauer  und  mit  dem  Rechte  für  die 
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Verwaltong,  dieselbe  auch  vor  Ablauf  der  Dauer  aufhören 
zu  lassen,  sobald  das  begangene  Vergehen  ihr  hiniftnglich 
abgebüsst  erscheint. 

Die  Verjährung  tritt  ftlr  Gef&llsttbertretungen  in  densel- 
btti  Zeitr&nmen  und  nach  denselben  Grundsätzen  wie  für 
andere  Ton  denselben  Tribunalen  verhandelten  Oesetasüber- 
tretungen  ein. 

Die  Strafinüderung  uud  Begnadigung  steht  den  Einanz- 
behörden  zq.  Die  bestehenden  Vorschriften  weisen  sie  aus- 
drücklieh, mmentlich  gegen  Beisende,  der  Landessprache 
unkundige  B^remde,  und  wenn  die  Ausserachtlassung  des 
Gesetzes  als  gerechtfertigt  oder  doch  entschuldigt  sich  dar- 
stellt, zur  Niehteinleitung  der  gerichtlichen  Schritte,  zur  Ab- 
lassung von  Amtswegen  an.  Ein  zweiter  Weg  der  Straf- 
milderung ist  jener  des  Vergleiches  (transaction),  wo  der 
Beschuldigte,  unter  ausdrücklicher  Verzichtldstung  auf  den 
gerichtlichen  Weg  im  Falle  der  Annahme  seiner  Vergleichs- 
vorschlfige^  zur  Bezahlung  einer  gewissen  gemilderten  Strafe 
sich  herbeilftsst  * 

Die  Genehmigung   dieser  Anträge,   welche   anfänglich 
fiist  durchaus  der  Generaldirektion  oder  dem  HiniBter  vor- 
behalten war^  ist  allmählig  in  immer  umfassenderem  Masse 
den  untergeordneten  Organen,  insbesondere  den  Direktoren 
übertragen  worden.    Bei  Kleinigkeiten,   die  von  Reisenden 
in  der  Erklärung  verschwiegen  werden^    begnügt  man  ^h 
foBi  durchaus,^  falls  der  Angehaltene  sich  einverstanden  er- 
klärt und    erschwerende   Umstände   nicht  vorhanden   sind, 
mit  dem  Verfalle   der  Waare.      Handelt   es  sich   um  Ver- 
gehoi,  auf  welche  selbstständige  Freiheitestrafen  gesetzt  sind, 
80  steht  nur  der  Majestät  des  Kaisers   das  Begnadigungs- 
recht  zu.    Die  Verwaltung    verständigt  in  VergleichsfäUen 
dieser  Art  die  Staatsanwaltschaft,  damit  gleichzeitig  mit  dem 

»  GeseU  vom  14.  fruct  an  X.  G-  September  1802). 
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Berichte  der  Verwaltungsbehörde  an  den  Finanzminister,  die 
Grerichte  an  den  Justizminister  ihre  Anträge  erstatten. 

Diese  beiden  Minister  berichten  dann  einverständlich 
an  den  Monarchen.  * 

Die  Abtheilung  des  Finanzministeriums  filr  die  streitigen 
Angelegenheiten  ist  es  ^  weiche  über  alleAktir-  und  Passiv- 
Forderungen  des  Staates,  aus  welchem  Titel  immer  sie  her- 
stammen, soweit  sie  in  das  Ressort  des  Finanzministeriums 
fJEJlen,  ihr  Gutachten  abgibt  und  sobald  sich  der  Minister 
fbr  deren  Fortführung  entscheidet,  die  Aktirforderung  ein- 
klagt, gegen  die  Passirforderungen  den  Staat  vertheidigt 
Sie  hält  alle  nicht  ausgetragenen  streitigen  Punkte  in  Ueber- 
sicht  und  berichtet  monatlich  über  die  eingetretenen  Aen- 
derungen. 

Die  Abschreibung  einer  streitigen  Forderung  kann  nur 
über  Erkenntniss  der  Gerichte  oder  mittels  kaiserlichen  Dekre- 
tes erfolgen.  Letzteres  wird  nur  über  den  Bericht  des  be- 
treffenden Ministers  und  über  das  Gutachten  des  Finanz- 
ministers und  des  Staatsrathes  erlassen  und  durch  den  Moni- 

teur  veröffentlicht 

» 

*  Circ.  vom  24.  Januar  1844. 


Das  öffentliche  Rechnungswesen. 

1.    Die  allgemeinen  Grundsätze. 

Die  €(esetze  und  Vorschriften^  welche  das  öffenfliche 
Rechnungswesen  Frankreichs  regeln,  sind  das  Werk  vieler 
Begiemngen.  Zur  Einheit  abgerundet  und  selbst  in  den 
höchsten  Verwaltungskreisen  folgerecht  durchgeführt)  wurden 
sie  erst  durch  die  beiden  bereits  genannten  grossen  Minister 
Baron  Louis  und  Graf  Vill^le.  Später^  vorzugsweise  durch 
die  Bemühungen  des  Marquis  Audiüret,  vnirden  sie  mittels 
der  Ordonnanz  vom  31.  Mai  1838  systematisch  zusammen- 
gefiisst ;  diese  ist  nun  als  das  Grundgesetz  dieses  Verwaltungs- 
zweiges zu  betrachten  und  hat  durch  nachträgliche  Bestim- 
mungen nur  wenige  Ergänzungen  und  Abänderungen  er- 
fahren. Die  wichtigsten  sind  die  Instruktion  des  Finanz- 
ministers vom  17.  Juni  1840 ,  die  Ordonnanz  vom  26.  August 
1844  über  die  Material  Verrechnung,  das  Gesetz  vom  2^.  De- 
eemb^  1852  über  den  Staatsvoranschlag  und  die  Staats- 
schlussrechnung,  und  das  Gesetz  vom  12.  August  1854  über 
die  Perioden  der  Rechnungslegung.^ 

.    Es   dürfte   uns  gelingen  die  nöthige  Klarheit  in  diese 
schwierige  Materie  zu  bringen,  wenn  wir  zuerst  die  allge- 

•  Aadiffrel  widmet  der  DarateUung  des  Rechnungswesens  einen  Theil 
de«  zweiten  und  den  ganzen  fünften  TheU  seines  Werkes  und  kommt  auch 
sonst  häufig  darauf  zurück;  er  wurde  hier  als  Hauptquelle  benutzt 
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meinen  Grundsätze  der  Verrechnung  und  KassaverwaUung 
und  dann  die  Reihenfolge  der  Operationen  betrachten^  aus 
denen  die  Verwaltung  des  öffentlichen  Vermögens  und  die 
Rechnungslegung  über  dieselbe  sich  zuscunmensetzt;  einzelne 
Wiederholungen  werden  bei  diesem  Gange  allerdings  unver- 
meidlich sein. 

Die  allgemeinen  Grundsätze  sind: 

1)  Niemand  darf  Gelder  des  Staates  verwalten ,  der  nicht 
vom  Finanzminister  ernannt,  unter  seine  Befehle  gestellt,  ihm 
verantwortlich  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Rechnungshofes 
unterworfen  ist  Wer  das  Recht  hat^  Gelder  des  Staates  an- 
zuweisen ,  darf  nicht  Gelder  des  Staates  verwalten. 

In  Folge  dieses  Grundsatzes  werden  auch  die  Ausgaben 
des  Heeres  und  der  Flotte  von  Zahlmeistern,  welche  der 
Finanzminister  ernennt,  besorgt  Ebenso  geht  die  Ernennung 
der  Eassabeamten  in  den  Kolonien  und  des  verantwortlichen 
Agenten  für  die  Wechselgeschäfte  des  Flotten  -  und  Eolonien- 
dienstes  vom  Finanzminister  aus,  doch  werden  sie  von  ihm 
zur  Verfügung  des  Hinisters  der  Marine  und  der  Kolonien 
gestellt  j  und  sie  korrespondiren  mit  dem  Finanzministerium 
nicht  unmittelbar,  sondern  durch  den  genannten  Minister. 

In  Beziehung  auf  die  Jurisdiktion  des  Rechnungshofes 
muss  zwischen  Hauptrechnungslegern,  über  deren 
Rechnung  der  Rechnungshof  unmittelbar  oder  doch  im  Wege 
der  Berufung  von  der  Entscheidung  anderer  Tribunale  ent- 
scheidet, und  untergeordneten  verrechnenden  Be- 
amten unterschieden  werden,  die  unter  der  Verantwortung 
von  Hauptrechnungslegem  handeln  und  blos  diesen  die 
Rechnung  legen.  So  ist  z.  B.  bei  der  Staatscentralkasse  nur 
der  Centralkassier  Zahlmeister,  für  die  Enregistrements- ,  Do- 
mänen- und  Stämpelgebühren  der  Einnehmer  und  Grundbuchs- 
führer, für  die  Posteinnahmen  der  verrechnende  Direktor, 
in  einem  Einnahmsbezirke  der  Zölle  oder  der  indirekten  Ab- 
gaben nur  der  Haupteinnehmer,  in  jedem  Departement  für 
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die  direkte  Besteuerung,  eine  Menge  anderer  Einnahmen 
und  das  EassareYirement  nur  der  General -Einnehmer,  für 
die  Zahlungen  nur  der  Zahlmeister,  für  die  Rechnungsführung 
der  Eonsulatskanzleien  nur  der  Hauptagent  im  Ministerium 
des  Aeussem,  für  die  Eassagebahrung  in  den  Kolonien  nur 
der  Sdiatzmeister  dem  Rechnungshofe  unmittelbar  rerant- 
worÜich^^  alle  die  zahlreichen  Beamten  in  den  Bureanx.  der 
Hauptrechnungsleger  und  die  zahlrächen  ihnen  untergeord- 
neten Beamten  der  einzelnen  Hebestellen  haben  sich  zunftchst 
blos  ihnen  zu  verantworten. 

Die  Hauptrechnungsleger  haften  für  die  Gtebahrung  ihrer 
Untergebenen.  Wenn  sie  Unregelmässigkeiten  der  letzteren 
bemerken,  sind  sie  berechtigt  auf  Abhilfe  ron  Seite  der  Ver- 
waltungsbehörden zu  dringen,  und  im  Nothfidle  die  rer- 
dächtigen  Beamten  durch  eigene  Agenten  zu  überwachen 
und  selbst  sie  zu  suspendiren  und  den  Posten  interimistisch 
zu  besetzen;  dagegen  werden  sie,  im  Falle  eines  Vergehens 
oder  eines  Versehens  eines  ihrer  Unteigeordneten,  nur  über 
den  Beweis^  dass  die  Verhütung  jenes  Ereignisses  ihnen 
unmöglich  gewesen,    rom   Ersätze   losgezählt.     Haben   sie 

'  Der  Rechnungshof  fibt  seine  nnmittelbare  Kontrolle  über  folgende 
Staatsbeamte : 

85  Generaleinnehmer  mit  £inschluss  des  Centraleinnehmers  für  das 
Bepaitement  der  Seine;  2916  Einnehmer  des  Enregistrements,  des  Stempels 
und  der  Domänen,  dann  Grondbachsführer;  111  Hauptzolleinnehmer; 
901  Hanpteinnehmer  der  indirekten  Abgaben ;  91  Fdstdirektoren ;  34  Ein- 
nehmer der  verschiedenen  Abgaben  in  Algier;  7  liünzdirektoren;  62  Schnl- 
Ökonomen;  1  Centralkassier;  3  Schatzmeister  in  Algier;  9  Schatzmeister 
in  den  Kolonien;  1  Schatzmeister  der  Karine- Invalidenkasse;  1  Kassier 
der  Amortisationskasse;  1  Kassier  der  Depositen-  und  Konaignationskasse 

1  Kassier  der  Staatsdmckerei;  1  Kassier  der  Ehrenlegion;  89  Zahlmdster 

2  Agenten  des  grossen  Buchs  der  Staatsschuld  (im  Finanzministerinm) 
1  Agent  der  Rechnungsausgleichnngen  (im  Finaniministeriam);  1  Agent 
für  die  Wechselgesehäfte  der  Marine;  1  Agent  fÄr  den  Kolonimldienst; 
1  Agent  für  die  Konsnlatskanzleien;  2  Agenten  für  die  Leibrenten  und 
Pensionen  (im  Finanzministerium);  85  Agenten  für  die  Ümschreibangen 
der  Renten -Inscriptionen  in  den  Departements, 
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übrigenB  den  Ersatz  geleistet,  so  treten  sie  in  die  Rechte 
des  Staates  auf  die  Kaution ,  die  Person  und  das  Vermögen 
des  betreffenden  Beamten. 

2)  Jeder  verrechnende  Beamte  ist  zu  einer  Kautionslei- 
stung yerpflichtet  Die  Kaution  wird  von  allen  Beamten 
mit  Ausnahme  der  Grundbuchs-  und  Hypothekenflüirer, 
welche  eine  Immobiliar  -  Kaution  bestellen ,  in  Baarem  ^  und 
auf  einmal,  zu  Händen  des  Staatsschatzes  geleistet.  Eben 
so  wird  den  verrechnenden  Beamten  gleich  allen  anderen 
Beamten  der  Amtseid  abgenommen. 

Der  Beamte  wird  erst  nach  Erfüllung  dieser  zwei  Be- 
dingungen zum  Antritte  seines  Amtes  zugelassen.. 

Muss  während  der  Amtsführung  eines  Beamten  zur 
Deckung  der  Forderungen  an  denselben  die  Kaution  in 
Anspruch  genonunen  werden,  so  bleibt  er  so  lange  vom 
Amte  und  Grehalte  suspendirt,  bis  er  die  Kaution  wieder 
ergänzt  hat. 

Die  Kautionen  sind  hoch ,  sie  betragen  z.  B.  300,000  Frcs. 
ftir  den  Staatscentralkassier,  100,000  Frcs.  bei  vielen  Gene- 
raleinnehmem ,  50,000  Frcs.  für  jeden  der  verrechnenden 
Agenten  der  Direktion  der  Staatsschuld  u.  s.  w. 

lieber  die  in  Baarem  erlegten  Kautionen  wird  eine 
Kassaquittung  ausgestellt,  welche  dann  später  gegen  eine 
dreiprozenüge  Inscription^  auf  das  grosse  Buch  der  Staats- 
schuld umgetauscht  wird. 

In  dieser  Urkunde  ist  die  Widmung  des  Kapitals  als 
Kaution  ausgedrückt  Es  ist  übrigens  nicht  nöthig,  dass  der 
Beamte  die  Kaution  selbst  leiste;  sie  kann  für  ihn  durch 
einen  Dritten  erlegt  werden ,  dessen  Eigenthumsrechte ,  durch 
ein  eigenes  C^rtifikat  sicher  gestellt,  vorbehaltlich  die  B.ecbte 
des  Staates,  jedem  weiteren  Ansprüche  auf  das  Kautions- 
kapital vorangehen  (privilöge  du  second  ordre). 

'  Gesetz  vom  28.  April  1816. 
'  Gesetz  vom  4.  August  1844. 
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Eben  so  ist  dem  verrechnenden  Beamten  gestattet,  bei 
Versetzungen  oder  Beförderungen  die  für  den  früheren  Posten 
erlegte  Kaution  dem  neuen  Posten  zu  widmen,  nur  muss 
von  der  Verwaltung  bestätigt  sein,  dass  seine  Gebahrung 
und  Rechnungslegung  in  Ordnung  sei,  es  darf  auf  die  Kau- 
tion kein  Privatanspruch  erhoben  worden  sein  und ,  falls  für 
den  Beamten  ein  Dritter  die  Kaution  erlegt  hat,  muss 
dieser  die  Zustimmung  zu  der  neuen  Widmung  derselben 
ertheilen. 

Die  Kaution  wird  als  ein  Faustp&nd  angesehen;  der 
Staat  kann  sich  aus  derselben  in  Ansehung  jener  liquiden 
Forderungen,  welche  gegen  den  Beamten  aus  Anlass  s^ner 
Dienstrerrichtungen  entspringen,  ohne  gerichtliche  Interven- 
tion bezahlt  machen. 

Die  Kaution  wird  nach  dem  Gesetze  ^  nur  nach  Beendi- 
gung der  verrechnenden  Amtsführung,  über  B^bringung  der 
Erledigung  (quitus)  des  R.echnungshofes  und  der  freispre- 
chenden Erklärung  des  Finanzministers,  gegen  Bestätigung 
des  Gerichts  des  Standortes,  dass  Privatberechtigte  eine  Ein- 
sprache nicht  erhoben  haben,  und  fidls  die  Zurückstellung 
an  die  Erben  oder  Gläubiger  des  Kautionslegers  zu  geschehen 
hätte,  gegen  Nachweisung  des  Eigen thumstitels  ausgefolgt. 
Indess  können  zwei  Dritttheile  der  Kaution  noch  vor  der  Er- 
ledigung des  Rechnungshofes  ausgefolgt  werden,  wenn  die 
Verwaltung  die  letzte  Rechnung  für  richtig  anerkannt  hat 
und  der  Beamte  mit  keinem  Ersätze  aushaftet. 

Rechnungsleger,  welche  nicht  unmittelbar  unter  dem 
Rechnungshöfe  stehen,  sondern  von  andern  (Haupt-)  Rech- 
nungslegem  abhängen,  sind  berechtigt,  von  diesen  binnen  vier 
Monaten  nach  Legung  ihrer  Rechnungen  die  zur  Behebung 
ihrer  Kaution  dienende  freisprechende  Erklärung  zu  fordern. 
Wird  sie  verweigert,  so  entscheidet  der  Finanzminister. 

.  (jj^tz  vom  ^.  ventöse  an  Xlll. ,  Ordonnanz  vom  22.  Hai  1825. 


90 


3)  Der  französische  St&atshaushalt  unterliegt  einer  drei- 
fachen Ueberwachung  und  Prüfung, 

einer  legislativen  durch  den  Staatsrath  und  den  ge- 
setzgebenden Körper  mittels  der  Berathung  und  Genehmi- 
gung des  StaatsToranschlages  und  der  Staatsjahresrechnung; 

einer  judiciellen  durch  den  Rechnungshof,  welcher 
über  die  Oebahrung  der  einzelnen  Rechnungsl^er  entscheidet 
und  öffentlich  die  innere  Uebereinstimmung  und  die  Lega- 
lität der  Staatsjahresrechnung  anerkennt, 

und  einer  administrativen,  sich  vielfach  verzwei- 
genden und  wiederholenden ,  die  durch  vorgesetzte  und  über- 
wachende Beamte,  durch  einzelne  Ministerien  und  durch  das 
Finanzministerium  ausgeübt  wird  und  die  einzelnen  Daten 
der  Rechnungslegung  theils  selbst  feststellt,  theils  auf  Grund 
der  vorgezeichneten  vom  Rechnungsleger  beigebrachten  Do- 
kumente zu  erproben  strebt. 

4)  Als  Grundlage  der  Verwaltung  des  Staatsvermögens 
dient  darum  folgerecht  das  jährliche  Finanzgesetz  mit  dem 
genehmigten  Staatsvoranschlage,  seinen  Einnahms-  und  Aus- 
gabs-Rubriken  und  Posten  (Kapiteln  und  Artikeln)  und  den 
zur  Bestreitung  der  einzelnen  Ausgaben  bestimmten  Beträ- 
gen (Krediten). 

Als  Grundlagen  des  Voranschlags  für  die  Ausgaben  dienen 
die  frühem  Etats  und  die  beantragten  Veränderungen  und 
neuen  Unternehmungen ;  für  die  Einnahmen  wurden  zu  die- 
sem Behufe  früher  in  der  Regel  die  Ei^ebnisse  des  zweiten 
Jahres  vor  dem  betreffenden  Jahre  (des  Jahres  1864  für 
1856)  benutzt,  nur  eingetretene  Veränderungen  in  der  Ge- 
setzgebung, welche  jene  Ergebnisse  wesentlich  modifidrten, 
begründeten  eine  Ausnahme.  In  den  letzten  Jahren  glaubte 
man  auch  auf  das  stete  Steigen  der  Staatseinnahmen  einige 
Rücksicht  nehmen  zu  sollen.  Es  wurde  aus  den  Ei^bmssen 
von  zwanzig  Jahren  berechnet,  wie  hoch  dieser  Zuwachs  für 
jeden   einzelnen   Einnahmszweig   durchschnittlich   in   einem 
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Jahre  sei,  und  am  das  Zweibche  dieses  Betrags  worden  die 
Ergebnisse  des  dritüetzten  Jahres  erhöht  ^ 

ESs  darf  keine  Abgabe  eingehoben  werden,  welche  nicht 
durch  das  Blnanzgesetz  ausgeschrieben  erscheint  Es  darf 
keine  Summe  unter  einer  andern  Rubrik  yerrechnet  werden, 
ak  für  welche  sie  nach  dem  Gesetze  bestimmt  ist,  und  es 
ist  nicht  gestattet,  ohne  Genehmigung  des  Kaisers  dnen 
Kredit,  der  einem  bestimmten  Zwecke  gewidmet  ist,  einem 
andern  Zwecke  zuzuwenden  (virement  des  fonds),  die  be- 
willigten Kredite  zu  überschreiten  (cr6dit  supplömentäire), 
oder  für  Ausgabsposten,  die  im  Voranschläge  nicht  vorge- 
sehen sind,  Kredite  zu  eröflnen  (cr6dits  eztraordinaires). 
Die  Genehmigung  wird  durch  den  betreffenden  Minister  im 
Wege  des  Finanzministeriums  eingeholt  und  sie  wird  nur 
über  den  Antrag  des  Staatsrathes  ertheilt  Nachträglich ,  ge- 
legentlich der  Vorlage  der  Blnanz^Jahresrechnung,  wird  auch 
die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körper  zu  jenen  Aende- 
rungen  des  Blnanzgesetzes  erwirkt,  welche  als  eine  üeber- 
schieitung  des  Budgets  sich  darstellen  (den  cr^dits  suppl4- 
mentaiies  und  eztraordinaires). 

Die  Ausführung  dieser  Anordnung  ist  auch  dadurch 
gesichert,  dass  alle  Einnahmen  ohne  üntersdiied  in  das 
Ressort  des  Finanzministeriums  gehören,  also  kein  Minister 
aber  ESnnahmssummen^  die  unabhängig  von  den  ihm  bewil- 
ligten Krediten  bei  einzelnen  der  ihm  unterstehenden  Dienst- 
zweige  sich  ergeben  könnten  ^  verfügen  kann.  Aus  diesem 
Grunde  werden  z.  B.  die  Einnahmen  von  verpachteten  forti- 
fikatorischen  Gründen,  von  landwirihschafüichen  Instituten, 
Werkschulen  (4coles  des  arts  et  mötiers) ,  MUitär-Erziehungs- 
h&us^m  u.  dgL,  dann  von  unbrauchbar  gewordenen  Mate* 
bei  Finanzkassen  eingehoben  und  verrechnet 


*  ditxang  dea  geeetegcbenden  Körpers  vom  17.  Mai  1856.  Für  das 
Jahr  1857  wurde  ab  Grundlage  der  Berechnung  der  Einnahmen  das  Mittel 
aoB  dem  Eigebnisac  des  Jahres  1855  und  dem  Voranschläge  für  1856  benutzt. 
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Aber  selbst  die  ihnen  bewilligten  Kredite  können  die 
Minister  nicht  ohne  spezielle  Ermächtigung  des  Staatsober- 
hauptes benutzen.  Diese  Ermächtigung  wird  monatlich  durch 
VermitÜung  des  Finanzministeriums  m  Form  einer  Verthei- 
lung  der  vorhandenen  Fonds  ertheilt  Nach  Bedürfiiiss  des 
Dienstes  stellen  die  Minister  (ordonnateurs  principaux)  einen 
Theil  der  ihnen  zugewiesenen  Summen  den  ihnen  untei^e- 
ordneten  Chefs  der  verschiedenen  Dienstzweige  (ordonnateurs 
secondaires)  zur  Verfügung. 

5)  Jedes  Finanzgesetz,  wie  jeder  Voranschlag  umfasst 
nur  den  Zeitraum  eines  Solarjahres.  Es  besteht  aber  in 
Frankreich  die  eigenthümUche  Einrichtung,  dass  Einnahmen 
und  Ausgaben,  welche  sich  auf  das  Finanzgesetz  eines  be- 
stimmten Jahres  beziehen,  z.  B.  direkte  Abgaben,  welche 
nachträglich  für  Rechnung  des  Jahres  einzuheben ,  Summen, 
welche  für  Rechnung  genehmigter  Jahresausgaben  auszu- 
zahlen sind ,  auch  noch  im  Laufe  eines  Theiles  des  uädisten 
Jahres  dem  betreffenden  Rechnungsjahre  zu  Gute  und  zur 
Last  geschrieben  werden;  doch  darf  für  das  abgelaufene  Jahr 
nach  Ablauf  Januars  des  nächsten  Jahres  keine  Materialge- 
bahrung,  nach  Ablauf  Julius  keine  Geldempfangnahme  und 
Geldanweisung,  und  nach  Ablauf  Augusts  keine  Geldzah- 
lung vorgenommen  werden.  Wären  Zahlungen  für  geschlos- 
sene Jahi^änge  noch  zu  leisten,  so  muss  sie  der  Minister 
in  das  neue  Budget,  d.  i.  in  das  Budget  des  zweitnächsten 
Jahres  au&ehmen,  beziehungsweise  neuerdings  der  Prüfung 
und  Genehmigung  der  das  Budget  feststellenden  Gewalten 
unterziehen. 

Man  unterscheidet  darum  in  Frankreich  zwischen  der 
Rechnung  des  laufenden,  des  geschlossenen,  des  abgethane- 
nen  Jahres  (exercice  courant,  clos,  perim6)  und  diese  Un- 
terscheidung ist  keine  blos  theoretische  oder  prinzipielle, 
sondern  sie  wird  in  allen  Rechnungen  der  einzelnen  Rech- 
nungsleger  bis  in  die  untersten  Stufen  herab  durchgeführt; 
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überall  ist  angegeben,  auf  welchen  Jahi^ang,  den  laufenden 
oder  d^i  vergangenen,  die  Einnahme  oder  Ausgabe  sich 
bemefae,  und  wir  halten  diess  ftür  den  doppelten  Zweck,  die 
Voranschläge  des  Dienstes  mit  dessen  Ergebnissen  genau 
▼ergleichen  zu  können,  ohne  die  Vorschreibungen  des  alten 
Jahres  in  das  neue  Jahr  übertragen  zu  müssen,  fllr  eben 
so  nothwendig  als  nützlich,  obgleich  uns  nicht  unbekannt 
geblieben  ist,  dass  sie  in  Frankreich  selbst  Tadler  gefun- 
den habe.^ 

6)  Gelder  des  Staates  dürfen  nur  gegen  juxtiAe  (aus 
einem  Buche  angeschnittene)  oder  mit  Talons  yersehene 
Quittungen  in  Empfang  genommen  werden.  ^  Die  im  Hefte 
zurückbleibenden  Aufschreibungen  und  Ränder  (Juxten,  sou- 
ches)  oder  der  Talon  werden  mannig&ch  als  Eontrolle  theils 
dessen,  der  die  Quittung  ausstellte,  theils  dessen,  der  sie 
erhielt,  benutzt  Eine  andere  Eontrolle  besteht  darin,  dass 
in  gewissen  Fällen  die  untergeordneten  Rechnungsleger  an- 
gewiesen sind ,  die  Quittungen  der  Hauptrechnungsleger  über 
einzelne  Abfuhren  zu  sanmieln  und  nach  bestimmten  Perio- 
den gegen  Empfang  einer  Hauptquittung  den  Ausstellern 
rückzumitteln.  Die  Partialquittungen  gelangen  dann  zur 
Rechnungscensur  und  liefern  den  Beleg,  ob  der  Hauptrech- 
nungsleger die  Gelder  sogleich  wie  er  sie  erhalten  in  Empfang 
gestellt  habe. 

Wer  fär  Rechnung  des  Staates  Abgaben  einhebt,  oder 
Gelder  empfängt,  wird  mit  dem  Betrage  derselben  belastet, 
and  kann  nur  durch  Quittung  der  Staatsgläubiger,  die  ihm 
▼on  einer  vorgesetzten  Behörde  zur  Befriedigung  tiberwiesaa 
sind,  durch  das  talonirte  Recepisse  der  Rechnungsleger,  an 

•  H.  de  Montdoux.  De  la  comptabilit*  publique  en  France.  Paria 
1S40.    Journal  des  Econ.  1B54,  T.  4,  S.  55. 

»  Nur  die  Enregietrements-  und  die  Portogebühren  machen  hievon 
eine  Auanafame.  Erstere  werden  auf  den  Urkunden,  letetere  auf  den  Brie- 
fen  selbflt  quittirt. 
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die  er  Abführen  oder  für  deren  Rechnung  er  Zahlungen  ge- 
leistet hat)  oder  endlich  durch  die  administrativen  Erlasse 
über  die  Restitution  oder  Abschreibung  von  Gebühren  von 
dieser  Schuld  befreit  werden. 

In  Folge  dieses  Grundsatzes  haften  die  Einnehmer  der 
direkten  Steuern  für  die  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  vor- 
geschriebenen Abgaben )  die  Einnehmer  der  Zollämter  oder 
der  Aemter  der  indirekten  Abgaben  für  die  kreditirten  Zoll- 
und  Steuerbeträge,  und  eben  darum  haben  sie  auch  das 
Recht,  *die  gerichtlichen  Schritte  zur  Einbringung  der  Staats* 
forderungen  einzuleiten,  und  wenn  einzelne  Summen  als 
uneinbringlich  sich  darstellen,  von  Amtswegen  um  Abschrei- 
bung einzuschreiten. 

Vor  dem  gänzlichen  Abschlüsse  der  R.echnungen  des 
Yerwaltungsjahres  werden  in  allen  Verwaltungszweigen  für 
jeden  Rechnungsleger  Listen  verfasst,  in  denen  die  aushaf- 
tenden Gebühren  und  die  hiervon  dem  Rechnungsleger  zur 
Last  zu  schreibenden,  die  im  nächsten  Jahre  wieder  gegen 
den  Steuerpflichtigen  au&unehmenden  und  die  gänzlich  ab- 
zuschreibenden aufgeführt  werden.  —  Das  etwas  abweich^ide 
Verfahren  bei  den  direkten  Steuern  wird  bei  Darstellung 
der  letzteren  erwähnt  werden. 

Die  Haftung  der  Hauptrechnungsleger  beginnt  übrigens 
gewissermassen  schon  mit  dem  Augenblicke,  wo  der  Empfong 
bei  d^  ihnen  untergeordneten  Rechnungslegem  erfolgt  oder 
erfolgen  sollte. 

So  tritt  die  Verpflichtung  der  Departemental-  und  Ar- 
rondissements  -  Einnehmer  zur  Abführ  der  Gelder  binnen 
zehen  Tagen  nach  dem  Momente  ein,  wo  der  Empfang  bei 
den  ihnen  untergeordneten  Lokaleinnehmem  erfolgt  ist  oder 
nach  der  Vorschreibung  hätte  erfolgen  sollen.  Erfolgte  diese 
Abfuhr  nicht  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist,  so  sind  Ver- 
zugszinsen zu  bezahlen ;  gleichwie  der  Rechnungsleger  eine 
Zinsenvergütung  erhält,  wenn  er  vor  der  Frist  der  Staatskassa 
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die  Gelder  zuwendet  —  lieber  alle  Fragen  der  Haftung 
und  der  Ersatzpflieht  entscheidet;  der  FinanzminiBter)  nur  der 
Rekurs  an  den  Staatsrath  ist  vorbehalten.  Der  Rechnungs- 
leger, der  für  den  Steuerpflichtigen  dem  Staate  Genüge  ge- 
than,  tritt  nach  civilrechtlich^i  Grondsätzen  in  die  Rechte 
des  Staates  gegen  den  Ersteren. 

7)  Em  Zahlungsauftrag  (ordonnance,  mandat)  darf  nur 
▼on  dem  Hinister,  dessen  Ressort  er  betrifft,  oder  von  einem 
durch  ihn  im  S[reiBe  seiner  Befugnisse  hiezu  ermächtigten 
Dioistchef ,  nach  liquidirung  der  Ansprüche  des  Staatsglftu- 
bigers,  in  vorgeschriebener  Form,  mit  ausdrücklicher  Beru- 
fung auf  das  Rechnungsjahr,  den  Dienstzweig  und  das  Ka- 
pitel des  Staatsvoranschlages,  auf  welches  sich  die  Auslage 
bezieht,  ausgestellt  werden. 

Wer  Zahlungen  für  den  Staat  leistet,  darf  die  Zahlung 
nicht  vollziehen,  wenn  ihm  nicht  vom  Finanzministerium 
ein  Fond  hiezu  angewiesen,  ^  vom  betreffenden  Mimster  oder 
Dienstchef  die  Zahlungsanweisung  zugekommen  und  vom 
Staatsglftubiger  die  seine  Ansprüche  rechtfertigenden,  durch 
die  Reglements  nach  Art  und  Form  genau  bezeichneten  Be- 
helfe vorgelegt  sind. 

Der  Auszahlende  haftet  sowohl  hiefÜr  als  für  die  Be- 
rechtigung des  Quittirenden  zur  Empfangnahme  der  Zahlung. 
Nur  eine  ausdrückliche  Erklärung  des  anweisenden 
Chefs ,  der  Betrag  sei  ungeacl^tet  dieses  oder  jenes  mangeln- 
den Beleges  auszuzahlen ,  könnte  die  Haftung  des  Rechnungs- 
legers aufheben.  Er  hat  in  diesem  Falle  die  Zahlung  zu 
losten,  aber  sogleich  an  den  finanzminister  zu  berichten. 

Kein  Verkauf,  kdne  Anschaffung,  kein  Vertrag  über 
dnen  Bau  oder  eine  Herstellung  darf,  einzdne  genau  be- 
stimmte Fälle  ausgenommen,  anders  als  öffentlich  und  im 
Wege  der  Konkurrenz  abgeschlossen  werden.    Diese  erfolgt 

>  Der  Sold  fOr  das  Heer  und  die  Flotte  sind  auch  ohne  vorg&ngige 
FoodabewilligQng  von  Seite  de«  Finanzministeriums  auszuzahlen. 
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über  öffentliche  Ausschrdbung  im  Wege  schriftlicher  Offerte 
oder  mündlicher  Versteigerung,  welche  je  nach  dem  Gegen- 
stande als  eine  fortschreitende  Ueberhöhung  oder  Abminde- 
rung  des  Ausruüspreises  sich  darstellt.  ^ 

Interessen  oder  Provisionen  für  die  aushaftenden  Zah- 
lungen von  Seite  des  Staates  oder  ftlr  die  ausgelegten  Sum- 
men von  Seite  der  Kontrahenten  dürfen  nicht  bedungen, 
Vorschüsse  an  die  Kontrahenten  dürfen  nur  auf  Rechnung 
bereits  geleisteter  Arbeiten  und  nur  bis  zu  %  ^^  Werthes 
der  letzteren  bewilligt  werden. 

8)  Alle  Schriften  der  Geld  anweisenden  und  Geld  verrech- 
nenden Behörden,  Aemter  und  Kassen  werden  in  der  Haupt- 
sache genau  nach  denselben  Formularien,  unter  d^tiselben 
Benennungen,  in  derselben  Weise  geftlhrt,  in  gleichen  Fri- 
sten abgeschlossen  und  vorgelegt 

Was  der  Dienst  durch  diese  Gleichförmigkeit  an  Zeit, 
Arbeitskraft,  Genauigkeit  und  Sicherheit  gewinnt,  ist  ausser- 
ordentlich. 

Jeder  der  Geld  anweisenden  oder  Geld  rerrechnenden  Be- 
amten führt  ein  Journal  in  chronologischer  Ordnung  über 
die  Geldanweisungen  oder  über  die  Geldausgaben  und  Ein- 
nahmen, und  meistens  auch  ein  Hauptbuch  in  systemati- 
scher Ordnung  nach  den  einzelnen  Einnahms  -  und  Ausgabs- 
Konten,  und  jeder  liefert  seinen  monatlichen  und  seinen 
jährlichen  Gebahrungsausweis. 

In  das  Journal  wird  jeder  Empfang  und  jede  Anweisung 

*  Eine  Frankreich  eigenthümiiche  Einrichtung  ist  die  Versteigerung 
k  l'extinction  des  fenz.  Ein  Anbot  wird  nicht  eher  als  das  letzte  erkannt 
und  die  Sache  zugeschlagen,  als  bis  eine  bestimmte  Zahl  Kerzen,  gewöhn- 
lich drei,  ohne  dass  ein  neues  Anbot  erfolgte,  abgebrannt  sind.  Ebenso 
findet  eine  eigenthümiiche  Art  Abminderungsversteigerung  namentlich  bei 
dem  Verkaufe  von  Holzschlägen  statt  Die  Sache  wird  weit  höher,  ge- 
wöhnlich um  das  Doppelte  des  Werthes  ausgerufen,  und  wenn  sich  kein 
Käufer  findet,  wird  nach  und  nach  vom  Ausbote  herabgegangen,  bis 
Jemand  ruft;  Ich  nehme.     Dann  ist  die  Versteigerung  geschlossen. 
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oder  Ausgabe  von  Geld  oder  geldverti*etendeD  Urkunden  so- 
gleich eingetrageai,  nur  Einnahmen  von  Steuerpflichtigen  an 
Gebahren,  zu  deren  Einhebung  das  Amt  bestimmt  ist  und 
fbr  welche  eigene  Register  oder  Hilfsjourncde  bestehen,  wer- 
den vereint  am  Tagesschlusse  in  das  Journal  eingestellt. 
Das  Journal  wird  täglich  abgeschlossen  und  es  findet  aus 
ihm  der  Uebertrag  ins  Hauptbuch  statt 

In  jedem  Konto  des  Hauptbuches  findet  die  einzuhebende 
Gebühr  (droits  constat^)  gegenüber  den  etwaigen  Abschrei- 
bongen und  der  wirklichen  Abstattung  (droits  pergus),  die 
für  das  Konto  bewilligte  Ausgabssumme,  gegenüber  den 
hierauf  liquidirten,  angewiesenen  und  wirklich  ausgezahlten 
Beträgen  ihre  bestimmte  Rubrik. 

Die  Gebahrungsausweisse  sind  nichts  als  Abschriften 
der  HauptbuchsabschlQsse  oder  sie  sind  wenigstens  nach  den 
Bobriken  des  Hauptbuches  geordnet. 

Die  Verschiedenheit  der  Rechnungslegung  in  den  ein- 
zefaioi  Dienstzweigen  liegt  fost  ausschliessend  in  der  Ver- 
sehiedoiheit  der  Hil&jonmale  und  Hilferegister,  welche  je 
nach  der  Eigenthümlichkeit  des  Dienstes  vorgeschrieben  sind. 
So  f&hren  z.  B.  die  Einnehmer  der  direkten  Steuern  ihre 
Stenerrollen,  die  Einnehmer  der  Zölle  und  der  indirekten 
Abgaben  ihre  verschiedenen  Gefällsregister,  die  Einnehmer 
des  Registrements  und  die  Grundbuchsführer  ihre  Bücher 
zur  Eintragung  der  Urkunden  und  ihre  zahlreichen  Vormer* 
kungen  über  anzuhoffende,  über  liquide,  Über  aushaftende 
Gdl>Qhren,  der  Centralkassier  das  Verfallsbnch  über  die  vor- 
handenen Wechsel  u.  dgl.  m. 

9)  Alle  Bücher  der  Hauptrechnungsleger  werden  nach 
doppelter  Buchhaltung  (en  parties  doubles)  «  mit  thunlichster 

•  Wie  flchr  die  doppelte  Baehhaltong  die  Uebenicht  und  Prüfung 
crleicfatere,  beweiBt  die  Thataache,  dass  als  Graf  IfoUien  1806  und  1808 
mt  bei  den  Nettokawen  einftthrte,  über  Ü5  Millionen  unbedeckte  Poeten 
zum  Vorschein  kamen.    Als  Bele^   ihres   anderweitigen  Nntiens  frtr  die 

7 
Hock,  Pin»nzverwi»Hung  Frankreichs.  « 
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Beibehaltung  der  im  Staatsvoranschlage  entbaltenB  BSbratlmt- 
xxvd  Ausgabs-Rubriken  (Kapitel  und  Artikel)  gefbhrt  Jeder 
Artikel  des  Journals  erscheint  unter  passend  gewftUten 
Rubriken  doppelt,  unter  den  Einnahmen  und  unter  den  Aus- 
gaben, eingetragen,  so  d^ss  stets  jede  Eintragung  sieh  selbsl 
kontrollirt. 

Man  ersieht  deutlich,  was  für  jeden  einzehien  Oegen-- 
stand  z.  B.  fbr  einen  bestimmten  Bau,  im  Finanzges^tBse 
veranschlagt,  liquidirt,  zur  Zahlung  angewiesen,  wirklich 
ausbezahlt  worden  ist,  welche  Summen  j^em  einzehien 
Rechnungsleger  ursprünglich  zur  Last  geschrieben  waren, 
welche  allmählig  zugewachsen,  abgeschrieben,  getilgt  woi^lein 
sind,  wie  hoch  sich  seine  Schuldigkeit  am  Jahresschlüsse  stellt 

10)  Eine  durch  alle  Verwaltungs-  und  Rechnungszw^g^ 
durchgreifende  Unterscheidung  ist  jene  zwischen  den  zum 
Ertrage  gehörigen  Einnahmen  und  Ausgaben  und  den  btes 
auf  das  Eassareviremeut  (die  Fondsbewegung)  sich  bezie> 
henden.  Es  gibt  keine  Monats  -  oder  Jahresrechnung  ügend 
eines  Rechnungsl^ers,  wo  nicht  den  letzterwähnten  hi9B 
zur  Durchführung  bestimmten  Summen,   z.  B.  Einnahmen 

Verwaltang  diene  folgendes  Beispiel.  Im  grossen  Buche  der  Leibrenten  ist 
ein  eigenes  Conto  dem  Staate  gewidmet,  worin  dem  letzteren  die  Gesammt- 
summe  der  Renten  zur  Last,  die  im  (^ufe  des  Rechnungsjahres  anheim- 
fallenden zu  Gute  geschrieben  werden.  Durch  dieses  Conto  kann  jeden 
Augenblick  die  nodi  auf  dem  Staate  lastende  Gesammtsumme  emiUelt 
werden  uud  zugleich  dient  es  als  Rechnungsprobe  für  den  Abschluss  der 
andern  Conten. 

Es  ist  die  Notiz  von  Interesse,  dam  schon  am  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts Simon  Sterin  aus  Brügge  die  Einführung  der  doppelten  B«ch- 
haltong  in  die  Staatsrechnungen  dem  Statthalter  der  Niederlande,  Moritz 
von  Oranien,  und  dem  Minister  SuUy  in  Frankreich  vorschlug.  Dnrch 
ersteren  wurde  der  Antrag  wirklich  angenommen,  letzterer  lehnte  ihn  jedoch 
ab.  Auch  1716  machte  der  damalige  Finanzminister  Herzog  von  NoaJlles 
einen  Versuch  der  Einführung  dieser  Buchhaltungsmethode,  allein  die 
damaligen  Elemente  des  Staatshaushaltes  Frankreichs  waren  nicht  der 
Art,  dass  eine  geordnete  und  strenge  Buchführung  htttte  auf  sie  an^a- 
wendet  werden  können. 
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oder  Ausgaben  für  Reehnmig  einer  andern  Kasae^  Abzügen 
▼€M)  Gehallen  Behufs  der  Abfuhr  an  andere  nicht  unter  die 
Verwahong  des  Rechnungslegers  bestimmte  Fonds  u.  dgl.  m. 
ein  bestimmter  Abschnitt  am  Schlüsse  des  Oebahrungsaus- 
weises  gewidmet  wäre.  Wir  haben  gesehen,  dass  selbst 
beim  mnanzministerium  die  Yerbuchung  der  wirklichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  und  die  Evidenzhaltung  des  E[assa- 
retiremen  ts  zwei  verschiedenen  Abtheilungen  gewidmet  ist 
Die  Vereinfachung  und  schnelle  Uebersicht ,  die  hieraus  ent- 
s^rii^,  liegt  am  Tage. 

11)  Es  darf  in  den  Rechnungsdokument^i  keine  Radi- 
nmg  stattfinden,  Korrekturen  müssen  vom  Bechnungsleger 
am. Bande  bestätigt  und  so  angebracht  sein,  dass  der  ur- 
ipAoigliche  Text  lesbar  bleibt.  Die  Register  und  Jonmale 
sind  geheftet,  sie  werden  meistens  von  den  vorgesetzten 
öiat  von  politischen  oder  (rerichtsbehörden  cotirt  und  mit 
der  Majiiensuntersohrifl;  oder  der  Namenschii&e  und  dem  Siegel 
veimhen.  Die  wichtigeren  sind  linirt,  jeder  Eintragung  ist  ein 
i%eneB  Feld  (case)  d.  i.  ein  Raum  zwischen  je  zwei  Linien 
gewidmet,  kein  solcher  Raum  darf  leer  bleiben.  Geschiei^t 
an  einem  Tage  keine  Eintragung,  so  muss  diess  in  ein^oa 
•okhen  Räume  aufgezeichnet  werden. 

*  Die  Tagesschlüsse ,  sowie  die  Abschlüsse  bei  Eassaskon- 
trirunfen  u.  dgl.  werden  ebeafidls  in  einem  solchen  Felde 
hart  nach  der  letzten  Eintragung  eingestellt.  Die  beim  Mo- 
natssdünsse  leer  bleibenden  Felder  werden  durchstrichen. 

Die  Tages-  oder  Monatsschlüsse  müssen,  in  Ziffern  und 
in  Bachstaben  ausgedrückt,  vom  Rechnungslegar  unter- 
schrieben sein. 

Jede  neue  Eintragung  muss  mit  wiem  grossen  Bueh- 
•Mben  in  fetter  Schrift  beginnen ;  hat  irgendwo  eine  Beru- 
fung auf  rfn  anderes  Register  oder  Journal  oder  auf  einen 
andern  Rechnungsleger  Plata  zu  greifen ,  so  ist  sie  e\)enfall9 
dMtiieh  in  fetter  Schrift  auszudrücken. 
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12)  Kein  Rechnungsleger  kann  sich  selbst  einen  Beleg 
ausstellen,  kein  Rechnungsleger  kann  mit  einem  andern, 
der  nicht  zu  ihm  im  Verhältuiss  der  Unter-  oder  Ueberord- 
nung  steht,  ohne  höheren  Auftrag  in  unmittelbare  Verbin- 
dung treten.  ^ 

Aus  der  ersten  dieser  Regeln  folgt,  dass  wenn  der  Rech- 
nungsleger an  sich  selbst  etwas  zahlt  oder  sich  selbst  etwas 
zur  Last  schreibt,  das  betreffende  Dokument,  die  Quittung, 
der  Oegenschein,  das  Verzeichniss,  der  Vidirung  durch  einen 
vorgesetzten  oder  einen  kontrollirendeu  Beamten  bedarf. 
Die  zweite  dieser  Regeln  nöthigt  den  Rechnungsleger,  um 
für  eine  andere  Kassa  eine  Zahlung  leisten  oder  eine  Forde 
nmg  einheben  oder  derselben  eine  Zahlung  oder  Forderung 
überweisen  zu  können,  den  Auftrag  der  voi^esetzten  Behörde 
abzuwarten  oder  deren  Vermittlung  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Man  übersieht  auf  den  ersten  Blick ,  von  welchem  Nutzen 
diese  Bestimmungen  sind.  Die  Gelder  können  nicht  vor  der 
Zeit,  nicht  unregelmässig  verausgabt,  nicht  versplittert,  nicht 
zur  Schlichtung  der  gegenseitigen  Privatgeschäfte  der  Ein- 
nehmer vergeudet  werden.  Das  so  wichtige  Eassareviremeait 
gelangt  ganz  unter  die  Leitung  der  höheren  Behörde ,  welche 
nicht  blos  auf  die  Bedürfhisse  des  Verwaltungsdienstes,  son- 
dern auch  auf  jene  des  Geldumläufe  Rücksicht  nehmen  und 
das  baare  Geld  von  den  Orten,  wo  es  sich  anhäuft,  ah  jene 
hinleiten  kann,  wo  daran  Mangel  ist. 

13)  Alle  dem  Rechnungsleger  anvertrauten  Gelder,  so 
verschiedenen  Dienstzweigen  sie  auch  angehören^  müssen 
in  Einer  Kassa  oder  Einem  Kassalokale  vereint  aufbewahrt 
werden.  Er  ist  für  dieselben  verantwortlich  und  selbst  im 
Falle  eines  Diebstahls  oder  eines  anderen  durch  grössere 
Gewalt   herbeigeführten   Verlustes    kann    er   die   Haftungs- 

*  Nnr  ausnahmsweise  Behufls  der  Uebersendang  von  Fonds  für  den 
Sold  oder  die  Yerpflegang  der  Truppen  oder  den  Dienst  der  Flotten  ist 
ein  solcher  unmittelbarer  Verkehr  gestattet.    Circ.  vom  30.  Oktober  1851. 
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beflreiimg  nur  durch  die  Beibringung  der  von  den  Reglements 
geforderten  Belege  und  in  Folge  einer  Entscheidung  des 
Blnanzminifiters  erhalten.  Es  ist  untersagt,  Gelder  des 
Rechnui^legers  vereint  mit  Geldern  des  Staates  aufisube- 
wahren.  Werden  bei  einer  Kassauntersuchung  üeb^ischüsse 
geflomdeft^  so  werden  sie  als  zufällige  Einnahmen  für  den 
Staat  yerrechnet 

2.    IHe  Beiheiifblge  der  Operationen. 

Sobald  das  Ilnansgesetz  veröffentlicht  ist,  werden  durch 
kaiserliche  Ddorete  dem  Finanzminister  der  ganze  Voran* 
adilag  und  jedem  Minister  der  ihn  treffende  Theil  der  Aus- 
gaben nach  den  einzelnen  Dienstzweigen,  Kapiteln  und  Ar- 
tikeln zur  Vollziehung  bekannt  gegeben.  Hiemach  und  mit 
BAcksicht  auf  die  mittlerweile  gesammelten  Erfahrungen 
werden  die  Rubriken  des  Hauptbuches  des  Finanz-  und  jedes 
andern  Ministeriums  Oberschrieben  und  werden  bei  den  Aus- 
gaben die  bewilligten  Kredite^  bei  den  Einnahmen  die  Sum- 
men des  Voranschlages  eingezeichnet  Hierauf  erfolgt  die 
MittheUung  an  die  untergeordneten  anweisenden  Beamten 
und  die  einzelnen  Hauptrechnungsleger  ^  welche  ihr  ent- 
s^eehend  die  eigenen  Bücher  anlegen.  Sollte  ein  Rechnungs- 
leger aus  bereits  abgethanenen  Jahrgängen  (exercices  peri- 
m69)  Vorschösse  zu  fordern,  Ersätze  zu  leisten  haben ^  so 
mOflsten  in  dem  neuen  Hauptbuche  im  Konto  des  Rechnungs- 
legers diese  Beträge  als  die  ersten  aufgeführt  sein. 

Im  Einnahms- Journal  muss  der  vorhandene  Rest  an 
6dd  und  an  Geld  vertretenden  Urkunden  die  erste  Post  bilden, 
hiemuf  folgen  die  Einnahmen  in  chronologischer  Ordnung 
und  den  Scbluss  bildet  der  Kassarest  am  Ende  des  Jahres. 

Bei  jeder  Post  jedes  Journals  muss  unterschieden  werden, 
ob  sie  sich  auf  den  laufenden  oder  auf  den  nächst  abgelaufenen 
Jahrgang  beäehe,   welcher  Einnahms-   oder  Ausgabsrubrik 
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0ie  angehöre ,  jede  bedarf  ihrer  nach  Form  und  Inhalt  genau 
Yorgezeichneten  Belege. 

Aus  dem  Journale  solf  täglich  die  Uebertragung  in  beide 
beim  Amte  befindliche  Hauptbücher,  jenes  für  den  laufenden 
und  jenes  Als  den  in  Abwicklung  b^riflfenen  vorhergehenden 
Jahrgang,  sowie  in  die  sonst  vorhandenen  Aufechreibungteii 
(sommier,  libre  recapitulatif  u.  dgl.)  erfolgen. 

Um  zu  ersehen^  wie  sich  aus  den  Aufschreibungen  der 
einzelnen  Rechnungsleger  allmählig  das  Gesammtbild  des 
Staatshaushaltes  zusammenstelle,  müssen  wir  zwischen  den 
einhebenden  Aemtem  und  den  Sanunlungskassen,  den  an- 
weisenden Behörden  und  den  Zahlmeistern  unterscheid^!. 

Ein  einhebendes  Amt  hat  nur  die  bei  ihm  einfliessen- 
defi  Gelder  zu  verrechnen,  es  führt  dieselben  in  kürzeren  oder 
längeren  Zeiträumen  längstens  aber  innerhalb  zehen  Tagen 
an  eine  Sammlungskassa  ab  und  bestreitet  zugleich  die  mit 
der  Perception  unmittelbar  verbundenen  Ausgaben ;  nur  aus- 
nahmsweise erhält  es  Zahlungsaufträge  von  Seite  höherer 
Rechnungsleger.  E^  fuhrt,  abgesehen  von  den  nöthigen  Re- 
gistern und  Hilfsbüchem,  blos  ein  Einnahmsjoumal  und 
eine  einfache  Aufschreibung  nach  Dienstzweigen  und  Kapi- 
teln zur  Sonderung  der  verschiedenartigen  zur  Perception 
gelangten  Beträge. 

Die  Ausgaben  werden  nicht  joumalisirt  und  verbucht^ 
sondern  die  erhaltenen  Quittungen  und  Zahlungsanweisungwti 
werden  statt  baaren  Geldes  abgeflihrt  Am  Anfonge  jeden 
Monats  übersenden  diese  Aemter  der  vorgesetzten  Scmun- 
lungskassa  einen  Gebahrungsausweis  genau  nach  den  Ru- 
briken ihrer  Aufschreibungen.  Aemtem  solcher  Art  gehören 
die  Lokaleinnehmer  der  direkten  Steuern ,  die  einzelnen  Zoll- 
ämter, die  Lokal  dnnehmer  (buralistes  und  receveurs  s6den- 
taires)  der  indirekten  Abgaben  u.  dgl.  an. 

Eine  Sammlungskassahat  nicht  blos  selbst  Gelder  ein- 
^uheben  und  zum  Ertrage  gehörige  Ausgaben  zu  verrechnen, 
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■oodem  sie  sammeU  auch  die  von  andern  Aemtem  und 
Kassen  erhobenen  Gelder  und  bestreitet;  regelmössig  Aus- 
gaben für  Rechnung  anderer  Kassen,  sie  verbucht  beide 
and  führt  über  äire  Gelder  ein  Hauptbuch  nach  doppelter 
Baehhaltung. 

Solche  Sammlungskassen  sind  die  Hauptzoll&mter,  die 
Departements-  und  Arrondissementskassen  für  die  in- 
ijirekten  Abgaben ,  die  General-  und  die  Partikulareinnehmer 
a.  dgL  m. 

Die  Sammlungskassen  sind  wieder  höhere  oder  niedere, 
je  nachdem  sie  in  unmittelbarer  Verrechnung  mit  der  Staats- 
eeaferalkassa  und  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  das 
Finanzministerium  stehen,  oder  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Verrechnung,  als  in  Bezug  auf  das  hierarchische  Verhältniss 
eiiier  andern  Sammlungskasse  und  einer  administrativen 
ICtlelbehOrde  untergeordnet  sind.  In  beiden  Beziehungen 
kOonen  nur  die  Kassen  der  Generaleinnehmer  in  den  Depar- 
lemeata  höhere  Sammelkassen  genannt  werden. 

Die  Vorsteher  aller  Sammelkassen  gehören  in  der  Regel 
in  ^e  Reihe  der  Hauptrechnungsleger,  wiewohl  es  viele  6e- 
adiAfte  gibt,  z.  B.  jene  in  Bezug  auf  die  Gebahrung  mit 
der  Staatssdiuld ,  den  Geschäften  der  Konsignations  -  und 
DqK)sitenkassen ,  den  Anweisungen  des  Zahlmeisters,  für 
welche  die  Vorsteher  der  niederen  Sammlungskassen  nicht 
dem  Rechnungshofe,  sondern  den  Generaleinnehmem  ver- 
antwortlich sind. 

Die  Vorsteher  der  Sammlungskassen  haben  die  Disdpli- 
nargewalt  und  die  Rechnungs-  und  Kassakontrolle  über  die 
ilmen  nntostehenden  Rechnungsleger,  sie  sind  verpflichtet, 
aie  jährlich  einmal  in  allem  Detail  zu  untersuchen. 

Am  10.,  20.  und  letzten  jeden  Monats  übersendea  die 
niederen  Sammlungskassen  den  höheren  eine  Abschrift  ihres 
Journals  und  einen  die  Einnahmen  nach  Dienstaweigen ,  Ka- 
piteln und  Artikeln  zusammenfassenden  Gebahrungsausweis, 
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am  20.  jeden  Monats  und  wenn  es  verlangt  wird,  nodi 
öfter,  einen  Abschlnss  ihres  Hauptbuchs. 

Am  10.)  am  20.  und  am  letzten  jeden  Monats  übersen* 
den  die  Greneraleinnehmer  Abschriften  ihrer  Journale,  am 
ersten  jeden  Monats  eine  Uebersicht  der  Summe  der  ESn- 
nahmen  und  Ausgaben  und  des  schliesslichen  Kassarestes, 
am  ftlnftei)  jeden  Monats  den  Gebahrungsausweis  ^  und  in 
den  ersten  Tagen  des  Monats  dergestalt,  dass  er  am  zehnteii 
bereits  beim  Ministerium  eingelangt  ist,  einen  Abschluss  des 
Hauptbuches  mit  allen  Einnahms-  und  Ausgabsbelegen  an 
das  Finanzministerium. 

Die  anweisenden  Behörden  werden  in  solche  erster 
und  in  jene  zweiter  Ordnung  getheilt.  Anweisende  Behörden 
erster  Ordnung  sind  die  Ministerien,  zweiter  Ordnung  sind 
die  Chefs  der  einzelnen  Dienstzweige,  denen  die  Verwendung 
eines  Theils  des  bewilligten  Jahreskredits  anvertraut  ist  Die 
anweisenden  Behörden  führen  über  ihre  Anweisungen  ein 
Journal  und  machen  aus  diesem  Journal  die  Uebertragungen 
in  ihr  Hauptbuch ;  die  Anweisungen  werden  den  Staatsgläu- 
bigern zur  Vorweisung  an  den  Zahlmeister  übergeben.  Letz- 
terer erhält  täglich  von  der  Behörde  einen  Ausweis  über  die 
im  Laufe  des  Tages  auf  ihn  ausgestellten  Anweisungen. 

Aehnlich  sind  das  Journal  und  die  verschiedenen,  nach 
den  einzelnen  Ministerien  geordneten  Hauptbücher  der  Zahl- 
meister. Am  20.  jeden  Monats  übersenden  diese  dem  Ge- 
neraleinnehmer eine  Uebersicht  der  im  nächsten  Monate 
nöthigen  Summe.  Die  Generaleinnehmer  verfassen  einen 
Entwurf^  auf  welche  Weise  diese  beigeschaflft  und  bezahlt 
werden  sollen,  und  senden  ihn  an  die  Staatscentralkassa  ein, 
A>elche  je  nach  den  Weisungen  der  Direktion  des  Eassa- 
revirements  die  nöthigen  Anordnungen  trifft. 

Preimal    im   Monate,    gleich    den    Generaleinnehmem, 

*  Cii*c.  der  Direktion  der  Finanzbuchhaltniig   vom   17.   August   und 
0.  November  1854. 


105 


tbersenden  die  Zahlmeister  eine  Kopie  ihres  Journals,  und 
am  Anfenge  des  Monats  übersenden  sie  die  Rechnung  des 
Vormonates  und  den  Abschluss  ihres  Hauptbuches  dem  Fi- 
nanzmimBterium.  Gleichzeitig  gelangt  ein  Auszug  dieses 
Hauptbnchabschlusses  an  jedes  der  betreffenden  Ministerien 
oder  der  delegirten  Anweisungsbehörden  zweiter  Ordnung. 

Diese  yergleichen  die  Auszüge  mit  ihren  eigenen  Auf- 
schreibangen) ergänzen  die  letzteren  durch  die  Daten  der 
erfolgten  Auszahlung  und  senden  alles  unmittelbar  oder  be- 
ziehungsweise durchs  die  vorgesetzten  Minisferien  ebenfalls 
an  das  Finanzministerium.  An  letzteres  gelangen  endlich 
theils  durch  die  Generaleinnehmer)  theils  durch  die  admi- 
nistEativen  Unterbehörden,  die  als  Beleg  der  empfangenen 
Summen  von  den  yerschiedenen  Einnah  ms-  und  Sammlungs- 
kassen ausgestellten  Talons. 

Auf  solche  Weise  concentriren  sich  beim  Finanzmini- 
sterium alle  Rechnungen,  nämlich 

die  Uebersichten  der  den  andern  Ministem  und  den 
ihnen  unterstehenden  Chefe  bewilligten,  von  ihnen  liquidir- 
ten,  angewiesenen  und  ihnen  von  den  Ausgabskassen  als 
b^sahlt  bezeichneten  Summen, 

ähnliche  Uebersichten  der  Abtheilungen  und  auswärtigen 
Dienstdiefs  des  eigenen  Ministeriums, 

die  von  den  Rechnungslegem  eingesendeten  Einnahms- 
und Ausgabs-Joumale,  Gebahrungsausweise  und  Belege. 

Alle  diese  Dokumente  werden  beim  Finanzministerium 
hinsichtlich  ihrer  Regelmässigkeit  und  Legalität  geprüft, 
onterdnander,  mit  den  Belegen  und  den  buchhalterischen 
An&chreibungen  des  Finanzministeriums  verglichen  und  be- 
richtigt 

Auf  Grund  dieser  berichtigten  Dokumente  und  ihrer 
Hauptbücher  ist  die  Finanzbuchhaltung  in  die  Lage  gesetzt, 
jeden  Augenblick  den  Rechnungsstand  (das  Soll  und  Haben) 
es   Rechnungslegers    des   Reichs  anzugeben   und  am  25. 


106 


jeden  Monata  dem  Finanzminister  einen  Tollstftndigeu  und 
detaillirten  Hauptrechnungsabachluss  des  n&chst  rergangennpi 
Monats  zu  überreichen.  —  Ende  Septembers  wird  von  j<o4^>" 
Rechnungsleger  das  Hauptbuch  für  das  nächst  vorbergebmde 
Rechnungsjahr  geschlossen  und  die  Jahresrechnung  daAber 
gelegt 

Ende  Decembers  werden  die  Journale  uad  wird  das 
Hauptbuch*  der  Rechnungsleger  fUr  das  ablaufende  Jahr  unter 
Mitwirkung  besonderer  administrativer  Kommission«!!  abge- 
schlossen, wird  der  Material-  und  Kassastand  und  das  Wech- 
selportefeuille revidirt  und  eine  Jahresrechnung  nach  Muster 
des  monatlichen  Gebahrungsausweises  verfasst 

Dasselbe  geschieht,  wenn  im  Laufe  des  Jahres  ein  Rech- 
nungsleger abtritt. 

Abgesehen  von  diesen  unerlässlichen  Kassaabschlüssen, 
linden  unvermuthete  Scontirungen  und  Liquidationen  durch 
die  Beamten  des  aktiven  Dienstes  und  die  Chefs  der  Ver- 
waltung statt  In  jedem  Verwaltungszweige  bestehen  höchst 
ausführliche  Instruktionen,  worauf  bei  diesem  Anlasse  das 
Hauptaugenmerk  zu  richten  sei.  Es  werden  bei  diesen  Scon- 
tirungen die|Aufschreibungen  der  abführenden  Kassen  mit 
jenen  der  Kassen,  an  welche  sie  die  Abführ  leisteten ^  die 
Dokumente  des  einen  Rechnungslegers  mit  denen  der  an- 
deren mit  ihm  in  Verbindung  stehenden,  die  Eintragungen 
in  die  Register  und  Steuerrollen  mit  den  Quittungen  an  die 
Steuerpflichtigen  vei^lichen. 

Alle  diese  Akte  gelangen  im  vorgeschriebenen  Wege 
und  mit  den  Jahresrechnungen  der  Oeldanweisenden  Behörden 
an  die  Finanzbuchhaltung,  um  hier  auf  die  gliche  Weise, 
wie  die  Monatsrechnungen  geprüft  und  berichtigt  zu  werden. 

Das  Finanzministerium  schliesst  nun  seine  eigenen  Bücher 
und  Journale  ab,  jene  der  Finanzbuchhaltung,  der  DitektioD 
des  Kassarevirements  und  der  Direktion  der  fundirten  Schuld. 
Auch  hier  geschieht  der  Abschluss  unter  Mitwirkung  einer 
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adminiBtrativen  Koinnaission,  nur  dass  diese  ihrem  Berufe 
ai^emesseii  von  dem  Kaiser  selbst  eroannt  und  aus  hohen 
Wftardenträgem  zusammengesetzt  ist,  (es  wurde  derselben 
bernits  oben  S.  7  erwähnt),  und  auch  hier  ist  mit  dem  Ab- 
sehlasse eine  Revision  und  Scontirung  verbunden.  Das  Pro- 
tokoll und  der  Bericht  dieser  Kommission  bUden  einen  Beleg 
der  Staatsrechnung. 

Die  Jahresrechnnng  des  Finanzministeriums  besteht  aus 
iwei  Tbeüen ,  von  denen  der  erste  das  eben  abgelaufene^  der 
zweite  die  Endergebnisse  des  diesem  vorhergehenden  Jahres 
umfiMst,  und  sie  enthält  folgende  einzelne  Bestandtheüe: 

Erster  Theil. 
A.    Allgemeine  Rechnungen. 

a)  Uebersicht  der  Jahresoperationen  (oompte  des 
Operations  de  Fann^),  anfSänglicher  Kassastand,  Einnahmen 
und  Ausgaben^  schlüsslicher  Kassastand  bei  allen  Recbnungs- 
legem  des  Staates,  geordnet  einerseits  nach  Einnahmszweigen 
und  Ministerien ,  und  was  das  Kassarevirement  betrifft,  nach 
den  verschiedenen  Dienstzweigen ,  zwischen  d^oen  es  erfolgt, 
anderseits  nach  den  Rechnungsjahren,  auf  welche  sich  die 
Operationen  beziehen^  und  drittens  nach  den  Rechnungslegern, 
von*  denen  sie  unternommen  wurden. 

Unter  diesen  Rechnungslegem  figurirt  mit  hunderten  von 
Millionen  der  verantwortliche  Agent  für  die  Rechnungsdurch- 
fühningen  (Fagent  responsable  des  virements  des  comptes). 
Es  ist  dieses  jener  Beamte  der  Buchhaltung  des  Finanzmioi- 
sterimns,  welcher  die  Rechnungsdurchführungen  vorzunehmen 
hat,  zu  denen  die  Knanzbuchhaltung  Behufs  der  Herstellung 
der  Rechnungsrichtigkeit  in  Ziffferansätzen  und  Contirungen 
in  ihren  Journalen  und  Hauptbüchern  und  in  den  aus  den- 
selben zusammengestellten  Jahresrechnungen  gegenüber  den 
Büchern  und  Gebahrungsausweisen  der  einzelnen  Rechnungs- 
leger genöthigt  ist.    Oft  werden  solche  Uebertragungen  durch 
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das  Revirement  des  Kredits  noth wendig,  und  man  tadeli,  als 
dem  Geiste  der  französischen  Rechnungspflege  entgegen  nur, 
dass  sie  in  neuerer  Zeit  oft  nach  dem  Schlüsse  der  Jahresrech- 
nung und  selbst  aus  den  Fonds  des  einen  in  die  des  andern 
Rechnungsjahres  statt  finden.  Es  wird  übrigens  eine  eigene 
Uebersicht  dieser  Rechnungsdurchführungen  verfasst  und  erst 
durch  diese  werden  die  Rechnungen  der  einzelnen  Rechnungs- 
leger mit  jenen  des  Finanzministeriums  vergleichbar. 

b)  Einnahmsrechnung,  Uebersicht  der  ausgeschrie- 
benen, der  eingehobenen  Abgaben  ^  der  andern  Erträgnisse, 
der  Reste;  als  Belege  dienen  die  Uebersichten  über  die 
Werthe,  Stoffe,  Mengen,  auf  welchen  die  eingehobenen  Ge- 
bühren beruhten. 

c)  Ausgabsrechnung,  Uebersicht  der  Ausgaben  nach 
Ministerien  und  Kapiteln  des  Voranschlags  und  in  Vergleichung 
der  vorgeschriebenen,  liquidirten,  angewiesenen,  ausbezahlten 
Summen  und  der  Reste. 

Bei  diesen  beiden  Rechnungen  ist  genau  unterschieden, 
welche  Einnahmen  und  Ausgaben  auf  den  laufenden,  und 
welche  auf  den  vergangenen  zum  definitiven  Abschluss  ge- 
langenden Jahi^ang  sich  beziehen.  Die  Ausgaben  für  andere 
Ministerien  sind  blos  nach  Kapiteln  des  Budget  angegeben, 
die  Details  nach  einzelnen  Posten  sind  den  Spezialrechnungen 
der  einzelnen  Ministerien  vorbehalten. 

d)  Kassarechnung  (compte  du  servioe  de  tr6sorerie) 
Bewegung  in  den  Aktivforderungen  des  Staates ,  Hinausgabe 
und  Einziehung  von  Verpflichtungen  des  Staatsschatzes  auf 
bestimmte  Zeit,  Geldbewegung  zwischen  den  Rechnungs- 
legern, '    Einnahmen    und    Zahlungen    für    Rechnung    der 

^  Man  legt  ein  Gewicht  darauf,  dass  das  Kassarevirement  zwischen 
den  einzelnen  Recknungsiegem  sich  am  Jahresschlüsse  ausgleiche,  und  es 
ist  darum  angeordnet,  dass  im  December  solche  Opetationen  oder  die  Ver- 
theilung  von  Strafgeldern  (ausgenommen  an  dürftige  Aufseher  und  unter 
dem  Titel  von  Vorschüssen)  nicht  begonnen  werde.  Circ.  der  Bachhai- 
tungsdireküon  vom  16.  März  1853  und  6.  December  1864. 
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ConeqMmdeDten  des  Staatsschatzes,  Vergleichung  der  Eiimah- 
men  nnd  Ausgaben,  anf&Dgliche  und  sdUiesslicbe  Eassaresle. 
Als  Belege  dienen  die  üebeisicht  der  streitigen  Aktiva 
und  Pasaiya  des  Staates  und  der  Bestand  theile  der  schweben- 
den Schuld. 

IMe  drei  Rechnungen  b,  c,  d  sind  nichts  anderes  als 
detailliTte  Nachweisungen  dessen,  was  in  der  Rechnung  a 
sommariseh  ai^führt  ist 

e)  Vergleichende  Ueber sichten  (compte  des  bud- 
gets)  gesondert  nach  den  beiden  Rechnungsjahren,  dem  zur 
definitiven  Reglung  gelangenden  und  dem  blos  den  pro- 
visorischen Abschluss  erhaltenden,  worin  die  wirklichen 
Erfolge  mit  den  ursprünglichen  Yoranschlfigen  unter  Bo^ck- 
richtigung  d^  nach  und  nach  eingetretenen  Aenderungen 
der  letzteren  und  mit  den  Erfolgen  früherer  Jahre  ver- 
glichen werden. 

f)  Schlussbilanz  (bilan  et  Situation  g6närale  de  Tad- 
ministration  des  finances) ,  Aktiv  -  und  Passivstand  des 
Staates  für  jedes  der  beiden  Rechnungsjahre,  wie  er  aus 
jedem  derselben  für  sich  betrachtet  und  wie  er  mit  Rück* 
sieht  anf  die  gesammten  früheren  Finanzergebnisse  sich 
gestaltet 

B.    B6soiid6r6  Rocfammgcp. 

g)  Staatschuld  nach  den  dmzelnen  Bestandtfaeilen 
dersdben,  Renten,  Anlehen  mit  Kapitalsrückzahlungen,  Kau- 
tionen, Leibrenten,  Pensionen,  Amortisationsfond,  mit  Nach- 
Weisungen  über  die  Verwendung  der  einzelnen  Anisen,  über 
die  Zahl  und  Kategorie  der  Henteninhaber ,  der  Kautionsleger, 

Pensiomsten  u.  dgL  m. 

h)  Reste  aus  geschlossenen  Jahrgängen  (compte  d'ipu- 
rement  des  döpenses  des  exercices  clos),  ursprünglicher  Stand, 
eingetretene  Verminderungen,  Schlussergebnisse. 
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imit  einer  grosaeu  Zahl 
Ausweise,  wobei  die 
specielle  Nachweisung 
und  Begründung  der 
Ausgaben  den  Fachmi- 
nistem überlassen  bleibt 
m)  Die  irerschiedenen  ganz  oder  zum  Theile  aus  eigenen 
Fonds  dotirten  nur  durchfUhrungsweise  mit  der  Staatsrech- 
nung verbundenen  Institute  und  Rechnungszweige,  als  die 
alte  ausserordentliche  Domäne,  die  Ehrenlegion,  das  Mttnz- 
wesen,  die  Btaatsdruckerei. 

Zweiter  Theil. 

A.  Definitive  Rechnung  des  Finanzministers  über  die 
Staatseinnahmen  des  zweitvorgehenden  Jahres, 

B.  Definitive  Rechnungen  des  Mnanzministers  wie  der 
einzelnen  anderen  Minister  über  die  Staatsausgaben  dessel- 
ben Jahres. 

Das  Finanzministerium  sammelt  nun  seine  eigenen  Rech- 
nungen, sowie  jene  der  einzelnen  Rechnungsleger,  belegt 
letztere  mit  den  aufbewahrten  Monatsrechnungen  und  deren 
Dokumenten,  und  sendet  alles  und  zwar  jeden  der  beiden 
Jahi^änge,  für  welche  im  Laufe  des  Jahres  Rechnung  zu 
legen  ist,  gesondert  an  den  Rechnungshof. 

Vor  Ablauf  Septembers  muss  die  Schlussrechnung  des 
Vorjahres ,  vor  Ablauf  Februars  die  erste  Rechnung  des  lau- 
fenden Jahres  und  die  Rechnung  über  das  Eassai^virement 
bei  der  Finanzbuchhaltung,  vor  Ablauf  Novembers  und  be- 
ziehungsweise Aprils  bei  dem  Rechnungshofe  sein.  * 

Die  Staatscentralkassa  1^  statt  monatlicher  und  jähr- 
licher, tägliche  und  monatliche  Rechnungen.  Die  letzteren, 
durch  die  ersteren  und  deren  Dokumente  belegt,  gelangen 
zwei  Monate  nach  ihrem  Abschlüsse  an  den  Rechnuogsbofi 

'  Dekret  vom  12.  August  1854. 
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Daa  Verfahren  des  Rechnungshofes  ist  ganz  dem  eines 
Gerichtshofes  gleich.  Man  gewahrt  deutlich,  dass  er  histo- 
risch aus  einem  solchen  hervorgegangen  ist.  ^  Jede  Rech- 
nung wird  bei  der  Kanzlei  protokollirt ,  einem  Referendar 
zur  PrOihng  und  Berichterstattung  übergeben,  und  dessen 
Ausarbeitung  einem  Rathe  (conseiller  mattre)  zur  Ueberprü- 
ftmg  anvertraut ,  der  dann  in  einer  Sektion  (chambre)  des 
Holbs  darüber  Vortrag  hält.  Die  Rechnungserledigung  wird 
in  Form  einer  gerichtlichen  Entscheidung  (arrdt)  gefällt. 
Legislative  Bemerkungen  werden  in  einer  eigenen  legisla- 
tiven Sektion  erörtert,  »gewisse  wichtigere  und  feierlichere 
Akte  in  äner  Sitzung  des  ganzen  Hofes  voUzogen.  Der 
Generalprokurator  des  Hofes  hat  zu  erwägen,  ob  in  einem 
gegebenen  Falle  Anzeigungen  der  Verfälschung  oder  der 
Veruntreuung  vorhanden  und  daher  «die  Tribunale  in  An- 
sprudi  zu  nehmen  seien,  er  macht  auf  obwaltende  Privat- 
rechtsfragen  aufmerksam,  wacht  über  Beobachtung  der  Fristen 
von  Seite  der  Rechnungsleger  und  des  Hofes,  wahrt  die  Formen 
des  Gesetzes. 

Die  Jurisdiktion  des  Rechnungshofes  umfasst  die  Haupt- 
rechnungsleger des  Staates,  der  Departements^  der  Kolonien, 
der  grösseren  Gemeinden  und  öffentlichen  Institute.  Betreffe 
der  Rechnungsleger  kleinerer  Gemeinden  und  öffentlicher 
Institute,  über  deren  Rechnungen  die  Präfekturräthe  erken- 
nen, übt  er  die  Rechte  des  Apellhofes.  Er  entscheidet,  ausser 
Ober  die  Rechnungen  selbst,  auch  über  die  Gesuche  der  noch 
in   unentschiedenen  Rechnungen   stehenden  Rechnungsleger 

'  £r  stammt  auj  dem  15.  Jahrhundert  (Ord.  vom  26.  Februar  1464). 
Die  Vergrösserang  des  Reiches  und  die  grosse  administratlYe  Verschieden- 
heit seiner  Bestandtheile  nöthigte  deren  immer  mehrere  zu  errichten.  Vor 
der  Revolution  bestanden  13  Rechnungshöfe.  Der  yomehmste  war  stets 
jenar  in  Paris,  der  im  18.  Jahrhunderte  unier  Malesherbes  auch  eine  poli- 
tisch wichtige  Rolle  ^elte.  Seine  Jetzige  Organisation  verdankt  der  Rech- 
nungshof dem  Gesetze  vom  16.  und  dem  Ausführungsdekrete  vom  28.  Sep- 
tember 1807. 
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uni  Ivosschreibung  oder  Uebertragung  ihrer  EautioDen  und 
kann  Strafen  wegen  verspäteter  Rechnungslegung  ver- 
hängen. 

Die  Entscheidung  des  Rechnungshofes  erfolgt  auf  Grund- 
lage der  Dokumente;  ein  Anklageverfahren  oder  eine  Ver- 
theidigung  des  Rechnungslegers  findet  nicht  statt.  Es  steht 
übrigens  dem  Referendar  frei^  über  die  ihm  anvertrauten 
Rechnungen  vom  Rechnungsleger  mündliche  oder  schriftliche 
Aufklärungen  zu  fordern. 

Die  Entscheidung  spricht  aus,  ob  volle  Rechnungsrich- 
tigkeit) oder  ob  ein  Guthaben  oder  eine  Ersatzpflicht  des 
Rechnungslegers  vorhanden  sei,  im  letzteren  Falle  erkennt 
sie  auch  über  den  Betrag  des  zu  leistenden  Ersatzes  und  die 
Verpflichtung  zur  Einzahlung  desselben  binnen  der  gesetzlichen 
Frist.  Der  Hof  verständigt  von  seiner  Entscheidung  den.  Rech* 
nungsleger  und  den  Finanzminister,  letzteren  zum  Behufe  der 
Vollziehung  derselben. 

Die  freisprechende  Erledigung  des  Rechnungshofes  (quitus) 
enthebt,  sobald  sie  zur  Rechtskraft  erwachsen,  den  Redinungs- 
leger  von  aller  Ersatzpflicht,  ausgenommen,  wenn  ihm  nach- 
träglich ein  verbrecherischer  Vorgang  bewiesen  würde. 

Gegen  Entscheidungen  des  Rechnungshofes  stdit  der 
Staatsverwaltung  wie  dem  Recbnungsl^er  binnen  drei  Mo^ 
naten  die  Opposition  par  d^faut  und  die  Bitte  um  Revision 
wegen  Irrthum,  Auslassung,  Verfälschung,  doppelter  An- 
rechnung beim  Hofe  selbst,  sowie  die  Bitte  um  Kassation 
wegen  Form-  oder  Gesetzverletzung  beim  Staatarathe  fireL 

Die  rechtskräftig  gewordenen  Entscheidungen  des  Rech- 
nungshofes haben  die  Kraft  richterlicher  Urtheile. 

Dem  Rechnungshofe  liegt  ob,  ausser  der  Entscheidung 
über  die  Rechnungen  der  einzelnen  Rechnungsleger  auch  eine 
feierliche  Erklärung  über  die  vom  Finanzminister  gelegte 
Staatshaushaltsrechnung  abzugeben  (vgl.  Kap.  1,  S.  6). 

Aus   der  Art   der  Rechnungslegung   erhellt,    dass   der 
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RechnUDgshof  Ober  die  Bechnusgen  jedes  Rechnungsjahres  in 
zwei  rerschiedenen  Beziehungen  abzusprechen  hat;  einerseits 
nfimlieh  über  die  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  vorgefiillenen 
BSnnahmen  und  Ausgaben  jeder  Art  und  das  Eassarevire- 
ment)  und  andererseits  Aber  das  Gesammtergebniss  der  6e- 
bahmng  des  Rechnungsjahres  in  der  ganzen  zu  ihrer  Ab- 
wicklung gewährten  Zeit  vom  Beginne  des  Rechnungsjahres 
bis  Ende  August  des  nächsten  Jahres,  rerglichen  mit  den 
dieselbe  regdnden  Blnanzgesetzen  und  -Dekreten. 

Eben  darum  hat  der  Rechnungshof  über  die  Staatshaus- 
haltnechnung  zwei  feierliche  Erklärungen  abzugeben. 

In  der  ersten,  abgegeben  nach  den  Entschddungen 
Ober  die  erst  Torläufigen  Rechnungen  iür  die  Zeit  vom  1,  Ja- 
nuar bis  letzten  December,  spricht  er  sich  in  der  Haupt- 
sache bloss  Ober  die  Uebereinstimmung  der  Rechnung  des 
Ifinisten  mit  den  richtig  gestellten  Rechnungen  der  einzelnen 
Raehnoi^leger  aus. 

In  der  zweiten,  abgegeben  nach  den  Entscheidungen 
über  die  Restrechnungen  und  in  der  rollen  Eenntniss  der 
Gesammtergebnisse  des  Rechnungsjahres,  verkündet  der  Rech- 
nongahof  nicht  nur  jene  Uebereinstimmung,  sondern  auch  die 
Uebeteinstimmung  der  Staatsrechnung  mit  den  Entscheidungen 
des  Rechnungshofes,  mit  dem  Staatsvoranschlage  und  den 
die  letxteien  modifidrenden  Erlässen  des  Staatsoberhauptes 
und  en^di  mit  den  natürfichen  und  gesetzlichen '  Brforder- 
emes  geordneten  Staatshaushaltes.  Er  verhehlt  übri- 
bdi  diesem  Anlasse  nidit,  welche  Mängel  und  Lücken 
ihm  die  Bedmung  darzubieten  schdne. 

Es  werden  diese  Erklärungen  in  der  Oesammtsitzung 
dca  Hofes  ausgesprodien  und  sie  sind  zur  Vorlage  an  die 
geaetagebendcn  Körper  und  den  Kaiser,  sowie  zur  Verüffent- 

lidiung  bestimmt 

Der  Bedmimgdiof  ist  gehaltm ,  die  Entscheidimgen  über 
äkt  maaOBm  Jtedmwngen  dergestalt  «a  beschleunigen,  dasa 

Hock,  nMait«nnltang  Fwnkwlcb».  8 
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er  die  erste  dieser  Erklärungen  löngstens  zehn  Monate  nach 
dem  Schlüsse  des  betreiTenden  Solarjahres  (fär  1854  tot 
Oktober  1855)  und  die  eweite  längstens  vierzehn  Monate 
nach  jenem  Schlüsse  (i1)r  1854  vor  März  1856)  abzugeben 
vermag,  aber  er  ist  nicht  im  Stande  diese  Verpflichtung  genau 
zu  erfüllen.  Die  erste,  blos  vorläufige  Erklärung  ft)r  das 
Rechnungsjahr  1854  ist  in  der  feierlichen  Sitzung  vom 
12.  Januar  1856  verkündigt,  die  zweite  definitive  Erklärung 
für  dieses  Rechnungsjahr  ist  ausnahmsweise  bis  jetzt  (No* 
vember  1856)  nicht  veröffentlicht  worden.  Fttr  1853  erfolgte 
sie  am  15.  Juni  1855. 

Nachdem  der  Rechnungshof  seine  Erklärungen  abge- 
geben, leitet  er  die  Staatsbaushaltsrechnung  an  den  Unanz- 
minister  zurück  und  fügt  einen  Bericht  an  Seine  Majestät 
den  Kaiser  bei,  in  dem  er  fireimüthig  seine  Bemerkungen 
und  Wünsche  auseinander  setzt  Der  Finanzminister  wie 
die  andern  betheiligten  Minister  erstetten  auch  ihrerseits 
ein«»  Vortrag  an  den  Kaiser.  Dieser  vernimmt  den  Staats- 
rath  und  übergiebt  das  Operat  mit  allen  bezüglichen  Proto- 
kollen ,  Erklärungen  und  Bericht^a  den  gesetzgebenden  Kür- 
pem  in  der  nächsten  Sitzung  derselben  zur  Genehmigung. 
Zu  diesem  Elnde  werden  alle  diese  Dokumente  in  Druck 
gelegt  Die  Kammem  des  constitutionellen  Regiments 
glaubten  in  ihren  Anforderungen  nach  Ausweisen  und  Belegen 
nicht  weit  genug  gehen  zu  ktonen,  und  so  kam  es,  daaa 
mit  dem  Budget  zugleich  ftkr  jedes  Ministerium  eine  Reihe 
oft  sehr  unwichtiger  Dokumente,  bis  auf  die  Kamen  der 
einzelnen  Stipendisten  in  den  öffentlichen  Schulen  herab, 
veröffentlicht  werden  musston.  Von  Seite  des  Finanzmini- 
steriums werden  vorgelegt:  die  Verlheilung  des  Fonds  ibr 
Katastralarbeiten,  des  Fonds  für  Nachlässe  und  Unter- 
stützungen aus  Anlass  der  direkten  Besteuerung,  der  Steud 
und  die  Art  der  Verwendung  der  öffentliche  Gebäude,  die 
Fontkulturverbesserungen ,  die  EintheilUng  d^  Holiscbläge, 
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die  bestellenden  Pensionen,  die  abgeschlossenen  Lieferungs- 
und  UntemehmungSTer träge  u.  a.  m. 

Auf  solche  Weise  gehen  aus  Anlass  der  Voranschläge 
und  Jahiesrechnungen  folgende  statistische  Arbeiten  jährlich 
ans  dem  Finanzministerium  und  den  sein  Ressort  berühren- 
äen  Staatsanstallen  hervor: 

1)  Das  Budget  (der  Staatsvoranschlag),  seit  Anfang  des 
Jahrhunderts ; 

2)  die  ergänzenden  imd  ausserordentlichen  provisorischen 
Kredite  und  Rechnungsrevirements,  seit  1814; 

3)  provisorische  Ausgabenrechnung,  seit  1822; 

4)  allgemeine  Rechnung  der  Finanzverwaltung,  scdt 
1817; 

5)  definitive  Rechnung  des  Gesammtstaatshaushalts,  seit 
1814  (paar  1817  nicht  erschienen); 

ff)  definitive  Feststellung  der  Jahresrechnung  (im 
zweiten  Jahre  nach  Ablauf  des  Verwaltungsjahres) ,  seit 
1814; 

7)  Berichte  und  Protokolle  der  Kommission  zur  Prüfung 
der  Rechnungen  der  Minister,  seit  1814; 

8)  Vorträge  und  allgemeine  Erklärungen  des  Rechnungs- 
hofes, seit  1814; 

9)  Aufklärungen  der  Minister  über  die  Bemerkungen  des 
Baduningshofes^  seit  1830; 

10)  Berichte  der  Kommission  zur  Ueberwachung  der 
Amortisatioiis  -  und  der  Ck>nsignations  -  und  Depositenkasaa, 
Mit  1819; 

11)  Berieht  der  Direktion  der  Consignations  -  und  Depo- 
siteidaMa  über  den  Stand  der  Altersversorgungskassa,  seit 
1862. 

Biner  grossen  Zahl  anderer  periodischer  statistischer 
VerGfltotlichungen ,  flieils  des  Finanzminlöteriums  selbst, 
theils  seiner  untergeordneten  Organe,  wird  an  den  geeigne- 
ten Orten  erwähnt  werden. 
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8.    Eigenfhflinlichkeiteii  einzelner  Bedmnngszweige 

und  de«  Kassadienstes« 

Es  würde  uns  zu  weit  führen,  wenn  wir  in  die  Be» 
Sonderheiten  aller  einzelnen  Rechnungszweige  eingeben  woll- 
ten; allein  einige  der  letzteren  verdienen  wegen  ihrer  Wieb- 
ligkeit  oder  Eigenthümlichktit  hier  besprochen  zu  werden. 

Vor  Allem  muss  der  Materialverrechnung  erwfthnt 
werden.  Die  leitenden  Grundsätze ,  nach  denen  sie  ger^^elt 
sein  soll,  die  aber  noch  nicht  überall  durdigeführt  wurden, 
sind  folgende:  ^ 

Die  Oeld  -  und  Materialverrechnung  haben  von  einander 
getrennt  zu  bleiben.  Kein  Beamter,  der  Gelder  des  Staates 
verwaltet,  darf  mit  einer  Material  Verwaltung  betraut  w^xien 
und  umgekehrt  Der  Versdileiss  von  Stämpelpapier  durch 
die  ]^nnehmer  des  Enregistremeats  und  der  direkten  Steuern, 
der  Briefmarken  durch  die  Direktiofien  der  Postbureaux  kön- 
nen kaum  als  Ausnahme  der  Rc%el  betrachtet  werden. 

Jedes  Depot  ist  unter  einen  verrechnenden  Oberbeamtea 
gestellt  Jede  Einnahme  und  Ausgabe  wird  in  ein  Journal 
eingetragen  und  durch  Belege  gerechtfertiget  Das  Journal 
wird  nach  Rubriken  geführt,  deren  jede  einem  eigenen  Ge- 
genstande gewidmet  ist,  so  dass  es  in  vielen  Besiehungen 
die  Stelle  des  Hauptbuches  vertritt  Der  Oberbeamte  legt 
jährliche  Rechnung,  sie  gelangt  durch  den  Minister,  dem 
der  Beamte  untersteht,  an  den  Rechnungshof,  der  darüber 
eine  „  Erklärung  ^  (nicht  eine  Entscheidung)  abgibt  Ueber 
diese  Erklärung,  die  durch  den  Minister  an  ihn  gjslangt, 
gibt  der  Beamte  die  Erläuterung,  über  letztere  entscheidet 

'  Gesetz  vom  6.  Juni  1643,  Ordcnmanz  vom  26.  Angust  1644,  Reg- 
lement des  KriegfmiBiflterinms  vom  25.  Januar  1645  und  26.  Juli  1649, 
des  Finanzministeriums  vom  20.  April  1645,  des  Marinenunisteriums  vom 
13.  December  1645  und  22.  September  1654,  des  Ministeriums  der  öffent- 
lichen Arbeiten  vom  1.  Februar  1650  und  20.  April  1654,  des  Ministeriums 
des  Innern  vom  2e.  December  1653. 
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der  Minister  und  gibt  seinen  Beschluss  dem  Rechnungshofe 
bekannt;  dieser  spricht  schliesslich  die  Uebereinstinunung 
der  Rechnungen  des  Ministers  mit  jenen  der  einsselnen  Rech- 
nongsleger  aus. 

Einer  strengeren  Censur  unterliegt  die  Material  Verrech- 
nung der  Untergebenen  des  Finanzministeriums  und  der 
Staatsdruckerei;  sie  ist  in  allem  der  Geld  Verrechnung  gleich 
gestellt  und  der  Redmungshof  spricht  Uriheile ,  nicht  Erklä- 
rung^ aus. 

Die  Verredmung  der  Materialien,  die  zur  Verfertigung, 
Umrtaltung,  Ausbesserung  anderer  in  Verrechnung  der 
Staatsverwaltung  stehenden  Gegenstände  verwendet  werden, 
geschieht  nach  verschiedenoi  Methoden.  Entweder  wird 
vorhinein  festgestellt,  wie  viele  der  in  Abfiül  zu  bringenden 
Materialien  durchschnittlich  'wr  Verfertigung,  Umstaltung 
oder  Ausbesserung  der  zuwachsenden  Gegenstände  gebraucht 
werden ,  und  es  wird  für  i^n  In  Empfong  gestellten  Gegen- 
stand letzterer  Art  dieseä  Doit^hschnittsquantum  Bn  Materiale 
in  Abfell  gebracht,  ohne  sich  um  die  mannig&chen  Zwischen- 
stufen zu  kümmern,  welche  das  Materiale  bis  zur  Vdlen- 
dung  der  Arbeit  zu  durchlaufen  hat,  oder  es  wird  auf  jeder 
Zwischenstufe  der  wirkliche  Ab&ll  und  der  wirkliche  Zu- 
wachs ermittelt  und  eingetragen. 

Man  sieht,  das  System  ist  noch  unvollkommen.  Es  fehlt 
an  einem  Hanptbuche,  an  doppelter  Buchhaltung^  an  Einheit 
und  Schnelligkeit  der  Entscheidung  über  die  Rechnungsmängel, 
an  Einheit  und  Einfachheit 

•  Alles  dieses  würde  errdcht  und  die  nicht  zu  verken- 
nenden Hindemisse,  welche  bei  einer  mannigfache  technische 
Kenntnisse  voraussetzenden  Materialvcrrechnung  der  Censur 
der  Rechnungsbeamfcen  entgegenstehen,  wären  mit  Einem 
Schlage  hinweggeräumt,  wenn  die  Material-  in  eine  Geld- 
Verrechnung  umwandelt,  oder  vielmehr  mit  der  Material-  eine 
Geldverrechnung  verbunden  würde. 
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Wir  sehen  näutUch  wohl  ei»,  dass  es  nir  VerwaU 
tungszwecke  DOthwendig  ist  zu  wissen,  wie  viel  grosse, 
wie  viel  kleine  Nftgel,  wie  viel  Bleche  von  diesen  oder 
jenen  Dimensionen  in  einem  Magazine  vorhanden  seien,  und 
diese  Eennlniss  kann  leicht  durch  ein  Magazinsbacb  und 
periodisch  vortulegende  Inventare  erlangt  werden ;  allein  fOt 
die  Zwecke  der  RechnungsQbersicht  und  Rechnungsrichtigkeit 
ist  es  ganz  gleichgültig,  in  welchen  einzelnen  Gegenständen 
der  Empfang ,  die  Au^abe  and  der  Vorrath  bestand, 
wenn  nor  der  Werth  des  Empfangs,  der  Ausgabe  und 
des  Vorraths  der  richtige  ist.  Es  ist  fUr  die  Rechnung  ganz 
gleichgültig,  ob  jene  Nägel  und  Bleche  oder  4000  -Fr.  im 
Journale  stehen,  wenn  nur  dieser  Werth  der  richtige  Ans- 
dmck  fllr  Jene  Gegenstände  ist.i 

Niemand  wird  e  issajournale  Rubriken 

für  die  einzelnen  Gc  die  Bew^;ang  statt- 

foad,  anzubringen,  ht  können    in  einem 

Uaterialjoumale  die  »nzelnen  Gegenstand« 

erspart  werden ;  es  genügt  bei  jeder  Post  den  Gesammtwerth 
der  Gegeust&nde  in  Rechnung  zu  bringen,  der  aus  bestimmten 
TOD  Zeit  zu  Zeit  festzusetzenden  DurcbsdinittswOTthen  der  ein- 
zeliwa  Objekte  zu  ermitteln  wäre. ' 


'  Folgende  Beamte  unterliegen  hinsiehta  der  Heteri&lgebehmng  dem 
UrtheiJe  des  Kechuungehofea : 

1  Consec^lenr  des  Hsteriala  der  Slaatadrnckerei,  20  verreebneiide 
Oeamiuire  der  SchiesspOlver-  und  Salpetererzenping,  1  Verwalter  dee 
CeDtrtlmagnzins  des  St&mpelpapiers,  2834  Stlmpelpspier-Hagazineareimd 
-Verachleiseer,  1  Vem-aKer  de«  lUterielmagaiiiu  dee  FliuuizmtnUterinina, 
335  Verwahel-  der  UaterJalmagaiiiie  in  den  Departementa  nnd  in  Algier, 
93  Verwalter  und,- Leiter' di7r  Tabakfabriken  und  Tabak mogazine,  349  Ta- 
bftkverleger,  217  Schieaspulververleger ; 

Folgende  der  ErkUrnug  dea  Rechnangshafee : 

BSZ  verrechnende  Beamte  des  Kri^'sininisteriuniB,  115  dei  Uarine- 
minisleriumB,  1  des  Paqnelbootdieustes  im  Kanal,  IS  dea  Minisleriunu 
de«  Ackerbana,  dea  Handels  und  der  «Mentlichen  Arbeilen,  21  de»  Mini- 
Bteriums  dea  Inuem. 
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In  einer  anderu  Beadehung  erwähnenswerth  ist  das  Rech^ 
uungswesen  der  Departements.  Wiewohl  letztere  yom . 
Standpunkte  des  Gesetzes  nur  als  eine  administrative  Ab- 
theilung  des  Reiches  ohne  korporative  Rechte  angesehen 
werden  sollen,  sind  doch  die  Gesetze  selbst  sich  nicht  treu 
geblieben  und  hat  namentlich  das  sogenannte  Decentralisa- 
tion^;e8etz  vom  %%.  December  1852  dem  Streben  nach  Selbst- 
ständigkeit freieren  Raum  gegönnt,  auch  hat  sich  in  der 
Wirklichkeit  der  Einfluss  eines  mehr  als  sechzigjährigen  Zu- 
sammenlebens und  Zusammenhaltens  der  Arrodissemcnts  und 
Gemeinden  eines  Departements  gebührend  geltend  gemacht 
Die  Departements  haben  nicht  nur  ihren  bestimmten  Antbell 
an  den  Zuschlägen  zu  den  direkten  Steuern ,  sondern  sie  be- 
sitzen auch  anderweite  selbstständige  Einkünfte,  und  ihre 
Ausgaben  besteben  nicht  bloss  in  den  allgemein  vom  Staate 
ihnen  überwiesenen,  sondern  sie  umfassen  auch  eine  grosse 
Zahl  specieller  Interessen.  ]Me  verrechnenden  Beamten  des 
Departements  sind  der  Generaleinnehmer  und  der  Zahlmeister; 
der  anweisende  Beamte  ist  der  Präfekt 

Der  Voranschlag  wird  vom  Departementsrath  festgesteUt 
und  von  der  Gentralregierung  genehmigt ^  die  Jahresrechnung,« 
ganz  nach  denselben  Grundsätzen  wie  jene  des  Staates  ge-. 
fbhrt  und  gelegt,  wird  vom  Präfekt  mit  seinem  d|enen 
Hauptbucbe  und  Journale  verglichen  und  dem  Departements- 
rathe  zur  Prüfung  und  Gutheissung  vorgel^,  dann  ersi^  ge- 
langt sie  an  den  Rechnungshof.  Dessen  ungeachtet  kann 
ihre  Erledigung  gleichzeitig  mit  jener  der  Staatsrechnungen 
erfolgen ,  denn  am  31.  Mai  darf  für  Rechnung  des  abgelau- 
fenen Jahi^nges  keine  Einnahme  und  k^^ne  Geldanweisung 
mehr  erfolgen,  am  30.  Juni  muss  jede  Geldzahlung  einge- 

stellt  sein. 

Die  Beträge,  die  nach  dem  Schlüsse  des  Rechnungs- 
jahres von  den  bestimmten  Zwecken  gewidmeten  Krediten 
übrig  bleiben,   werden   aber   nicht,   wie   beim  Staate,  als 
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Wir  sehen  nduiUch  woh]  ein,  dass  es  (Ur  Verwal- 
tungBzwecke  DOtbwendig  ist  zu  wissen,  wie  viel  grosse, 
wie  viel  kleine  Nfigel,  wie  viel  Bleche  von  diesen  oder 
jenen  Dimensionen  in  einem  Magazine  vorhanden  seien,  und 
diese  Kenntniss  kann  Idcht  durch  ein  Magazlnsbnch  und 
periodisch  vonulegende  Inventare  erlangt  werden ;  allein  für 
die  Zwecke  der  RecbnungsUbersicht  und  Rechnnngsrichljgkeit 
ist  es  ganz  gleichgültig,  in  welchen  einzelnen  Gegeost&iden 
der  Empfang ,  die  Ausgabe  und  der  Vorreth  bestand, 
wenn  nur  cter  Wertb  d«  Empfangs,  der  Ausgabe  imd 
des  Vorraths  der  richtige  ist.  Es  ist  fttr  die  Rechnung  gani 
glnchgUltig,  ob  jene  NOgel  und  Bleche  oder  4000  -Fr.  im 
Journale  stehen,  wenn  nur  dieser  Werth  der  richtige  Ans- 
druck  fl)r  jene  Gegenstände  ist.* 

Niemand  wird  ei  lajournale  Rubriken 

fUr  die  einzelnen  Ge  lie  Bewegung  statt- 

fand, anzubringen,  können    in  einem 

Materialjoumale  die  seinen  G^enstOnd« 

erspart  werden ;  es  genügt  bei  jeder  Post  den  Gesammtwertb 
der  Gegenstände  in  Rechnung  zu  bringen,  der  aus  besttmmIeD 
von  Zeit  zu  Zeit  festzusetzenden  Durohschnittswerthen  der  eio- 
zelino  Objekte  zu  ermitteln  wäre.  ■ 

^  ■  Folgende  Beamte  unterliegen  hiDsiehte  der  HaterUl^bfthriuig  dem 
Urtbeile  des  KccbiiuDgahofes: 

1  CoDserVeleur  des  UalerUls  der  Staatsdmckerei,  20  verreclinende 
OMqmlraäre  der  Schiesspolver-  und  Satpelererzeugung,  1  Verwaller  des 
CentralnwgAzius  de«  Stämpelpapiera,  2834  SUmpelpäpier-Ukgaxlneare  nöd 
-Versehleiaeer,  1  Verwalter  de«  UtteiialiiMgazinB  des  Finanzministerinnii, 
335  Verwahelr  der  ÜHtcrialmagsüne  in  den  Departementa  nnd  in  Algiw, 
33  Verwalter  und,- Leiter' der  Tabakfabriken  und  Tabakmagaiine,  349  Ta- 
bakverleger, 247  achiesspiUren-erleger; 

Folgende  der  Erklärung  des  Rcchniuigsboi^ : 

882  verreclinende  Beamte  de«  KriegsminiBteriuroe,  115  dee  lUriiW' 
tninUteriums,  1  deg  Paquetbootdieuates  im  Kanal,  18  des  Minialerlums 
dea  Ackerbaus,  des  Handels  und  der  öffenUichen  Arbeiten,  21  des  Mtni- 
•teriums  dea  louern. 
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In  einer  anderu  Beziehang  erwfthneDswerth  ist  das  Rech^ 
uungswesen  der  Departements.  Wievrohl  letztere  rom . 
Standpunkte  des  Oesetzes  nur  als  eine  administrative  Ab- 
theilnng  des  Reiches  ohne  korporative  Rechte  angesehen 
werden  sollen,  sind  doch  die  Gresetze  selbst  sich  nicht  treu 
geblieben  und  hat  namentlich  das  sogenannte  Deoentralisa^ 
tionsgesetz  vom  22.  December  1852  dem  Streben  nach  Selbst- 
stftndigkeit  freieren  Raum  gegönnt,  auch  hat  sich  in  der 
Wirklichkeit  der  Einfluss  eines  mehr  als  sechzigjfthrigen  Su- 
sammenlebens  und  Zusammenhaltens  der  Ärrodissements  und 
Gemeinden  eines  Departements  gebQhrend  geltend  gemacht 
Die  Departements  haben  nicht  nur  ihren  bestimmten  Anthell 
an  den  Zuschlägen  zu  den  ditekien  Steuern ,  sondern  sie  be- 
sitzen auch  anderweite  selbststftndige  Einkünfte,  und  ihre 
Ausgaben  bestehen  nicht  bloss  in  den  allgemein  vom  Staate 
ihnen  überwiesenen,  soodem  sie  umfassen  auch  eine  grosse 
Zahl  specieller  Interessen.  IMe  verrechnenden  Beamten  des 
Departements  sind  der  Generaleinnehmer  und  der  Zahlmeister; 
der  anweisende  Beamte  ist  der  Prftfekt 

Der  Voranschlag  wird  vom  Departementsrath  festgesteltt 
und  von  der  Centralregierung  genehmigt^  die  Jahresrechnung,  • 
ganz  nach  denselben  Grundsätzen  wie  jene  des  Staates  ge-. 
ftkhrt  und  gelegt,  wird  vom  Präfekt  mit  seinem  ^enen 
Hauptbuche  und  Journale  vei^Uchen  und  dem  Departements- 
ratbe  zur  Prüfung  und  Gutheissung  vorgelegt,  dann  ersi^  ge- 
langt sie  an  den  Rechnungshof.  Dessen  ungeachtet  kann 
ihre  Erledigung  gleichzeitig  mit  jener  der  Staatsrechnungen 
erfolgen,  denn  am  31.  Hai  darf  für  Rechnung  des  abgelau- 
fenen Jahrganges  keine  Einnahme  und  k^ne  Geldanweisung 
mehr  erfolgen,  am  30.  Juni  niu«.  jede  G^dWhlung  einge- 

steUt  sein. 

Die  Beträge,  die  nach  dem  Schlüsse  des  Rechnungs- 
jahres von  den  bestimmten  Zwecken  gewidmeten  Krediten 
übrig  bleiben,   werden   aber    nicht,  wie   beim  Staate,  aI» 
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zurQckgenommen  betrachtet,  so  dass  zu  ihrer  Vorausgabung 
eine  nede  Bewilligung  nothwendig  wäre,  aondern  sie  bleiben 
noch  fortan  diesem  Zwecke  gewidmet. 

Als  Folge  dieses  Yerfidirens  wird  angeführt,  dass  beim 
Staate  die  Summe  der  unberichtigt  gebliebenen  Passivreste 
am  Schlüsse  des  Verwaltungsjahres  kaum  1  Million  Fr.  be- 
trage, während  auf  den  Departements  viele  Millionen  nicht 
liquidirter  oder  doch  nicht  bezahlter  Forderungen  lasten,  allein 
Jedenfalls  trägt  hieran  auch  der  frühere  Schluss  der  Jahres- 
rechnungen  Schuld. 

Die  Gemeinden  bestehen  auch  gesetzlich  als  selbst- 
ständige  Körperschaften ;  ftist  jede  hat  besondere  Einnahras- 
quellen  und  Ausgabszweke.  Der  rerrechnende  Beamte  ist 
der  Gemeindeeinnehmer,  der  übrigens  sehr  häufig  auch  als 
Lokaleinnehmer  des  Staates  für  die  direkten  Steuern  fungirt, 
der  Geld  anweisende  Beamte  ist  der  Maire.  Den  Voran- 
schlag stellt  der  Gemeinderath  fest,  ihm  wird  auch  die 
Jahresrechnung  zur  Prüfung  unterbreitet  Als  Rechnungs- 
gericht tritt  bei  allen  Gemeinden,  deren  Einkünfte  30000  Fr. 
nicht  überschreiten,  der  Präfekturrath,  für  die  übrigen,  nach 
vorläufiger  Prüfung  durch  den  Präfekt  im  Präfekturrathe, 
der  Rechnungshof  ein.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  für 
das  abgelaufene  Verwaltungsjahr  müssen  eben  wegen  dieser 
wiederholten  Prüfung  bereits  am  81.  März  geschlossen  sein. 

Den  Gemeinden  sind  in  vielen  Beziehungen  die  Spi- 
täler und  andere  öffentliche  Anstalten  gleichgestellt, 
auch  ihre  Recbnungsl^er  unterstehen,  je  nach  der  Grösse 
der  Einnahme  des  Instituts,  unmittelbar  oder  mittelbar  dem 
Rechnungshofe.  ^ 

*  Unmittelbar  dem  Rechnangshofe  imtergeordDet  sind : 
4  Oekonomen  von  Normal -Prim&rachnlen,  386  Gemeindeeiiuiehmtf, 
227  Einnehmer  von  Spitälern,  Hospizen  n.  dgl.,  48  Einnehmer  von  Armen- 
anstalten, 10  Einnehmer  oder  Terrechnende  Direktoren  von  PfandhftuBem, 
3  Einnehmer  des  Taubstummen-  nnd  Bliüdeninstituts  in  Paris  and  des 
Irrenhaoses  in  Charenton,  30  Einnehmer  von  Irrenhäosem. 
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Eigentiittmlich  ist  das  Yerfaftltniss  der  Gemeinde*  oder 
InatiUils- Einnehmer  zu  den  Departements-  (General-)  und 
Anondissements-  (Partikular-)  Einnehmern.  Sie  mOssen  diesen 
alle  ihre  Eännahmen  als  Abfuhren  und  alle  ihre  Ausgaben  als 
Verllige  verrechnen  und  nur  höchst  geringe  zu  den  nächsten 
Auslagen  hinreichende  Eassareste  zurückhalten.  Sie  werden 
TOD  ihm  periodisch  untersucht  und  seine  Verantwortung  wie 
seiiie  INadplinargewalt  erstreckt  sich  auch  auf  ihre  Gebah- 
mng.  Hierdurch  wird  ein  zweifacher  Zweck  erreicht  Die 
Gemeindeeinnehmer  sind  unter  die  Verrechnung  und  Kon- 
trolle  der  Haupteinnehmer  gestellt)  und  diese  haften  den 
Gemtinden  für  die  Gebahrung  jener,  was  zur  Sicherheit  d^ 
GemeiiideTermögens  überaus  beiträgt,  und  alle  disponible 
Uebersehüsse  der  (Gemeinden  dem  Staate  zur  Verfügung 
stellt;  diese  betragen,  ungeachtet  der  gewaltsamen  C!on<- 
yeiBioo  in  einen  Bestandtheil  der  fündirten  Staatssehuld, 
welche  die  angesanunelten  Summen  im  Jahre  1848  erfiihren, 
abermals  über  120  Millionen  Franks. 

Es  ist  übrigens  bezeichnend  für  den  Geist  der  mechani- 
seben  Gentralisation  und  Gleichmacherei,  der  sich  in  Frank- 
reich  selbst   hervorragender  Talente   (Monteloux   und   zum 
Theile  selbst  Audiffiret)  bemächtigt^  dass  ganz  ernsthaft  die 
Zweckmässigkeit  der  Aufhebung  aller  gesonderten  Verrech- 
uuig  des  Departementel-  und  GemeindeTermögens  behauptet 
wurde.    Man  schlug  die  dadurch  zu  erzielende  Vereinfistchung 
des  Geschäftsganges  ungemein  hoch  an^  meinte,  man  könne 
hiedarch  auch  den  armen  Gemeinden  auf  Kosten  der  reichen 
hdfen  und  namentlich  die  dem  Verkehre  so  lästigen  Octrois 
wegbringen.    Die  Frage  der  Octrois  gehört  um  so  weniger 
hieher,  als  bekanntlich  die  von  Staatswegen  höchst  belegten 
Gemeinden  es  sind,  die  auch  die  höchsten  Octrois  sich  auf- 
erlegt haben.    Die  anderen  Gründe  and  nicht  der  Berück- 
Mfhtigi^ffg  werth.      Alle  Sparsamkrit  unter  den  Vorstehern 
der  Departements  und  Gemeinden,  alle  Lust,   Legate  und 


12i 


ScheDkimgen  zu  Lokalzwecken  zu  machen ,  wUrde  verschwin- 
den und  die  schon  jetzt  so  zahlreichen  Intriguen ,  den  Staats- 
schatz zu  Lokalzwecken  auszubeuten ,  würden  ins  Ungemes- 
sene  wachsen,  wenn  solchen  Anträgen  Folge  gegeben  würde.  — 

Nach  Analogie  des  Rechnungswesens  der  Departements 
ist  das  Rechnungssjstem  Algiers  und  der  Kolonien  in 
neuerer  Zeit  durch  die  Dekrete  vom  17.  Januar  1845  und 
28.  September  1847  und  das  Gesetz  vom  26.  September  1855 
geordnet  worden. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  unterscheiden  sich  hier 
in  solche,  welche  in  den  allgemeinen  Voranschlag  des  Staates, 
und  in  solche ,  welche  in  den  Specialvoranschlag  der  Kolonie 
gehören.  Den  ersteren  gehören  in  Algier  an:  die  mancherlei 
ifirekten  Abgaben  (die  Grund-  und  die  Personal-  und  Woh- 
nungssteuer ist  noch  nicht  eingeführt)  die  Patentsteuer,  das 
EnregiBtrement,  der  Stämpel,  die  Domftnen  und  Forste,  der 
Zoll,  die  Salzsteuer,  die  indirekten  Abgaben,  die  Posten, 
Yio  der  durch  die  Ordonnanz  vom  17.  Januar  1845  -nor- 
mirten  Abgaben  der  Araber  (y,o  sind  dem  Kolonialbudget 
vorbehalten)  und  Vi^  des  Oetroi,  welches  letztere  nach  der 
Ordonnanz  vom  21.  December  1844  nur  von  den  zur  See  ein- 
geführten Gegenständen  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  ihrer 
Bestimmung  eingehoben  wird. 

Die  Kolonialeinnahmen  bestehen  in  y,^  der  Abgaben 
der  Araber^  %g  des  Oetroi  und  in  jenen  Einkünften ,  welche 
auch  in  Frankreich  den  Depejrtements  und  den  Gemeinden 
zugewiesen  sind. 

Diese  Einnahmen  sind  sowohl  zur  Bestreitung  der  De- 
partements- als  der  Gommunalausgaben  bestimmt^  mit  dem 
einzigen  Unterschiede,  dass  für  Orte,  denen  förmliche  Ge- 
meinderechte und  GemeindeverfassuDgeu  bewilligt  sind,  ein 
bestimmter  Betrag  ausgeschieden  ist  und  sie  ausserdem  be- 
rechtigt sind ,  auf  ihre  Einwohner  eine  nach  dem  Miethwerthe 
ihrer  Wohnungen  sich  richtende  Taxe  umzulegen. 
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Auf  gleiche  Weise  sind  die  Ausgaben  gesondert. 

In  den  Kolonien  sind  den  Einnahmen  des  Staates  bei- 
znzählen :  die  fixen  Quoten ,  welche  einige  Kolonien  als  Ein- 
uahmsüberschüsse  abzuführen  haben ,  *  der  Ertrag  der  Rente 
von  Indien,  der  ErlOs  ans  dem  Verkauf  oder  der  Abtretung 
von  Staatseigenthum  und  die  vom  Mutterlande  für  die  Ver- 
waltung, die  Rechtspflege,  den  Kultus,  den  öffentlichen  Un- 
terricht, die  HafenarbeiteB  der  Kolonien  bestimmten  Summen. 
Den  letzteren  die  Kolonialabgaben /^  die  Erträgnisse  des 
Bigenthums  der  Kolonien,  andere  Hilftquellen  derselben,  die 
Subrentionen  d^  Mutterlandes  lür  Lokalzwecke.  Ausserdem 
sind  in  den  Kolonial  viele  Auslagen  für  das  Mutterland  zu 
bestreiten ,  deren  Vergütung  im  Wege  der  auf  die  Staatseen- 
tralkasse  gezogenen  Tratten  erfolgt.  Sie  gdiOren  unter  die 
Kategorie  des  Kassarevirements. 

Der  oberste  Rechnungsleger  ist  der  Schatzmeister  (tr6- 
sorier-payeur)  der  Kolonie.  Das  Rechnungsjahr  schliesst  Ende 
Februars  für  die  Materialgebahrung  beider  Rechnungen*^  am 
20.  Mftrz  für  die  Liquidation  und  Anweisung  und  am  31.  Mftrz 
für  die  Auszahlung  der  Ausgaben  und  für  die  Einnahmen 
der  Staatsrechnung^  am  20.  und  90.  Juni  für  die  entspre- 
chenden  Akte  der  Kolonialrechnung. 

Die  Kolonialrechnung  gelangt  einen  Monat  nach  ihrem 
Abschlüsse  an  den  Conseil  priv6  des  Oouvemeurs,  welcher 
sie  hinsichts  der  Ueberdnstimmung  mit  den  Büchern  der 
Ordonnateurs  prüft  Hierauf  gelangt  sie  an  den  Kolonialrath, 
eine  aus  freier  Wahl  hervorgegangene  Körperschaft,  welche 

*  Senataoonsult  vom  3.  Mai  1854. 

'  Dieselben  sind :  der  AuBgangszoll  auf  die  Erzeugnisse  der  Kolonien 
als  Ersatz  der  Grundsteuer,  die  Steuer  für  Terrains,  die  mit  Gegenständen 
bebsat  sind,  die  einem  Auagangszolle  nicht  unterliegen,  die  Grundsteuer 
für  Gebäude,  die  Personal-  und  Wdinungs-,  die  Erwerbsteuer,  das  £n- 
registrement  und  der  Stempel  mit  ihren  Nebenabgaben ,  .die  Eingangszölle 
mit  den  Miederiaga-  und  Schifffohrtsabgaben ,  die  Getränkesteuer,  das 
Briefporto. 
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über  die  Rechnung  berathschlagt  und  das  Ergebniss  dem 
Gouverneur  unterbreitet,  welcher  aodann  in  seinem  conseil 
priy6  die  Rechnungserledigung  ertheilt  Dem  SchakimeiBter 
steht  jedoch  die  Beruftmg  an  den  Rechnungshof  frei. 

Man  sieht:  der  Conseil  priv6  steht  dem  Pr&fekturrathe, 
der  Kolonial-  dem  Departements-Rathe  gleich. 

In  die  Staatshaushaltrechnung  wird  die  Btaatsrechnung 
der  Kolonien  erst  das  nächste  Jahr,  die  Rechnung  fhr  1856 
erst  in  die  Staatshaushaltsrechnung  für  1856  aufgenommen. 

Nach  dieser  Abschweifung  zur  Oeldverrechnung  des 
Staates  surQckkehrend  sind  es  vor  allem  dieOeneral-Ein« 
nehmer  und  die  Zahlmeister^  deren  Stellung  und  Ge- 
bahrung  einer  nftheien  Würdigung  bedürfen.  Bei  dem  General* 
einnehmer  drftngt  sich  die  Verantwortung  für  die  Hehrzahl 
der  Staatseinnahmen  des  Departements,  für  die  Sammlung 
der  auch  von  andern  unabhängig  gestellten  Organen  dnge- 
hobenen  Gelder,  für  deren  Abfuhr  an  die  Staatscentralkasse 
und  für  die  Mehrzahl  der  Torzunehmenden  Kassaoperationen, 
als  der  Auszahlungen  für  Rechnung  des  Zahlmeistors  oder 
unmittelbar  des  Staatsschatzes,  der  Verläge  an  andere  Rech* 
oiuigsleger  u.  dgl.  m.  zusammen.  Ausserdem  hat  er  Gelder 
des  Departements  und  der  Kommunen  zu  verwalten,  steht 
in  laufender  Rechnung  mit  der  Konsignations-  und  Deposi- 
tenkassa und  der  Gesellschaft  des  credit  foncier.  Eben  darum 
sind  seine  Bezüge  und  seine  Kaution  wie  seine  Amtswirk- 
samkeit und  sein  Ansehen  gross.  Er  wird  als  einer  der 
Dienstehefe  des  Departements  gleich  den  Direktoren  der 
rinzelnen  Gef&llszweige  angesehen,  die  Beamton,  für  welche 
er  als  Hauptrechnungsl^er  haftend  eintritt,  die  Arrondisse- 
ments-  und  Lokaleinnehmer  sowie  die  Einnehmer  der  Ge- 
meinden sind  ihm  untei^eordnet  Er  erstattet  den  Besetzungs- 
vorschlag  fUr  diese  Stollen  und  sein  Vorschlag  wird  stets  in- 
soweit beachtd;^  dass  Niemand  ernannt  wird,  gegen  den  er 
sich  ausdrücklich  erklärt. 
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Er  iBi  nidit  bloss  Eumehmer,  denn  seine  Rechnung  um* 
fiiast  auch  alle  jene  Ausgaben,  welche  mit  den  Einnahmen 
in  antrennbarem  ^Zusammenhange  stehen,  z.  B.  die  Provi- 
sionen fikr  die  Untereinnehmer,  die  Kosten  der  ersten  Zu- 
steUiing  des  Steuerauszuges,  die  Steuerrestitutionen,  die 
Steuemachllisse  und  -Befreiungen,  und  seine  eigenen  Be- 
sllge.  Seine  Eassaoperationen  gr^en  in  die  verschieden- 
artigsten Gebiete  Ober.  Da  erscheinen  die  emp&ngenen  und 
£e  geteisteten  Abftihren ,  die  auf  den  Staatsschatz  oder  dessen 
Oidre  gezogenen  und  die  für  denselben  ausgezahlten  Wechsel 
and  Anweisungen,  bezahlte  Bunten,  Verlftge,  an  den  Zahl- 
meister oder  andere  B.echnungsleger  ausgezahlt  oder  von  den- 
selben erhalten,  dann  die  mannigftushen  Yerrechnongen  mit 
den  sogenannten  Korrespondenten  des  Staates,  den  Fonds 
der  Departements,'  der  Gemeinden,  der  öffentlichen  Anstal- 
ten, mit  der  Konsignations-  und  Depositenkasse,  mit  der  6e- 
sdlschaft  des  lar^dit  fimder  u.  s.  Wv 

Das  unter  den  Beilagen  gegenwärtiger  Darstellung  be- 
findliche Formulare  fbr  die  monatliche  Zusammenstellung  der 
Bvgdmisse  der  Kassagebahrung  der  Generaleinnehmer  gibt 
das  anschaulichste  Bild  ihrer  mannigfidtigen  Thfttigkeit.     j> 

Der  Generaleinnehmer  hat  die  Pflicht  sich  am  Kl  jedes 
Monats  mit  allen  den  Summen  zu  belasteti;  welche  am  ersten 
des  Monats  an  direkten  Steuern  und  ähnlichen  Abgaben  bei 
den  ihm  unterstehenden  Lokaleinnehmem  nach  den  bestehen- 
den Vorscbreibungen  hätten  eingehen  sollen;  dne  gleiche 
Verpfllditung  liegt  ihm  hinsichts  der  von  andern  B.echnung8- 
legen  an  ihn  abgeführten  Summen  vom  nächsten  Tage  nach 
jenem  der  Abfiihr  ob.  Von  dem  Tage  angefangen ,  wo  diese 
Verantwortung  eintritt,  ist  er  auch  schuldig ,  die  bei  ihm  ein- 
geflossene Beträge  dem  Staate  zu  verzinsen.  Hingegen  er- 
hält er  vom  Staate  eine  Provision  von  %  %  für  alle  Sum- 
men, die  er  vor  dieser  Zeit  abführt,  fbr  alle,  die  er  zur 
Bezahlung  der  Wechsel  und  Anweisungen  des  Staatsschatzes 
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zurückbehalten  rnuas.  Ein  bedeutender  Theil  der  ihm  zu- 
fliessenden  Zahlungen  besteht  in  WechaeUi,  er  haftet  für 
deren  richtige  Einbringung,  allein  er  eriiftlt  fUr  diese  Haftung 
eine  Provision  von  y^%  von  den  Steuerpflichtigen,  welche 
diese  Wechsel  an  Zahlungstatt  übergaben.  Endlich  leisten  die 
Qeneraleinnehmer  dem  Staate  auch  verzinsliche  Vorschüsse* 

Man  sieht,  der  Qeneraleinnehmer  ist  mehr  als  ein  ge- 
wöhnlicher Kassier,  er  ist  ein  Banquier  der  Regierung,  der 
mit  dem  Staatsschatz  in  offener  Rechnung  steht.  Diese  Stel- 
lung eines  Banquier  macht  sich  auch  in  anderer  Richtung 
geltend.  Die  Geschäftsmänner  des  Departements,  welche  auf 
kurze  Zeit  disponible  Gelder  haben,  können  ihnen  keine  bes- 
sere Verwendung  geben,  als  wenn  sie  dieselben  wenn  auch 
gegen  geringen  Zins  dem  Generaleinnehmer  anvertrauen, 
welcher  damit  später  eingehende  Abgaben  deckt  oder  dem 
Staatsschatze  Vorschüsse  macht  und  jeden  Augenblick  durch 
einströmende  Summen  in  den  Stand  gesetzt  ist,  die  emp&n- 
genen  Gelder  zurückzuzahlen.  Es  ist  einleuchtend,  dass  durch 
diese  Geldgeschäfte  die  Einkunft»  der  Generaleinnehmer  in  den 
wohlhabenderen  und  handelsthätigeren  Departements,  wenn 
sie  das  Vertrauen  des  Publikums  sich  zu  erhalten  wissen,  über» 
aus  hoch  steigen  und  selbst  100,000  Fr.  und  mehr  betragen. 

Man  hat  darum  wiederholt  den  Antrag  gestellt,  dieses 
—  wie  man  sagte  ^  unnatürliche  Verhältniss,  dass  der 
Staat  seine  eigenen  Gelder  seinen  eigenen  Beamten  veninsi, 
aufhören  zu  madien  und  gewöhnliche  Kassiere  ohne  Zinsea- 
besng  aufzustellen.  Man  hat  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Stellung  der  Generaleinnehmer  nur  histcoischen  Ursprungs, 
^ne  Nachbildmag  der  Generalpächter  sei ,  an  deren  Stelle  sie 
getreten  wären,  und  dass  in  andern  Staaten  jene  bedeuten- 
den  Zinsen  erspart  würden.  Bei  reiflicher  Erwägung  dürfte 
man  sich  jedoch  nicht  für  diesen  Antrag  entscheiden.  Das 
Interesse,  welches  gegenwärtig  der  Generaleinnehmer  daran 
hat,  dass  die  Abgaben  schnell  und  selbst  vor  der  Zeit  des 
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Verftdb  eingehen,  und  die  Mittel,  die  er  g^enwftrtig  zur 
Erreichung  dieses  Zweckes  anzuwenden  vermag,  werden 
durch  keinen  gewöhnlichen  Kassier  und  durch  keine  Vor- 
schrift ersetat  werden.  Kein  Beamter  wird  mit  solcher  Leich- 
tigkeit die  Wechsel  der  Privaten  escompliren  und  dem  Staate 
gegenüber  verbürgen ,  durch  keine  andere  Institution  werden 
die  Gelder  der  Privaten  so  reichlich  dem  Staate  sich  zur 
Verfägung  stellen  und  wird  es  möglich  werden,  über  das 
ganze  Land  ein  System  von  Staatsbanken  zu  verbreiten, 
welche  der  Centralbank,  hier  dem  Finanzminister  und  seiner 
Direktion  des  Kassarevirements,  die  Mittel  gew&hren,  ohne 
irgend  ein  Sonderinteresse,  bloss  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
dürfnisse des  Staatsschatzes  und  des  Geldumlauf  die  über- 
flüssige Baarschaft  des  einen  Punktes  des  Reiches  dorthin 
va  lenken,  wo  Mangel  an  Baarschaft  sich  zeigt. 

Die  Generaleinnehmer  leisten  den  bei  weitem  grössten 
Theil,  vielleicht  %,  ihrer  Abftihren  nach  Paris  mittels  Wech- 
sel,  Anweiaungen  u.  dgl.,  so  dass  durch  sie  des  Jahres  kaum 
90---40  Millionen  haaren  Geldes  aus  den  DejMurtements  nach 
Paria  abfliesaen.  Durch  ihre  Verbinduj^en  mit  Kaufleuteo 
wissen  sie  auch  die  anderen  Rechnungslegem  zu  leistenden 
YovsebüBse  ibr  jene  Orte,  wo  es  sich  lohnt,  also  gerade  für 
jene,  wo  c^uiehin  der  Geldmarkt  überfüllt  ist,  mittels  Wech- 
sel abauthnn,  so  dass  die  so  kostspielige  Bewegung  haaren 
Geldes  in  Frankreich  auf  ein  Minimum  zurückgeführt  ist  ^ 
Der  Baarvorrath  der  Staats-,  der  Departements-^  der  Ge- 
nwindekasseQ  und  der  Kassen  der  unter  öfibnüicher  Verwal- 
tung steliendeii  Wohlthfttigkeitsanstalten  dürfte  durchschnittlich 

'  Der  Transport  der  Gelder  zwischen  den  einzelnen  Departements 
oder  swischen  den  Departements  und  Paris  erfol§rt  »nf  Staatskoelen  nnd 
•0  wei^to  Uerikber  Verträge  mit  einzelnen  üntsmehmera  abgeschlossen, 
welche  letztere  auch  die  Haftung  für  die  ihnen  anvertrauten  Gelder  übei-- 
nehmen  müssen;  der  Transport  innerhalb  desselben  Departements  geschieht 
auf  Gefahr  und  Kosten  der  Einnehmer;  die  Vergütnng  hiefür  ist  In  den 
ihnen  bswiiltgien  Kanzleipauschalien  enthalten. 


128 


die  unglaublich  geringe  Summe  von  200  Millionen  Frcs. 
nicht  Oberschreiten,  und  selbst  ron  dieser  Summe  liegt  ^n 
bedeutender  Theil  in  den  Kellern  der  Bank  und  dient  der- 
gestalt zur  Sicherung  des  Notenumläufe  der  letzteren.  Die 
Kosten  des  Kassarevirements  betragen  nicht  27,  Millionen 
Ft.,  also  nicht  0,06  Percent  der  Gesammtsumme  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  nicht  0,025  Percent  des  gesammten 
Kassarevirements,  das  durchschnittlich  auf  10  Idliarden  Fr. 
veranschlagt  werden  kann. 

Ebenso  wenig  als  die  Generaieinnehmer  den  Vorstehern 
der  Einnahmskassen  können  die  Zahlmeister  den  Ein- 
nehmern der  Ausgabskassen  in  Allem  gleichgestellt  werden ; 
denn  sie  zahlen  die  ihnen  überwiesenen  Ausgaben  nur  zum 
geringen  Theile  selbst  aus.  Alle  Beiträge ,  die  ausser  ihrem 
Standorte  zu  zahlen  sind,  weisen  sie  an  die  Arondissements- 
Einnehmer  oder  GefUlskassen  zur  Zahlung  an^  und  selbst 
an  ihrem  Standorte  werden  über  ihre  Anweisung  manche 
grossere  Summen  vom  Oeneraleinnehmer  ausgezahlt  Ihre 
Hauptaufgabe  bleibt  die  Liquidatur  der  Ausgaben,  hiefür 
sind  sie  allein  verantwortlich.  Wenn  man  bedenkt,  dass  die 
Kassen  der  Zahlmeister  jeden  Monat  vom  Generaleinnehmer 
dotirt  werden,  dass  sie  die  gelegentlich  der  Einnahmen 
vor&Uenden  Ausgaben,  z.  B.  die  Abzüge  von  den  Gehalten, 
die  Conventionalstrafen  der  Unternehmer  u.  dgl.  und  die 
schliesslidien  Kassareste  dem  Generaleinnehmer  zorückzu- 
verrechnen  haben,  so  findet  man  den  von  verschiedenen 
Seiten  und  wiederholt  aufgetauchten  Antrag  gerechtfertigt, 
auch  die  unmittelbaren  wie  mittelbaren  (durch  die  ihnen 
untergeordneten  oder  an  sie  abführenden  B.echnung8leger 
besorgten)  Zahlungen  bei  den  Generaleinnehmem  zu  concen- 
triren  und  diesen  eigene  verantwortliche  Liquidatoren  an  die 
Seite  zu  setzen. 

Die  Haupteinnahms  -  und  -Ausgabskasse  in  dem  Sinne 
wie  in  andern  Staaten  ist  die  GentralkaBse  in  Paris. 
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Die  Vorschriften  über  den  Dienst  derselben,  wiewohl 
unter  dem  Eindruck  der  von  dem  Centralkassier  Eessner 
mtkbten  Verontreiiang  entstanden  und  den  Stempel  des 
grössten  Misstrauens  an  sich  tragend ,  ^  verdienten  eine  ein- 
gehendere Betrachtimg  als  die  Oekonomie  unserer  Darstel- 
lung gestattet.  Wir  müssen  uns  auf  folgende  wesentliche 
Punkte  beschränken: 

Die  Centralkasse  ist  als  aus  zwei  gesonderten  Abtheilun- 
gen bestehend  zu  betrachten  ^  der  eigentlichen  Eassa  und  der 
Ausgaben -liquidatur.  Letztere  zerfällt  wieder  in  zwei  Sek- 
tionen ,  für  den  Dienst  der  einzelnen  Ministerien  und  fUr  die 
Staatsschuld.  Beiden  Abtheilungen  und  allen  ihren  einzelnen 
Sektionen  und  Bureaux  stehen  Agenten  der  Centralkontrolle 
zur  Seite j  so  dass  kein  Empfang,  keine  Ausgabe,  keine  Ein- 
tragung ohne  vorhergegangene  Vidirung  und  Abstempelung 
der  Dokumente  durch  jene  Agenten  erfolgt. 

Haben  Parteien  Einzahlungen  zu  machen ,  so  Qbemimmt 
der  Agent  der  Kontrolle  bei  dem  betreffenden  Eassabureau 
die  Gegenscheine  (buUetins)  der  Partei,  vidirt  sie,  trägt  sie 
in  seine  Tagesliste  ein  und  übermittelt  sie  dem  Agenten  der 
Kassa  zur  Vorschreibung  und  Ausfertigung  des  Recepisse. 
Das  Recepisse  gelangt  vor  der  Abgabe  an  die  Partei  eben- 
falls an  den  Kontrollor,  der  es  mit  dem  Gegenscheine  ver- 
gleicht, abstempelt,  den  Talon  zurückbehält, und  es  dann  erst 
der  Partei  übergibt. 

Senden  die  Kassen  in  den  Departements  oder  andere 
Rechnungsleger  Quittungen  über  bezahlte  Renten  oder  son- 
stige Schuldentitel  des  Staates  an  Zahlungsstatt  ein,  so  sind 
die  Gegenscheine  und  Recepisse  darüber  ebenfalls  vom  Agen- 
ten der  Kontrolle  bei  der  Einnahmskassa  zu  vidiren  und  von 
ihm  die  Talons  der  Recepisse  zurückzubehalten.  Die  Renten 
und   Schuldurkunden    nehmen    innerhalb   der  Kassa    ihren 

*  Ordonnanzen  und  Reglements  vom  20.  Mai,  24.  Juni,  9.  Oktober 
Qnd  1.  Deoemb^r  1832. 

Hock,  FinanzTerwaltunf;  Frankreich».  9 
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weiteren  Weg  Behufs  der  RealisiruBg  derselben  bei  den  Aus- 
gabsabtheilungen.  Auf  ähnliche  Weise  wird  ver&hren,  wenn 
Wechsel  und  Anweisungen  der  Korrespondenten  des  Schatzes 
einlangen,  nur  dass  der  Betrag  nicht  als  baares  Geld  ver- 
bucht wird. 

Sind  Einzahlungen  auf  Schatzscheine  (bons  de  tr^r)  in 
Empfang  zu  nehmen,  so  findet  in  Folge  des  Erlasses  vom 
15.  März  1841  ein  abgekürztes  Verfahren  statt  Die  Hinter- 
leger erhalten  vorgedruckte  Gegenscheine,  worin  sie  die  ein- 
zuzahlenden Beträge  und  gewünschten  Papiere  mit  ihrer 
Namensunterschrift  bezeichnen.  Diese  Gegenscheine  werden 
von  dem  Agenten  der  Centralkontrolle  vidirt  und  dienea  zur 
Grundlage  der  Eintragung  in  die  EmLssionsbücher. 

Die  Blanquets  der  Schatzscheine ,  die  vorhinein  mit  dem 
Stempel  der  E^assa  und  der  Kontrolle  versehen  sind ,  werden 
von  der  Kassa  ausgefüllt  und  gefertigt,  vom  Kontrollsag^a- 
ten  nach  der  Vergleichung  mit  dem  Gegenscheine  vidirt  und 
der  Partei  ausgehändigt. 

Die  Scfaatzscheine  werden  aus  juxtirten  Heften  ausge- 
schnitten. Und  der  Kassier  ist  für  diese  streng  verrechen- 
baren  Hefte  verantwortlich.  Die  Anlegung  des  Ausschnittes 
an  die  Juxta  (besser  gesagt  den  Rand)  dient  bei  Rückzah- 
lungen und  ähnlichen  Fällen  zur  Konstatirung  der  Echtheit 
des  Ersteren. 

Auf  ähnliche  Weise  wird  bei  Einzahlungen  für  Anwei- 
sungen auf  die  Departements-Kassen  verfahren. 

Alle  im  Laufe  des  Tages  von  den  einzelnen  Agenten 
der  Kontrolle  zurückbehaltenen  Talons  gelangen  an  den  Gen- 
tralkontrollor,  dem  sie  als  Gegenbeleg  für  die  von  der  Kassa 
ausgewiesene  Tageseinnahme  dienen. 

Die  Einnahmen  an  Gehaltsabzügen ,  Interessen ,  Esoompte- 
und  Kommissionsgebühren  erfolgen  am  Monatsschlusse,  mit- 
telst eines  von  der  Direktion  des  Kassarevirements  verifidr- 
ten   und   von   der  Centralkontrolle    vidirte«   Verzeichnisses, 
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das  bei  der  letzteren  als  Beleg  gegen  den  Kassier  aufbe- 
wahrt bleibt. 

Das  Wechselportefeuille  ist  nach  Verfallstagen  geordnet. 
Die  CentralkontroUe  führt  eine  Aufschreibung,  worin  die  an 
jedem  Tage  yerfallenden  Summen  ersichtlich  sind,  sie  kon- 
trollirt  diese  Aufschreibung  mit  den  wirklichen  Einkassirun- 
gen  jeden  Tages. 

Stellt  der  Kassier  Wechsel  auf  sich  selbst  aus  oder  ac- 
oeptirt  er  auf  ihn  gezogene  Wechsel,  wie  diess  namentlich 
ibr  den  Dienst  der  Armee ,  der  Flotte  und  der  Kolonien  der 
Fall  ist,  so  werden  sie,  von  ihm  unterzeichnet  und  mit  Ver- 
zeichnissen versehen,  dem  Centralkontrollor  übergeben,  der 
sich  überzeugt,  dass  die  Ausstellung  über  spedellen  Auftrag 
geschehen  ist,  die  Wechsel  vidirt,  registrirt^  und  dem  Cen- 
tralkassier  zur  Aushändigung  an  den  Berechtigten  zurückstellt 

Die  Kontrolle  untersucht,  ob  bei  den  zur  Zahlung  prä- 
sentirten  Schatzscheinen  und  Wechseln  die  Verfcdlszeit  be- 
reits eingetreten  ist,  oder  falls  die  Bezahlung  vor  der  Ver- 
fallszeit erfolgen  darf,  ob  die  entsprechenden  Es^ompteabzüge 
genmcht  worden ,  ob  bei  Hinausgabe  von  Fonds  «n  die  Depar- 
tementalkassen ,  bei  Interessenvergütungen  u.  dgl.  die  höheren 
Aufträge  eingeholt  sind.  Bei  Baarsendungen  wohnt  einer 
ihrer  Agenten  der  Abwäge  und  Verpackung  bei. 

I^e  überwacht  auch  den  Umlauf  innerhalb  der  Kassa 
selbst,  z.  B.  die  Uebergabe  der  Wechsel  von  den  sie  auf- 
bewahrenden Beamten  an  die  mit  deren  Einkassirung  be- 
auftragten, und  sie  kontroUirt  die  laufende  Rechnung 
zwischen  der  Staatskassa  und  der  Bank.  Es  hat  nämlich 
der  Staatsschatz  ein  offenes  Conto  bei  der  Bank,  und  die 
Baarbeträge  gehen  so  bald  als  möglich  aus  der  Verwrfuning 
des  Staates  in  jene  der  Bank  über. 

Jede  Kassaabtheilung  führt  übrigens  an  die  Hauptkassa 
ab  und  wird  von  ihr  dotirt,  ein  Geldrevirement  zwischen 
den  einzelnen  Kaasaabtheilungen  findet  nicht  Statt. 
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Endlich  stehen  auch  die  verrechenbaren  Drucksorten  der 
Centralkassa  und  das  für  dieselben  verwendete  Papier  mit 
Wasserzeichen  unter  der  Ueberwachung  der  Centralkontrolie. 

Die  Auszahlungen  erfolgen  nur  über  talonirte  Aufträge 
der  Ausgaben-Liquidatur.  Letztere  darf  diese  Aufträge  nicht 
erlassen,  ehe  sie  die  Zahlungsdokumente,  auch  wenn  sie  ihr 
durch  die  Direktion  des  Eassarevirements  und  der  Staats- 
schuld zukommen,  genau  geprüft  hat,  und  ehe  die  Prüfung 
auch  von  dem  der  Liquidatur  beigegebenen  Agenten  der 
Centralkontrolie  vorgenommen  ist.  Letzterer  führt  eine  lieber- 
sieht  über  die  angewiesenen  Summen. 

Die  talonirten  Aufträge  sammt  allen  Belegen  gelangen 
an  die  betreifende  Ausgabsabtheilung  der  Kassa  und  zwar 
zuerst  an  den  dieser  beigegebenen  Agenten  der  Eontrolle. 
Dieser  übergibt  den  Talon  der  Eassa,  den  Zahlungsauftrag 
der  Partei,  die  Belege  nach  neuerlicher  Revision  der  Liqui- 
datur, und  registrirt  die  ausgezahlten  Beträge.  Bei  der 
Eassa  erhält  die  Partei  gegen  Rückstellung  des  Zahlungs- 
auftrages das  Geld. 

Am  Tagesschlusse  werden  alle  Zahlungsaufträge  von  der 
Eassa  der  Liquidatui:  zurückgestellt,  welche  aus  denselben 
die  Tagesrechnung  bildet,  und  dagegen  der  Eassa  ein  R«- 
cepisse  über  den  Gesammtbetrag  der  Tagesausgabe  ausstellt 
Die  Tagesrechnung  sowohl  der  angewiesenen  als  der  ausge- 
zahlten Summen  erhält  durch  die  Aufechreibungen  der  Eon- 
trolle die  Richtigkeitsprobe.  Jeden  Abend  übergibt  der  Vor- 
steher der  Eassa  das  Hauptjoumal ,  die  systematische  Ueber- 
sicht  der  Einnahmen ,  den  Eassastandsausweis  und  die  syste- 
matische Uebersicht  der  Ausgaben,  alle  diese  Dokumente 
versehen  mit  ihren  Belegen,  der  Direktion  des  Eassarevire- 
ments und  der  Finanzbuchhaltung.  Sie  wird  durch  die  be- 
reits erwähnten  von  der  Centralkontrolie  vorgelegten  üeber- 
sichten  der  Tagesoperationen  geprüft.  Die  Monatsrechnung 
der  Eassa  bedarf  ebenfalls  des  Visums  der  Eontrolle. 
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Sehr  sinnreich  ist  die  durch  das  Dekret  vom  9.  Novem- 
ber 1849  angeordnete  abgekürzte  Art  der  Liquidation  der 
fälligen  Renten.  Sie  beruht  darauf,  dass  nach  einer  alten 
Vorschrift  das  grosse  Buch  der  Staatsschuld  in  zwei  Exem- 
plaren  geführt  werden  muss,  die  an  verschiedenen  Orten 
aufzubewahren  sind. 

Ein  Exemplar  besteht  nun  in  grossen  gehefteten  Büchern 
nach  der  Reihenfolge  der  Inscripfionen ,  und  dieses  wird  stets 
bei  der  Direktion  der  Staatsschuld  aufbewahrt. 

Das  andere  besteht  in  losen,  alphabetisch  geordneten 
Blättern,  auf  deren  Rückseiten  auch  die  Renten  für  je  zehn 
Semester  angegeben  sind.  Dieses  wird  nun  der  Centralkassa 
Obergeben,  welche  es  in  eigenen  Cartons  in  den  betreffen- 
den liquidaturbureaux  aufbewahrt. 

Die  sich  meldenden  Renteninhaber  verfassen  eine  Liste 
der  zu  behebenden  Renten^  fertigen  sie  mittels  Angabe  des 
Namens  und  der  Adresse  und  übergeben  sie  sammt  dem 
Rechtstitel  (der  Inscription,  dem  Lebenszeugniss  u.  dgl.) 
dein  betreffenden  Liquidator,  welcher  nebst  einem  Bulleti- 
neur,  einem  Buchhalter  und  einem  Agenten  der  Central- 
kontrolle  in  Einem  Bureau  sich  befindet. 

Der  Liquidator  verfasst  den  Zahlungsauftrag  und  hän- 
digt ihn  der  Partei  aus.  Gleichzeitig  übergibt  er  die  Liste, 
die  Rechtstitel  und  den  Talon  des  Zahlungsauftrages  dem 
BoIIetineur,  welcher  die  Original-Inscription  hervorsucht  und 
sich  von  der  Richtigkeit  des  Zahlungsanspruches  überzeugt. 

Der  Bulletineur  über^bt  die  Dokumente  dem  Buchhalter 
(teneur  des  feuilles),  welcher  die  Nummern  der  Inscriptionen 
und  die  angewiesene  Summe  in  sein  Buch  einträgt. 

Der  Buchhalter  leitet  die  Dokumente  an  den  Agenten 
der  Kontrolle,  welcher  die  gleiche  Eintragung  in  seiner  Ta* 
gesliste  vollzieht,  die  Inscriptionen  mit  dem  Kontrollstempel 
versieht,  die  Partei  aufruft,  den  von  ihr  beigebrachten 
Zahlungsauftrag    vidirt,    ihr    ihn     sammt    der     Inscription 
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zurückfitellt,  und  den  Talon  des  Zahlungsauftrages  an  den 
Zahltisch  leitet,  wo  gegen  Abnahme  des  Zahlungsauftrages 
die  Auszahlung  erfolgt 

Nach  dem  Eassaschlusse  werden  die  Tagesoperationen 
durch  den  Liquidator,  den  Kontrollor,  den  Bulletineur  und 
den  Buchhalter  verglichen. 

Der  Kontrollor  nimmt  nämlich  die  Originalinscriptionen, 
der  Liquidator  die  Tageslist^  des  EontroUors,  der  Buchhalter 
seine  eigene  Aufschreibung  zur  Hand.  Der  Kontrollor  liest 
die  Nummern  der  Inscriptionen  und  vidirt  die  letzteren,  der 
Liquidator  liest  die  darauf  bezahlten  Summen,  der  Buchhalter 
vergleicht  die  entsprechenden  Zahlen  seiner  Aufschreibung. 
Der  Bulletineur  stempelt  die  Originalinscription  mit  dem 
Datum  der  geschehenen  Zahlung  ab  und  legt  sie  in  einen 
andern  fLkr  die  bezahlten  Renten  bestimmten  Carton.- 

Am  Schlüsse  des  Monats  wird  die  Summe  der  zur  Zah- 
lung angewiesenen  Renten  mit  jener  der  wirklich  ausgezahl- 
ten, und  die  Gesammtsumme  der  seit  Anfang  des  Jahres 
ausgezahlten  Renten  mit  dem  ganzen  zur  Auszahlung  ange- 
wiesenen Rentenbetrage  verglichen,  so  dass  die  Summe  der 
noch  nicht  zur  Zahlung  vorgekommenen  Renten  sowohl 
am  Schlüsse  jedes  Monats  als  am  Jahresschlüsse  ersichtlich 
wird. 

Wir  glauben  in  diesem  Abschnitte  eine  der  interessan- 
testen und  bestgeordneten  Partien  der  französischen  Finanz- 
verwaltung dargestellt  zu  haben.  Wenn  wir  etwas  vermis- 
sen, so  ist  es,  was  man  auch  in  andern  Staatshaushaltungen 
vergebens  sucht:  eine  Uebersicht  des  Staatsvermögens  und 
der  in  demselben  jährlich  eintretenden  Veränderungen ;  nur 
hierdurch  wird  die  Staatsrechnung  die  nöthige  Vollständig- 
keit und  gegenseitige  Kontrolle  gewinnen.  Es  ist  einlewk- 
tend;  dass  man  einige  Jahre  hindurch  glänzende  Erträgni$i^e 
nachweisen  könnte,  wenn  man  Baulichkeiten  unterllesse, 
Vorräthe    angriffe,    Wälder  aushaute,    zahlreiche   Parzellen 
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des  Staatsgutes  veräusserte;  ebenso  kann  ein  Staat,  der  noch 
einen  reicSien  Schatz  an  nutzbarem  Staatseigenthum  besitzt 
und  dessen  Vorrathskammern  gefüllt  sind,  mit  grösserem 
Vertrauen  in  die  Zukunft  sehen,  als  jener,  der  bloss  auf  das 
Jahreseinkommen  angewiesen  ist  und  aus  diesem  auch  die 
Sünden  der  Vergangenheit  gut  zu  machen  hat. 

.In  Folge  des  Gesetzes  vom  30.  Januar  1833  wurde  zwar 
Ton  der  Regierung  eine  Uebersicht  aller  Staatsgüter,  ihrer 
Lage,  Beschaffenheit,  Verwendung  und  ihres  beiläufigen 
Weft^BS  ver&sst  und  im  Jahre  1836  den  Kammern  vorge- 
legt ^  sie  bildet  einen  Band  von  480  Seiten  in  Quart,  — 
und  nach  der  Ordonnanz  rom  20.  Juli  1835  werden  alle  ein- 
getaetenen  Aenderungen  von  2ieit  zu  Zeit  in  Supplementär- 
Uebersichten  zusammengestellt  und  mit  der  Staatshaushalts- 
rechnung des  Finanzministeriums  veröffentlicht:  —  allein  es 
fehlt  die  Aufzählung  des  Mobifiarvermögens,  die  Berücksich- 
tigung der  nothwendigen  Abschreibungen  wegen  der  natür- 
lichen Abnützung,  der  Veralterung  der  Gebrauchsmethoden 
u.  dgL  m.,  und  vor  allem  die  Darstellung  des  reohnungs- 
mftssigen  Zusammenhanges  zwischen  den  Jahreseinnahmen 
und  Ausgaben  nnd  der  gleichzeitig  eintretenden  Verminde- 
rung oder  Vermehrung  des  Staatsvermögens. 

Auch  können  wir  nicht  umhin,  nach  dem  Vorgange 
Montdoux^s  darin  eine  Lücke  zu  finden ,  dass  die  Liquidatur 
der  Ausgaben  bei  den  Zahlungsanweisungen  nicht  gleich  jener 
bei  den  Auszahlungen  einem  dem  Rechnungshofe  verantwort- 
lichen Beamten  anvertraut  ist.  Der  Zahlmeister  steht  nicht 
hoch  genug,  um  gegenüber  dem  vorli^enden  Auftrage  eines 
Ministers  oder  ^nes  anderen  den  höheren  Kreisen  der  Ver- 
waltung ai^hörigen  Beamten  die  Zahlung  verweigern  zu 
Mnmen ,  und  letzterer  kann  leicht  durch  einen  Spezialauftrag, 
iSe  Auszahlung  trotz  der  erhobenen  Bedenken  zu  leisten, 
jede  Rechnungskontrolle  unnütz  machen.  Letztere  ist  aber 
für  jeden  Fall  gesichert,  wenn  der  Zahlungsauftrag  von  einem 
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verrechnenden  Beamten  und  zwar  von  jenem ,  welcher  für 
die  Liquidatur  des  Auftrages  verantwortlich  zu  machen  ist, 
mit  unterfertigt  wird. 

Der  grosse  Minister  Vill61e,  dem  man  die  Aasdehnung 
der  Rechnungskontrollen  auf  die  Ministerien  selbst  und  die 
dem  Befunde  der  kontroUirenden  Körperschaften  gegebene 
Oeffentlichkeit  grossentheils  verdankt^  hat  bei  Gelegenheit 
der  Vorlage  seiner  Gresetzentwürfe  an  die  gesetzgebenden 
Kammern  zu  einem  Vertrauten  das  für  jeden  Finanzminister 
wahre  Wort  gesprochen:  „Nous  ne  saurions  trop  nOus  pr6- 
munir  contre  Tentrainement  des  ordonnateurs  h  Fexag^ration 
des  d^penses.**  Seine  Absicht  ist  auch  so  weit  erflillt  wor- 
den, als  es  bei  einem  thaten-  und  ruhmddrstenden  Volke 
überhaupt  möglich  ist.  Jeder  Minister  muss  sich  bemühen, 
seine  Anforderungen  an  den  Staatsschatz  durch  sehr  genaue 
Zifferangaben  und  durch  Hinweisung  auf  das  von  ihm  zu 
Leistende  dem  Staatsoberhaupte  in  seinem  Staatsrathe  und 
beziehungsweise  auch  den  gesetzgebenden  Körpern  zu  be- 
gründen. Es  wird  keine  Stelle  creirt,  keine  Gehaltserhöhung 
bewilligt,  wenn  nicht  deren  Noth wendigkeit  gegen  alle  Ein- 
wendungen dargethan  worden  ist.  Schon  der  erste  Schritt 
eines  Ministers,  welcher  in  der  Folge  eine  Verpflichtung  des 
Staatsschatzes  begründen  kann,  bedarf  der  Erörterung  in 
dem  Schoose  jener  Körperschaften  und  bestimmt  den  Anfang 
der  buchhalterischen  Ueberwachung.  Es  wird  ein  Specialkre- 
dit ftlr  die  Unternehmung  mit  Beschränkung  auf  jenen  Theil 
derselben  angewiesen,  welcher  in  das  Verwaltungsjahr  fällt, 
dessen  Budget  in  Frage  kömmt,  und  diesen  Kredit  darf  der 
Minister  ohne  Gutheissung  einer  oder  aller  der  erwähnten 
Körperschaften  und  beziehungsweise  der  Majestät  des  Kai- 
sers nicht  überschreiten;  noch  viel  weniger  darf  er  andere 
Fonds  diesem  Zwecke  widmen.  HiefUr  haftet  seine  Rech- 
nungsabtheilung, der  Zahlmeister,  der  die  Auszahlung  nur 
auf  Grund  aller  sich  als  gesetzlich  darstellenden  Dokumente 


137 


leisten  darf,  die  Buchhaltung  des  Finanzministeriums,  an 
welche  sowohl  die  Rechnungsabtheilungen  der  andern  Mini- 
sterien, als  die  nur  vom  Finanzminister  abhängigen  Zahl- 
meister jtB*e  Dokumente  absenden,  und  die  kaiserliche  Kom- 
mission ,  wdehe  die  jährliche  Untersuchung  des  Journals  und 
des  Hauptbuches  des  Finanzministeriums,  und  hierdurch,  da 
sich  bei  diesdm  di'e  Uebersichten  und  Belege  der  Rechnungen 
aller  Ministerien  zusammenfinden,  des  Rechnungsstandes  jedes 
Ministeriums  pflegt. 

Der  Redmungshof  unterlässt  nie  diese  Haftung  zur  Gel- 
tung zu  bringen  und  die  gesetzgebenden  Körper,  sowie  das 
gesaniäite  Volk  sind  durch  die  Oeffentlichkeit^  welche  diesen 
D(4auDenten  und  Befunden  gegeben  wird,  in  den  Stand  ge- 
setzt, die  Legalität  und  Zweckmässigkeit  des  eingehaltenen 
Yer&hrens  zu  beurtheilen. 


Die  direkten   Steuern. 

1.    Gegenstftnde  und  Omndlagen  der  Besteuerung. 

Die  jetzt  bestehenden  direkten  Steuern  Frankreichs  sind 
an  Stelle  der  alten  Steuern,  die  unter  dem  Namen  taille, 
capitation,  vingti^mes,  dtmes  nur  von  einigen  Klassen  der 
Bevölkerung  und  nach  den  ungleichförmigsten  Massstäben  er- 
hoben wurden ,  dem  Prinzipe  nach  im  Jahre  1791  eingeführt 
worden.    Dieselben  sind: 

a.  Die  Grundsteuer  für  Grundstücke  und  Gebäude 
(contribution  fonciftre). 

Der  Gegenstand  der  Besteuerung  ist  nach  dem  Gesetze 
vom  3.  November  1798  das  durchschnittliche  reine  Einkom- 
men von  diesen  Objekten,  d.  i.  das  Einkommen  nach  Abzug 
der  Kultur-,  Säe-,  Ernte-  und  ünterhaltskosten  bei  Grund- 
stücken und  nach  Abzug  der  nöthigen  Unterhalts-;  Repara- 
turs-  und  Abnutzungskosten  bei  Gebäuden. 

Das  Einkommen  wird  bei  Grundstücken  fast  nie  und  bei 
Gebäuden  nur  selten  nach  seinem  wirklichen  Betrage  ange- 
nommen, sondern  es  wird  in  der  R-egel  geschätzt,  d.  i.  es 
wird  auf  Grundlage  der  Erhebungen  einer  langen  Reihe  von 
Jahren  ermittelt,  was  ein  Grund  von  der  vorliegenden  Be- 
schaffenheit oder  ein  Gebäude  von  der  gleichen  Bestimmui^ 
und  dem  gleichen  Umfange  in  der  betreffenden  Gemeinde 
nach  der  gewöhnlichen  Benutzungsart  durchschnittlich  trage. 
Grundstücke,   die  bloss  zu  Vergnügungszwecken  der  .Kultur 
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enteogen  werden ,  z.B.  GartenterrasseD ,  Wasserbecken,  Alleen^ 
dann  die  von  Eisenbahnen  und  künstlichen  Kanälen  einge- 
nommenen Flächen  werden  den  höchstgeschätzten  Grund- 
stücken gleichgehalten. 

Unfiruchtbare  Gründe^  z.  B.  Gestrüppe,   Dünen,   Sand- 
bänke u.  dgl.   werden  nach  dem  wirklichen  Ertrage  abge- 
schätzt, doch  darf  der  Reinertrag  eines  hectare  nicht  unter  " 
50  Cent,  angenommen  werden. 

Auf  gleiche  Weise  werden  die  Kosten  abgeschätzt;  bei 
Gebäuden  werden  sie  allgemein  für  Wohnhäuser  mit  2b% 
und  für  Fabriken,  Werkstätten  u.  dgl.  mit  33V3%  des  Roh- 
ertrages  berechnet. 

Frei  von  Grundsteuer  sind:  die  öffentlichen  Wege  und 
Plätze,  die  Flüsse,  die  einem  öffentlichen  Zwecke  gewidme- 
ten Staats-  und  Kommunalgebäude  (öffentliche  Gebäude, 
Denkmäler,  Befestigungswerke,  geistliche  und  Schulgebäude, 
Spitäler  u.  dgl.),  die  Staatsforste. 

Temporäre  Befreiungen  sind  den  Neubautai,  ^  Neubrü- 
chen, neuen  Obst-,  Wein-,  Waldanpflanzungen  (namentlich 
an  Bergabhängen  und  auf  Dünen)  ganz  oder  doch  in  Be- 
zidiung  auf  die  erzielte  Ertragssteigerung  zugestanden.  Scheu- 
nen, Ställe,  Keller  und  ähnliche  Gebäude  zu  landwirthschaft- 
lichen  Zwecken  bleiben  zwar  ebenfalls  von  der  Grundsteuer  be- 
freit, allein  der  Grund,  auf  dem  sie  stehen,  wird  in  Anschlag 
gebracht  und  den  höchstgeschätzten  Gründen  gleichgestellt. 

Zahlungspflichtig  ist,  wer  in  den  öffentlichen  Büchern 
als  Eigenthümer  eingetragen  erscheint.  Eigenthümer  zur 
ungetheilten  Hand  zahlen  in  solidum.  Bei  getheiltem  Mgen- 
tbume  zahlt  der  Nutzungseigenthümer.  Bei  Pachtungen  kann 
die  Verwaltung  über  Ansuchen  des  Eigenthümers  die  Pächter 
als  Zahler  annehmen ,  doch  bleibt  der  Eigenthümer  haftend, 

«  So  z.  B.  wurden  den  Neubauten  zwischen  den  Tuilerien,  dem  Louvre 
und  dem  Hotel  de  Vüle  in  Paris  die  Befreiung  ^on  der  Gimndsteuer  auf 
30  Jahre  zugestanden.    Gesetz  vom  3.  Mai  1854. 
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Es  ist  nicht  Yorhinein  durch  ein  Gesetz  bestimmt,  welche 
Quote  des  durchschnittlichen  Reinertrages  der  Steuerpflichtige 
an  Grundsteuer  zu  entrichten  habe,  sondern  die  Steuer  des 
Einzelnen  richtet  sich  nach  dem  Ertrage,  welchen  die  Staats- 
yerwaltung,  durch  das  Steuei^esetz  ermächtigt,  an  Grund- 
steuer aus  dem  Lande  zu  ziehen  beschlossen  hat,  und  nach 
der  Quote,  welche  hievon  auf  die  Gemeinde,  welcher  die 
Pflichtigen  Objekte  angehören,  vertheilt  worden  ist. 

Der  Gesammtbetrag  der  Grundsteuer  wurde  ursprüng- 
lich mit  dem  Gesetze  vom  23.  November  1790  unter 
der  Annahme,  dass  der  Reinertrag  des  Grundeigen- 
thums  in  Frankreich  auf  1200  Mill.  Fr.  des  Jahres  sich  be- 
laufe, auf  240  Mill.  festgesetzt,  und  auf  Grund  der  altem 
Steuern  und  ungeftLhrer  Schätzungen  auf  die  einzelnen  De- 
partements und  innerhalb  dieser  auf  die  einzelnen  Arrondis- 
sements  und  Gemeinden  umgel^t.  Die  Ungleichheit  der 
Belegung  trat  schnell  hervor.  Zwar  wurde  durch  das  Gtesetz 
vom  15  September  1807  ein  allgemeiner  Kataster,  mit  Ab- 
messung und  Abschätzung  aller  einzelnen  Parzellen  angeord- 
net, welcher  nach  seiner  Vollendung  als  Grundlage  der  üm- 
legung  der  Steuersumme  auf  die  einzelnen  Departements 
dienen  sollte,  und  die  Eatastralarbeiten  umfassen  gegenwär- 
tig ganz  Frankreich,  so  dass  der  Verwirklichung  jener  An- 
ordnung kein  materielles  Hindemiss  im  Wege  stände ;  allein 
die  Ausführung  zeigte,  dass  ein  Kataster,  wenn  er  mehr  als 
eine  geometrische  Vermessung  seyn  will  und  wenn  er  sich 
anmasst,  auch  die  Schätzung  des  Reinertrags  der  vermessenen 
Grundstücke  mit  solcher  Genauigkeit  zu  umfassen,  dass  sie 
als  Grundlage  einer  gerechten  Grundsteuervertheilung  dienen 
könnte,  zu  ai^en  Täuschungen  führe. 

Die  Verschiedenheit  der  Organe,  welche  mit  diesen  Ar- 
beiten betraut  werden  müssen,  führen  schon  ursprünglich 
grosse  UngleichfÖrmigkeiten  herbei,  diese  wachsen,  je  wei- 
ter die  einzuschätzenden  Gegenden  aus  einander  liegen,  je 
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yerschiedenartiger  das  Terrain ,  die  EuUurs-  und  Bearbeitungs- 
weisen sind..  Allein  die  grössten  Ungleichförmigkeiten  wer- 
den im  Laufe  der  Jahre  herbeigefbhrt  Wird  in  dem  einen 
Distrikte  die  Wechselwirthschaft  vorherrschend,  werden  grosse 
Bewässerungs-  oder  Entwässerungsarbeiten  unternommen,  wer- 
den grosse  Strassen ,  Kanäle  oder  gar  Eisenbahnen  gebaut ,  er- 
heben sich  in  der  Nähe  grosse  Hittelpunkte  der  Industrie  ^  so 
wächst  der  Reinertrag  in  einem  Masse,  dass  er  gegen  jenen  in 
andern  zurückgebliebenen  Distrikten,  die  vielleicht  ursprung- 
lich gleich  gestanden  waren,  um  das  zwei-  bis  zwanzigfache 
sich  .vermehrt.  Mit  dem  Beginn  des  Katasters  müsste  also  zu- 
gleich die  stete  Rektifikation  desselben  anfangen  und  unter- 
brochen fortdauern,  oder  mit  andern  Worten,  gleichwie  bd 
dem  Gewebe  der  Penelope,  müsste  man  des  Nachts  auftren- 
nen, was  den  Tag  über  vollendet  worden  ist. 

Der  gesunde  Sinn  der  Franzosen  erkannte  schnell  diese 
Uebelstände,  und  ohne  dem  Kataster  seinen  hohen  Werth 
zur  Feststellung  der  Eigenthumsverhältnisse,  der  Oberfläche 
und  der  Hauptkategorien  der  steuerbaren  Objekte  und  selbst 
zur  gegenseitigen  Abschätzung  und  Steuerumlegung  innerhalb 
derselben  Gemeinden  oder  Kantone  zu  bestreiten,  benutzten 
sie  zur  Steuerumlegung  im  Grossen  ganz  andere  Elemente. 

Man  suchte  vor  Allem  wiederholt,  vor  und  nach  der 
Anordnung  des  Katasters,  der  Ungleicheit  der  Yertheilung 
der  Umlagen  durch  Verminderung  der  Steuersummen  der  als 
überlastet  anerkannten  Departements  entgegenzuwirken,  so 
dass  Anfangs  1822  die  Summe  der  Umlagen  auf  154,7  Mil- 
lionen  herabgesunken  war,  und  seit  dieser  Zeit  nur  allmälig 
durch  Zuwachs  steuerpflichtiger  Grründe  und  neuer  Gebäude 
sich  wieder  auf  161,4  Millionen  Fr.  erhöhte. 

Behufs  der  Vertheilung  der  umgelegten  Summen  inner- 
halb der  Departements   auf  die  einzelnen  Arrondissements 
und  Gemeinden  wurden  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  31.  Juli 
1821   die   wahrscheinüchen   wirklichen   R^inerträgnisse  der 
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steuerpflichtigen  Objekte  dieser  Bezirke  aus  zablreicben  Kauf-, 
Pacht-  und  hypothekarischen  Darleihenvertiw&gen  ermittelt, 
der  fünfte  Theil  derselben  mit  den  alten  ümlagwi ,  aus  denen 
die  der  Steuersumme  TOn  154,7  Millionen  ent^rechende 
Quoten  der  einzelnen  Departements  sich  suscnnmensetzten) 
verglichen)  und  es  wurde  hiernach  berechnet,  um  welchen 
Betrag  diese  Umlagen  zu  erhöhen  oder  zu  ermässigen  sei. 
Diese  dergestalt  berichtigten  Beträge  wurden  übrigens  nur 
in  wenigen  Departements  unverändert  als  Grundlage  der 
Steuerumlegung  benützt,  in  den  meisten  wurden  allmälig 
neue  Berichtigungen  und  Abänderungen  vorgenommen.  Seit 
einer  Reihe  von  Jahren  beschäftigt  sich  die  Finanzverwaltung 
neuerdings  mit  der  gesetzlichen  Revision  dieser  Umlagssum- 
men, welche  durch  die  grossen  Umwälzungen,  die  im  Er- 
trage des  Grundeigenthums  während  des  Laufes  der  Zeit 
durch  die  geänderten  Bodenkulturs  -^  Industrie-  und  Eommuni- 
kationsverhältnisse  eintraten,  ungenügend  geworden  sind. 
Es  werden  hiebei,  ausser  den  bereits  bei  der  früheren  Re- 
vision benutzten  Methoden,  direkte  Schätzungen  des  wahren 
Reinertrags  durch  verlässliche  Steuer-  und  Gemeindebeamte 
benutzt.  Schon  jetzt  ist  man  zur  Ueberzeugung  gekommen, 
dass  die  Grundsteuer  im  Durchschnitte  nicht  20°/|),  wie  die  ge- 
setzliche Annahme  ist,  sondern  nur  8%  des  Reinertrags  erreiche, 
und  dass  es  ungeachtet  der  vorgenommenen  Ausgleichungen 
Departements  gebe,  die  zwei-  und  ein  halbmal,  und 
Gemeinden,  die  zehnmal  so  hoch  besteuert  sitid,  als  andere. 
Die  Eatastralarbeiten  dienen  seit  dem  Gesetze  vom 
31.  Juli  1821,  wie  erwähnt,  in  der  Regel  nur  zur  Bemes- 
sung der  individuellen  Steuerquoten  innerhalb  der  Gemeinde. 
Eben  darum  sind  diese  Arbeiten  seit  jener  Zeit  nur  auf  Kosten 
der  Departemental-  und  Gemeindefonds  nüt  einer  geringen  Un- 
terstützung von  Seite  des  Staatsschatzes  fortgesetzt  worden.^ 

*  Bei  Erlass  des  Gesetzes  vom  31.  Juli  1821  waren  von  den  37,250 
Gemeinden  und  51,950,000   hectares   des  Bodens  Frankreichs  —    11,254 
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Da  von  manchen  Seiten  Klage  geführt  wurde,  dass  die 
filteren  Eatastralarbeiten  ungenau  geworden  seien,  so  wurde 
durch  das  Gesetz  vom  7.  August  1851  die  Erneuerung  der 
vor  30  Jahren  vollzogenen  gestattet;  sie  hat  jedoch  nur  auf 
Wunsch  der  betreffenden  Gemeinde,  mit  Genehmigung  des 
Departementsrathes  und  auf  Kosten  der  ersteren  zu  erfolgen. 

In  der  dargestellten  Beschränkung  wird  den  Katastral- 
arbeiten  die  ganze  Wichtigkeit  beigelegt,  die  sie  verdienen. 
Ein  zahlreiches  technisches  Personal  unter  der  Leitung  eines  ' 
Obergeometers ,  dem  ein  Abgrenzungs-,  ein  Triangulirungs- 
nnd  ein  Vermessungsgeometer  zur  Seite  stehen,  kann  dort, 
wo  der  Bedarf  es  erheischt,  diesen  Arbeiten  gewidmet  wer- 
den. Es  werden  zuerst  die  Grebiete  der  Gremeinden  gegen- 
seitig abgegrenzt,  die  Grenzen  bei  diesem  Anlasse  wohl  auch 
mit  Genehmigung  der  Regierung  vereinfacht  und  berichtigt. 
Hierauf  wird  die  Gemeinde  in  Sektionen  getheilt,  in  jeder 
Sektion  werden  mehrere  Breiecke  als  Grundlage  der  Vermes- 
sung genau  bestimmt,  hierauf  werden  die  einzelnen  Parzel- 
len mit  der  Kette  vermessen,  in  die  Dreiecke  eingetragen, 
ein  genauer  Plan  in  einem  grossen  Massstabe  (von  1  :  2600, 
und  nur  in  wenigen  Gemeinden,  wo  der  Grundbesitz  noch 
wenig  zerstückt  ist,  von  1 :  5000)  aufgenommen. 

Durch  die  Theilung  der  Arbeit  unter  verschiedene  Be- 
amte, durch  wiederholte  Kontrollen  von  Seiten  der  Vorge- 
setzten,  durch  die  den  Eigenihttmem  wiederholt  gebotene 
Gelegenheit j  ihre  Bedenken  geltend  zu  machen,  wird  für  die 
ihunlichste  Richtigkeit  dieser  praktischen  Operationen  gesorgt. 
Nach  diesen  wird  erst  mit  den  administrativen  Erhebungen 
zur  Feststellung  des  Reinertrags  geschritten.  Es  werden  so- 
wohl die  Grundstücke  als  die  Gebftude  (mit  Ausnahme  der 

Gemeinden  mit  14,530,000  hectares  katastrirt.  Bis  Ende  1844  war  mit  Aus- 
nakme  Corßica^ß  .der  Rest  vollendet.    Die  Kosten  wurden   auf  150   MiU. 
geschätzt,  von  denen  60  Mill.  (49  bis  1822,  21  seit  dieser  Z^t)  der  Staat, 
90  Hill,  die  Departements  bestritten  hatten. 
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Gebäude  in  grösseren  Orten  ^  die  individuell  geschätzt  wer- 
den) in  bestimmte  Klassen  eingereiht ,  für  jede  Klajsse  wer- 
den bestimmte  Objekte  als  Typen  bestimmt,  mit  denen  jedes 
andere  gleichartige  Objekt  verglichen  wird,  und  es  werden  mit 
Anwendung  der  bestehenden  allgemeinen  Grundsätze  sowohl 
die  Bodenerträgnisse  als  die  abzuziehenden  Auslagen  ermittelt 

Es  wirkt  der  Kontrolleur  des  Bezirks,  es  wirken  aus 
der  Gemeinde  gewählte  Indicateurs ,  welche  die  Grenzen  und 
die  Eigenthdmer  bezeichnen,  Classificateurs,  welche  die  Ein- 
schätzungen vornehmen,  mit,  es  werden  von  den  vorgesetz- 
ten Behörden  wiederholt  Prüfungen  voi^enommen,  und  den 
Einsprüchen  und  Bemerkungen  der  Eigenthümer  und  Nach- 
barn wie  der  Gemeinde  ist  gebührender  Raum  gegönnt.  Es 
ist  der  Präfekt ,  welcher  über  das  Gutachten  des  Direktors  der 
direkten  Steuern  und  des  Präfekturrathes  den  Ausspruch  fällt, 
und  gegen  denselben  ist  dem  Eigenthümer  der  Rekurs  an  d^i 
Präfekturrath  und  in  weiterer  Instanz  an  den  Staatsratib  gestattet. 

Auf  Grundlage  der  Katastralarbeiten  wird  vom  Direktor 
der  Grundsteuerkataster  (matrice  des  propri6t6s  fond^res) 
der  Gemdnde  in  alphabetischer  Ordnung  nach  dem  Namen 
der  Eigenthümer  angelegt  und  fortgeführt  Eine  Kopie  wird 
in  der  Gemeinde  selbst  hinterlegt 

Dieselbe  Sorgfalt,  die  der  Anlegung  des  Katasters  ge- 
widmet worden,  wird  bei  der  Evidenzhaltung  desselben  imd 
der  Aufnahme  aller  Veränderungen  angewendet,  die  sich 
durch  die  Bildung  oder  das  Verschwinden  steuerbarer  Flä- 
chen so  wie  durch  die  Aenderungen  in  den  Grenzen  der 
Departements,  Gemeinden  und  einzelnen  Besitaungen  und  in 
den  Eigenthimisverhältnissen  ereignen. 

Bei  Konstatirung  dieser  letzteren,  wie  überhaupt  bei  Um- 
legung der  Grundsteuern  wirken  auch  die  Repartiteurs 
mit,  bestehend  aus  dem  Maire,  den  Adjunkten  und  fünf  vom 
Unterpräfekt  auf  ein  Jahr  theils  aus  der  Gemeinde,  theils 
aus  deren  Nachbarschaft  gewählten  Bürgern. 
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b)  Die  Personal-  und  Wohnungssteuer  (impöt 
personel  et  mobüier)  ist  bestimmt,  einen  Theil  des  reinen  Ein- 
kommens von  der  persönlichen  Thätigkeit  und  dem  beweg- 
lichen Vermögen  für  den  Staatsschatz  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Sie  beruht  auf  dem  bereits  erwähnten  Gesetze  vom 
23.  November  1790,  und  ihr  Betrag  war  nach  der  Annahme, 
dass  dieses  Reineinkommen  sich  in  Frankreich  auf  300  Mil- 
lionen Frcs.  des  Jahres  belaufe,  mit  60  Millionen  Frcs.  be- 
messen und  auf  gleichen  Grundlagen  wie  die  Grundsteuer 
auf  die  einzelnen  Departements  umgelegt  worden. 

Gleich  im  ersten  Augenblicke  machte  sich  die  Schwierig- 
keit geltend,  das  reine  Einkommen  des  Einzelnen  und  die 
hiemach  sich  richtende  Steuerquote  zu  ermitteln.  Die  ver- 
schiedensten und  zusammengesetztesten  Massstäbe,  der  Lohn 
fbr  drei  Arbeitstage,  verbunden  mit  der  Zahl  der  Dienstleute 
und  Pferde,  dem  Miethzinse  und  dem  beiläufig  geschätzten 
Einkommen  vom  beweglichen  Vermögen ;  die  Zahl  der  Dienst- 
leute und  Pferde^  verbunden  mit  der  Zahl  der  Rauchfänge 
und  der  Wagen  in  Federn  u.  dgl.  wurden  bald  angenommen, 
bald  verworfen,  die  Hauptsteuersumme  bald  auf  40  bald  auf 
30  Millionen  Fr.  herabgesetzt.  Gegenwärtig  ist  die  Steuer- 
summe beiläufig  auf  36,2  Millionen  Fr.  angewachsen,  und  sie 
wird  nach  den  Ergebnissen  des  Vorjahres  auf  die  Departe- 
ments,  Arrondissements  und  Gremeinden  umgelegt. 

Innerhalb  der  Gemeinde  bildet  den  Massstab  zur  Bemes- 
sung der  Steuerquote  des  Einzelnen,  naeh  den  Gesetzen  vom 
26.  Mai  1831  und  21.  April  1832,  einerseits  der  dreitägige 
Arbeitslohn  und  anderseits  der  Betrag  der  Wohnungsmiethe. 
Zahlungspflichtig  ist  jeder ,  der  im  VoUgenuss  seiner  Rechte 
steht  und  nicht  unter  die  Armen  gerechnet  wird,  also  auch 
der  Fremde  (mit  Ausnahme  der  diplomatischen  Personen), 
die  geschiedene  Ehefrau  und  —  mit  einiger  Folgewidrigkeit 
—  selbst  minderjährige,  bei  ihren  Eltern  lebende  Kinder, 
wenn  sie  vermöge  ihres  Vermögens  oder  Erwexbes  die  Mittel 

Hock»  Finanr%'erw8ltung  Frankreichs.  10 
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zu  einer  selbstständigen  Existenz  besitzen.  Der  Betrag  des 
Taglohns  wird  für  jede  Gemeinde  durch  den  allgemeinen 
Departementsrath  bestimmt,  er  darf  nicht  unter  0.50  und 
nicht  über  1.50  Frcs.  festgesetzt  werden. 

Zur  Wohnung  werden  alle  Räume  gerechnet,  welche 
von  dem  Steuerpflichtip:en  zum  persönlichen  Gebrauche  seiner 
selbst,  seiner  Angehörigen  und  seiner  Dienerschaft,  sowie 
zum  Vergnügen  und  zur  Annehmlichkeit  benutzt  werden ,  also 
auch  die  Ställe  und  Remisen  für  Luxuspferde  und  -Wagen ,  die 
Lust-  und  Glashäuser  u.  dgl.  Der  Steuer  unterliegen  selbst  die 
Wohnungen  d6r  Beamten  in  öffentlichen  Gebäuden.  Geschäfts- 
räume werden  bei  der  Wohnungssteuer  nicht  veranschlagt,  weil 
sie  bei  Bemessung  der  Erwerbsteuer  in  Anrechnung  kommen. 

Benutzt  Jemand  mehrere  Wohnungen  in  derselben  oder  in 
verschiedenen  Gemeinden ,  so  wird  er  in  Ansehung  der  Woh- 
nungssteuer für  jede  derselben  besteuert,  während  er  die  Perso- 
nalsteuer nur  in  der  Gremeinde  seines  Wohnsitzes  zu  zahlen  hat. 

Der  Betrag  der  Wohnungsmiethe  wird  in  jeder  Gemeinde 
durch  den  SteuerkontroUor  und  die  Repartiteurs  individuell 
ermittelt.  Es  steht  bei  der  Gremeinde,  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  sehr  Dürftigen  von  der  Steuer  ganz  befreit^  oder  nur  der 
Personaltaxe  (dem  Arbeitslohn  für  drei  Titge)  unterworfen, 
und  dagegen  die  Quoten  der  andern  Steuerpflichtigen  ent- 
sprechend erhöht  werden.  Im  Jahre  1848  hat  sich  in  man- 
chen Gemeinden  der  Missbrauch  eingeschlichen,  die  Woh- 
nungssteuer der  Vermöglichen  nach  einem  höheren  Percente 
des  Miethzinses  als  jene  der  minder  Wohlhabenden  zu  ver- 
anschlagen, mit  andern  Worten,  nach  der  damals  beliebten 
Ansicht,  eine  progressive  Steuer  einzuführen;  allein  die  Finanz- 
verwältung  wirkt  nachdrücklich  daraufhin,  allenthalben  wie- 
der die  gesetzliche  Ordnung  herzustellen.  ^ 

Gemeinden,  die  ein  Oktroi  (eine  Yerzehrungssteuer  zu 

*  Merkwürdig  genug  war  selbst  Leon  Fauche  für  eine  solche  progres- 
sive Steuer,  vgl.  M61anges  d'^n.  pol.  et  de  fin.  T.  I.  p.  120  u.  T.  IL  p.  56. 
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Gemeiiidezwecken,  gelegt  auf  die  Einfuhr  über  die  Steuerlinien) 
beadehen ,  können  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  die 
sie  treffende  Quote  des  impöt  personel  et  mobilier  ganz  oder 
zum  Theile  aus  dem  Octroi  zahlen  und  ihre  Angehörigen  dadurch 
TOn  der  Personalsteuer  ganz  und  von  der  Wohnungssteuer  theil- 
weise befreien.  Nur  neun  Gemeinden,  worunter  freilich  die  gröss- 
ten  des  Reiches  (Paris,  Lyon,  Marseille,  Bordeaux,  Strassburg), 
machen  gegenwärtig  von  einer  solchen  Ermächtigung  Gebrauch  J 

c)  Die  Thür-  und  Fenstersteuer  (contribution  por- 
tes  et  fen6tres),  gewissermassen  eine  Ergänzung  der  durch 
den  impöt  personel  et  mobilier  beabsichtigten  Einkommen- 
steuer, wurde  ursprünglich  durch  das  Gesetz  vom  24.  No- 
vember 1798  eingeführt.  Sie  war  damals  eine  unmittelbare 
Abgabe  und  richtete  sich  nach  der  Beschaffenheit  der  Fen- 
ster und  nach  der  Bevölkerung  der  Gemeinden.  Im  ersten 
Jahre  brachte  sie  15  Millionen  Frcs.  ein ,  allein  dieser  Betrag 
verminderte  sich  rasch  durch  Yerschweigung  und  Beseitigung 
der  steuerbaren  Objekte.  Die  Abgabe  wurde  darum  durch 
das  Gresetz  vom  3.  Mai  1802  in  eine  Repartitionssteuer  ver- 
wandelt. Die  auf  die  Departements  zu  vertheilende  Haupt- 
summe wurde  mit  16  Millionen  Frcs.  bemessen,  welche  durch 
die  Territorialverluste  Prankreichs  im  Jahre  1814  auf  12.8  Mil- 
lionen zurückgeführt,  durch  das  Gesetz  vom  11.  April  1832 
mit  22  Mill.  festgestellt  und  allmälig  durch  Neubauten  auf  den 
gegenwärtigen  Betrag  von  26,7  Millionen  erhoben  wurde. 

Auch  hier  geschieht  die  Umlage  auf  die  einzelnen  De- 
partements, Arrondissements  und  Gemeinden  auf  Grund  der 
Ergebnisse  des  Vorjahres.  Die  Steuerpflicht  des  Einzelnen 
in  der  Gemeinde  wird  vor  allem  nach  der  Zahl  der  von 
ihm  benutzten  Fenster  und  Thüren   bestimmt.    Fenster  und 

•  Nur  einer  dieser  neun  Orte  „Grandville"   hat  die  Personal-  und 
MobUiÄTStcaer  gans  aufs  Octroi  übernommen.    Es  ist  ein  Seebad  und  wird 
den  ahniner  über  von  vielen  Fremden  besucht,  diese  müssen  nun  im 
Octroi  die  Steuer  für  die  Einwohner  zahlen. 
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Thüren,  die  nicht  auf  die  Oasse,  den  Garten  oder  den  Hof 
gehen ^  Dachöfihungen,  sofeme  sie  nicht  dazu  dienen,  einen 
bewohnbaren  Raum  zu  erleuchten ,  Fenster  und  Thüren  in  Stäl- 
len ,  Speichern ,  Scheunen ,  Fabriken  und  andern  nicht  zur  Woh- 
nung von  Menschen  oder  zur  Vergrösserung  der  Annehmlichkeit 
derselben  dienenden  Räume  sind  von  der  Steuer  frei.  Ebenso 
sind  die  ausschliessend  einem  öffentlichen  Zwecke  bestimmten 
Räume,  z.  B.  Amtskanzleien,  Kasernen,  öfientliohe  Lehrsäle, 
Spitäler,  mit  Ausnalime  der  Amtswohnungen,  steuerfrei. 

Die  Steuer  besteht  in  jeder  Gemeinde  bei  Häusern  mit 
1,  2,  3^  4^  5  Oeffnungen  aus  einem  fixen,  und  bei  Häusern 
mit  6  und  mehr  Oeffiiungen  aus  einem  veränderliohon  Betrage. 
Letzterer  wechselt  nach  der  Beschaffenheit  der  OeffnuBgen.,  ob 
sie  ein  Einfahrts-  oder  Magazinsthor  oder  ein  gewöhnli^es 
Thor  oder  Fenster  sind ,  und  die  Fenster  sind  verschieden  be- 
legt, je  nachdem  sie  zu  ebener  Erde  und  im  1.  oder  2.  Stocke 
oder  in  einem  höheren  Stockwerke  sich  befinden,  endlieh  ist 
die  Steuer  gemeindenweise  nach  der  Bevölkerungszahl  ab- 
gestuft; den  besten  Ueberblick  gewährt  folgende  Tabelle: 


Kategorien  der  Bevölkerung. 

Taxe  für  Häuser  von 

Taxe  für  Häuser  von  6  Oefihun- 
gen  und  darüber. 

1 

i 

3 

4 

5 

Einfahrts- 
und 
Magnins- 
Inore. 

Gewöhn- 
liche Thü- 
ren u.  Fen- 
ster imErd- 
geschoss, 
Halbstocke, 
im  1.  u.  2. 
Stock. 

Fenster  des 
3.   Stockes 
und   höhe- 
rer Stock- 
werke. 

Oefibungen. 

Stiidte  und  Gemeinden : 

f.  c. 

f.  c. 

f.  c. 

f.  c. 

f.  c. 

r.      c. 

f.       c. 

f.       c. 

unter  5,000  Seelen 

,30 

,45 

„90 

1.60 

2.50 

1.    60 

„      60 

.     60 

von    5,000—10,000      „ 

,40 

,60 

1.35 

2.20 

3.25 

3.    50 

r,       75 

n       75 

„    10,000    25,000     „ 

„50 

,80 

1.80 

2.80 

4.  . 

7.    40 

n       90 

n       75 

„    25,000    50,000      „ 

,60 

1.  , 

2.70 

4.  „ 

5.50 

11.    20 

1.    20 

.      75 

„  50,000—100,000      „ 

,80 

1.20 

3.60  5.20 

7.   n 

15.      „ 

1.    50 

n       75 

über  100,000      „ 

1.  , 

1.50 

4.50  6.40 

8.50 

18.   .80 

1.    80      „75 

Paris,  Lyon  und  Bordeaux  legen  die  Thür-  und  Fenster- 
sieuer  nach  einem  noch  zusammengesetzteren  Tarif  um,  in 
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welchem  auch  auf  den  Miethwerth  der  Wohnung  Rücksicht 
geuommen  ist. 

Der  nach  dem  Tarif  für  jeden  Steuerpflichtigen  berechnete 
Betrag  wird  im  Verhältnisse  jener  Summe  ermässigt  oder  er- 
höht, um  welche  die  durch  Zusammenzählung  dieser  Beträge 
sich  herausstellende  fiktive  Steuerschuldigkeit  der  Gemeinde 
grösser  oder  kleiner  ist,  als  die  sie  treffende  Quote  der  aus- 
geschriebenen Umlage. 

Die  Steuer  wird  vom  Hauseigenthümer  für  seine  Mieths- 
leute  bezahlt;  er  hat  das  Recht,  sie  von  den  letzteren  einzu- 
fordern ,  doch  geschieht  diess  in  der  Regel  nicht.  Der  prak- 
tische Sinn  der  Franzosen  hat  sie  gelehrt,  dass  es  einfacher 
sei,  in  dem  Miethzins  ohne  weitere  Artikulirung  alle  mit  der 
Hiethe  verbundenen  Lasten  mit  zu  bezahlen. 

Wir  haben  gesehen ,  dass  bei  den  genannten  drei  Steuern 
die  auf  jedes  Departement  entfallenden  Steuersunmien  (con- 
tingents)  durch  das  Steuergesetz  ausgesprochen  werden ,  und 
dass  diese  Summen  nicht  jedes  Jahr  dieselben  sind ,  sondern 
allmälig  sich  vermehren.  Es  geschieht  diess  durch  den  Zu- 
wachs neuer  steuerbarer  Objekte,  welcher  in  einem  Staate 
von  fortschreitendem  Wohlstande  durch  den  Wegfall  bereits 
besteuerter  Objekte  nur  in  geringem  Masse  in  seiner  Wir- 
kung aufgewogen  wird. '  Das  Steuergesetz  wird  aber  in  der 
ersten  Hälfte  des  laufenden  Jahres  und  auf  Grund  der  Steuer- 
summen des  Vorjahres  für  das  nächste  Jahr,  also  für  1857, 
auf  Grund  der  Steuersummen  für  1855  festgesetzt.  Soll  also 
die  Steuerausschreibung  für  1857  dem  Zustande  im  Augenblicke 
ihrer  Umlage  entsprechen ,  so  muss  auch  auf  die  Veränderun- 
gen, die  seit  der  Steuerumlage  für  1855  erfolgten,  Rück- 
sicht genommen  werden.    Diess  wird  dadurch  bewerkstelligt^ 

•  Vor  den  Gesetzen  vom  17.  August  1835,  18.  Juli  1836  und  4.  August 
1844  waren  die  Contingente  der  Departements  unabänderlich ,  so  daae  die 
Zunahme  der  steuerbaren  Objekte  nicht  dem  Staate,  sondern  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  zu  Gute  kam. 
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dass  in  jedem  Bteuerbezirke  in  den  ersten  Monaten 
jedes  Jahres  eine  allgemeine  Revision  der  Bteuerkataster 
(matrices)  vorgenommen  und  hiebei  die  Vermehrung  und 
Verminderung  in  Zahl  und  Steuerwerth  der  Steuerobjekte 
und  als  Folge  hievon  in  den  Steuersummen  der  Gemeinden 
und  Arrondissements  genau  erhoben  wird.  Sobald  die  Er- 
hebungen und  Anträge  der  Bezirke  die  Genehmigung  der 
Departementalvorstände  erhalten ,  werden  ähnliche  Listen  ftür 
das  ganze  Departement  verfasst  und  dem  Präfekt  vorgelegt 

Eine  dieser  Listen,  nämlich  jene  über  die  zugewaohse- 
uen  oder  weggefallenen  steuerbaren  Grundstücke,  kann  sogar 
so  schnell  vollendet  werden,  dass  sie  vor  der  Steuerausschrei- 
bung auch  dem  Ministerium  vorgelegt,  von  ihm  geprüft  und 
gutgeheissen  und  mit  der  Steuerausschreibung  dem  Präfekt 
zurückgesendet  werden  kann.  Bei  den  andern  Listen  ist  diese 
nicht  der  Fall,  sie  gelangen  erst  nach  vollendeter  Steuerre- 
partition  an  die  Centralbehörden ,  allein  jedenfalls  empffingt 
sie  der  Präfekt  so  zeitlich ,  dass  sie  ausser  und  neben  dem 
Steuergesetze  als  eine  zweite  Grundlage  für  die  Vertheilung 
der  Steuern  innerhalb  des  Departements,  jene  von  1856  also 
neben  dem  Steuergeset?  fttr  1857 ,  zur  Umlegung  der  Steuern 
ftlr  dieses  letztere  Jahr  benutzt  werden  können. 

An  dem  Präfekten  ist  es ,  sobald  er  vom  Finanzminister 
die  Steuerausschreibung  für  das  nächste  Jahr  und  vom  Di- 
rektor die  dieselbe  ergänzenden  Listen  erhalten  hat,  die  Um- 
lage innerhalb  des  Departements  zu  veranlassen. 

Hiezu  dienen  zwei  von  der  Bevölkerung  £pei  gewählte 
Körperschaften,  grösstentheils  aus  Grundbesitzern  bestehend, 
der  allgemeine  Departementsrath  (conseil  g6n6ral)  und  die 
Arrondissemeutsräthe,  die  jedes  Jahr  durch  kaiserliche  De- 
krete zusammengerufen  werden ;  dein  ersteren  liegt  die  Ver- 
theilung der  Steuersumme  auf  die  Arrondissements,  letzteren 
die  Vertheilung  der  Kontingente  der  Arrondissements  auf 
die   einzelnen    Gemeinden   ob.     Zuerst   und   ehe   noch   die 
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Steuerausschreibung  geschehen,  treten  die  Arrondissements- 
räthe  zusammen^  um  auf  Grundlage  der  Wahrnehmungen  des 
laufenden  und  des  Vorjahres  und  der  etwaigen  Reklamationen 
der  Gemeindeu  die  nöthigen  Anträge  über  die  Umlage  der 
Steuern  für  das  nächste  Jahr  an  den  Bepartementsrath  zu 
stellen.  Auf  Grund  der  ausgeschriebenen  Eontingente,  der 
Ergänzungslistcn,  der  zu  ihrer  Ermittlung  dienenden  Grund- 
lagen, der  Anträge  der  Arrondissements  und  nach  seinem 
eigenen  gewissermasseu  durch  nichts  beschränkten  Ermessen 
rertheilt  nun  der  Departementsrath  die  Steuersummen  auf 
die  einzelnen  Arrondissements.  Hierauf  treten  die  Arrondis- 
sementsräthe  zum  zweitenmale  zusammen  und  vollziehen 
die  Vertheilung  der  Eontingente  der  Arrondissements  auf  die 
einzelnen  Gemeinden  ganz  auf  denselben  Grundlagen  und  in 
derselben  Unumschränktheit  wie  die  Departementsräthe.  Die 
Dauer  der  Sitzungen  dieser  Eörperschaften  ist  beschränkt, 
jene  der  Departementsräthe  auf  14  Tage,  jede  der  zwei 
Sitzungen  der  Arrondissementsräthe  auf  5  Tage.  Sollten 
sie  während  dieser  Zeit  die  Vertheilung  nicht  zu  Stande 
bringen  oder  die  Formen  des  Gesetzes  nicht  beachtet  haben, 
so  hat  die  Vertheilung  der  Präfekt  auf  Grund  der  Verthei- 
lung im  Vorjahre  und  nur  mit  Berücksichtigung  der  neuen 
Steuerkontingente  und  Steuerergänzungslisten  vorzunehmen, 
üeber  die  Vertheilung  der  Eontingente  der  Gemeinden 
unter  die  Steuerpflichtigen  ist  bereits  gelegentlich  der  ein- 
zelnen dieser  drei  Steuern  gesprochen  worden,  und  es  wird 
noch  einmal  bei  Besprechung  der  Steuerrollen  davon  die 
Rede  sein.  Sie  geschieht  nicht  durch  den  Ausspruch  irgend 
einer  Eörperschaft,  sondern,  wie  ivir  gesehen,  auf  Grund 
theils  mathematisch  festgestellter,  theils  durch  unparteiische 
Fachmänner  ermittelter,  der  Erörterung  der  Gemeindebehör- 
den und  Gemeindeglieder  und  der  Betheiligten  selbst  unter- 
zogener, durch  höhere  Behörden  ausgesprochener,  gegenüber 
dem  Rekurse  der  Pflichtigen  aufrecht  erhaltener  Elemente. 
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Wegen  dieser  von  den  grösseren  zu  den  kleineren  Kom- 
plexen absteigenden  Untertheilung  der  ausgeschriebenen 
Steuersumme  haben  diese  drei  direkten  Steuern  auch  den 
im  Verlauf  der  Darstellung  bereits  gebrauchten  Namen  der 
Umlagsteuern  (impöts  de  repartition)  erhalten. 

Wir  können  dieser  Art  der  Steuerbemessung  unsere  Be- 
stimmung nicht  versagen.  Durch  die  Ausschreibung  einer 
bestimmten  Steuersumme  für  die  Departements,  Arrondisse- 
ments,  Gemeinden,  deren  Last  für  jeden  dieser  Bezirke,  wie 
für  jeden  einzelnen  Steuerpflichtigen  in  dem  Masse  sich  ver- 
mindert, als  jeder  andere  Bezirk  und  jeder  andere  Steuer- 
pflichtige in  vollem  Umfange  seiner  Verpflichtung  zur  Be- 
steuerung beigezogen  wird^  und  welche  in  jedem  Einzelnen 
das  Bewusstsein  wach  erhält,  dass  wenn  er  Steuerobjekte 
verläugnet  oder  verläugnen  hilft,  ein  Nachbar  statt  seiner 
zahlen  müsse,  entsteht  eine  gegenseitige  Ueberwachung  und 
ein  moralischer  Hebel  für  Steuerpflichtige,  Schätzleute^  6e- 
meindever treter,  welcher  wohlthätiger  wirkt,  als  die  ge- 
häuftesten fiscalischen  Massregeln,  und  anderseits  ist  durch 
die  genaue  Ermittlung  der  Elemente,  auf  denen  die  Steuer- 
pflicht des  Einzelnen  beruht,  jeder  Willkür  und  jeder  Einmen- 
gung eines  der  allgemeinen  Gesetzgebung  fremden  Prindpes  in 
die  Steuerbemessung  vorgebeugt.  Wenn  irgend  ein  Tadel  aus- 
zusprechen wäre,  so  dürfte  es  in  Beziehung  auf  die  Belegung  der 
Gebäude  sein,  welche  faktisch  dreimal,  durch  die  Grundsteuer 
von  Gebäuden,  durch  die  Wohnungs-  und  durch  die  Thür- 
und  Fenstersteuer  in  Mitleidenschaft  gezogen  sind.  Es  scheint 
diese  wiederholte  Belegung  desselben  Objektes  von  der 
französischen  Steuergesetzgebung  nicht  als  ein  besonderes 
Gebrechen  betrachtet  zu  werden,  da  wir  ihr  noch  öfter, 
namentlich  beim  Enregistrement  und  bei  den  LicenzgebUhren, 
begegnen. 

Unter  den  Beilagen  der  gegenwärtigen  Darstellung  be- 
findet sich  die  Uebersicht  der  Umlagen  an  diesen  drei  Steuern 
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auf  die  einzeliien  Departements,  verglichen  mit  ihrer  Bevöl- 
kerung und  ihrem  Flächenraume. 

d)  Die  Erwerbsteuer  (contribution  des  patQntes)^ im 
Principe  1791  ausgesprochen ,  jedoch  zuerst  durch  das  Gesetz 
vom  22.  Oktober  1798  und  gegenwärtig  durch  die  Gesetze 
vom  25.  April  1844  und  18.  Mai  1850  geregelt,  wird  im 
Gegensatze  der  andern  drei  direkten  Steuern  nicht  in  vor- 
hinein festgestellten  Summen  auf  die  einzelnen  Departements, 
Arrondissements  und  Gemeinden  vertheilt,  sondern  in  jeder 
Gemeinde  durch  den  Steuerbeamten  im  Einvernehmen  .mit 
dem  Maire  unmittelbar  für  jeden  einzelnen  Gewerbtreibenden 
beantragt  und  vom  Direktor  der  direkten  Steuern  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Präfekt  festgesetzt.  Man  nennt  sie  da- 
rum eine  contribution  de  quotit6  (Bemessungssteuer). 

Sie  besteht  theils  in  einer  fixen,  nach  der  Beschaffen- 
heit, dem  Umfange  und  dem  Orte  des  Gewerbbetriebs  man- 
nigfach abgestuften  Taxe,  theils  in  einer  veränderlichen  Ge- 
bühr nach  dem  Betrage  des  Miethwerthes  der  dem  Gewerbe 
gewidmeten  Lokalitäten  ^  welche  Gebühr  ebenfalls  je  nach  der 
Beschaffenheit  und  dem  Orte  des  Gewerbbetriebes  in  einem 
geringeren  oder  höheren  Perzeintenausmasse  festgesetzt  ist. 

Die  Gewerbetreibenden  sind  Behufs  der  Steuerbelegung 
in  vier  grosse  Kategorien  getheilt. 

Die  erste  umfasst  die  gewöhnlichen  Eaufleute  und  Hand- 
werker; sie  unterliegen  alle  der  fixen  Gebühr,  welche  je 
nach  der  Bedeutung  des  Gewerbes  in  8  Klassen  und  iji  jeder 
Klasse  nach  der  Bevölkerung  des  Orts ,  wo  das  Gewerbe  aus- 
geübt wird ,  in  8  Abstuftmgen  steigt  und  fällt ,  so  dass  die 
fixe  Gebühr  im  Minimum  2,  im  Maximum  800  Fr.  betra- 
gen kann. 

Die  zwei  niedrigsten  EQassen  in  Orten  von  nicht  mehr  als 
20,000  Einwohner  sind  von  der  veränderlichen  Gebühr  frei. 

Die  zweite  Kategorie  umfasst  gewisse  eigenthümliche,  auf 
weitverzweigte  Verbindungen  berechnete  oder  monopoUstiach 
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gestellte  Handelsgewerbe ^  z.  B.  Wechselagenteii ,  Baoquiera, 
Kommissionshandlungen ,  Fuhrwerksunteroehmer. 

Sie  zahlen  bedeutende  fixe  Gebühren  ^  die  nach  der  Be- 
schaffenheit  ihres  Geschäftes  und  nach  der  Bevölkerungszahl 
ihres  Standortes  oder  den  besondem  durch  ihn  dargebotenen 
Vortheilen  sich  .richtet^  z.  B.  ob  daselbst  eine  zollamtliche 
Niederlage  sich  befindet 

Die  dritte  Kategorie  un/asst  Industrie-Unternehmungen, 
die  nicht  auf  den  Verkehr  des  Standortes  berechnet  sind, 
z.  B.  die  französische  Bank,  Leibrentengesellschaften,  Eanal- 
uiitemehmungen,  Gewerbe,  die  im  Umherziehen  betrieben 
werden,*  montanistische  und  Hüttenwerke,  endlich  alle  Fa- 
briken oder  fabriksähnliche  Unternehmungen.  Ausnahms- 
weise sind  wohl  auch  einzelne  Lokalgewerbe,  z.  B.  Schau- 
spielhäuser hieher  gerechnet. 

Die  fixe  Gebühr  wird  ftir  diese  Kategorie  theils  in  einem 
unabänderlichen  Betrage  nach  der  Art  des  Unternehmens,  theils 
nach  gewissen  Elementen  des  Gewerbes,  als  nach  der  Zahl 
der  Arbeiter,  der  Hochöfen,  gewisser  Maschinenbestandtheile 
(z.  B.  der  Spindeln),  bemessen,  theils  wird  sowohl  auf  die 
Kategorie  als  auf  die  Elemente  des  Gewerbes  Rücksicht  ge- 
nommen. .Stets  ist  aber  ein  Maximum  der  Gebühr  festge- 
stellt, welches  nach  der  Kategorie  des  Gewerbes  sich  richtet. 

Die  vierte  Kategorie  umfasst  die  sogenannten  liberalen 
Beschäftigungen:  Advokaten,  Notare,  Aerzte,  Erziehungshäu- 
ser u.  dgl. ,  sie  unterliegen  bloss  der  veränderlichen  Gebühr. 

Die  veränderliche  Gebühr  wechselt  von  y^  bis  zu  Vig 
des  Miethwerthes ,  je  nach  der  Wichtigkeit  des  Gewerbes, 
den  geringeren  oder  grösseren  Räumen,  die  es  seiner  Be- 
schaffenheit nach  im  Vergleiche  zu  andern  Gewerben  be- 
nöthigt^  und  je  nach  dem  Umstände,  ob  ausser  der  verän- 
derlichen auch  die  fixe  Gebühr  zu  zahlen  ist  oder  nicht.    Oft 

'  Fremde  Handelsreisende  werden  in  Frankreich  auf  demselben  Fasse, 
wie  in  deren  Heimathlande  französische  Handelsreisende  behandelt 
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sind  selbst  bei  demselben  Gewerbe  die  Fabrikationsräume 
höher  belegt,  als  die  Magazinsräume  u.  dgl. 

Eine  Verfügung  der  gegenwärtigen  Regierung  (Gesetz 
vom  10.  Juni  1853)  befreit  sogar  unter  Gewerben  derselben 
Kategorie  einige,  nämlich  die  Weber,  die  weniger  als  zehn 
Webestähle  haben,  gänzlich  von  der  veränderlichen  Gebühr. 

Eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  verschiedenen 
PAtentgebühren  ist.  im  Anhange  enthalten* 

Die  Patentabeln  der  beiden  ersten  Kategorien ,  die  meh- 
rere Gewerbe,  sei  es  in  derselben  oder  in  verschiedenen  Ge- 
meinden ausüben ,  zahlen  nur  einmal  und  zwar  für  das  höchst 
besteuerte  Gewerbe  die  volle  Gebühr;  die  .andern  Gewerbe 
sind  nur  dann,  wenn  sie  in  gesonderten  Etablissements  aus- 
geübt werden,  und  nur  mit  der  Hälfte  der  für  sie  sonst  ent- 
fallenden Gebühr  belegt,  und  die  Summe  dieser  halben  Ge- 
bühren darf  nie  das  Doppelte  der  Gebühr  für  das  Hauptge- 
werbe überschreiten.  • 

Die  Patentabeln  der  beiden  letzten  Kategorien,  welche 
mehrwe  Gewerbe  betreiben,  bezahlen  für  jedes  Gewerbe  die 
volle  fixe  Gebühr,  doch  darf  auch  hier  die  Summe  der  Ge- 
bühren das  Maximum,  welchem  das  höchst  belegte  der  ver- 
schiedenen Gewerbe  unterliegt,  nicht  überschreiten. 

Alle  Grebühren  werden  in  der  Gemeinde  des  Hauptge- 
werbes entrichtet. 

Manche  Milderungen  treten  ein,  wenn  die  Gewerbe  nicht 
in  ordentlichen  Gewölben  oder  ohne  Gehilfen ,  oder  nur  einen 
Theil  des  Jahres  ausgeübt  werden ,  oder  wenn  eine  Gtemeinde 
plötzlich  in  Folge  der  Volkszählung  in  eine  höhere  Besteu- 
rungsklasse  eingereiht  wird. 

Frei  von  der  Erwerbsteuer  sind :  die  öffentlichen  und  Ge- 
meindebeamten, die  Hebammen,  die  Maler,  Bildhauer,  Gra- 
veure, Zeichner,  die  Professoren,  Schullehrer,  Journalisten, 
die  dramatischen  Künstler,  die  Ackerbauer,  die  Taglöhner, 
die  Fischer,  die  Gruben-  und  Salineninhaber,  die  Aktionäre 
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besteuerter  Aktienunteniehmungen;  die  unentgelüicfa  verwal- 
teten Sparkassen,  die  wechselseitigen  Assekuranz-Gtesellschaf- 
teo,  die  Schiflbkapitäne,  die  Markedenter,  die  öffentlichen 
Schreiber,  die  Eigentbümer  und  Miethsparteien,  die  zuflülig 
einen  Theil  ihrer  Wohnung  verwerthen  (im  Gegensatze  zu 
Inhabern  von  hötels  gamis),  die  Eommis  und  andere  Hilb- 
arbeiter,  sowie  Arbeiter,  die  bei  sich  oder  bei  Privaten  nach 
dem  Stück  oder  auf  Taglohn  ohneGehilfito,  Lehrling,  Schild 
oder  Gewölbe  arbeiten ,  die  auf  Gassen ,  in  Durchgängen  auf 
den  Blumenmärkten  Besen,  Feuerschwämme,  Gjpsfiguren, 
Obst,  Gemüse^  Fische,  Butter,  Eier,  Käse  und  andere  geringe 
Lebensmittel  verkaufen,  die  Lumpensammler,  Wasserträger, 
Krankenwärter,  umherzi^ende  Scheerenschleifer,  Schuhflicker. 

Ein  alphabetisch  nach  den  Erwerbs-  und  Beschäftigungs- 
zweigen geordneter,  von  fünf  zu  fünf  Jahren  nach  den  fort- 
schreitenden Veränderungen  und  Untertheilnngen  der  Indu- 
strie erneuerter  und  verbesserter  Tarif  vereinigt  die  verschie- 
denartigen Elemente  der  Steuerbemessung  zu  einem  übersicht- 
lichen Bilde,  welcher  Steuerpflicht  jeder  Erwerbszweig  unter 
den  massgebenden  Verhältnissen  unterliege,  und  welche  Steuer- 
begünstigungen und  Befreiungen  für  einzelne  derselben  bestehen. 

Der  SteuerkontroUor  pflegt  Behufs  der  Steuerbemessung 
jedes  Jahr  eine  allgemeine  Revision  aller  Erwerbsteuerpflich- 
tigen; und  ausserdem  alle  Quartale  eine  theilweise  Revision 
zur  Ermittlung  der  bei  den  früheren  Revisionen  unberück- 
sichtigt gebliebenen  Personen  oder  Steuerquoten.  Auf  Grund- 
lage dieser  Revisionen  legt  er  einen  Erwerbsteuerkataster 
(matrice  de  patentes)  an,  in  dem  alle  Steuerpflichtigen,  deren 
Gewerbe,  die  Elemente,  welche  auf  die  Steuerbemessung  von 
Einflusssind,  die  zum  Betriebe  benützten  Räume,  deren  Mieth- 
werth  u.  dgl.  m.  vorgezeichnet  sind.  Es  steht  dem  Maire 
frei,  diesen  Erhebungen,  beizuwohnen  oder  sich  hiebei  durch 
einen  Abgeordneten  vertreten  zu  lassen. 

Der   Kataster    bleibt   durch    10   Tage    auf   der   Mairie 
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hinterlegt,  damit  jeder,  der  hiebei  betroffen  ist,  dem  Maire 
seine  Bemerkungen  machen  kann.  Hierauf  sendet  sie  der 
Haire,  mit  seinen  Bemerkungen  versehen,  durch  den  Untev^ 
präfekt  —  der  ebenfalls  seine  Bemerkungen  beifügen  kann 
—  an  den  Direktor  der  direkten  Steuern,  der  hinsichts  der 
nicht  bestrittenen  Artikel  die  Steuer  berechnet,  hinsichts  der 
bestrittenen  seine  Bemerkungen  beifügt,  und  sodann  den 
Kataster  dem  PräfAt  unterbreitet,  welcher,  falls  er  mit  dem 
Direktor  nicht  einverstanden  ist ,  an  den  Minister  berichtet, 
sonst  aber  unmittelbar  entscheidet. 

Es  ist  klar,  dass  bei  dem  grossen  Wechsel,  welcher  in 
deo  Elementen  dieser  Steuer  obwaltet,  und  bei  dem  mehr 
allgemeinen,  weit  über  das  Weichbild  einer  Gemeinde  hinaus- 
reichenden Charakter,  welchen  yiele  dieser  Elemente  an  sich 
tragen ,  die  Einreiimng  dieser  Abgabe  unter  die  Umlagssteuem 
miEweckmässig  gewesen  wäre. 

Der  Ertrag  der  Erwerbsteuer ,  welcher  1803  in  dem  aus- 
gedehnten Eaisecreiche  nur  19  Millionen,  1816  in  dem  auf 
seiaen  jetzigen  umfang  zurückgefllhrten  Frankreich  20  Mil- 
lionen, 1830  bei  27  Millionen  betrug,  belauft  sich  gegen- 
wärtig auf  43  Millionen  Fr.,  wovon  92%  dem  Staate,  8%  den 
Gremeinden  zu  Oute  kommen.  Es  liegt  in  dieser  BeÜieiligung 
der  Gemeinden  an  dem  Steuerertrage  das  Mittel,  einen  der  Vor- 
theile  der  Umlagsteuem,  dass  die  Vertreter  der  Gemeinde 
ein  Interesse  haben,  den  Umtrieben  einzelner  Steuerpflichtigen 
en^egen  zu  wirken,  auch  dieser  Abgabe  zuzuwenden. 

Die  Zahl  der  Erwerbsteuerpflichtigen  war  1830  bei 
1,100,000,  gegenwärtig  beläuft  sie  sich  auf  1,440,000.  ^ 


'  Für  die  näehstTergangenen  Jahre  war: 

-S.2S.-  ^^S^.  ?S-  BÄSä:  ^^S- 

Millionen  Franc«.  fr.    C. 

20,1  18,1  88,»  »7    80 

20,8  19,3  40,1  28    20 

2i;i  20,0  *^  ^   •»& 


(Tausende.) 

1853 

1,400 

1854 

1,^20 

1855 

1,434 
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Unter  die  direkten  Steuern  können  auch  die  Taxen 
für  die  Güter  der  todten  Hand  (also  der  Departements, 
Gemeinden,  Institute,  Körperschaften,  Aktiengesellschaften  etc.) 
und  die  Abgaben  der  Bergwerke  gerechnet  werden. 

Erstere  beruhen  auf  dem  Gesetze  vom  20.  Feb^ruar  1849 
und  sind  bestimmt,  die  Veränderungsgebühren  (droits  d'en- 
registrement)  zu  ersetzen,  welche  dem  Staate  bei  diesen 
nie  der  Vererbung  und  selten  der  Veräusserung  unterlie- 
genden Gütern  entgehen.  Sie  sind  unter  der  Voraus- 
setzung^ dass  die  Grundsteuer  durchschnittlich  8%  dies 
Reinertrags  des  Grundeigen thums  betrage,  mit  %  der  Grund- 
steuer, also  voraussetzungsweise  mit  5%  des  Reinertrags 
der  betreifenden  Güter  bemessen^  ihr  gegenwärtiger  Ertrag 
ist  3,1  Millionen  Fr.  * 

Letztere,  eingettlhrt  durch  das  Gesetz  vom  21.  April  1810, 
sind  aus  einer  fixen  und  aus  einer  veränderlichen  Abgabe 
zusammengesetzt  Die  feste  Abgabe  (Massengebühr)  besteht 
in  10  Fr.  für  je  100  Hectares  der  Oberfläche  des  Bergreviers, 
die  veränderliche  (Bergwerkfrohne)  beträgt  5%  des  reinen 
Jahresertrags  des  Bergwerkes.  Dieser  Reinertrag  wird  nach 
genau  bestimmten  Normen  auf  Grund  sorgfältiger  Lokaler- 
hebungeu  durch  eine  Kommission  bestimmt,  in  welcher  der 
Präfekt  den  Vorsitz  führt  und  der  Direktor  der  direkten 
Steuern  Sitz  und  Stiname  hat. 

Es  ist  dem  Bergwerksbesitzer  gestattet,  diese  veränder- 
liche Gebühr  auch  im  Wege  der  Abfindung  zu  entriobtoi, 
welche  jedoch  höchstens  für  5  Jahre  bewilligt  wird. 

Der  Ertrag  der  Bergwerksabgaben  beläuft  sich  nur  auf 
0,8  Millionen  Fr. 

^  Nach  dem  Voranschläge  für  1857  hatten  von  diesem  Betrage  den 
bei  weitem  grössten  Theil  die  Gemeinden  und  die  Spitäler  (2,130,000  und 
537,000  Fr.)  zu  zahlen,  auf  religiöse  Genossenschaften  und  Gotteshäuser 
entfielen  171,000,  auf  Wohlthätigkeitsanstalten  105,000,  auf  AktiengeseU- 
Schäften  149,000  Fr. 
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Jeder  der  vier  direkten  Steuern  sind  unter  dem  Titel: 
„Centimes  additionels^  von  Anfang  an  Steuer  zu  schlage 
beigefügt  worden,  welche  in  Perzenten  (in  Centimes  vom 
firanc)  des  Hauptstockes  (principal)  der  Steuer  ausgedrückt 
sind.  ^  Dieselben  werden  theils  für  Rechnung  des  Staats, 
theils  für  Rechnung  der  Departements  und  Gemeinden  er- 
hoben (Centimes  additioneis  g6n^raux ,  d^partementaux,  com- 
munaux>^  theils  sind  sie  zu  Steuemachlässen ,  Steuerbefreiun- 
gen, Unterstützungen  für  durch  Hagelschläge,  Ueberschwem- 
mungen,  Feuersbrünste  Beschädigte,  zur  Deckung  unein- 
bringlicher Steuerquoten,  oder  den  Gemeinden  zur  Last  fal- 
lenden Kosten  bei  Einschätzungen  u.  dgl.  bestimmt  (Centimes 
additioneis  pour  fonds  de  secours  et  de  non-valeurs,  fonds 
de  r^mposition). 

Die  Zuschläge  für  die  Departements  theilen  sich  in  fixe 
für  die  gewöhnlichen,  und  in  veränderliche  für  die  von  Jahr 
zu  Jahr  wechselnden  Auslagen.  Die  Zuschläge  für  Gemeinde- 
zwecke werden  stets  als  veränderliche  betrachtet. 

Die  fixen  Zuschläge  werden  nur  von  der  Grund-  und  der 
Wohnungßsteuer  behoben,  sie  betragen  gegenwärtig  16%. 
Von  diesen  wird  die  grössere  Hälfte  mit  9%  unmittelbar 
dem  Departement  zur  Verfügung  gestellt,  die  kleinere  Hälfte, 
7%,  i$t  dazu  bestimmt,  einen  gemeinsamen  Fond  für  alle 
Departements  zu  bilden,  aus  welchen  die  ärmeren  auf  Kosten 
der  reicheren  in  ihren  Auslagen  unterstützt  werden  können. 
Im  August  jedes  Jahres  vertheilt  der  Minister  diesen  Fond 
unter  die  einzelnen  Depeurtements  dergestalt,  dass  die  ge- 
wöhnlichen Auslagen  überall  ganz  oder  doch  in  gleichem 
Masse  gedeckt  werden. 

Die  Zuschläge  für  Rechnung  des  Staates,  die  fixen  Zu- 
schläge für  die  Departements  und  das  Maximum,  innerhalb 

•  Manche  Fraktionen  der  direkten  Steuern  sind  dem  Zuschlage  nicht 
unterworfen,  z.  B.  die  Personalsteuer. 
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dessen  Departements  und  Gemeinden  Terftnderliche  ZuschUge 
nach  Belieben  auflegen  können,  werden  jährlich  dorch  das 
Steuergesetz  bestimmt.  ^  Sollten  Departements  oder  Gemein- 
den wegen  dringlicher  oder  besonders  nützlicher  Auslagen 
sich  ausserordentliche  Zuschläge  über  dieses  Maximum  hin- 
aus aufzuerlegen  gesonnen  sein,  so  bedürfen  sie  der  beson- 
deren höheren  Genehmigung.^ 

Ausser  den  Steuern  und  den  hier  besprochenen  Steuer- 
zuschlägen hat  der  Steuerpflichtige  noch  besondere  kleine 
Zuschläge  für  die  Steuereinhebung  und  eine  fixe  Gebühr 
TOn  6  Centimes  für  die  Anfertigung  des  ihn  betreffenden 


'  Dieselben  betragen  für  das  Jahr  1857: 


■ 

1 
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6,8 

2 
5 

3 
5 

5 

Anmerkung. 

Allgemeine  Zuschläge  (für  den  Staat) 

r  fixe  für  gewöhnliche  Ausgaben 
\          „  Volksschulen  (mazimum) 

Departemental-    ,     <           „  Strassen                  „ 

/          n  facultative  Ausg.    „ 
\.          „  Catastralarbeiten   „ 
/fiir  gewöhnliche  Ausg.     „ 

Kommunal-          »     J   „    Volksschulen               „ 

^   „    Strassen                       „ 

Zuschläge  Behufs  der  Unterstützungen  in  Fällen  von 
Hagel,  Brand,  Ueberschwemmungen  u.  dgl.      .     . 

Zuschläge  für  fonds  de  non-valeurs 

/    Nur  Ton 
i    wenigen 
\  Departe- 

1  ments    an- 
<   gesucht, 

Jdaber    Gc- 
1  sammtbe- 
f   trae  nur 
'  Stö,000  Fr. 

Zusammen 

33,8 

26,8 

Durch  das  Dekret  der  provisorischen  Regierung  vom  17.  März  1848 
wurde  für  dieses  Jahr  ein  Zuschlag  von  457«  zu  allen  vier  direkten  Steuern 
angeordnet,  hierdurch  stieg  die  Steuerlast  um  192  Millionen  Fr.  Nichts 
hat  namentlich  die  ländliche  Bevölkerung  gründlicher  vom  Revoluüons- 
Schwindel  geheilt  als  gerade  jenes  Dekret 

'  Herman.  Trait^  de  radministrati<xi .  d^partementale.  Paris  1855. 
8.  2  Vol. 
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Audsoges  der  Steuerrone  und  der  Zustellung  desselben  zu 
eDtrichten.  ^ 

2.     2iff0imft88ig6  Feststellung  und  Emhebnng   der 

Steuerquoten* 

Es  dürfte  von  Interesse  sein,  die  Art  wie  die  zifibrmässige 
Feststellung  und  Einhebung  der  Steuerquoten  der  einzelnen 
Pflichtigen  erfolgt,  in  etwas  grösserem  Detail  darzustellen. 

Nachdem  das  Steuergesetz  die  Quoten  der  einzelnen 
Departements  festgesteUt  und  der  Finanzminister  sie  den 
Präfekten  bekannt  gegeben  hat,  und  nachdem  die  drei  Um- 
lagsteuem  durch  die  allgemeinen  Departementsräthe  unter 
die  Arrondissements ,  sowie  von  den  Arrondissementsrftthen 
unter  die  einzelnen  Gemeinden  repartirt  worden  sind,  theilt 
der  Präfekt  vor  dem  1.  Oktober  jedes  Jahres  der  Steuer- 
direktion des  Departements  die  ftlr  das  nächste -Jahr  entfal- 
lenden Steuersummen  und  die  Zahl  der  Zuschlagscentimes, 

*  Durch  diese  und  durch  die  oben  erwähnten  regehnäasigen  Zuschläge  er- 
höhte sich  für  1857  der  Gesammtbetrag der  direkten  Steuern  folgendermassen  : 
Ursprüngliche  Steuersomme  (principal)  ....  264,8  MiU.  Fr. 
Zuschläge  (Centimes  additioneis)  allgemeine    .     .    17,4     ^      „ 

-         für  Departements  <  ^         ,  *;,.  ^    *    oa  0 

"  C  ausserordentliche ,     23,ö      „       „ 

Communen      \  '«fi^^'^^^fi^    •    "    ^^'^     »      " 
"  **  (  ausserordentliche.    27,2     „      „ 

„  n    Unterstützungen 2,0     „      n 

„  „    fonds  non-valeurs 6^9      »>      w 

„  „      „      de  r^imposition 1,0     „       » 

„  „    Steuereinhebung Q^^     n      » 

Zusammen    438,4  Btlili.  Fr. 

Die  Erhöhung  durch  die  Zuschläge  beträgt  sonach  durchschnittlich  66*/o 
des  Hauptstockes;  aber  es  gibt  Gemeinden,  wo  sie  dem  letzteren  gleichkommt 

Für  1866  war  der  Ertrag  der  direkten  Steuern  mit  429,5  Millionen  in 
das  Finanzgesetz  aufgenommen;  von  der  Zunahme  des  Jahres  1857  stellen 
•ich  aber  nur  0,9  Millionen  als  Vermehrung  der  allgemeinen  Staatseinnahme 
durch  Zuwachs  neuer  steuerbarer  Objekte  dar,  der  Rest  von  8  Millionen 
ist  durch  Vermehrung  der  Zuschlagscentimen  für  Departements-  und  Ge- 
meindezwecke entstanden. 

Hock,  Finaiiiverwii»tung  Fmnkreichs.  11 
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sowie  die  von  den  umlegenden  Körperschaften  fefitgesteUten 
Quoten  der  einzelnen  Gemeinden  an  den  drei  UailagistMifim 
und  die  zu  dieser  Feststellung  benutzten  Grondli^pBn  (die 
Summe  des  Reinertrages  der  Grandstücke  und  Gebäude,  die 
Summe  der  Personalsteuer,  den  Gesammtbetr^  des  Mieih- 
werihes  u.  s.  w.)  mit 

Die  Steuerbehörde  prüft  zuerst  die  Yertheilung  der  Um- 
lagsteuem  hinsichtlich  ihrer  Gesetzlichkeit  und  Kechnuxigs- 
richtigkeit,  nimmt  Rücksicht  auf  die  im  Laufe  des  Jahres 
vorgefallenen  Aenderungen  der  Grundlagen,  die  bereits  ein- 
getretenen Steuemachlftsse  und  Steuerbefreiungen,  die  auf 
die  Cremeinden  umzulegenden  Schätzungskosten  u.  dgl.,  be- 
richtigt hiemach  die  Hauptsumme  der  von  Jeder  Gemeinde 
zu  entrichtenden  Steuern,  berechnet  den  Betrag  der  Zuschläge, 
fügt  ihn  der  Hauptsumme  hinzu,  vergleicht  den  Gesammtbe- 
trag  mit  den  Grundlagen  der  Steuerbemessung  und  ermittelt 
die  OXr  jede  Einheit  der  Grundlagen,  z.  B.  für  jeden  Frank 
des  Grundreinertrages,  für  jeden  Frank  des  Miethwerthes, 
entfallende  Steuerquote  (nach  der  französischen  Steiiersprache 
le  Centime  le  franc). 

Hiernach  berechnet  nun  die  Steuerbehörde  auf  Grund 
der  bei  ihr  geführten  Steuermatrikeln  den  Betrag,  welchen 
jeder  einzelne  Steuerpflichtige  in  der  Gemeinde  nach  der 
Zahl  seiner  Steuereinheiten  an  den  drei  Umlagsteuem  zu 
entrichten  hat;  unabhängig  hievon  prüft  und  ermittelt  sie 
die  Patentsteuer  der  einzelnen  Gemeindebewohner,  bildet 
aus  beiden  Elementen  die  Steuerrollen  der  Gemeinde  ^  imd 

'  Gewöhnlich  bestehen  zwei  HanpUteaerrollen^  die  eine  fiir  die  Grund-, 
Personal-  und  Wohnung-,  dann  Thür-  und  Fensterstener,  die  andere 
fOr  die  Patentsteuer,  manchmal  sind  die  erste  und  dritte  Steuer  in  die 
erste ,  und  die  zweite  und  vierte  in  die  zweite  Steuerrolle  zusammengezo- 
gen. Für  die  Bergwerkssteuer  und  die  Taxe  der  Güter  der  todten  Hand 
bestehen  besondere  Steuerrollen.  Ist  eine  €(emeinde  Behufs  der  Steuerein- 
hebung in  Sektionen  getheilt,  so  werden  so  viele  besondere  Steuerrollen 
verfasst,  als  Einnehmer  in  der  Gemeinde  aufgestellt  sind.     Die  Steuer- 
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vediMSt  gleidiaeitig  den  Auszug  (premier  avertiaBeineut)  ftlr 
jeden  etnselnen  Steuerpflichtigen. 

IMe  SteuerroUen  werden  dem  Pr&fekt  unterbreitet,  der 
ihnen  durch  seine  Unterschrift  gesetzliche  Kraft  verleiht  Die 
Slea^behörde  übersendet  sie  sodann  sammt  den  Avertisse- 
ments  den  Einnehmern  in  den  Arrondissements,  welche  die 
enfcfidlenden  Summen  sich  zur  Last  schreiben  und  die  Docu- 
mente  den  Lokaleinnehmem  der  direkten  Steuern  übermitteln. 
Diese  vawilassen  die  VeröffenÜichung  der  Bollen  in  der  Ge- 
meinde durch  den  Maire  und  stellen  die  Ayertissements  den 
Steuerpflichtigen  zu. 

Die  Veröffentlichung  muss  in  der  Regel  vor  dem  1.  Ja- 
nuar und  ausnahmsweise  in  den  grossen  Städten  vor  dem 
1.  Februar  stattfinden. 

Die  Steuerrolle  für  die  Patentsteuer  kömmt  gewöhnlich 
erst  spftter  zu  Stande. 

Uehrigens  kömmt  auch  im  Laufe  des  Jahres  die  Steuer- 
behörde in  die  Lage,  Steuerrollen  zu  entwerfen,  z.  B.  für 
Jene,  die  im  Laufe  des  Jahres  ein  steuerbares  Gewerbe^  oder 
ein  Gewerbe,  das  höher  als  das  bisher  von  ihnen  betriebene 
belegt  ist^  beginnen,  für  Gebftude  und  Grundstücke,  die  im 
Lanfe  des  Jahres  steuerpflichtig  werden,  für  Personen,  die 
bei  der  Umlage  der  Personal-  und  Wohnungs-  oder  der  Thür- 
und  Fenstersteuer  übersehen  word^i  wären. '  Auch  diese. 
StenerroUen  werden  nur  durch  die  Entscheidung  -des  Präfekten 
einhebbar,  und  auch  sie  werden  durch  den  Maire  veröffentlicht 

Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  im  ganzen 
Geschäfte  der  Steuerbemessung  und  Steuerausschreibung  der 

raUen,  mit  Aosnahme  jener,  welche  die  Patentsteuer  enthalten,  sind  so 
angelegt,  dass  sie  ftir  die  kleineren  Gemeinden  drei  Jahre  als  Grundlage 
der  Stenereinhebiing  dienen  können.  Bei  grösseren  Gemeinden  und  hinsichts 
der  FMenlsteaer  allgemein  werden  die  SteuerroUen  jährlich  neu  angelegt 
•  Selbstredend  wird  in  diesem  letetcn  Falle  der  eingehobene  Betrag 
den  flbrigen  Steuerpflichtigen,  deren  Quoten  wegen  jenes  Uebersehens 
höber  gegrilfen  wenlen  mussten ,  im  nächsten  Jahre  au  Gute  gerechnet 
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Steuerpflichtige  nie  zur  Abgabe  einer  Erklttrung  rerpiMtet 
ist ;  alle  Erhebungen  geschehen  von  Amtswegen.  Eben  darum 
kann  gegen  den  Pflichtigen  nie  eine  Strafe  wegen  irriger  oder 
mangelhafter  Angaben  verhängt  werden.  Es  trftgt.  diess  viel 
dasn  bei,  die  Steuer  der  fiscaUschen  Hftrten  su  entkleiden, 
ist  aber  allerdings  nur  unter  der  Voraussetzung  von  ümlag- 
steuern  oder  einer  bedeutenden  Betheiligung  der  Gemeinden 
am  Ertrage  der  Steuern  ausführbar. 

Die  Einzahlung  der  Steuer  erfolgt  in  Zwölftheilen ,  deren 
erstes  im  Februar  des  laufenden  und  deren  letztes  im  Jannar 
des  nächstfolgenden  Jahres  zu  entrichten  ist 

Der  Percepteur  ist  rerpflichtet  sich  in  die  einzelnen  Ge- 
meinden zu  begeben  und  dort  die  Steuer  einzuheben.  Die 
Tage  und  die  Stunden  seiner  Anwesenheit  und  der  (%rt  sei- 
ner Amtirung  werden  vom  Maire  vorhinein  angekündigt;  die 
Steuerpflichtigen  sind  gehalten,  sich  dort  einzufinden. 

Der  Steuerpflichtige,  der  am  1.  des  Monats  sein  Zwölf- 
tel ftür  den  verflossenen  Monat  nicht  entrichtet^  unterliegt  der 
zwangsweisen  Einhebung  (poursuite)  und  zwar  nicht  bloss 
ftlr  die  Steuer,  die  er  unbezahlt  liess,  sondern  für*  alle  fUlige 
Steuern,  aus  welchem  Titel  immer  sie  herstammen  mögen.  ^ 

Die  zwangsweise  Eünhebung  beginnt  mit  der  „unentgelt- 
lichen Aufforderung  (sommation  gratuite).^  Sie  wird  dem 
Steuerschuldner  in  seinem  Domizil  in  der  Gemeinde,  und 
wenn  er  nicht  in  der  Gemeüide  wohnhaft  ist,  an  BfAaec  Statt 
seinem  Hauptpächter,  Hauptnüether,  Verwalter  oder  Bevoll- 
mächtigten zugestellt;  sie  muss  jedem  andern  Kosten  verur- 
sachenden Schritte  wenigstens  acht  Tage  vorausgehen. 

Uebrigens  wird  sie  in  jedem  Verwaltungsjahre  nur  ein- 
mal erlassen,  bei  späteren  Säumnissen  wird  sogleich  zu  stren- 
geren Massregeln  gegriffen. 

Hat  der  Schuldner  innerhalb  8  Tage  nach  der  Anffor- 

*  Gesetz  vom  17.  Brumaire  an  V.   Reglement  vom  21.  Dexember  1839, 
die  Hanptbestimmang  für  die  swang^weiee  Einhebung. 
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deruDg  nicht  gezahlt,  so  erfolgt  die  Absendung  eines  Straf- 
boten,  der  TOn  allen  Schuldnern  in  der  Gemeinde  zusammen 
erhalten  werden  muss,  „die  kollektive  Einlegung  (gamison 
coUectif)^;  sein  Aufenthalt  in  der  Gemeinde  wird  höchstens 
durch  10  Tage  fortgesetzt. 

War  auch  diese  Hassregel  fruchtlos,  so  erfolgt  drei  Tage 
spftter,  wenn  die  rückständige  Steuer  wenigstens  40  Fr.  be- 
tragt, 9  die  indiyidnelle  Einlegung  (garnison  individuel)^;  der 
Sicafbote  muss  vom  Steuerschuldner  allein  erhalten  werden^ 
doch  ist  die  Dauer  der  Einlegung  auf  zwei  Tage  beschränkt. 

War  auch,  dieser  Schritt  vergeblich  oder  konnte  er  we- 
gen des  geringem  Betrages  der  Steuerschuld  nicht  verhängt 
werden ,  so  erfolgt  der  „Auftrag  (commandement) %  die  Steuer 
binoen  drei  Tagen  bei  sonstiger  Pflbidung  und  Beschlag- 
nahme zu  entrichten. 

Dieser  Auftrag  erfolgt  sogar  vor  jeder  Einlegung,  wenn 
der  Steuerpflichtige  sich  ausser  dem  Departement  befindet 
und  IBemand  zurückgelassen  hat,  gegen  den  die  Einlegun^ 
mit  Aussicht  auf  Erfolg  angewendet  werden  könnte.. 

Lfisst  der  Steuerschuldner  die  drei  Tage  unbenutzt  ver- 
streichen, so  wird  zur  PfiLndung  (saisie)  der  Hobilien  und 
Effekten  und  der  stehenden  Früchte  geschritten;  sie  kann 
übrigens,  ohne  daas  die  Recbtswirkung  des  Gommandement 
erlösche,  binnen  drei  Jahren  nach  der  Zustellung  des  letz- 
teren voigenommen  werden.  Bei  der  Pfändung  wird  ganz  wie 
bd  gerichtlichen  Pfändungen  vorgegangen.  Ackerwerkzeuge, 
Arbeitsthiere ,  das  Handwerkszeug,  das  Samengetreide ^  die 
nothwendigen  Betten  und  Kleider,  Unterrichts-  und  Hilfs- 
bücber  u.  dgl.  sind  von  der  Pfändung  frei. 

Bleibt  die  Steuerschuld  unberichtigt,  so  wird  8  Tage  nach 
der  Pfändung  die  Veräusserung  des  Pfandes  vorgenommen. 

Es  können  im  Laufe  des  Verfahrens  ausser  und  neben 
demselben  alle  sonst  nöthige  Hassregeln  zur  Sicherung  der  Ab- 
gabe ergriflbn  werden.   Es  können,  wenn  eine  Verschleppung 
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von  Gegenständen,  die  sich  zur  Pfändung  eignen,  zu  be- 
sorgen ist,  ev^entuelle  Pfändungen  Terfbgt,  Wöchter  aufge- 
stellt werden,  und  es  ist  gestattet  auf  Werthe  Beschlag  zu 
legen,  die  sich  zu  Gunsten  des  Schuldners  in  den  Händen 
seiner  Pächter,  Miether,  Verwalter,  Machthaber  oder  dritter 
Personen  befinden. 

Die  ganze  Reihe  von  Zwangsschritten  erfolgt  auf  Grund 
eines  Tom  Local-Eimiehmer  ausgestellten  Zahlungsauf- 
trages (oontrainte) ,  welcher  durch  die  Vidirung  des  ünter^ 
präfekts  die  exekutive  Macht  und  vom  Maire  die  Veröffent- 
lichung erhält.  Dieselben  werden  durch  eigene  Agenten 
(porteurs  des  contraintes)  geleitet,  die  vom  Präfekten  er- 
nannt und  beeidet  werden  und  unter  den  Einnehmer  des 
Arrondissements  gestellt  sind.  Sie  führen  ein  cotirtes  und 
paraphirtes  Verzeichniss  über  alle  von  ihnen  vorgenommenen 
Akte  und  haben  in  Sachen  der  direkten  Besteuerung  alle 
Rechte  und  '  Pflichten  der  GerichtsvoUziehw  (huissiers). 
Die  Strafboten  oder  Einleger  .(gcurnisonaires)  wetden  vom 
Unterpräfekt  ernannt  und  beeidet.  Die  Gebühren  für  jeden 
der  vorzunehmenden  Zwangsschritte  sind  vom  ITnterpräfekt 
geregelt  Es  ist  den  Porteurs  des  contraintes  wie  den  gar- 
nisonaires  verboten,  von  den  Lokaleinnehmem  oder  Steuer- 
schuldnern etwas  anzunehmen. 

Der  Lokaleinnehmer,  der  durch  drei  Jahre  von  dem 
Tage  an,  wo  die  Steuerrolle  ihm  zur  Einhebung  übergeben 
wurde,  die  Steuereinhebung  nicht  zu  Ende  gebracht  hat,  ist 
verpflichtet,  die  rückständigen  Summen  dem  Staate  selbst  zu 
ersetzen ,  doch  gehen  hierdurch  auf  ihn  alle  Rechte  des  Staa- 
tes gegen  den  Steuerschuldner  über.  Hat  er  durch  diese  drei 
Jahre  gegen  den  säumigen  Steuerschuldner  keine  Zwangs- 
maasregel eingeleitet  oder  die  eingeleiteten  Schritte  durch 
drei  Jahre  nicht  fortgesetzt,  so  ist  er  auch  aller  Rechte  g^en 
den  Steuerschuldner  verlustig/ 

Unter  den  die  Verjährung  unterbrechenden  Massregeln 
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werden  aber  bloss   die  Einlegung   von  Strafboten   und  die 
weiteren  strengeren  Schritte  verstanden.  ^ 

Da  übrigens  die  Rechnung  jedes  Jahres  mit  dem  30.  Sep- 
tember des  darauf  folgenden  Jahres  roUständig  abgeschlos- 
sen sejn  muss,  so  werden  mit  diesem  Tage  die  vorhandenen 
Steuerrückstände  als  bezahlt  in  den  Rechnungen  eingestellt 
und  dagegen  .von  den  Generaleinnehmern  gegenüber  dem 
Staate  und  von  den  Arrondissements-Einnehmem  gegenüber 
den  Generaleinnehmern  als  ein  bei  ihnen  aushaftender  Be- 
trag sich  zur  Last  geschrieben.  *Die  darauf  eingehende  Zah- 
lungen werden  als  zufällige  Einnahmen  und  die  erfolgenden 
Abschreibungen  als  zufällige  Ausgaben  des  laufenden  Jahres 
verrechnet.  Durch  diese  Einrichtung  wird  auch  das  erzielt, 
dass  jedes  Yersäumniss ,  welches  sich  in  der  Steuereintreibung 
die  Departements-  und  Arrondissements-Einnehmer  selbst  zu 
Schulden  kommen  lassen  oder  den  Lokaleinnehmern  nach- 
sehen, ihnen  und  nicht  dem  Staate  zum  Nachtheile  gereicht. 

So  lange  die  Steuerrolle  nicht  veröffentlicht  ist,  haben 
blOBs  die  Arrondissements  und  Gremeinden  das  Recht  gegen 
die  Steu^rausschreibung  zu  reklamiren ;  über  diese  Reklama- 
Üonen  entscheidet  der  Departementsrath. 

Rekurse  g^en  die  durch  die.  Steuerrolle  veröffentlichte 
Steuerausschreibung,  die  auf  einen  Rechtstitel  sich  gründen, 
nehm^i  ihren  Weg  an  den  Präfekturrath. '^  Diese  Rekurse 
können  sich  auch  auf  die  der  Steuerbemessung  zu  Grunde 
liegenden  Katastralschätzungen  erstrecken,  jedoch  steht  der 
Rekurs  gegen,  die  letzteren  nur  binnen  sechs  Monaten 
von  der  ersten  Steuerrolle  nach  der  Einschätzung  an   ge- 

redmet,  frei. 

üeber  Gesuche  um  Steuerabschreibungen,  Nachlässe, 
Unterstützungen  aus  Billigkeitsgründen,  gehen  sie  nun  von 

«  Gesetz  vom  3.  Frimaire  an  VII.    Inatmktionen  vom  15.  Deoember 
ISaS  and  17.  Juni  1840. 
»  Vergl.  Kap.  U.  8.  64. 
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Gemdnden  oder  Privaten  aiu,  sowie  Über  die  von  den  Steuer« 
eümehmern  als  uneinbringlich  oder  auf  einem  Irriham  be- 
ruhend bezeichneten  Steuerbeträge  entschddet  im  Einvemeh* 

a 

men  mit  dem  Direktor  der  direkten  Steuern  der  Prftfekt 
Der  Präfekt  allein  verfllgt  Über  denjenigen  Theil  der  ftür 
Unterstützungen  bestimmten  Summen,  welcher  ihm  vom  Fi- 
nanzmiuisteriuin  zur  Verfügung  gestellt  worden  ist;  er  be« 
steht  in  der  Regel  in  einem  DrittheUe  der  für  diesen  Zweck 
Tcranschlagten  Zuschläge.^ 

Die  thatsächlichen  Verhältnisse  werden  stets  vom  Direk- 
tor  durch  seine*  Organe  erhoben,  nur  in  wenigen  Fällen  be- 
ruft er  auch  den  Unterpräfekt  zur  Theilnahme;  vom  Direktor 
werden  auch  die  Behörden  und  Parteien  von  der  gefüllten 
Entscheidung  verständigt. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Präfekturrathes  geht  der 
Rekurs  an  den  Staatsrath,  gegen  jene  des  Präfekten  an  den 
finanzminister  und  beziehungsweise  in  Betreff  der  Unter- 
stützungen an  den  Minister  des  Innern.  Der  Rekurs  an  den 
Staatsrath  wird  von  der  Steuerbehörde  nur  mit  Genehmigung 
des  Finanzminüstors  ergriffen. 

Von  den  Direktionen  der  direkten  Steuern  wenlen  auch 
die  Gebühren  der  Handels-  und  Gewerbsleute  für  die  perio- 
dischen Cimentirungen  der  Masse  und  Gewichte,  die  Ae- 
quivalente  für  Naturalleistungen  zu  Vicinalwegen,  zu  Bnt- 
sumpfungs-,  Eindämmungs-  und  Regulirungsbauten  (an  nicht 
schiffbaren  Kanälen  und  Flüssen)  und  für  die  öffentliche 
Reinlichkeits-  und  Gesundheitspflege,  die  Beiträge  für  Schul- 
lehrer, ^  die  Inscriptions-  und  Promotionsgebühren  an  den 
hohen  Schulen,  die  Beiträg§  der  Privaterziehungshäuser  für 

<  Ord.  vom  25.  Oktober  1846. 

'  Gesetze  vom  18.  Deoember  1825  und  Ord.  vom  17.  April  1839.  — 
Gesetz  vom  21.  Mai  1836.  —  Gesetze  vom  14.  flor.  an  XI.  (3.  September 
1803)  and  vom  16.  September  1807.  —  GeseU  vom  15.  März  1850.  — 
Pelprete  vom  7.  Oktober  nnd  31.  December  1850. 
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den  öffidntiichen  Unterricht,  <  die  Beitrüge  der  Eigenthümer 
und  Unternehmer  von  Minerftlb&dem  und  Gesundheitsbrun- 
nen und  Niederlagen  von  Mineralwassem,  ron  Apotheken 
and  Materialienhandlungen  zu  den  Kosten  ihrer  ärztlichen 
Beaufsichtigung,  2  die  Beiträge  der  Bandeis-  und  Gewerbs- 
leute  for  Handetekammem  und  Handelsbörsen ,  ^  die  durch 
das  Gesetz  Tom  2.  Mai  1855  dngeführte  Hundesteuer  zum 
Besten  der  Kommunen^  und  ähnliche  Lokal-  und  Bpezial- 
abgaben  und  Beiträge  zu  Eorporationszwecken  ^  zur  Einhe- 
bung ausgeschrieben. 

8.    Die  Steuerverwaltimg. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bisherigen  Erörterungen  haben 
wir  zur  Vollendung  der  Darstellung  des  Systems  der  direk- 
ten Steuern  Frankreichs  nur  einige  Worte  über  die  Thätig- 
keit  und  den  Innern  Zusammenhang  der  Organe  der  Steuer- 
Terwaltung  beizufügen. 

Die  eigentliche  exekutiven  Beamten,  der  Kern  des 
Dienstes,  sind  die  Steuerkontrollore,  deren  jedem  in 
der  R^el  ein  und  nur  ausnahmsweise  zwei  Arrondissements 
anvertraut  sind.  Die  Lokaleinnehmer  sind  ftust  ausschliess- 
lich auf  die  Einhebung  der  ausgeschriebenen  Steuern  be- 
schränkt; die  Geometer  leisten  nur  für  einzelne  Fälle  die 

*  Geseta  Tom  19.  JaDiuur  1850. 

'  Gesetze  vom  3  flor.  an  VIU.  (23.  April  1800),  6.  niv.  an  XI. 
(37.  Deoember  1802),  25.  Juni  1841  und  17.  Juli  1856.  —  Geeete  vom 
71.  germ.  an  XI.  (11  April  1803).  —  Dekret  vom  25.  therm,  an  XI. 
(13.  August  1803).  —  Ministerialcirc  vom  15.  März  1829  und  13.  Juli 
1830. 

*  Gesetze  vom  25.  April  1844  und  18.  Mal  1850. 

«  Dieselbe  besteht  in  1  bis  10  Fr.  fHr  das  Thier  und  das  Jahr,  je 
nach  der  Verschiedenheit  der  Gemeinden  und  je  nachdem  der  Hund  zu 
Gewerbszweeken  oder  zur  Unterhaltung  dient 

*  Hieher  gehören  z.  B.  die  Beiträge  der  Anrainer  zur  Strassenpflaste- 
nug  (Gesetz  vom  1.  Deoember  1708  und  25.  März  1807). 
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techniflche  Hilfe  and  die  höheren  Beamten  beschftftigen  eich  in 
der  Regel  nur  mit  der  Leitung,  Ueberwachung  und  Prüfung 
der  Arbeiten  der  EontroUore,  abgesehen  von  der  dg^ithüm- 
lichen  Thätigkeit  der  Direktoren  in  Sichtung,  gesetzlicher 
Feststellung,  Sammlung  und  Evidenzhaltung  der  von  den 
EontroUoren  herbeigeschafilen  Elemente. 

Die  EontroUore,  und  diess  unterscheidet  sie  wesentlich 
von  den  Steuerbeamten  in  andern  L&ndern  oder  andern  Ver- 
waltungszweigen,  erhalten  nur  zum  geringsten  Theile  die 
Grundlagen  zu  ihrer  Thätigkeit  durch  die  Steuerpflichtigen 
selbst  oder  durch  andere  öffentliche  Organe,  es  sind  diess 
die  Anzeigen  der  Steuerpflichtigen  über  die  in  den  Steuer- 
Verhältnissen  zu  ihren  Gunsten  eingetretenen  Aenderungen, 
die  Anmeldungen  der  ein  Gewerbe  Antretenden  Behufs  der 
Erlangung  eines  Erwerbsteuerscheins,  die  Mittheilungen  der 
Lokaleinnehmer  über  die  gelegentlich  der  Steuereinhebong 
zu  ihrer  Kenntniss  gelangenden  Aenderungen  in  der  Steoer- 
pflicht  der  Einzelnen,  die  Mittheilungen  anderer  Kontrollore 
über  die  in  ihrem  Bezirke  von  Einwohnern  des  firag^cben 
Kontrollsbezirkes  betriebeneu  Gewerbe,  und  die  Auszüge  der 
Beamten  des  Enregistrements  über  die  bei  ihnen  vorgdcom- 
menen  Veränderungen  im  Eigenthume  von  Grundstücken, 
Gebäuden,  Gewerben,  in  Pachten  und  Miethen.  Den  Rest, 
und  dieser  ist  nicht  unbedeutend,  müssen  sie  durch  eigene 
Anschauung  und  Nachforschung  herbeischaffen,  und  selbst  von 
jenen  Mittheilungen  sind  viele  nicht  einfltche ,  bloss  der  Kon- 
statirung  bedürftige  Steueransagen,  sondern  nichts  als  An- 
haltspunkte zu  weiteren  selbstständigen  Untersuchungen.  Kurz 
der  Kontrollor  muss  in  den  meisten  Fällen  selbst  die  Initia- 
tive ergreifen  und  die  Elemente  ad&uchen  und  entdecken, 
die  einer  Besteuerung  fähig  sind. 

Der  Kontrollor  begibt  sich  dämm  jährlich  vom  Mai  bis 
zum  Oktober  nach  und  nach,  versehen  mit  den  Anzeigen  und 
Mittheilungen,  die  ihm  zugekommen,  und  höchstens  von  einem 
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Qeometer  oder  einem  Supernumerär  begleitet,  Id  jede  Gemeinde 
seines  Bezirks ,  um  dort  alle  eingetretenen  auf  die  Steuerbe- 
messung  beKttglichai  Veränderungen  aufzunehmen  (toum^e 
des  mutations).  Der  Tag  ^seiner  Ankunft  ist  vorhinein  an- 
gezeigt, die  Repertiteurs  und  der  Lokaleinnehmer  erwarten 
ihn;  den  EägeuthQmem,  von  denen  ihm  zur  Kenntniss  ge- 
kommen, dass  Aenderungeu  in  ihren  Steuergrundlagen  vor- 
ge&llai  seien,  ist  der  Tag  bekannt  gegeben,  an  dem  sie  sich 
ihm  mit  ihren  Dokumenten  vorzustellen  haben.  E2r  konsta- 
tirt  nun  Tor  allem  die  ihm  angezeigt^i  Thatsachen.  Bei 
diesem  Anlasse  beobachtet  er  aber  sorgsam,  ob  er  nicht  Neu- 
brtkche,  Neu-  und  Zubauten,  einen  Zuwachs  an  Einwohnern, 
eine  Steigerung  einzelner  Methwerthe  entdecke,  er  durch- 
geiki  die  Gemeinde,  er  hält  Umfrage  bei  den  Repertiteurs, 
bei  den  Chefs  der  verschiedenen  Yerwaltungszweige.  In 
grosseren  Orten  pflegt  er  hinsichts  der  Personal-  und  Woh- 
nungsstener,  überall  hinsichts  der  Patentsteuer  eine  Auf- 
nahme von  Haus  zu  Haus,  von  Wohnung. zu  Wohnung.  Die 
gesammelten  Elemente  stellt  er  fllr  jede  Gemeinde  übersicht- 
lich zusammen,  Iftsst  sie  von  den  berufenen  Personen  unter- 
zeichnen und  sonst  den  vom  Gesetz  bestimmten  Lauf  durch- 
machen. 

Der  EontroUor  konstatirt  auch  die  nach  Beendigung  sei- 
ner Umreise  vorfbllenden  einzelnen  Aenderung^i  oder  gibt 
dieasfblls  dem  Xokaleinnehmer  die  nöthige  Anleitung  und 
wirkt  bei  den  Steuerreclamationen  mit 

Bein  Eifer  und  seine  Umsicht  werden  durch  den  Inspek- 
tor und  Direktor  überwacht  und  geprüft.  Der  Inspektor  hat 
in  jedem  Kontrollsbeeirke  jährlich  wenigstens  zwei  Gemein- 
den einer  Gegenprobe  zu  unterwerfen,  ob  nicht  Aenderun- 
gen  der  Steuergrundlagen  übersehen  worden,  er  hat  die  Amts- 
fbhrung  des  Eontrollors  in  dessen  Bureau  zu  untersuchen, 
er  erstattet  monatliche  und  vierteljährliche  Berichte  über 
ihn,  der  Direktor  selbst  nimmt  jährlich  in  einem  oder  zwei 
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Kantonen  des  Departements  eine  solche  Probe  vor,  auch  er 
überwacht  und  untersucht  die  Amtsführung  des  EontroUors  und 
untersucht  einmal  im  Jahre  auch  die  Amtskanzlei  des  In- 
spektors. Seine  Aufknerksamkeit  richtet  sich  übrigens  auch  auf 
die  Thätigkeit  der  Stouerorgane  in  den  Gemeinden,  auf  das 
Verfahren  der  umlegenden  Körperschaften  u.  dgl.  m. ' 

Die  Steuereinnehmer  (percepteurs)  stehen  nicht  unter  der 
Direktion  der  direkten  Steuern  oder  beziehungsweise  unter 
den  Inspektoren  und  Kontrolloren,  sondern  unter  den  Qeneral- 
und  beziehungsweise  den  Arrondissementseinnehmem. 

Sie  haben  keine  fixe  Besoldung,  sondern  sind  lediglidi 
auf  Provisionen  ron  den  durch  sie  eingehobenen  Abgaben 
angewiesen.  Sie  sind  ron  Amtswegen  zugleich  die  Einnehmer 
aller  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  des  Umkrdses, 
deren  Jahreseinkommen  30,000  Fr.  nicht  übersteqft;  nur  für 
Körperschaften  grösseren  Einkonunens  können  besondere  Ein- 
nehmer ernannt. werden.  ^ 

Es  bestehen  auch  überzählige  Einnehmer,  welche  bei 
den  verschiedenen  Kassen  ohne  Entgelt  verwende!  werden; 
aus  ihnen  gehen  in  der  Regel  die  Lokaleinnehmer  hervor. 

Mannigftbch  sind  die  von  den  Steuerbehörden  zu  statisti- 
schen und  Rechnungszwecken  zu  liefernden  Ueber sichten. 
Die  wichtigste  Arbeit  dieser  Art  bleibt  aber  die  Hauptüber- 
sicht des  Ergebnisses  der  Steuerrollen  (^tot  g^n6ral  du  mon- 
tant  des  röles).  Sie  enth&lt  die  einzelnen  Gemeinden,  nach 
Hebestellen  und  Arrondissements  geordnet,  und  für  jede  Ge- 
meinde den  Betrag  jeder  der  vier  Steuern  und  zwar  geson- 
dert den  Hauptstock,  die  Zuschläge  für  Departemental-, 
Kommunalzwecke ^  Unterstützungen  und  Nachlässe,  die  Zu- 
rechnungen (r^impositions) ,  die  Gesammtsumme,  in  weiterer 
Folge  die  Kosten  der  ersten  Zustellung  und  die  Gesammt- 
summe der  einzelnen  [Rubriken  für  jede  Hebestelle,  jedes 
Arrondissement    und    das    ganze    Departement.     Bei    den 

'  Gesetz  vom  18.  JaU  1837. 
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etnawinen  Gemesuden  werden  anmerkungsweise  die  Oemeinde- 
aoachläge  nach  den  Zwecken,  denen  sie  dienen,  sbgetheilt. 
Auf  der  ersten  Seite  werden  für  die  drei  Umlagsstenem  die 
▼cm  Steaergesetz  für  das  Departement  festgesetzte  Quote  des 
Hauptstockes,  die  hieran  auf  Grund  der  Gesetze  vorgenom- 
menen  A^iderungen  und  die  dergestalt  richtig  geteilte 
SiiiDme  angeführt,  welche  als  Grundlage  der  Steuerbemes- 
song  diente.  Auf  der  letzten  Seite  werden  die  Summen  der 
einzelnen  Steuerrubriken  für  die  Arrondissements  und  das 
ganze  Departement  wiederholt.  Von  dieser  HauptQbersicht 
Qrhftlt  ein  Exemplar  der  Generaleinnehmer,  eines  der  Präfekt 
und  eines  dar  Minister;  letzterem  sind  jene  besonderen  Aus^ 
weise  über  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen ,  die  Zahl  der  Steuer- 
quoten ^  die  Vertheilung  der  Steuern  nach  der  Grösse  des 
Grundbesitzes,  dem  Ertrage  der  Gebftude,  der  Höhe  des 
Mietbzinses  der  einzelnen  Wohnungen,  der  Grösse  der  Ge- 
meinden, der  Art  der  Gewerbe  u.  dgL  m.  beigefügt,  welche  der 
offiziellen  Statistik  Frankreichs  jenen  eigenthümUchen  Werth 
für  die  grossen  nationalökonomischen  und  socialen  Fragen  der 
Yertlieilung  und  Vermehrung  des  Volksvermögens  verleihen.  ^ 

*  Ein  besondereB  Gewicht  wird  namentlich  Ton  jener  Klasse  National- 
Ökonomen,  welche  nur  in  einer  zwangsweisen  Beschränkung  des  Ver- 
Agongsrechies  über  das  Gmndeigenthnm  ein  Mittel  g^en  die  allzogrosse 
Zflnpütterang  desselben  sehen,  auf  die  ans  diesen  TabeUen  ersichtliche 
Zahl  der  (hundsteaerpflichtigen  in  den  einzelnen  Gemeinden  (ootes  fond^res) 
und  die  fortschreitende  Vermehrung  derselben  gelegt.    Es  betrug: 

7.ki  Durcbacbnittliche 

^"*-  jÄhrl.  Vermehrong. 

(Tansende.)  (Prooent.) 

1816  10,083  — 

1826  10,297  0,20 

1835  10,894  0,64 

1842  11,512  0,81 

1851  12,393  0,86 

1855  12,823  0,87 

Die  Vermehrung  ist  nicht  sehr  bedeutend,  besondere  wenn  man  be- 
denkt, dass  die  fortschreitende  Katastrirung  eine  grosse  Zahl  Parzellen 
it  derai  Besitiam  aaCoahm,  welche  früher  nicht  aufgezählt  waren,  dass 
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In  neaeeter  Zeit  unter  der  Leitung  doB  gegenwärtigen 
Generaldirektors  Herrn  Vandal  sind  noch  zwri  statistuche 
Arbeiten  von  ungemeiner  Bedeutung  angeordnet  worden.  * 

Die  eine  ist  ein  statistisches  Register,  enthaltend  die 
Topographie,  die  BeröUterungs -  und  Beschäftigungs-Yerfafilt- 
nisse  der  einzelneu  Gemeinden ,  die  Statistik  des  Handels  und 
der  Gewerbe,   mit  individueller  Angabe  jedes   wichtigeren 
Gewerbes  und   der  wesentlichen  Elemente  desselben,   den 
Kaufs  - ,  Pacht  -  und  Miethwertb  der  verschiedene^  Arten  des 
ESgenthums,  den  Zinsfuss,  den  Preis  der  bewegendoi  Erftfte 
(z.  B.  den  Taglohn,  den  Miethswerth  von  Last-  und  Zug- 
thieren,  von  Wasserge Allen,  Dampfkrftften),  die  Ergebnisse 
der  Beig  -  und  Hüttenwerke ,  den  Umfang  und  d^i  Werth  der 
Güter  der  todten  Hand ,  die  Eatastralergebnisse ,  die  Zahl  der 
Steuerpflichtigen  und  Steuerquoten ,  der  jährlichen  Aenderun* 
gen  und  Reklamationen ,  den  Hauptstock  der  Steuer ,  die  Zu- 
schläge, die  Ergebnisse  der  Einhebung  (wie  viel  im  Laufe 
des  Steuerjahres,  wie  viel  nachträglich,  wie  viel  im  Wege 
der  zwangsweisen  Einhebung  und  zwar  in  jedem  Stadium 
derselben  eingegangen,  wie  viel  als  uneinbringlich  oder  In 
Folge  von  Reklamationen  abgeschrieben  worden,  wie  hoch 
die  Kosten  der  Einhebung  sich  beliefen).    Bb  wird  von  den 
Steuerkontrolloren  geführt  und  für  10  Jahre  angelegt ,  manche 
Theile,   wie   z.  B.  die  Gewerbestatistik,  werden  alle   drei, 
manche  alle  fünf  Jahre  umgearbeitet;   ftkr  Eintragung  der 
wechselnden  Jahresergebnisse  ist  vorgesehen.  Uebersichten  für 
das  ganze  Departement  werden  von  den  Inspektoren  verfesst 

anter  der  Vermehrang  auch  die  zaUreicheii  Neubauten  begriffen  sind,  und 
dass  eine  Vennehraag  der  Zahl  der  Gmndsteuerpflichtigen  noch  nicht 
eine  gleich  grosse  Vermehrung  der  Grundbesitzer  darthut,  da  notorisch 
die  2^ahl  derjenigen,  welche  in  mehreren  Gemeinden  Grundstacke  besitzen, 
also  mehrmals  als  grandsteuerpflichtig  aufgeführt  werden,  zugenommen 
hat  Die  Zahl  der  im  Kataster  gesondert  aufgeführten  Omndparzellen  be- 
trug 1851  bei  176  Millionen. 

«  Cirkulare  vom  15.  Sept.  1853,  15.  Dec.  1863  und  16.  Febr.  1864. 
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andere  Arbeit  greift  in  einen  höheren  Kreis,  in 
jroen  der  Thatsachen  gdstiger  Act  hinüber,  die  wohl  zum 
Tbeile  auf  Ziffern  beruh^i,  aber  eben  auch  die  moralische 
Bedeutung  dieser  Ziffern  entwickeln  sollen.  Sie  besteht  in 
Bwei  Semestralberichten,  die  von  dem  Direktor  des  Departe- 
mente selbst  rerftisst  werden  sollen.  Sie  umfhssen  ^en  ge- 
flammten Wirkungskreis  desselben,  die  jährlichen  Aenderon- 
gen  in  den  indiyiduellen  Steuergrundlagen,  die  Uebertragung 
dersdben  in  die  Steuerkataster,  die  Revision  der  Patente, 
die  Umlage  der  Steuerkontingente,  die  Steuerausschreibung, 
die  Art  der  Aufbewahrung  und  die  Erneuerung  der  Steuer- 
kataster ,  die  Steuerreklamationen ,  die  Katastralarbeiten ,  die 
Bergwerkstaxen,  die  Haltung  des  Personals.  Sie  sollen  vor 
allem  die  Th&dgkeit  der  Beamten  beurtheilen  lehren,  wie 
viel  Zeit  die  SteuerkontroUore  auf  Reisen ,  wie  Tiel  zu  Hause 
angebracht,  wie  lange  sie  sich  in  jeder  Gemeinde  aufgehal- 
ten, welche  Erhebungen  sie  hier  gepflogen,  welche  Unter- 
Btfktsung  die  Lokaleinnehmer  ihnen  gewährt,  welchen  Nutzen 
rie  ans  «den  Mittheilungen  des  Enregistrements  geschöpft  ha- 
beny  welcher  Prüfung  ihre  Arbeiten  durch  die  Inspektoren 
unterzogen  wurden,  wann  Sie  zur  Direktion  gelangten,  bin- 
nen welcher  Zeit,  mit  welchen  Kräften  sie  hier  geprüft  und 
in  die  Kataster  aufgenommen  wurden , .  welchen  Fleiss  die 
Supemumeräre  bewiesen,  welcher  Eifer  auf  ihre  Ausbildung 
▼erwendet  wurde  u*  dgl.  m.  Sie  besprechen  auch  die  Hal- 
tung der  bei  der  Steuerbemessung  und  Steuerumlegung  thä- 
tigen  Personen  und  Körperschaften ,  insbesondere  die  Grund- 
sätze, nach  denen  bei  der  Vertbeilung  des  Departemental- 
Kontingents  auf  die  Arrondissements  und  Gemeinden  vorge- 
gangen wurde,  und  sie  würdigen  endlich  die  einzelnen 
Steuerelemente,  sie  unter  einander  und  mit  den  Ergebnissen 
früherer  J^ihre  vergleichend  und  deren  Einfluss  auf  die 
Steuerergebnisse  und  die  Steuerfähigkeit  des  Departements 
erwägend. 
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Bs  ist  genau  rorgeBeichnet,  welche  Elemente  sie  anzugeben 
und  zu  welchen  Zwecken  sie  dieselben  zu  benutzen  haben. 

Der  Umfang  der  Arbeit  der  Steuerbeamten  lässt  sidi  am 
leichtesten  ermessen,  wenn  man  bedenkt,  dass  8000  Lokal- 
einnehmer in  den  Stand  gesetzt  werden  müssen,  die  ersben 
Tage  des  Januars  mit  der  Steuerausschreibung  und  am 
1.  Februar  mit  der  Steuereinhebung  zu  beginnen,  uod  4i|ss 
zu  diesem  Ende  38,000  Gemeindesteuerrollen  ^  in  je  zwei 
Exemplaren ,  mit  Angabe  aller  Steuerpflichtigen  derselben  in 
alphabetischer  Ordnung  und  mit  mehr  als  17,000,000  einzel- 
nen Steuerquoten ,  und  für  jeden  einzelnen  Steuerpflichtigen 
der  ihn  betreffende  Auszug  der  Steuerrolle  ausgefertigt  wer- 
den müssen.  Hiezu  kömmt  die  Erhebung  und  Eridenzhal- 
tung  der  im  Laufe  des  Jahres  Tor&Uenden  Aenderuogtti 
in  den  der  Steuerbemessung  zu  Grunde  liegenden  Elemoi- 
ten  y  welche  durchschnittlich  mehr  als  ein  Sechstiieil  djer 
Steuerquoten  betreffen ,  die  Prüfung  und  Begutachtumf  von 
mehr  als  120,000  Reklamationen  gegen  die  SteuerbemesBBOg, 
von  mehr  als  30,000  Uebersichten  mit  mehr  als  360,000  6teu^- 
quoten,  die  als  uneinbringlich  angegeben  werden,  und  von 
mehr  als  120,000  oft  ganze  Gemeinden  um&ssenden  Gesu- 
chen um  Steuemachlässe,  Steuerbefreiungen,  Unterstützungen. 

Eine  treffliche  Arbeit  über  die  direkten  Steuern  Frank- 
reichs hat  im  Jahre  1853  der  jetzige  Generaldirektor  Herr  Yandal 
geliefißrt;  sie  ist  bis  jetzt  leider  nur  im  Manuscripte  vorhanden. 

Eine  unentbehrliche  Quelle  bilden  die  Bulletins  des  Con* 
tributions  directes  et  du  Cadastre;  Paris,  P.  Dupont,  woron 
1866  der  25.  Jahrgang  erscheint  Besondere  Berücksichtigung 
▼erdient  auch  der  Artikel  Gontributions  directes  von  A.  Grün 
im  Dictionnaire  de  Tadministration  frangalse,  8.  547—583. 

'  Es  gibt  gegenwärtig  in  Frankreicli  36,835  Gemeinden;  mehrere  der- 
selben sind  aber,  wie  S.  162,  Anm.  1  erwähnt  wurde,  Betmfy  der  Steuer^ 
einhebung  in  Sektionen  abgetheiit 


Bas  Enregistreme&t,  die  Domänen  und  die  Forste. 

L    Das  Enregistrement  im  engem  Sinne. 

Unter  Enregistrement  in  dem  weiteren  Sinne,  in  wel- 
chem es  in  der  Ueberschrift  des  Kapitels  genommen  wird, 
rersteht  man  alle  Gebühren,  die  aus  Anlass  von  Rechtsge- 
schäften eingehoben  werden^  selbst  mit  Ausdehnung  auf  jenen 
Theil  der  Stempelabgaben,  welche  ausser  den  Kreis  dieser 
Bestimmung  fallen. 

In  dem  engeren  Sinne,  in  welchem  es  die  Ueberschrift 
dieses  Abschnittes,  nimmt,  umfasst  es  bloss  jene  Grebiihren, 
die  fär  die  Eintragung  der  Rechtsgeschäfte  in  gewisse  zu 
ihrer  Evidenzhaltung  dienende  Register  der  Steuerbehörde 
(nicht  in  die  Grund-  und  Hypothekenbücher)  vorgezeichnet 
sind.  Das  Enregistrement  in  diesem  engeren  Sinne 
stammt  dem  Principe  nach  aus  dem  Ende  des  17.  und-  dem 
An&nge  des  18.  Jahrhunderts ,  aus  der  traurigsten  Zeit  Lud- 
wigs XIV.  ^  Während  der  Revolution  wurde  es  '—  eine  der 
wenigen  alten  Steuern  —  durch  das  Gesetz  vom  19.  Dezem- 
ber 1790  beibehalten;  doch  wurde  das  Gesetz,  dem  es  seine 
gegenwärtige  Gestalt  verdankt,  erst  am  12.  Dezember  1798 
(22.  Frimaire  an  7)  erlassen.    -Letzteres  hat  im  Laufe  der 

'  In  einseinen  Formen  und  für  einzelne  Provinzen  läast  es  sich  ins 
16.  Jahrhundert,  und  als  grundherrliche  Besitzveränderungsgebühr  noch 
weiter  hinauf  verfolgen. 

Hock,  Pinanxverwaltung  Frankreichs.  12 
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Zeit  eine  lange  Reihe  Ton  Nachtr^en  erhalten.  Die  meiaten 
bestehen  in  Erhöhungen  der  Steuerlast,  und  namenüicb  ist 
jede  der  grossen  politischen  Umwälzungen ,  welche  in  Frank- 
reich stattgefunden  und  längeren  Bestand  gewonnen  haben, 
durch  eine  solche  Erhöhung  bezeichnet  Wir  erinnon  an 
die  Gesetze  vom  26.  Mai  1799  (6.  prair.  an  yn),.28.  April 
1818,  27.  April  1831,  21.  April  1832  und  18.  Mai  1830. 
Nur  die  Restauration  und  namentlich  das  nicht  genug  anzu- 
erkennende Ministerium  Vill^e  war  in  der  Lage,  durch  das 
Gesetz  vom  16.  Juni  1824  bedeutende  und  bleibende  Erleich- 
terungen zu  gewähren,  die  erst  durch  die  folgend^  R^ie- 
rungen  und  nur  zum  Theile  wieder  zurttckgenonmien  wurden. 

Die  Enregistrementsgebühren  sind  theils  fixe ,  theils  pro- 
portionale, nach  dem  Werthe  des  Gegenstandes,  den  dar  zu 
registrirende  Akt  betrifft,  sich  richtende.  Das  entscheidende 
Moment,  ob  die  proportionale  oder  die  fixe  Gebühr  zu  ^t- 
richten  sei,  liegt  in  der  Regel  darin,  ob  in  der  zu  rerge- 
bührenden  Urkunde  ein^  in  Geld  schätzbares  Recht  erworben 
oder  die  Befreiung  von  einer  in  Geld  schätzbaren  Verpfiich- 
tung  ausgesprochen  werde  oder  nicht. 

Die  fixen  Gebühren  betragen  %  bis  100  Fr.,  je  nach 
der  Wichtigkeit  des  Inhaltes  der  zu  rergebtthrenden  Urkunde, 
der  Höhe  der  Autorität^  von  der  sie  ausgebt,  oder  «auch  je 
nachdem  das  bezügliche  Rechtsgeschäft  dem  Gtesetzgober  als 
ein  besonders  zu  begünstigendes  oder  als  ein  zu  erschweren- 
des, als  ein  selbstständiges  oder  bloss  als  eine  noth wendige 
Folge  eines  andern  bereits  proportionalen  Gebühieir  unter- 
zogenen Geschäftes  erschien. 

So  z.  B.  zahlen  Akte  unter  Privaten,  die  übr^B^ 
schaffenheit  nach  keiner  Proportionalgebühr  unterliegen,  an 
fixer  Gebühr  nur  1  Fr.  bis  10  Fr.,  und  hierunter:. 

1  Fr.  Zeugnisse,  Lehrbriefe,  Bestätigungen  über  Leben, 
Wohnort  u.  dgl.,  EoUationirungen,  Vidirungen^  Auszüge, 
BauToranschläge ,     Rechnungsbilanzen ,     VenidHl^tungen, 
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AnnahcMn  (iberiragener,  bereite  vergebtihrter  Rechte,  Akte 
über  »ÄtlfikBtion ,  Exekution,  Ergänzung  und  Vollziehung 
bereits  rergebührter  Vertri^e,  Freilofisung  von  Sklaven. 

Alle  diese  Akte  vor  öffentlichen  Agenten  und  Verwal- 
tungebehörden vollzogen,  zahlen  2  Fr.,  bei  Gericht  (au 
greffe)  3  Fr.  ' 

2  Fr.  Zustimmungs-  und  Ermftchtigungs-  (Autorisations-) 
Erklärungen,  Vollmachten,  Enthebung  von  Rechnungsver- 
pfiichtungen,  Depositen,  Depositenerhebungen  und  Recepisse 
über  erlegte  Akten  und  BeweissiQcke  (pi^ces),  Gertifikate 
üb^r  Kautionen  und  Bürgschaften ,  Proteste,  Frachtbriefe,  die 
Wahl  von  Sachkundigen  (experte),  Eviktionsversprechen, 
Rechtsakte,  die  wegen  der  Nullität  früher  versteuerter  neu 
gemacht  werden,  Rücktritte,  Retraktationen ,  Adoptionen, 
dann  die  vom  Gesetzgeber  besonders  begünstigte  Legitinii- 
rang  unehelicher  Kinder  durch  nachfolgende  Heirath. 

3  F  r.  Wiederversteigerungen  (k  la  foUe  ench^re) ,  wenn 
der  erste  Zuschlag  bereits  vei^bührt  worden  und  das  Meist- 
bot der  ersten  Versteigerung  nicht  überschritten  wird,  Ab- 
tretui^  erkaufter  oder  versteigerter  Gegenstände,  wenn  sich 
das  Recht  hiezu  vorbehalten  und  die  diessflällige  Erklärung 
binnen  24  Stunden  nach  dem  Kaufe  oder  der  Versteigerung 
durch  einen,  öffentlichen  Akt  abgegeben  worden  ist ,  Wieder- 
vereimgung  der  Nutzniessung  mit  dem  Eigenthume  durch 
Cession,  wenn  erstere  schon  bei  der  ursprünglichen  Tren- 
nung versteuert  worden^  nicht  besonders  benannte  Verträge, 
VergfeidiB,  wenn  das  darin  enthaltene  Recht  nicht  in  Geld 
schätebar  ist,  die  Ernennung  von  Schiedsrichtern,  Seecon- 
naissements  (Seefrachtbriefe). 

4  Fr.  Protokolle  über  Ernennung  oder  Veränderung 
Vota   Kuratoren   irtid  Vormündern,    Erklärungen   des  Fami- 

lienraths. 

5  Tr.     Heirathsverträge,   die   bloss  die  Fortdauer  der 
Vermögensverhältnisse  constatiren,  Theilungen 
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unter  Miteigen thümem,  die  Errichtung  und  Auflösung  Ton 
GesellBchaften,  Testamente  oder  andere  Akte  der  Freigebig- 
keit auf  den  Todesfall ,  die  Anerkennung  unehelicher  Kinder 
ausser  durch  nachträgliche  Heirath. 

10  Fr.  Orossj&hrigkeits-Erklärungen ,  Eigenthums-Ueber- 
tragungen  und  andere  Rechtsänderungen  in  Ansehung  von 
Grundstücken,  die  nicht  in  Frankreich  liegen.  — 

Gerichtsakte  (sofeme  sie  nicht  wegen  Zuerkennung 
Ton  Rechten  oder  Befreiung  von  Verpflichtungen  einer  höhe- 
ren Proportionalgebühr  unterliegen)  mit  Ausnahme  jener  über 
Ehescheidungen,  Adoptionen  und  die  gerichtliche  Vormund- 
scHaft  (tut^le  officieuse)  sind  mit  Vs  bis  25  Fr.  belegt    Z.  B. 

y^  Fr.  zahlen  Zustellungen  und  Vorladungen  des  Ba- 
thes  der  Prud'hommes,  wenn  die  Streitsache  26  Fr.  über- 
schreitet, AdTokatenschriften  I.  Instanz. 

1.  Fr.  Friedensrichterliche  und  polizeiliche  Akte  und 
auch  Endurtheile  dieser  Instanzen ,  wenn  die  zu  erkennende 
Strafe  1  Fr.  nicht  überschreitet,  Advokatensehriften  IL  In- 
stanz, Entscheidungen  der  Prudliommes  über  Summen  von 
mehr  als  25  Fr. 

2  Fr.  Die  Protokolle  und  Berichte  von  Beamten,  Wäch- 
tern, Kommissären,  Sequestern,  Experten,  Landmessern,  Ge- 
rich tsdienem  I.  Instanz  j  Erkenntnisse  der  Friedensrichter  und 
Polizeigerichte  über  höhere  Summen  als  1  Fr. 

3  Fr.  Alle  Akte  bei  den  Gerichtskanzleien  (au  greflb) 
I.  Instanz,  die  nicht  höher  belegt  sind,  Protokolle  und  Be- 
richte von  Gerichtsdienem  II.  Instanz,  Advokatensctniften 
m«  Instanz,  Interlocute  und  vorbereitende  Urtheile  L  In- 
stanz, Eidesleistungen  minderer  Diener  der  Gerichte  und  der 
Verwaltung. 

4  Fr.  Protokolle  über  die  Anlegung,  Anerkennung, 
Abnahme  des  gerichtlichen  Verschlusses. 

5  Fr.  Alle  Akte  bei  den  Gerichtskanzleien  11.  Instanz, 
die  nicht  höher  belegt  sind,   Protokolle  und  Berichte   von 


181 


m.  Instanz  (desEaasationshofes,  Staatdrathee), 
Endartheile  I.  Instanz,  Appellationen  von  Friedensrichtern 
oder  Ton  I.  Instanzen ,  Interlocute  and  vorbereitende  Urtheile 
EL  Listanz. 

10  Fr.  Endurtheile  11.  Instanz,  Appellationen  von  diesen 
Urtheilen ,  Interlocute  and  vorbereitende  Urtheile  m.  Instanz. 

15  Fr.  Eidesleistungen  der  Notare,  Gerichtsdiener ^  Oref- 
fiers,  Avou^,  Advokaten,  öflfentlicher  Vertheidiger,  höherer 
Verwaltungsbeamten. 

26  Fr.  Rekurse  und  Revisionsbeschwerden  an  die  m. 
Instanz,  Urtheile  m.  Instanz  (des  Eassationshofes  und  des 
Staatsrathes). 

Am  stärksten,  nämlich  von  5  bis  100  Fr.  sind  endlich 
Gerichtsakte  in  Ehescheidungssach^i ,  in  Anerkennung  von 
Adoptionen  und  in  Angelegenheiten  der  tut^le  officieuse 
belegt 

Hier  zahlen  schon: 

5  Fr.    Gerichtsakte  und  Interlocute  I.  Instanz.  _  ^ 
15  Fr.    Endurtheile  in  L  Instanz  mit  dem  Aus*  ' 

Spruche  auf  Interdiction  oder  Trennung/  lg  ^ 
der  Güter.  V  'S  -l 


25  Fr.    Endurtheile  11.  Instanz   mit  dem  Aus«»! 

Spruche  auf  Trennung   von  Tisch  undl^ 
Bett.  "  ^ 

50  Fr.    Akte  der  tut^le  officieuse. 
100  Fr.    Anerkennung  der  Adoption. 

Die  Proportional-GebUhren  steigen  von  Vio  bis  zu 
10V2%.  Bier  ist  die  Wichtigkeit  des  erworbenen  Rechtes 
oder  der  aufgehobenen  Verpflichtung  entscheidend :  ob  es  sich 
nur  um  die  Aufbewahrung^  vorübergehende  Benützung  u.  dgl., 
oder  um  Uebertragung  der  Nutzniessung  oder  des  Eigenthums 
handle,  femer,  ob  ein  persönliches  oder  ein  dingliches  Recht, 
und  zwar  letzteres  unter  dem  Schutze  der  vom  Staate  ge- 
Abrten    Grund-    und   Hypothekenbücher    erworben    werde, 
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endlich  ob  das  Recht  durch  einen  onerosen  Titel,  oder  durch 
einen  Akt  der  Freigebigkeit,  oder  durch  den  Todesfkll  ron 
einem  Besitzer  auf  den  andern  übergehe,  wobei  in  den  bei- 
den letzten  Fällen  wieder  unterschieden  wird ,  ob  der  Uaber- 
gang  in  gerader  Linie  nach  dem  regelmässigen  Gange  der 
Erbfolge,  oder  in  Seitenlinien  auf  nähere  oder  entferntere 
Verwandte,  auf  Ehegatten  oder  auf  fremde  Personen  stattfinde. 

Durch  diese  mannigfaltigen  Unterscheidungen  ist  ein  sehr 
verwickeltes  System  entstanden,  welches  nur  durch  sorglKI- 
tig  yerfasste  und  oft  erneuerte  alphat>etische  Register  in  eine 
für  die  Anwendung  leichtere  Fassung  gebracht  werden  kann. 

Nach  den  entwickelten  Orundsätzen  zahlen  Recht^e: 
Schäfte  über  bewegliche  Sachen  unter  onerosem  Titel  oder 
beim  Uebergang  in  gerader  Linie  nur  Vi^  bis  V/^%,  So 
z.  B.  zahlen: 

Vio7o-   Verbargung  von  Pachtschillingen. 

%%:  Pacht  und  Miethe,  Verträge  über  Viehweide  und 
Viehmastung  (ch^ptel) ,  Alimentationsverträge  \  alle  diese  Ver- 
träge auf  bestimmte  Dauer  abgeschlossen ,  Uebertragong  des 
Eigen thums  durch  Vererbung,  Schenkung  oder  Theilung  in 
gerader  Linie. 

Vi  % '  BiUets  k  ordre  und  sonstige  Handelseffekten  ^  mit 
Ausnahme  der  (gebührenfreien)  gezogenen  Wechsel  (welche 
nur  dann  einer  Gebühr  unterliegen,  wenn  sie  protestirt  und 
vor  Gericht  gebracht  werden  müssen). 

1/2%:  Quittungen  und  andere  Scheine  über  erfüllte  Ver- 
bindlichkeiten. Feststellung  von  Rechnungen,  Vergleiche 
zwischen  Gläubigem  und  Schuldnern  vor  dem  Bankerotte, 
Aktienscheine,  Aktiencoupons  u.  dgL,  falls  sie  nicht  nach 
dem  Gesetze  vom  5.  Juni  1850  von  der  Registrirung  befreit 
wurden j  Lehrbriefe,  wenn  darin  Zahlungen  bedungen  Mcer- 
den,  Kautionen,  Urtheile  L  Instanz  über  in  Geld  schätzbaoi 
bewegliche  Sachen ,  Schuldverschreibungen  ä  In  grosse  aven- 
ture  oder  Behufs  der  Rückkehr  nach  Hause  (Bodmereiverträge).« 
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1%:  Vorträge  über  bewegliche  Güter,  die  nicht  lieber- 
IragHngen  des  Eigenthums  und  nicht  Akte  der  Freigebigkeit 
sind,  z.  B.  Schuldverschreibungen,  Cessionen  und  Delega- 
tionen derselben,  Depositenrerträge  u.  a.  m.;  Assekuranz- 
rerträge  (nach  dem  Wertbe  der  Pr&mie  und  wenn  sie 
nicht  nach  dem  Gesetze  vom  5.  Juni  1860  von  der  Regist- 
riiung  befreit  worden;  bei  Seeassekuranzen  nur,  wenn  Ge- 
brauch vom  Vertrage  vor  Gericht  gemacht  wird)  Versteige- 
rungen Ton  Arbeits-,  Herstellungs-  und  Unterhalts -Unter- 
nehmungen. 

2  %:  Erwerbung  von  Eigenthum  durch  Kauf,  Bestellung 
von  ewigen  oder  Leibrenten  y  Pacht  oder  Miethe  von  beweg- 
lioben  Sachen  auf  unbestimmte  Zeit 

2y^%i  Tausch  (nur  nach  dem  W^the  des  Einen  Tausch- 
gegenstandes) ,  Entschädigungen  (dommages-int^rdts) ,  ausge- 
sjfftocbßn  durch  Gerichte. 

Rechtsgeschäfte  über  unbewegliche  Sachen  oder  hj- 
pothecirte  Rechte  unter  onerosem  Titel  oder  beim  Uebergang 
in  g^vader  Linie  zahlen  ^y,  bis  5'/,%;  nämlich: 

V/2%:  Verpfändung,  Eigenthums-Uebertragung  durch 
Todesfall  in  gerader  Linie. 

5%:  Pacht  gegen  ewige  Renten,  auf  Lebenszeit,  auf 
unbestämmte  Dauer. 

5V2%:   Erwerbung  durch  onerosen  Titel. 

ESrwerbungen  ron  unbeweglichen  Sachen  durch  Schen- 
kung oder  Vererbung  unter  Andern  als  Ascendenten  und 
Descendenten  zahlen  in  Betreff  beweglicher  Sachen  3  bis  9 
und  in  Betreff  unbeweglicher,  je  nach  der  Nähe  der  Ver- 
wandtschaft oder  dem  bestehenden  Ehebande,  ^%  bis  10V2%- 

Den  Enregistrementsgebühren  sind  auch  die  Staatssie- 
gelgebühren  (droits  de  sceau)  beizuzählen,  die  nach  den 
Osdonnanzen  vom  8.  Oktober  und  26.  December  1814  und 
20.  Juli  1837  und  nach  dem  Gesetze  vom  7.  August  18B0 
für   Titel-,   Wappen-,   Adelsrecht  -  Bestätigungen   und  Ver- 


184 


leihuDgeD,  NaturaliMitioDs- Dekrete,  Erlauboiss  in  fremde 
Dienste  zu  treten,  Alters-  und  Verwandtschaftsnacbsicht  bei 
Heirathen ,  Namensveränderungen ,  in  fixen  Beträgen  von  50 
bis  6000  Fr.  bemessen  sind.  Der  Umstand,  dass  denselb^i 
durch  das  Gresetz  vom  28.  April  1816  unter  dem  Titel  des 
Enregistrements  besondere  20prozentige  Zuschläge  beigefügt 
wurden,  dürfte  nicht  dagegen  geltend  zu  machen  sein. 

Nach  den  Gesetzen  vom  25.  Mai  1799  (6  prairial  an  7) 
und  vom  14.  Juli  1855  ist  von  allen  bisher  aufgezählten  Gre- 
bühren,  wie  überhaupt  von  allen  nicht  ausdrücklich  ausge^ 
nommenen  Abgaben,  ein  zweifacher  lOprozentiger  (also  ein 
20prozentiger)  Zuschlag  zu  entrichten. 

Die  Proportionalgebuhr  darf  nie  unter  25  Centimes  und 
für  Akte,  welche  nach  Umständen  einer  fixen  Grebühr  unter* 
liegen  (z.  B.  für  Urtheile),  nie  unter  dem  Betrage  der  fixen 
Gebühr  bemessen  werden.  Sie  steigt  von  20  zu  20  Fr.  des 
zu  vergebührenden  Betrages.  Beträge  unter  20  Fr.  werden 
als  voll  angenommen. 

Muss  die  Urkunde  im  Original  oder  im  Konzepte  verge- 
bührt werden,  so  sind  die  Kopien  und  Reinschriften  frei, 
sind  die  Reinschriften  (exp^ditions)  belegt,  so  muss  jede 
Reinschrift  vei^ebührt  werden,  doch  unterliegt  nur  eine  der 
Proportionalgebühr. 

Sind  in  Einer  Urkunde  mehrere  von  einander  unabhän- 
gige, nicht  nothwendig  emes  aus  dem  andern  folgende  Rechts- 
geschäfte enthalten ,  so  ist  für  jedes  gesondert  die  Gebühr  ab« 
zunehmen. 

Es  wird  dem  Principe  nach  das  abgeschlossene  Rechts- 
geschäft, nicht  die  darüber  aufgenommene  Urkunde  besteuert, 
daher  die  Gebühr  auch  dann  einzubeben  ist,  wenn  aus  nach- 
folgenden Akten,  z.  B.  aus  Verpachtungen  finiher  Andern  ge- 
höriger Güter,  aus  Einemtung  früher  Andern  gehöriger 
Früchte,  aus  Anmeldungen  in  den  Listen  für  die  direkten 
Steuern ,  aus  Prozessen  auf  Grund  mündlicher  Verabredungen, 
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das  abgeachlossene  Rechtsgeschäft  zu  ersehen  ist.  Dieses  Prin- 
cip  findet  nur  dort  nicht  Anwendung,  wo  eben  die  Form  des 
Rechtsgeschäftes,  die  Erklärung  vor  einem  öffentlichen  Agen- 
ten oder  einer  Behörde  ^  die  Angabe  eines  solchen  Agenten 
oder  der  Akt  der  Gerichte  ^  den  Titel  der  Besteuerung  bildet. 

Die  Gebühr  ist  für  jedes  Geschäft  zu  entrichten^  das  in 
Frankreich  einem  Akte  der  Gerichte  oder  der  öffentlichen 
Agenten  unterzogen  werden  oder  eine  Rec^tswirkung  üben 
soU^  daher  auch  für  Urkunden,  die  in  den  Kolonien  oder  in 
fremden  Ländern  ausgestellt,  in  Frankreich  eine  Wirkung 
üben  sollen,  und  für  Urkunden,  die  in  Frankreich  aufge- 
nommen, auf  Rechtswirkungen  in  den  Kolonien  oder  in 
fremden  Ländern  sich  bezieben.  « 

Ein  eigener  Abschnitt  des  Enregistrementgesetzes  beschäf- 
tigt sich  damit,  zu  bestimmen,  wie  in  den  einzelnen  Fällen 
der  als  Grundlage  der  Proportionalgebühr  dienende  Werth 
des  erworbenen  Rechtes  oder  der  aufgehobenen  Verpflich- 
tung zu  ermitteln  sei. 

In  der  Regel  dient  als  Anhaltspunkt  der  in  der  Urkunde 
ausgedrückte  Werth,  die  Summe  der  Pachtschillinge,  der 
nach  durchschnittlichen  Marktpreisen  berechnete  Werth  der 
Naturalleistungen  u.  dgl.  Ist  zwar  nicht  der  Werth  des  Ge- 
genstandes, aber  doch  der  Jahresertrag  bekannt,  so  wird  das 
Zwanzigfache  des  letzteren  als  Grundlage  der  Besteuerung 
benutzt  Auf  gleiche  Weise  wird  eine  immerwährende  Rente 
mit  dem  Zwanzigfachen,  eine  lebenslängliche  mit  dem  Zehn- 
fachen des  Jahresbetrages  geschätzt  Fehlt  es  an  solchen 
Anhaltspunkten^  so  kann  der  Steuerpflichtige  zur  Angabe 
des  Weräies  verhalten  werden. 

Bei  unbeweglichen  Gütern  kann  die  Finanzverwaltung, 
wenn  ein  Uebereinkommen  mit  dem  Steuerpflichtigen  nicht 
zu  Stande  kommt,  auf  gerichtliche  Schätzung  dringen.  Diese 
wird  beim  aviltribunal  des  Arrondissements ,  wo  das  Gut 
liegt,  angesucht. 
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Bei  Verkäufen  dient  der  Preis  des  verkauften  Gegen- 
standes als  Hassstab;  es  werden  jedoch  denselben  alle  yon 
Käufer  ttbemommenen  Lasten  hinzugerechnet,  so  dass  der 
Werth  des  ganzen  unbelasteten  Objekt^  versteuert  wird. 
Ganz  folgerecht  wird  auch  bei  Schenkungen  unter  Lebeoden 
oder  bei  dem  Uebergange  durch  Todesfoll  der  Wesih  des 
Gegenstandes  ohne  Abzug  der  Lasten  der  BesteoeniBg  zu 
Grande  gelegt ' 

Das  Gesetz  bestimmt  femer  genau  y  binnen  welefaer  Zeil 
und  an  welchem  Orte  der  steuerbare  Akt  anzumelden  sei. 
Ebenso  ist  genau  die  Person  des  Steuerpflichtigen  bezeichnet. 

In  der  Regel  ist  es  derjenige,  welcher  ein  Recht  er- 
wirbt oder  von  einer  Verpflichtung  befreit  wird.  Die  Haf- 
tung ruht  aber  auch  auf  der  übertragenen  Sache  und  kann 
gegen  jeden  späteren  Besitzer  geltend  gemacht  werden. 

Die  Gebühren  müssen  vor  der  Registrirung  der  Urkunde 
in  dem  von  dem  Amte  berechneten  Betrage  erlegt  werden. 
Hält  sich  der  Steuerpflichtige  für  beschwert,  so  steht  ihm 
wie  bei  allen  indirekten  Abgaben  der  Rechtsgang  vor  d^i 
Cüvilgerichten  im  Wege  der  Aufforderungsklage  ofifen.  Die 
vollzogene  Registrirung  und  bezahlte  Gebühr  wird  auf  der 
Urkunde  selbst  bestätigt. 

Von  gewissem  Gewichte  für  die  Sicherung  und  schnelle 
Einbringung  der  Gebühr  ist  die  Bestimmung,  dass  in  der 
Regel  der  bei  den  steuerbaren  Geschäften  mitwirkende  (Vffient- 
Jiche  Agent,  z.  B.  der  Gerichtsdiener  (huissier),  der  Notar, 
der  GreSler  (Kanzlei Vorsteher)  bei  den  Gerichten ;  der  Sekre- 
tär (Hilfsämterdirektor)  bei  den  Verwaltungsbeh(Men ,  fttr 
die  Steuerpflichtigen  die  Grebühr  zu  entrichten  hat. 

Leistet  er  die  Zahlung  vorschussweise,  so  stehen  ihm 
gegen  den  säumigen  Steuerschuldner  dieselben  Rechte  wie 
der  Staatsverwaltung  selbst  zu. 

Zur  Sicherung  der  Abgabe  dienen  mannigfache  admini- 
strative Anordnungen  und  mannigfache  Strafen. 
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In  allen  aufgenommenen  Protokollen  und  in  allen  ge- 
richtlichen oder  administrativen  Akten,  wo  früherer  Urkun- 
den Erw&hnung  geschieht,  muss  angegebep  sein,  ob,  wann, 
wo.  und  mit  welchem  Betrage  dieselben  vergebuhrt  worden 
sind.  Die  Ortsobrigkeiten  sind  yerhalten ,  den  Enregistrements- 
Eännehmem  monatliche  Verzeichnisse  der  vorgefallenen  Todes- 
ffille,  dieAemter  für  die  direkten  Steuern ,  die  vorgefallenen 
Eigentllumsänderungen ,  die  Notare,  Gerichtsdiener,  Greffiers, 
Sekretäre,  die  Verzeichnisse  über  die  von  ihnen  aufgenom- 
menen Akte  vorzulegen.  Die  Verifikateurs  und  andere  höhere 
Beamten  des  Enregistrements  haben  das  Recht  in  die  Akten 
und  Archive  dieser  öfTentlichen  Agenten,  der  Gerichte  und 
Verwaltungsbehörden  Einsiebt  zu  nehmen. 

Oeffentliche  Verkäufe  und  Versteigerungen  dürfen  nach 
dem  Gesetze  vom  22.  pluviose  an  Vn  (11.  Februar  1799)  nur 
aaier  Dazwischenkunft  öffenüicliei:  Agenten  stattfinden,  die 
hicB^on  dem  Enregistrementsbeamten  des  Arrondissements 
Anzeige  zu  erstatten  haben. 

Im  Versteigerungsprotokoli  müssen  die  erzielten  Preise 
in  Worten  und  Buchstaben  ausgedrückt  sein,  und  das  Ori- 
ginalprotokoll selbst  muss  zur  Registrirung  überreicht  werden. 

Vor  dem  Gesetze  vom  16.  Juni  1824  war  es  sogar  den 
öffentlichen  Agenten  verboten,  auf  Grund  nicht  vergebühr- 
ter  Urkunden  einen  Akt  vorzunehmen,  den  Gerichten,  eine 
Ebtscheidung  zu  fällen.  Seit  diesem  Gesetze  besteht  bloss 
die  Verpflichtung,  keinen  Akt  vorzunehmen  und  keine  Ent* 
Scheidung  zu  fiUlen,  ehe  die  Registrirung  vollzogen  und  die 
Strafe  für  die  unterlassene  Registrirung  berichtigt  ist 

Aber  noch  immer  dient  die  Registrirung  als  Kontrolle 
der  Amtshandlungen  der  öffentlichen  und  Gerichtsagenten 
und  als  eine  Ergänzung  der  für  den  aufrechten  Inhalt  und 
die  Erhaltung  ihrer  Akten  vorgezeichneten  Sicherungsmass- 
regi^lA,  sie  ersetzt  in  gewissen  Fällen  den  Verlust  der 
Originalakte    und    gibt    den    ohne    Dazwischenkunfk    eines 
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öffenüichen  Agenten  abgeschlosaenen  RechtsgeschäAen  ein  be- 
stimmtes Datum.  ^ 

Die  Strafe  der  nicht  binnen  der  vorgezeichneten  Frist 
angesuchten  Registrirung,  der  nicht  richtigen  Werlhsangabe 
u.  dgL  besteht  in  der  Regel  in  Bezahlung  der  doppelten  statt 
der  einfachen  Gebühr.  Fttr  die  öffentlichen  Agenten ,  welche 
die  ihnen  auferlegten  Verpflichtungen  nicht  vollziehen,  sind 
fixe  Geldstrafen  bestimmt  Die  Anführung  der  Daten  des 
Registrements  einer  Urkunde,  welche  nicht  registrirt  wurde, 
wird  als  Verfälschung  strafgerichtlich  geahnt. 

Es  ist  bei  einem  so  häufig  und  tief  in  die  bürgerlichen 
Verhältnisse  eingreifenden  Abgabengesetze  begreiflich,  dass 
viele  Ausnahmen  von  der  vollen  Strenge  desselben  bestehen 
müssen.  Oft  werden  geringere  als  die  allgemein  vorgescäirie- 
benen^  fixe  statt  proportionale  Gebühren  gefordert,  oft  wer- 
den die  Gebühren  gestundet,  oft  ganz  nachgesehen,  manch- 
mal sogar  die  Urkunden  von  der  Förmlichkeit  der  Registri- 
rung  befreit. 

Solche  Steuerbegünstigungen  und  Befreiungen  treten  vor 
allem  dort'  ein,  wo  die  Staatsverwaltung  selbsj;  unmittelbar 
oder  mittelbar  im  Preise  der  von  ihr  gewüncfchten  oder  von 
ihr  zum  Verkaufe  angebotenen  Dinge-  die  Gebühr  xahlen 
müsste.  Darum  unterliegen  Versteigerungen  und  Verträge 
über  Arbeiten  und  Unternehmungen ,  wo  der  Staat  den  Preis 
der  Arbeit  zahlt ,  nur  der  fixen  Gebühr  von  1  Fr. ;  Kautionen 
für  solche  Versteigerungen  und  Verträge  nur  der  fixen  Ge- 
bühr von  2  Fr.,  Versteigerungen  und  Verkäufe  von  Staats- 
domänen nur  der  zweiprozentigen  Gebühr;  Kautionen,  die  in 
andern  Fällen  dem  Staate  geleistet  werden,  nur  der  Hälfte 
der  Proportionalgebühr.  Pachte  und  Miethen  von  unbeweg- 
lichen Sachen,  wo  der  Staat  den  Zins  zahlt,  Erwerbungen, 
Tausche,  Theilungefi  unbeweglichen  Eigen thums,  wo  der 
Staat  mit  kontmhirt,  Protokolle  in  Sachen  der  allgemeinen 

'  Code  Nap.  art  1336. 
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und  der  Sicherheitspolizei,  der  StrafyoUziehung  (rindicte 
publique) ,  der  Expropriation  zu  öffeuüichen  Zwecken  \  wer- 
den unentgelüich  registrirt.  Von  der  Begistrirung  befreit 
sind  Akte  der  Gesetzgebung,  Akte  der  öffentlichen  Verwal- 
tung, mit  Ausnahme  jenec,  die  Privatrechte  verleihen  und 
an  Private  gerichtet  sind,  öffentliche  Wahlakte,  Anweisun- 
gen auf  öffentliche  Kassen,  Endossements  und  Quittungen 
darüber ,  Quittungen  der  Staatsbeamten  und  Angestellten  ttber 
ihre  Bezüge,  Inscriptionen  der  öffentlichen  Schuld,  deren 
Uebertragungen  und  Interessen-Quittungen,  Lebenszeugnisse 
Bebuft  deren  Behebung  oder  zur  Behebung  von  Leibrenten 
uud  Pensionen  aus  Staatskassen,  Schatzscheine,  Quittungen 
des  Staates  an  ö£kntliche  Bechnungsleger,  die  Rechnungen, 
Register,  Journale,  Steuerrollen  der  letzteren,  Gerichtsakte 
und  Urkunden,  betreffend  die  allgemeine  und  die  Sicherheits- 
polizei und  die  Strafrechtspflege,  Pässe,  Legalisirungen  der 
Unterschrift  öffentlicher  Agenten  und  Beamten,  Civilstands- 
r^gister  und  Auszüge  aus  denselben,  die  Akten  in  Betreff 
der  Nationalgarde,  der  Vicinalstrassen ,  die  Akte  .zum  Besten 
des  Heer-  und  Flottendienstes.  Gestundet  werden  die  Ge- 
bühren für  die  Akte  und  Protokolle  der  Friedens-  und  Poli- 
seigericlite,  der  Polizeikomnüssäre ,  der  Wald-  und  Feld- 
wficbter  und  für  die  gerichtlichen  Akte  über  Requisition  des 
Staatsanwaltes  so  lange,  bis  eine  Verurtheilung  erfolgt 
und  die  Gebühr  vom  Verurtheilten  hereingebracht  wer- 
den kann. 

Eäne  zweite  Reihe  von  Ausnahmen  erscheint  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Armen  und  Dürftigen  und  zur  Verhütung 
der  Eumulirung  der  Steuerlasten  geboten.  Aus  solchen  Grün- 
den werden  Akte  ttber  die  Einbringung  von  Staatsabgaben 
und  Staatsforderungen  im  Betrage  von  nicht  mehr  als  100  Fr. 
unentgeltlich  registrirt.  Zeugnisse  fbr  Arme  Behufs  ihrer 
Verfaeirathung   oder   der  Legitimation   ihrer  Kinder,   Akte 

<  Ctawta  Tom  3.  Mai  1841. 
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unier  Staatenegel  lür  Arme^  ^  Armuthszeugnisse ,  QuittcingeD 
über  bezahlte  Abgaben,  Eriäsae  über  Steuerbefreiiuigen, 
Steaerermftasigungen,  Unterstützungen  für  erlittene  Unfllle 
an  steuerbaren  Objekten ,  Quittungen  über  solche  StenoiitiJti» 
tutionen  und  Unterstützungen ,  Rekurse  an  den  Staatsralh  in 
Sachen  der  direkten  Besteuerung  werden  nicht  registrirt. 
Gestundet  werden  die  Gebühren  für  die  Oerichtsakte  in 
Streitigkeiten,  wo  einer  der  Parteien  die  Vertretang  ran 
Amtswegen  (assistance  judiciaire) ,  geregelt  durch  das  Gesete 
Tom  22,  Januar  1851  ^  bewilligt  worden  ist  In  der  Kommis- 
sion, welche  über  diese  Bewilligung  entscheidet,  hat  Mr^- 
gens  der  Einnehmer  des  Enregistrements  Sitz  und  Stimmt. 
Wird  der  Gegner  des  ron  Amtswegen  Vertretenen  sachfUlig^ 
so  werden  die  gestundeten  Gebühren  von  ihm  eingebracht; 
im  G^entheile  bleiben  sie  bis  zum  Eintritte  der  VeijAbrifng 
dem  Vertretenen  zur  Last  geschrieben. 

Einige  Begünstigungen  in  der  Steuerentrichtung  kommen 
endlich  auf  Biechnung  der  Rücksichten,  welche  gewisse  sehwach 
bevölkerte  Landestheile  und  gewisse  Arten  von  Rechtsge- 
schäften verdienen.  So  z.  B.  werden  in  Algerien  die  Oabüh- 
ren  nur  in  der  Hälfte  des  gesetzlichen  Ausmasses  und  obsve 
die  zwei  zehnprocentigen  Zuschläge  entrichtet,  Uebertragnn- 
gen  durch  Todesfall  sind  ganz  gebührenfrei.  '^  Der  Grund- 
erwerb  in  Korsika  ist  mit  31/2%  statt  mit  6%%  belegt  De- 
positen, Depositenerhebungen  von  Geld  und  von  Werthspa- 
pieren  bei  öffentlichen  Agenten  unterliegen  der  fixen  Gebühr 
von  2  Fr.  In  EonkursfUlen  wird  für  die  Anerkennung  der  Gläu- 
biger und  für  Vergleiche  mit  denselben  nur  die  fixe  Gebühr 
von  8  Fr.;  für  die  Abtretung  der  Güter,  die  Beschlüsse  der 
Gläubiger  über  die  Eonkursmasse  die  fixe  Gebühr  von  5  bY 
entrichtet.  Verkäufe  von  Waaren  an  der  Börse  im  Wege 
der  Versteigerung  durch  öffentliche  Mäkler  oder  ihnen  gleieh* 

»  Dekret  vom  26.  April  1832. 
'  Ord.  Tom  19.  Oktober  184t 
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g«lialleiie  Personen  unterliegen  nur  der  halben  Gebühr;  der 
Verkauf  havarirter  Waaren  durch  die  Marinekommissäre  der 
fixen  Gebühr  von  2  Fr.,  der  Verkauf  von  Schiffen  und  Thei- 
leo  haTarirter  Schiffe  1  Fr.  Die  Verhandlungen  vor  den 
Vergloiehbureaüx  sind  bis  auf  das  aufzunehmende  Protokoll 
und  d^[i  Vergleich  selbst  von  der  Registrirung  befreit;  glei- 
cher Freiheit  gemessen  die  Entscheidungen  des  Rathes  der 
Pradlionmies  bis  über  einen  Betrag  von  25  Fr. ,  die  Verhand- 
lungen und  Entscheidungen  der  Disciplinarkammem  der 
Af0a6ß^  Notare,  Gerichtsdiener,  die  Auszüge  aus  Grund- 
uftd  Hypothekenbüchem  und  die  Werbelisten  und  Mann- 
sohaftsveizeichnisse  auf  Handelsschiffen;  Assekuranzverträge 
und  Güterabtretungen  im  Fklle  der  Bodmerei  zahlen  in 
KiiegBzeiten  nur  die  halbe  Gebühr. 

Polizen  wechselseitiger  Versicherungsgesellschaften,  Eau- 
tionen  der  Grundbuchs-  und  Hypothekenführer,  bestehend  in 
unbewegUchem  Eigenthum^  die  Ueberlassung  von  Parzellen 
ausgetiockneter  Horöste  durch  die  Eigenthümer  an  den  Unter* 
nehmer  der  Austrocknungsarbeiten,  Schiffsbau-  und  Schiffi- 
ausrüstungs-Verträge ,  Darlehensverträge  g^en  Verpfändung 
von  Staatspapieren  oder  Waaren  in  öffentlichen  Niederlagen, 
Akte  der  durch  das  Gtesetz  vom  21.  März  1848  und  10.  Juni 
185S  gegründeter  Industrie -Eomptoirs  Behufs  der  Geltend- 
machung ihrer  Forderungen  zahlen  nur  die  fixe  Gebühr 
von  2  Fr. 

P^isionen  für  Irre  in  Öffentlichen  Anstalten,  Vergleiche 
in  ZollstraiVerhandlungen  die  fixe  Gebühr  von  1  Fr. 

Quittungen  und  Erlagscheine  von  Parteien,  welche  in 
die  Depositen-  und  Eonsignationskassa  einlegen  oder  ihre 
Einlagen  zurückziehen,  die  T^eugnisse  und  die  andern  Akten* 
stücke  Behufis  der  Betheiligung  an  der  durch  das  Geseta 
vom  18.  Juni  1860  gegründeten  Alterversorgungskassa,  Akte 
der  wechselseitigen  Arbeiter-Unterstützungsvereine  nach  dem 
Gesetze  vom  15.  Juli  1850,  Akte  zur  Erlangung  der  Siaats- 
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untersttttzuogen  und  Entschädigungen  für  die  alten  KoloniBteu 
von  St.  Domingo,  für  die  firanzösiseben  Kolonisten  aus  An- 
lass  der  Bklavenemancipation ,  Quittungen  von  lieferaaten, 
Handwerkern,  Lehrmeistern  u.  dgl..  die  als  Belege  einer 
Rechnung  in  Folge  gerichtlichen  Auftrages  beigebracht  wer- 
den,. Eidesleistungen  gelegentlich  des  Amtsantrittes  der  Rich- 
ter und  Staatsanwälte,  der  Gendarmen  und  der  Oerichtspoli- 
zeibeamten ,  dann  politische  Eide  sind  gebührenfM. 

Eine  der  bedeutendsten,  aber  auch  zugleich  auffiülend- 
sten  Begünstigungen  ist  in  Folge  der  kommendeHen  EMse, 
welche  der  Julirevolution  nachfolgte,  durch  das  Gesetz  vom 
8.  September  1830  entstanden,  nämlich  die  Befreiung  aller 
Darlehen  auf  konsignirte  Waaren ,  französische  Staatspapiere 
und  Aktien  französischer  Industrie-  und  Finanzgesellschaften 
von  der  Proportionalgebühr  und  deren  Einreihung  unter  die 
fixe  Gebühr  von  2  Fr. 

Die  Verpflichtimg '  zum  Erläge  der  Enr^istrementsge- 
bühren  unterliegt  auch  der  Verjährung,  und  zwar  inner- 
halb zweier  Jahre,  wenn  es  sich  um  Vergebührung  der  Ne- 
benbestimmungen eines  Rechtsaktes,  um  zu  gering  oder  auf 
Gruüd  zu  geringer  Schätzungen  bemessene  Gebühren  und  um 
verhängte  Geldstrafen  handelt,  innerhalb  5  Jahre  bei  Aus- 
lassung  von  Gütern  in  der  Erklärung  einer  angefiBkllenen  Eh*b- 
schafli,  innerhalb  10  Jahren  bei  unterlassener  Erklärung  der 
gesammten  Erbschaft,  und  nach  30  Jahren  bei  Rechtsgeschäf- 
ten, welche  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zur  Registri- 
rung  gebracht  werden  sollten  aber  nicht  vorgelegt  worden 
sind.  Die  Verjährung  wird  durch  jeden  dem  Steuerschuld- 
ner bekannt  gegebenen  und  gehörig  registrirten  Akt  der 
zwangsweisen  Einhebung  der  Abgabe  unterbrochen.  Wird 
die  einmal  eingeleitete  zwangsweise  Einhebung  durch  ein 
Jahr  nicht  fortgesetzt,  so  tritt  die  Verjährung  ein,  selbst 
wenn  die  ursprüngliche  Verjährungsfrist  nicht  abgelau«' 
fen  wäre. 
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S.    Die  Stiimpel-i  die  Kanzlei-  und  die  GrundbuchB« 

gebtkhren« 

Es  wurde  bereits  erwähnt,  dass  die  Stftmpelabgabe 
ganz  unabhängig  von  den  Enregistrementsgebühren  besteht, 
und  nicht  etwa  ganz  oder  theilweise  eine  andere  Form  der 
Einhebung  derselben  ist ;  eine  erst  durch  die  neueste  Gesetz- 
gebung eingeführte  Ausnahme  wird  später  besprochen  werden. 

Der  Stämpel  beruht  g^enwärtig,  abgesehen  von  den 
zahlreichen  Nachträgen,  welche  fttst  dieselben  Phas^a  wie 
das  Enregistrement  im  engeren  Sinne  durchgemacht  haben, 
anf  den  beiden  Gtesetzen  vom  9  Vend^miaire  an  VI  und  vom 
18.  Bramaire  an  VU  (30.  September  1797  und  3.  Novem- 
ber 1796);  durch  das  erstere  wurde  der  Verbrauchs-,  durch 
das  zweite  der  Urkundenstämpel  eingeführt.  Die  Finanzge- 
schichte Frankreichs  weist  nach,  dass  eine  ähnliche  Abgabe 
schon  seit  Ludwig  XIV.  bestanden  habe. 

Dem  Verbrauchsstämpel  unterliegen  gegenwärtig:  Jour- 
nale und  Zeitungen,  Affichen  (mit  Ausnahme  jener  der  öffent- 
lichen Autoritäten),  Ankündigungen  aller  Art  (mit  Ausnahme 
der  Adressen  und  der  Anzeigen  über  Wohnungsänderungen). 
Er  ist  stets  ein  Dimensionsstämpel ,  d.  h.  er  richtet  sich  nach 
der  Zahl  der  verwendeten  Papiere  und  nach  den  Dimensio- 
nen derselben. 

Dem  Urkundenstämpel  unterli^en  alle  Akte  der  öfFent- 
Uehen  Agenten,  Gterichte  und  Verwaltungsbehörden  in  Partei- 
aacben  und  alle  Schriften,  die  vor  Gericht  beigebracht  und  dort 
als  beweiskräftig  betrachtet  werden  können,  falls  sie  nicht  vom 
Gesetze  ausdrücklich  befreit  sind.  Man  sieht,  das  Gesetz  ist 
weiiamfassend  genug.  Der  Urkundenstämpel  ist  übrigens 
theils  ebenfalls  ein  Dimensionsstämpel ,  theils  aber  ist  er  ein 
Werthstämpel^  d.  h.  er  richtet  sich  nach  der  Grösse  der  in 
der  Urkunde  ausgedrückten  Werthsumme. 

Der  Werthstämpel  trifft  übrigens  nur  Schuld-  und  Aktien- 

Hock,  Rnanzverwaltunff  Frankreich».  13 
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scheine;  alle  andere  stämpelpflichtige  Urkunden  sind  dem 
Dimensionßstämpel  unterworfen. 

Die  Stämpelgebühr  wird  entweder  durch  Ankauf  dee 
vom  Staate  erzeugten  Stämpelpapiers  entrichtet,  oder  man 
bringt  unbedrucktes  Papier  oder  Blanquetten  zur  Stämpetang 
(timbre  extraordinaire) ,  oder  endlich ,  web  nur  beim  ürkun- 
denstämpel  in  einzelnen  Fällen  gestattet  ist,  man  unterzieht 
die  Urkunde  selbst  der  Aufdrttckung  des  Stämpels  oder  einer 
ihn  vertretenden  Vidirung  (visa  pour  timbre). 

Der  Dimensionsstämpel  beträgt  bei  Urkunden  ftlr  einen 

Quadratmeter-       pnmcs 
Oberlläche.  rranc». 

halben  Bogen  kleinen  Papiers,  bis    0,0442         0,35 

ganzen      ^  »  »  «       0,0884  0,70^ 

„      mitÜeren        ^  „       0,1250  1,25 

„  „       grossen         „  „       0,1778  1,50 

^  „      von  grösserer  OberOäche  0,2500  2,00 

Das  Stämpelpapier  de^  Staates  hat  das  Maximum  der 

Oberfläche. 

Es  ist  das  Maximum  der  Zahl  der  Zeilen  auf  der  Seite 
und  der  Durchschnitt  der  Zahl  der  Sylben  auf  der  Zeile  be- 
stimmt, die  geschrieben  werden  darf.  Dasselbe  beträgt  för 
mittleres  Papier  25  und  18  und  für  die  anderen  Formate 
entsprechend  mehr  oder  weniger. 

Die  Notare  und  andere  öffentliche  Agenten,  dann  die 
Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  dürfen  nur  mittleres 
Papier  verwenden. 

Die  Afl5chen  zahlen  ftlr  jeden  Bogen  der  Auflage  von 
0^5  Quadratmeter  10  und  ftlr  den  halben  Bogen  5  Centimes.  ^ 

Bei  Ankündigungen  kann   auch   der  Viertelbogen    mit 

*  Ihirch  daa  Gesetz  vom  8.  December  1852  sind  auch  ^schriebene 
oder  ^malte  Affichen  an  öffentlichen  Orten,  an  Mauern  u.  dgl.  einer  Ge- 
bühr von  50  Gent,  für  solche  von  1  Quadratmeter  Oberfläche  und  dar- 
unter, und  von  1  Fr.  iür  solche  von  grösserer  OberflAehe  unterworfon;  es 
durfte  diese  Abgabe  füglich  mehr  aus  polizeilichen,  als  ans  finanziellen 
Motiven  herzuleiten  sein. 
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2'/,  Centimes  und  der  Achtelbogen  oder  eine  noch  kleinere 
Parzelle  mit  1  Gentime  versteuert  werden. 

Der  ßtämpel  fllr  Journale  und  periodische  Schriften, 
denen  auch  die  in  einer  oder  zwei  Lieferungen  von  weniger 
als  3  Druckbogen  mit  0,75  bis  0,96  Quadratmeter  Oberfläche 
erscheinenden  Schriften  über  Politik  oder  Socialökonomie  * 
gleichgestellt  werden,  ist  durch  die  Gesetsee  yom  16.  Juli  1850 
und  17.  Februar  1852  neu  geregelt  worden.  Er  steigt,  je 
nachdem  das  Journal  in  Paris  und  Umgebung  (Departements 
der  Seine  und  der  Seine  und  Oise)  oder  anderswo  erscheint, 
je  nachdem  ein  Feuilletonroman  damit  verbunden  ist  und  je 
nachdem  er  zugleich  die  Postmarke  ersetzt  oder  die  Verthei- 
lang  durch  den  Herausgeber  selbst  besorgt  wird,  von  1  bis 
6  Centimes  für  jeden  Bogen  bis  0,72  Quadratmeter  Oberfläche. 

Der  Werthstämpel  beträgt  für  Schuldverschreibungen  in 
ö»  Regel  50  Centimes  für  je  1000  Fr.,  geringere  Beträge 
werden  als  voll  berechnet  Wenn  die  Schuld  nicht  500  Fr. 
ttbtfschreitet ,  so  finden  weitere  Abstufungen  der  Stämpelge- 
bühr  und  zwar  für  Handelspapiere  (Wechsel ,  Billets  au  por- 
teur  oder  k  ordre  u.  dgl.)  von  5  Centimes  für  je  100  Fr., 
and  für  andere  Papiere  von  15  Centimes  für  300  Fr.,  und 
von  25  Centimes  für  300  bis  500  Fr.  statt 

Nach  dem  Gesetz  vom  5.  Juni  1850  unterliegen  ver- 
kiofliche  Schuldverschreibungen  der  Departements,  Gremein- 
den,  OfibDÜieben  Anstalten  und  Gesellschaften  dem  Stämpel 
von  1  Fr.  für  je  100  Fr.  des  Kapitals,  und  tragen  Aktien* 

'  Wir  hatten  geglaubt,  dass  unter  |,4oouomle  sociale**  mit  Rückflicht 
auf  die  2LeU  der  EntstehuDg  des  betreffenden  Gesetzes  Schriften  über  Reg- 
Inng  der  politischen  und  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  auf  Grund 
nationalökonomischer  Voraussetzungen  nach  Art  der  Kommunisten  und 
Aoeialisten  zu  verstehen  seien  ^  allein  dne  Entscheidung  des  Tribunals 
^fBlef  Instanz  der  Seine,  bestätigt  >om  Appeilbof  in  Paris,  hat  anders 
entschieden ,  und  hiemach  ist  unter  ^onomie  sociale  das  ganze  Gebiet  der 
Volfawirthschaft  im  Gegensatz  zur  Staats-  oder  Finanz wirthechaft  m 
▼erstellen. 
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scheine  den  Stämpel  von  1  Fr.  oder  50  Centimes  füV  je  100  Fr. 
des  Kapitals,  auf  das  sie  lauten,  je  nachdem  die  Dauer  der 
Gesellschaft  10  Jahre  überschreitet  oder  nicht.  Es  können 
aber  durch  eine  besondere,  der  bisherigen  Gesetzgebung 
fremde  Verfügung  jenes  Gesetzes ^  diese  Körperschaften ,  An- 
stalten und  Vereine  ihre  Schuldrerschreibungeii  und  Aktien- 
Scheine  durch  Bezahlung  einer  jährlichen  Abfindungssumme 
Ton  5  Centimes  fllr  je  100  Fr.  des  Schuld-  oder  Aktienkapi- 
tals vom  Stämpel  befreien. 

Dieser  Stämpel,  wie  die  ihn  vertretende  Abfindungs- 
summe ,  ersetzt  übrigens  auch  die  Stelle  der  Enregistrements- 
gebühren ,  so  dass  die  Käufe ,  Uebertragungen ,  Vererbungen 
der  betreflfenden  Papiere  selbst  von  der  Förmlichkeit  der  Re* 
gisirirung  frei  bleiben,  und  diese  Surrogirung  meinten  wir, 
als  wir  oben  von  einer  jüngst  eingefilhrten  Ausnahme. dar 
alten  Regel  sprachen,  dass  der  Stämpel  nicht  eine  Form  der 
Einhebung  des  Enregistarements  sd. 

Dasselbe  Gesetz  gestattet  eine  ähnliche  Abfindung  auch 
den  Assekuranzgesellschaften  (mit  Ausnahme  jener  für  See- 
Assekuranzen)  ftkr  den  Dimensionsstämpel  der  PoUzzen. 

Sie  beträgt  2  Centimes  für  1000  Fr.  der  yersicherten 
Summe  für  Feuer-  und  Hagelversicherungen  überhaupt,  1  Fr. 
für  100  Fr.  der  Jahresbeiträge  für  die  unentgeltlich  verwal- 
teten Brandrersicherungen  der  Departements,  2  Fr.  für 
1000  Fr.  der  eingegangenen  Versicherungssummen  für  Le- 
bensversicherungen. 

Dem  Stämpel  sind  auch  die  ausser  Frankreich  ausge- 
stellten ,  aber  in  Frankreich  für  einen  gerichtlichen  Gebrauch 
oder  zu  einer  Rechtswirkung  bestimmten  Urkunden,  sowie 
die  in  Frankreich  ausgesteUten,  aber  zu  einer  Wirkung  für 
das  Ausland  bestimmten  Dokumente  unterworfen. 

Die  Stämpelpflicht  wird  so  weit  ausgedehnt,  dass  auch 
solche  Papiere ,  welche  ih^r  Bestimmung  nach  nicht  stämpel- 
pflichtig  sind ,  falls  sie  nicht  unter  die  durch  das  Gesetz  aus- 
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drQcklich  voui  Stiftmpel  befreiten  Dokumente  gehören,  mit 
dem  Stftmpel  versehen  werden  müssen ,  wenn  zufällig  von 
ihnen  vor  Gericht  Gebrauch  gemacht  werden  soll. 

Die  Stftmpelgebühren  unterliegen  den  beiden  zehnpvo- 
zentigen  Zuschlägen  nicht 

Zur  Bezahlung  des  Stämpels  ist  rerpflichtet: 

Wer  ein  Journal,  eine  Affiche  oder  Ankündigung  ver- 
breitet oder  verbreiten  lässt;  wer  eine  stämpelpflichtige  Ur- 
kunde ausstellt  oder  annimmt;  wer  von  einer  im  Auslande 
ausgestellten  stämpelpfiichtigen  Urkunde  Gebrauch  macht; 
für  den  von  einem  öffentlichen  Agenten,  einem  Gerichte  oder 
einer  Behörde  dne  Pflichtige  Urkunde  ausgestellt  wird. 

In  dem  letzten  Falle  bestreiten  die  Stftmpelung  die  er- 
wähnten Agenten  und  die  Kanzleivorsteher  (greffiers  und 
secr^taires)  der  öffentlichen  Gerichte  und  Behörden. 

Das  aufgedrückte  Stämpelzeichen  darf  nicht  beschrieben, 
nicht  radirt  oder  sonst  undeutlich  gemacht,  das  einmal  ge- 
brauchte gestämpelte  Papier  darf  nicht  zum  zweitenmale  ver- 
wendet, auf  Einem  Bogen  dürfen  nicht  zwei  Expeditionen 
angesetzt  werden,  es  sei  denn,  dass  eine  zur  Vollendung  der 
andern  diene  (z.  B.  Ratifikationen  eines  Vertrages)  oder  als 
deren  Fortsetzung  erscheine  (z.  B.  Protokollsfortsetzungen). 

Wird  diesen  Anordnungen  entgegengehandelt,  so  wird 
die  Urkunde  als  nicht  gestämpelt  angesehen. 

Der  Verkauf  des  Stämpelpapiers  ist  ein  Vorbehalt  des 
Staates.  Niemand  darf  verkaufen,  der  nicht  vom  Staate 
hiezu  bestellt  wird. 

Der  Staat  verkauft  kein  höheres  Stämpelpapier  als 
zu  10  Fr.  den  Bogen,  er  hat  auch  kein  höheres  Stämpel- 
zeichen. Höhere  Stämpelgebühren  werden  mittelst  der  Vi- 
dirang  der  Urkunde  Seitens  der  Stämpelämter  als  entrichtet 
beelfttigt. 

Haodelspapiere,  Frachtbriefe  und  Cionnaissements,  Kurs- 
uikl  Preislisten  und  Schlusszettel,  verkäufliche  Obligationen 
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nnd  Aktienscbeine ,  die  nicht  auf  gestäinpeltem  Papiere 
ausgestellt  sind,  können  der  KontroUstämpelung  und  der 
Vidining  bloss  in  Paris  unterzogen  werden.  Der  Trans- 
port dahin  geschieht  auf  Gefahr  und  Kosten  der  Finanz- 
verwaltung. 

Der  Stämpel  auf  dem  vom  Staate  gekauften  Stämpel- 
papier  ist  schwarz,  auf  das  von  Privaten  beigestellte  Papier 
wird  ausser  dem  schwarzen  noch  ein  trockener  Eontroll- 
stämpel  aufgedrückt.  Die  Form  der  Dimensionsst&mpel  ist 
von  jener  der  Werthsstämpel  unterschieden,  von  Zdt  zu 
Zeit  werden  die  Stämpelzeichen  geändert.  Die  letzte  Aen- 
derung  erfolgte  durch  das  Dekret  vom  7.  April  1853. 

Die  administrativen  Anordnungen  zur  Sicherung  der  Stäm- 
pelabgabe  sind  fast  noch  strenger  wie  beim  Enregistrement. 

Auch  hier  wurde  ursprünglich  der  Hauptschutz  in  der 
Verfugung  gesucht,  dass  kein  Notar,  kein  Gericht,  keine 
Verwaltungsbehörde  über  Urkunden  handelnd  eingr^fen 
durfte,  die  nicht  vorschriftmässig  gestämpelt  waren,  und  auch 
hier  hat  das  Gesetz  vom  16.  Juni  1824  diese  Verfügung  da- 
hin geändert,  dass  das  Einschreiten  an  die  vorbeigehende 
Stämplung  und  Strafentrichtung  geknüpft  wurde;  allein  ab- 
weichend von  den  gegenwärtig  geltenden  Bestimmungen  über 
das  Enregistrement  hat  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1850  ähn- 
liche Verfügungen  wie  die  durch  das  Gesetz  vom  16.  Juni 
1824  aufgehobenen  in  Ansehung  des  Werthstämpels  auf 
Wechsel  und  andere  Handelspapiere  wieder  aufleben  lassen : 
Der  Inhaber  eines  nicht  gestämpelten  Wechsels  hat  nur  ein 
Klagerecht  gegen  den  Aussteller  und  im  Falle  der  Accep- 
tation  gegen  den  Acceptanten ;  Niemand  darf  solche  Wechsel 
einkassiren  oder  einkassiren  lassen.  — 

Der  Buchdrucker,  der  stämpelpflichtige  Affichen,  Ankün- 
digungen und  Journale  auf  ungestämpeltem  oder  nicht  tarif- 
mästtg  gestämpeltem  Papier  druckt,  verfällt  der  Stämpel- 
haftung  und  Stämpelstrafe. 
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Die  AfctieD  der  Aktienuniernehmungeii ,  die  Obligationen 
der  öffentlichen  Körperschaften  und  Anstalten  müssen 
Behufs  der  Ueberwachung  der  Stämpelpflicht  aus  juxtirten 
Heften  ausgeschnitten  sein,  und  es  wird  der  iStämpel  so 
aufgedrückt,  dass  der  Ausschnitt  der  Juxte  angestämpelt 
erscheint. 

Keine  stämpel  Pflichtige  Urkunde  kann  der  Registrirung 
unterzogen,  kein  Protest  kann  registrirt  werden,  ehe  der 
registrirende  Beamte  den  protestirten  Wechsel  hinsichtlich 
des  Stämpels  zur  Einsicht  erhalten  hat. 

Auch  in  einer  andern  Beziehung  wird  die  Btämpelab- 
gabe  für  eine  mehr  berechtigte  als  die  des  Enregistrements 
betrachtet:  Der  Stämpelbeamte  darf  die  stämpelgebrechliche 
Urkunde  durch  24  Stunden  zurückhalten ,  um  eine  vidirte  Ab- 
schrift derselben  zu  besorgen,  falls  nicht  der  Ueberbringer 
Yorzieht,  die  Richtigkeit  des  aufgenommenen  Thatbestandes 
zu  bestätigen  oder  sogleich  die  angeordnete  Strafe  zu  be- 
zahlen. 

Die  Stämpelpflicht  und  die  Stämpelgebühr  unterliegen 
nicht  der  Verjährung. 

Die  Strafe  für  unterlassene  oder  nicht  vorschriftmässig 
angelegte  Stämpel  richten  sich  theils  (beim  Dimensions- 
stämpel)  nach  der  verkürzten  Gebühr,  theils  (beim  Werth- 
stämpel)  nach  dem  Werthe,  welcher  in  der  Urkunde  aus- 
gedrückt ist,  theils  sind  Ordnungsstrafen  in  fixen  Beträgen 
ausgesprochen. 

Die  Strafen  sind  ziemlich  hoch  beinessen,  z.  B.  belauft 
sich  die  Strafe  fl)r  nicht  gestämpelte  Wechsel  auf  6  %^  für 
nidit  gestämpelte  Aktien  auf  10  Vo  ^^  Nominalwerthes ,  und 
zwar  unterliegt  bei  Wechseln  der  Strp.fe  sowohl  der  Aus- 
steller als  der  Acceptant  und  der  Inhaber  oder  erste  Girant 

Der  Inhaber  hat  die  Gebühr  und  sämmÜiche  Strafoi  vor- 
hinein unter  Vorbehalt  seines  Regresses  gegen  die  Hitschul- 
digen zu  entrichten.    Doch  kann  der  Inhaber  sich  der  Ver- 
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aiitwortung  entziehen,  wenn  er  den  Wechsel  binnen  14  Ta- 
gen von  dessen  Ausstellung  an  gerechnet,  oder  falls  er  auf 
kürzere  Zeit  ausgestellt  wäre,  vor  dem  Verfalle  der  Stftmpe* 
lung  unterzieht.  Die  Gebühr  wird  in  diesem  Falle  mit  dem 
Dreifachen  des  gesetzlichen  Betrages  bemessen^ 

Die  Stämpelbefreiungcn  lassen  sich  ebenfalls  unter  die- 
selben Gesichtspunkte  fassen ,  welche  bei  Befireiung  vom  En- 
registrement  geltend  gemacht  wurden,  und  betreffen  viel&ch 
dieselben  Dokumente. 

Aus  Staatsrücksichten  oder  zur  Vermeidung  allzu  grofr* 
ser  Steuerlasten  auf  denselben  Objekten  sind  befreit:  die 
Akte  der  Regieiiing  und  der  gesetzgebenden  Körper,  alle 
Koncepte  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  öffentlichoi 
Anstalten,  dann  der  Staatsanwälte,  welche  nicht  dem  En- 
registrement  unterworfen  sind,  alle  Auszüge,  Ab-  und  Rein- 
schriften, welche  von  einer  Behörde  oder  einem  Beamten 
anderen  Behörden  oder  Beamten  mit  der  ausdrücklichen  Be* 
Stimmung  der  Nichthinausgabe  an  Private  mitgetheilt  werden, 
Rentenscheine  der  Staatsschuld,  Schatzscheine  und  andere 
öffentliche  Effekten  (z.  B.  Banknoten),  Rechnungen,  Bücher, 
Journale  und  Register  der  öffentlichen  Rechnungsleger,  Quit- 
tungen über  deren  Abfuhren,  Schiffsmanifeste  und  Waaren- 
erklärungen  im  Zollverfahren,  Quittungen  über  direkte  Steuern, 
Quittungen  über  indirekte  Steuern ,  die  auf  den  Akten,  oder, 
wenn  auf  gesonderten  Blättern,  über  Summen  von  nicht 
mehr  als  10  Fr.  ausgestellt  werden,  Quittungen  der  Staats- 
angestellten über  ihre  Bezüge,  Reklamationen  in  Sachen  der 
direkten  Besteuerung,  welche  Steuerquoten  von  weniger  als 
30  Fr.  betreffen ,  Zeugnisse  Behu6  der  Betheiligung  an  öffent- 
lichen Wahlakten,  Papiere  zum  Zwecke  des  Heer-  und 
Flottendienstes ,  Akte  der  allgemeinen  Polizei  und  der  öflfisnt- 
lichen  Strai^flege. 

Aus  Humanitätsrücksichten  und  in  Beachtung  wissen- 
schaftlicher Zwecke  sind  stämpelfrei: 
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Die  Dupla  von  Rechnungen ,  Quittungen  über  Almosen, 
über  Steuemachlfisde  und  Unterstützungen  wegen  Beschftdi- 
gungen  steuerbarer  Objekte,  Quittungen  über  nicht  mehr 
als  10  F.,  Bittschriften  um  Urlaube  oder  Unterstützungen, 
Armuthszeugnisse,  Zeugnisse  über  das  Alter  der  in  den 
Fabriken  yerwendeten  Kinder,  Bücher  der  Sparkassen,  Spar- 
kassabüchel,  Akte  in  Beziehung  auf  die  Alters -Versorgungs- 
kassa und  die  Arbeiter -Unterstützungsvereine,  Aufgebots^ 
und  Trauscheine  für  Arme,  Ankündigungen  wissenschaftlicher 
oder  künstlerischer  Werke,  Kataloge,  Prospektus,  Geburts-, 
Heiraths-,  Todesanzeigen,  Musikwerke,  Zeitschriften  ftür 
Agrikultur ,  Zeitschriften  in  fremden  Sprachen ,  in  Frankreich 
mit  der  Bestimmung  gedruckt,  in  fremden  Ländern  veröffent- 
licht oder  verbreitet  zu  werden. 

Stämpelfrei  sind  auch  die  Bücher  der  Erwerbsteuerpflich- 
tigen ,  allein  dagegen  wurde  die  Patentsteuer  im  Jahre  1837 
um  3%  erhöht 

Zahlreiche  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Bestimmun- 
gen bestehen  in  Ansehung  des  Stämpels  der  amtlichen  Aus- 
fertigungen der  Finanzbehörden ,  er  hat  meist  mehr  die  Eigen- 
schaft von  Zettelgeldem  und  wird  nicht  für  das  Stämpelgefälle, 
sondern  für  jenen  Dienstzweig  verrechnet,  in  dem  er  ein- 
geboben  wird. 

Die  Oerichtsgebühren  (droits  de  greffe)  be- 
ruhen auf  dem  Gesetze  vom  21.  ventöse  an  YII.  (11.  März 
1799)  und  dessen  Nachträgen.  Es  werden  bei  den  Kanz- 
\&ßn  der  allgemeinen  Civil-  und  der  Handelsgerichte 
bezahlt : 

Für  die  Eintragung  in  die  liste  (röle)  der  vor  Gericht 
zu  verhandelnden  Processe  IVi,  3  oder  5  Fr.  für  jeden 
Proeess  (je  nachdem  es  sich  um  einen  summarischen  Pro- 
cess  oder  um  Processe  bei  Handelsgerichten ,  um  Processe  vor 
dem  Civilgerichte  oder  eine  Appellation  vom  Friedensrichter, 
oder  um  Processe  vor  einer  ü.  Instanz  handelt). 
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Für  die  Redaktion  oder  Eintragung  (tratiscription)  ge- 
wiMer  Akte,  theils  fixe,  theils  selbst  Proportionalbeträge. 
Erstere  bestehen  meist  in  ly^  Fr.  für  den  Akt,  doch  stei- 
gen sie  manchmal  bis  auf  3  Fr.;  letztere  werden  nur  bei 
Versteigerungen  mit  y^%  für  die  ersten  5000  Fr.  und  mit 

'/«%  f^i*  d^°  ^^^  u^^  ^^i  ^^'  Reihung  der  Gläubiger  in 
Liquidationsf&llen  mit  V4  %  jeder  Post  bezogen. 

Für  die  Ausfertigung  (exp6dition)  der  an  die  Par- 
teien ergehenden  Erlässe  (2  Fr.  für  Appellationsurtheile, 
l^/i  Fr.  für  Endurtheile  I.  Instanz,  1  Fr.  für  alle  andere 
Erlässe). 

Diese  Gebühren  unterliegen  auch  den  zwei  zehnprooen* 
tigen  Zuschlägen. 

Für  die  Akte,  die  Behufe  der  Heirathen  Mittelloser  notb- 
wendig  sind,  wird  keine  Gterichtsgebühr  al^^enommen;  in 
den  Processen  solcher  Personen,  denen  die  Vertretung  von 
Amtswegen  bewilligt  ist,  oder  wenn  über  Requisition  des 
Staatsanwaltes  von  Amtsw^en  Akte  Yorzunehmen  sind ,  wer- 
den die  Gebühren  vorgemerkt. 

Für  die  Gericbtsgebühren  finden  dieselben  Veijfthrungs- 
fristen  wie  für  die  Enregistrementsgebflhren  statt 

Die  Gebühr  für  die  Eintragung  in  die  Liste  wird  vom 
GreflBer  eingehoben  und  am  1.  jeden  Monats  für  den  yer- 
gangenen  Monat  abgeführt  Die  Gebühren  für  die  Redaktion 
oder  Aufi3cbreibung  und  für  die  Ausfertigung  werden  yon 
Fall  zu  Fall  auf  Grund  der  vom  GrefiBer  mitgetheilten  Kon- 
zepte und  Ausfertigungen  vom  Einnehmer  des  Enregistre- 
ments  eingehoben.  ^ 

Der  GreflSer  zahlt  für  die  Partei. 

Von  den  Gebühren  (aber  ohne  Berücksichtigung  der 
Zuschläge)  erhält  der  Greffier  eine  Provision  und  zwar  von 
10  %  von  jenen  für  die  Eintragung  in  die  Liste  und  für  die 
Redaktion  und  Aufschreibung,  und  von  30%  von  jenen  für 
die  Ausfertigung,   welche  letztere  bei  Ausfertigungen,  die 
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im  Interesse  des  Staates  geschehen,  auf  20%  herabgemin- 
dert wird.  Diese  Provision  nimmt  der  Oreffier  gleich  für 
sich  in  Empfang,  so  dass  der  Einnehmer  bloss  den  Rest  für 
den  Staat  verrechnet  Derselbe  bemerkt  jedoch  auf  der  vor^ 
gebührten  Urkunde  sowohl  den  vom  Staate  als  den  vom 
GreSier  bezogenen  Betrag. 

Die  Eanzleigebtthren  bei  dem  Eassations-,  dem  Rech- 
nungshofe und  dem  Staatsrathe  werden  nach  eigenen  Regle* 
ments  eingehoben  und  zwischen  dem  Staate  und  dem  Ore£ßer 
getheilt;  die  Abfuhr  geschieht  monatlich. 

Der  Greffier.  haftet  dafür,  dass  kein  Akt  ohne  vorher 
bezahlte  Gebühr  vollzogen  werde.  Derselbe  führt  ein  eige- 
nes chronologisches  Verzeichniss  über  die  von  ihm  Tag  für 
Tag  vollzogenen  Akte  und  Ausfertigungen.  Dasselbe,  sowie 
die  Liste  der  zur  Entscheidung  kommenden  Processe  wird 
vom  Präsidenten  des  Gerichtes  paraphirt  und  vidirt  und  vom 
Einnehmer  des  Enregistrements  bezüglich  der  Uebereinstim- 
mung  mit  den  übernommenen  Grebühren  bestätigt. 

Ausser  den  hier  besprochenen  Gebühren  bezieht  der 
Greffier  noch  andere  für  die  Mittheilung  der  Vertragsbedin- 
gungen  (des  cahier  des  charges)  bei  Versteigerungen,  für 
Nachsuchungen  u.  dgl. ' 

Die  dem  Greffier  bewilligten  Bezüge  sind  aber  nicht 
ganz  unentgeltliche,  indem  er  davon  einen  beeideten  Rom- 
mis  für  jede  Sektion  des  Gerichtes  und  das  nötbige  Kandei« 
personale  unterhalten  muss.  Ausserdem  hat  er  10  7o  ^^ 
G^ammtbetrages  an  den  Staat  (abzuführen; 

Es  besteht  auch  die  Eigenheit ,  dass  der  fixe  Gehalt  des 
Greffier  (der  übrigens  dem  eines  Rathes  des  Tribunals,  bei 

•  So  besteht  ein  Tarif  vom  16.  Februar  1807  für  die  Greffiers  der 
Friedenegerichte,  eiu  Tarif  vom  18.  Juni  1811  für  die  Greffiera  der  PoUaci. 
gerichte,  die  Ord.  vom  9.  Oktober  1825  und  ein  Dekret  vom  8.  April 
1848  normirt  die  Gebühren  der  Greffiera  bei  den  Handelagerichten ,  ein 
Dekret  vom  24.  Mai  1854  jene  der  Grefflers  der  Civilgerichte  1.  Instanz. 
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dem  er  dient,  gleich  ist)  niciit  aus  den  GerichtskasBeD ,  son- 
dern Yom  Einnehmer  des  Enregistrements  aus  dem  Ertrage 
der  Gerichtsgebühren,  wenn  auch  über  Anweisung  des  6e* 
richtsprftsidenten,  bezahlt  wird. 

Die  meiste  Aehnlichkeit  mit  den  Gericbtsgebühren  haben 
die  Passausfertigungs-  und  Vidirungstaxen,  die 
bei  dem  Ministerium  des  Auswärtigen  und  den  französischen 
diplomatischen  Agenten,  die  Eonsulatstazen,  die  aus 
rerschiedenen  Anlässen  bei  den  französischen  Konsulaten, 
namentlich  jenen  in  der  Levante,  und  die  Eopirungs- 
taxen,  die  in  den  öffentlichen  Archiven  und  in  den  Kanz- 
leien der  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  auf  Grund 
der  bestehenden  Gesetze  in  genau  bestimmten  Beträgen  zu 
bezahlen  sind. 

Unter  ihnen  sind  die  Konsulatstaxen  offenbar  die  beträcht- 
lichsten und  zugleich  diejenigen ,  die  zum  gross ten  Theile  den 
zu  ihrer  Einhebung  berufenen  Beamten  überlass^i  sind.  Die 
unbesoldeten  Konsulate  beziehen  sie  ganz  für  eigene  Rech- 
nung, bei  den  besoldeten  fällt  ein  nicht  unbedeutender  Thdl 
dem  Konsulatskanzler  zu. 

Die  Passausfertigungs-  und  Vidirungstaxen  sind  ebenfalls 
vorzugsweise  nicht  zu  Staatszwecken,  sondern  zur  Honorirung 
des  untergeordneten  Kanzleipersonales  bestimmt  Es  findet 
mit  Hilfe  eines  eigenen  verrechnenden  Beamten  beim  Mini- 
sterium des  Aeussem  (des  agent  special  des  chancelleries)  eine 
Art  Ausgleichung  zwischen  den  vom  Zufall  mehr  oder  weni- 
ger begünstigten  Beamten  dieser  Art  statt,  nur  ein  kleiner 
Ueberschuss  wird  in  die  Staatskassa  abgeführt  ^ 

Die  Grundbuchsgebühren  (Hypoth^ues),  sowie  die 
ganze  gegenwärtige  Ordnung  des  Grundbuchs-  und  Hypo- 
thekenwesens in  Frankreich  beruhen  ebenfalls  auf  dem  Ge- 
setze vom  21.  ventöse  an  VH. 

•  Dekret   vom   11.  Juli  1810,   Ord.   vom  18.  Januar  18^6,   23.  und 
^4.  An^st  1833,  6.  November  1842. 
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Dieaelben  bestehen  in  Gebühren,  welche  fttr  den  Staat, 
und  in  solchen,  welche  für  die  Grundbuchsftkhrer  bestimmt 
rind.  Letztere  sind  durchaus  fix  und  wechseln  seit  dem  6e- 
setze  vom  21.  September  1810,  welches  sie  auf  das  Zwei* 
bis  Vierfache  des  ursprünglichen  Ausmasses  erhöhte,  ron  y^ 
bis  1  Fr.  für  den  Akt  oder  den  Bogen  (röle)  ^ ;  erstere  sind 
in  der  Regel  proportional  und  bestehen  in  1  per  mille  für 
die  Eintragung  von  Forderungen  oder  für  die  zehnjährige 
Elmeuerung  derselben,  und  in  172%  f^f  die  Eintragung  von 
solchen  Eigenthumsverändemngen ,  für  welche  die  Grund- 
buchsgebühr nicht  bereits  in  der  Enregistrementsgebühr  ein- 
begriffen ist.  Ausnahmsweise  für  einen  oder  zwei  durch  alte 
Gesetze  begünstigte  Fälle  öffentlichen  Interesses  wird  auch 
fbr  den  Staat  nur  eine  fixe  Gebühr  von  1  Fr.  für  die  Ein- 
tragung eingehoben* 

Von  den  für  den  Staat  entfallenden  Gebühren  werden 
auch  die  zwei  zehnprozentigen  Zuschläge  entrichtet. 

Wenn  die  Eintragung  in  mehreren  Bureaux  (Grundbuchs- 
ämtern) geschehen  muss,  so  wird  die  Proportionalgebühr  nur 
in  Einem  Bureau  gezahlt,  in  den  andern  ist  über  die  Aus- 
weisung mit  dem  Duplikat  der  Quittung  desselben  nur  die 
fixe  Gebühr  für  den  Grundbuchsfbhrer  zu  entrichten. 

Die  Eintragung  eines  eventuellen  Pfandrechtes ,  welches 
bloss  den  Zweck  hat,  sich  eine  Hxpothek  für  gewisse  Yor- 
anssetzungen  zu  sichern,  ist  ebenfalls  einer  Proportionalge- 
bOhr  nieht  unterworfen,  allein  wenn  das  eventuelle  Recht 
in  eine  wirkliche  Forderung  sich  verwandelt,  wird  die  Ge- 
bühr ftllig. 

Frei  von  der  Grundbuchsgebühr  sind  die  Eintragungen 
von  Amtswegen,  die  Vormerkung  des  eingetragenen  Eon- 
kurses,   Eintragungen,    welche   Fehler    oder   Auslassungen 

*  Durch  das  Dekret  vom  24.  November  1S55  wurde  die  Gebühr  für 
die  Emtrag^ang  der  EigenUinmsveränderangen  von  1  Fr.  auf  50  Gent  fXkr 
den  Akt  ermftaaigt 
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früherer  Eintragaiigen  berichügen ,  Erwerbungen  des  Steates, 
Expropriationen,  Errichtung  von  Majoraten  (im  Sinne  der 
Napoleonischen  Idee  der  Gründung  neuer  Adelsgesdilechter). 

Auch  der  Grundbuchsführer  hat  für  die  Akte,  die  er  im 
Interesse  des  Staates  YOmimmt  und  die  nach  den  allgemei- 
nen Normen  letzterer  zahlen  müsste,  eine  Gebühr  nicht  an- 
zusprechen. 

Die  Grundbuchsgebühren  folgen  in  der  Veg&hrung  eben- 
falls den  Enregistrementsgebühren. 

Die  Grundbuchs-  und  HypoÜiekenführer  beziehen  ausser 
den  erwähnten  fixen  Gebühren  noch  Perzente  von  den  durch 
sie  erhobenen  Proportionalgebühren  und  Taxen  für  Nach- 
suchungen in  ihren  Büchern ;  sie  haben  dagegen  den  Stftmpel 
für  ihre  Bücher  und  die  Besoldungen  ihres  Personals  zu  be- 
zahlen und  ausserdem  die  Hälfte  der  Gebühren  für  die  Ein- 
tragung (transcription)  der  Urkunden  und  10%  ihrer  Brutto- 
Einnahme  an  den  Staat  abzuführen.  * 

Die  Enregistrements- Beamten  sind  endlich  durch  das 
Gesetz  rom  19.  December  1790  und  eine  grosse  Zahl  nach- 
träglicher Gresetze  und  Verordnungen^  auch  mit  der  Einhe- 
bung und  Verrechnung  von  Geldstrafen  beauftragt,  und 
zwar  nicht  bloss  jener  weg^i  Uebertretungen  gegen  die  ihnen 
zur  Verwaltung  übertragenen  Gefälle,  sondern  auch  der  nur 
entfernt  mit  ihrem  Berufe  zusammenhängenden  Strafen,  welehe 
die  Gerichte  gegen  ihre  Bedienstete  oder  gegen  die  Vertreter 
der  Parteien,  die  Parteien  und  Zeugen  verhängen,  dar  Stra- 
fen der  Notare  wegen  Verletzung  ihrer  Amtspfliditen  und  der 
Strafen  wegen  Verletzung  der  Vorschriften  über  öffentliche 
Waarenrersteigerungen  oder  über  den  Grebrauch  der  metri- 
schen Gewichts  -  und  Massbenennungen ,  dann  der  Strafen  in 

*  Ord.  vom  1.  Mai  1816. 

'  Gesetz  vom  29.  September  1791  —  19.  Juli  1791  —  Dekret  vom 
26.  Oktober  1795  —  Gesetz  vom  7.  April  1798  —  Dekret  vom  23.  Jnni 
1806  —  Dekret  vom  29.  Augast  1813. 
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Sachen  der  Gemeifide-,  Eeld-,  Eorrektions-  und  Strafpoji^i  der 
S^orste,  der  Fischwei,  der  öflfentlichen  Kommunikationen. 

Alle  diese  Strafgebühren  unterliegen  dem  doppelten 
10%  Zuschlage. 

Endlieh  haben  die  Enregistrementsbeamten  auch  die  fäl- 
ligen Oerichtskosten  gegen  abwesende  oder  vor  Gericht 
nicht  erscheinende  Parteien  einzutreiben. 

Von  allen  Beträgen,  die  sie  nicht  für  den  Staat,  sondern 
fbr  dritte  Pei-sonen,  die  Gemeinden,  Wohlthätigkeitsanstalten, 
Ergreifer,  Anseiger  u.  dgl.  einheben,  sind  als  Ersatz  fur  die 
Einhebungs-  und  Yerwaltungskosten ,  nach  dem  Gesetz  rem 
2.  Juni  1855,  für  den  Staat  5%'zurückzubdialten. 

Der  Bruttoertrag  des  Enregistrements  wurde  für  1857 
reranschlagt: 
Enregistrement  (im  engeren  Sinne)  .    .    .  268,1  Mill.  Fr. 

Gerichtsgebühren 6,1     ,,     > 

Grundbuchsgebühren ^4     »      9» 

Geldstrafen 3^8     9      « 

Anthdle  an  den  Gebühren  der  Greffiers 
und  Gmndbuchsführer      ......      0,5     ,)       „ 

Pftsse  und  Jagdlicenzen 3^0     „      „ 

Konsulats^,  Vidirungs-,  Staatssiegelgebühren      0,1     „      „ 
Hereinbringung  ron  Gerichtskosten  ...      2,5     „      „ 

Sttbnpelgebühren ,    62,0     ^      „ 

Zusammen  388,5  Mill.  Fr.  i 

Von  dem  Ertrage  des  Enregistrements  im  engem  Sinne 

fattden   die  Verftnderungsgebühren   bei  KAufen  den  Haupt* 

•nttietl  mit  mehr  als  45%,   ihnen   zunächst  kommen   die 

•  Der  wirJdiche  Ertrag  war 1853       J854         1855 

Enr^strement,  Gerichtsgebühren  etc.    .    .  229,6'       236,6        266,8 

Stämpel 51,3         46,4         48,6 

Zownmen  280,9       283,0.       315,4 
Für  1856  waren  veranschlagt: 

fenregiBtiement,  Gerichtsgebühren  etc.    .    .  259,0  Hi]l.  Fr. 

Stämpel 52.0     ^      ^ 

Zasammen  311,0  Mill.  Fr. 
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Gebühren  Ton  Erbschaften  mit  mehr  als  27  %  und  die  fixen 
Gebühren  mit  mehr  als  10%  des  Ertrages. 

Schon  die  angeführten  Zahlen  weisen  darauf  hin,  dass 
ohne  beträchtlichen  Abbruch  des  Staatseinkommens  eine  Ver- 
einfachnng  der  Abgabe  durch  Beseitigung  der  mannigfachen 
Nebengebühren,  welche  ausser  der  Registrirungsgebühr  auf 
demselben  Akte  lasten,  ausführbar  sei,  und  dass  ungeachtet 
des  reichlichen  und  nachhaltigen  Einkommens,  welches  das 
Enregistrement  (im  weiteren  Sinne)  dem  Staate  bietet,  und 
ungeachtet  der  geringen  kaum  5%  des  Ertrages  erreichen- 
den Yerwaltungskosten ,  es  in  seinem  gegenwärtigen  Bestände 
nicht  durchaus  gutgeheissen'  werden  könne.  Es  belastet  das 
unbewegliche  Eigenihuro,  also  gerade  dasjenige,  welches  sich 
der  Besteuerung  nicht  entziehen  kann,  allzuhoch,  und  hierin 
liegt  neben  und  mit  den  Hängein  des  Grund  buchswesens  die 
Ursache,  warum  der  Bjpothekarkredit  in  Frankreich  bei 
weitem  nicht  dem  vorhandenen  BedOrftaisse  und  den  Fort- 
schritten des  Mobiliarkredits  entspricht.  Auch  darf  nicht 
übersehen  werden ,  dass  das  bewegliche  Vermögen  der  Ifin- 
derjfthrigen,  der  öffentlichen  Anstalten  und  ähnlicher  der 
Staats-  oder  Gerichtskontrolle  unterliegender  Eörperschaflen, 
welche  in  ihren  R.echtsgeschäften  der  in  der  Registrirung 
liegenden  Bürgschaft  nicht  entbehren  können,  duich  die  Ab- 
gabe weit  härter  getroffen  wird,  als  anderes  bewegliches 
Eigenthum.  Der  kaufmännische ,  der  Wechsel-  und  der  Börse- 
▼erkehr  ist  von  der  Abgabe  fast  durchaus  befreit,  was  wohl 
in  vielen  Beziehungen  zu  billigen  und  ohne  Beeinträchtigung 
der  so  nothwendigen  Schnelligkeit  des  Verkehrs  kaum  ab- 
zuändern ist,  *  allein  jedenfalls  fordert^  dass  durch  Ermässi- 
gung der  Abgabe  die  Differenz  zwischen  dem  belasteten  und 
dem  unbelasteten  Eigenthume  thunlichst  vermindert  werde. 

'  Der  geseUgebende  Körper  hat  bei  Berathung  des  Budgets  für  1857 
die  Frage  der  Belegung  des  Börseverkehn  mit  einer  Veränderungsgebühr  in 
Erwägung  gezogen,  ohne  su  einem  bestimmten  Antrage  gelangen  zu  können. 
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3.    Die  DomftneiL 

Die  Domftnen  sind  nur  zufällig  mit  der  Verwaltung  des 
Boregistrements  vereinigt.  Letztere  bestand  nämlich  in  ihrem 
Btginne  grossentheils  aus  Beamten,  welche  schon  ror  der 
etfllen  Revolution  die  grund-  und  lehenherrlichen  Gefälle 
mad  zum  Theile  selbst  die  Güter  der  Krone  verwaltet  hat- 
ten. Als  nun  im  Jahre  1791  die  Güter  der  königlichen 
Kamilie  als  Nationaldomänen  erklärt  wurden  und  auch  für 
die  Verwaltung  der  bereits  1789  dem  gleichen  Loose  zuge- 
llihrten  Güter  der  Geistlichkeit  endgültig  gesorgt  werden 
musste,  fand  man  es  geeignet,  sie  mit  den  Gesetzen  vom 
28.  Januar,  20.  März,  27.  Hai  und  12.  September  jenea 
Mbres  jener  schon  bestehenden ,  mit  den  Verhältnissen  des 
Grundbesitzes  vertrauten  Behörde  zu  überantworten. 

Die  Einziehung  der  Güter  der  Emigrirten  steigerte  den 
lAHfimg  der  Staatsdomänen  noch  mehr.  Allein  die  allmäli- 
gpoi  Verkäufe,  namentlich  jene  zur  Deckung  der  Assignaten,  ^ 
die  Ausscheidung  der  Forste,  die  Hintungabe  einer  grossen 
Zahl  Gebäude  und  anderer  Besitzungen  an  die  Departements 
zu  Zwecken  der  lokalen  Verwaltung,  ^  die  Rückgabe  an  die 
Emigrirten  unter  Napoleon  und  unter  der  Restauration  ^  hat- 
ten deren  Komplex,  soweit  sie  der  Verwaltung  des  Enregistre- 
ments  anvertraut  waren,  auf  höchst  wenige  eigentlich  er- 
tragfähige Objekte  vermindert.  —  Seit  dieser  Zelt  kamen 
ziwar  hinzu  die  Reste  der  von  Napoleon  gegründeten  ausser- 
ordenUichen  Staatsdomäne,«  die  Reste  der  Dotation  des  Senats,* 

*  VoD  1790—1830  haben  1,209,669  einzelne  Verkäufe  mit  einem  Er- 
löse von  4631,580,000  Fr.  stattgefunden. 

»  Dekret  Tom  9.  April  1811. 

*  Die  DomänenTerwaltung  hatte  aoch  die  VertheUimg  der  Milliarde  £nt- 
adiadigmigagelder  für  die  Emigrirten  zn  besorgen.  Es  war  über  452,000 
KonfiskationHi  gegen  30,800  Personen  im  Betrfige  von  1104  Mill.  Fr.  zu 
entscheiden.    Das  Geschäft  wurde  binnen  sechs  Jahren  vollendet 

«  GeeetM  Yom  15.  und  28.  Mai  1829. 
Hock,  Finairtferwanmig  frankrelebs.  14 
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die  Güter  der  Universität  ^  und  jene  der  Familie  Orleans, ' 
aber  mit  Ausnahme  der  letzteren  waren  diese  Gegenstdode 
Yon  keinem  grossen  Umfange,  und  alle  haben  sich  bereits 
dnrch  Verkäufe  wieder  bedeutend  vermindert 

Es  wird  in  Frankreich  zwischen  dem  öffentlichen  und 
dem  Staatseigenthume  unterschieden. 

Oeffentliches  Eigenthum  sind  jene  körperlichen  oder  nn- 
körperlichen  GOter,  welche  dem  Staate  vermöge  seines  Berufe 
angehören  und  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  unentbehrlich  mid; 
als  öffentliches  Eigenthum  werden  darum  die  Strassen  und  schiff- 
baren Flüsse,  die  Ufer,  die  Häfen  und  Rheden,  die  Hau«m, 
Thore,  Graben  und  Wälle  befestigter  Orte,  so  lange  sie  diesem 
Gebrauche  gewidmet  sind,  endlich  die  Hoheits-,  Ehren-  und  Be- 
steuerungsrechte des  Staates  angesehen.  (Ck>de  Napoleon  art 
538,  541,  2226.)    Sie  sind  unveräusserlich  und  unv^ährbar. 

Unter  dem  Staatseigenthume  versteht  man  jene  Güter, 
die  zur  lukrativen  Benutzung  oder  Verwendung  in  den  Be^ 
sitz  des  Staates  übergegangen  sind;  sie  sind  durch  das  Ge- 
setz vom  1.  December  1790  als  veräusserlich  und  durch  den 
Oode  Kapoleon  art  2227  als  veijährbar  erklärt 

Erstere  beruhen  auf  öffentlichem  Rechte,  und  darum  ent- 
scheidet über  alle  sie  betreffenden  Eigentbumsfragen  die  Ver- 
waltung (der  Präfekt  und  in  weiterer  Instanz  der  Staats- 
rath) ;  letztere  werden  unter  privatrechtlichem  Titel  besessen, 
daher  entscheiden  über  Eigentbumsfragen  die  Gerichte. 

Auch  die  Güter  der  kaiserlichen  Dotation  werden  von 
dem  Staatseigenthume  insofeme  unterschieden,  als  der  je- 
weilige Regent  nicht  bloss  Kutzniesser  derselben  ist,  sondern 
auch  ziemlich  ausgedehnte  Verfügungsr^chte  über  dieselben 
besitzt  und  sie  selbstständig  durch  den  von  ihm  ernannten  In- 
tendanten der  Givilliste  verwaltet  Sie  sind  als  unveräusserlich, 
unverjährbar,  unverpfftndbar  erklärt,  und  selbst  ein  Täusch 

•  Gesete  vom  7.  Augiwt  1S50. 
'  Gesetz  vom  TÜL  Januar  186^ 
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ist  nur  durch  ein  Gesetz  gestattet.  ^  —  Endlich  mnss  hie- 
von  web  das  Yermögen  der  Departements  unterschieden 
werden,  seitdem  das  Gresetz  vom  10.  Mai  1838  deren  geson- 
dert^ rechtliche  Eidstenz  anerkannt  hat.  Es  besteht  mit  weni- 
gen Ausnahmen  nicht  in  fruchtbringenden  Objekten,  sondern 
in  solchen,  die  öffentlichen  Zwecken  gewidmet  sind. 

Bloss  das  Staatseigenthum  steht  unter  der  Leitung  der 
Doniänenverwaltung,  aber  selbst  von  demselben  fallen  jene 
auflper  ihren  Ressort,  die  einem  bestimmten  ihrem  Dienste 
firemdeD  öffentlichen  Zwecke  gewidmet  sind,  so  namentlich  alle 
TOB  andern  Dienstzweigen  des  Finanzministeriums  oder  von 
andern  Ministerien  benutzten  Gebäude  und  Anstalten.  Nur 
dann,  wenn  Gegenstände  des  öffentlichen  Eigenthums  oder 
schabe  speziellen  Zwecken  gewidmete  Staatsdomänen  für  ihre 
eifeatliche  Bestimmung  entbehrlich  geworden  sind ,  fallen  sie 
unter  die  Aufsicht  der  Domänenverwaltung  zurück,  auch  ist  es 
dicfie  Verwaltung,  welche  —  soweit  nicht  das  Finanzmini- 
sterium selbst  einschreitet  —  die  Staatsdomänen  vor  Gericht 
Tegrtritt  und  welche  das  Gesammtverzeichniss  derselben  führt. 

Die  nicht  öffentlichen  Zwecken  gewidmeten  Staatsdomä- 
nM  mit  Ausnahme  der  Forste  sind  im  Wege  der  Verpach- 
iUDg  zu  benutzen. 

Die  Verpachtung  erfolgt  durch  die  Domänenverwaltung 
im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  auf  3,  6  oder  9  Jahre, 
der  Ersteher  muss  binnen  8  Tagen  nach  der  Versteigerung 
einen  Bürgen  für  die  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  stel- 
kn.  Der  Pächter  muss  alle  Lasten  und  die  Erhaltungs-  und 
gew(^lichen  Beparaturskosten  bestreiten.^ 

Die  Veräusserung  von  Staatsgütern  kann  in  der  Regel 
nur  in  Folge  eines  Gesetzes  und  im  Wege  der  öffentlichen 
Versteigerung  erfolgen. 

'  Geseta  vom  2.  März  1832.    Senstaeoiunilt  vom  1%  Deoember  1852, 
Deknt  vom  25.  Januar  1864,  Senataecmsult  vom  23.  April  1856. 
'  G«0eU  vom  5.  November  1790. 
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Es  bestehen  hierüber  noch  aus  der  Zeit  der  ersten 
Republik,  wo  die  Verkäufe  so  häufig  waren,  viele  sehr  um- 
ständliche Vorschriften ,  doch  sind  sie  in  vielen  ausser  Uebung 
gekommen ,  und  es  finden  Verkäufe  einzelner  Parzellen  selbst 
ohne  Ermächtigung  durch  ein  Gesetz  statt.  ^ 

Nur  wenn  ein  Verkauf  ohne  Versteigerung  im  Wege  der 
Konzession  erfolgen  soll,  wohin  auch  der  Tausch  zwischen 
dem  Staate  und  einem  Privaten  zu  rechnen  ist,  wird  die 
Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körper  eingeholt.  Ausnah- 
men hievon  bilden  die  Ueberlassung  von  Wasserrechten,  ^  von 
Morästen  zur  Austrocknung,  ^  von  Dünen  zur  Urbarmachang, 
von  Grundstücken  für  öffentliche  Zwecke,  ^  von  Grundstückmi, 
die  durch  Auflassung  alter  oder  Errichtung  neuer  Strassen  oder 
bei  andern  öffentlichen  Arbeiten  dem  Staate  entbehrlich  werden, 
an  die  angrenzenden  oder  die  firüheren  Eigenthümer, '  endlldi 
von  Grenzparzellen  der  Staaatsforste,  welche  nach  der  Ansicht 
der  Domänenverwaltung  von  Privaten  usurpirt  worden  sind,  in 
deren  Besitz  sich  befinden  und  nur  durch  die  Revindications- 
klage  wieder  erworben  werden  könnten,  dann  von  andern 
usurpirten  Grundstücken,  deren  Umfang*  5  Hectares  nicht  über- 
schreitet, an  die  bisherigen  Besitzer,  falls  dieselben  sich  bis 
Ende  1856  melden  und  ihren  redlichen  Besitz  nachweisen.* 

Auch  sind  auf  die  Staatsgüter  die  Vorschriften  der  Ge- 
setze vom  7.  Juli  1833  und  3.  Mai  1841  über  die  Expropria- 
tion zu  öffentlichen  Zwecken  anwendbcur. 

Einen  Gegensatz  zu  diesen  nachsichtigeren  Bestimmun- 
gen bildet  das  Gesetz  vom  16.  Mai  1851,  womach  ein  Do- 
mänengut einem  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes  nur  auf 
Grund  eines  Gesetzes  gewidmet  werden  darf. 

*  Gesetz  Tom  5.  vent.  an  XII.  (26.  Februar  1804). 
'  Gesetz  vom  20.  AngOBt  1790. 

■  Gesetz  vom  16.  September  1807. 

*  Dekret  vom  21.  Febniar  1808. 

»  Gesetze  vom  16.  September  1807  vnd  7.  Juli  1833. 
«  Gesetae  vom  2a  Mai  1836  und  10.  Jonl  1847. 
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Ungelihr  750  oatzbare  Objekte  in  einem  beiläufigen 
Weribe  von  8,8  Millionen  Fr.  befttnden  sich  Anfangs  1851, 
also  ebe  die  Güter  der  Familie  Orleans  hinzukamen ,  in  Hun- 
den der  Dom&nenverwaltung.  — 

Noeh  durch  einige  Jahre  bilden  einen  nicht  unbedeuten- 
den Gegeastand  der  Thätigkeit  der  Domänenyerwaltung  die 
VeriMUDdlungen  über  die  verpfändeten  und  vertausch- 
ten Staatsgüter.  Zu  deren  Verständniss  ist  ein  auch  in 
aodtn  Besiehungen  wichtiger  Rückblick  auf  die  französische 
Bomteengeschichte  erforderlich. 

Es  war  ein  alter  Grundsatz  des  französischen  Btaats- 
«edito^  dass  das  Btaatseigenthum  unveräusserlich  und  unver- 
jährbar sei;  das  Edikt  von  Moulins  vom  Februar  1566  hatte 
es'  feierlich  verkündigt  Nichtsdestoweniger  waren  Yerschen- 
kwigeD  und  Verkäufe  an  der  Tagesordnung,  und,  wenn  man 
sich  nicht  getraute,  dem  Principe  gerade  entgegen  zu  handeln, 
wurden  die  Staatsgüter  verpfändet  oder  vertauscht  (domaines 
migag6s  ou  ^hang6s). 

Die  verpfitodeten  Güter  gingen,  gleichwie  ein  Nutznngs- 
eigenthum ,  an  Erben  und  andere  Rechtsnachfolger  über  und 
kennten  vom  Staate  nur  durch  Bezahlung  der  ursprünglich 
pttctirten  Pfandsumme  (finances,  d6niers  d'entr^e)  eingelöst 
werden.  Es  lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  beides,  Verpfän- 
dong  wie  Tausch,  oft  nichts  als  Umkleidungen  einer  der 
königlichen  Freigebigkeit  entlockten  Schenkung  waren. 

Wiederholte  königliche  Erlässe  hatten  den  Missbrauch 
gerügt,  der  mit  solchen  Entfremdungen  des  Staatsgutes  geübt 
worden  war,  die  öffentliche  Meinung  war  gegen  sie  gerichtet, 
und  man  übertrieb  den  Werth  des  auf  solche  Weise  dem 
Staate  entzc^enen  Eigenthums  ins  Ungeheure.^ 

Ans  solchen  Verhältnissen  sind  die  tyrannischen  Mass- 

*  Spftter  leigte  sich  (Bericht  des  Ministers  Barb^Marbois  in  der  Fürs- 
kanuner  vom  6,  Mirs  1820),  d«ss  es  höchstens  auf  120  Hill.  Fr.  geschätst 
werden  konnte. 
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regelu  zu  erklären,  zu  denen  sich  während  der  Revolution 
die  gesetzgebenden  Versammlungen  Frankreichs  gege»  die 
Besitzer  solcher  verpfändeter  oder  vertauschter  Staatsgüter 
hinreissen  Hessen. 

Ein  grosser  Theil  der  Vertauschungen  und  alle  Verpfän- 
dungen wurden  widerrufen  und  alle  Verkäufe  als  Verpflin- 
dungen  erklärt,  doch  sollten  die  Inhaber  der  betrefitoden  Gü- 
ter dasjenige  zurückerhalten,  was  sie  für  die  eingetauschten 
oder  ihnen  verpfändeten  Güter  dem  Staate  gegeben  hatten.^ 
Aber  bald  wurde  diese  Rückstellung  nur  in  (entwerthelen) 
Assignaten  und  Handaten  geleistet ,  oder  einer  nachträglichen 
Liquidation  vorbehalten.  Die  Inhaber  mussten  bei  Strafe  des 
Verlustes  aller  ihrer  Rechte  sich  selbst  angeben.  ^  Die  ganse 
Massregel  gewann  vollständig  den  Charakter  einer  willkür- 
lichen Beraubung  und  brachte  Unsicherheit  in  alles  Eigeothum. 

Dieser  Unsicherheit  wurde  nicht  dadundi  abgeholfen, 
dass  das  Gesetz  vom  22.  frimaire  an  m  (12.  December  1794) 
jene  Gewaltsmassregeln  suspendirte,  denn  sie  konnten  später 
ebenso  gut  wieder  eingeführt  als  aufgehoben  werden.  Erst 
das  Gesetz  vom  14.  ventöse  an  VH  (4.  März  1789)  stellte 
wieder  die  Rechtssicherheit  her;  es  bildet  die  Grundlage  der 
ganzen  späteren  Gesetzgebung. 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  bestimmt,  welche  Kategorien 
von  Staatsgütern  als  endgültig  hintangegeben  zu  betrachten 
und  für  welche  die  Eigenthumsansprüche  des  Staates  vorzu- 
behalten seien. 

Güter  der  letzteren  Art  sollten  vom  Inhaber  binnen 
Monatsfrist  bei  der  Präfektur  erklärt  werden.  Nach  Er- 
füllung dieser  Verpflichtung  konnten  die  Inhaber  gegen 
Erlag  des  vierten  Theils  des  Schätzungswerthes  dieser 
Güter  das   unwiderrufliche   Eigenthum   derselben   erhalten. 

*  Gesetz  vom  1.  December  1790. 

'  Gesetse  vom  1.  December  1790  und  10.  frimaire  an  II.  (30.  No- 
vember 1793). 
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IMejemgen  Personen,  welche  in  Folge  der  früheren  Anord- 
nungen der  gesetzgebenden  Körper  ausser  Besitz  ihrer  Güter 
geqetet  worden  waren,  konnten,  falls  diese  Güter  noch  im 
Be^i^  des  Staates  sich  befanden ,  unter  der  gleichen  Bedin- 
gung wieder  ins  Eigenthum  derselben  gelangen.  Durch  das 
GeseÜB  Tom  16.  pluviose  an  Vm  (5.  Februar  1800)  wurde 
die  .Eridftrungsfrist  bis  3  Monate  nach  Verkündigung  dieses 
letzteren  Gesetzes  verlängert 

Die  Gesetze  vom  5.  December  1814  und  28.  April  1816, 
welehe  den  Emigrirten  die  noch  in  den  Händen  des  Staates 
befindlichen  Güter  zurückgaben,  Hessen  fllr  sie  die  Frist  zur 
Erklärung  der  darunter  befindlichen  ehemaligen  Staatsgüter 
▼om  Tage  der  Rückgabe  beginnen. 

Ungeachtet  aller  dieser  Anordnungen  hatte  ein  grosser 
Theil  der  Besitzer  von  Staatsgütern  die  vorgeschriebenen 
Erklärungen  nicht  erstattet 

Die  Domänenbehörde  schritt  folgerecht  zur  Expropriaticni 
derselben,  und  ein  bedeutender  Theil  des  Grundeigenthums 
blieb  von  einer  gleichen  Massregel  bedroht  Darum  wurde 
durch  das  Gesetz  vom  12.  März  1820  aufs  neue  in  Erin- 
nerung gebracht ,  dass  zur  Erlangung  eines  unwiderruflichen 
ESgenthums  an  die  verpf&ndeten  oder  vertauschten  Staats- 
güter der  vierte  Theil  ihres  Werthes  entrichtet  werden  müsse, 
jedoch  wurde  von  der  Verpflichtung  der  Selbstangabe  abge- 
gangen und  der  Domänenverwaltung  aufgetragen,  die  Be- 
Üieiligten  an  die  Erstattung  ihrer  Erklärung  zu  erinnern. 
Dicyenigen  Besitzer,  an  welche  bis  4.  März  1829,  30  Jahre 
nadi  dem  Gesetze  vom  14.  ventöse  an  Vn ,  eine  solche  Mah- 
nung nicht  erginge,  sollten  frei  von  jedem  ferneren  Ansprüche 
g^en  sie  bleiben. 

Bis  zum  Ablaufe  dieser  Periode  wurden  wirklich  mehr 
als  10,000  Mahnungen  den  Besitzern  ehemaliger  Staatsgüter 
zugestellt  Die  letzteren  blieben  also  unter  der  Verpflichtung 
der  Entrichtung  des  vierten  Theils  des  Werthes  ihrer  Güter 
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oder  der  gerichtlichen  Bestreitung  der  Ansprüche  der  I>o- 
inänenF6rwaltung. 

Die  Processe  gegen  diese  Besitzer  ehemaliger  Staats- 
güter sind  es,  welche  den  Gegenstand  der  oben  eswühnten 
Verhandlungen  der  Domänenverwaltung  bilden J  — 

Eine  mannigfache  und  ziemlich  einträgliche  Thittigkeit 
erwächst  ferner  der  Domänenverwaltung  durch  die  Bestim- 
mungen des  Code  Napoleon,  nach  denen  neu  entstandene 
Anschwemmungen  und  Inseln  im  Meere  oder  auf  schi£f*  und 
flössbaren  Wassern ,  herrenlose  Güter  und  Verlassenschaften, 
zu  denen  keine  gesetzlichen  Erben  vorhanden  sind  oder  die 
von  den  Erben  aufgegeben  werden ,  dem  Staate  anheiipfallen. 
—  Es  ist  genau  bestimmt,  wem  die  Verpflichtung  zur  An- 
zeige solcher  Objekte  obliege,  welche  Schritte  zur  Sicherung 
der  Rechte  des  Staates  wie  der  Privaten  zu  ergreifen  seien. 
In  den  Kolonien  ist  der  Einnehmer  des  Registrements  sogar 
der  gesetzliche  Kurator  herrenloser  Verlassenschaften.  ^ 

Doch  fallen  alle  diese  Bestimmungen  zu  sehr  in  den  Kreis 
des  Privatrechts,  um  hier  ausführlicher  dargestellt  zn  werden.  ^ 

*  £iii  Process  dieser  Art  wurde  im  April  1856  vor  dem  Tribunal  zu 
Vaasy  gegen  den  Grafen  von  Chambord  und  die  Herzogin  von  Modeoa 
verhandelt  und  mit  grossem  Unrecht  als  ein  Akt  der  Feindseligkeit  der 
kaiserlichen  Regierung  gegen  die  ältere  Linie  der  Bourbons  betrachtet.  Der 
Prozess  beruht  auf  einer  jener  noch  vor  dem  4.  März  1829,  also  unter  der 
Herrschaft  der  älteren  Linie,  erlsssenen  Aufforderungen  der  Domänenver- 
waltung und  es  handelte  sich  lediglich  um  die  zu  Ungunsten  der  beiden 
Geschwister  entschiedene  Vorfrage,  ob  die  ihnen  gehörigen  Forste,  welche 
ursprünglich  ihrem  Grossvater  von  Ludwig  XVL  im  Tauschwege  abgetreten 
worden  waren,  unter  das  Gesetz  vom  12.  März  1820  fallen  oder  nicht 

'  Art.  33,  539,  557,  713,  723,  724,  768. 

^  Listruktionen  vom  24.  germ.  an  XU. ,  6.  pluv.  an  XIU.  und  6.  März 
1806,  Gesetz  vom  28.  April  1816,  Ordon.  vom  3.  Juli  1816,  Ministerial- 
erlasse  vom  20.  Okt  1826  und  10.  Sept  1829,  Ordon.  vom  16.  Mai  1832. 

^  Nach  Art.  25  und  33  des  Code  Napoleon  waren  auch  die  Güter, 
welche  bürgerlich  Todte  erwarben,  dem  Staate  verfallen;  allein  durch  das 
Gesetz  vom  31.  Mai  1854  wurde  die  Strafe  des  bürgerlichen  Todes  mit 
allen  ihren  Rechtsfolgen  aufhoben. 
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Die  DomäDenverwaltoDg  besorgt  alle  Ankäufe  von  Gnmd- 
stocken  für  die  Zwecke  der  Finanzyerwaltung  und  hat  alle 
darauf  beeüglicbe  Besitztitel  in  ihrer  Verwahrung.  ^ 

Sie  ist  auch  zur  Obsorge  über  das  Mobilianrermögen 
des  Staates  berufen. 

IXas  Finanzgesetz  vom  26.  Juli  1829  ordnete  nach  vielen 
ohne  Erfolg  gebliebenen  früheren  Anordnungen  die  Verfas- 
sung von  Inventarien  über  das  vom  Staate  oder  von  den 
Departem^ts  öffentlichen  Funktionären  gelief^te  Mobiliare 
an.  Sie  wurden  in  Folge  der  Ord.  vom  3.  Februar  1830 
von  den  Fimktionären  in  zwei  Ausfertigungen  verfasst,  von 
den  Agenten  der  Domänen  geprüft,  von  dem  Funktionär 
mit  der  Uebemahmsklausel  versehen,  und  ein  Exemplar 
ihm  belassen,  das  andere  bei  der  Domänendirektion  hin- 
terlegt In  jedem  Ministerium  wurde  ein  Verzeichniss 
der  Funktionäre  verfasst,  denen  ein  Mobiliare  anver- 
traut ist  —  Jedes  Jahr  und  bei  jedem  Wechsel  der  ver- 
antwortliehen Funktionäre  wird  vom  Domänenagenten  eine 
Revision  des  Inventars  vorgenommen.  —  Der  Funktionär  ist 
verhalten  in  dem  ihm  verbleibenden  Inventarsexemplar  alle 
im  Verlaufe  des  Jahres  vorgekommene  Aenderungen  anzu- 
merken; nach  demselben  virird  sodann  das  Exemplar  der 
Domänendirektion  richtig  gestellt  Letztere  hat  allfällige  Un- 
reg^mässigkeiten  durch  die  ihr  vorgesetzten  Behörden  zur 
Eenntniss  der  kompetenten  Instanz  zu  bringen. 

Die  unbrauchbar  gewordenen  Mobilien,  Drucksorten  und 
sonstige  Materialien ,  welchem  Ministerium  und  Dienstzweige 
sie  immer  angehören,  sollen  in  der  Regel  der  Domänenver- 
waltung übergeben  und  von  dieser  veräussert  werden,  doch 
bestehen  mancherlei  Ausnahmen,  wenn  der  Transport  an 
den  Standort  der  Domänendirektion  zu  schwierig  oder  zu 
kostspielig  wäre.  Die  Veräusserung  geschieht  dann  von 
der   berufenen  Dienstbehörde   unter  Dazwischenkunft   eines 

■  MinisterialbewbluM  vom  11.  Oktober  1824. 
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Organes  der  DomAnenvorwaltaiig,  aber  jedeofidls  musa  der 
Erlös  an  die  Domänendirektion  abgeAhrt  weiden.  ^   « 

Diese  besorgt  auch  die  Versteigerung  der  NebeunulBuii- 
gen  der  Forstvnrthschaft,  der  Fischerei,  der  Jagd  in  den 
Staatsforsten ,  an  sie  werden  die  Pacbtschillinge  der  fortifi- 
katorischen  Gründe  in  den  festen  Orten  Frankreichs  und  der 
Befestigungswerke  von  Paris  und  die  Einkünfte  der  Acker- 
bau-, der  Werkschulen,  der  Besch&lanstalten,  der  Rind-  und 
Scha&üchtereien  abgeftihrt,  woferne  sie  die  betarefibnden  Pro- 
dukte nicht  selbst  verwerthet,  und  sie  verwaltet  endlich  die 
wenigen  der  Stadt  gehörigen  Eanalantheile  und  sonstige 
Grundrenten«  ^ 

Der  Ertrag  der  Domänenverwaltung  ist  fttr  1857  mit 
15,3  Millionen  Fr.  veranschlagt  Hierunter  bildet  der  Ertrag 
der  Güterverkäufe,  meist  aus  der  Konfiskation  der  Orleans'- 
schen  Güter  herrührend,  die  Hauptsunmie  mit  8,000,000 Fr. 
Der  Ertrag  der  eigentlichen  Domänen  erscheint  mit  450,000, 
der  fortifikatorischen  Güter  mit  675,000  Fr.,  der  dem  Staate 
angefallenen  Erbschaften  u.  dgl.  mit  610,000,  der  For- 
derungen aus  verpfiUideten  und  vertauschten  Gütern  mit 
100,000  Fr.,  der  Erlös  aus  Verkäufen  von  MateriaUen  mit 
3,700,000  Fr.,  und  der  Ertrag  verschiedener  Institute  mit 
1,560,000  Fr.  in  Rechnung.  3 

4.     Die  Verwaltung  des  Enregistrements  und  der 

DomflneiL 

So  strenge  die  Gesetze  gegen  die  Steuerpflichtigen  und 
die  für  die  Einzahlung  der  Gebühren  verantwortlich  erklär- 
ten öffentlichen  Agenten  sind,  eben  so  strenge  wirken  sie 

'  Ord.  vom  14.  September  1822.  tf  inisteriftlerläflse  vom  25.  Deoember 
1822  and  5.  Juni  1851. 

'  Schätzenswerthe  Daten  über  das  Domänen wesen  enthält:  H.  Tessard.^ 
Dictionnaire  de  TEnregistrement  et  des  Domaines.    Fftris  1844.    2.  Thea. 

*  Für  1856  war  der  Domänenertrag  mit  14,2  Mülionen  in  den  Staata- 
voranschlag  aafgenommen. 
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dahin,  daBs  <fi6  Steaerbeamten  ihre  Pflicht  gegen  das  Publi- 
kum oind  den  Staat  erftdlen.  Die  Bureaux  der  EnregiBtre- 
ments»  and  di»  Orundbuchsftmter  rnüAsen ,  Bonn-  und  Feier- 
tage aa^;enomtBen,  von  8  Uhr  Morgens  bis  4  Uhr  Abends 
geOffiiet  sein,  die  Registrirung  muss  sogleich,  wie  die  Ge- 
bühr berichtigt  ist,  vorgenommen,  die  Akten  dürfen  nur  aus 
Steuerrficksichten ,  nämlich  wenn  sie  Au&cUüsse  zur  Ent- 
deckung Yorbehaltener  Gebühren  yersprechen,  und  nur  auf 
24t  Stunden  zurückbehalten,  und  selbst  dieser  Zurückbehal- 
tnng  kann  dadurch  vorgebeugt  werden,  dass  der  die  Urkunde 
überreichende  Agent  sich  herbeilässt,  die  Richtigkeit  der  von 
dem  Beamten  sogleich  vorzunehmenden  Abschrift  zu  bestäti- 
gen. Die  Einnehmer  des  Registrements  dürfen  Abschriften 
und  Auszüge  aus  ihren  Arbeiten  andern  als  den  betheiligten 
Privaten  nur  über  Auftrag  des  Friedensrichters  mittheilen. 
Die  Grundbuchsfbhrer  haften  mit  ihren  Kautionen  für  jede 
Auslassung  und  Jede  Irrung  in  ihren  Eintragungen  bis 
zehn  Jahre  nach  Beendigung  ihr^  Amtsführung. 

Die  Kautionen  sind  je  nach  der  Bevölkerung  mit 
20—50,000  Fr.,  in  Paris  mit  100,000  Fr.  bemessen. 

Die  Registrirung  der  Urkunden  geschieht  in  einem  durch 
den  Direktor  des  Registrements  paraphirten  und  cotirten  Re- 
gister. In  dieses  wird  die  Urkunde  auszugsweise  einge- 
tragen, jedoch  dergestalt,  dass  alle  Momente  ersichüich 
werden,  welche  auf  die  Bemessung  der  Gebühr  von  Ein- 
fluss  sind. 

Der  Datum  der  Urkunden  und  die  Summen ,  nach  wel- 
chen die  Gtebühr  bestimmt  wird ,  müssen  in  Buchstaben ,  das 
erste  Wort  in  der  Eintragung  und  die  Namen  der  Parteien 
mit  grossen  Lettern  geschrieben  werden.  Wird  ^e  oder 
die  andere  Eintragung  Behufs  des  weiteren  Verftthrens  an 
ein  anderes  Bureau  verwiesen,  so  muss  das  Wort  „Renvoi^ 
und  die  Nummer  der  Expedition,  mit  welcher  die  Zuwei- 
sung geschah,  am  Rande  bemerkt  werden.    War  ausser  der 
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Gtebühr  auch  eine  Strafe  einzuheben,  so  darf  die 
sung  auf  die  PosI  des  Strafregisters  nicht  fehlen.  Wird  eine 
Gebühr  bloss  yorgemerkt,  so  ist  die  Berufung  auf  das  Bu- 
reau, welches  die  Hauptsumme  in  Evidenz  hält,  das  Yer- 
zeichniss,  in  welches  die  Gebühr  Behufs  der  künftigen  Ein- 
bringung vorgetragen  wird,  oder  der  Beisatz  nothwendig, 
dass  sie  in  die  Liquidation  der  Kosten  werde  einbezog«! 
werden  (k  comprendre  dans  la  liquidation  des  d^penses). 

Ausser  dem  Register  tiXr  die  Eintragung,  den  verschie- 
denen Gel4ioumalen  und  den  allgemeinen  in  jedem  Yerwal- 
tungsbureau  erforderlichen  Vormerkungen  (z.  B.  dem  Ver- 
ordnungs-  und  Normali^ibuche  und  dem  Korrespondenzpro- 
tokolle) hat  der  Einnehmer  des  Registrements  für  seine  spe- 
delle  Aufgabe  noch  folgende  Verzeichnisse  (sommiers)  zu 
führen : 

a)  der  zu  verfolgenden  Anzeigungen  (des  d^ouvertes 
ä  ^laircir)  über  Gebührenentgänge; 

b)  der  sichern  (aber  noch  nicht  ziffermftssig  festgesetz- 
ten) Gebühren,  z.  B.  für  die  angefallenen  Erbschaften; 

c)  der  festgestellten  (aber  noch  aushaflenden)  Gebühren, 
z.  B.  der  vorgemerkten  Gebühren,  der  einzuhebenden  (reld- 
strafen. 

Mancher  anderer  spedeller  Vormerkungen,  die  er  zu 
führen  hat,  oder  die  ihm  geliefert  werden,  z.  B.  der  Todes- 
fälle, der  Katastral-  und  Grundsteuer-Veränderungen ,  wurde 
bereits  ii9  Laufe  der  Darstellung  Erwähnung  gemacht  Eine 
ganz  eigenthümliche  Vormerkung  ist  aber  jene  der  Markt- 
preislisten (mercuriales).  Sie  dient,  die  Durchschnittspreise  zu 
berechnen ,  nach  denen  Naturalleistungen  abgeschätzt  werden. 

Das  eigentliche  Grund-  und  Hjpothekenbuch  wird  in 
chronologischer  Ordnung,  wie  die  Urkunden  einlangen,  ge- 
führt; es  ist  gestämpelt  und  von  dem  Maire  des  Standortes 
cotirt  und  paraphirt. 

üeber  die  Form   der  Eintragungen  gilt  das  oben  über 
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das  Regisl^  des  Enregistrements  Gesagte,  nur  dass  hier  die 
Rocksichten  fihr  die  Sicherung  der  Priyatrechto  noch  grossere 
Vorsicht  zur  Pflidit  machen.  Eine  zweite  Abschrift  der  Ur- 
kunden wird  in  einem  Archiv,  welches  nach  der  alpha- 
betischen Reibenfolge  der  Namen  der  im  Bezirke  begüterten 
Grundbesitzer  geordnet  ist,  dergestalt  hinterlegt,  dass  alle, 
denselben  Grundbesitzer,  betreffende  Urkunden  beisammen 
in  einem  Fache  liegen. 

Der  Grundbuchsführer  hat  übrigens  ausser  dem  eigent- 
lichen Grund-  und  Hypothekenbuche  noch  ein  Einnahms- 
register über  die  einzelnen  vergebührten  Akte  zu  ftihren. 

IMe  Stämpelftmter  mit  den  ihnen  untergeordneten  Stäm- 
pelmagazinen  führen  Einnahms-  und  Eontrollsregister  und 
Aufschreibungen  über  den  Voriath  an  Stämpelpapier  und  ge- 
stftmpelten  Blanquetten.  Jede  Stämpelung  kann  nur  über 
eine  juxtirte  Anweisung  des  Einnehmers  geschehen,  und 
diese  erhält,  abgesehen  von  den  mannigfachen  Registern, 
durdi  die  Au&chreibung  des  Stämplers  selbst  die  Gegenprobe^ 

In  Beziehung  auf  den  Domänendienst  sind  der  Rech- 
nungskcmtrollen  ebenfalls  viele;  das  Detail  dürfte  ermüden. 
Interessant  ist  indess  die  Aui^&hlung  der  Vormerkungen ,  die 
geführt  werden  müssen:  Ueber  fällige  Renten,  Pachtzinse, 
Eaufschillinge,  den  Stand  der  Staatsgüter  und  Staatsgebftude, 
über  die  neu  sich  bildenden  Terrains,  über  Grundstücke,  die 
im  Dienste  des  Verwaltungszweiges,  für  den  sie  bestimmt 
sind,  entbehrlich  werden,  über  dem  Staate  anheimfallende, 
über  herrenlose,  über  sequestrirte  Güter,  über  Domänen, 
die  von  Privaten  usurpirt  worden,  über  Verlassenschaften, 
wo  ein  Erbe  nicht  vorhanden  ist  oder  sich  nicht  gemeldet 
hat,  über  G^enstände,  die  auf  Eisenbahnen ,  Postwagen  oder 
andeien  öffentlichen  Fuhrwerken  zurückgelassen  und  nicht 
leklamirt  wurden,  über  die  von  anderen  Verwaltungszwei- 
gen als  unbrauchbar  abgegebenen,  zu  veräußsemden  Gegen- 
stände u.  dgl. 
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Der  Kern  des  Dienstes  sind  nach  dem  Dacgqateliten  die 
Einnehmer.  Sie  werden  aus  den  Supemumesiren ,  die  wenig- 
stens drd  Jahre  gedient  und  drei  strenge  PrüAing^n  mit 
Erfolg  bestanden  haben ,  ernannt.  In  ihren  Beziigen  sind  «e 
auf  Provisionen  von  den  durch  sie  eingehobenen  Q«b((hren 
angewiesen.  Diese  betragen  8%  für  die  ersten  10,000  Fr^ 
3%  für  die  Beträge  von  10,000  bis  50,000  Fr.,  und  sie  foUen 
rasch  für  höhere  Einnahmen ,  so  dass  sie  von  BetrfLgan  über 
700,000  Fr.  nur  mit  y^  %  entfallen.  *  Dort  wo  die  Einnehmer 
einen  fixen  Gehalt  beadehen,  ist  er  nur  als  eine  Ei^nsung 
der  Provision  zu  betrachten. 

Die  Orundbuchsflihrer  erhalten  eine  Provision  von  2% 
für  die  von  ihnen  für  Rechnung  des  Staates  eingehobeiien 
Gebühren. » 

Höchst  wichtig  ist  auch  die  Stellung  der  eigmtUdien 
Eontrollsbeamten,  der  Veriökatoren  und  Inspektoren;  denn 
vorzugsweise  auf  ihrer  Einwirkung  beruht  der  pünktliche^ 
rasche ,  aufrechte  und  gleichförmige  Gang  des  Dienstes.  Eine 
eigene  höchst  ausführliche  Instruktion  vom  16.  Mftrz  18B1 
regelt  ihre  Thätigkeit  Sie  haben  nicht  bloss  darauf  zu  sehen, 
dass  die  Enregistrements-,  Stämpel-  und  Grundbuclisftmter  in 
Allem  die  Vorschrift  beachten ,  ihre  Amtsbücha*  in  der  vor- 
geschriebenen Form  ohne  Rückstand  führen,  sondeirn  die 
Verifikateurs  haben  sogar  die  Berechnung  aller  eingehcbeiMn 
Gebühren  zu  prüfen,  und  sie  haften  mit  dem  Amte  für  jedes 
nicht  entdeckte  Gebrechen  und  für  jede  ausgelaaaene  oder 
zu  gering  bemessene  Gebühr,  die  hinterher  uneinbringliih 
werden  sollte.  Sie  vergleichen  auch  die  AufischreibungM  der 
Aemter  mit  jenen  der  Notare,  Gerichtsdiener,  Greffiers,  Y^r« 
waltungssekretäre ,  der  Kassiere  öflbnüicher  EörpecschaAM 
und  Anstalten,  industrieller  Unternehmungen  u.  dgL,  und 
gehen  in   die  Gerichts-,  Notariats-  und  VerwaltungMkten 

•  Dekret  vom  23.  Mai  1810. 

*  Ord.  vom  23.  Febroar  ISSÄw 
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seitot   ein,   um   hieraua   die   Gebahrung  jener  ö£fentlichen 
Agenten  beurtheilen  zu  können. 

Dais  man  ernaUich  will,  dass  sie  genau  und  strenge 
Torgdien,  ergibt  sich  auch  daraus,  dass  ihnen  14  Tage  zur 
Prüfung  eines  einzigen  Amtes  und  der  ihm  zugewiesenen 
Agenten  eingeMumt  sind. 


6.    Bas  Forstwesen  I  die  Fischerei  und  die  Jagd. 

Wiewohl  das  Forstwesen  mit  den  damit  zusammenhän- 
gend^! Jagd-  und  Fbchereirechten  unter  einer  besonderen 
Generaldirektion  steht,  dürfte  doch  hier  der  geeignetste  Platz 
zur  Erörterung  desselben  sein;  ist  es  doch  wiederholt,  von 
1791  bis  1801  und  von  1807  bis  1820,  mit  den  Domänen 
▼ereint  unter  der  Leitung  der  Generaldirektion  des  Enregistre- 
ments  und  der  Domänen  gestellt  gewesen,  und  handelt  es 
sich  dodi  auch  hier  zum  grossen  Theile  um  die  Verwaltung 
eines  Staatsgutes. 

Das  Forstwesen  wird  noch  immer  nach  den  Prin- 
zipien des  alten  Colbert'schen  Code  von  1669  geleitet,  im 
Geiste  der  Bevormundung  und  des  Staatsschutzes.  Das  Ge- 
setz Tom  21.  Hai  1827,  welches  das  Bestehende  ordnend  zu- 
sammea&SBto,  ist  lobenswerth  in  Bezug  auf  die  Bildung  und 
DM^jplin  des  Forstpersonals ,  die  eigentliche  Forstwirthschaft 
und  die  Beschränkung  der  Forstdienstbarkeiten ,  aber  es  be- 
handelt  das  Holz  nicht  wie  ein  Glied  d^  grossen  Reihe  der 
GiAer, mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  Wohnsitz  des 
Menaelien  ausgestattet  hat,  wechselnd  in  seinem  Werthe, 
i9te  Blle  die  andern,  und  bestimmt,  yerbraucht,  vertauscht, 
«mgestaltet  zu  werden,  wie  es  eben  das  Bedürfniss  und  das 
Isteresse  fordern,  sondern  es  behütet  den  vegetabilischen 
Brennstoff  vor  der  Verf&gung  des  Eigentbttmers  wie  vor  den 
Eingriffen  der  Fremden,  damit  er  im  Grundstocke  unversehrt 
der  Zukunft   und  jenen   bevorzugt»  Männem   vorbehalten 
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bleibe,  von  denen  es  voniuasetzt,  dass  sie  allein  den  redi- 
ten  Gebrauch  davon  machen  werden. 

Es  will  nicht  bloss  diejenigen  Waldbest&ide  vor  der 
Axt  bewahrt  wissen,  welche  gegen  Winde,  Wogen,  Wetter 
und  Wassemoth  schützen,  sondern  der  Hol^besteud  soll  Ar 
alle  ^eit  unvermindert  bleiben ,  ohne  Rücksicht,  ob  nicht  die 
Umwandlung  in  Ackerland ,  der  Verbrauch  für  Fabriken  einen 
grösseren  ökonomischen  Nutzen  bringe. 

Die  Ueberschwemmungen  des  Jahres  1856,  ohne  Zweifel 
durch  die  Enthoheung  der  Quellengebiete  der  ausgetretenen 
Ströme  mitveranlasst,  werden  dem  Systeme  neuen  Schwui^ 
verleihen ,  und  man  wird ,  wie  bei  allen  reactionftren  Bestre- 
bungen, die  Sünden  der  Ungebundenheit  durch  jene  der 
Zwangsherrschaft  zu  heUen  suchen.  — 

Die  Vollgewalt  der  Eontrollen  wird  über  die  Staatswal- 
dungen geübt 

Schon  die  besondere  Verwaltung  gewährt  die  Büj^scbaft, 
dass  nie  der  Wald  einer  andern  Kultur  weichen  werde. 

Verfügungen  wie  jene  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1835, 
welches  die  Regierung  zur  Veräusserung  einer  Waldfläche 
ermächtigte,  die  einem  Reineinkommen  von  4  Millionen  Fr. 
entspräche,  und  des  Gesetzes  vom  7*  August  1860,  welches 
jährlich  die  Veräusserung  Ton  Forstparzellen  im  Werthe  Toa 
15  Millionen  Fr.  gebietet ,  werden  eben  nur  als  durch  Xoth- 
stände  veranlasst  betrachtet 

Das  Ministerium  und  die  Generaldirektion  wachen  dfer- 
süchtig  über  die  Erhaltung  der  Bestände ;  der  Wirkungskreis  der 
Forstmeister  und  ihrer  Inspektoren  und  Unterinspektoren  ist^in 
dieser  Richtung  auf  ein  Minimum  beschränkt  Die  unmittelbare 
AuMcht  wird  durch  Tausende  von  Forstwärtern  zu  Pferde  undsm 
Fuss  geführt  Diese  müssen  entweder  Zöglinge  der  Forsteohole 
oder  wenigstens  25  Jahre  alt,  ror  Gericht  beeidet,  von  der  Forsfe- 
Verwaltung  ernannt  oder  wenigstens  von  ihr  genehmigt  sein« 

Sie  dürfen  nicht  Holzhandel  treiben,  nicht  ein  Gewerhe 
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augttben,  bei  dem  Holz  verarbeitet  wird,  nicht  ein  Wirihs* 
hsoB  halten ,  nicht  Getränke  im  Detail  verkaufen ,  nicht  ihren 
Holzbedarf  ausser  dem  Arrondissement,  in  dem  sie  dienen, 
sich  anschaffen,  nicht  jagen,  nicht  fischen. 

Die  Register,  in  denen  sie  die  aufgenommenen  Protokolle, 
die  YoUzogenen  Zustellungen  und  Vorladungen,  ^ie  sonstigen 
Vorimie  im  Dienste  aufzeichnen,  müssen  vom  Präfekten  oder 
Unterpräfekten  paraphirt,  die  Abdrücke  der  Hammer,  die  zur 
Bezeichnung  der  Bäume  dienen,  bei  Gericht  hinterlegt  sein. 

Alle  Staatswaldungen  unterliegen  der  forstmässigen  Be- 
wirthschaft  (am^nagement). 

Ohne  Bewilligung  des  Kaisers  darf  kein  im  Wirthschaffs- 
plane  nicht  rorgesehener  Schlag  und  kein  Schlag  in  reser- 
▼irten  Waldtheilen  geschehen. 

In  den  Staatsforsten  wird  das  Holz  in  der  Regel  am 
Stock,  im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung,  die  wenig- 
stens 14  Tage  früher  angekündigt  werden  muss,  hintange- 
geben. Nur  Windbrüche  und  dergleichen  zufällige  und  dring- 
liche Verkäufe  bilden  eine  Ausnahme*  Im  Augenblicke,  wo 
das  Meistbot  als  solches  anerkannt  wird,  ist  d^r  Verkauf 
rechtskräftig.  Der  Ersteher  hat  übrigens  ausser  dem  Meist- 
bot noch  einen  zehnprocentigen  Zuschlag,  dann  3%  Air 
Erhaltungs-  und  Verbesserungskosten,  und  17}%  ^^  ^^^ 
Kosten  der  Versteigerung  zu  entrichten.  Der  Kaufschilling 
wird  mittelst  Wechsel  bezahlt,  für  welche  die  General- 
einnehmer, an  deren  Ordre  sie  läuten,  dnzustehea  haben; 
sie  erhalten  dagegen  ein  Escompte  von  y^%-  Es  ist  die 
Frist  bestimmt,  binnen  welcher  die  HoIzf&Uung  begonnen 
und  beendigt  sein  muss.  Vor  dem  Beginne  muss  die  schrift- 
liche Bewilligung  des  Forstagenten  erlangt,  die  Fläche  ab- 
gemesaen,  das  Holz  yorgewiesen,  die  Fällung  selbst,  sowie 
der  etwaige  Verkauf  des  gefällten  Holzes  unter  die  Leitung 
eiaes  beeideten  Aufsehers  (garde-vente)  gestellt  sein. 

Es  dürfen  nidit  die  bezeichneten  Samenbäume  gefällt. 

Hock,  PinftnzrerwaUung  Prankreichs.  15 
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die  Bäume  vor  der  Fällung  geschält  oder  entrindet,  tieae 
Wege,  Kohlenmeiler,  Wacbhütten  nnd  Werkstätten  ohne  Be- 
willigung angelegt,  ausser  den  Hütten  Feuer  aagezttndet, 
Hölzer,  die  nicht  im  Schlag  gefällt  worden,  abgelegt  werden, 
vor  Sonnenaufgang  oder  nach  Sonnenuntergang  darf  eine  Fäl- 
lung nicht  stattfinden.  Die  Ersteher  und  ihre  Auftttier  sind 
verantwortlich  für  alle  Forstfrevel ,  die  innerhalb  des  erstan- 
denen Schlages  und  in  einem  Umkreise  von  7SM  Meter  von 
den  Grenzen  desselben  verübt  und  von  ihnen  niaSht  angezeigt 
werden.  Binnen  drei  Monaten  nach  beendigter  FäHung  wird 
die  kontrollirende  Wiedervermessung  und  die  Untei^uchung 
des  Schlages  vorgenommen. 

Auf  die  gleiche  Weise  wird  bei  Versteigerung  der  Eichel- 
mast und  Weide  vorgegangen.  Die  eingetriebenen  Thiere 
müssen  mit  Brandzeichen  versehen  sein,  der  Eintrieb  auf 
andern  als  den  gestatteten  Wegen  oder  bei  Nacht  ist  ver- 
boten, und  ebenso  das  Abschlagen,  Aufsammeln,  Wegführen 
der  Eicheln,  Buchecken  u.  dgl. 

Seit  dem  1.  August  1837  haben  alle  besondere  Wid- 
mungen für  Gemeinden,  Fabriken,  Gewerke  u.  dgl.  auf- 
gehört ;  die  Berechtigten  wurden  durch  Ueberlfussung  einzel- 
ner Waldtheile  (cantonnement)  entschädigt.  Koch  bestehen 
aber  zahlreiche  Einforstungen  und  Servituten ,  wiew6b>  deit 
dem  Gesetze  vom  5.  Mai  1827  keine  neue  Bewilligung  statte 
finden  darf  und  die  fireiwillige  und  selbst  die  zwangsweise  Ab- 
lösung gestattet  ist.  Erst  in  letzter  Zeit,  am  12.  April  1854, 
wurde  ein  neues  den  Vorgang  hiebei  regelndes  Gesets  er- 
lassen. Die  Ablösung  der  Einforstung  geschieht,  wie  er- 
wähnt, in  der  Regel  durch  Ueberlassung  von  Waldtheilen, 
jene  anderer  Servituten  mittelst  Geldentschädigungen.  Jede 
einzelne  Verhandlung  gelangt  wenigstens  dreimal  zum  Mini- 
sterium. Zuerst  entscheidet  dasselbe  über  die  Frage  der 
Opportunität,  dann  über  den  Betrag  der  Ablösung,  zuletzt, 
nachdem  mit  dem  Berechtigten  verhandelt  worden,  über  die 
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definitire  Aiisfblguog  der  Ablösangssumme.  Hiebe!  wird  wie- 
deriioU  r^Qseer  der  antragenden  Forstverwaltung  auch  die  Do- 
mftnenvervraltung,  als  der  Vertreter  des  Staatseigenthums,  zu 
Batbe  gezogen.  Geht  der  Berechtigte  auf  das  Anbot  nicht 
ein ,  soudem  stellt  er  andere  Bedingungen ,  oder  muss  wegen 
seiner  Weigerung  sich  an  den  Präfekturrath  wegen  Einleitung 
der  zwangsweisen  Ablösung  geschritten  werden,«  so  ist  die 
Dazwischeakuoft  des  Ministeriums  noch  häufiger  erforderlich. 

Im  llebrigen  sind  die  Forstdienstbarkeiten  durch  das 
Ctesetz  in  ftrer  Ausübung  sehr  beschränkt  Die  Berechtig- 
ten dürfen  das  Holz  nur  über  Vorweisung  desselben  durch 
den  Forslagenten  föUen.  Sind  in  einer  Gemeinde  mehrere 
Berechtigte,  so  haben  sie  gemeinschaftlich  einen  Unterneh- 
mer zu  wählen,  welcher  das  Holz  fällt  und  verführt,  und 
sich  nach  den  Bestimmungen  für  die  Ersteher  versteigerten 
Holze»  zu  benehmen  hat,  und  sie  haften  für  die  von  dem 
Unterodmier  begangenen  Uebertretungen.  Das  Holz  darf  nur 
zu  dem  Zwecke,  auf  welchen  die  Bereehtigung  lautet,  ver- 
iT^endel  werden.  Bei  der  Einsammlung  von  Waldstreu  und 
Klaubholz  darf  kein  Haken  (crochet)  und  überhaupt  kein 
eisernes  Geräthe  gebraucht  werden.  Die  Eichelmast  und  die 
Waldweide  dürfen  nur  durch  drei  Monate,  deren  Anfang 
von  der  Verwaltung  festgesetzt  wird ,  nur  in  den  zugewiese- 
nen. Waldtbeilen,  nur  mit  einer  beschränkten  Zahl  Vieh, 
das  zum  eigenen  Gebrauche,  nicht  zum  Verkaufe  bestimmt 
sein  muss,  benutzt  werden.  Die  Wege  fttr  das  Vieh  sind 
genau  vorgezeichnet ,  und  wo  sie  an  jungem  Anflug  vorbei- 
führen, durch  Gräben,  zu  denen  die  Berechtigten  beitragen 
müssen,  abgegrenzt  Die  Thiere  einer  (Gemeinde  werden 
auf  einmal  unter  der  Leitung  eines  Hirten  eingetrieben,  sie 
müssen  am  Halse  eine  Glocke  und  am  Schenkel  einen  die 
Gemrinde  kennzeichnenden  Brand  haben.  Ziegen,  Lämmer 
und  oft  auch  Bammel  sind  vom  Eintriebe  ausgeschlossen. 

Dem  gleichen  Regime  unterliegen  Forste,  in  denen  dem 
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Staat  ein  Miteigenthum  zur  ungetheilten  Hand  zusteht;  die 
andern  Miteigenthümer  haben  ftist  kein  anderes  Recht  als 
jenes  der  Theilnahme  an  dem  Nutzertrage. 

Die  Gemeinden  und  öfifentlichen  Institute  sind  verpflichtet, 
ihre  Forste ,  welche  die  Forstverwaltung  einer  regelmfis- 
sigen  Forstbewirthschaftung  fähig  hält,  unter  die  Leitung 
derselben  zu  stellen.  Ja  über  Antrag  der  Foestrerwaltung 
kann,  in  Folge  Erkenntnisses  des  Präfekturrathes  und  ror- 
behaltlich  den  Rekurs  an  den  Staatsrath ,  selbst  der  Gemeinde 
gehöriges  Weideland  der  Forstkultur  gewidmet  und  dadurch 
der  Aufsicht  der  Forstverwaltung  unterzogen  werden.  Mit 
dem  Beginne  dieser  Aufsicht  hört  das  freie  Verfbgungsrecfat 
der  Gemeinde  auf,  sie  darf  den  Wald  nicht  abtreiben, 
nicht  in  anderes  Kulturland  verwandeln,  nicht  theilen,  ja 
sie  tritt  fast  ganz  in  die  Reihe  der  in  den  Staatswal- 
dungen Eingeforsteten  zurück.  Die  Yorschrifltti  fbr  die 
Staatsforste  finden  ganz  auf  diese  Gremeindewaldungen  An- 
wendung. Die  Verwaltung  bestimmt,  wann,  wo,  wie  viel 
geschlagen  werden  soll.  Die  Verkäufe  finden  ebanftdls  nur 
im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  durch  das  Forst- 
personale statt,  die  Vertreter  der  Gemeinde  werden  zwar 
zu  d^selben  eingeladen ,  allein  auch  wenn  sie  nicht  erschei- 
nen, ist  der  Akt  gültig.  Das  Holz  zum  eigenen  Bedarf  wird 
der  Gemeinde  und  deren  berechtigten  Gliedern  gleichfiiUs 
von  der  Forstverwaltung  vorgewiesen;  sie  dürfen  es  ohne 
deren  Genehmigung  zu  keinem  anderen  als  dem  ange- 
gebenen Zwecke  verwenden.  Die  Gremeinde  muss  so  viele 
Forstwarte  ernennen  und  bezahlen,  als  die  Forstverwaltung 
bestimmt;  die  Ernannten  bedürfen  der  Genehmigung  der 
letztem.  Für  die  Kosten  der  Aufsicht  hat  die  Gemeinde 
fünf  Procent  von  dem  Preise  des  versteigerten  und  von  deoi 
(durch  die  Verwaltung  bestimmten)  Schätzungswerthe  des 
ihr  zu  ihrem  Gebrauche  ausgefolgten  Holzes  zu  entrichten.  ^ 

*  GeseU  vom  2ö.  Juni  1841  und  19.  Jnli  1845. 
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Die  Grundsätze  der  Bewirthschaftung,  die  Bestimmungen 
ttb^  die  beBondeni  Widmungen  und  Dienstbarkeiten  sind 
die  gleichen  auch  fQr  die  Forste  der  Krone,  der  Apanagen,  ^ 
der  Kronlehen  (majorats  reversibles  k  T^tat). 

Alle  die  bisher  aufgezählten  Forste  nennt  man  eben 
wegen  ihrer  Verpflichtung  zu  einer  strengem  Bewirthschaf- 
tong  Regieforste  (for6ts  de  regime). 

Die  Forste  der  Privaten  unterliegen  dem  Bewirthschaf- 
tuDgszwange  nicht  und  dem  Yerfügungsrechte  der  Eigen- 
thQmer  sind  weitere  Grenzen  gezogen;  allein  auch  auf  ihnen 
lastet  das  durch  den  §.  219  des  Code  forest  zuerst  auf 
20  Jahre  ausgesprochene,  dann  ror  seinem  Ablauf  im  Jahr 
1647  auf  weitere  drei  Jahre,  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli 
1853  bis  Ende  1856  und  seitdem  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli 
1856  auf  unbestimmte  Zeit,  nämlich  bis  zur  Entscheidung 
über  den  in  Verhandlung  stehenden  Gesetzentwurf,  welcher 
die  Verhältnisse  bleibend  regeln  soll,  verlängerte  Verbot,  eine 
Abetockung  oder  gar  eine  Umwandlung  des  Waldbodens  in 
eine  andere  Kultur  ohne  Zustimmung  der  Forstbehörde  vor- 
sunehmen.  Es  steht  zwar  gegen  die  Verweigerung  dieser 
Zustimmung  der  Rekurs  an  den  Präfekturrath  und  in  wei- 
terer Instanz  an  den  Staatsrath  frei;  allein  so  lange  die 
Behörde  auf  dem  Boden  des  Gesetzes,  der  Erhaltung  der 
bewirthschaftungsfähigen  Forste,  sich  befindet,  haben  jene 
Rekurse  keine  Aussicht  auf  Erfblg. 

Durch  einen  Erlass  der  provisorischen  Regierung  vom 
2.  Hai  1848  wurde  die  Umwandlung  des  Waldbodens  in 
anderes  Kulturland  Qberdiess  durch  eine  Taxe  von  25  bis 
60  Procent  des  hiedurch  erlangten  Hebrwerthes  erschwert. 
Ebenso  ist  zwar  der  Forstmeister  ermächtigt,  die  Zustim- 
mung zur  Absteckung  zu  verweigern,  allein  zur  Ertheilung 
derselben  bedarf  er  der  Genehmigung  der  Generaldirektton 
und  theilweise  selbst  des  Ministers.    Die  Fristen,  innerhalb 

I  Diese  hatten  nur  vor  dem  Jahre  1848  Bedeutung. 
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deren  dem  Eigenthümer  der  Beschluss  der  Behöf<ten  initzu<- 
theilen  ist,  sind  sehr  lange,  so  dass  auch  hterdurck  dem- 
selben sein  Vorhaben  verleidet  wird. 

Eine  andere  noch  lästigere  und  schädlichere  Eigenthums- 
beschränkung,  die  gleichmässig  auf  die  der  Regie  unter- 
worfenen, wie  auf  die  in  Privatverwaltung  befindlichen 
Waldungen  sich  erstreckte,  das  Vorkaufsrecht  der  Marine 
auf  die  von  ihren  Agenten  für  Schiflbbauzwedce  geeignet 
erklärten  Stämme  und  Hölzer,  hat  glücklicher  "^ise  mit 
1.  August  1837  ftir  die  Privat-  und  mit  1.  Januar  1839  für 
die  unter  Regie  stehenden  Waldungen  aufgehört,  doch 
wurde  fUr  die  letztern  das  Recht  der  Marine  bloss  suspen- 
dirt,  nicht  förmlich  aufgehoben.  ^  In  den  Rheinauen  be- 
steht noch  ein  ähnliches  Zwangskaufsrecht  bezüglich  des 
zum  Uferschutzbau  nöthigen  Faschinenholzes.. 

Die  Bestimmungen  über  die  Ablösung  und  über  die 
Beschränkungen  in  der  Ausübung  der  Forstdienstbarkeiten 
haben  auch  auf  die  Privatwaldungen  Anwendung. 

Die  Privaten  dürfen  eigene  Forstwächter  halten.  FiftUs 
diese  vom  Unterpräfckten  genehmigt  und  vom  Gericht  beeidigt 
sind,  werden  sie  als  öffentliche  forstpolizeiliche  Organe  be- 
trachtet und  ihre  Aussehe  hat  bis  zur  Herstdlung  des  Gegen- 
beweises vollen  Glauben  vor  Gericht 

Die  Forstpolizei  ist  verschieden  in  den  PrivBtforsten 
und  den  unter  Regie  stehenden.  Allgemein  verboten  ist 
das  unbefugte  Wegführen  von  Baumaterialien,  Steinen,  Ra^en, 
Forstprodukten,  das  Betreten  der  Forste  ausser  deB  öffent- 
lichen Wegen  mit  Aexten,  Sicheln  und  ähnlichen  Ger&then 
und  mit  Wagen  und  Thiei*en,  das  Feuermachen  im  Freien 
innerhalb  der  Forste  und  eines  Umkreises  von  200  Meter 
von  der  Waldgrenze  an  gerechnet,  das  Bebauen  der  Rand- 
bäume, die  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Forslgeaetzes  über 
30  Jahre  alt  waren. 

•  Ordonnanz  vom  14.  Deccmber  1838. 
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lottorbi^b  der  Forste  unter  Regie  und  in  deren  Nfthe 
ist  untersagt ,  ohne  Bewilligung  der  Verwaltung  Kalk  - ,  Gyps- 
oder  Ziegelöfen,  ein  Haus  oder  eilie  Meierei,  eine  Hütte 
oder  einen  Schoppen  von  Holz,  einen  Zimmerplatz,  eine 
Werkstätte,  wo  Holz  verarbeitet  wird,  anzulegen.  Die  Be- 
willigung wird  nur  unter  Vorbehalt  des  unbeschränktesten 
Duxohsuchungsrechtes  ertheilt  Jeder  Baum,  Baumstrunk 
oder  Block,  der  an  solche  Etablissements  abgegeben  wird, 
wird  amtlich  bezeichnet. 

Die  Strafen  sind  strenge:  Verfall  der  Gegenstände  und 
der  HQl&mittel  der  Uebertretung ,  Niederreissuug  der  ohne 
Erlaubniss  errichteten  Gebäude,  Entziehung  der  Serrituts- 
rechte,  Geldstrafen  in  geringen  Fällen  TOn  10—50,  50—300, 
in  bedeutenderen  selbst  von  300—6000  Frcs.  Gegen  Unrer- 
mögliche  wird  die  Geldstrafe  in  eine  Arreststrafe  von  drei 
Tagen  bis  zwei  Monate  verwandelt,  die  in  Wiederholungs- 
fällen  selbst  verdoppelt  werden  darf.  —  Das  Recht  zur  Ein- 
leitung des  Ver&hrens  verjährt  binnen  drei  bis  sechs  Monaten, 
vom  Tage  der  Entdeckung  der  strafbaren  Handlung  ange- 
fangen.^ Dessen  ungeachtet  und  trotz  der  grossen  Zahl  der 
Forstwächter  ist  die  Zahl  der  Forstfrevel  eine  ungeheure,  mehr 
als  70,000  des  Jahres,  im  Durchschnitt  der  Jahre  1851  bis  1854.  ^ 

Der  Ertrag  der  Forste  fUr  das  Jahr  1857  ist,  wie  fUr  1856, 
mit  26,0  Mill.  Fr.  veranschlagt,  hierunter  die  Holzschläge  mit 
21,9,^  die  Nebennutzungen  mit  2,5,  die  Beiträge  der  Gemein- 
den und  öffentUcben  Institute  zu  den  Verwaltungskosten  mit 
1,6  Mill. ;  der  Erlös  für  die  zum  Verkaufe  bestimmten  Forstr 
parzellen  ist  besonders  ausgewiesen.  Der  Waldboden  Frank- 
reichs umfasste  1855  bei  8,675,000  Hectares ;  hievon  besessen 

*  Cod.  for.  art  185. 

'  Bericht  des  Ministers  der  Justiz  vom  April  1866  über  die  Ergebnisse 
der .  StnfAraditspflege. 

*  Im  Jahre  1855  haben  die  HolzscUäge  30  Milliouen  getragen,  wäh- 
rend sie  nur  uit  21,8  Millionen  veranschlagt  waren. 
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der  8taat  1,171^000  und  die  unter  Regie  stehenden  Gemein- 
den und  Institute  1,892,000,  die  Krone  und  die  Privaten 
5,612,000  Hectares.  * 

Ende  183|^  umfassten  die  Staatsforste  1473  Objekte 
mit  dnem  Flächeninhalte  von  1,019,000  Hectares  in  einem 
SchätEungswerthe  von  727  Mill.  Frcs.  Die  grössttti  Forste 
befinden  sich  in  den  Forstbezirken  von  Nancy,  Bptiial, 
Toulouse. 

Die  32  Forstbezirke  zerfallen  in  administrativen  Be- 
ziehungen in  140  Inspektorate  und  diese  in  447  CantOiuM- 
ments.  153  Inspektoren,  191  Unterinspektoren,  388  wirk- 
liche und  adjungirte  Forstwarte,  656  Brigadiers,  2768  vom 
Staate  und  mehr  als  5500  von  den  Gemeinden  angestdlte 
Forstwarte  bewirthschaften  und  behüten  diesen  Theil  des 
öffentlichen  Gutes;  eine  etwas  starke  Zahll  — 

Das  Fischereirecht  in  allen  schiff-  od^  flossbaren, 
vom  Staate  unterhaltenen  Flüssen  und  Kanälen,  sowie  in 
den  damit  zusammenhängenden  Nebenarmen,  Gräben,  Wasser- 
becken ,  falls  man  auf  Fischerbooten  dahin  gelangen  kann 
und  sie  auch  vom  Staate  unterhalten  werden,  ist  auf  Grund 
alten  Herkommens  durch  das  Gesetz  vom  15.  April  1829 
als  Staatsregale  erklärt  worden.  Besondere  Ordonnanzen, 
unter  denen  die  umfassendste  jene  vom  10.  Juli  1835  war, 
machten  die  Gewässer  bekannt,  auf  welche  das  Gesetz  an- 
gewendet wird. 

•  Das  Angeln  mit  freier  Hand  ist  allgemein  auch  auf  den 
vorbehaltenen  Wässern  gestattet,  während  der  Fischfang 
zur  Laichzeit  allgemein  untersagt  ist 

Die  Fischerei  auf  nicht  vorbehaltenen  Grewässern  ist 
Gegenstand  des  Privatrechtes;  die  Seefischerei  ist  frei,  nur 
die  Anlage  der  Einfänge  (madragues  calöes)  zur  Thunfischevei 

*  Der  dem  Staate  gehörige  Waldboden  in  Algier  wird  auf  1,200)000  Hec- 
tares geschätzt.  —  Der  Waldboden  in  Frankreich  ist  übrigens  in  Abnahme 
begriifeD ,  noch  1850  belief  er  sich  auf  8,860,000  Hectares. 
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bildet  eine  Ausnahme,  sie  wird  nur  gegen  Bewilligung  der 
Domänenverwaltung,  an  bestimmten  Orten,  für  gewisse  Zeit 
und  gegen  einen  bestimmten  Pacht  gestattete 

Die  Grenze  zwischen  der  See-  und  Flifibfischerei.  bildet 
der  Punkt,  wo  die  Wasser  aufhören  gesalzen  zu  sein. 
Dessen  geographische  Lage  ist  ftir  alle  ins  Meer  einmünden- 
den Flüsse  durch  die  bereits  erwähnte  Ordonnanz  vom 
10.  Joli  1835  bestimmt. 

Das  Fischereirecht  wird  durch  Hintangabe  im  W^e 
der  öffentlichen  Versteigerung,  und  wenn  diese  ohne  ent- 
sprechendes Ergebniss  bliebe,  durch  Ertheilung  von  Licen- 
zen  an  einzelne  Berechtigte  benutzt.  Der  Ertrag  belauft 
sich  etwa  auf  eine  halbe  Million  Francs. 

Die  Vorschriften  bestimmen ,  mit  welchen  Vorrichtungen 
und  Werkzeugen,  zu  welchen  Jahres-  und  Tageszeiten,  auf 
welche  Fische  und  ron  welchen  Dimensionen  allgemein 
oder  in  einzelnen  Gegenden  nicht  gefischt  werden  darf.  — 
Die  Schiffer  und  Fischer  unterliegen  der  amtlichen  Eontrolle, 

Eigene  Fischereiwächter  (garde-pdche)  haben  sowohl 
die  polizeilichen  als  die  finanziellen  Interessen  des  Staates 
zu  wahren.  — 

Die  Jagd  wird  nach  dem  Gesetze  vom  3.  Mai  1844 
als  ein  Privatrecht  angesehen,  sie  kömmt  hier  nur  als  ein 
NebengefMle  der  Staatsforste  und  wegen  der  Taxe  für  die 
Jagälieenzen,  d.  L  die  polizeiliche  Erlaubniss  zur  Ausübung 
des  Jagdrechtes,  dann  wegen  des  für  die  Zölle  und  die 
Octroi's  bemerkenswerthen  Verbotes  der  Ein-  und  Ausfuhr, 
des  Transportes  und  des  Verkaufes  von  Wild  ausser  der 
gestatteten  Jagdzeit  in  Betracht.  Die  Jagd  in  den  Staats- 
fctfBten  ist  yerpachtet.  Die  Verpachtung  geschieht  gleich 
jener  der  Fischereirecfate  durch  die  Domänenverwaltung  auf 
drei ,  sechs  oder  neun  Jahre.    Der  Ersteher  hat  binnen  fünf 

*  Arr^t^  vom  9.  germinal  an  IX.  und  Ministemlentscheidang  vom 
27.  December  1831. 
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Tagen  nach  der  Versteigerung  für  die  Erf&llung  ^ner  Ver^ 
bindlichkeiten  einen  zahlungsf&higen  BQigen  w  «tollen. 
Noch  während  der  Versteigemng  hat  er  seine  GeseUflibafter 
SU  nennen ,  deren  zulässige  Zahl  sich  nach  der  Gifflse'  des 
gepachteten  Reviers  richtet  Jeder  Wechsel  in  der  Person 
der  Gesellschafter  bedarf  der  Genehmigung  des  PrQfektes. 
Jeder  Jagdinhaber  muss  sich  übrigens  um  einen  forstamt- 
lichen  Erlaubnissschein  bewerben,  den  er  auf  Verlangen 
jedesmal  vorzuzeigen  hat.  Nur  die  POrsch-  und  Het^gtgd 
ist  gestattet.  Kaninchen  dürfen  nicht  gehegt,  das  sich  all- 
zusehr Termehrende  Wild  muss  abgeschossen  werden.  Die 
Leute  der  Jagdpächter  dürfen  nicht  Waffen  tragen.  >    * 

Die  Jagdlicenzen  stellen  die  Präfekte  über  das  Gutachten 
der  Haires  und  Unterpräfekten  aus.  Sie  lauten  auf  ein  Jahr 
und  gelten  für  ganz  Frankreich. 

Die  Gebühr  beträgt  25  Frcs.,  woTOn  15  der  Staat  und 
10  die  Gemeinde  bezieht,  deren  Maire  das  Gutachten  abge- 
geben hat. 

Es  sind  genau  die  Kategorien  der  Personen  bestimäit, 
denen  die  Licenz  verweigert  werden  kann  oder  sogar  ver- 
weigert werden  mus&  Unter  den  letzteren  befinden  sich 
die  Feld-  und  Waldhüter  der  Gemeinden  und  öffentlichen 
Institute  und  die  Forstwarte  und  Fischereiwächtar  des 
Staates. 

Letztere  sind  übrigens  mit  den  Gendarmen  und.^den 
Agenten  der  indirekten  Besteuerung  zur  Ueberwachung  der 
zahlreichen  polizeilichen  Jagdvorschriften ,  des  Wilddiebstahls 
und  der  Jagd  ohne  Jagdlicenz  berufen. 

Die  Strafen  für  Fischerei  -  und  Jagdvergehen  sind  eben- 
falls nicht  unbedeutend.  In  der  Verwendung  der  Strafgelder 
findet  ein  bemerkenswerther  Unterschied  statt  Nach  Abzug 
der  Ergreifersantheile  und  der  andern  Auslagen  feilen  die 

*  Der  Ertrag  der  Jagdpacht  wird   für  1866  mit  dGO,QM>  Fr.  ange- 
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Fiflchereis trafen  dem  Staate,  die  Jagdstrafen  (mit  Au8Dahme 
▼OD  fbnf  Prozent  Regiekosten)  den  Gemeinden  anheim,  wo 
der  Schuldige  betreten  wnrde.  * 

Die  Forstverwaltung  selbst  hat  auf  die  Ausübung  der 
Fischerei  und  der  Jagd  keinen  Einfluss,  während  sonderbar 
genug  die  „Louveterie^  d.  i.  die  Vertilgung  des  Raubwildes 
von  ihr  geleitet  werden  soll.  Die  Erlasse  Tom  19.  pluyiöse 
an  V.  (7.  Februar  1797)  und  vom  20.  August  1814  und 
14.  September  1830  haben  diessfalls  die  alten  Bestimmungen 
des  16.  und  17.  Jahrhunderts  aufrecht  erhalten.  Nur  die 
Wttrde  des  Orossjägermeisters  (grand-reneur)  hat  mit  der 
Julirerolution  aufgehört 

Jede  drei  Monate  soll  in  den  Staatsforsten  und  auf  dem 
flachen  Lande  eine  allgemeine  Treibjagd  auf  Wölfe,  Füchse, 
Dachse  und  anderes  Raubwild  über  Ausschreiben  des  Prft- 
fekles  stattfinden. 

Die  Generaldirektion  ernennt  aus  den  berühmten  Jägern 
des  Departements  Ueutenants  de  loureterie,  welche  abgesehen 
▼an  ihrer  Thfttigkeit  gegen  Wölfe,  Füchse  u.  dgl.  (nament- 
lich bei  Leitung  der  Treibjagden),  zweimal  im  Monate  auch 
die  Staalsforste  auf  Borstenwild  durchstreifen  dürfen.  ^ 

*  J.  A.  Rogron:  Code  de  la  chasse.  2.  Auflage.  12.  Paris  1850.  — 
i.  L.  Qillon  et  G.  de  Villepin:  Nouveau  Code  de  la  chasse.  2.  Auflage. 
8.  Paris  1861.  —  H.  Cival:  Loi  sur  la  police  de  la  chasse  annot6e.  8. 
FtttM  1852. 

'  Reeaeil  chronologique  des  regl^ents  sur  les  forßts,  la  chasse  et 
la  ptehe  von  1815  bis  1842  von  Baudrillart  und  Herbin,  seit  1843  von 
Theod.  Chevalier.  Paris  1848.  4. 


Die  Zölle. 

Die  Eigenthttmlichkeiten  der  französischen  Zollgesetz- 
gebung sind  bekannt.  Nach  italienischen  Mustern  von  Ool- 
bert  dui-ch  den  Tarif  von  1664  und  die  Zollordnung  von 
1687  ausgebildet,  nach  einem  kurzen  Hinneigen  zu  einem 
freieren  Systeme  am  Beginne  der  Revolution^  durch  die 
Gesetze  vom  5.  November  1790,  15.  Mftrz  und  22.  August 
1791  unter  Aufhebung  aller  inneren  Zwischenlinien  in  die 
alte  Richtung  zurückgeführt,  auf  ganz  Frankreich  ausge- 
dehnt und  in  ein  zusammenhängendes  System  gebracht,  bat 
sie  sich  als  ein  so  brauchbares  Werkzeug  der  Schreckens- 
herrschaft, des  Eontinentalzwanges  und  des  Monopols  be- 
günstigter Kapitalisten  erwiesen,  dass  sie  fortdauernd  mit 
Vorliebe  gehegt,  fortgeftlhrt  und  bis  in  alle  Einzelnhei- 
ten ausgesponnen  wurde,  und  ihi^eits  wieder,  namentlich 
als  Ueberbleibsel  französischen  Einflusses  und  französischer 
Herrschaft,  noch  gegenwärtig  allen  continentalen  Nachbar- 
staaten Frankreichs  und  selbst  jenen  zum  Vorbilde  dient, 
welche  die  Zwecke,  aus  denen  jene  Gesetzgebung  hervor- 
gegangen, nicht  mehr  als  die  ihrigen  anerkennen. 

In  dem  ersten  Jahrzehend  der  Regierung  Louis  Philipps 
schien  ein  besserer  Sinn  zu  erwachen,  aber  bald  erlangten 
die  Verbotsgedanken  wieder  die  alte  Herrschaft. 

Erst  seit  dem  Jahre  1847,  und  noch  mehr,  seitdem  Kai- 
ser Napoleon  HI.  die  Lenkung  des  Reiches  an  sich  genom- 
men, macht  sich  in  vielem  ein  anderer  Geist  geltend.    Die 
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Prohibitionen  mindern  sich ,  die  Zölle  werden  ermässigt ,  die 
Reihe  der  zollfrei  zugelaosenen  Rohstofife  wftchst,  die  Schrei- 
bereien nnd  Eontrollen  werden  weniger,  der  Wirkungskreis 
der  Lokalbehörden  und  -Aemter  wird  erweitert. 

In  der  Darstellung  des  Zollsystems  müssen  wir  übrigens 
die  Zollverwaltung,  das  Zollgesetz  mit  dem  Zollver- 
fahren  und  den  Zolltarif  unterscheiden. 

1«    Die  ZoUyerwaltang. 

Der  Centralbehörden  der  Zollyerwaltung  haben  wir  be- 
reits im  ersten  Kapitel  erwähnt,  und  es  wurden  auch  dort  die 
Oi^ane  aufgezählt,  aus  denen  der  ausübende  Dienst  sich  zu- 
sammensetzt. Hier  werden  nur  die  Obliegenheiten  dieser 
Organe,  ihr  gegenseitiger  Zusammenhang  und  ihre  dienst- 
Bche  Stellung  dargestellt. 

Unter  dem  Direktor ,  als  dem  Chef  aller  Dienstes-Abthei- 

m 

lungen  im  Departement,  sondern  sich  die  untergeordneten 
Beamten  auch  im  Zollwesen  in  die  zwei  schon  oft  bemerk- 
bar gemachten  Hauptabtheilungen  des  aktiven  und  des 
sedentären  Dienstes. 

Die  Spitzen  des  aktiven'  Dienstes  sind  die  Divisions- 
Inspektoren.  Sie  leiten  und  beaufsichtigen  den  ZoUwach- 
dienst,  kontrolliren  und  skontriren  die  Zollämter,  prüfen  ihre 
R^ister,  ihre  Amtskorrespondenz,  das  Amtsinventar,  die 
Ausgabenrechnungen.  Wenigstens  einmal  des  Monats  berei- 
sen sie  alle  Aemter  und  Zollwachtabtheilungen  des  Bezirkes. 
Unter  ibuen  stehen  die  Unterinspektoren  und  die  gesammte 
Zollwache,  gegliedert  in  Kompagnien  unter  Kapitäns  und  Lieu- 
tenants und  in  einzelne  Abtheilungen  unter  Brigadiers  und 
Unterbrigadiers  mit  der  nöthigen  Zahl  Aufeeher  (Pr6pos69).  ^ 
An  der  SeekOste  stehen  unter  den  Kapitäns  und  Lieutenants 
einzelne  bewaffiiete  Fahrzeuge ,  bemannt  mit  den  Steuermän- 
nern, Untersteuermännern  und  Matrosen.    Dort  wo  es  nöthig, 

*  Qeaetz  vom  1.  Mai  1790. 
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werden  zur  Unterstützung  der  Finanzwache  Soldaten  rerwen»-' 
det,  meistens  aus  Neuangeworbenen  oder  in  die  Resarr« 
Uebertretenden  bestehend  und  unter  militärische  Aufeicbt  ge* 
stellt;  an  der  See  kann  die  Eüstrawache  als  eine  bleibeflijfi 
Unterstützung  der  Zollwache  betrachtet  werden,  aber  auidi 
die  Gendarmerie,  sowie  die  Organe  der  inneren  Besteuentitg 
dürfen  sieh  der  Pflicht  des  ZoUschutzes  vorkommenden  Falles 
nicht  entziehen.  Anderseits  liegt  der  Zollwache  in  zweiter 
Linie  auch  die  Grenzpolizei,  die  Mitwirkung  zu  Gunsten  der 
indirekten  Steuern ,  die  Festhaltung  steckbrieflich  Verfolgter, 
die  Hafen-,  Sanitäts-,  Fischerei,  Jagd-  und  Strassenpolizei 
ob.  Auch  der  Sanitätsdienst  wird  grossentheils  von  den  Zoll- 
beamten versehen. 

Der  sedentäre  Dienst  beruht  hauptsächlich  auf  den  Bin- 
nebmem  (receveurs  principaux  und  particuliers),  denen  die 
nöthige  Zahl  Waarenbeschauer,  Revisionsbeamte,  EontroUore 
und  Eommis  zur  Seite  steht  Eine  eigenthümliche  Einrich- 
tung besteht  bei  einigen  grösseren  Zollämtern,  wo  entweder 
der  Revisionsdienst  von  einem  fast  selbstständig  gestellten 
„sedentären^  Unterinspektor  geleitet,  oder  —  was  freilich 
nur  in  einigen  der  grössten  Hafenplätze  der  Fall  ist  —  ein 
eigener  „sedentärer^  Inspektor  mit  ausgedehnten  Befbgnisaen 
zur  Oberleitung  des  Amtes  berufen  ist',  so  dass  nur  dite  Eässa- 
gebahrung  ausser  dem  Ereise  seiner  Verantwortung  in  den 
Händen  des  Einnehmers  liegt 

Die  Ueberwachung  der  trockenen  Grenze  geschieht  ge- 
wöhnlich zu  Fusse,  nur  an  wenigen  Orten  wird  der  Dienst 
zu  Pferde  verrichtet  An  der  Grenze  gegen  Belgien  hat  der 
Schleichhandel ,  der  dort  zu  seinem  Gewerbe  Hunde  benutzt, 
die  in  Frankreich  aufgezogen,  dann  nach  Belgien  geführt 
und  hier  übel  gehalten  und  misshandelt,  ^  mit  einer  Last 

*  Man  erzählt,  dass  die  Personell,  von  denen  sie  missbandelt  werden, 
wie  Douaniera  gekleidet  sind,  damit  die  Hunde,  sobald  sie  die  Zollwäch- 
ter von  weitem  erblicken,  gleich  die  Flucht  nehmen. 
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beladen  und  losgelaasen,  spornstreichs  nach  Frankreich  zu- 
rOckeilen,  auch  die  Zollwache  genöthigt,  sich  durch  Hunde 
unterstützen  zu  lassen,  die  abgerichtet  sind ,  auf  jene  Flücht- 
linge Jagd  zu  machen. 

Die  Mannschaft  ist  mit  Flinten  und  Sftbeln  bewaffnet, 
sie  führt  in  der  Regel  scharfe  Eugelladung,  nur  in  jenen 
Gegttiden,  wo  auf  die  Schmugglerhunde  Jagd  gemacht  wer- 
den muss,  ist  Schrotladung  gestattet  Die  Fahrzeuge  der 
DouaHe  führen  Earonaden.  Der  Waffengebrauch  ist  nicht 
blosa  gegen  thfttlichen  Widerstand,  sondern  auch  gegen  Per- 
sonen, welche  sich  durch  Schnelligkeit  ron  Fahrzeugen  oder 
Pfetden  der  Anhaltung  entziehen  wollen,  und  gegen  Schiffe 
erltabt,  welche,  ungeachtet  der  an  sie  ergehenden  Auffor- 
deirung,  nicht  stille  halten  oder  die  Anbordnahme  der  Zoll- 
wache  yerweigem. 

Die  Dienstanleitung  soll  vom  Unterinspektor  und  Kapitän 
ausgehen,  ersterer  bildet  mit  der  reitenden  Wache  und  der 
Abtheilung  seines  Standortes  auch  die  Reserve  seines  Bezirkes. 

Der  Dienst  wird  für  24  Stunden  yorgeschrieben  und  in 
der  Regel  so  ertheilt,  dass  die  Hälfte  der  Abtheilung  in 
Dienst,  die  andere  Hälfte  in  Ruhe  ist  Derselbe  wird  bei  den 
einzelnen  Patrouillen  vom  Brigadier  erst  nach  der  Ausrückung 
auf  den  Sammelplätzen  mitgetheilt  ^  Man  1^  einen  beson- 
dem  Werth  darauf,  dass  die  Grenze  stets  durch  eine  ununter« 
brochene  Postenkette  geschlossen,  und  dass  die  von  der 
Grenze  abführenden  Fussstapfen  genau  verfolgt  werden. 

Der  „R6bat  und  Contrer^bat",  die  Durchstöberung  der 
Grenze,  ob  nicht  Spuren  eines  Durchbruches  von  Schwär« 
aem  zu  entdecken  seien,  wird  als  der  Kernpunkt  des  Dien- 
stes betrachtet  ^  Die  Kontrolle  wird  durch  vielfältiges  Nach- 
schauen  der  Obern  und  durch  eine  grosse  Zahl  von  Auf- 
Schreibungen  hergestellt. 

*  MinisterialerlasB  vom  1.  September  1841. 
'  Cirkular  Tom  10.  Uän  1819. 
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Zur  besseren  Leitung  des  Dienstes  dienen  die  Zusam- 
menkünfte der  Obern ,  die  in  der  Regel  alle  8  Tage  zwischen 
den  Brigadiers,  alle  14  Tage  zwischen  den  Lieutenants,  alle 
Monate  zwischen  den  Kapitäns  und  zu  unbestimmten  Zeiten  zwi- 
schen den  Inspektoren  der  angrenzenden  Bezirice  stattfinden.  ^ 

Es  ist  verboten ,  Beamte  des  aktiven  Dienstes  zu  Schreib- 
geschftften  zu  verwenden.^  Den  Lispektoren  und  Unterin- 
spektoren sind  Aufseher,  die  meistens  beritten  sind,  als  Or- 
donnanzen beigegeb^i,  sie  auf  ihren  Touren  zu  begleiten. 
Viel  Missbrauch  wird  mit  der  Verwendung  der  Aufseher  zu 
Botengängen,  Zustellungen  u.  dgl.  getrieben. ^ 

Die  Thätigkeit  des  aktiven  Dienstes  richtet  sich  aber 
nicht  bloss  gegen  die  Steuerpflichtigen,  sie  wird  mit  gleicher 
Genauigkeit  auch  auf  die  Steuerbeamten  angewendet  Wir 
haben  schon  gesehen ,  welche  engen  Grenzen  bei  allen  grös- 
seren Aemtem  dem  Einnehmer  und  seinen  Eommis  in  Be- 
ziehung auf  den  Revisionsdienst  gezogen  sind,  und  welche 
häufige  und  strenge  Eontrolle  die  Obern  des  aktiven  Dien- 
stes gegen  sie  üben.  Ausserdem  unterliegen  aber  ihre  Jour- 
nale und  Register  bei  grösseren  Aemtem  der  Kontrolle  des 
sedentären  Unterinspektors  ^  in  allen  wichtigen  Angelq;en- 
heiten  sind  sie  an  seine  Beistimmung  gebunden,  und  bei 
den  kleineren  Aemtem  dürfen  sie  keine  Revision  ohne  Bei- 
ziehung von  Oliedem  des  aktiven  Dienstes  vornehmen ,  welche 
ihnen  vom  Abtheilungsleiter  von  Tag  zu  Tag,  von  Fall  zu 
Fall  zugewiesen  werden.  Allein  abgesehen  von  dies^  in- 
neren Kontrolle  und  der  Ueberwachung  der  Obein  stehen  so- 
wohl sie,  wie  die  Revisionsbeamten  und  die  sedentären  Unter- 
inspektoren und  Lispektoren  unter  der  steten  Beaufsichtigung 

*  Ministerial^ErluM  vom  13.  Norember  1833  und  31.  Deoember  1649. 

^  Hinisterial-Erlaas  vom  17.  Au^st  1853. 

'  Ein  sehr  interessantea  Werk  über  den  Schleichhandel  in  Frankreich 
und  die  Mittel,  deren  er  sich  bedient  und  mit  denen  er  bekämpft  wird, 
ist:  ViUerm«  fils.    Les  douanes  et  la  contrebande.    Paris  18W.  8. 
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der  Zoll  wache,  und  es  gibt  abermals  eine  zahlreiche  Reihe 
von  Fällen ,  wo  die  Amtshandlung  nur  durch  die  Zustimmung 
der  Vertreter  beider  Dienstzweige,  des  aktiven  und  des  se- 
dentären ,  eine  gesetzliche  wird.  Dieser  Geist  des  Misstraueus 
geht  aber  noch  weiter.  Es  gibt  fast  keine  Amtshandlung, 
die  ein  Beamter  allein  yomehmen  dürfte,  keine,  wo  nicht 
der  erhaltene  wie  vollzogene  Auftrag  schriftlich,  in  mehr- 
facher Ausfertigung,  auf  den  Dokumenten,  welche  den  Steuer- 
pflichtigen hinausgegeben,  auf  jenen,  die  den  Rechnungs- 
beamten überantwortet  werden,  und  in  den  Bücheln  (por- 
tadvs) ,  welche  der  Beamte  selbst  über  seine  Amtshandlungen 
führt  und*  die  den  Verwaltungsbehörden  zur  Einsicht  zukom- 
men., avi%ezeichnet  werden  muss. 

Zur  Aufnahme  in  die  Zollwache  wird  ein  Alter  zwischen 
20  —  30  Jahren,  ein  bestimmtes  Eörpermass  (wenigstens 
1,624  mötres),  gute  Sitten^  körperliche  Tauglichkeit,  die 
Kennlniss  des  Lesens  und  Schreibens,  der  unverheirathete 
Stand  und  eine  Einlage  von  60  Fr.  gefordert.  ^  Grossentheils 
ergänzt  sie  sich  aus  den  gedienten  Militärs,  aber  auch  die 
Söhne  der  Zollwachen  bilden  einen  nicht  unbeträchtlichen 
Bestandtheil  des  jährlichen  Zuwachses«  Beide  Arten  der  Er- 
gänzung werden  gewünscht  und  gefördert,  erstere  durch 
Ausdehnung  der  Aufnahme  von  Militärs  bis  in  das  Alter  von 
40  Jahren  und  durch  Unterstützungen  an  verdiente  Unteroffi- 
ciere  zur  Bestreitung  der  Einlage  und  der  Unterhaltskosten 
des  ersten  Monats,  letztere  durch  Aufnahme  der  Söhne  der 
Aufteher  mit  dem  Alter  von  18  Jahren,  wobei  freilich  die 
Dienstzeit  vor  vollendetem  20.  Jahre  nur  der  halben  Löh- 
nung gewürdigt  und  bei  Pensionsansprüchen  nicht  berücksich- 
tiget  wird,^  und  beide  durch  Nachsicht   bei  Beurtheilung 

*  Gesetz  vom  ZL  August  1791,  Cirkular  vom  14.  December  1849. 

'  Cirkular  vom  25.  Mal  1817.    Zur  Aufnahme  als  Matrose  wird  nur 

eio  Alter  von  18  und  bei  Söhnen  der  Aufseher  von  16  Jahren  gefordert, 

jedoch  die  geringere  Würdigung  der  Dienste  unter  20  Jahren  ist  aufrecht 

erhalten.    (Dekret  vom  27.  September  1828  und  Cirkular  vom  4.  Juli  1840.) 

nock,  Fißanzverwsltung  Frankreichs.  16 
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des  Körpermasses.  Die  Aufnahme  erfolgt  probeweise  auf  die 
Dauer  eines  Jahres;  mit  Ablauf  desselben  erfolgt  die  Ent- 
hebung oder  die  definitive  Aufnahme. 

Die  Mannschaft  ist,  so  lange  sie  dient,  vom  Eintritte  in 
das  stehende  Heer  und  die  Flotte  und  Tom  Dienste  in  der 
Nationalgarde  befreit 

Die  Gehalte  sind  gering,  600—800  Fr«  flir  einen  Auf- 
seher oder  Matrosen,  700—950  für  einen  Brigadier^  Sous- 
brigadier,  Steuermann  oder  Untersteuermann,  1200 — 2400  Fr. 
für  einen  Ldeutenant  oder  Kapitän.  Hievon  sind  bei  der 
Mannschaft  die  bedeutenden  Einlagen^  in  die  „Massa^  für 
Waffen,  Munition,  Bekleidung,  Beleuchtung,  Beheizung,  Aret- 
liche  Behandlung  u.  dgl.  in  Abrechnung  zu  bringen. 

Die  Nothwendigkeit ,  durch  die  allerdings  reidilich  be- 
messenen AntheUe  bei  Anhaltungen,  Konfiskationen,  Geld- 
strafen ihre  Bezüge  zu  ei^änzen ,  bringt  zwar  einen  gewis- 
sen Eifer,  aber  in  gleichem  Masse  eine  flakalis^hfl  Oier  in 
die  Leute. 

Unverfänglicher  sind  die  Antheile  an  den  Sigdlirungs- 
gebuhren,  welche  grossentheils  nicht  für  den  Staat  «iag^o- 
ben,  sondern  unter  die  Zollbeamten  yertheilt  werden^  allein 
sie  kommen  nur  jenen  Gliedern  des  aktiven  Dienstoa  zu 
Gute,  welche  Zollämtern  zugetheilt  sind. 

*  60  Fr.  beim  ersten  Eintritte,  dann  10  Fr.  jeden  Monat ^  bis  die 
Kleidung  ToUständig  bezahlt  ist;  dann  die  Hälfte,  bis  sich  ein  Fond  von 
80 — 100  Fr.  gebildet  hat,  dann  ein  Viertheil.  Sie  bleibt  Eigenthum  des 
Mannes  und  wird  ihm  beim  Austritte,  wenn  dieser  wegen  phy8ische^  Un- 
tanglichkeit  erfolgt,  gan2,  sonst  aber  nach  Abzug  eines  «Betrages . 'voa 
8  bis  60  Fr.  zurückgestellt  —  Die  Verwaltung  der  Mass^  wi^  uQjker. 
dem  Direktor  von  einem  Eonmiis  der  Direktion  besorgt,  ein  jeden  ))[onat 
sich  versammelnder  Gonseil  d'^uipement,  zusammengesetzt  aus  den  In- 
spektoren, Unterinspektoren  und  ältesten  Kapitäns,  entscheidet  übef  wich- 
tigere Angelegenheiten.  Aus  den  Ueberschtissen  werden  firankheitsaus- 
hilfen,  Aushilfen  bei  Verlust  der  Pferde  und  ähnliche  Unterstützungen 
ertheilt.  Die  Rechnung  unterliegt  der  Kontrolle  des  Rechnungshofes. 
Reglement  vom  26.  Februar  1816  mit  zahlreichen  Nachträgen.  • 
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Aus  mancherld  Abzügen  von  Strafantheilen  und  andern 
ZttflOsaen  ist  auch  ein  aUgemeiner  Belohnungs-  und  Unter- 
stützung^nd  gebildet. 

Die  Gehalte,  Belohnung^i  und  Aushilfen  ^unterliegen  der 
gerichtUchen  Beaehlagnahme  nur  für  Schuldforderungen  we- 
gen Wohncmg  und  Kost  im  letzten  Jahre. 

Die  Beadirtekungen  der  persönlichen  Freiheit  der  Mann- 
schaft sind  gross ;  sie  darf  nicht  vor  dem  zweiten  Dienstjahre, 
nicht  ohne  Bewilligung  des  Direktors  heirathen,  sich  ohne 
Erlaabniss  des  Abtheilungsleiters  nicht  rom  Standorte  ent- 
fernen, nicht  jagen,  nicht  fischen;  der  Betrieb  eines  Handels- 
geschäftes ist  selbst  ihren  Frauen  untersagt  Sie  dürfen  nicht 
im  Ort  ihrer  Heimath ,  nicht  unter  dem  Befehle  ihres  Vaters^ 
Oheims  octer  Bruders  verwendet  werden.  <  Die  Disciplinar- 
strafen  sind  Löhnungsabzüge,  Arrest,  Entlassung.  Falls 
Wachen  am  Schleichhandel  sich  betheiligen,  verfallen  sie 
dem  schwersten  Kerker  auf  die  Dauer  von  5 — 15  Jahren; 
auf  ihre  Theilnahme  am  Schleichhandel  mit  bewaffiieter  Hand 
oder  mit  Zusammenrottung  ist  der  Tod  gesetzt  ^  Wenn  ein 
Aufeeher  entlassen  wird  oder  freiwillig  austritt  und  im  Be- 
zirke, wo  er  diente,  nicht  ansässig  ist,  muss  er  einen  Re- 
vers ausstellen,  den  Bezirk  sogleich  zu  verlassen;  erfüllt  er 
diese  Zusage  nicht ,  so  kann  er  durch  die  Behörde  abge- 
schafit  werden.  ^ 

Auf  Beförderung  in  höhere  Verwaltungsstellen  kann  die 
Mehrzahl  der  Mannschaft  bei  ihrer  geringen  Vorbildung  nicht 
rechnen.  Mit  dem  Posten  eines  Brigadiers,  und  wenn  es 
hoch  kömmt  eines  Kapitäns  ist  ihre  Laufbahn  in  der  Regel 
abgeschlossen.  Die  Stellen  der  Brigadiers  und  Soubrigadiers 
gehören   übrigens   zu    den    wenigen,    deren   Besetzung   im 

»  Cirkular  21.  niv.  und  16.  prwr.  an  VIII.  (11.  Januar  und  6.  Juni 
1800).  —  Arr.  vom  9.  November  1830. 

''  Gesetz  vom  13.  flor.  an  XI.  (3.  Hai  1803). 

»  OesetK  vom  21.  April  1818.  —  Cirkular  vom  20.  Oktober  1851. 
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Wirkungskreise  des  DirektorB  liegt,  doch  isl  er  an  die  von 
den  Obern  des  aktiren  Dienstes  ihm  voi^elegten  Jahreslisten 
der  beförderungswttrdigen  Individuen  gebunden. 

Er  kann  Rechenschaft  fordern,  warum  der  oder  jener 
nicht  auf  die  Liste  gesetzt  worden ,  allein  er  kann  ihn  nicht 
selbst  in  die  liste  aufiiehmen. 

Es  dürfte  übrigens  mehr  als  vieles  Andere  zur  Charak- 
terisirung  des  französischen  Beamtenmechanismus  beitragen, 
wenn  wir  hier  mehrere  der  Dienstschriften  aufzählen ,  welche 
von  der  Finanzwache  und  über  dieselbe  geführt  werden, 
doch  macht  diese  Aufzählung  auf  Yollständigkeit  keinen 
Anspruch: 

Jeder  Mann  ttihrt  sein  Dienstbuch. 

Auf  der  Abtheilung  besteht  ein  Verordnungs-,  ein  Prä- 
senz-, ein  Tagebuch  in  doppelter  Ausfertigung,  ein  luven« 
tar,  ein  förmliches  Archiv  älterer  Dienstschriften;  es  werden 
Dienstbefehle,  Dienstrapporte,  besondere  Meldungen  rar&sst 

Die  Kapitäns  und  Lieutenants  legen  monatlich  Tage- 
bücher vor. 

Im  gleichen  Zeiträume  erstatten  die  Inspektoren  und 
Unterinspektorai  Dienstrapporte. 

Alle  diese  Beamten  führen  eine  Menge  Au&chreibungen, 
haben  ihre  Protokolle  und  Archive. 

Die  Direktion  verfiasst  alle  Vierteljahre  einen  ausführ- 
lichen Dienstbericht,  alle  Monate  ein  Summarium. 

Alle  Semester  werden  Standrollen  der  Mannschaft  ver- 
fasst,  mit  der  Angabe,  welche  Individuen  zu  entheben ^  zu 
befördern,  zu  Zollämtern  zu  versetzen,  zu  verwechseln  seien. 

Alle  Jahre  werden  an  die  Generaldirektion  Qualifikations- 
tabelien  aller  von  ihr  oder  dem  Finanzminister  ernannten 
Beamten  der  Wache,  sowie  aller  Brigadiers,  welche  die  Be- 
förderung zu  Lieutenants  verdienen,  eingesendet.  — 

Von  der  Zollbehörde  abhängig  sind  auch  die  von  dem 
Handelsstande  bezahlten  ständigen  Arbeiter  in  den  Zollhallen, 
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auf  weJühe  Weise  sie  immer  ernannt,  gewftUt,  vorgeschla- 
gen sein  mögen.  Bie  müssen  mit  einem  Emennungsdekret 
de»  Direktors  Tersehen  sein  und  können  von  ihm  nach  Be- 
lieben-ans  den  Amtsräumen  entfernt  werden« 

2.    Das  Zollgesetz  und  das  ZollverfSEÜireiL 

Ganz  Frankreich  bildet  Ein  Zollgebiet,  und  selbst  Algier 
kann  als  ein  Theil  desselben  betrachtet  werden ,  die  Kolonien 
stellen  sich  als  ZoilausschlQsse  dar. 

Es  wird,  wie  anderswo,  der  Uebertritt  der  Zolllinie  nur 
bei  Tage,  auf  Zollstrassen  und  gegen  Stellung  zum  Grenz- 
amte gestattet.  Aehnlichen  Bedingungen  unterliegt  das  Aus- 
und  Einladen  an  der  Meeresküste  oder  an  schiffbaren  Grenz- 
flüssen und  die  Ueberladung  von  einem  Schiffe  auf  das  an- 
dere innerhalb  der  Häfen  oder  Rheden.^ 

Es  ist  keine  Ablegung  vor  dem  Amte,  keine  Umfahrung 
des  Amtes,  kein  Anlanden  ausser  den  amtlichen  Landungs- 
plätzen gestattet.  An  der  Landgrenze  besteht  eine  doppelte^ 
eine  äussere  und  eine  innere  Reihe  von  Aemtem,  und  die 
Wackre  muss  bei  beiden  gestellt  werden.  —  Bei  dem  ersten  , 
der  Aemter,  das  man  berührt^  muss  über  die  Waare  eine 
Erklärung  längstens  binnen  drei  Tagen  nach  Ankunft  der 
Waare  eingebracht  werden.  Bei  der  Einfuhr  zur  See  muss 
eine  wenigstens  allgemeine  Erklärung  oder  an  ihrer  Statt 
die  Ueberreichung  des  Schiffsmanifestes  binnen  24  Stunden 
nach  der  Ankunft  erfolgen.  Bei  Schiffen,  die  eine  Quaran- 
taine  zu  Bestehen  haben,  wird  als  Zeit  der  Ankunft  die  Ent- 
lassung aus  der  Quarantaine  betrachtet  Auf  Grund  der  all- 
gemeinen Erklärung  oder  des  Schifibmanifestes  kann  die  Er- 
laubniss  zur  Ausladung  der  Waare  und  hiedurch  das  Mittel 
zur  Erstattung  einer  speciellen  Erklärung  gewährt  werden. 

Die  Erklärung  muss  die  tarifmässige  Benennung,  das 

«  Qeseto  vom  22.  August  1791  und  4.  genn.  an  U.  (24.  Mürz  1794). 
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Gewicht,  das  Maass,  die  Zahl,  den  Werth,  je  oachieai  hier- 
nach die  Zollbemessung  sich  richtet,  den  Ort  der  Herkunft 
und  der  Bestimmung  der  Waare,  die  Zahlen  uad  Zeichen 
der  Behältnisse,  das  zollämtliche  Verfahren,  dem  der  Gegen- 
stand unterzogen  werden  soll,  und  bei  deqi  Waarenrerkehr 
zur  See  auch  den*  Namen  und  die  Nationalität  des  Schiffes, 
sowie  den  Namen  des  Kapitäns  enthalten.  ^ 

Bei  Waaren,  welche  dem  Ausrinnen  stark  unterliegen, 
wird  in  der  Einfuhr  zur  See  das  Gewicht  ron  Aratswegen 
erhoben. 

Die  Erklärung  kann  vom  Versender,  vom  Empftnger 
oder  vom  Waarenführer  verfasst  werden,^  sie  ist,  emmal 
überreicht,  unabänderlich,  doch  kann  ausnahmsweise,  mit 
Genehmigung  des  Vorstandes  des  Zollamtes,  am  Tage  der 
Ueberreichung  selbst,  noch  Gewicht,  Maass,  Zahl  und  Werth 
berichtiget  werden. 

Ist  der  Waarenführer  bei  der  Einführ  zu  Lande  aus 
Mangel  an  den  nöthigen  Dokumenten  nicht  im  Stande,  eine 
spezielle  Erklärung  zu  überreichen,  so  wird  sich  auch  bd 
der  Einfuhr  zu  Lande  mit  der  allgemeinen  Erklärung  be- 
gnügt. Die  Waare  selbst  wird  eingelagert  und  hohe  La- 
gergelder verhüten,  dass  die  Ausnahme  nicht  zur  R^el 
werde. 

Auch  können  die  Waaren  oder  der  Wagen  oder  der 
Kahn  unter  solchen  Verhältnissen  unter  amtlichen  Verschluss 

*  Gesetz  vom  22.  August  1791 ,  Cirkular  vom  17.  September  1841. 
Unter  der  tarifmässigen  Benennung  sind  auch  die  besonderen  MerJunale 
begriffen,  von  denen  in  einige^  Fällen  der  Tarifisatz  abhängt,  z.  B.  die 
Feinheitsnummer  bei  Garnen,  die  Dimension  bei  Spiegeln  und  grossen 
Eäsensorten  u.  dgl.  m. 

^  Die  Verfassung  der  Erklärung  ist  auch  in  privatrechtlicher  Bezie- 
hung von  Wichtigkeit,  denn  der  Verfasser  der  Erklärung  wird  als  zur 
Verfugung  über  die  Waare  berechtigt  angesehen,  ein  Dritter  kann  dahw 
das  Recht  zum  Bezüge  der  Waare  nur  mittels  einer  beim  Amte  zuräck- 
bleibenden  üebertragung  oder  Bevollmächtigung  erhalten.  Ministerial- 
erlass  vom  2.  AprU  1851. 
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gdegt  und  unter  amtlicher  Begleitung  an  das  Amt  nächst 
der  zweiten  Linie  zur  Amtshandlung  angewiesen  werden. 

Der  Grklftrung  folgt  in  der  Regel  die  Revision.  Die- 
selbe ist  eine  äussere  oder  innere,  und  im  letzten  Falle  eine 
▼ollstftndige  oder  theilweise.  Sie  darf  nur  in  Gegenwart  der 
Waarenfbhrer,  Rheder  oder  Eigen thümer  der  Waaren  oder 
deren  Bevollmächtigten  vorgenommen  werden.  ^ 

Bei  der  Waarenanweisung  (dem  Begleitscheinver&hren) 
Wird  sich  meistens  mit  der  Revision  von  etwa  %  der  Waaren- 
behältnisse  begnügt;  dasselbe  ist  bei  der  WaarenausAihr  der 
Fatt^  wemi  der  wirkliche  Austritt  nicht  erwiesen  zu  werden 
braucht  Hier  genügt  sogar  die  Revision  von  7^5  und  y^ 
der  gaaira  Ladung,  und  eine  Abwäge  wird^  wenn  nicht 
oflienblur  eine  Gtowichtsdifferenz  vorhanden,  nicht  vorgenom- 
men. —  Hat  die  vollständige  Revision  stattzufinden,  so  er- 
streckt sie  sich  nur  darauf^  dass  Ueberzeugung  von  der 
Identität  der  Waare  eintrete;  wenn  Inhalt  und  Gewicht  jedes 
ehizelnen  Behältnisses  ang^eben  sind ,  wird  sich  stets  mit 
der  theilweisen  Revision  zufriedengestellt.^ 

Wenn  die  Waarenerklärung  nicht  ausdrücklich  das  wirk- 
liehe Nettogewicht  angibt,  so  wird  sich  mit  der  Sporcover- 
wiegung  begnügt,  und  das  Nettogewicht  durch  Abzug  der 
gesetzlichen  Tara  berechnet ' 

Wenn  in  einem  Behältnisse  Waaren  verschiedener  Art, 
aber  alle  nach  dem  Sporcogewichte  bel^t,-  verpackt  sind, 
wipd  die  Tara  unter  sie  im  Verhältnisse  ihres  Gewichtes  ver- 
teilt Wenn  Waaren,  die  naeh  dem  Sporcogewichte  belegt 
sind,  mit  Waaren,  deren  Zoll  nach  andern  Einheiten  sich 
lichtet,  zusammengepackt  sind,  so  wird  die  Tara  nur  den 
enteren  zugerechnet,  es  muss  also  das  Nettogewicht  der  letz- 
teren stets  erklärt  werden. 

.  *  Gesetz  vom  22.  August  1791. 
^  Cärk.  vom  20.  Mai  1848,  Dekret  vom  6.  M&r*  1843. 
>  Qesetz  vom  27.  März  1817. 
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Da^elbe  ist  der  Fall,  wenn  das  BebAUniss  bloB 
enthält,  die  nicht  nach  dem  Sporcogewicht  belegt  enoheinen. 

Die  Strafen  gegen  unrichtige  Angaben  in  der  Zahl  der 
Behältnisse,  dann  der  Gattung  oder  Art,  d^  Herkunft,  der 
Menge  der  Waaren ,  die  sich  als  GefäUsTerktonuigen  dar- 
stellen, sind  Überaus  strenge;  in  der  Regel  Eonfläcation  der 
Waaren  und  hohe  Geldstrafen ,  und  wenn  es  sich  um  rerbo- 
tene  Waaren  handelt  überdiess  Konfiskation  der  Transpmv^ 
mittel.  Ausnahmen  treten  nur  ein,  wenn  die  Art  der  Wftare 
und  die  Zahl  der  Behältnisse  richtig  erklärt  ist  und  nur  ein 
Mehi^ewicht  sich  zeigte,  oder  wenn  die  Differenz  in  der  Bele- 
gung der  Waare  eine  geringe  ist  Ein  Uebergewidit  von  6% 
bei  Metallen,  von  10%  bei  anderen  Waaren  bleibt  ungeahndet 
Uebrigens  bleiben  selbst  Irrungen  zum  Schaden  des  Erklä- 
renden nicht  unbestraft.  Wenn  z.  B.  ein  erklärtes  Behält- 
niss  fehlt,  ist  für  dasselbe  eine  Geldstrafe  von  300  Fr.  zu 
entrichten,  es  sei  denn,  es  werde  der  Verlust  durch  Schiff- 
bruch oder  Diebstahl  dargethan. 

Eigenthümlich  ist  das  Verfahren,  wenn  der  Werth  der 
Waare,  d.  i.  ihr  Marktpreis  am  Orte  und  im  Augenblicke  der 
Erklärung ,  zu  gering  angegeben  erscheint  Hier  ist  dem  Beam- 
ten die  Ermächtigung  eingeräumt,  die  Waare  mit  einem  Zuschla- 
ge von  10%  zum  erklärten  Preise  für  den  Staat  anzukaufen.^ 

Der  Vorschlag  hiezu  geht  von  dem  Revisionsbeamten 
aus,  der  Receveur  und  der  Unterinspektor  müssen  aber  bei- 
stimmen. Fehlt  die  Zustimmung  des  Receveur's,  so  müssen 
die  anderen  Beamten  für  den  etwaigen  Verlust  sich  verbürgen. 

Der  Erklärende  wird  von  dem  beabsichtigten  Ankaufe 
innerhalb  24  Stunden  nach  erfolgter  Erklärung  protodcolla- 
risch  verständigt,  nach  weiteren  24  Stunden  erfolgt  die  An- 
zeige an  den  Friedensrichter.^    Die  Art  des  Verkaofe,  im 

*  Gesetz  vom  4.  flor.   an  IV.   (23.  Antust  1796),   Ministorialerlass 
vom  10.  Juni  1848. 

'  Ministerialerlass  vom  1.  August  1851. 
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Wege  der  xnttndliehen  Versteigerung,  des  schrifUichen  An- 
botes, oder  durch  beeidete  M&kler,  wird  durch  den  Direktor 
entschieden.  Vom  etwaigen  Gewinne  erhält  die  Hälfte  der 
Staat,  die  weitere  Hälfte  fällt  nach  den  gesetzlichen  Abzü- 
gen ftkr  den  Pensions-  und  Unterstützungsfond  etc.  den  beim 
Ankauf  Mitwirkmden  zu. 

Ein  Reglement,  auf  yertragsmässigem  Wege  zwischen 
I^ronkreich,  Belgien  und  Holland  am  14.  Februar  1852  zu 
Stande  gekomipen  ^  und  anwendbar  auf  alle  Staaten ,  wo  eine 
Eieenbahn  in  die  Bahn  eines  der  kontrahirenden  Staaten 
einmündet,  ordnet  die  nöthigen  Erleichterungen  für  den  Ei- 
senbahnt^erkehr  an* 

Waaien ,  die  in  amtlich  verschlossenen  Wagen ,  Wagen- 
abtheilui^n  oder  (ausnahmsweise)  in  yerschlossenen  Eisten 
od^  Körben  zwischen  den  beiderseitigen  Hauptstationen  yer- 
kehrea,  sind  an  der  Zolllinie  der  Erklärung  und  der  Revi- 
siOD  enttioben.  DieWaaren  werden  amtlich  b^leitet;  bdm 
ersten  Grenzamte  wechselt  die  Begleitung.  Jeder  Staat  re- 
spddirt  den  vom  andern  angel^ten  Verschluss,  mit  Vorbe- 
halt der  Anlegung  eines  zweiten,  wenn  er  ihn  für  nöthig 
findet  Die  Waaren  sind  mit  einer  amtlich  beglaubigten 
Ladeliste  nach  festgestellten  Formularen  begleitet,  welcher 
alle  auf  die  Waaren  Bezug  nehmenden  Erklärungen  und 
sonstig  zoUamÜiche  Dokumente  beigesiegelt  sind.  Das  6e- 
päek  der  Reisenden  wird  gewöhnlich  an  der  Grenze  unter- 
sudfl,  doch  auch  hier  ist  gestattet^  das  für  die  Hauptstatio- 
nen bestimmte  Gepäck  gleichwie  die  Waaren  unter  Raum- 
verMUoss  zu  legen.  Die  Abfertigung  der  Eisenbahnzüge  an 
der  Grase  ist  nicht  an  die  Tageszeit  gebunden.  An  den 
zur  zottuntlichen  Abfertigung  bestimmten  Hauptstationen 
können  die  Waaren  unter  amtlicher  Mitsperre  in  den  Bahn- 
höfen durch  drei  Tage  liegen  bleiben,  um  hier  erklärt  und 
der  weiteren  Bestimmung  zugeführt  zu  werden.  Nur  wenn 
*  VerMentUekt  mit  Dekret  vom  25.  Januar  1863. 
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eine  ErUäning  zur  Niederlage  oder  wenn  keine  Ekklärui^ 
erfolgt,  wird  die  Waare  in  die  Amtsräume  überführt. 

Wenn  die  Erklärung  zur  Durchfuhr  lautet,  und  der 
weitere  Transport  auf  der  Eisenbahn  unter  RaumyeradilMs 
erfolgt;  oder  die  Waare  unmittelbar  von  der  Eisenbahn  «uf 
das  Schiff  verladen  wird^  findet  auch  hier  keine  Revision 
Statt 

Besondere  Yorschriften  bestimmen ,  dass  bei  Durchfohni- 
und  Ausfuhrswaaren  (namentlich  bei  jenen,  deren  Anstaitt 
erwiesen  werden  muss),  welche  auf  die  internationale  Eiaon- 
bahn  aufgegeben  werden ,  die  Schlussamtshaadhiiig  vom 
Amte  im  Orte  der  Aufgabe  vollzogen  werden  muss;  das 
Austrittsamt  bestätigt  blos  die  Ankunft  des  l^senbahnzuges 
mit  unverletztem  amtlichen  Verschlusse,  die  Begleitungs- 
beamten bestätigen  den  wirklichen  Austritt  des  Zuges  über 
die  Grenze.  —  — 

Nach  der  Revision  der  Waare  wird  zur  Einhebung  der 
Gebühr  und  zur  Ausstellung  der  amtlichen  Deckungen 
geschritten. 

Die  Gebühr  ist  entweder  ein  eigentlicher  Zollbetrag  und 
beziehungsweise  ein  Zuschlag  zu  demselben,  oder  eine  Ne- 
bengebühr. 

In  gewissen  Beziehungen  werden  auch  die  Tabak-  und 
Salzsteuergebühren  als  Zollbeträge  betrachtet  Die  Neben- 
gebühren sind  theils  Stempel  für  zollamtliche  Expeditionen, 
theils  Entgelte  für  angelegte  Blei-,  Wachs-,  Papiersiegel, 
dann  Wag-  und  Niederlagsgelder. 

Die  Gtebühr  wird  nach  den  wirklich  erhobenen  Dftten 
und  nur  da,  wo  sich  mit  den  Angaben  der  Erklärung  ohne 
weitere  Erhebung  begnügt  wurde,  nach  der  letzteren  be- 
messen; ein  Recht  der  Partei,  auf  wirkliche  Erhebung  zu 
dringen,  wird  nicht  anerkannt 

Das  Recht  zur  Forderung  der  Gebtihr  erlischt  binnen 
einem    Jahre,    nachdem    letztere    fällig    geworden,     wenn 


asi 


tttonen  dieser  Zeit  kdn  Schritt  zur  Einhebung  derselben  ge- 
schien  ist  * 

Die  Rttckstellung  zur  (Jngebtthr  entrichteter  Zölle  muss 
bei  der  Generaldirektion  nachgesucht  werden ;  das  Hecht  der 
Rückforderung  erlischt  binnen  zwei  Jahren  unter  derselben 
Voraussetzung,  wie  das  Recht  der  Forderung  ron  Seite  des 
Staates. 

Wer  des  Tages  wenigstes  600  Fr.  an  Einfuhrzöllen 
entrichtet,  hat  das  Recht,  einen  Jahresrabatt  von  4%,  be- 
rechnet fbr  die  Dauer  von  4  Monaten,  also  einen  Rabatt 
▼on  V/^%  anzusprechen. 2 

Es  ist  dieses  gewissermassen  ein  Aequiyalent  des  Tier- 
monatlichen  Zollkredits,  welcher  hinlänglich  sichern  Per- 
sonen bewilligt  wird. 

Dieser  Kredit  wird  auf  Wechsel  ertheilt,  welche  im 
Standorte  des  Einnehmers  oder  des  Hauptzoll-  oder  General- 
euunduners,  an  den  er  seine  Abführen  leistet,  oder  in  Paris 
zahlbar,  bereits  acceptirt  und  mit  wenigstens  einem  Giran- 
toa  versehen,  oder  wenigstens  durch  zwei  Solidarbürgen 
sich^estellt  sind. 

Zwei  der  Verpflichteten  müssen  im  Standorte  des  Ein- 
nduners  wohnhaft,  alle  müssen  vollkommen  zahlungsfiGthig, 
k^n^  an  das  Loos  des  Andern  geknüpft  sein  (wie  z.  B. 
Gesellschafter,  Eheleute  und  Verwandte  in  Gütergemein- 
schaft). 

Es  wird  kein  Wechsel  über  10,000  Fr.  angenommen. 

Wird  einer  der  Mitverpflichteten  zahlungsunfähig ,  so  ist 
ein  neuer  Bürge  zu  bestellen  oder  der  Wechsel  einzulösen. 
Seit  dem  Jahre  1848  ist  gestattet,  statt  des  zweiten  Bürgen 
oder  Mit- Wechselschuldners  die  Verpfandung  von  Waaren, 

'  Gesetz  vom  7X  Auguai  1791 ,  später  auch  auf  die  SchiflEahrtsab- 
gaben  ausgedehnt. 

'  Gesets  Yom  24.  April  1806,  Ministerialbeschlnss  vom  11.  Januar 
1S31,  Cirkolar  vom  26.  Januar  1840. 
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die  in  Verwahrung  des  Zollamtes  sich  befinden,  als  genü- 
gend zu  betrachten.^ 

Bei  kleineren  Aemtem  verfasst  der  Einndimer  alle  drei 
Monate  eine  Liste  der  Personen^  Bürgen  und  Hazimalbe* 
träge,  auf  welche  der  Kredit  beschränkt  werden  soll;  über 
seine  Anträge  entscheidet  nach  Anhörung  des  Inspektors  der 
Direktor;  innerhalb  der  gezogenen  Orenzen  bleibt  es  aber 
dem  Einnehmer  frei,  den  Kredit  zu  ertheUen  oder  zu  yer- 
weigern. 

Bei  den  grossen  Aemtem  ist  ein  solcher  Yoraoschlag 
nicht  ausführbar,  doch  kann  sich  hier  der  Einnehmer  leißlitar 
der  Zustimmung  seiner  Obern  persönlidi  versicherD* 

lieber  die  ertheilten  Kredite  wird  ein  Yerfiedlsbueh  in 
chronologischer  Ordnung  und  ein  Konto  für  jeden  Zahlungs- 
pflichtigen geführt^  Die  Schuldverschreibungen  selbst  wer- 
den von  10  zu  10  Tagen  abgeführt  und  bei  der  Staatsoen- 
tralkasse  bis  zur  Verfallszeit  aufbewahrt  Die  Listen,  von 
denen  sie  begleitet  sind,  gelangen  an  die  Greneraldirektioit, 
wo  ein  eigenes  Hauptbuch  über  die  ertheilten  Kredite  ge- 
führt wird.  8 

Die  Gegenprobe  bildet  eine  monatlich  im  administrativen 
Wege  an  die  Generaldirektion  gelangende  alphabetische  Ueber- 
sicht  der  Kreditinhaber  und  der  aushaftenden  ihnen  kredi- 
tirten  Summen. 

Wenn  ein  fälliger  Wechsel  protestirt  werden  muss,  ifit 
sogleich  die  Bezahlung  aller  dem  Staate  schuldigen  Summen 
oder  eine  neue  Sicherstellung  bis  zum  vollen  Betrag  des 
Kredits  zu  fordern.  Wird  die  Bezahlung  nicht  geleistet,  so 
ist  gegen  den  Schuldner  und  dessen  Bürgen  sogleich  der 
exekutive  Zahlungsauftrag  zu  erlassen  und  bis  zur  Erlangung 
einer  Hypothek  oder  eines  hinreichenden  Pfandes  fortzuführen. 


•  Cirkular  vom  8.  April  1848. 

'  Mimsterialerlaaa  vom  9.  Beoember  1822. 

•  Mmisterialerlass  vom  15.  April  1822. 
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Das  Gleiche  hat,  wenn  der  Zollschuldner  fallirt^  gegen  den 
Bürgen  zu  geschehen.^ 

Die  Einnehmer  sind  fbr  die  ertheilten  Kredite  nur  dann 
verantwortlich,  wenn  sie  zahlungsunfllhigen  Personen  Kredit 
geben  oder  eine  der  voi^ezeichneten  Formen  ausser  Acht 
lassen ; '  übrigens  erwachsen  ihnen  aus  jedem  nicht  bezahlten 
Wechsel  nicht  geringe  Unannehmlichkeiten,  denn  die  pro- 
testirten  Wechsel  gelangen  an  sie  als  Giranten  zurück,  und  sie 
müssen  den  Betrag  berichtigen.  Freilich  thun  sie  es  mit  den 
ihnen  anvertrauten  Staatsgeldem ,  allein  sie  müssen  sich  als 
Schuldner  belasten ,  unter  eigener  Verantwortung  alle  Schritte 
gegen  den  Schuldner  und  seine  Bürgen  unternehmen  und 
gegenüber  der  Verwaltung  den  Beweis  ihrer  Schuldlosigkeit 
fbhr^i. ' 

Als  Entgelt  für  diese  Verantwortlichkeit  war  ihnen  ur- 
sprünglich y^%  Ptovision  für  jeden  angenommenen  Wechsel 
bewilligt,  eine  Ordonnanz  vom  30.  December  1829  hat  diese 
Gebühr  auf  y^%  herabgesetzt,  und  ein  Ministerial  -  Erlass 
vom  6.  Juni  1848  nöthigt  sie,  den  Gewinn  mit  dem  Staate 
zu  theilen,  wenngleich  in  einem  Verhältnisse,  dass  nur  die 
Einnekmer  der  grössten  Aemter,  wo  die  Provision  eine  un- 
vertiftltnissmftssige  Höhe  erreichte,  darunter  leiden ;  denn  bis 
zu  einem  Kreditsbetrage  von  2  Millionen  Franks  des  Jahres 
kömmt  die  ganze  Provision  dem  Einnehmer  zu  Gute,  für  die 
weiteres  2  Millionen  Franks  bezieht  er  V4%,  für  die  fünfte 
und  sedisto  Million  je  Vs  und  %%,  für  die  weiteren  5  Mil- 
lionen 7^0%,  und  für  alle  Beträge  über  11  Milüonen  y^%  — 

Der  Expeditionsstämpel  vertritt  eigentlich  die  Stelle 
des  Zett^eldes.  Er  wird  in  drei  Abstufungen ,  von  75  Cent, 
für  acquits-ä-caution  (Begleitscheine)  und  Expeditionen,  die 
sich  auf  die  Schifi&hrt  beziehen^  von  25  Cent  für  Quittungen 

'  Cirkiilar  vom  8.  April  1823,  Miniaterialdekret  vom  8.  September  1841. 
^  MinisterialBrlABS  vom  9.  December  1822. 
>  CiriroUtf  TOm  19.  April  1822. 
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über  Beträge  tod  mehr  als  26  Frcs.  und  von  6  Gent  fftr  an- 
dere nicht  ausdrüchlich  befreite  Ausfertigungen  entrichtet. 

Die  Siegelgebühr  ist  höchst  betrftchtlich,  mit  50  Cent 
für  Ein  Blei  bemessen ,  doch  sind  hierunter  überall  (ausser  in 
Paris)  die  Kosten  für  die  Verschnürung  (Air  Kordel  und 
Drahtschnur)  mitbegriffen.  ^  Ausnahmen  ron  jener  Gebühr  be- 
stehen blos  für  die  äussere  Verbleiung,  wenn  nämlich  auch 
unter  der  Emballage  ein  Blei  angelegt  werden  muss,  für 
Waaren,  die  bei  den  Austrittsämtem  nach  vollendeter  Re- 
vision Behuft  der  Begleitung  an  die  Zolllinie  oder  auf  das 
Schiff  abermals  unter  Verschluss  gelegt  werden^  fUr  Waaren, 
die  nach  Entrepots  an  den  Landgrenzen  bestimmt  sind^  und 
für  durchgeführtes  Getreide.  Die  Gebühr  beträgt  in  diesen 
FftUen  nur  25  Cent  für  ein  Siegel. 

Die  C!abotage)  die  Ueberführung  von  einem  Entrepot 
und  die  Ueberladung  von  einem  Schiffe  in  das  andere,  und 
die  Versendung  französischer  oder  nationalisirter  Waaren 
nach  den  Kolonien  sind  (eine  der  Aenderungen  der  gegen* 
wärtigen  Regierung)  von  der  Gebühr  ganz  befreit  worden.' 

An  manche  Waaren,  deren  Identität  keinem  Zweifbi 
unterliegt,  wird  ein  amtlicher  Verschluss  nicht  angelegt 

Der  gegenwärtig  in  Gebrauch  stehende  amtliche  Ver- 
schluss ist  vollkommen  sichernd,  stark  und  zweckmäflsig. 

Durch  die  Provisionen  für  die  escomptirten  Wechsel  und 

*  Ordoimanz  vom  28.  März  1830,  Gesetz  vom  2.  Juli  1836,  Ministerial- 
erlaas  vom  2.  September  1839,  Ordomianz  vom  26.  Juni  1841  und  25  De- 
cember  1847,  Dekret  vom  21.  März  1852.  In  Paris  hat  die  Handelskam- 
mer die  Beischaffung  der  Kordel-  und  Drathschnur  und  die  Vorrichtung 
der  Behältnisse  Behufs  der  Anlegung  des  amtlichen  Verschlusses  unter 
dem  Namen  la  manutention  de  la  Bouane  übernommen.  Es  steht  jeder- 
mann frei,  sich  dieser  Vemiittlung  zu  bedienen  oder  sie  auszuschlagen; 
allein  die  Gebühren  sind  so  niedrig  gestellt,  dass  letztere  AltematiTe 
nicht  eintritt  Die  Handelskammer  hat  übrigens  aus  dem  Reinertrage  die- 
ses Geschäftes  ein  eigenes  Zollgebäude  für  die  Ausfuhr  und  das  Hotel 
gebaut,  in  dem  sie  sich  gegenwärtig  befindet. 

*  Dekret  vom  21.  März  1852. 
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die  AfiUieile  an  den  Bleigeldern  steigentdie  Bezüge  der  Be- 
amten namentlich  der  stark  beschäftigten  Aemter  beträcht- 
lich. Es  ist  übrigens  bestimmt^  dass  der  JahresantheU  an 
den  Bleigeldem  bei  einem  Receyeur  oder  Unterinspektor 
1600  Fr.  und  bei  den  untergeordneten  Beamten  den  Jahres- 
gehalt  nicht  überschreiten  dürfe.  Die  Ueberschüsse  fieülen 
dem  gemeinsamen  Unterstützungsfonde  zu.  ^ 

Alle  amtliche  Deckungen  werden  auf  vorgedrucktem 
Piq>ier  ausgefertigt  und  aus  juxtirten  Registern  ausgeschnit- 
ten. Das  Verfahren  des  Zollvereins,  welches  die  Eontrolle 
mehr  in  der  Form  der  Deckungsurkunden  und  in  dem  Aus- 
tausche derselben  zwischen  dem  Amte  im  Orte  der  Versen- 
dimg  und  jenem  der  Bestimmung  sucht,  würde  in  Frank- 
reich und  allen  von  seinem  Geiste  beherrschten  Staaten  als 
eine  zollamtliche  Ketzerei  betrachtet  werden. 

Duplikate  werden  nur  über  Bewilligung  der  leitenden 
Behörden,  aus  denselben  Registern  wie  die  Originale,  unter 
der  Bezeichnung  als  Duplikate,  mit  genauer  Angabe  des 
Zweckes,  dem  sie  dienen  sollen,  ausgestellt''^ 

Wird  das  Duplikat  eines  Begleitscheines  (acquit-jk-cau- 
tion)  Oden  eines  Legitimationsiacheines  (passavant)  für  den 
Eüatenverkebr  verlangt,  so  muss  die  Verpflichtung  übernom- 
men und  sichergestellt  werden,  ausser  der  Strafe  auch  den 
Werth  der  fremden  Waare  zu  erlegen,  falls  die  neue  Ur« 
künde  zu  Einschwftrzung  einer  unverzollten  Waare  misa« 
braucht  werden  sollte.'  — 

Vor  Entrichtung  der  Oebühr  und  Erhalt  der  Deckui^s- 
Urkunde  darf  die  Waare  nicht  vom  Amtsplatze  weggebracht 
werden,  doch  ist  an  grossen  Hafenpl&tzen  jenen  Eaufleuten^ 
welchen  ein  Kredit  bewilligt  worden,  gestattet,  gegen  eine 

*  Ministerialdekret  vom  6.  Juni  1848  and  21.  Juli  1849. 
»  Cirk.  vom  5.  prair.  an  VI  und  17.  mese.  an  Vm,  30.  Juni  1828, 
12.  Mai  1848. 

3  GU.  vom  29.  November  1791  und  12.  Mai  1648. 
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konstante  Sicherstelkmg  Wa$u«n,  die  zur  EinftihnrerzellaBg 
bestisamt  sind,  gleich  nach  beendeter  Beviflion  an  sich  zu 
ziehen  und  den  Zoll  nach  Handelsusance,  längstens  aber 
innerhalb  vier  Wochen  zu  entrichten. 

Die  Wiedaraufladung  der  beamtshandelten  Waaren  und 
die  Abfahrt  derselben  vom  Amtsplatze  erfolgt  unter  amtli- 
cher Au&icht ;  dass  solches  geschehen ,  wird  auf  den  Deckungs- 
urkunden bestätigt  Die  letzteren  enthalten  auch  Raum  für 
die  nöthige  Transportbescheinigung.  Bei  der  Ausfuhr  zur 
See  muss  den  Amtshandlungen  Über  die  einzelnen  zur  Eän- 
schiflfkmg  erklärten  Waaren  die  Besichtigung  der  Schifbräume 
selbst  und  die  Abfiahrtsbewilligung  folgen.  — 

Es  ist  gestattet,  die  eingeführten  Waaren  bis  zur  w^teren 
Bestimmung  über  dieselben  in  der  am  tlic  hen  Ni  ederlage 
(dem  EntrepotO  des  Hafen-  oder  Grenzamtes  einlagern  odar 
an  ein  anderes  Amt  anweisen  zu  lassen. 

Die  Entrepots  sind  in  der  Regel  städtische  Anstalten; 
die  Haftung  für  die  Waaren  trägt  die  Gemeinde ,  in  die  Auf- 
sicht theilen  sich  ihre  Beamten  mit  jenen  der  Douane.  ^ 
Die  Erklärung  ist  auch  die  Bedingung  der  Aufnahme  in  das 
Entrepot;  eine  unrichtige  Erklärung  wird  gleich  einer  Er- 
klärung derselben  Art  für  die  Einfuhrverzollung  bestraft 
.Zeigt  sich  an  der  eingelagerten  Waare  ein  Abgang  bei  der 
Herausnahme  aus  dem  Entrepot,  so  bleibt  der  Hinterleger 
für  den  Zoll  rerantwortlich. 

Doch  steht  es  dem  Direktor  des  Bezirkes  zu,  für  den 
natürlichen  Abgang  oder  jenen  ^  welcher  erwiesener  Massen 
nicht  dem  Steuerpflichtigen  zur  Last  fällt,  die  Gebühr  ganz 
oder  theil weise  nachzusehen. 

Die  Dauer  der  Hinterlegung  ist  auf  drei  Jahre  beschränkt, 
der  Direktor  kann  die  Frist  verlängern. 

In  der  Regel  werden  in  dos  Entrepot  nur  in  der  Einführ 

*  Entrepot  rM.  im  Gegensätze  zu  entrepot  fictif. 
^  Gesetz  vom  8.  flor.  an  XI.  (28.  April  1803). 
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edaubte  Waaren  aurgenoininen ,  doclf  in  mehreren  See- 
häfen, z.  B.  in  Marseille,  Bayonne,  Bordeaux,  Nantes,  Hkivre, 
Ronen  und  Dfinkircben ,  sind  auch  verbotene  Waaren  zuläs- 
sig. Sie  lagern  in  besondern  Abtheilungen  ^  wo  den  ganzen 
Tag  über  Aufseher  sich  befinden.  Eine  Theilung  der  Waa- 
renbehältnisse  wird  nicht  gestattet,  die  Herausnahme  von 
Mustern  nur  gegen  amtliche  Bezeichnung  und  Uebernahme 
der  Verpflichtung  der  Wiedereinlagerung  oder  Wiederausflihr 
erlaubt.  Auch  werden  oft  bei  der  Einlagerung  Muster  sol- 
cher Waaren  mit  dem  Siegel  des  Amtes  und  des  Hinter- 
legers an  beiden  Enden  bezeichnet  zurückbehalten,  und  es 
wird  mit  ihnen  die  Waare  bei  der  Herausnahme  oder  den 
periodischen  Revisionen  verglichen.  ^ 

In  den  Kolonien  bestehen  ebenfalls  Entrepots. 

In  dieselben  werden  sowohl  französische  und  fremde  :Sur 
Einftihr  erlaubte,  als  in  der  Einfuhr  verbotene  Waaren  auf- 
genommen, letzteres  um  nicht  den  Yortheil  eines  Stapels 
för  den  g^enseitigen  Austausch  der  Erzeugnisse  fi^mder 
Nationen  zu  verlieren. 

Mit  der  amtlichen  Niederlage  fremder  unverzoUter  Waa- 
ren wurde  durch  das  Dekret  der  prov.  Regierung  vom  21. 
März  1848  die  Einlagerung  bereits  verzollter  oder  im  Inlande 
erzeugter  Waaren  Behufis  der  Ausstellung  von  amtlichen, 
mittels  einfacher  Indossements  übertragbarer  Lagerscheine 
verbunden.  Es  sollte  hierdurch  die  in  den  englischen  Docks 
übliche  Ausstellung  von  Warrants  nachgeahmt  werden, 
d.  i.  von  Waarenscheinen ,  in  denen  nicht  blos  die  Gattung 
und  Menge,  sondern  auch  die  Qualität  der  Waare  amtlich 
angegeben  ist,  und  die  gleich  Wechselbriefen  girirt  werden, 
so  dass  auf  die  kürzeste  Weise  Waaren  gekauft,  verkauft 
oder  verpfändet  werden  können. 

Es  entstanden  gegen  sechzig  solcher  „allgemeiner  Ma- 
gaadne^,  aber  die  meisten  wurden,  nach  dem  Aufhören  der 

*  Gesetz  vom  9.  Februar  1832. 
Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs.  17 
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kommerzieUen  Krise  jener  Revolutionstage,  wegen  Hangels 
an  Geschäften  wieder  geschlossen.  Nur  in  einigen  grossen 
Seestädten  und  in  Paris  haben  sie  sich  erhalten.  Hier  be- 
willigte das  Dekret  vom  7.  Sept  1852  einer  Gesellschaft  die  Er- 
richtung eines  solchen  allgemeinen  Magazins  ausser  dem  schon 
bestehenden  Gebäude  für  unverzollte  fremde  Waaren,  und  aus 
dieser  Gesellschaft  entstand  jene  der  Docks  Louis  Napoleon, 
welche  eine  der  grossartigsten  Magazinsbauten  des  Konti- 
nents unternommen  hat.  Die  Zuverlässigkeit  und  leichte 
Beweglichkeit  der  Warrants  haben  die  franztysischen  Lager- 
scheine übrigens  noch  nicht  erlangt. 

In  den  erwähnten  Docks  wie  in  den  Seestädten  ist  in- 
nerhalb dieser  Niederlagen  dem  Verkehre  die  freieste  Bewe- 
gung gestattet.  Es  können,  wenn  auch  unter  amtlicher  Auf- 
sicht, die  Waaren  gelüftet,  gereinigt,  umgepackt,  die  Ab- 
fillle  vernichtet  werden.  An  manchen  Orten  ist  auch  die 
Vermahlung  des  Getreides  (mit  Ausnahme  des  harten  [rothen] 
Weizens  des  Mittelmeeres)  gestattet  Die  Färbung  und  Mi- 
schung fremder  Weine  oder  ihre  UeberfÜUung  in  Fässer 
französischen  Ursprungs  ist  zur  Sicherung  des  einheimischen 
Exportes,  die  Theilung  ron  KoUien  verbotener  Waaren  aus 
Steuerrücksichten  untersagt 

Die  eingelagerten  Mengen  und  die  mit  denselben  vor- 
fallenden Aenderungen  werden  durch  chronologisch  geordnete 
Magazinsbücher  und  alphabetisch  nach  den  Hinterlegern  ge- 
führte Kontobücher  in  Uebersicht  gehalten. 

Monatlich  findet  durch  die  Cheä  eine  Vergleichimg  der 
einzelnen  Eonti  mit  den  betreifenden  Urkunden ,  jährlich  eine 
Erhebung  des  Lagerstandes  und  eine  Vergleichung  desselben 
mit  den  Eonti,  wie  mit  dem  Magazinsbuche  Statt 

Für  manche  Waaren,  z.  B.  gewisse  leicht  kenntliche  Erzeug- 
nisse französischer  Kolonien,  rohe  Baumwolle,  gewisse  grobe, 
gering  belegte  Produkte,  z.  B.  Bauholz,  Steinkohlen,  Guano 
wird  auch  die  Einlagerung  in  Priratmagazine  (entrepöts  fictift). 
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uianohmal  unter  Mitsperre  der  Douane,  manchmal  unter  ge- 
sonderter Aufbewahrung  von  Waarenproben  zugestanden.^ 

Ber  Zoll  wird  in  beiden  Fällen  der  Einlagerung  erat 
im  Augenblicke  der  Herausnahme  aus  der  Niederlage  (dem 
Entrq[>0()  f&Uig. 

Waareo ,  die  im  Entrepot  über  die  bewilligte  Zeit  liegen 
bleiben,  werden  im  W^e  der  öffentlichen  Versteuerung 
verftussert,  der  Erlös  in  die  Eonsignations  -  und  Depositen- 
kassa hinterlegt  Wird  er  binnen  einem  Jahre  nicht  Ton 
dmsk  Berechtigten  zurückgefordert,  so  ist  er  dem  Staate 
verfallen.  2  Auf  ähnliche  Weise  wird  mit  den  Waaren  ver- 
fahrea ,  die  wegen  Nicbtüberreichung  einer  Erklärung ,  Nicht- 
mitvrirkung  bei  dem  Zollverfahren,  NichtvoUzug  der  auf- 
getvagenen  Ausserlandesschafiung  oder  sonst  aus  einem  Grunde 
bei  dem  Amte  zurückbleiben,  nur  mit  dem  einzigen  Unter- 
schiede, dass  sie  von  dem  Augenblicke  an,  wo  die  Ueber- 
nahme  in  die  amtliche  Aufbewahrung  eintritt,  nur  durch 
zwei  Jahre  fbr  den  Berechtigten  aufbewahrt,  und  schon  nach 

Ablauf  dieser  Zeit  die  weiteren  Schritte  eingeleitet  werden. 

» 

Unterliegen  solche  Gegenstände  dem  Verderben,  so  werden 
sie  auch  vor  Ablauf  der  Zeit  verkauft,  aber  die  Rechte  des 
Hinterlegvs  an  den  Erlös  treten  an  die  Stelle  seiner  Rechte 
an  die  Waaren.^ 

Die  Zahl  der  Aemter  mit  mederlagsrechten  an  andern  Or- 
ten als  ao'fleehäfen  ist  verhältnissmässig  sehr  gering;  besonders 
auffallend  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  entg^engesetzte  Praxis 
in  Oe^Apreich  und  dem  Zollvereine,  dass  erst  mit  dem  Ge- 
setae  vom  27.  Februar  1832  die  Errichtung  von  Entrepots 
im  Innern  des  Reichs  gestattet  wurde.    Selbst  gegenwärtig 

*  Gcsete  vwn  8.  flor.  an  2L,  7.  Deoember  1815.    Ord.  Tom  9.  Ja- 
naar 1818.  X^irk.  Tom  24.  Joli  1836. 

>  Ckfletz  tom  17.  Mai  1826. 

•  Cirk.  vom  6.  September  1827,  21.  Kars  1838,  Ministerialdekret 

Tom  14.  Mai  1842. 
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befinden  sich  im  Innern  und  an  der  Landgrenze  nur  swölf 
solche  Aemter:  Paris,  Lyon,  Strassburg,  MQhibausen, 
St  Etienne,  Valenciennes,  Metz,  Toulouse,  Ntmes,  Besan^oo, ^ 
Orleans  und  Avignon.  —  Es  ist  diese  Anordnung  aus  dem 
Grundsatze  der  französischen  Zollgesetzgebung,  dass  alle 
Waaren  an  der  Grenze  zu  Terzollen  seien,  und  aus  dem 
Schutze  der  nationalen  SchiffTahrt  zu  erklären.  — 

Die  Anweisung  an  ein  anderes  Amt  geschieht  mittelst 
sogenannter  acquits  k  caution  (Begleitscheine),  die  nur  über 
die  Erklärung,  im  Falle  des  Nichteintrefi'ens  der  Waare  an 
dem  Orte  der  Bestimmung  mit  Bewahrung  ihrer  Identität 
und  binnen  der  vorgezeichneten  Frist  Zoll  und  Strafe  zu 
entrichten  (soumission) ,  und  die  entsprechende  Sicherstellung 
(cautionnement)  dieser  Verpflichtung  ausgestellt  werden. 
Geht  die  Waare  im  Zollgebiete  zu  Grunde  und  wird  dieses 
gerichtlich  dargethan^  so  entfällt  zwar  die  Strafe,  aber  die 
Gebühr,  der  Zoll  für  die  erlaubten,  der  einfache  Werth  ftkr 
die  verbotenen  Waaren,  bleibt  zu  entrichten..  Wird  die 
Waare  bei  dem  Amte  der  Bestimmung  gestellt  und  in  Ord- 
nung gefunden,  so  erfolgt  die  Erledigung  (dteharge)  des 
acquit  &  caution ,  und  derselbe  wird  im  Wege  der  Direktion 
dem  anweisenden  Amte  zurückgesendet.  Auf  gleiche  Weise, 
mittelst  Anweisung  von  dem  Eintritts-  an  das  Äustiittsamt, 
erfolgt  die  Durchfuhr  der  Waaren.^ 

Die  Identität  der  Waare  wird  bei  der  Anweisung  durch 
den  amtlichen  Verschluss,  der  oft,  z.  B.  bei  allen  in-d^ 
Einführ  verbotenen  Waaren,  sogar  doppelt,  der  eine  unter, 
der  andere  über  der  äusseren  Emballage,  angel^  wird, 
und  oft  (z.  B.  bei  havarirten  Waaren,  Schafwolle,  Zucker, 
Garnen,  Geweben,  Gewürzen,  geistigen  Flüssigkeiten,  vielen 
chemischen  P^rodukten)  durch  Muster  festgehalten,  die  ent- 
weder in  besondern   versiegelten    Behältnissen   mitgegeben 

*  £r8t  seit  dem  Dekret  vom  29.  März  1856. 

»  Gesetz  vom  8.  flor.  an  XI,  18.  April  1831  und  9.  Februar  1832. 
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oder  aHitlidi  an  das  Bureau  im  Orte  der  Bestimmung  ge- 
sendet werden.  *  Bei  jeder  Niederlage  im  Innern ,  bei  jedem 
mit  Steuerlinien  umgebenen  Orte,  bei  den  Aemtem  der  in- 
neren ZoUlinie  werden  die  begleitenden  Urkunden  rorge- 
wiesen  und  wird  der  äussere  Zustand  der  Behältnisse  und 
des  amtlichen  Verschlusses  untersucht.  Der  Raum  zwischen 
dem  Austrittsamte  und  der  äussersten  Zolllinie  wird  bei  den 
Ihirchfuhrwaaren  nur  unter  amtlicher  Begleitung  zurückgelegt 

Zur  Ausfuhr  können  die  Waaren  sowohl  bei  Aemtem 
im  Innern  als  an  der  Grenze  erklärt  werden,  im  ersteren 
Falle  ist  die  Anlegung  des  amtlichen  Verschlusses  und  die 
Stellung  zum  Orenzamte  vorgezeichnet.  Bei  Waaren ,  deren 
Ausfuhr  erwiesen  werden  muss ,  und  dieses  ist  wegen  der  zahl- 
reichen Rdckzölle  und  Ausfuhrprämien  nicht  selten  der  Fall, 
sind  die  Vcursichten  dieselben ,  wie  beim  Durchfiihrverfahren.  '^ 

Noch  rerwickelter  wird  der  Transport  inländischer 
Waaren  Ton  einem  Punkte  des  Zollgebietes  zum  andern 
mit  Benutzung  der  See  (cabotage  im  zollamtlichen  Sinne) 
oder  fremden  Territoriums  (emprunt  du  territoire  ^tran- 
ger).^  Hier  haftet  der  Aussteller  der  Erklärung  gegenüber 
dem  Austrittsamte  dsdRlr,  dass  er  die  Waaren  wirklich  zum 
Eintrittsamte  stelle^  und  beziehungsweise  für  die  im  entge- 
gengesetzten Falle  nicht  entrichteten  Ausfuhrzölle  oder  etwa 
übertretenen  Ausfuhrverbote,  und  gegenüber  dem  Eintrittsamte 
für  die  Identität  der  eintretenden  mit  den  ausgeführten  Waaren 
oder  beziehmigsweise  für  die  im  entgegengesetzten  Falle  zu 
entrichtenden  Gebühren  und  entfallenden  Strafen.  Hieraus 
entspringt  eine  lange  Reihe  von  Verkehrsbeschränkungen. 

Uebrigena  sind  seit  1848  in  der  Cabotage  mehrfache 
Erleichterungen  eingetreten.    Der  früher  sehr  allgemein  ror- 

•  Gesetz  vom  9.  Februar  1832,  Ord.  vom  11.  Februar  1832,  8.  Juli 
1834,  10.  Oktober  1835,  3.  Juli  1838. 

^  AiT.  vom  25.  vent  an  VÜI.  (17.  Mä»  1800). 

'  Oeseto  vom  22.  August  1791,  27.  vend,  an  U,  2.  ^^^  1836. 
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geschriebene  amtliche  Verschluss  wird  nur  bfei  Waaien, 
welche  in  die  Reihe  der  in  der  Einfuhr  rerbotenen  oder 
höher  belegten  gehören,  angelegt.  Versuchsweise  wird  b^ 
Dampfschifien  auch  statt  des  BehältnissverBchhisses  der  La- 
dungsraamverschluss  angewendet  In  vielen  Fällen  g^iflgt 
einfacher  passavant  (Legitimationsschein)  statt  des  förmlichen 
acquit  ä  caution.  Es  wird  auch  gestattet,  mit  Genehmigung 
der  höheren  Zollbeamten ,  während  des  Transportes  den  Hafen 
der  Bestimmung  zu  wechseln  oder  einen  Theil  der  Ladung 
in  einem  anderen  Hafen  zu  löschend 

Von  ganz  ungewöhnlicher  Strenge  ist  die  Grenzkon- 
trolle. Man  fühlt  bei  jeder  einzelnen  Massregel,  dass  es 
die  Schreckensherrschaft  gewesen  sei,  die  sie  anordnete, 
das  gewaltigste  Soldatenregiment,  das  die  Gemüther  an  ihre 
Aufrechthaltung  gewöhnte,  der  Schutz  ron  300,000  firemden 
Bayonneten,  welcher  der  Restauration  ihre  Beibehaltung  und 
Verschärfung  möglich  machte,  und  das  Parlamentäre  üeber- 
gewicht  einer  einflussreichen  Geldaristokratie,  welche  ihre 
Fortdauer  sicherte.' 

Bereits  vier  Stunden  (lieues)  von  der  Küste  müssen  die 
Schiffe  mit  dem  Schiffsmanifest  versehen  sein,  es  jedem  Auf- 
seher auf  Verlangen  vorweisen ,  und  ihm  die  Absehriflnahme 
gestatten.  Hat  das  Schiff  verbotene  Waaren  an  Bord,  so 
genügt  es  nicht,  dass  im  Manifest  ihre  allgemeine  Benmi- 
nung  angegeben  sei,  sondern  es  muss  Gattung  und  Beschaf- 
fenheit wenigstens  in  dem  Umfbnge  angegeben  sein^  dass 
man  sieht,  es  seien  verbotene  Waaren.  ^ 

In  vielen  Fällen  wird  auch  die  Einsicht  des  fichifbbuches 
(livret  du  bord)  und  ein  ft^rmlicher  Seerapport  gefordert, 
werden    mit   dem   Kapitain    und    der  Mannschaft  Verhöre 

'  Cirk.  vom  22.  September  1848  und  23.  April  1851. 
'  Gesetz  vom  4.  germ.  an  IL  (24.  Man  1794),  8.  flor.  an  XI,  10.  brum. 
an  XIV.  (2.  November  1805),  28.  April  1816. 

»  Geaetz  vom  9.  Febr.  1832,  Generaldirektionsdekret  vom  19.  fiept  1839. 


263 


angestellt  müssen  Zeugnisse  von  Kolonial-,  Konsulatsbebörden, 
Schiflbkommandanten  beigebracht  werden,  was  nicht  immer 
dadurch  gerechtfertigt  wird ,  dass  hieran  die  Zuwendung  ge- 
wisser ^Ubegtinstigungen  geknüpft  ist ' 

Kein  Schiff  unter  100  Tonnen  darf  innerhalb  des  Rau- 
mes von  4  lieues  von  der  Küste,  den  Fall  überwiegender 
Gewalt  (foroe  m^].eare)  ausgenommen ,  laviren  oder  sich  vor 
Anker  legen ,  kefai  Schiff  ohne  die  gleiche  Ausnahme  mit 
Waaren  in  einen  Hafen  einlaufen,  über  welchen  der  Ein- 
gang dieser  Waaren  nicht  gestattet  ist.^ 

Innerhalb  dieses  Rayons  unterliegt  jedes  Schiff  und  sei 
es  auch  eines  der  Kriegsmarine,  dem  Untersuchungsrechte 
des  aktiven  Dienstes  der  Douane.  Diese  kann  alle  Schiflb- 
lucken  öffnen,  alle  Schif&räume  betreten  und  bis  zu  der  Aus- 
ladung oder  Abfahrt  der  Schiffe  auf  denselben  verweilen. 
Sind  rechtliche  Anzeigungen  vorbanden,  so  darf  sie  sogar 
auf  Oefinung  der  einzelnen  Behältnisse  dringen.' 

Von  jeder  Scheiterung,  jedem  Schiffbruche  an  den  Kü- 
sten Frankreichs  werden  neben  den  Marine-  auch  die  2k>ll- 
beamten  verständigt  Sie  überwachen  die  Waare,  wirken 
bei  Aufimhme  des  Inventars  mit,  halten  sie  unter  Hitsperre. 
Wird. die  Waare  für  inländisch  ausgegeben,  so  muss  die 
Nach^eisung.  des  Ursprungs  geliefert  werden;  im  Zweifel 
entscheiden  auf  Grund  ihnen  eingesendeter  Muster  die  Ex- 
perten des  Handelsministeriums  (Kap.  I,  S.  23). 

Michl  mit  jedem  Schiffe  darf  jede  Waare  eingeführt 
werden.  Verbotene  Waaren,  solche,  welche  ehemals  ver- 
boten waren  oder  die  überhaupt  zu  den  hoch  belegten  ge- 
hören, sind  in  der  Regel  vom  Transport  auf  Schiffen  unter 
40  Tofinao  ausgeschlossen.  ^  Noch  weiter  gehenden  Beschrän- 

«  Gesetz  vom  7X  Augiut  1791,  4.  genn.  an  II.    Genoraldirektion»- 
erlaoae  vom  21.  Janaar  1834  und  10.  Januar  1840. 
'  Gesetz  vom  %.  Juli  1836. 
'  Gesetz  vom  4.  germ.  an  II. 
*  GeseU  vom  5.  Juli  1836. 
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kungen  unterliegt  in  dieser  Richtung  die  SQBtenschilffiihri. 
Nur  die  Effekten  der  Reisenden,  die  Pacotille  der  6chi£b- 
mannschafb  und  kleine  Mengen ,  die  nicht  Viq  der  Geeammt- 
ladung  betragen^  sind  unter  drückenden  Bedingungen  TOn 
diesen  Beschränkungen  ausgenommen.  * 

An  der  Küste  und  längs  der  in  das  Heer  einmündenden 
Flüsse  ausser  den  Zollstelleu  darf  ohne  Bewilligung  der  Be- 
hörde keine  Landung,  keine  Aus-  oder  Einschifiiing  Statt 
finden,  nur  die  zum  Verkehr  benachbarter  Gemeinden  un- 
entbehrlichen Ausnahmen  sind  gestattet^ 

An  einzelnen  Inseln  und  Bänken  längs  der  Seeküste  ist 
das  Landen  fremder  Schiffe  oder  französischer  Schiffe,  die 
aus  der  Fremde  kommen,  nicht  gestattet,  auch  können  In- 
dustrieerzeugnisse aus  diesen  Inseln  nach  Frankreich  nicht 
eingeführt  werden.^ 

Innerhalb  eines  Striches  von  2  lieues  Breite  von  der 
Küste  an  gerechnet ,  dürfen  fast  alle  wichtigere  Q^enstände, 
welche  den  Kreis  des  ländlichen  Lokalverkehrs  übersteigen, 
zur  Nachtzeit  nicht  transportirt  werden.^ 

Längs  der  Landgrenze  unterliegt  ein  Strich  von  4  und 
an  manchen  Punkten  selbst  ron  5  lieues  (also  von  2  bis 
27,  myriametres)  in  der  Breite  einer  besonders  geschärften 
Kontrolle.  < 

Innerhalb  dieses  Strichs  darf  sich  keine  Waare  ohne 
Bezettelung  bewegen.  Waaren  aus  dem  Innern  müssen  bei 
dem  Amte  an  der  innem  Linie  angemeldet  werden,  Waa- 
ren aus  dem  Auslande  unterliegen  der  Bescheinigung  bei 
dem  Amte  der  äussern  Linie.  Waaren  aus  einem  Orte  des 
Orenzbezirkes  müssen  vor  dem  Beginne  des  Transports  Be- 
hufs der  Erlangung  eines  passavant  (L^timationsscheines) 

'  Gesetz  Tom  4.  germ.  an  II. 

*  Gesetz  vom  8.  flor.  an  XI. 

*  Gesetz  vom  4.  germ.  an  11.  und  8.  flor.  an  XI. 

*  Gesetz  vom  8.  flor.  an  XI. 
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bei  dem  Höchsten  Amte  angezeigt,  falls  ein  Beamter  biezu 
abgeordnet  wird,  diesem  am  Orte  der  Aufbewahrung  ror- 
gezeigt  werden.  Es  kann  bei  diesem  Anlasse  auch  auf  Stel- 
lung zum  Amte,  auf  Nachweisung  des  Bezuges,  Ursprunges 
oder  der  Verzollung  gedrungen  werden,  und.es  steht  der 
Behörde  frei,  Urkunden,  die  älter  als  ein  Jahr  sind,  nicht 
als  Belege  anzunehmen.  Bei  Waaren ,  welche  in  die  Reihe 
der  in  der  Einfuhr  verbotenen  oder  höher  als  20  Fr.  fbr  den 
metrischen  Quintal  oder  10 7o  ^om  Werthe  belegten  gehören, 
muss  die  Stellung  zum  Amte  und  die  innere  Untersuchung 
stets  vollzogen  werden.  Die  Stellung  geschieht  unter  Be- 
gleitung von  Torlftufigen  passavants  oder  von  Certifikaten 
der  Ortsbehörden  auf  dem  kürzesten  Wege.^ 

Nur  die  Diiere  zum  Feldbau^  die  eigenen  Erzeugnisse 
der  Viehzucht,  des  Feld-  und  Gartenbaues  und  die  noth- 
dürffcigsten  Lebensmittel  sind  von  der  Transportkontrolle  frei. 

Ohne  besondere  Erlaubniss  ist  kein  Transport  zur  Nacht- 
zeit gestattet 

Innerhalb  2^/^  Eilometres  C/2  heues)  sind  in  den  Gfe- 
meiaden  unter  2000  Einwohnern  alle  Kaufleute  der  Buch- 
kontrolle (dem  compte  ouvert)  des  nächsten  Amtes  hinsieht- 
liclf  aller  oben  als  beim  Transporte  ausnahmlos  der  Stellung 
zum  Amte  unterliegend  bezeichneter  Waaren  unterworfen.  ^ 

Innerhalb  desselben  Baumes  unterliegt  der  gleichen 
Buchkontrolle  alles  Rindyieh;  jeder  Zuwachs  von  aussen, 
jeder  Abgang  durch  Versendung  oder  Abtretung  muss  durch 
amtliche  Deckungen  nachgewiesen,  wenn  er  sich  auf  natür- 
lichem Wege  ergibt,  binnen  14  Tagen  angezeigt  werden; 
eine  eingebrannte  Marke  am  Schenkel  soll  Austauschungen 
verhindern.  Befinden  sich  die  Weiden  in  der  Nähe  der  Zoll- 
linie, so  muss  das  Vieh  zum  Amte  gestellt,  dort  beschrieben, 

•  Gesetz  vom  19.  rend.  an  VI.  (11.  Oktober  1797),  Arr.  vom^aü.  therm. 
an  X.  (12,  Auguat  1802),  Ord.  vom  27.  Juni  1814. 

*  Arr.  vom  22.  thenn.  an  X,  Ord.  vom  27.  Juni  1814. 


266 


die  Zeit  und  der  Weg  jedes  einzelnen  Hin-  und  Herlriebes 
angegeben  werden,  in  der  Regel  mit  Bertthning  einzelner 
Grenzwachposten.  Periodische  Zählungen  dienen  zur  Gegen- 
kontrolle. ^ 

Unmittelbar  aus  dem  Auslande  bezogene  Waaren,  die 
im  Handel  rerboten  oder  höher  als  20  Fr.  der  Quintal  be- 
legt sind,  dann  Waareu,  die  in  der  Ausfuhr  verboten  sind, 
dürfen  im  Grenzbezirke  in  Gemeinden  unter  2000  Einwoh- 
nern oder  in  entlegenen  Weilern  und  Hftusem,  die  zu  grösse- 
ren Gemeinden  gehören,  nicht  abgelegt  wmlen.' 

Bei  den  in  der  Ausfuhr  verbotenen  Lumpen  erstredtt 
sich  das  Verbot  der  Aufbewahrung  auf  eine  Strecke  V4>n  3 
lieues  Breite  von  der  Grenze  an  gerechnet;  nur  Behuft  des 
Transportes  ins  Innere  gegen  Lösung  eines  acquit  ä  caution  zur 
Sicherung  dieser  Verpflichtung  wird  eine  Ausnahme  gestattet  ^ 

Aehnlichen  Eontrollen  kann  der  Verkehr  mit  Getreide, 
Mehl,  Brod  in  Zeiten  der  Theurung,  mit  Waffen,  Munition, 
Materiale  fbr  dieselbe  und  Pferden  in  Zeiten  des  Krieges 
unterworfen  werden. 

Auf  dem  flachen  Lande  darf  im  Grenzbezirke  ohne  be- 
hördliche Erlaubniss  keine  neue  Fabrik  errichtet  werden,  und 
diese  Erlaubniss  wird  nur  ertheilt,  wenn  Über  den  unverdfich- 
tigen  Bezug  der  Roh-  und  Hilfsstoffe  sich  ausgewiesen  wird,  die 
örtliche  Lage  einen  Missbrauch  nicht  besorgen  lAsst  und  der 
Bewerber  die  Verpflichtung  eingeht,  sich  der  Buchkontrolle 
des  nächsten  Amtes  zu  unterziehen,  Durchsuchungen  ohne  ge^ 
richtliche  Assistenz  zu  gestatten  und  seine  Werkstätte  olme  vor- 
hergängige Erlaubniss  nicht  an  einen  andern  Ort  zu  versetzen.  * 

Auch  im   inneren  Zollgebiete  sind  die  Kontrollen 

'  Arr.  vom  25.  messid.  an  VL  (14.  Jaü  17d8),  Gesets  Tom  27.  Juli 
1822,  Ord.  vom  28.  Juli  1822,  Reglement  vom  15.  Juli  1825. 
^  Oesete  vom  22.  AugruAl  1791. 
^  Gesetz  vom  3.  April  1793. 
•  Gesetz  vom  22.  August  1791,   10.  brum.  an  XIV,  30.  April  1806. 
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aahbeicb^  doch  werden  wir  über  die  Eontrolle  des  Zuckers, 
des  Salzes,  seiner  Bestandfthdle,  und  der  Produkte  der  letz- 
teren, sowie  der  Getränke  gesondert  sprechen.  Die  Be- 
schrfinkungen  des  Verkehrs  mit  WsSen  fallen  ausser  den 
Zweck  dieser  Blättert 

Mehrere  Waaren,  unter  andern  die  fremden  Qame,  un- 
terliegen dem  Verzollungsst&mpel.  Er  besteht  in  einer 
aus  einem  juxtirten  Register  ausgeschnittenen,  an  die  Waare 
oder  deren  Umhüllung  angehefteten  Etiquette.  ^ 

Jeder  in  Frankreich  erzeugten  Webe-  oder  Wirkwaare  von 
der  Art  deijenigen ,  welche  in  der  Einfuhr  verboten  sind ,  muss 
eineFabriksmarke  und  eine  Fabrikationszahl  eingewebt,  ein- 
gestickt, eingedruckt  oder  auf  bleibende  Weise  angeheftet  sein. 

Die  Fabrikmarke  muss  beim  Unterpräfekt  und  beim 
Handelsministerium  (zum  Gebrauche  der  Expertenkommis- 
sion) hinterlegt  sein,  sie  enthält  entweder  den  Fabrika- 
tionsort  und  den  Namen  des  Fabrikanten^  oder  ein  willkür- 
lich gewähltes  Zeichen.  Die  Fabrikationszahl  ist  jene ,  unter 
welcher  die  Waare  in  den  vorgezeichneten  Fabrikations- 
büchem  eingetragen  ist.  Das  Zeichen  wird  bei  Geweben 
an  beiden  Enden  angebracht  Selbst  Abschnitte  sind  im 
Orossrerkehr  nicht  davon  befteit  Der  Käufer  kann  ver- 
langen, dass  Zeichen  und  Fabrikationszahl  in  seiner  Fftt- 
tora  angegeben  werde. '  Bei  den  Garnen  wird  Behufs  der 
Nachweisung  des  französischen  Ursprungs  das  Fabrikszeichen 
durch  eine  eigene  Art  Haspelung  ersetzt^ 

Ist  der  Ursprung  der  im  Innern  angehaltenen  Gegen- 
stände zweifelhaft,  oder  wird  der  ausländische  Ursprung  von 
dem  Besitzer  in  Abrede  gestellt,   so   entscheidet  endgültig 


'  Dekret  Tom  12.  Harz  1606  und  14.  Deoember  1810. 
>  Qrd.  ^üm  ^  Juni  1834,  Gesete  vom  2.  Juli  1636. 
■  Gesete  Tom  28.  AprU  1816,  Oit).  Yom  8.  Augast  1616,  23.  6eptem- 
bor  1816,  3.  April  1836. 

*  Gesetz  vom  21.  April  1818,  Ord.  vom  8.  April  182». 
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eine  vom  Handelsministerium  niedergesetzte,  aus  Fabrikan- 
ten des  Fachs  bestehende  beeidete  JuryJ 

Es  ist  gestattet,  zur  Entdeckung  eingeschmuggelter  und 
ungestempelter  BaumwoU-  und  Wollen -Game,  Webe-  und 
Wirkwaaren  und  anderer  in  der  Einfuhr  verbotener  Manu- 
fakte  Durchsuchungen  auch  im  inneren  Zollgebiete  zu  pflegen, 
doch  dürfen  sie  nur  bei  Tage  und  unter  Beistand  eines 
obrigkeitlichen  oder  Polizeibeamten  stattfinden.^ 

Das  System  der  Eontrollen  erstreckt  sich  übrigens  auch 
über  Frankreich  hinaus.  Damit  die  französischen  Schiffe  nicht 
allmählig  ihre  Bestandtheile  und  Inventarstücke  im  Ausland 
austauschen ,  wird  über  jedes  Schiff  ein  eigenes  Grundbuch, 
über  sein  Inventar  ein  compte  ouvert  geführt '  Die  Eontrollen 
des  Grenzbezirkes  sind  bis  in  die  Eüstengebiete  Algeriens  ver- 
pflanzt worden.  Der  Verkehr  mit  den  Eolonien,  die  Begün- 
stigungen der  Schifffahrt  und  der  Fischerei  sind  an  eine  Menge 
von  Eontrollen  geknüpft,  die  nur  bei  Eolonialbehörden^  Eon- 
sularagenten ,  Schif&kommandanten  erfüllt  werden  können. 

Eine  besondere  Sicherung  der  Gefällsinteressen  liegt  in 
den  strengen  administrativen,  civil-  und  strafrichterlichen 
Bestimmungen  über  die  Haftung.  Der  Eigenthümer  einer 
zollpflichtigen  Waare  haftet  für  die  Erklärungen  und  Hand- 
lungen seiner  Faktoren,  Agenten,  Eommis  und  Diener;  der 
Schifbkapitain  für  die  Leute  seiner  Equipage;  die  auf  den 
Schiffen  oder  in  den  Amtsuiederlagen  verwendeten  Hand- 
werker für  ihre  Gehilfen;  der  Vater  und  nach  dem  Tode 
desselben  die  Mutter  haftet  für  den  Schaden,  der  durch  die 
bei  ihnen  lebenden  minderjährigen  Sander  verübt  worden.^ 

*  Gesetz  vom  28.  Aprü  1816,  27.  Juli  1822  und  1.  September  1852 
(vergl.  Kap.  I,  ß.  23). 

'  Gesetz  vom  28.  April  1816,  Art  6.  MH  der  Aufhebung  der 
Einfuhrverbote  würden  auch. die  Kontrollen  im  Innern  fallen. 

3  Cirk.  vom  30.  Januar  1827,  19.  Februar  1833,  25.  Mai  1844. 

'  GeseU  vom  22.  August  1791.  --  Code  Nap.  art  1384,  Entscheidun- 
gen des  Kassationshofes  vom  6.  Juni  1811  und  5.  Sept.  1828. 
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Die  Waare  und  die  Transportnüttel,  wem  immer  sie  gehören 
mögen,  haften  für  die  sie  betreffenden  Gebühren  und  Sbrafen.  * 
Die  Aussteller  und  Bürgen  der  Erklärungen  im  Begleitschein- 
verfahren haften  je  nach  der  Entfernung  der  Gegenden, 
wohin  die  Waaren  bestimmt  sind  (Frankreich,  andere  Län- 
der Europas ,  aussereuropäische  Länder  diesseits  und  jenseits 
des  Kaps  der  guten  Hofihung  und  des  Kap  Hom  von  4 — 24 
Monaten),  fllr  die  von  ihnen  übernommenen  Verpflichtungen.^ 
Von  der  Haftung  der  Gemeinden  fllr  gewaltsame  Zerstörungen 
und  Beschädigungen  des  Staatseigenthums  und  des  Eigen- 
thums  oder  der  Person  der  Staatsbeamten,  wenn  dieselben 
durch  Gemeindeangehörige,  oder,  wenn  durch  Fremde,  ohne 
die  Bemühung  der  Gemeinde  sie  zu  hindern  und  die  Ur- 
heber zu  entdecken,  verübt  worden  sind,  wurde  bereits  ge- 
sprochen.   (Kap.  2,  S.  71.) 

Der  Staatsschatz  geht,  mit  wenigen  Ausnahmen,  jedem 
Gläubiger  vor  in  Ansehung  der  Gebühren ,  Verfalls-  und  Geld- 
strafen, Rückerstattungsforderungen  und  des  Rechtes  auf  ge- 
fängliche Anhaltung  (oontrainte  de  corps)  des  Schuldners. 

Die  Forderungen  des  Staates  veijähren  erst  in  dreissig 
Jahren ,  während  dagegen  die  Forderungen  gegen  ihn  wegen 
Restitution  von  Waaren  oder  Gebühren  oder  Bezahlung  von 
Ifiethzinsen  nach  zwei  Jahren  in  Verjährung  fallen. 

Die  amtlichen  Dokumente,  die  Aussagen  zweier  beei- 
deter Beamten  (selbst  wenn  sie  als  Ergreifer  Anspruch  auf 
StrafiEwtheile  haben) ,  und  die  von  denselben  aufgenommenen 
Thatbeschreibungen  (proc^- verbal)  steUen  einen  vollen  Be- 
weis her ,  es  sei  denn ,  es  werde  der  Gegenbeweis  der  Falsch- 
heit geliefert^ 

*  Oeeetx  vom  22.  August  1791  ond  Tom  4.  germ.  an  II. 
^  QcfleU  vom  4.  germ.  an  n. 

*  Gesetz  vom  9.  flor.  an  VII.  (28.  August  1799)^  nach  diesem  Ge- 
setze reicht  sogar  das  Zeugniss  zweier  Bürger  hin,  wenn  es  sich  um 
Uebertretungen  mit  Waaren  handelt,  die  gesetzwidrig  im  Grensbezirke 
verkehren  (vergl.  hierüber  auch  Kap.  2,  S.  71,  76,  aO  bis  84). 
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Uebrigens  müssen  diese  ThatbeschreibuDgen  dem  Be- 
schuldigten vorgelesen  and  in  den  meisten  F&Ilen  Tor  dem 
Friedensrichter  Ton  den  Ergreifem  als  richtig  bestfttigt  werden. 

Hausdurchsuchungen  sind  unter  gerichtlicher  oder  obrig- 
keitlicher Assistenz  und  bei  Tage  allgemein  gestattet,  kein 
Beamter  darf  sich  ohne  Strafe  dieser  Assistenz  entziehen. 
Oegenüber  kontrollpflichtiger  Personen  oder  in  Verfolgui^ 
flüchtiger  Schleichhändler  geht  das  Durchsuchungsrecht  noch 
weiter  und  ist  auch  eine  Assistenz  nicht  nothwendig.  Zur 
Durchsuchung  von  Handelsbüchem  und  Schriften  ist  in  der 
Regel  die  Dazwischenkunft  des  Staatsanwalts  erford^lich^ 
doch  kann  gelegentlich  von  Hausdurchsuchungen  die  Ein- 
sicht oder  Abforderung  auch  durch  die  Assistenz  gestattet 
werden.  * 

Die  Verhaftung  der  Angeschuldigten  erfolgt  über  die 
an  die  Gerichte  gehende  Requisition  mit  Leichtigkeit,  bei 
Personen ,  die  auf  Nebenwegen  oder  überhaupt  im  Versuche 
des  Schleichhandels  ausser  dem  Amte  betreten  werden ,  oder 
die  einer  Uebertretung  beanzeigt  sind,  auf  welche  selbststftn- 
dige  Gefftngnissstrafe  gesetzt  ist,  bildet  sie  sogar  die  R^;el. 

Die  Strafen  sind  überaus  hoch,  wie  wir  bereits  gele- 
gentlich der  Unrichtigkeit  der  WaarenerklArung  gesehen 
haben.  Dort,  wo  OefäHsverkürzungen  begangen,  versucht, 
vorausgesetzt  werden ,  oder  bei  Uebertretung  der  SchifiTahrts- 
und  Quarantaine- Gesetze  ist  die  Regel  Verfkll  der  Waare 
und  des  Transportmittels  und  hohe  Geldstrafen  ton  500  bis 
aOOO  Fr.;  dort,  wo  Schleichhandel  mit  Zusammenrottung, 
mit  Gewaltthätigkeit,  bewafiheter  Hand^  mit  Bestechungs- 
versuchen, mit  Versicherung,  ja  selbst  wo  nur  öftere  Wie- 
derholung oder  ein  wichtiger  Fall  des  Schleichhandels  mit 
verbotenen,  verboten  gewesenen  oder  hochbelegten  Waaren 
vorhanden  —  wird  überdiess  selbstständige  GefUngnissstrafe 
verhängt    Selbst  Ordnungsstrafen  sind  oft  mit  Verfall  oder 

•  Dekret  vom  7.  Juni  1853. 
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doch  mit  Haftung  der  Transportmittel  verbunden,  und  be- 
tragen 100  bis  1000  Fr.  Ausnahmen  zu  ni^chen,  ist  dem 
Richter  nur  in  wenigen  vom  Gesetz  genau  bestimmten  FAllen^ 
wo  die  Terkürzto  Gebühr  eine  sehr  geringe,  das  Versehen 
ein  augenscheinliches,  gestattet. 

Als  entscheidende  Instanz  treten,  wie  wir  bereits  im 
zweiten  Kapitel  dieses  Buches  bemerkten ,  stets  die  Gerichte 
ein.  Wenn  es  sich  blos  um  Verfalls-  und  Geldstrafen  wegen 
einfacher  Ueber tretungen  handelt,  der  Friedensrichter,  und 
in  den  Fällen,  wo  eine  selbstständige  Gef&ngnissstrafe  zu 
verhängen  ist,  das  Polizei-  oder  das  Geschwomengericht, 
und  zwar  das  erstere,  wenn  die  Uebertretung  als  Vei^ehen 
(d^lit),  das  zweite,  wenn  es  als  Verbrechen  (crime)  sich 
darstellt  ^ 

Uebrigaas  können  auch  im  administrativen  Wege  sehr 
schwere  und  nachhaltige  Strafen  gegen  die  als  schuldig  er- 
kannten Schleichhändler  ausgesprochen  werden;  so  die  Aus- 
schliessung vom  Rechte  der  Hinterlegung  in  die  amüichen 
Niederlagen ,  von  der  Erklärung  zur  Durchfuhr,  von  der  Zoll- 
borgung,  ^  der  TheMnahme  an  Ausfuhr-  und  Fischereiprämien, 
von  der  öffisntlichen  Börse,  von  Wechselagenten-  und  Waaren- 
mäkleratellen-,  von  der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit 
für  Handelsrätbe ,  Mitglieder  der  Handelskanmiern ,  Prud'hom- 
mes,  die  VerOfitentlichung  des  Namens  bei  allen  Gerichts- 
höfen, Zollämtern,  Börsen,  in  den  amtlichen  Journalen,  die 
Entfernung  von  i^briken ,  Gewerbsstätten ,  Mühlen  aus  dem 
Grenzbezirke.  ^.  Eiu  Postbedienstoter  oder  Kondukteur  eines 
öfibntlichen  Fuhrwerks,  den  man  im  Schleichhandel  betritt, 
wird,  wenn  er  Franzose  ist,  sogleich  entfernt,  und  wenn  er 

*  Qototi  vom  14.  fruct  an  IIL  (1.  September  17d5),  10.  brum.  und 
20.  vent  an  V.  (1.  NoYember  1796  und  17.  März  1797),  28.  April  1816. 

'  Gesetz  Yom  21.  vent  an  XI.*  und  vom  30.  April  1806. 

'  QäeU  vom  14.  frnct  an  X.  {2.  September  1802),  Cirk.  vom  S4.  Ja- 
nuar 1844. 
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eiD  Fremder  ist,  in  jener  Funktion  nicht  mehr  nach  Frank- 
reich eingelassen. 

Die  angefallenen  Geldstrafen  werden  in  der  Hegel  un- 
ter die  Anzeiger  und  Ergreifer  vertheilt ,  ungefähr  ein  Drittel 
aber  wird  fUr  den  Pensions-  und  den  allgemeinen  Unter- 
atützungsfond  surückbehaltea;  über  die  Art  der  Vertheilung, 
wie  viel  die  Elrgreifer,  wie  viel  deren  Chefs,  wie  viel  jeder 
der  Betheiligten  nach  seinem  Dienstrange  oder  nach  seinem 
Einflüsse  auf  die  Verhandlung  zu  erhalten  habe,  bestehen 
seht  weitläufige  und  verwickelte  Bestimmungen.^  — 

Gegenüber  der  habituellen  Strenge  des  französischen 
Zollsystems  berührt  es  wohlthätig  im  Einzelnen  so  manchem 
Zeichen  zu  begegnen ,  dass  auch  hier  der  Geist  der  Billigkeit 
nicht  ausgeschlossen  sei^  dem  heutzutage  keine  Gesetzgebung 
elftes  christlichen  Volkes  sich  entziehen  darf. 

Alle  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  das  Zollwesen 
betreffen,  werden,  ausser  auf  die  gewöhnliche  Weise  durch 
das  Bulletin  des  lois,  durdi  besondere  Kundmachungen  in 
den  Grenzdepartements  veröffentlicht.  Die  Errichtung  oder 
Aufhebung  eines  Zollamtes  wird  in  den  vier  nftehsten  Pfarren 
verkündet ;  innerhalb  zwei  Monaten  wird  blos  desshalb ,  weil 
eine,  hiedurch  nöthig  gewordene  Stellung  oder  das  Verbot 
eines  Weges  unbeachtet  geblieben  ist,  ein  Anstand  nicht  er- 
hoben. ^  —  Jedes  Amt  muss  mit  einer  Amtstafel  versehen 
sein,  auf  welcher  sein  Name  und  sein  Charakter  als  Zollamt 
angegeben  ist;  bleibt  diese  Verfügung  unbeachtet,  so  ist  jede 
Anhaltung  wegen  Ueberfahrung  des  Amtes  ungültig.  '^ 

Die  Amtsstunden  sollen  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs 
entsprechen.  Sie  sind  in  der  R^el  des  Sommers  von 
7 — 12  Vor-  und  von  2 — 7  Uhr  Nachmittags,  im  Winter  von 
8—12  Uhr  Vor-  und  von  2—6  Uhr  Nachmittags  festgesetzt, 

«  Arr.  vom  9.  fruct  an  V.  (27.  August  1797),  Cirk.  vom  32.  Juli  1840, 
26.  Juni  1845  u.  s.  w. 

'  Gesetz  vom  22,  Auguat  1791. 
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aUfitn  wo  Bedürfiüsse  des  Handelsstandes  es  erheischen, 
ändert  die  Verwaltung  diese  fitunden  ab.  Nur  bei  un- 
unterbroehener  Dauer  der  Arbeitszeit  wird  die  Zahl  der  Ar- 
beüsstunden,  und  selbst  dann  nicht  unter  8  Stunden  des 
Sommers  und  7  Stunden  des  Winters  vemiindert  Es  ist 
übrigens  für  den  Geist  der  Ceolralisation ,  der  noch  immer 
in  Frankreich  herrscht,  charakteristisch,  dass  jede  solche 
Verfügung  rom  Kaiser  selbst  ausgehen  muss.  ^  — 

Ausser  den  Arbeitsstunden,  sowie  an  Sonn-  und  Feiertagen 
sind  die  Aemter  für  den  allgemeinen  Verkehr  geschlossen,  allein 
die  Abfertigung  von  Reisenden ,  von  dringenden  Bedürfnissen 
der  Landwirthsehaft  und  dringenden  nicht  in  den  Bereieh  der 
Handelsoperationen  fiiUenden  Bezügen  erfolgt  auch  an  diesen 
Tagen  und  Stunden.  —  Ein-  und  Ausladungen  in  Seehäfen 
dürfen  von  5  Uhr  Morgens  bis  8  Uhr  Abends  im  Sonmier, 
TOn  7  Uhr  Morgens  bis  5  Uhr  Abends  im  Winter  erfolgen. 

Der  Beamte,  welcher  während  der  Amtsstunden  nicht 
gegenwärtig  ist,  derjenige,  der  zu  einer  Amtshuidlung  ab- 
geordnet, nicht  sogleich  sich  zu  derselben  begibt,  ist  dem 
Steuerpflichtigen  für  den  durch  die  Verspätung  verursachten 
Schaden  verantwortlich.  ^  —  In  jedem  Bureau  muss  ein  voll- 
ständiger beiichtigler  Tarif  zur  Einsicht  de6  Steuerpflichtigen 
bereit  liegen,  in  jeder  Quittung  muss  das  Gesetz  angeführt 
sein,  auf  wdbhes  die  eingehobene  Gebühr  sich  gründet.^  — 

Wird  eine  Zollgebühr  erhöht ,  so  müssen  am  Vortage  des 
Beginnes  der  Erhöhung  die  Zollämter  zur  Empfangnahme 
der  EIrklärangen  nach  dem  geringeren  Zollsatze  geöffhet  sein, 
auch  wenn  der  Vortag  ein  Sonn-  oder  Feiertag,  oder  sonst 
ein  Tag  wäre,  an  dem  nach  dem  lokalen  Gebrauche  das- 
selbe geschlossen  zu  sein  pflegt^  — 

•  Geaetze  vom  28.  April  1816  und  14.  Juni  1850,  Ord.  vom  30.  De- 
cember  1829. 

'  Gesetz  vom  22.  Au^Bt  1791. 
'  HüuBierialerlftss  vom  11.  April  1839. 
Rocky  Pinanzvorwalluiig  Prankreichs.  18 
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Auszüge ,  Dupplikate  und  Abflchriften  ron  Zolldokumen- 
ten  dürfen  ausser  in  Folge  richterlichen  Urtheiles  nur  den  in 
diesen  Urkunden  bezeichneten  Personen  (Aussteller  der  Erklft- 
rung,  Bürgen,  Waarenführer,  Empfänger)  hinausgegeben  wer- 
den. ^  —  Wird  bei  der  Untersuchung  transitirender  fremder 
Waaren  die  Marke  französischer  Fabrikanten  entdeckt ,  so  er- 
folgt die  Anzeige  an  das  Handelsministerium,  welches  den 
Fabrikanten  verständigt  und  auch  amtliche  Einleitungen  trifft, 
dass  der  Missbrauch  den  Franzosen  am  fremden  Bestimmungs- 
orte keinen  Schaden  bringe. '  —  Wenn  aus  Verschulden  d» 
Waarenführers  eine  Strafe  unter  Haftung  der  Waare  rer- 
hängt  werden  muss,  so  wird  diess  auf  dem  Frachtbrief  be- 
merkt, damit  der  Empfänger  der  Waare  den  Regress  vor 
Bezahlung  des  Frachtbriefes  suchen  kann.  < 

Wenn  die  rechtliche  Anzeigung,  aus  welcher  eine  Haos- 
durchsuchimg  bei  einer  nicht  kontroUpflicbtigen  Person 
unternommen  wird,  nicht  durch  eine  Anhaltung  sldi  be- 
stätigt, so  wird  dem  Durchsuchten  eine  Entschädigung  von 
24  Fr.  geleistet.^  —  Wird  in  einem  öffentlichen  Fracht- 
ftahrwerke  ein  ordnungsmässig  in  die  Frachtkarte  eingetra- 
genes Frachtstück  zurückgehalten,  ohne  dass  dem  Waaren- 
führer  oder  dem  Eigenthümer  des  Frachtfbhrweikes  ein 
Verschulden  zur  Last  fällt,  so  wird  ihm  der  entsprechende 
Frachtlohn  bis  an  den  Ort  der  Anhaltung  vergütet  ^  —  Wird 
eine  mit  inländischen  Fabrikzeichen  versehene  Waare  weg^ 
des  Verdachtes  der  Ausländigkeit  mit  Beschlag  belegt  und 
dieser  Verdacht  von  der  Expertenkommission  des  Handels- 
ministeriums  nicht  gegründet  erkannt,  so  wird  dem  ESgen- 
thümer  eine  Entschädigung  von  6  %  des  von  der  Kommission 

*  Clrk.  vom  30.  Juni  1828. 

'  Auch  diese  Verfügung  geht  von  der  gegenwärtigen  Regierung  aas; 
Cirk.  vom  21.  April  1849,  29.  August  1850  und  11.  März  1853. 

*  Cirk.  vom  25.  September  1829. 

*  Qesetz  vom  22.  August  1791. 
'  CSrk.  vom  30.  Juli  1815. 
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geschfttzteu  Werthes  und  ausserdem  —  wie  in  jedem  Falle 
einer  nicht  gerechtfertigten  Beschlagnahme  —  für  jeden  Monat, 
der  Ton  der  Anhaltung  bis  zum  Tage  der  Aufforderung  zur 
Zurücknahme  der  Waare  verstrich,  eine  Entschädigung  von 
1%  jenes  Werthes  geleistet.  Angefangene  Monate  werden 
den  vollendeten  gleichgehtfiten.  ^ 

Jedes  mit  dem  Siegel  eines  fremden  Kabinets  versehene, 
durch  die  Post,  einen  Eabinetskurier  oder  einen  diplo- 
matischen Agenten  ttberbrachtes  Packet  an  eine  diploma^ 
tische  Person  oder  einen  französischen  Minister  wird  uner- 
öffiiet  gelassen.  Dasselbe  ist  mit  solchen  Packeten  in  der 
Durchfuhr  der  Fall.  Hinterbringt  ein  Kurier  ein  ungesie- 
geltes  Packet,  so  wird  es  unter  das  Siegel  des  Amtes  und  des 
Kuriers  gelegt  und  unter  Begleitscheinkontrolle  nach  Paris 
geleitet;  wo  im  diplomatischen  Wege  die  weitere  Verfügung 
ertoigL  Es  versteht  sich  von  selbst ,  dass  ähnliche  Verfügun- 
gen auch  hinsichtlich  der  zwischen  den  französischen  Mini- 
sterien und  deren  iq^ten  im  Auslande  gewechselten  Dienst- 
packete  bestehen.  ^ 

Die  Fdleisen  der  Postkondukteure  und  Postkuriere  wer- 
den vom  Grenzamte  mittels  eines  ihnen  anvertrauten  Schlüs- 
sels geöffiiet;  die  darin  enthalteneu  Postpackete  zu  öffnen, 
ist  es  selbst  im  Falle  eines  gerundeten  Verdachtes  nicht 
ermächtigt  Das  Packet  wird  bei  entstandenem  Verdachte 
unter  Begleitung  oder  amtlichem  Verschlusse  an  das  nächste 
Postamt  derselben  Route  geleitet,  um  hier  geöffiiet  und  unter 
Zuziehung  der  berufenen  Organe  untersucht  zu  werden.^ 

Gegenüber  diesem  Charakter  der  Ehrenhaftigkeit,  wel- 
chen wir  an  der  französischen  Zollgesetzgebung  mit  Ver- 
gnügen hervorgehoben  haben,  erscheinen  die  besonderen 
Begünstigungen   sehr  auffallend,   welche   gewissen   kleinen 

'  Gesetze  vom  9.  flor.  an  VIT.  und  21.  April  1818. 

*  Cirk.  vom  70.  Oktober  1826  und  5.  Oktober  1833. 

*  Finaazmiiiisterialerlaes  Tom  15.  Mars  1810. 
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Eäitrepots  mit  Spirituoseii ,  Tabak  und  ftholichen  Wmupqei  an 
der  Nordktbste  Frankreichs,  dann  den  ^navirea  smoggleuis^ 
in  Bezug  auf  den  Transport  ihrer  Schiffe  und  selbst  in 
Bezug  auf  die  Tonnengebühr  bewilliget  sind,  ja  die  franzö- 
sische Gesetzessprache  hat  sogar  für  das,  was  hiedurch  be- 
fördert werden  soll,  einen  eigenen  euphemistischen  Namen 
„commerce  interlope^^  erfunden.  Noch  auffallender  ist,  dass 
die  betreffenden  Besimmungen,  wenn  auch  vielleicht  der  Zeit 
der  Napoleonischen  Zollkriege  entstammend ,  im  Jahre  1825, 
also  in  der  nächsten  Tjeit  yot  dem  Abschlüsse  des  Handels-  und 
SchiffFahrtsvertrages  mit  England  geregelt  worden  und  auch  den 
gegenwärtigen  politischen  Verhältnissen  noch  nicht  gewichen 
sind.^  —  Als  Seitenstück  zu  diesen  Verfügungen  steht  ein  Mini- 
sterialdekret  vom  14.  September  1839  da,  welches. die  Einla- 
gerung von  weissem  Zucker  der  französischen  Kolonien  in  den 
Entrepots  unter  der  Benennung  „  gedeckter  Zucker^  (sucre  teir^) 
gegen  dem  erlaubt,  dass  der  Hinterleger  die  Verpflichtung  über- 
nimmt, ihn  nicht  dem  inneren  Verbrauche  zuzuführ^i.  Auch 
hier  ist  der  Zweck  ebenso  wenig  zweideutig  als  löblich.' 

Doch  lassen  wir  diese  Schmutzflecke  bei  Seite  und  wen- 
den wir  uns  zu  einer  Partie,  wo  die  französische  Zollver- 
waltung als  Muster  sich  darstellt^  nämlich  zu  ihren  Bemü- 
hungen für  die  Handelsstatistik. 

Sie  liefert  jährlich  Ausweise  über  den  allgemeinen 
Verkehr,  d.  i.  den  Eintritt  und  Austritt  über  die  Zolllinie 
ohne  Rücksicht,  welche  weitere  Bestimmung  der  eingetre- 
tenen Waare  gegeben  werde  oder  welches  die  ursprüngliche 
Bestimmung  der  ausgetretenen  Waare  gewesen  sei;  über  den 

*  Wie  es  scheint  von  dem  holländischen  Onderlooper,  ünterläofer. 
der  einen  heimlichen  Verkehr  betreibt. 

'  Gesetze  vom  19.  Oktober  1791,  21.  April  1818,  Ministerialerlass 
vom  9.  Juni  1825. 

'  Die  vollständigste  Zusammenstellang  der  Yerfügongen  über  das 
Zollverfahren  enthält :  Bourgat :  Code  des  Dooanes.  %  Auflage.  Pkiris  1848n 
mit  den  bis  in  die  neueste  Zeit  reichenden  Supplementen  \<m  Delandre. 
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« 

besonderen  Verkehr,  d.  i.  die  Einfuhr  zum  inneren  Ver- 
brauch und  die  Ausfuhr  aus  dem  freien  innem  Verkehr; 
über  die  Waarendurchfuhr,  die  inEntrepots  ein-  und 
ausgelagerten,  die  zur  Appretur  beamtshandelten ,  die  ge- 
gen Prämien  ausgeführten,  die  angehaltenen  Waaren, 
die  eingehobenen  Gebühren,  die  den  allgemeinen  Verkehr 
begleitende  Schifffahrtsbewegung  im  Allgemeinen  und 

4 

in  den  einzelnen  französischen  Häfen  ^  die  Ergebnisse  der 
grossen  Fischerei,  den  Stand  der  Handelsmarine  und 
eine  bedeutende  Zahl  zusammenfassender  Uebersichten  über 
den  Handel-  und  Schiffifahrtsverkehr  Frankreichs  mit  den 
einzelnen  andern  Kationen,  seinen  eigenen  Kolonien  und 
Dependenzen,  Vergleichungen  mit  den  Vorjahren  u.  dgl.  In 
einem  eigenen  Hefte  werden  die  Ergebnisse  der  Eüsten- 
schifffahrt  zusammengefasst.  Ausserdem  veröfifentlicht  sie 
monatlich  die  Ergebnisse  des  Verkehrs  in  den  Haupt* 
waarenartikeln,  die  summarischen  Schiffikhrtsausweise  und  den 
Zollertrag  sowohl  f&r  den  abgelaufenen  Monat  allein  ^  als  für 
die  gesammte  Zeit  rom  Anfange  des  Solaijahres  bis  zum  Ende 
desselben  Monats,  und  in  Vergleichung  mit  den  entsprechen- 
den Zahlen  des  Vorjahres.  ^  Alle  diese  Veröfibntlichungen  er- 
folgen mit  entsprechender  Schnelle,  Treue  und  Vollständigkeit. 
Durch  Angabe  der  Waarenwerthe ,  und  zwar  sowohl  der 
offiziellen  nach  den  Erhebungen  des  Jahres  1826  berechne- 
ten, als  der  von  dem  obersten  Handels -und  Gewerberathe 
ermittelten  des  dargestellten  Jahres  wird  der  doppelte  Zweck 
erreicht,  das  Steigen  und  Fallen  der  Menge  des  gesammten 
Verkehrs  und  einzelner  grösserer  Abtheilungen  desselben 
(z.  B.  der  Konsumtions-,  derlndustrialstoffe,  der  Halb-  und 

»  Cirk.  vom  8.  Juü  1825,  30.  Deoember  1836,  5.  Januar  1837, 
29.  Januar  1839,  27.  Januar  1849.  Die  Handelaverkehrsausweiee  erschei. 
ncn  seit  1819,  die  Ausweiße  über  die  Ktistenschiflfahrt  seit  1837.  Der  Aua- 
weiss  fttr  1855  enthält  auch  sehr  interessante  Zusammenstellungen  über 
den  zollamüichen  Verkehr  mit  den  zur  Pariser  Weltausstellung  des  ge- 
nannten  Jahres  eingesendeten  Waaren. 
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Ganzfabrikate)  durch  die  Yergleichung   der   naeh   gleichen 
Maaastäben  berechneten  Werthe  der  einzelnen  Jahre  auf  lange 
Zeit  zurück  beurtheilen  zu  können,  und  die  Einsicht  in  die 
'  wirklich  umgesetzten  Werthe  zu  erlangen. 

Wir  fürchten  übrigens  nicht,  dass  das  statistische  Interesse 
bei  Aufrechthaltung  der  yielen  Unterabtheilungen  des  fran- 
zösischen Tarifs  im  Spiele  sei.  Die  Männer,  welche  dort  an 
der  Spitze  der  Zollverwaltung  stehen,  sind  zu  klaren  Ver- 
standes, um  den  Zweck,  die  Erleichterung  und  Sicherung 
des  Verkehrs,  einem  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  zu 
opfern,  als  welches  allein  die  Statistik  sich  hier  darstellt 

3.    Der  Zolltarif. 

Wir  haben  bis  jetzt  die  Zollverwaltung,  das  Zollgesetz 
und  die  Zollordnung  in  allen  ihren  wesentlichen  Momenten 
dargesteUt,  aber  in  ihnen  liegt  bei  allem  Absonderlichen 
das  Spezifische  des  französischen  Zollsystems  nicht,  sondern 
dieses  beruht  im  Zolltarif.  ^ 

Letzterer  hat  nach  seiner  nächsten  Bestimmung  nur 
bei  sehr  wenigen  Artikeln  den  Zweck,  dem  Staate  ein 
Einkommen  zu  verschaffen,  es  sind  dieses  die  exotischen 
Eonsumtionsgegenstände ;  bei  allen  übrigen  ist  sein  nächster 
Zweck,  zu  schützen,  und  zwar  zu  schützen  sowohl  die 
Landwirtbschaft  als  die  Industrie,  die  Industrie  der  Halb- 
wie  der  Ganzfabrikate,  den  Handel  mit  den  Kolonien,  die 

^  Eine  äosserst  lehrreiche  ZusammenstellaDg  der  Phasen^  welche  der 
französische  Tarif  ia  seinen  einzelnen  Positionen  durchgemacht  hat,  bietet 
der  vom  französischen  Handelsministerium  herausgegebene  Tarif  Chronolo- 
gique  des  Douanes  de  France.  Paris  1855.  4  Theile  in  2  ü&nden.  Veigl. 
aach:  J.  B.  Delaunay:  Du  Tarif  fran^is  des  Oonanes.  Paris  1855,  und 
P.  Client:  Histoire  du  Systeme  protecteur  en  France.    Paris  1856. 

Die  offizielle  Ausgabe  des  französischen  Tarift  stammt  vom  Jahre  1844. 
Ende  Juli  1856  bat  die  Zollverwaltung  einen  Anszng  veröffentlicht,  weücher 
die  Ein-  und  Ausgangszölle,  wie  sie  damals  bestanden,  unter  Anfohrung 
des  Datums  der  Gesetze  und  Dekrete  enthält,  auf  denen  sie  bemhaa. 
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Sehifi&hirt ,  die  Fischerei ,  ja  selbst  in  der  BelegUDg  der  Eon- 
somtioiiBwaaxeii  machen  sich  diese  Schutzbestrebungen  geltend. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  werden  nun  alle  Roh- 
stofib  hoch,  alle  Industrieerzeugnisse,  je  nach  ihrem  steigen- 
den Arbeitswerthe,  mit  progressiven  Zöllen  belegt,  und  wo 
diese  nicht  mehr  hinreichen,  greifen  Einflihnrerbote  Platz. 
Der  Umstand ,  ob  die  Waare  auf  französischen  oder  fremden 
SchiSen  oder  über  die  Landgrenze ,  ob  sie  in  ersterem  Falle 
aus  den  französischen  Kolonien ,  aus  den  Gegenden  des  stillen 
Oeeans  und  des  indischen  Meeres,  aus  andern  Lftndem 
ausser  Europa  oder  aus  europäischen  Häfen  hergeholt  wer- 
den ,  bestimmt  ebenfalls  die  Höhe  der  Zollgebühr.  Um  die 
nachtheiligen  Folgen  der  hohen  Zölle  auf  die  Rohstoffe  und 
Halbfabrikate  für  die  Ausfuhr  der  einheimischen  Erzeugnisse 
zu  Termindem^  werden  Rückzölle  bewilligt,  die  oft  zu  förm- 
lichen Ausfuhrprämien  sich  gestalten.  Die  Fischerei  wird 
durch  Befreiung  von  Einfuhrzöllen  und  von  der  Balzsteuer 
und  durch  Prämien  unterstützt. 

Einige  Einfuhrverbote  dienen  zum  Schutze  des  Staats- 
einkommens und  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Gesundheits- 
pflege. Hieher  gehören  jene  gegen  Tabakblätter,  Tabak- 
fabiikate  mit  Ausnahme  kleiner  Mengen  zum  eigenen  Ge- 
brauche, Nachdrücke,  Scheidemünzen  ausser  Kurs,  Spiel- 
karten,  Schiesspulver,  Feuerwaffen  utid  Munition,  zubereitete 
Arzneien  und  Arzneistoffe  in  Pulverform.  ^ 

Die  Prohibitionen  zum  Zwecke  des  Schutzes  der  inlän- 
dischen Industrie  sind  übrigens  nur  allmälig  in  den  franzö- 
sischen Tarif  hineingekommen.  Der  erste  allgemeine  Tarif 
vom  17.  März  1791  kennt  nur  wenige  Einfuhrverbote  dieser 
Art,  z.  B.  für  Glaswaaren,  leonische  Waaren,  einige  Gewebe 
und  Seefische  fremder  Fischer ^  und  erst  der  Zoll-  und  Be- 
pressalienkrieg  des  Nationalkonvents   und   des  Kaiserreichs 

'  Gesetze  vom  13.  fruct.  an  V,  7.  Juni  1820  —  27.  Mär*  1817  — 17.  Min 
17W,  2a.  Juni  1846  —  13.  fruct  an  V.  und  21.  April  1818. 


280 


hat  allgemach  die  grosse  Reihe  der  gegenwärtigen  Prohibi- 
tionen hervorgerufen.  *  Allein  sie  faxten  immer  tiefere  Wur- 
zeln^ und  seit  dem  Jahre  1814  liegt  sogar  in  der  Ver- 
fassung Frankreichs  die  Begünstigung  des  Prohibitiv-  und 
Schutzsystems  ausgesprochen.  Die  Exekutivgewalt  für  sich 
allein  kann  fremde  Industrierzeugnisse  verbieten ,  mit  höhepen 
Zöllen  belasten,  den  Verkehr  auf  einzelne  ZolUtmter  be- 
schränken; allein  zur  Aufhebung  von  Verboten,  Ermässigung 
von  Zöllen  bedarf  sie  der  vorhergehenden  oder  nachträglichen 
Zustimmung  der  gesetzgebenden  Gewalten.  Das  Gleiche  ist 
in  Ansehung  der  Belegung  des  Rohrzuckers  der  Kolonien  der 
Fall,  deren  Aenderung  entweder  die  inländische  Rübenzucker- 
fabrikation oder  die  in  Frankreich  stark  vertretenen  Eoloniai- 
interessen  gef&hrden  könnte.^ 

Etwas  freieren  Raum  hat  erst  das  Senatskonsult  vom 
December  1852  geschaffen.  Das  Staatsoberhaupt  kann  in 
Folge  von  Handelsverträgen  jedwede  dadurch  gebotene  Zoll* 
änderung  aus  eigener  Machtvollkommenheit  verfügen. 

Dieses  an  und  für  sich  im  Principe  verfehlte,  in  der 
Anwendung  schwierige  System  wird  noch  verwickelter  durch 
die  grosse  Zahl  der  Tarifposten  und  die  vielen  und  klein- 
lichen üntertheilungen  nach  Grösse,  Werth  und  Feinheits- 
grad der  einzelnen  Objekte ,  die  bei  allen  nur  eiaigermassen 
wichtigen  Natur-  und  Industrie-Erzeugnissen  im  Tarif  ein- 
geführt und  die  in  der  Mehrzahl  nicht  mit  Nothwendigkeit 
aus  jenem  Prinzipe  abzuleiten  sind.  Es  ist ,  als  ob  die  dürre^ 
unfruchtbare,  vielgetheilte  Kasuistik,  welche  im  Mittelalter 
in  den  französischen  Rechts-  und  Philosophenschulen  sich 
breit  inachte  und  welche  aus  den  Gesetz-  und  Lehrbüchern 

*  Gesetze  vom  10,  brum.  an  V,  8.  flor.  an  XI,  30.  April  1806, 
10.  März  und  %%  December  1809,  11.  Juli  1810,  3.  Oktober  1811. 

^  Gefletae  Tom  17.  December  1814' und  3.  Juli  1840.  —  Unter  der 
Restouration  wurden  netfe  Einfuhrverbote  mit  den  Gesetzen  Tora  21.  De- 
cember 1814,  ae.  April  1816,  7.  Juni  1820,  17.  Mai  1826  erlaaeen. 


281 


der  nüchterne  Sinn  des  Volkes  vertrieben  hat,  im  Tarife  ihre 
letzte  Ruhestätte  gefunden  hätte. 

Einige  Beispiele  mögen  hier  als  Belege  dienen :  Die  Ge- 
würze (mit  Einsohluss  des  Badians  und  Safrans)  sind  in 
13  Tarifposten  mit  16  Unterabtheilungen  vertheilt,  das  Bau- 
und  Werkholz  in  11  Posten  mit  23  UnterabtheUungen ;  Steine 
und  Erden  mit  Einschluss  der  Steinarbeiten  in  18  Posten  mit 
31  Unterabtheilungen;  Eisen-  und  Eisenwaaren  sind  in  fol- 
gende Posten  und  Unterabtheilungen  zerstückt: 

ESsen  roh,  gewalzt  in  Stangen,  in  Blechen  und  zwar 
Schwarzblech,  Weissblech,  Eisendraht,  Stahl  in  Stangen 
(natürlicher  und  cementirter,  Oussstahl),  Stahlblech,  Stahl- 
draht, Brucheisen,  Ackerwerkzeuge,  und  zwar  Sensen, 
Sicheln^  andere.  Feilen  und  Raspeln,  gemeine,  feine  (von 
'VioQ  Metres  und  mehr  oder  you  geringerer  Länge);  andere 
Werkzeuge  von  Eisen  allein,  von  gestähltem  Eisen ^  von 
Stahl,  andere  Arbeiten  von  Gusseisen,  von  Schmiedeisen, 
von  Schwarz-  oder  Weissblech,  von  Stahl ^  Waffen  zum 
Armeegebrauche,  zur  Jagd  und  zur  Zierde,  zum  grossen 
Handel  und  überall  mit  Unterscheidung  der  blanken  und  der 
Feuerwaffen;  Messerschmiedarbeiten,  Metallgewebe ^  Nähna- 
deln, Angeln,  Stahlfedern,  Anker,  Ankerketten;  und  hiebei 
sind  noch  nicht  die  mannigfachen  Eisenwaaaren  begriffen, 
die  unter  die  Erämereiwaaren  fallen. 

Bei  Spiegeln  wird  unterschieden,  ob  sie  gross  oder  klein^ 
bei  ersteren,  ob  sie  belegt  oder  nicht  belegt  seien;  bei  den 
nicht  belegten  ist  der  Zoll  nach  mehreren  Abstufungen  be- 
messen ,  je  nachdem  sie  bis  50 ,  100 ,  200 ,  300  u.  s.  w.  Deci- 
metres  Oberfläche  haben,  bei  dm  belegten  wird  unterschie- 
den, ob  die  Dicke  3  Millimetres  und  mehr  oder  weniger 
betrage,  und  bei  jeder  der  hiedurch  entstehenden  Unterab- 
theUungen ist  der  Zoll  verschieden  je  nach  der  Grösse  der 
Oberfläche  abgestuft. 

Bei    den   Leinengamen    wird    beachtet^   ob  sie  einfach 
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gedreht ,  gezwirnt ,  gefftrbt  sind ;  die  beiden  ersten  sind  wie- 
der in  rohe  und  weissgemachte  untergetheilt  und  in  jeder 
der  dergestalt  entstandenen  5  Unterabtheilungen  ist  der  Zoll 
verschieden  bemessen ,  je  nachdem  6000,  12000,  24000, 
36000  oder  mehr  Metres  auf  das  Kilogramm  gehen. 

Ebenso  lästig  für  den  Verkehr  sind  die  vielen  Abstufun- 
gen in  den  Befugnissen  der  Aemter.  Wenige  und  diese  mei- 
stens nur  in  den  grossen  Seestädten  sind  zu  allen  Zollamts- 
handlungen ermächtigt;  einige  sind  in  der  Anweisung  ver- 
botener Waaren  zur  Durchfuhr,  andere  in  der  Verzollung 
ehemals  verboten  gewesener  Gegenstände  oder  von  Eolonial- 
waaren,  Oamen  u.  dgl.  beschränkt  Ein  weit  greifender 
Unterschied  ist  jener  zwischen  Aemtem,  welche  Waaren,.  die 
höher  als  20  Fr.  der  Quintal  belegt  sind ,  unbedingt  in  Ver- 
zollung nehmen  dürfen,  und  jenen ^  wo  diess  nicht  der  Fall 
ist  Bloss  die  Zollstätten  in  den  grössten  Seehäfen  können 
Erzeugnisse  der  französischen  Kolonien  zu  den  BegOnstigungs- 
zöllen  in  Behandlung  nehmen.  ^  Zahlreiche  Ausnahmen,  wenn 
gleich  meistens  im  Interesse  der  Erweiterung  des  Verkehrs, 
stören  vollends  alle  Einheit  und  Einfachheit  ^  und  das  Uebel 
ist  unabwendbar,  denn  ein  Tarif,  der  so  viele  und  sdiwer 
festzuhaltende  Unterabtheilungen  enthält,  kann  nicht  anders 
als  den  Verkehr  mit  allen  schwierigen  oder  wichtigen  Ge- 
genständen (was  meistens  auf  Eins  hinausläuft)  «uf  weni- 
gere Aemter  beschränken,  wo  man  im  Stande  ist^  mit  den 
nöthigen  Kenntnissen  und  ffilfsmitteln  ausgerüstete  Beamte 
hinzustellen. 

Lästig  fllr  den  Verkehr  und  gefahrbringend  für  den 
Staatsschatz  sind  die  vielen  Tarifposten,  wo  der  Werth 
entweder  die  Einheit  der  Zollbemessung  bildet  oder  doch 
bei  der  Zollbemessung  dadurch  von  Einfluss  ist^  dass  nach 
dem  Werthe  die  UnterabtheUung  des  Tarifes  bestimmt  wird, 

*  Gesetz  vom  28.  April  1816,  art.  20  und  22  und  vom  27.  März  1817. 
—  Gesetz  vom  8.  flor.  an  XI. 
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in  welche  die  Waare  zu  reihen  ist^  Der  Werth  ist  ein  zu 
schwer  zu  ermittelnder  und  zu  schwankender  Faktor,  als 
dass  er  TOn  den  Beamten  oder  selbst  Yon  den  beimZollyer- 
fkhren  mitwirkenden  Parteien  mit  Sicherheit  angegeben 
werden  könnte,  oft  fordert  auch  das  Geheimniss  der  vorzu- 
nehmenden Operation,  dass  der  wahre  Werth  verschwiegen 
bleibe.  Die  Forderung  der  Erklärung  des  Werthes  greift 
daher  zu  tief  in  das  kommerzielle  Interesse  ein.  Auch  ist 
die  Schwierigkeit  der  Ermittlung  der  Werihe  ein  weiteres 
Motiv ,  die  Verzollungen  auf  wenige  Aemter  zu  beschränken. 

Eine  letzte  Schwierigkeit  endlich  erwächst  durch  die 
vielen  beengenden  Bestimmungen,  in  welcher  Herrichtung 
oder  Verpackung,  in  welchen  Behältnissen,  auf  welchen 
Fahrzeugen  die  Waaren  eingeftLhrt  werden  sollen.  In  der 
Darstellung  der  Zollordnung  haben  wir  mehrere  dieser  Punkte 
berührt,  hier  ist  der  Bestimmung  zu  erwähnen,  dass  schwer 
unterscheidbare  Gegenstände,  z.  B.  Game  verschieden  belegter 
Feiubeitsnummem ,  nie  zusammengepackt  werden  dürfen. 
Wo  von  dieser  Beschränkung  abgesehen  wird ,  wie  bei  Klei- 
nigkeiten, welche  Reisende  zum  eigenen  Gebrauche  mit- 
bringen, ist  stets  der  höchste  der  für  die  verschiedenen  Ge- 
genstände verzeichneten  Zollsätze  anzuwenden. 

Seit  dem  Jahre  1834  zeigt  sich,  wenn  auch  mit  manchen 
Unterbrechungen,  in  den  Begierungskreisen  das  Bestreben 
der  Rückkehr  zu  einer  besseren,  dem  internationalen  Ver- 
kehre günstigeren  Bahn. 

Im  September  1834  wurde  eine  Enqu6te  wegen  Aufhe- 
bung der  meisten  und  wichtigsten  Einfuhrverbote  eingeleitet, 
am  2.  Juli  1836  wurden  echte  Bhawls,  Chinaextrakte,  Rhum, 

*  So  z.  B.  war  Sdiafwolle  vor  dem  Dekret  tooi  Januar  1856  nach 
dem  Werthe  belegt;  das  erwähnte  Dekret  hat  statt  der  Werths-  Gewichts- 
Zölle  eingerührt,  allein  es  unterscheidet  in  der  Belegung  zwischen  gemei-. 
ner  und  feiner  Wolle  und  nennt  gemeine  jene,  die  ungewaschen  nicht 
mehr  als  1 V,  Fr.  und  gewaschen  nicht  mehr  als  3  Fr.  das  Kilogr.  werth  ist. 
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Arak,  Tafia  und  einige  andere  minder  bedeutende  Erzeug- 
nisse zugelassen,  1841  verschwand  das  Einfuhrverbot  ftkr  rohe 
Kammwollgame,  1845  für  Leinenwaaren ,  1847  für  auss^- 
europäische  Seidengewebe,  in  demselben  Jahre  wurde  ein  neuer 
Gesetzentwurf  wegen  Aufhebung  vieler  Prohibitionen  einge- 
bracht Am  6.  Juni  1848  beseitigte  die  provisorische  Regie- 
rung das  Verbot  für  echte  Nankinge^  nicht  belegte  grosse 
Spiegel ,  raffinirten  Jod.  Die  Nationalversammlung  bestätigte 
nicht  nur  diese  Aufhebung ,  sondern  dehnte  sie  mit  dem  Ge- 
setze vom  28.  December  1848  auch  auf  Kochsalz  aus. 

Die  Regierung  Kaisers  Napoleon  m.,  schritt  muthig 
und  weise  in  der  neuen  Richtung  vor,  wenn  gleich  das, 
was  sie  bisher  gethan,  noch  wenig  im  Vergleiche  mit  dem 
ist,  was  noch  zu  thun  übrig  bleibt.  Dem  Principe  des  Schutzes 
der  einheimischen  Schififahrt  hat  sogar  die  kaiserliche  Re- 
gierung grösseren  Raum  als  jede  der  vorhergehenden  Re- 
gierungen eingeräumt,  offenbar  durch  den  Wunsch  bestimmt, 
der  sich  vergrOssernden  stattlichen  Kriegsmarine  durch  Schaf- 
fung einer  grossen  Handelsflotte  einen  steten  Zufluss  zu  sichern. 

Am  folgenreichsten,  wenn  auch  nicht  jetzt,  so  doch  für 
die  Zukunft,  verspricht  der  Gesetzesentwurf  zu  werden, 
welcher  am  10.  Juli  d.  J.  dem  gesetzgebenden  Körper  vor- 
gelegt, dessen  Berathung  jedoch  für  die  Session  des  nächsten 
Jahres  vorbehalten  worden  ist  Er  spricht  die  Aufhebung  ' 
der  noch  gegenwärtig  bestehenden  schutzzöllnerischen  Einfuhr- 
verbote aus.  Diese  umfassen:  Chemische  Produkte  nicht  be- 
sonders benannte,  Farbholzextrakte,  Krappextrakt  (Graran- 
cine),  China-  und  Rhabarbersalze,  Curcumae  gemahlene, 
Kaffeesurogate,  Seifen  gemeine,  Raffinatzucker  und  Syrup, 
Baumwollgame,  mit  Ausnahme  der  rohen  von  Nro.  14af  des 
metrischen  Systems  aufwärts,  Wollengame  (mit  Ausnahme 
der  rohen  Kammwollgarne),  Garne  aus  Thi^rhaaren,  mit 
Ausnahme  jener  aus  Rinds-,  Hunds-  und  gemeinen  Ziegen- 
haaren, BaumwoUwaaren ,  mit  Ausnahme  einiger  belgischer 
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ErzeugDiflse,  geklöppeller  Spitzen  und  der  Einfuhr  aus  Indien 
auf  Aranzösischen  Schiffen,  Leinenwaaren  mit  Baumwolle  ge- 
stickt, WoUwaaren  mit  Ausnahme  von  Teppichen,  Decken, 
Beuteltüchem,  Passementerien,  alle  Stoffe  aus  Pferdehaaren,  mit 
Ausnahme  d^  Hüte,  Siebböden,  Passementerien,  alle  europäi- 
sche Shawls,  die  meisten  andern  Waaren  aus  Thierhaaren,  alle 
Bobbinets,  alle  Eblbseidenwaaren  und  reichen  Stoffe,  alle  Bast- 
waaren ,  mit  Ausnahme  einiger  groben  Artikeln  aus  Palmbast, 
Kleidungen  und  Putzwaaren,  die  meisten  Leder-  und  Pelzwaa- 
ren ,  alles  Geschirr  aus  terra  cotta  und  Steingut  (grte  fin) ,  Glas- 
waaren  nicht  besonders  benannte,  feine  Drechsler-  (Tabletterie-) 
Waaren  mit  Ausnahme  der  Kämme  aus  Elfenbein  und  Schild- 
patt und  der  Billardkugeln,  Gusseisen  in  Stücken  unter  15 
Kilogramm,  Schmiedeeisen  in  Luppen,  Messingdraht  polirter, 
Messerschmied  waaren,  Waaren,  nicht  besonders  benannte  aus 
Stahl,  Elisen,  Kupfer  und  Kupferlegirungen,  Zink  und  Zinn, 
plattirte  Waaren,  Arbeiten  aus  BergkrjstiJl ,  Personen wageu. 
Die  Zölle,  die  an  die  Stelle  der  Verbote  treten  sollen, 
sind  noch  hoch^  ja  überaus  hoch  und  wurden  durch  einen 
nachträglichen  Antrag  noch  über  das  ursprünglich  beab- 
sichtigte Maass  erhöht.  Sie  sollen  nach  der  Ansicht  der 
Regierung  einerseits  den  ZoU  in  sich  .enthalten,  der  in 
Frankreich  für  die  im  Erzeugnisse  enthaltenen  Rohstoffe 
zu  entrichten  ist,  und  andererseits  noch  darüber  hinaus 
der  Fabrikation  einen  Schutz  von  30%  des  Werthes  der 
Waaren  gewähren ,  und  sie  gehen  in  Wirklichkeit  noch  weit 
über  dieses  Mass  hinaus.^    Sie  stellen  für  die  Waaren  des 

*  Nach  den  Angaben  der  Motive  des  Entwurfes  betrag  in  Algier,  wo 
für  Baumwollen-  und  WoUenwaaren  die  Zölle  des  Entwurfes  seit  1843 
in  Anwendung  waren,  die  Einfuhr  fremder  Baum  wollen  waaren  nicht  IVo 
und  fremder  WoUenwaaren  nicht  10%  der  Einfuhr  franzosischer  Waaren, 
und  die  Einfuhr  von  Steingut  aus  Belgien,  für  welches  seit  dem  Vertrage 
vom  27.  Februar  1854  die  Zölle  des  Entwurfes  bestehen,  betrug  bis  zum  Er- 
scheinen  des  Entwurfes  539  Kilogramm.  Vgl.  auch  den  Brief  des  bekannten 
Drackwaarenfiabrikanten  J.  DoltoBß  im  Journal  des  IHbats  vom  16.  Juni  1866. 
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groBsen  HandebTerkebra  einen  Schutz  ron  mehr  als  100% 
dar,  und  dieTarifirung  selbst  bietet  alle  die  Fehler,  welche 
wir  oben  an  dem  französischen  Tarife  gerügt  haben,  allao- 
viele  und  schwierige  Untertheilungen,  allzugrosse  Berück- 
sichtigung der  Werthsangaben ,  allzubeschrftnkende  Vorschrif- 
ten über  die  Verpackung  der  Waaren ;  allein  ein  Princip  wird 
ttberwund^i,  welches  bisher  jeder  Verbesserung  als  Schranke 
entgegenstand ,  und  dem  Fortschritte  ist  freie  Bahn  gebrochen. 

Die  Aufregung  der  zahlreichen  Anhänger  des  absolu- 
ten Zollschutzes,  welche  jener  Entwurf  hervorgerufen,  ist 
daher  wohl  begreiflich.  Die  Versammlungen:  der  Departe- 
mentsräthe,  deren  Begutachtung  der  Entwurf  unteraogen 
wurde,  erklärten  sich  in  der  Mehrzahl  gegen  daMdben, 
die  Geschäftsstockung  —  die  während  dieser  Beratfanngen 
eintrat  —  wiewohl  nichts  als  ein  Rückschlag  der  fieber- 
haften Thätigkeit  der  nächstvorangegangenen  Zeit,  wnrde 
ebenfalls  als  eine  Wafib  gegen  die  Einführung  eines  freieren 
Zollsystems  benutzt  und  so  kam  es,  dass  selbst  die  so  starke 
und  feste  kaiserliche  Regierung  zu  der  Erklämng  im  Moni- 
teur  vom  17.  Oktober  1856  veranlasst  wurde,  die  Aufhebung 
der  Prohibition  werde  jeden&Us  erst  mit  1.  Juli  1861  in 
Wirksamkeit  treten,  in  diesem  Sinne  sei  der  zur  neuerlichen 
Vorlage  an  die  gesetzgebenden  Körper  bestimmte  Ghssetzes- 
Torschlag  abgeändert  worden. 

Unter  den  bisherigen  Verfügungen  der  kaiiterlichen  Re- 
gierung im  Sinne  der  Tarifreform  verdienen  folgende  hervor- 
gehoben zu  werden: 

Am  22.  September  1864  fiel  das  Einfohrverbot  für  nicht 
besonders  tarifirte  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten,  am  17.  Ok- 
tober 1855  jenes  für  Seefische,  am  5.  November  1856  für 
gefSBürbte  Wollengame. 

Der  Schutz  der  agricolen  und  montanistischen  Urerzeu- 
gung  hat  unter  der  Regierung  Louis  Napoleons  zum  grossen 
Theil  aufgehört   Die  mittelmässigen  Ernten  und  die  Trauben- 
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kraDkheit  'ndtfugten  die  Einfuhr  von  Getreide  ganz  frei  zu 
geben,  jene  TOn  Wein  und  gebrannten  geistigen  Flüssig- 
keiten, Hölaenfrüchten ,  Reis,  Hirse,  Graupen,  auf  ein  Mini- 
mam  an  Zoll  zurückzufbhren.  Zwar  sind  diese  Verfügungen 
ausdrOcklich  als  TOrübergehende  bezeichnet  und  die  Zollfrei- 
heil  ist  stets  nur  auf  ein  Jahr ,  zuletzt  mit  dem  Dekrete  vom 
8.  September  1856  bis  Ende  1857  bewilligt  worden,  allein 
der  Nutzen  dieser  freisinnigen  Gesetzgebung  hat  sich  zu  au- 
genfiUlig  herausgestellt,  als  dass  ein  Rückgang  auf  das  alte 
System  mit  seinen  hohen  und  reränderlichen  Sätzen  und 
eventueUen  BinAihrverboten  noch  möglich  wäre.^ 

Auch  die  Ausfuhrverbote  in  Zeiten  der  Theurung,  die 
ekik  gegenwärtig  sogar  auf  Kastanien  und  Eastanieomehl 
erstrecken ,  dürften  allgemach  der  Ueberzeugung  ihrer  Nutz- 
losigkeit weichen.  HiefÜr  spricht  auch  der  folgerechte  Gang 
der  gegenwärtigen  Regierung  ^  die  seit  ihrem  Bestände  auf 
Ermässigung  der  Zölle  für  die  Rohstoffe  der  Industrie  und 
die  Verzehrungs- Gegenstände  der  Massen  hinwirkt. 

Durch  das  Dekret  Tom  22^  November  1853  wurden  die 


'  Vor  den  gegenwärtigen  Ammabmageaetien  war  der  Verkehr  über 
die  Zolllinie  mit  Cerea]ien  (Qetrdde  und  Mehl)  nach  den  Gesetzen  Tom 
16.  Joü  1819,  15.  Apnl  1832  und  26.  April  1833  auf  folgende  Weise 
geregelt:  Es  bestanden  keine  Einfubr-  und  Ausführverbote,  allein  der 
EbBTohrsoH  stieg  und  der  Ausfuhrzoll  fiel  in  dem  Masse,  als  der  Preis 
des  Getreides  in  Frankreich  unter  ein  gewisses  Maximum  fiel,  und  um- 
gekehrt fiel  der  Einfuhrzoll  und  stieg  der  Ausfuhrzoll  in  dem  Masse,  als 
jener  Getreidepreis  Über  jenes  Maximum  sich  erhob.  Dieses  Maximum 
war  aber. nicht  für  ganz  Frankreich  dasselbe,  sondern  die  Grenzdeparte- 
manta  waren  in  4  Klassen,  je  nach  der  gewöhnlichen  Höhe  der  Ge- 
treideprelse eingetheilt,  und  das  Maximum  wurde  für  jede  Klasse  ge- 
sondert bestimmt  Es  wurden  auch  nicht  die  Preise  aller  Getreide-  und 
Mehlarten,  sondern  lediglich  jene  des  Weizens  ermittelt  Nach  den  durch 
dicM  Preise  bestimmten  Zöllen  des  Walzens  richten  sich  in  einem  gege- 
benen konstanten  Verhältnisse  die  Zölle  aller  andern  Getreide  und  alles 
Mehls.  So  lange  die  Preise  nicht  allzuhoch  standen,  wurde  auch  die 
franzöBiBehe  Schiflfahrt  durch  einen  Differentialzoll  von  1  Fr.  25  Cent  für 
den  Heetolitre  des  auf  fremden  SchiflSen  eingeführten  Weizens  geschützt 


zolle  auf  Roh  und  Schmiededsen^  Stahl  und  Kohlen  herab- 
gesetzt, die  Dekrete  vom  19.  August  1854  und  16.  Juli  1855 
sprachen  für  eine  grosse  Reihe  von  Rohstoffen  >  Hilfismateria- 
lien,  Gegenständen  des  Grenzverkehrs  unbedingt  oder  doch 
in  der  Beschränkung  auf  die  EinAikr  zu  Lande  oder  aus  den 
Ursprungsländern  auf  französischen  Schiffen  die  Zollfreiheit 
aus;  zwei  Dekrete  vom  18.  November  1854  gewährten  ge- 
wissen Elisenbahnen  für  einige  Zeit  die  Einfuhr  von  Schienen 
und  Eisenblechen  gegen  einen  Zoll,  welcher  der  Differenz 
zwischen  den  französischen  und  englischen  Marktpreisen 
gleichkommt,  und  ermässigten  die  Zölle  auf  Oele,  E^tte, 
Oelsaat,  Fettwaaren.  Die  fremden  Waaren  auf  der  Pariser 
Ausstellung,  welche  in  die  Reihe  d«r  ver'botenen  gehören, 
wurden  gegen  einen  Zoll  von  20%  des  Werthes  zugelassen, 
die  gleiche  Zulassung  wurde  für  die  auf  feindlichen  Schiffen 
genommenen  Waaren  (Prisengüter)  ausgesprochen.  Letztere 
unterliegen  stets  nur  den  Gebühren  für  die  auf  französischen 
Schiffen  eingebrachten  Waaren.  Ein  Dekret  vom  27.  Februar 
1856  ermässigte  bleibend  den  Zoll  auf  Eisenbahnschienen 
fElr  alle  Unternehmungen,  ivelche  in  die  Lage  kommen,  den 
Schienenweg  schnell  oder  vor  der  durch  das  Gesetz  ihnen 
vorgezeichneten  Frist  erneuen  zu  müssen.  —  Zwei  Dekrete 
vom  29.  August  und  17.  Oktober  1855  zertrümmerten  das  ganze 
stolze  Gebäude  des  Schutz-  und  Prohibitivsystems  hinsichts  der 
Werkzeuge,  Maschinen,  Wasserfahrzeuga  —  Das  Gesetz  vom 
26.  Juli  1856  gewährte  den  meisten  dieser  Verfügungen  die  blei- 
bende Dauer  und  die  Sanction  aller  gesetzgebenden  Gewalten. 
Neben  und  ausser  diesen  Erlässen  erweiterten  und  ver- 
grösserten  noch  eine  grosse  Zahl^  wenn  auch  minder  um- 
fassender Verfügungen,  den  begonnenen  Riss.  Frankreichs 
Tarif  zählt  jetzt  mehr  zollfreie  Artikel ,  als  selbst  jener  Oest- 
reichs  und  des  Zollvereins.* 

*  Anmerkung.    £0  wurden  seit  der  Napoleoniscben  Regierung  die 
Zölle  auf  Oelsaaten  (auch  Oliven  friache,  Erdnüflse,  Baumwolle  in  Hälsen), 
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Alleia    noch    gegenwärtig  zahlen  selbst  in  der  begün- 
stigten Einfuhr:   Teigwerk   20  Fr.,   Hopfen   45   Fr.,   Hanf 

Oele,  Fette,  Wallrath,  Wachs,  Stearinsäure,  Kerzen,  Runkelriiben,  Eisen 
und  andere  Metalle,  auch  Packfong ,  Eisenplatten  und  Eisenröhre,  Sensen, 
Feilen,  Raspeln,  Sägen  und  «aäere  Werkzeuge,  EAnnen  eiserne  mit  Stahl- 
spitzen, Draibgewebe,  Maschinen,  Steinkohlen  und  Cokes,  Quecksilber. 
Kalk,  Marmor  und  andere  Steine  fürBildhauerarbeit^n,  Schleifsteine,  Saflor, 
Senfkörner,  Sämereien,  Kleien,  Hopfen,  Weine  und  Branntweine,  Getreide 
und  Hülsenfrüchte,  Reis,  Cacao,  Carobben,  Weinbeeren,  getrocknete,  Blät- 
ter und  Rinden  zum  Arznei-  und  Parfnmeriegebrauche,  Kampfer,  Rhabar^ 
ber,  Querdtron,  Gerberinde  gemahlen,  Fustet,  Schmack,  Kochenille,  Krapp- 
wurzeln, Sago,  Salep,  Honig,  Mandeln  in  Schalen,  Kastanien  und  Nüsse^ 
Flammenruss,  Steinöl,  Theer  und  Theeröl,  Werkholz,  Korkholz,  Spart- 
gras,  Häute  und  Felle,  Schafwolle,  Haare,  Schreibfedern,  Rindvieh,  fri- 
sches und  gesalzenes  Fleisch,  Seidenabfälle,  Kamm  Wollgarne,  kohlensaures, 
salpetersaures  und  schwefelsaures  Natron  und  Kali,  chlorsaures  Kali^ 
Ultramarin,  Jod,  Jodkali,  Schleifsteine,  Leder,  Arbeiten  aus  Kautschuk 
und  Guttapercha,  Seilerwaaren  aus  Cocosnussfasem  und  Spartgras, 
Fische,  marinirte  und  in  Oel  eingelegte,  Korbflechtwaaren,  Zucker- 
melasse gegen  Nachweisung  der  Verwendung  zur  besteuerten  Branntwein- 
erzeugnng^  bedeutend  ermässigt;  und  es  wurden  vom  Zolle  entweder 
allgemein  oder  doch  in  der  Einfuhr  befreit: 

a)  Allgemein  ohne  Rücksicht  auf  Ursprung  und  Transportweise  oder 
nur  mit  Ausschluss  des  Transportes  auf  fremden  Schiffen : 

Erze,  Metallabfälle,  Gold-  und  Silberkrätze,  Arsenik,  Spiessglanz, 
Nickel-  und  Kobaltmetall ,  Braunstein,  Graphit,  Zinkozyd  graues  (Tutie), 
Zinn-,  Kobalt-  und  Kupferoxyde,  Kobaltsalze,  Ocker,  Colcothar,  Eisen- 
beitze,  Trippel-  und  Walkererde,  Thonerden  aller  Art,  Kreide  und  weisse 
Erde  (groison),  Mineralschwarz,  Flnssspath,  Schwerspath,  Cölestin,  Talk, 
Mergel,  Sand,  Asphalt,  Bau-,  Bruch-  und  Pflaster-,  Mühl-  und  Wetz-, 
IVofoier-  und  Feuersteine,  Kalkstein,  roh.  Steine  und  Erden  nicht  beson- 
ders benannte,  Agat  und  Jaspis,  Bernstein ,'Bergkry8talle  und  Edelsteine, 
roh,  Perlen,  echte. 

Böcke,  Ziegen  und  Kitze,  Hunde,  Wüdpret,  Geflügel,  Süsswasser- 
fiflche,  frische,  Vipern,  Schnecken,  Schildkröten,  Bienenstöcke,  Blutegel, 
K^leraaseln,  Seiden wurmeier ,  Seidencocons ,  Thiere  nicht  besonders  be- 
nannte, Eier,  Milch,  Laab,  Blasen,  Därme,  Sehnen,  Hasen-  und  Kanin- 
chenfelle, Menschenhaare,  Borsten,  Blackfischbein,*  WeiMfischschuppen, 
Bezoarsteine ,  Krebsaugen,  Elenfüsse. 

Fichtenharz,   Pech,    Schifflcim,    Gerberinden,  ungemalen,   Süssholz- 

wurzeln,  Cactusfeigen,  Wachholder-  und  Heidelbeeren,  Waid  und  Wau, 

Färbeginster  und  Färberöthe,  Scharlachbeeren,  Citronen-  und  Orangen- 

schalen,  griine  Nusssdialen ,  Kürbissschalen  (Calebassen),  leere,  Wermuth, 

Hock,  Pinanzvcrwnltung  Fronkreichs.  1 9 
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UDgehechelt  8  Fr.^  gehechelt  15  Fr.,  Erappwurzeln  frische 
5  Pr.,  getrocknet  10  Fr.,  gemahlen  30  Fr.,  Baumwolle,  je  nach 
den  Ursprungsländern  10  —  25  Fr.  vom  metrischen  Quintal, 
rohe  Schafwolle  ist  ungewaschen  mit  5  —  20,  gewaschen  mit 
10— 37V2  Fr.  für  100  Kilogramm,  gehechelte  mit  30%  vom 
Werthe,  gefärbte  mit  300  Fr.  vom  Quintal  belegt,  und  die 

Epheu-  nnd  Orangenblätter  und  -Stängel^  Lavendel-  und  P^meransen- 
blüthen,  auch  gesalzen,  Warmsaamen,  Schilf,  Schilfrohr,  Binsen,  Flech- 
ten und  Moose,  Schachtelhalm,  Linden-  und  Seidelbast,  Wicken,  Obst, 
frisches  nicht  besonders  benanntes,  Aepfel-  und  Bimenmuss,  Gemüse, 
frische,  Futterkräuter,  Gras,  Heu,  Stroh,  Häckerling,  Laubstreu,  Pflan- 
zen,  lebende  und  Setzlinge,  AsphodillknoUen,  Knoblauch^  Zwiebeln,  Holx^ 
schwamm,  Hirschbrunst,  essbare  Schwämme  und  Trüffeln,  Hexenmehl, 
Kardendisteln,  Berberitzen- und  Fustetholz,  Brennholz,  Holzkohlen,  Torf- 
und Torfkohlen,  Peitschenstöcke  und  ähnliche  roh  vorgearbeitete  Stiele, 
Masten  und  Spieren,  Weidenruthen,  Besen,  frische,  Wurzeln  und  Halme 
zu  Bürsten  und  Besen,  Kussholz  in  Bohlen  und  Blöcken  von  mehr  als 
27  MUlimetres  Dicke. 

Asche,  vegetabilische,  Bier-  und  Weinhefe,  Lumpen,  Seidenabfalle, 
ungehechelte,  ScheerwoUe,  Zupfwolle  und  andere  Gamabf&lle,  Oelkuchen, 
Oel-  und  Weintrester,  Traber,  Weingeläger  (Weinstein,  roher),  Loh- 
kuchen, Leimleder,  Bruchglas,  Wachsabfälle ,  Hirschhorn-  und  Elfenbein- 
späne, Dünger  (auch  Thierblut  und  Knochenkohle). 

Sammlungen  wissenschaftliche  von  nicht  zum  Handel  gehörigen  Ge- 
genständen, Materialien  zum  Schiffbau  (Eisen,  Holz,  Leinwand,  Hanf, 
Theer  u.  dgl.)  gegen  Nachweisung  der  Vei-wendung. 

b)  Aus  den  Ursprungsländern  auf  französischen  Schiffien : 

Zinn  und  Wismuth  dann  Borax',  roh,  ostindisches,  Elfenbein,  Schild- 
krötenschalen,  Perlmutter  und  andei^  Muschelschalen ,  Cocusnüsse,  Zucker- 
melassen  zur  Weingeisterzeugüng,  Amomen  und  Cai*damomen,  Rohrcaaaie^ 
Gummen  und  aussereuropäische  Harze  und  eingedickte  Püanzensafte,  roher 
Kautschuk  und  Guttapercha,  Wurzeln,  Hölzer,  Rinden,  Blätter,  Blüthen 
und  Früchte,  nicht  besonders  benannte,  zum  Arznei-  und  ParfÜmeri^ie- 
brauche,  Farbholz  in  Blöcken,  Rohre,  edlere,  Curcumä wurzeln,  indisdie^ 
Myrobolanen,  Tamarinden,  Dividivi  und  andere  Färbeschoten,  Gall&pfeL^ 
Yalkmea,  äsfflor,  Sennesblätter  und  -Beeren,  Cateebu,  Guano. 

c)  Aus  den  französchen  Kolonien  und  (selbstredend)  auf  franaösiaeh6& 
Schiffen: 

Obst,  eingekochtes  oder  sonst  oonservirtes,  CJitrojiensäare  unter  35* 
oder  mit  Kalk  gemischt.  Orangen-  und  andere  Pflanzensäfte,  Branntwem 
aus  Zuckermelasse,  Liquenre,   Vanille,  Werkholz;  Baumwolle,  Koehsals. 
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Beispiele  solcher  unYerhftlküssmfissig  hoher  Belegung  lassen 
sich  leicht  vermehren. 

Aach  bei  den  Eonsiuntionsgegenständen  und  Manu&kten 
sind  Zölle  von  95  Fr.  ftlr  100  Kilogramm  Kaffee,  150  — 
500  Fr.  für  100  Kilogramm  Thee,  von  1600—20,000  Fr.  für 
das  Quintal  Seidenwaaren  u.  dgl.  nicht  eben  geeignet,  den 
Reiz  des  Schmuggels  zu  vermindem  und  einen  verlässlichen 
Zollschutz  herzustellen.  — 

Schon  im  Tarif  ist  bestimmt,  welcher  Zoll  für  die  Ein- 
fuhr aus  den  Ursprungsländern,  aus  andern  aussereurop&i- 
sehen  Gegenden  oder  aus  Europa  auf  französischen  Schiffen, 
welcher  in  d^r  Einfuhr  auf  fremden  Schiffen  oder  zu  Lande 
zu  entrichten  ist  Die  Gebühr  steigt  meistens  nach  der  hier 
erwähnten  Stufenleiter. 

In  der  B;egel  ist  in  den  beiden  letzten  Fällen  der  Zoll- 
satz für  Waaren  aussereuropäischen  Ursprungs,  falls  sie  nicht 
höher  als  mit  50  Fr.  belegt  sind,  um  10%,  und  fblls  sie  mit 
50  —  300  Fr.  für  den  Quintal  belegt  sind ,  um  5  %  höher 
als  im  ungünstigsten  Falle  der  Einfuhr  auf  firanzösischen 
Schiffen,^  und  es  haben  die  Ausnahmen  einer  noch  grösseren 
Differenz  zu  Ungunsten  der  fremden  Schiffe  gerade  in  den 
letzten  Jahren  eich  sehr  gehäuft.  So  z.  B.  sind  nach  dem 
bereits  angeführten  Dekrete  vom  19.  August  1854  die  exo- 
tischen Färb-  und  die  aromatischen  Hölzer,  Schilfe  und  Rohre, 
Schellak  und  andere  Gummen  und  Harze  auf  französischen 
Schiffen  aus  aussereuropäischen  Häfen  eingeführt  frei ,  aus 
europäischen  Häfen  zahlen  sie  5,  10,  30,  10  und  beziehungs- 
weise 20  Fr.,  auf  fremden  Schiffen  oder  zu  Lande  einge- 
l»aGbt,  entKchten  sie  6,  15,  40,  15,  80  Fr.  Auch  eine 
andere  Begünstigung  des  französischen  alten  Tarifs,  jene  eines 
20prooentig6ti  Nachlasses  für  alle  Naturerzeugnisse,  die  aus 
Gegenden  jenseits  der  Sundainsehi  (3®  nördlicher  Breite  und 
106  ö  östKcher»  Länge)  auf  französischen  Schiffen  eingeführt 

*  Gesetz  vom  28.  April  1616  nud  27.  März  1817. 
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werdend  erscheint  aufrecht  erhalten.  Es  ist  klar,  dass  einen 
grossen  Theil  aller  dieser  Unterschiede  im  Zolle  die  fran- 
zösische Industrie  der  französischen  Scbiffiiährt  in  der  Fracht 
bezahlen  muss. 

Die  Begünstigung  fbr  die  Einfuhr  auf  französischen 
Schüfen  aus  den  Ursprungsländern  ist  auf  die  direkte  Fahrt 
beschränkt;  doch  ist  nicht  untersagt,  unter  Aufsicht  und 
gegen  Bestätigung  der  Eonsularbehörden  einen  Theil  der 
Ladung  in  andern  Häfen  zu  löschen  und  aus  diesen  eine 
neue  Ladung  aufzunehmen ,  falls  diese  nur  nicht  in  Waaren 
gleicher  Art  mit  den  in  den  Kolonien  geladenen  besteht 
Wenn  ein  fremdes  Schiff  von  einem  französischen,  das 
Schiffbruch  gelitten,  Waaren  tibernimmt  und  nach  Frank- 
reich bringt,  und  das  betreffende  Eonsularamt  bestätigt, 
dass  kein  französisches  zu  bekommen  und  zum  Transport 
der  Waaren  nach  Frankreich  bereit  gewesen,  so  wird  die 
Waare  verzollt  als  ob  sie  auf  nationalen  Schiffen  einge- 
troffen wäre.'-^ 

Besondere  Begünstigungen  bestehen  1^  einige  Erzeug- 
nisse Sardiniens,  Belgiens  und  der  Niederlande,  in  Folge 
der  mit  diesen  Staaten  bestehenden  Handelsverträge.^ 

Der  Zoll  ist  bei  Waaren,  die  nicht  höher  als  40  Fr. 
der  Quintal  belegt  sind^  nach  dem  Rohgewichte,  sonst  nach 
dem   Nettogewichte  bemessen.     Gtemengte   Waaren   zahlen 

■ 

den  Zoll  nach  dem  höchst  belegten  ihrer  Bestandiheile. 
Waaren ,  die  im  Tarif  nicht  besonders  genannt  sind ,  unter- 
liegen der  Gebühr  der  am  meisten  verwandten  Waare;  sie 
dürfen  nur  über  Hauptzollämter  eintreten.  Ueber  das  Ge- 
bührenausmass  entscheidet  der  Moment  der  ersten  Eintragung 
der  Waarenerklärung  in  die  Amtsregister^  und  bei  Waaren^ 

*  Gesetz  vom  2.  Juli  1836  und  6.  Mai  1841. 

^  Cirk.  vom  31.  Januar  1836 ,  Ministerialen tdcheidun^  vom  16.  Janu&r 
nnd  20.  April  1854. 

'  Vergl.  den  Atochnitt  4  dieses  Kapitels. 
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die  in  einem  Entrepöt  an  der  Grenze  liegen,  der  Zeitpunkt 
der  Herausnahme  Behufs  der  Verzollung. 

Das  System  der  Ausfuhr  ist  bei  weitem  einlacher. 
In  der  Regel  beträgt  seit  dem  Gesetze  vom  6.  Mai  1841  der 
Ausftihrzoll  25  Cent,  für  100  Kilogramm  des  Rohgewichtes  oder 
y^%  vom  Werthe  der  wenigen  nach  dem  Werthe  belegten 
Waaren.  Es  gibt  sehr  wenige  mit  prohibitiven  Ausfuhrzöllen 
belegte  oder  in  der  Ausfuhr  verbotene  Waaren.  In  die 
erste  Reihe  gehören :  rohe  Häute  und  Felle,  Thierhaare,  thie- 
rifiche  Kohle,  Knochen  und  Klauen,  Homer,  Blut,  Dünger 
(mit  Ausnahme  der  poudrette),  Nussholz  roh  und  Gewehr- 
schftfte  aus  demselben,  Werkholz  anderes  in  der  Ausfuhr 
zur  See,  Masten  und  Spieren,  Seeschilfe  undienstfähige  (zum 
Abbruch),  Karden,  Oelkuchen  (auch  von  Baunjwollkömern), 
luigesponnene  Seidenabfalle  ^  Mühl-  und  grössere  Schleifsteine, 
und  sonderbar  genug,  Garn  zur  Linonfabrikation  (mulquinerie), 
dann  Waffen ^  Munition,  Schwefel^  salpetersaures  Kali  und  sal- 
I)etersaures  Natron  in  Kriegszeiten,  Getreide,  Mehl,  Kartoffeln, 
Hülsenfrüchte  in  Zeiten  der  Theurung;  in  die  letzte  Hadern 
und  Papiermasse,  Hau  tabfälle  bei  der  Lohgerberei,  Gerberinden, 
Eisenerze,  und  in  vielen  Richtungen  Brennholz ,  Holzstangen 
(perches),  Holzkohle,  unausgelaugte  Holzasche.  —  Auch  die 
Zahl  der  in  der  Ausfuhr  freien  Waaren  ist  auffallend  klein.  ^ 

In  der  Ein-  und  Ausfuhr ^  jedoch  nicht  aus  ZoUrUck- 
sichten,  sind  verboten;  Wild  ausser  der  Jagdzeit^  verbotene 
Bücher,  verbotene  Waffen,  Waffen  und  Munition  von  Form 
und  Kaliber  der  im  Heere  üblichen.^  Besondem  Beschrän- 
kungen und  Kontrollen  unterliegt  der  Verkehr  mit  Büchern, 
Stichen,  gravirten  Platten,  Abklatschen  u.  dgl. 

*  Es  gehören  hieher:  Pferde,  Blutegel,  Fische,  Ziegeohaare angoriflche, 
Seide  rohe,  Poadrette,  Kreide,  Sand,  Kallc  gelöschter,  Bruchsteine  roh, 
Hammerschlag:,  Tischlerholz,  Kochsalz,  Krapp  und  Garandn,  Seeschiffe 
dienstfähige.  Alle  diese  Befreiungen  mit  Ausnahme  jener  für  Fische  sind 
der  gegenwärtigen  Regierung  zu  verdanken. 

*  Ord.   vom  24.  Juli  1816.  —  Gesetz  vom  9.  Februar  1832. 
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Die  Durchfuhrzölle  wurden  durch  "das  Gesetz  vom 
9.  Jtni  1845  gänzlich  aufgehoben.  Höchstens  könnten  die 
sogenannten  Wiederausfuhrgebühren  mit  25  Cent  für  100 
Kilogramm  oder  15  Cent  fbr  100  Fr.  des  Werthes  der  aus 
französischen  Häfen  und  Niederlagen  unverzollt  wieder  aus- 
tretenden fremden  Waaren  als  ein  Rest  derselben  betrachtet 
werden.  Durchfuhrverbote  bestehen  blos  für  lebende  Thiere, 
frische  Fische,  frisches  Fleisch,  Lumpen,  ledig  yerführte 
Waaren,  mehrere  Flüssigkeiten,  Zuckerraffinate,  Konfitüren, 
Wagen,  Waifen,  Schiesspulver,  Nachdrücke,  und  selbst  Yon 
dies^i  ist  der  Mehrzahl  für  gewisse  kurze  Strassenstrecken 
die  Durchfuhr  gestattet  Der  Unterschied  der  in  der  Einführ 
erlaubten  und  der  yerbotenen  Waaren  macht  sich  für  die 
Durchfuhr  nur  in  der  sorgfältigeren  Verwahrung,  der  stren- 
geren Ueberwachung  der  letzteren ,  und  in  der  Beschränkung 
ihrer  Durchfuhrsstrassen  geltend.  Eben  so  erscheint  der  Durch- 
zug der  Kolonialwaaren  in  der  Richtung  von  der  Land-  zur 
Seegrenze  erschwert,  wiewohl  die  Handelsverträge  mit  Hol- 
land und  Belgien  und  die  Eisenbahnen  auch  hierin  die  Schran' 
ken  des  alten  Systems  grossentheils  niedei^riBsen  haben.  ^ 

Die  Zollgebühren  unterliegen  in  der  Regel  dem  doppel- 
ten 10%  Zuschlag,  nur  dieNebengebühren,  die  Konsum- 
tionsabgaben für  Salz  und  die  Lizenzgebühr  für  Tabak  sind 
ihm  nicht  unterworfen. 

Die  bedingten  Zollbefreiungen  für  im  AUgemeinen 

'  Es  betrug  die  Durchfuhr  (durch  grössere  Strecken): 

1854  •  1855 

Menge  Werth  Menge  Werth 

Teusd.  Dietr.  Quint:       Hill.  Fr.  Tausd.  metr.  Quint.       MiU.  Fr. 

733  371  760  375 

Hierunter  erscheint  der  Verkehr  in  den  Entrepöts  mit  jenen  Waaren^ 
welche  ohne  weiter  Frankreich  zu  paasiren,  wieder  ina  Ausland  zurück- 
gehen, nicht  begriffen,  wiewohl  dieser  Verkehr  allerdings  als  eine  Durch* 
führ  betrachtet  werden  könnte.  Von  welchem  Umfange  dieser  Verkehr  sei, 
kann  daraus  geschlossen  werden,  dass  1854  mehr  als  13,8  Millionen  metr. 
Quintal  Waaren  im  Werthe  von  711  Millionen  Fr.  eingelagert  wurden. 
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zollpflichtige  Gegenstände  sind  auf  das  engste  Mass  zurQck- 
geführt:  Die  Transportmittel  sind  nicht  zollfrei,  sondern 
es  muss  ihre  Rückführung  über  die  Zolllinie  sicherg^tellt 
oder  sonst  wahrscheinlich  gemacht  sein.^  Es  besteht  eine 
sehr  weitläufige  Instruktion  vom  22.  September  1840,  offen- 
bar von  einem  grossen  Pferdekenner  yerfasst,  auf  welche 
Weise  die  eintretenden  Pferde  Behufs  ihrer  Wiedererkennung 
bei  der  Ausfuhr  beschrieben  werden  sollen.  Emballagen 
werden  in  der  Regel  mit  ihrem  Inhalte  verzollt,  doch  gibt 
es  nur  allzuzahlreiche  Ausnahmen ,  wo  sie  gesondert  erklärt 
und  vergebührt  werden  müssen.  So  alle  gläserne,  irdene, 
metallene  Gef&sse,  die  Schläuche,  Koffers,  Eisten  von  Weiss- 
blech, neue  Getreidesäcke,  ja  selbst  die  eisernen  Bänder  der 
Gamballen,  und  die  Suronen,  worin  Indigo,  Eochenille, 
Zimmt  verpackt  zu  werden  pflegen ,  falls  sie  noch  als  brauch- 
bar sich  darstellen.^ 

Reisende  und  Einwanderer  gemessen  der  Zollfireiheit 
nur  für  die  alten  gebrauchten  Effekten;  die  einzige  Gunst, 
dxQ  ihnen  das  Gesetz  hinsichts  der  neuen  einräumt,  ist  die 
Gestattung  der  ausnahmsweisen  Verzollung  der  neuen  Ge- 
genstände ihres  Gebrauches  und  einiger  »objets  de  fantaisie,<( 
auch  wenn  sie  in  die  Reihe  der  verbotenen  Waaren  gehö- 
ren; die  Gebühr  wird  im  letzteren  Falle  mit  30%  des  Wer- 
thes  bemessen.' 

Die  zollfreie  Ein-  und  Ausflihr  der  Früchte  der  durch 
den  Grenzzug  getrennten  Grundstücke  ist  nur  dort  gestattet, 
wo  Staatsverträge  oder  altes  Herkommen  in  Mitte  liegen.  *  — 
Vom  Vieh,  das  über  die  Zolllinie  zur  Weide  geführt  wird, 

•  RegL  vom  18.  Juni  1846. 

*Cirk.  vom  12.  Juni  1818,  Admin.-Dekr.  vom  10.  August  1823, 
18.  Mai  und  1.  Juli  1836,  5.  Mai  1837,  12.  März  1840,  27.  August  1841, 
9.  Februar  1842,  17.  Februar  und  5.  August  1846. 

•  Ord.  vom  2.  Juni  1834,  Qesete  vom  2.  Juli  1836,  Cirk.  vom 
9.  Januar,  28.  Juni  und  8.  Oktober  1850. 

•  Ord.  vom  13.  Oktober  1814,  Ministerialerlass  vom  7.  Februar  1826. 
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sind  die  Erzeugnisse  und  der  Zuwachs  zu  verzollen^  der 
Abfell  zu  rechtfertigen.  Für  die  Alpenweiden  der  Pyrenäen 
besteht  eine  Ausnahme,  der  Zuwachs  ist  zollfrei,  aber  den  Be- 
amten ist  die  strengste  Kontrolle,  ja  sogar  die  Untersuchung  des 
Zustandes  der  weiblichen  Thiere  bei  der  Ausfuhr  anbefohlen.  ^ 

—  Es  gibt  keine  Gebühren&eiheit  für  gelinge  Mengen,  keine 
fUr  Waaren^  die  auf  dem  Transport  unter  Begleitschein  zu 
Grunde  gehen.  —  Alles  was  der  Hof,  der  Staat,  das  Heer,  die 
Flotte  bedarf,  unterliegt  der  Verzollung  ebenso,  wie  der 
Bedarf  der  Privaten.  Es  ist  charakteristisch,  dass  die  betref- 
fenden Verordnungen  für  das  Heer  gerade  von  dem  gewal- 
tigsten aller  EriegerfÜrsten  ausgingen ;  er  duldete  keine  Exem- 
tionen des  Militärs  von  den  Finanzgesetzen.  ^  —  Nur  vom 
Ausfuhrzolle  sind  die  Sendungen  für  die  Approviantirung  des 
Land-  und  Seedienstes  befreit.^  Die  Handelsflotte  geniesst 
desselben  R;echtes,  hingegen  müssen  der  Proviant,  den  fran- 
zösische Schiffe  bei  ihrer  Ankunft  an  Bord  haben,  sowie  ihre 
in  der  Fremde  angeschafften  Inventarstücke  verzollt  werden. 

—  Inyentar  und  Proviant  ankommender  fremder  Schiffe 
kann,  wenn  er  ihrem  Bedarfe  angemessen  befunden  wird, 
zollfrei  an  Bord  bleiben;  in  der  Ausfuhr  erstreckt  sich' für 
sie  die  Ausfahrzollfreiheit  nur  auf  den  Schiffszwieback ,  doch 
werden  Ausfuhrverbote,  insoweit  es  sich  um  die  Gegenstände 
des  Gebrauchs  bis  zum  nächsten  Bestimmimgsorte  handelt, 
auf  sie  nicht  angewendet.  *  —  Als  Waarenmuster  sind  nur 
kleine  Stücke,  die  keine  weitere  Verwendung  zulassen,  vom 
Zoll  enthoben,  grössere  müssen  zerschnitten  oder  auf  andere 
Weise  zur  Verwendung  unbrauchbar  gemacht  werden.  *  — 
Unter  dem  Titel  der  Neuheit  können  Maschinen  und  Apparate 

<  Gesetz  vom  2.  Juli  1836,  Regl.  vom  15.  Juli  1825. 

*  Dekret  vom  6.  Juni  1807. 

'  Kinisterialerlafia  vom  23.  Juli  1851. 

*  Gesetze  vom  22.  August  1791  und  4.  germ.  an  IJ. 

*  Tarif  von  1844,  Vorerinnerung  Nr.  167. 
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auf  die  Zollfreiheit  nur  dann  Anspruch  machen ,  wenn 
sie  von  dem  obersten  berathenden  Eomit6  der  Künste  und 
Grewerbe  als  in  Frankreich  unbekannt  und  ihre  Einfuhr  als 
für  das  Land  Yortheilhaft  erklärt  worden  sind,  und  selbst 
dann  wird  nur  die  Einfuhr  Eines  Exemplares  als  Modell  und 
nur  unter  der  Bedingung  gestattet,  dass  eine  genaue  Zeich- 
nung Behufs  der  freien  Nachahmung  beim  Konservatorium 
der  Künste  und  Gewerbe  in  Paris  hinterlegt.werde. 

Zollfrei  sind  die  verbotenen  Waaren,  welche  das  Han- 
delsministerium zur  Belehrung  der  Industriellen  kommen  lässt, 
sie  werden  an  beiden  Enden  gestempelt  und  dürfen  nicht  in 
Verkauf  gesetzt  werden.  ^ 

Sehr  nachsichtig  beweist  sich  die  französische  Douane 
gegen  die  diplomatischen  Personen.  Alles  was  der  Gesandte 
oder  Geschäftsträger  bei  seiner  ersten  Ankunft  mitbringt 
oder  als  ihm  nachzusendend  ankündigt,  alles  was  er  in  der 
Folge  zu  seinem  persönlichen  Gebrauche  bezieht,  ist  zollfrei.^ 

Die  bedeutendste  Zollbegünstigung  besteht  für  havarirte 
Waaren.  Für  diese  wird  der  Zoll  in  dem  Verhältnisse  er- 
mässigt,  in  welchem  der  kurrente  Marktpreis  einer  gleichen 
nicht  hävarirten  Waare  zu  dem  durch  die  öffentliche  Ver- 
steigerung erzielten  Erlöse  der  hävarirten  Waare  steht 

Die  Haverie  muss  durch  Sturm,  Schiffbruch  oder  Schei- 
terung verursacht,  binnen  drei  Tagen  nach  der  Ankunft  des 
Schiffes  angezeigt  und  gehörig  konstatirt  sein.  Der  Verkauf 
muss  Behufis  der  Verzollung  und  innerhalb  4  Wochen  erfol- 
gen, und  zwar  unter  Mitwirkung  des  Zolleinnehmers.  Der 
Zollverwaltung  steht  frei  die  Waare  durch  Aufzahlung  von 
5%  über  das  Meistbot  an  sich  zu  lösen.  Bei  Orangen  und 
Citronen  ist  die  Nachweisung  der  Ursache  des  Verderbs  nach- 
gelassen. Havarirte  Waaren  können  auch  nach  erfolgter  Er- 
klärung  zur   Einfuhrverzollung   wieder   ausgeführt   werden, 

'  Finanzministerialerlass  vom  29.  Mai  1841. 

^  Generaldirektiosaerlass  vom  24.  Februar  1826^ 
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ebenso  ist  gestattet,  die  verdorbenen  Theile,  statt  sie  su 
Verzollen,  abzusondern  und  unter  amtlicher  Aufeicht  zu 
vertilgen.  * 

Der  Zucker  ist  von  diesen  Begünstigungen  ausgeschlossen.  ^ 
Waaren,  die  von  einem  Schiffbruche  herrühren,  werden 
wie  havarirte  behandelt ;  von  den  Grebühren  für  die  Wieder- 
ausfuhr sind  sie  firei.  Ist  ihre  Wiederausfuhr  oder  überhaupt 
ihr  weiterer  Transport  ohne  bedeutenden  Nachtheil  für  den 
Eigenthümer  oder  Assekurateur  nicht  ausführbar,  so  ist  ihr 
Verkauf  an  Ort  und  SteUe  gestattet,  selbst  wenn  sie  in  die 
Reihe  der  verbotenen  Waaren,  oder  derjenigen  gehören,  zu 
deren  Behandlung  das  betreifende  Zollamt  im  Allgemeinen 
nicht  ermftchtigt  wäre.  Von  dem  Erlöse  aber  weist  eine 
alte,  noch  jetzt  geltende  Ordonnanz  vom  Jahre  1681  15% 
der  Invalidenkasse  der  Marine  zu,  vielleicht  ein  Ueberrest 
des  alten  normannischen  Strandrechtes.  ^ 

Freisinnig  ist  auch  die  französische  Verwaltung  hinsichts 
der  zollfreien  Einführ  zur  Appretur  und  der  zollfreien  Aus- 
fuhr  der  appretirten  Waaren  (importation  temporaire).  Die 
Appretur  wird  von  ihr  in  einem  weiteren  Sinne  als  in  an- 
dern Zollgebieten  aufgefasst,  wo  in  der  Regel  die  Möglich- 
keit der  Festhaltung  der  Identität  des  eiu-  und  des  ausge- 
führten Oegenstandes  als  Bedingung  der  Gestattung  betrachtet 
wird ;  sie  bereift  nämlich  darunter  auch  zahlreiche  Umwand- 
lungen von  Rohstoffen  in  Halb  -  und  Ganzfiäbrikate.  ^  W^m 
die  Frist  zur  WtederausAihr  eingehalten  und  nicht  unter  dem 
Verhältnisse,  welches  das  Gesetz  zwischen  den  eingeführten 
und  auszuführenden  Mengen  bestimmt,  zurückgeblieben  wird, 
sieht  die  französische  Verwaltung  in  einer  solchen  Ptocedur 

*  Gesetz  wm  21.  April  1818,  MmiBteiialerlaM   vom  25.  Juni  1827, 
Cirk.  vom  10.  November  1829,  7.  September  1847,  27.  Deeember  1850. 

3  Dekret  vom  27.  März  1852. 

*  Gesetz  vom  22.  August  1791. 

*  Gesetz  vom  5.  JuU  1838. 
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nidits  Bedenkliches ,  und  namentlich  in  den  letzten  Jahren  i0t 
sie  in  solchen  Bewilb'gungen  sehr  wiMUirig  gewesen.  Es  dürfen 
zollfrei  eingeführt  werden:  Rohe  Foolards  zum  Bedrucken, 
cr6pes  de  chine  zum  Sticken,  Eisen  zum  Gkdvanisiren ^  Eisen- 
sktngen  und  Bleche  zum  Bau  ron  Schiffl^n  und  Dampfkesseln, 
rohes  Gusseisen  zum  Giassen  von  Maschinen,  Apparaten, 
Formen,  Zink  roh  und  in  Hatten  zum  Walzen,  Eupfercjlin- 
der  zum  Graviren,  rohes  Blei  und  Zinn  zum  Umgiessen, 
Blei  zur  Umwandlung  in  GlAtte  und  Mennig,  Reis  zum 
Enthülsen,  Oelsaat  zur  Oelerzeugung,  fette  Oele  zur  Rei- 
nigung, Senegalgummi  zur  Reinigung  und  Sortirung,  Erapp- 
wurzeln  zum  Vermählen,  Eorkholz  zu  Stöpseln  und  Soh- 
len, Strohhüte  zum  Appretiren  und  Gamiren,  Bretter  zur 
Verfertigung  von  Kisten,  Gebünde  zum  Anfüllen,  Talg  zur 
Stearinerzeugung;  Getreide  zum  Vermählen ,  roher  Weinstein 
zur  Raffinimng  und  Umwandlung  in  Weinsteins&ure ,  Jod  zur 
Raffinirung  und  Umwandlung  in  Jodkali,  Kali  und  Pottasche 
zur  Umwandlung  in  blausaures  und  Ghlorkali.  ^  —  Zu  ein- 
einzelnen Appretursbehandlungen  (im  engem  Sinne)  können^ 
ebenfalls  nach  einem  Erlasse  der  gegenwärtigen  Regierung, 
die  Direktoren  ermächtigen.^ 

Auch    die    Ausfuhr    auf    ungewissen    Verkauf 
gegen  Sicherung  des  Rechtes  der  zollfreien  Rückkehr  der 

*  Ord.  vom  13.  Mai  1837.  ~  Oid.  vom  28.  Mai  nad  23.  August  1841, 
—  Ord.  vom  21.  Mai  1845.  -^  Ord.  vom  10.  März,  la  Juli,  28.  Noveml 
ber  1846  —  18.  Januar  und  11.  November  1847  —  2.  Februar  1848  — 
Dekret  vchii  5.  und  18.  December  1848  —  5.  März  1849  —  17.  Joli, 
11.  Angnat,  26.  September  und  28.  Oktober  1856. 

'  Ea  betrug  der  Werth: 

der  eingeführten,     der  wieder  ausgeführten  WaareQ 

1853  19,2  MiU.  Fr.  .22,7  Mill.  Fr. 

1854  16,2    „      „  22,2    „      „ 

1855  17,1     «      n  21,1    n      » 

Die  wichtigsten  Gegenstände  dieses  Verkehres  waren  in  der  EinAihr : 
Getreide,  Roheisen,  Sesam,  rohes  Blei,  wofür  Mehl,  Maschinen,  Sesam- 
oel,  rallinirtes  Blei  ausgeführt  wurden. 
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unverkauft  gebliebenen  Waaren  ist  gestattet.  Die  Waaren  wer- 
den bezeichnet  und  beschrieben,  auch  nach  Umständen  Muster 
zurückbehalten.  Die  definitive  Eintrittsamtshandlung  kann  nur 
bei  jenem  Amte  erfolgen,  welches  die  Amtshandlung  in  der 
Ausfuhr  vornahm.  Allein  auch  Waaren ,  welche  ohne  jene 
Vorsicht  ausgeführt  wurden ,  wird  die  zollfreie  Rückeinftihr 
nicht  versagt,,  wenn  sie  Zeichen  des  französischen  Ursprungs 
an  sich  tragen,  bei  der  nachfolgenden  Untersuchung  un- 
zweifelhaft als  französische  Erzeugnisse  erkannt  werden  und 
ihre  Ausfuhr  und  die  Ursachen  ihrer  Wiedereinfuhr  als  dar- 
gethan  erscheinen.  ^ 

Beim  Verkehr  mit  den  Kolonien,  mit  Algier  und  Kor- 
sika ist  die  zollfreie  Zulassung  der  unverkauft  zurücklangen- 
den Erzeugnisse  ^ogar  zur  Regel  geworden  und  vielfiEush  in 
die  Befugnisse  der  Direktoren  übergegangen,  während  sonst 
nur  die  Generaldirektion  und  nur  über  das  Outachten  der 
Experten  des  Handelsministeriums  entscheidet  ^  Ueber  die 
zollfreie  Zulassung  wiedereingeführter  Bordeauxweine  ent- 
scheidet die  Anerkennung  einer  Jury  in  BordeauK. 

Muster,  die  mit  Losungsstämpel  versehen  sind,  kön- 
nen innerhalb  eines  Jahres  wiederholt  über  HauptzoUämter 
ein-  und  ausgeführt  werden,  die  ursprüngliche  Deckungs- 
urkunde wird  beim  Ein-  und  Austritte  einfach  vidirt.^ 

Koch  tiefer  in  die  Handelsverhältnisse  und  in  den  Staats- 
schatz eingreifend,  sind  die  Rückzölle  trnd  Ausfuhrprä- 
mien. Derselben  gemessen  nur  jene  Waarenkategorien, 
für  welche  vom  Gesetze  ausdrücklich  Rückzölle  bewilligt 
sind,  und  nur  dann,  wenn  ihr  franaösicher  Ursprung  durch 
Zeugnisse  einer  Fabrik  und  nach  Umständen  durch  Vidirung 
des  Unterpräfektes  konstaürt,  sie  bei  dem  nächsten  Amte  im 

'  Ministerialerlass  vom  Tl.  August  1791,  Cirk.   vom  10.  September 
1817,  14.  und  29.  Januar  1818. 

2  Cirk.  vom  27.  December  1850. 
'  Cirk.  vom  2.  April  1818. 
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Innern  erkllurft  und  revidirfc,  hier  unter  sichernden  Verschluss 
gelegt,  an  gewisse  höher  gestellte  Grenzämter  angewiesen, 
zum  Austrittsamte  an  der  inneren  Linie  gestellt,  beim  Aus- 
trittsamte an  der  äusseren  Linie,  an  welches  die  Anweisung 
erging,  in  Ordnung  befinden  werden,  und  ihr  wirklicher 
Austritt  auf  die  für  Durchfuhrwaaren  vorgezeichnete  Weise 
dai^ethan  wird.  Die  Waare  wird  vom  Innern  an  die  Grenze 
durch  einen  Passavant  begleitet,  der  alle  Daten  enthalten 
muss,  von  denen  das  Ausmass  der  Prämie  abhängt.  Der 
nach  Vorschrift  bestätigte  Passarant  mit  allen  seinen  Belegen 
gelangt  an  die  Generaldirektion,  welche  ebenfalls  nicht  für 
sich  allein,  sondern  nur  über  da«  Gutachten  der  Experten 
des  Handelsministeriums  ermächtigt  ist,  dem  Exporteur  bei 
dem  von  ihm  bezeichneten  Amte  die  Prämia  anzuweisen. 
DieWaaren,  denen  eine  Ausfuhrprämie  bewilligt  wird,  sind 
auch  vom  Ausfuhrzolle  frei;  die  Prämie  wird  nur  nach  dem 
wirkUeh  ermittelten  (nicht  nach  dem  rechnungsmässigen) 
Nettogewichte  bezahlt.^ 

Prämien  sind  für  folgende  Waaren  bewilligt: 

1)  Für  Zuckerraffinate  und  Zuckerkandis,  die  von  aus- 
sereuropäischem ,  in  französischen  Schiflfen ,  vor  längstens  vier  «/  M^^^ 
Monaten  eingeführten  Zuckermehl  herrühren.    Die  Prämie  f^*  £  V/ü 
richtet  sich  nach  dem  Zolle  des  Rohstoffes.   75  Eilogrammes   ^S./  ^9 
Melis  oder  Kandis,  78  Eilogrammes  Lumpen  oder  gedeckter     •  y^^     . 
Zucker  (von  weisser  Nuance)  werden   für  100  Eilogrammes  v^^j^^^ 
Zuckermehl  gerechnet.    Die  Raffinate  müssen  in  Broten  be- 
stehen, odei^  der  Zucker  muss  unter  amtlicher  Aufsicht  ge- 
stossen  worden  sein.^ 

2)  Für    Baumwollgarne    und    Baumwollgewebe;    die 

*  Gesetz  vom  21.  April  1818,  Ord.  vom  23.  September  1818,  Gesetz 
vom  17.  Mai*  1826,  Ord.  vom  26.  Jüü  1826,  Cirk.  vom  7.  Juli  und 
17.  September  1849,  Dekret  vom  15.  November  1852,  Ministeriaierlass 
vom  2.  Februar  1853. 

^  G^etz  vom  27.  März  1817,  18.  Juli  1837,  3.  Juli  1840,  3.  Au- 
gust 1853 ,  28.  Juni  1856. 
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besteht  in  25  Fr.  für  100  Eilogrammes.  Es  ist  ge- 
stattet, statt  bei  einem  Zollamte,  bei  der  Munizipalität  zu  er- 
klären ,  welche  bei  der  Prüfung  und  Expedition  unt^  Beiraih 
des  Kollegiums  der  Prud'hommes  vorgeht.^ 

8)  Für  Wollengame  und  Wollengewebe.  Die  Prämien 
sind  verschieden  nach  dem  Preise  des  Fabrikates  und  nach 
der  geringeren  oder  grösseren  Beimischung  von  andern  We 
bematerialien.  Die  hieraus  sich  ergebenden  Unterschiede 
sind  höchst  bedeutend.  So  z.  B.  können  bei  Garnen  die  Prä- 
mien ,  je  nachdem  die  Wolle  entfettet  öder  nicht  entfettet  ist, 
und  der  Werth  1  bis  Q%  Fr.  fttr  das  Salogramm  beträgt, 
von  32  bis  100  Fr.,  bei  Geweben  von  25  bis  150  Fr.  für 
100  Sdlogramme  wechseln.  Wenn  es  der  Aaum  gestattete, 
wäre  es  interessant,  die  lange  Reihe  von  Abstufungen  und 
Untertheilungen  hier  darzustellen,  nach  welchen  die  Grösse 
der  Prämie  sich  richtet;  sie  lieferten  einen  neuen  Beleg  für 
die  vor  keiner  Schwierigkeit  zurückschreckende  S^F^misi- 
rungs-  und  EintheiluDgssucht  der  französischen  ZoUgesetz- 
gebung,  und  noch  dazu  wurden  4ie  Bestimmungen. über  die 
Prämien  der  Wollengame  und  WoUenwaaren  ecst  dieses 
Jahr  einer  vereinfachenden  Reform  unterzogen.^ 

4)  Für  Seifen.  Es  wird  unterschieden,  ob  sie  Vorzugs 
weise  aus  fetten  vegetabilischen  Oden  oder  aoa  thierischen 
Fetten,  oder  aus  diesen  in  Mischung  mit  Eokosonss-  und 
Palmöl  erzeugt,  ob  sie  rein  oder  mit  Harzen  gemischt  sind, 
hiernach  wechselt  die  Prämie  von  8  bis  17>/,  Fr.  für  100 
Eilogrammes.  Seife  aus  Eokosnuss-  oder  Palmöl  allein, 
dann  solche,  die  mehr  als  25%  Wasser  oder  2%  unlösliche 
Stoffe  enthält,  ist  von  der  Begünstigotag  ausgeschlossen. 
Man  sieht,  die  Prämie  wird  auch  im  Interesse  der  Hand- 
habung einer  Qualitätenordnung  verwendet.  ^ 

*  Oesets  vom  26.  Jani  1833. 

'  Gesetz  vom  %  Juli  1836,  Dekr.  vom  19.  Jan.  und  Ges.  vom  26.  Juli  1856. 

'  Geeeu  vom  11.  Jani  1845. 
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5)  Für  rafinürten  und  sublimirten  Schwefel ,  für  Salpeter- 
und  Schwefelsäure.  Die  Prämie  richtet  sich  nach  dem  Zolle 
des  Schwefels  und  Salpeters ,  dem  gesetzlich  angenommenen 
Verhältnisse  des  Produktes  zum  Rohstoffe  und  dem  Grade 
der  Eoncentration  der  Säuren.  ^ 

6)  Für  gesalzenes  Fleisch  und  gesalzene  Butter.  Die 
Prämie  richtet  sich  nach  der  Eonsumtionsgebühr  für  Salz 
und  der  gesetzlichen  Annahme  der  Menge  des  yerwendeten 
Salzes,  sie  ist  darum  grösser,  wenn  die  Ausfuhr  nach  entfern- 
ten Ländern  gerichtet  ist,  für  welche  die  Gegenstände  des 
langen  Transports  wegen  stärker  gesalzen  werden  müssen.^ 

7)  Für  Ammoniaksalze  und  andere  chemische  Produkte, 
die  aus  dem  Eochsalze  gewonnen  werden  (z.  B.  Soda,  roh 
und  krystallisirt,  Glaubersalz^  Sodasalz,  Salzsäure,  Chlor- 
kali, .Bittersalz),  nach  der  Grösse  der  Eonsumtionsabgabe 
für  das  Salz  und  der  von  der  Chemie  gegebenen  Menge  des 
im  Produkte  enthaltenen  Natrons  oder  Chlors.  So  z.  B.  wer- 
den 100  EiL  Ammoniaksalz  als  ein  Aequivalent  fQr  160 
Eil.  Eochsalz  betrachtet.  ^ 

8)  Für  massive  Möbel  aus  Acajou  und  Nussbaum,  be- 
arbeitetes Blei,  Eupfer,  Messing,  bearbeitete  Felle,  nach  dem 
2k>lle  des  B.ohstoffes  und  dem  gesetzlich  angenommenen  Ge- 
wichtsverhältnisse  desselben  zum  Fabrikate.^ 

8)  Für  appretirte  Stroh-  und  Basthüte,  die  nicht  zu  den 
ganz  gemeinen  gehören ,  nach  dem  Betrage  des  für  das  Stück 
entfallenden  Einfuhrzolles  auf  rohe  Hüte.  ^ 

*  Gesetz  vom  10.  März  1819,  Ord.  vom  26.  Sept.  1822  und  9.  OJLt  1825, 
Dekret  Tom  19.  Aug^uBt  1854,  Gesetz  yom  26.  Jali  1856. 

*  Gesetz  vom  7.  Juni  1820,  Ord.  vom  22.  Juni  1820  und  28.  Juli 
1840,  Dekret  vom  11.  Juni  1849.  —  Ord.  vom  13.  Juli  1825,  Gesetz  vom 
17.  Hai  1826. 

*  Ord.  vom  13.  JuH  1825,  Gesetz  vwn  17.  Mai  1826,  Dekret  vom 
II.  Januar  1849. 

«  Gesetz  vom  7.  Juni  1820,  17.  Mai  1826,  2.  JuU  1836,  9.  Juni  1845^ 
Ord.  vom  4.  Januar  1848. 

*  GeeeU  vom  5.  Juli  1836. 
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10)  Für  SchifGsdampfmaschinen  als  Rückzoll  für  das 
dabei  verwendete  Gusseisen.  Jede  Pferdekraft '  wird  fbr 
500  Kil.  Gewicht  berechnet,  für  100  Eil  ein  Rückzoll  von 
6  Fr.  40  Cent,  bewilligt.  * 

11)  Für  französische  Dampfmaschinen,  selbst  wenn  sie 
nur  im  internationalen  Verkehr  zwischen  Frankreich  und 
andern  Ländern  verwendet  werden ,  33  %  ^om  Werthe.  * 

12)  Für  belegte  und  unbelegte  Spiegelplatten  1  Fr.  für 
10  Decimetres  Oberfläche. 

Für  Glas  und  Glaswaaren    3,20  Fr. 


■  i" 


Für  künstliches  Ultramarin  11  Fr.  ^  ^^^  ^^  ^^'  * 
Es  ist  klar,  dass  bei  vielen  dieser  Waaren  die  PrüAing, 
ob  sie  wirklich  in  den  certificirenden  Fabriken ,  aus  den  an- 
gegebenen Stoffen  erzeugt  worden  sind  und  ob  die  Angabe 
der  Bestandtheile  und  Preise,  auf  welche  sich  die  Bemes- 
sung der  Prämie  gründet,  richtig  sei,  von  besonderer  8chwie^ 
rigkeit  ist.  Man  sucht  diese  dadurch  zu  vermindern,  dass 
theils  (wie  z.  B.  beim  Zucker)  schon  das  Ursprungszougniss 
zum  Gegenstande  der  Prüfung  durch  eine  besondere  Jury 
gemacht  wird,  theils  Proben  und  Muster  der  Waare,  hin- 
sichts  der  Uebereinstimmung  mit  letzterer  durch  die  Aemter 
bescheinigt,  zur  Wahrung  ihrer  Identität  mit  Siegeln  der 
Aemter  und  Prämienwerber  versehen,  zur  Prüfung  an  die  Ex- 
pertenkommission des  Handelsministeriums  gesendet  werden. 
Das  Erkenntniss  der  letzteren  ist  für  die  Verwaltung 
wie  für  die  Parthei  in  allen  Beziehungen  massgebend  und 
inappellabel;  ob  infallibel  ist  freilich  eine  andere  Frage,  und 
wenn  man  z.  B.  die  Yorschrift  aus  neuester  Zeit  liest,  dass  die 
Garnmuster  stets  in  gleicher  Länge,  auf  gleiches  Papier,  mit 
gleichen  Bindfaden  aufgeheftet  zur  Prüfung  eingesendet  wer- 
den sollen,  so  dass  man  nicht  durch  äussere  Kennzeichen 

'  Gesetz  vom  5.  Joli  1836. 
^  Gesetz  vom  6.  Mai  1841. 
'  Dekret  vom  15.  December  1848. 
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SU  imtorscheiden  yermöge,  von  welchem  Exporteur  sie  dem 
Amte  vorgelegt  worden  seien ,  ^  so  tauchen  mannigfache 
Zwei£^  über  die  Motive  auf,  die  manchmal  bei  der  Exper- 
tenkommission entscheidend  sein  mögen.  Und  doch  sind  es 
einige  vierzig  Millionen  Franks,  die  gegenwärtig  jährlich 
auf  Prämien  verausgabt  werden.  ^ 

4.    Havigatioxis-  und  Seesanitätsgeaetse.    Kolonien. 
Grosse  Xlscherei.    AnsnahmsbestimnniTigen.    Ender- 
gebnisse. 

Das  französische  Zollgesetz  wird  vollendet  dureh  die 
Navigations-  und  Sanitätsgesetze,  die  Bestimmungen 
über  den  Verkehr  mit  den  Kolonien  und  die  Prä- 
mien fttr  die  grosse  Fischerei. 

Ausschliesslich  den  französischen  Schiffen  ist  die  Cabo- 
tage  zwischen  französischen  Häfen  vorbehalten ;  die  jetzt  und 
bis  Ende  1857  bestehende  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Ge- 
treideschiffe ist  eine  temporäre.  Das  Gesetz  vom  21.  Sep- 
tember 1793,  welches  jeden  Verkehr  mit  der  Fremde  ausser 
auf  Schiffen  Frankreichs  und  des  Erzeugungslandes  unter- 
sagt, wird  zwar  nicht  gehandhabt,  ist  jedoch  nicht  ausdrück- 
lich aufgehoben. 

Ein  Schiff  wird  nur  dann  für  ein  französisches  gehalten, 
wenn  es  wenigstens  zur  Hälfte  EVanzosen  gehört  und  dessen 

*  OA.  vom  5.  August  1851. 

'  E6  worden  an  Ansfahrprämien  bezahlt: 

1854  1856         ^  ^ 
(Uillionen  Francs.)  ^  ^ . 

Znaammen 34,0  41,9  ^^'^f 

Hierunter  für  Zucker 12,2  27,3  ^*'^  +  ^.8 

WoUengespinnste  und  -Gewebe  ....      7,6  9,5  |-  '^ 

BaumwoUgespinnate  und  -Gewebe  ...      1,7  2,3  ^'  ^ 

Seidengespinnate  und  -Gewebe   ....      1,0  0,8 

Sehiifsdainplkaaflcliinen 0,4  0,7 

Eraeugniflse  mit  Benutzung  von  Kochsalz      0,6  0,8 
Hock,  Finaniverwaltung  Frankreichs.                                       20 
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Offiziere  sowie  %  der  Hannschaft  Franzoeen  sind.  ^  Die  weitere 
Bestimmung,  dass  das  Schiff  in  Frankreich  gebaut  od^  als 
gpte  Prise  erklärt  oder  wegen  Gesetzesübertretung  konfiscirt 
sein  mOsse,  dürfte  durch  die  für  die  Zdt  vom  17.  Oktober 
1855  bis  17.  Oktober  f857  erlaubte  Einftihr  fremder  Schifie 
vorläufig  ausser  Wirksamkeit  getreten  sein.^ 

Die  einheimischen  Schiffe  sind  vor  den  ftemden,  abge- 
sehen von  den  Differen2dalzöllen  zu  Gunsten  d^  durch  die 
ersteren  eingeführten  Waaren,  durch  die  Verschiedenheit 
der  Tonnengebühr  und  aller  sonstigen  Schifffahrts-,  Hafen- 
und  Quarantaineabgaben  b^^nstigi  ^  Ja  selbst  in  den  Sani- 
tätsvorschriften  liegt  indirekt  eine  Begünstigung  der  franaö- 
sischen  Schifffohrt,  indem  alle  jene  Schiffe ,  für  wekhe  die 

>  Gesetze  vom  21.  Septemiwr  1793,  37.  vend.  an  IL  (19.  Oktober  l'M), 
9.  Jnni  1845. 

'  Dekrete  vom  17.  Oktober  1855  und  8.  Oktober  1856. 

'  Es  betraffen  *  Die  Tonnen-    Die  Hafen-    Die  Expeditione-   Paas  bei  der 

gebülir.  gebühr.  ir^-f-««  .  AKr.k*« 

Fr.  per  Tonne. 
Für  fremde  Schiffe  %%       DieBilfte. 

Für  fransdaische  Schiffe  in  der  Regel  nichts, 

(bei  der  Anknnft  aus  Gross- 
britannien  und  dessen  eoro- 
pftischen  BetitsnAgen  1  Fr. 
für  die  Tonne). 
Schiffe  en  rellU^e  forc^,  die  keine  Handelsoperationen  vornehmen, 
sind  allgemein  frei.    Gegenwärtig,  während  der  Zeit  der  Theuenmg,  neh- 
men anch  Getreideschiffe  an  dieser  Befreiung  Theil. 

Die  Gebühren  für  den  Gesundheitspass  bei  Abfahrt  der  Schiffe,  die 
Pässe  der  Passagiere,  die  Yidirung  des  Sanitätspasses  bei  den  Schiflen  en 
reläche,  die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  den  Gesipdheitsxnstand 
der  ankommenden  Schiffe  sind  ftir  fremde  Schiffe  um  die  flälfle  h5her 
als  für  einheimische. 

In  den  Gebühren  ixix  Reiiügung  der  Schiffe  und  die  ^ioanmiäae  der 
Personen  ist  ebenfalls  ein  Unterschied  zu  Ungunsten  der  Fremden;  nur 
die  Gebühren  für  Reinigung  der  Waaren  sind  ohne  RückAicht  auf  die 
Nationalität  der  Schiffe  bemessen. 

Vergl.  Tarif  des  droits  de  navigaticm  et  des  droits  sanitaires.  Paris. 
1854.  4.  Die  Sanitätstazen  sind  durch  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1853  n«i 
geregelt  worden. 


IcoBteo. 

Abrabrt. 

Fr. 
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(in  manchen 

Fällen  nichts.) 
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BefteiiiBg  toh  der  BeibringuDg  eines -Oesundheitspasses  als 
Rc^  ausgesprocheo  ist,  ihrer  BestimmuDg  nach  fast  aus- 
sdifiesseod  nur  französische  sein  können  (Schiffe  in  Cabo- 
lage,  Schiffe  in  kleiner  oder  grosser  Bischerei,  Schiffe  der 
Lootsen,  der  Zoll-  «nd  der  Küstenwaihe),  und  fast  aosschliess- 
Kch  Zeugnisse  französischer  Konsularagenten  verlangt  werden.  ^ 

Der  Handel  zwischen  Frankreich  und  den  französischen 
Kolonien  ist  nur  französischen  Schiffen  gestattet,  ja  auf  den 
Antillen  ist  selbst  die  unmittelbare  Einfuhr  vieler  Waaren 
ans  Boropa  und  den  Ländern  des  Mittelmeeres  nur  auf  fran- 
zösischen Schiffen  erlaubt 

Die  Erzeugnisse  des  Mutterlandes,  sowie  die  in  densel- 
hen  verzoUt^i  Waaren ,  und  die  Gegenstftnde  der  Ausrüstung 
und  des  Proviants  der  transportirenden  Schiffe  sind  bei  der 
AbfSahrt  aus  dem  Mutterlande  wie  bei  der  Einfuhr  in  die 
Kolonien  zollfrei.^  Die  Verbote  der  Ausfuhr  aus  dem  Mut- 
terlande haben  fbr  den  Verkehr  mit  den  Kolonien  keine 
Onltigkeit. '  Die  Begünstigungen  des  Verkehrs  nach  den 
Kolonien  gehen  nicht  verloren,  wenn  auf  der  Fahrt  dahin 
an  Zwisehenorten  unter  konsnlaramtlicher  Aufsicht  und 
Bestätigung  Waaren  ausgeladen  und  andere  mit  den  nach 
den  Kolonien  verführten  nicht  gleichartige,  zugeladen  wer- 
den. ^  Die  Erzeugnisse  der  Kolonien  sind  fbr  die  Fahrt 
ins  Mutterland  ausgangszollfirei  und  die  wichtigeren  der- 
selben sind  in  diesem  eingangszollfrei  oder  im  Zolle  be- 
günstigt Die  Ausführ  derselben  in  andere  Gegenden  war 
ursprüngUch  gänzüch  verboten,  aber  auch  jetzt  ist  sie  noch 
vidfiEush  ^erschwert  und  bestehen   mehrere  Ausfuhrverbote.' 

*  GcMii  vom  3.  Man  1S32,  Ord.  vom  7.  Aaguat  1822. 
>  GesetK  Tom  17.  Jiüi  1791. 

'  Gesell  vom  3.  September  1793. 

*  QeMte  Tom  21.  April  1S18,  GeaeraldirektionBerlaMe  vom  15.  Ja- 
nuar 1824,  30.  Hai  1836,  3.  und  28.  Deoember  1839. 

*  Allgemeine  Voracfariften  Über  den  Verkehr  mit  den  Kolonien:  GeeetsEe 
vom  17.  Jnli  1791,  3.  September  1793,  21.  April  1818,  27.  lull  1822, 


* 
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Die  Antillen  dürfen  bloss  Tafia  und  Synip,  die  BedtettogeD 
am  Senegal  bloss  Oummen  in  die  Fremde  absetzen,  la 
Reunion  darf  Zocker,  Kaffee,  Baumwolle  nur  nach  Frankreich 
verkaufend  Jede  Kolonie  hat  ihren  eigenen  Zolltarif;  Ein- 
fuhrverbote haben ,  einige  polizeiliche  ausgenommen,  in  den- 
selben nicht  Platz. 

Auch  die  Zolle  sind  dort,  ausgenommen  fbr  gewisse 
Naturprodukte,  niedriger  als  in  Frankreich.  In  den  ostindv 
sehen  Besitzungen  Frankreichs  herrscht  vollkommene  Han- 
dels- und  Zollfreiheit.  Die  Folgen  treten  sichtlich  hervor. 
Der  Werth  des  Handelsverkehrs  beträgt  18  Millionen  Fr., 
und  diese  Kolonien  sind  die  einzigen,  welche  nicht  nur  ihr 
Budget  (1,260,000  Fr.  des  Jahrs)  selbst,  ohne  Unterstützung 
vom  Mutterlande,  aufbringen,  sondern  sogar  einen  lieber-, 
schuss  an  letzteres  abführen.  Eben  so  süid  Gorea,  an  der 
Westküste  Ainka's,  die  Marquesasinseln ,  Tal'ti  und  die  an- 
dern französischen  Dependenzen  in  Australien  als  Freihafen 
erklärt. 

Die  grössten  Verkehrsbeschränkungen  herrschen  in  den 
Besitzungen  am  Senegal.  Sowohl  die  Ein-  als  die  Ausfuhr 
darf  bloss  auf  französisch^a  Schiffen  stattfinden ;  die  blauen 
ostindischen  BaümwoUtücher  (Guinea's)  —  wir  erwähnen 
den  Umstand  als  ein  sprechendes  Zeugniss  gegen  die  soge- 
nannte Kolonialpolitik  —  dürfen  selbst  aus  den  ostindischen 


17.  Mai  1826,  Regierungsbeschluss  vom  6.  therm,  an  III.  (24.  Juli  1795), 
Ord.  vom  22.  Oktober  1817,  26.  Jnni  1842,  2.  Deoember  1643.  Spezielle  Vor- 
schriften: fär  die  Antillen:  Geseto  vom  12.  Juli  1837,  30.  Jsnuar  1856; 
Guyana:  Gesetz  vom  17.  Mai  1826;  Bourbon:  Ord.  vom  18.  Deoember 
1839;  Indien:  Cirk.  vom  23.  April  1818;  Oceanien:  Ord.  vom  28.  April 
1843;  Afrika:  Ord.  vom  26.  August  1883,  28.  Mai  und  1.  September 
1843,  Gesetz  vom  6.  Mai  1841;  Gorea  insbesondere:  Gesetz  vom  8.  Fe> 
bruar  1852;  St  Pierre  und  Miquelon:  Cirk.  vom  5.  Februar  1824, 
Ord.  vom  26.  Juni  1842. 

*  Ord.  vom  5.  Februar  1826,  31.  August  1838,  18.  Oktober  1846, 
Gesetze  vom  12.  Juli  1837  und  24.  April  1845. 
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BesitKungen  Frankreichs  nur  über  Frankreich  und  dessen 
Entrepdts  dahin  eingeführt  werden.  * 

Ausnahmen  erleiden  die  Schififahrtebestimmungen  durch 
die  Handels-  und  Schifffahrtsrerträge.  Durch  den -^ 
eine  völkerrechtliche  Anomalie  —  noch  immer  als  bestehend 
anerkannten  Bourbon''schen  Familienvertrag  vom  15,  August 
1761  ist  die  spanische  Flagge  der  französischen  gleichgestellt. 
—  Die  unter  englischer  Flagge  aus  England  und  dessen  eu- 
ropäischen Besitzungen  eingeführten  Waaren  werden  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  Ursprung  so  zugelassen,  als  wenn  sie 
auf  französischen  Schiffen  aus  europäischen  Entrepdts  kämen  -, 
ebenso  können  Schiffe  dritter  Nationen  aus  England  und 
dessen  europäischen  Besitzungen  nach  Frankreich  auch  aus- 
sereuropäische  Erzeugnisse  zur  Verzollung  einführen;  in  den 
Kolonien  werden  englische  Schiffe  in  allem  den  französischen 
gleichgehalten.  So  werden  g^enwärtig,  nicht  ohne  Einfiuss 
der  i)Olitischen  Allianz,  die  Bestimmungen  des.  Handels-  und 
Schifffahrtsyertrages  vom  26.  Januar  1826  aufgefasst.  — 
Durch  den  Vertrag  mit  Holland  vom  25.  Juli  1840  und  mit 
Belgien  vom  27.  Februar  1854  ist  den  Eolonialwaaren  auch 
auf  der  Grenze  längs  des  RJieines  und  gegen  Belgien  der 
Eingang  zur  Verzollung  und  zur  Durchfuhr  geöf&iet,  und 
sind  namentlich  durch  den  letzterwähnten  Vertrag  die  Hau- 
delsverhältnisse  beider  Nationen  mittelst  einer  grossen  Reihe 
tiefgreifender  und  ausschliessender  Zollermässigungeu  und 
Verkehrserleichterungen  enge  aneinandergekettet  woi'den.''^ 

Noch  weiter  in  gleicher  Richtung  wie  die  Verträge  mit 

*  Gesetz  vom  8.  flor.  an  XI,  Ord.  vom  18.  Mai  and  1.  Sept  1843. 

'  Durch  den  Vertrag  mit  Belgien  sind  im  Zolle  begünstigt:  KaUl, 
Dachziegel,  behanene  Steine,  Hopfen,  gemeine  Strolihüte,  feine  Strohge- 
flechte, Steingut,  Spiegel  grosse,  Leinengame,  Leinenwaaren,  einige  wenige 
Baumwollwaaren,  Papier  und  Pappendeckel,  Buchdrackerschwärze,  Buch- 
dmckerlettem,  gestochene  Kupferplatten  (für  Kunstdrucke),  Bücher,  Bil- 
der, Landkarten,  Noten.  Die  Zollbegünstigungen  für  Holland  umfiBtssen 
bk)8s  Bleiweiss  und  Käse  (de  pAte  dure). 
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England  und  Belgien  gehen  jene  mife  Sardinien  vom  5.  No- 
rember  1850  und  20.  Mai  1855.  ^  Andere  HandelsvearMge 
stellen  in  der  Regel  nur  im  direkten  V^kehre  aus  den  be* 
trefifen^^  Ländern  nach  Frankreich  die  beiderseitigen  Flaggen 
gleich  und  betreffen  nur  die  ScbifiTahrts-,  nicht  die  Zoll- 
gebühren. 3 

Gans  in  entgegengesetzter  Bichtung  berühren  die  zahl- 
rdchen  Verträge  über  die  gegenseitige  Sicherung  des  litte- 
rarischen Eigenthums,  welche  Frankreich  in  den  letzt^i 
Jahren  geschlossen,  insoweit  sie  hier  in  Betracht  kommen, 
bloss  die  Zollverh&ltnisse)  indem  sie  die  Zölle  für  Bücher, 
Bilder,  Musikalien,  Karten  der  Vertragsstaaten  bedeutend 
ermässigen. 

Französische  Schiffe,  die  zur  grossen  Fischerei  be- 
stimmt sind,  gemessen  ausser  der  Zollfreiheit  für  das  zur 
Einsalzung  bestimmte  Salz  und  der  zollfreien  Zulassung  ihrer 
Erzeugnisse,  bedeutende  Prämien.  Dieselben  sind  durch  das 
Gesetz  vom  22.  Juli  1851  bis  30.  Juni  1861  geregelt  ^  Als 
grosse  Fischerei  wird  jene  des  Kabliau,  des  Wallfisohes  und 
des  Pottfisches  in  höheren  nördlichen  od^  südlichen  Breiten 
angesehen. 

Die  Prämien  für  den  Eabliaufang  sind  doppelter  Art: 
für  die  Ausrüstung  mit  15  —  50  Fr.  für  jeden  Mann  der 
Equipage  über  25  Jahre,  je  nachdem  die  zurückzulegenden 
Entfernungen  und  die  Dauer  der  Abwesenheit  geringer  joder 

^ '  Die  ZoUbegÜDStigangen  umfassen:  Haulthiere,  Schaf-  und  Ziegen- 
felle u.  dgl.  Käse  (weisse,  de  pdte  moUe),  Fische,  marinirt  und  in  Oel 
eingelegt,  Olivenöl,  Citronen,  Orangen,  Carobben,  andere  Südfrüchte 
frische.  Reis,  Seidenoooons,  Seide  roh,  Seidengaze,  EomUen  geschnittene, 
Stahl  und  Bleiweiss. 

'  Solche  Vdlräge  bestehen  mit  Neapel,  Portugal,  Russhoid  (die  Gleich- 
stellung der  Flagge  beschränkt  sich  auf  die  Einführ  aus  der  Ostsee  und 
dem  weissen  Meer),  Brasilien  und  den  meisten  anderen  Staaten  Süd-  und 
Mittelamerika*s. 

•  BehnüB  der  Ausführung  des  Gesetses  wurden  die  Dekrete  vom 
20.  August  und  29.  December  1851  erlassen. 
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gröflser  sted,  und  für  die  Ergebnisse  des  Fischfitngs  mit 
12  Ins  .20  Fr.  itbr  das  Qiüntal,  je  nachdem  die  Fische  an 
nähere  oder  entferntere  Absatzorte  ausser  Frankreich  ge- 
bracht  werden.  .    * 

Die  PrtUnien  für  den  Wallfischfang  betra^n  48«-^  70  Fr. 
iür  die  Tonne  bis  zum  Maximum  von  500  Tonnen ,  je  nach- 
dem die  Mannschaft  nur  zum  Theile  oder  ganz  aus  Frianzosen 

« 

besteht,  und  in  einer  weitern  Prämie, von  24  Fr.  für  die 
Tonne  bei  einer  gemischten  und  von  50  Fr.  bei  eine^  ganz 
französischen  Mannschaft,  wenn  eine  ScbifflTahrt  von  wenig- 
stens 16  Monaten  nachgewiesen  wird,  doch  muss  der  Ertrag 
des  Fischfanges  wenigstens  die  Hälfte  der  Ladung  bilden.  End- 
lich bekommen  jene  Schiffe,  die  sich  ausschliessend  oder  in 
Verbindung  mit  dem  Wallfischfange  mit  der  Jagd  des  Pottfisches 
im  stillen  Meere  jenseits  28^  nördlicher  Breite  beschäftigen, 
eine  Prämie  von  15  Fr.  für  jedes  Quintal  Thran  und  Wallrath. 
IMe  Prämie  wird  nur  nach  vorausgegangener  kautionirter 
Erklärung,  sich  den  vorgeschriebenen  Bedingungen  unter- 
werfen zu  wollen,  nach  genauester  Untersuchung  der  Mann- 
schaftszahl, des  Baues  und  der  Ausrüstungsgegenstände  dea 
Schiffes,  welche  alle  numerisch  genau  ausgedrückten  Be- 
stinmiungen  entsprechen  müssen,  unter  sehr  genauen  Eon- 
trollen über  die  Fahrt  selbst  und  nach  strenger  Prüfung  dei^ 
Ladung  der  zurückgekehrten  Schiffe,  namentlich  auch  in  Be- 
treff der  Güte  der  Waaren  ertheilt  Wer  sich  nicht  unmit- 
telbar an  den  Ort  seiner  Bestimmung  begibt,  und  wer  mit 
fremden  Schiffen  Gesellschaft  schliesst  oder  ihnen  ihren  Fang 
abkauft,  hat  die  Prämie  unwiederbringlich  verwirkt  Früher 
war  auch  verboten ,  bei  der  Ausfahrt  andere  Ladung  an  Bord 
zu  nehmen,  jetzt  ist  es  erlaubt,  wenn  dieselbe  für  St  Pierre 
und  Miquelon  bestimmt  ist  und  nicht  so  viel  Raum  einnimmt, 
das(^  sie  dem  eigentlichen  Zwecke  des  Schiffes  schadet  > 

*  1854  waren  382  Schiffe  mit  11,060  Mann  Eqnipage  im  Kabliau- 
fang  beschäftigt    Der  Ertrag  ihres  Fangs  waren  386,000  metr.  Qaintal, 
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Ungeachtet  aller  dieser  B^Qnatigungen  für  die  ftanaö- 
sischen  Schiffe  und  die  französischen  Schifbleiite  übertreffen 
die  in  den  französischen  Häf^  rerkehrendea  fremden  Schiffe, 
wenn  man  die  kleine  Gabotage  abrechnet,  die  französischen 
Schiffe  nach  Zahl  und  Tonnengehalt,  wie  folgende  Tabelle 
^^S^y  (7^0  nur  die  beladenen  Schiffe  aufgenommen  und  die 
Schiffe  und  Tonnen  in  Tausenden  ausgedrückt  sind): 


1855 
1854 
1853 

Eingang. 

Ausgang. 

Pranzösischej     Fremde 

Zusammen 

französische 

Fremde 

Zusammen 

1 

• 

a 

• 

a 
o 

a 
c 
o 

H 

2,054 
1,607 
1,685 

i 

23,0 
20,3 
20,8 

1 

3,302 
2,739 
2,751 

•mm 

5,8 
5,7 
6,6 

B 

B 

■ 

i 

8,0 
7,9 
8,9 

1 

■ 
B 
O 
B 
B 
O 
H 

9,6 
9,3 
9,2 

1,248 
1,132 
1,066 

13,4 
11,0 
11,6 

934 
797 
796 

1,097 
1,060 
1,058 

13,8 
13,6 
15,5 

2,031 
1,856 
1,855 

Einem  besondem  Regime  unterliegen  Algier  und  Kor- 
sika. Die  französischen  Zollvorschriften  und  Zollsätze  gelten 
zwar  auch  fCkr  diese  Länder,  und  sie  werden  als  Theile  des 
französischen  Zollgebietes  betrachtet/  allein  es  gibt  manche 
Beschränkungen  des  Verkehrs  zwischen  ihnen  und  dem  Mut- 
terlande, und  mannigfache  günstigere  Bestimmungen  für  ihre 
Einfuhr  aus  der  Fremde. 

Während  alle  in  Frankreich  erzeugte  Waaren  in  Algier 
zollfrei  sind,  geniessen   nur  wenige  ganz  charakteristische 

hievon  wurden  327,000  nach  Frankreich  geführt,  und  aus  dessen  Hafen 
wnrden  36,000  Qointal  wieder  ausgeführt  Vom  WalLSech-  und  Pottfisch- 
fang waren  sogar  nur  6  Schiffe  mit  einer  Bemannung  von  151  Mann  und 
einer  Ladung  von  14,600  Centner  Thran  und  WaUrath  zurflclegekehrt 

1855  waren  diese  Zahlen:  352  Schüfe  mit  9476  Mann,  einem  Ertrage 
von  372,000  Quinta),  einer  EinAihr  nach  Frankreich  von  271,000  und 
einer  Wiederausfuhr  von  64,000  Quintal  für  den  Kabliaufang,  und  3  Schiflis 
mit  101  Mann  und  einer  Ladung  von  4,800  Quintal  ftür  den  Wall-  und 
Fottfischfang.  Für  1356  scheinen  die  Verhältnisse  sich  etwas  günstiger 
zu  gestalten.  Doch  l&sst  sich  eine  Abnahme  der  französischen  grossen 
Fischerei  picht  in  Abrede  stellen. 

'  Gesetz  vom  21.  April  1818  und  11.  Januar  1851. 
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Prodtikte  Algiers,  z.  B.  Pferde,  Rinder,  Schafe,  Pferdehaare, 
Blfenbeiii,  Kprallen,  Honig,  Wachs,  Talg,  rohe  Pelle,  Wolle, 
Pelzwerk,  Blutegel,  Bische,  Tabakblätter,  Getreide,  Oemttse, 
Brdftpfel,  Cochenille,  Baumwolle,  Indigo,  Eermes,  Oelsaat, 
Krapp,  Sämereien,  Gummen,  Medizinalrinden,  fette  Oele, 
vegetabilische  Fette,  Opium,  Safran,  Kupfer,  Stahl,  Blei,  Gold- 
staub, Marmor,  Schwefel,  Salz,  einige  Eisenwaaren,  damas- 
drte  Waffen,  WoUgttrtel,  Seile  von  Spartgras  und  Aloefasem, 
Schftrpen,  Burnus,  Haiks,  Matten,  Körbe,  hölzerne  Pfeifen, 
Sattlerarbeiten,  Teppiche,  Tressen ,  Juwelen,  Druckschriften, 
dieselbe  Zollfreiheit  in  Frankreich.  Die  übrigen  Erzeugnisse 
Algiers  unterliegen  theils  dem  allgemeinen ,  theils  einem  be- 
gOnatigten  Zolle.  In  Algier  sind  in  der  Einfuhr  aus  der 
Fremde,  abgesehen  Ton  den  auch  in  Frankreich  ohne  Zoll 
zugelassenen  Gegenständen  zollfrei:  frische  Südfrüchte  und 
frisches  Obst,  Brenn-,  Bau-  und  Werkholz,  Kalk,  Holz- 
und  Steinkohlen,  Ziegel  und  Fliesen,  Puzzuolanerde ,  Zinn 
und  Zink,  Zuchthengste,  Stutten,  Rinder,  Widder,  Schweine, 
SpanferkeL  Die  halbe  Gebühr  zahlen:  Eisen,  roh  und  als 
Halbfabrikat;  Kupfer,  Messing.  ^ 

Die  Waaren  Ton  der  Art  derjenigen,  welche  in  der 
Einfuhr  aus  Algier  nach  Frankreich  zollfrei  oder  im  Zolle 
begünstigt  sind,  zahlen  in  Algier  den  vollen  Zoll  oder  be- 
ziehungsweise den  Unterschied  zwischen  dem  erwähnten  Be- 
günstigungs-  und  dem  allgemeinen  Zolle.  Einem  eigenen 
Systeme  unterliegen  die  Zuckerzölle.  Die  französischen  Ein- 
fuhrverbote gelten  bloss  für  ausser  Frankreich  raffiniften 
Zucker,  Waffen,  Munition,  Nachdrücke  und  einige  Manuftikte 
jener  Art,  welche  in  der  Einfrihr  aus  Algier  nach  Frank- 
reich zollfrei  oder  zollbegünstigt  zugelassen  sind. 

Die  Ausfiihr  von  Naturerzeugnissen  Algiers  in  die  Fremde 

■  Mit  dem  Dekrete  Tom  9.  Mai  1854  ist  aach  die  BegänBtigung  des 
ZoUkieditea  in  Algier  eingeführt  worden,  nur  ist  die  Zahlangefrist  mit 
drei  statt  mit  vier  Monaten  festgesetzt 
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ist  mit  Ausnahme  yon  Seide,  SeidenaMUl^>,  linoiiJSHdea, 
Oelknchen,  Nussbaumholz  und  FlintenschäAen  -ftw  demael- 
ben  loUfreL 

Lumpen^  Kupfererz,  Gerberinde,  Munition  sind  ohne 
besondere  EnnAchtigung  in  die  Fremde  auszuführen  rerboten; 
ein  gleiches  Verbot  erstreckt  sich  gegenwärtig  auf  die  Aus- 
fuhr von  Gtotreide. 

Der  Transport  zwischen  Frankreich  und  Algier  und  die 
Cabotage  zwischen  algierischen  Häfen  ist  bloss  französischen 
Schiffen  gestattet  Es  wurde  zu  diesem  Ende  eine  J^tt  Fran- 
dsation  eingeführt,  der  alle  Schiffe  üb^  88  Tonnen  mit 
Ausnahme  der  Eorallenschiffer  unterworfen  sind.  Die  Schiffe 
müssen  auf  firanzösischem  Gebiete  gebaut  seyn ,  französischen 
Unterthanen  gehör»,  die  Mannschaft  soll  zur  Hälfte  aus 
Unterthanen  Frankreichs  bestehen.  ^ 

Fremde  Schiffe,  die  Handelsgeschäfte  treiben,  zahlen 
auch  eine  TonnengebOhr  von  4  Fr.  für  die  Tonne  und  eine 
hohe  Passgebühr.  Bedeutende  Begünstigungen  sind  Sardi- 
nien eingeräumt. 

Auf  der  Landseite  sind  bloss  die  Grenzen  gegen  Tunis 
und  Marokko  dem  zollpflichtigen  Verkehr  geöffiiet;  es 
sind  auf  diesen  Grenzen  Zollb^ünstigungen  für  gewisse 
orientalische  Gewebe  (Burnus,  Fes,  Gürtel  (Haiks),  Turbane, 
El-Adjal,  Scheimbir,  Breinschia)  —  bearbeitete  xuid  unbear- 
beitete Felle,  einige  Lederarbeiten,  SchafvroUe  und  Datteln 
bewilligt'^  An  der  Grenze  gegen  die  Wüste  ist  die  Einfuhr 
verboten,  doch  kann  der  General -Gourerneur  Ausnahmen 
gestatten,  und  durch  das  Dekret  vom  5.  Juni  1856  ist  Schaf- 
wolle zu  demselben  Zolle,  wie  auf  französischen  Schiffen  aus 
aussereuropäischen  Ländern  ins  Mutterland,  zugelasstti  worden. 

In  Korsika  werden  ebenflalls  alle  in  Frankreich  erzeugte 
Waaren  zollfrei  zugelassen.    Nach  Frankreich  können  Ober 

1  Dekret  vom  7.  September  1656. 

»  Dekrete  vom  11.  Auguat  1853  und  7.  September  1866. 
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17  nameDttieh  bezeichnete  Häfen  ssollfrei  eingeführt  werden: 
NatorenodfetgoiMe  der  Insel  gegen  Urspningsseugnisse  der 
Municipalitftt  (bä  Olivenöl  des  Präfekten) ,  und  gewisse  genau 
bezeichnete  Erzeugnisse  der  Industrie  gegen  folgende  scharfe 
Kontrollen :  Die  betreflRonden  Werkstätten  sind  unter  amtliehe 
Deberwachung  gestellt,  nach  Umständen  selbst  der  Buch- 
Ahmng  des  nächsten  Zollamtes  unterworfen,  jede  Sendung 
moss  Ton  einem  ron  dem  Zollamte  und  der  Munidpalität 
ausgestellten,  vom  Präfekten  ridirten  Ursprungszeugnisse 
begleitet  sein.  — 

In  der  Einfhfar  aus  der  Fremde  sind  in  Korsika  manche 
Waaren  niedriger  belegt  als  im  Festlande  Frankreichs,  und  im 
AllgemeiDen  wird  bei  allen  Waaren ,  die  nicht  besonders  tari- 
firt  sind,  das  Mehr  ttber  5  Fr.  ron  100  Balogramm ,  sowie  der 
Uebertaxe  bei  der  Einfuhr  durch  fremde  Schiffe  auf  die  Hälfte 
ennässigi.  Nur  Waaren  tou  der  Art  derjenigen,  die  bei  der 
Einfuhr  aus  Korsika  nach  Frankreich  zollfrei  oder  im  Zolle 
begünstigt  and ,  zahlen  die  ganze  Gebühr  oder  die  Differenz 
zwischen  dem  allgemeinen  und  dem  Begünstigungszolle  des 
französischen  Tarifs.^ 

Besondere  Erwähnung  verdient  der  Freihafen  ron  Mar* 
seille.  Doch  würde  der  irren,  der  hier  einen  förmlichen 
ZoUaussohluss  zu  finden  glaubte.  Jede  in  d^i  f^ien  Ver- 
kehr der  Stadt  und  ihrer  Bewohner  übergehende  Waare 
zahlt-  dieselbe  Gebühr  wie  im  übrigen  Zollgebiete,  während 
dagegen  auch  den  Erzeugnissen  der  Stadt  der  freie  unbela- 
stete Markt  im  ganzen  französischen  Zollgebiete  gesichert 
ist  Die  Begünstigungen  des  Freihafens  bestehen  darin ,  dass 
die  fremden  Schiffe  dieselben  SchiffiEkhrtsgebühren  wie  die 
firanzösaschen  zahlen,  und  wenn  sie  notorische  Erzeugnisse 
der  Länder  des  Mittelmeeres ,  die  mit  weniger  als  15  Fr.  fQr 
100  Kil;  belegt  sind,  einführen,  ron  der  Uebertaxe  befreit 
sind,  upd  dass  nicht  ein   einzelnes  Magazin,  sondern  die 

«  Ocsetae  Tom  21.  April  1818  and  8.  Msi  1841,  Ord.  Tom  9.  Juni  1844. 
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ihrer  Beschaffenbeit  nach  hiezu  geeigneten  Magazine  eines 
ganzen  Stadttheiles  als  amtliche  Niederlage  anges^en  werden. 

Die  Verfügung  mit  der  Waare  innerhalb  der  Magazine 
ist  erleichtert;  so  z.  B.  ist  in  neuester  Zeit  sogar  das  Wa- 
schen der  Wolle  durch  eine  eigene  Waschanstalt  unter  amt- 
licher Aufsicht  gestattet  * ,  die  Einlagerung  in  Privatmi^fazine 
ist  in  weiterem  Umftmge  bewilligt ,  für  A Wall ,  Ausgerimie, 
Schwand,  und  mit  Genehmigung  der  Qeneraldirektion  selbst 
für  Verluste  durch  andere  Zuf&Ue  ist  eine  Gebühr  nicht  zu  ent- 
richten, die  Wiederausfuhr  kann  mit  Schiffen  von  geringe- 
rem Tonnengehalte  als  anderswo  geschehen.  Es  ist  That- 
sache,  dass  die  Blüthe  Marseiiles  erst  mit  der  Ordonnanz 
vom  10.  September  1817  beginnt ,  durch  welche  es  aufhörte 
ZoUausschluss  zu  sein  und  als  Ersatz  die  dargestellten  Pri- 
vilegien erhielt. 

Die  Ergebnisse  des  Zollsystems  entsprechen  nicht 
dem  Wohlstände,  der  günstigen  gec^raphischen  Lage,  der 
geistig  so  reich  begabten  und  rührigen  Bevölkerung  Frank- 
reichs. 

Füi*  das  Jahr  1857  sind  die  Zolleinnahmen  mit  203,5 
Millionen  veranschlagt,  hierunter  die  Einführzölle  mit  195,5, 
die  Ausfuhrzölle  mit  1,5,  die  Schiffiahrtsgebühren  mit  3,4, 
die  Nebengebühren  mit  3,1  Millionen ;  die  Ausgaben  sind ,  mit 
Einschluss  der  Ausfuhrprämien,  der  Prämien  für  die  grosse 
Fischerei,  der  Escompterücklässe,  der  Gefällsrestitutionen 
und  der  Vertheilung  der  Siegelgebühren  an  die  Beamten  auf 
64,7  Millionen,  also  auf  beinahe  ein  Dritttheil  der  Einnah- 
men berechnet,  ein  höchst  ungünstiges  Verhältnisse 

*  Dekret  vom  12.  Juni  1851. 

'  Wenn  man  die  Anflfnlirprämien,  die  gfrÖBstentheils  als  Zollrestitu- 
tionen sich  darstellen,  die  Escompterücklässe  und  die  Geföllsrestitntionen 
von  den  Einnahmen  und  Ausgaben  abrechnet,  so  stellen  eich  jene  auf 
169  Millionen  und  diese  auf  30,7  Millionen  Ft.,  womach  die  Ausgaben  nur 
18,2 7o  der  Einnahmen  betragen  würden,  wobei  überdiess  nicht  übersehen 
werden  darf,  dass  die  Zollwache,  welche  den  bedeutendsten  Antheil  an 
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Unter  diesen  Zahlen  sind  die  Resultate  der  ZoUrerwal- 
tang  Alters  und  der  Kolonien  nicht  begriffen.  In  Algier 
werden  sie  fUr  das  Jahr  1857  mit  4  Millionen  in  der  Ein- 
nahme, 1  Million  in  der  Ausgabe  veranschlagt;  in  den  Kolo- 
nien dürfte  der  Rohertrag  sich  auf  1,5  Millionen  Fr.  belaufen. 

Von  den  Einfuhrzöllen  kömmt  mehr  als  die  Hälfte, 
54V,  %,  A^f  d^Q  Rohzucker  und  Kaffee;  zum  Reste  tragen 
10%  des  Gesammtertrages  die  rohe  Baumwolle,  77,%  die 
rohe  Schafwolle,  3%  die  Steinkohlen,  hy^%  das  Roh-  und 
Stangeneisen,  2%  die  Oelsaat,  2%  Abs  Olirenöl,  1%% 
Kakao,'  und  alle  übrigen  Waaren  zusammen  genommen 
14%  böi.» 

Bs  betrug  die  wirkliche  Einfuhr  zum  Verbrauche  und 
die  Au^hr  aus  dem  freien  Verkehr  in  Millionen  Francs: 

a)  in  Frankreich 

Emfdhr.  Aosf^ir.  Znaammen. 

o(r.Wertti.    wiTkl.Wth.    off.Wth.    wirkl.Wth.       olTWth.    wirkl.Wth. 

1855:   1366   1594   1442   1558    2808   3152 
1854:   1158   1292   1261   1414    2419   2706 

b)  in  Algier 

1856:  21  —  7         —  28        — 

1854:  15  —  11         —  26         — 

Der  allgemeine  Handelsrerkehr,  d.  i.  die  Summe  der 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  Bestimmung  ein-  und  ausgetretenen 

jenen  Kosten  hat,  aach  zum  Schntse  des  Tabakmonopols  und  der  Salz- 

stener  dient 

Der  wirkliche  Rohertrag  war  1856:    189,7  Hill. 

1854:    150,6    „ 
1853:    141,6    „ 
Der  Voranschlag  für  1856  betrug:    158,5    „ 
•  Im  Jahre  1855  wurden  durch  die  ganz  ausserordentliche  grosse  Zucker- 
einfnhr  diese  Verhaltnisse  verrückt,  die  Zölle  von  Zucker  und  Kaffee  allein 
betrugen  SÄ  Vo  der  Einführzölle.    Es  war  jene  tibergrosse  Einfuhr  eine 
Folge  des  Ausfalls  in  der  inländischen  Zuckererzeugung,   die  ihrerseits 
wieder  eine  Wirkung  des  AusfaUs  in  der  Weinernte  und  der  Branntw^n- 
erzeugnng  war,    indem  es  den  Raffinerien  lohnender   wurde,    aus  den 
Runkelrüben  Branntwein  statt  Zucker  zu  gewinnen. 
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Waaren  betrug  1855  dem  ofiBziellen  Werthe  naeh  fllr  Frank- 
reieh  3979,  für  Algier  41  Millionen J  Für  die  franzäsiflchen 
Kolonien  belief  sich  dieselbe  nach  Daten  aus  den  Juiaea  1851 
bis  1853  auf  beiläufig  145  Hillionen  Francs,  werbntor  für 
die  drei  Zuckerinseln:  Martinique,  Guadeloupe,  la  S^niOD 
allein  114  Millionen. 

Ein  Ausweis  über  die  Ergebnisse  der  Ein-  und  Ausfuhr 
Frankreichs  in  den  wichtigsten  Gegenstftnden  des  Verkdurs 
in  den  Jahren  1853,  1854,  1855  und  1856  folgt  im  Anhange. 

'  Für  1854^wären  dieselben  Zahlen  3497  und  31  Millionen  FVapcs. 


Die  YerbranchMtenem  und  andere  indirekte  Ab^ben. 

Erste  Abtheilung. 

Zucker,  Salz,  Tabak,  Sehiesapulver. 

Eb  gibt  wenige  Abgaben  im  Innern  des  Landes,  die 
melir  Terhasst  und  kostspieliger  einzuheben  wären,  als  jene 
anf  lue  Gegenstände  des  Verbrauchs  und  der  Vensehmng, 
allein  es  gibt  auch  wenige,  die  einen  reichlicheren  und  nach- 
haltigeren Ertrag  abwürfen,  und  darum  haben  sie  von  den 
ältesten  Zeiten  bis  jetzt  fast  überall  einen  umfangreichen  Be- 
standthdl  des  Staats-  und  Gemeindehaushaltes  gebildet  So  ist 
es  in  dem  alten  Frankreich  gewesen  und  so  ist  es  in  dem  neuen 
der  Fall.  Die  aides,  gabelies,  enträes,  octrois  und  wie  die  Ck>n- 
snmtionsabgaben  Tor  der  Revolution  alle  hiessen,  wurden 
zwar  durch  das  QesdU  der  konstituirenden  Versammlung  vom 
27.  März  1791  für  immer  aufgehoben,  denn  die  ideologischen 
Staatsbildner  jener  Tage  glaubten ,  zum  Theile  durch  einem 
der  Irrthttmer  der  Schule  der  Physiokraten  verleitet,  mit  den 
direkten  Steuern,  die  sie  gründeten  und  die  grossenttieils  d^ 
Grundeigenthum  als  das  nach  jener  Schule  ausacbliesslich 
Werthe  erzeugende  trafen,  auslangen  zu  können;  allem  nach 

snde»  gemumt  mid  erhöht,  ^'^«^^^  Reihe,  wied^ 
Folgen  aasgebUdet,  eine  lange  gesp«  ^.^j^^ehs  und  <i  ' 
nun   Voracheine,  wuiden  die  **1***  j^n  l  8^nem  Kaig^ 
Schiecken  aller  der  Völker,  die  ^^^      ^eren  Hasse  gefc«^ 
reiche  einverleibte,  tragen  grttndbo»  -*^ 
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die  Fremdherrscbaft  bei,  und  wurden  bei  jeder  politiachen 
Resolution  in  Frage  gestellt,  aufgehoben  oder  gemildert,  um 
kurze  Zeit  darauf,  gleich  den  Köpfen  der  Hydra,  au&  neue 
und  weiter  ausgreifend  als  früher  wieder  emporzuwachsen. 

Gegenwärtig  unterliegen  folgende  Yerbrauchsgegenstände 
im  Innern  Frankreichs  einer  Staatsabgabe:  Zucker  aus  in- 
ländischen Stoffen,  Salz,  Tabak  und  Schiesspulrer,  Getränke 
und  Spielkarten. 

Diesen  Verbrauchsabgaben  schliesst  sich  eine  Reihe  an- 
derer Steuern  an,  welche  das  mit  einander  gemein  haben, 
dass  sie  gelegentlich  der  Benutzung  eines  TOm  Staate  ein- 
geräumten Rechtes  oder  einer  von  ihm  gegründeten  Anstalt 
zu  bezahlen  sind,  ffierher  gehören:  die  Abgaben  Tom  öf- 
fentlichen  Fuhrwerk,  die  licenzgebühren  für  die  Ausübung 
gewisser  Gewerbe,  die  Gebühren  für  die  innere  Scfaifiiiahrt 
auf  Flüssen  und  Kanälen,  die  Ueberführ-,  Brücken-  und 
W^gelder  und  die  Gebühren  für  die  Prüfung  und  amtliche 
Bezeichnung  des  Feinheitsgrades  der  Gold-  und  Silberwaaien. 

Der  Komplex  dieser  Abgaben  mit  Ausnahme  der  Sala- 
steuer  an  der  Küste  und  der  erst  im  Jahre  1887  eingeführten 
(Gebühren  auf  den  Zucker  aus  inländischen  Stoffen  wurde 
unter  dem  ersten  Kaiserreiche  mit  dem  Namen  der  droits 
r^unis  bezeichnet;  der  Hass,  der  auf  dem  Namen  haftete, 
liess  ihn  gleich  in  den  ersten  Zeiten  der  Restauration  mit 
jenem  der  Gontributions  indirects  rertauschen,^  der  unge- 
achtet er  logisch  nicht  zu  rechtfertigen  ist  (es  gibt  in  Frank- 
reich ausser  jenem  Abgabenkomplexe  noch  viele  andere  in- 
direkte Abgaben),  sich  bis  jetzt  erhalten  hat,  und  auch  die 
erwähnte  Abgabe  auf  den  Zucker  umfasst. 

Den  indirekten  Abgaben  welche  der  Staat  eihebt,  stehen 
die  Octrois  der  (Gemeinden  zur  Seite,  die  wegen  ihres  engen 
Zusammenhangs  mit  ersteren  hier  ebenfiBills  besprochen  wer- 
den müssen. 

•  Deknte  vom  17.  Mai  1814  «nd  25.  Mära  1816. 
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I    Die  Ueberwachting  und  Besteuerung  von  Zucker 

und  Salz. 

Sowohl  nach  der  Grösse  des  Ertrages  als  nach  der  Be* 
deutuDg  des  Verwaltangs- Organismus  sind  die  wichtigsten 
Verbrauchsabgaben  jene  auf  die  Getränke  und  den  Tabak. 
Dessenungeachtet  glauben  wir  unsere  Darstellung  mit  den 
Abgaben  auf  Zucker  und  Salz  beginnen  zu  sollen;  denn 
die  Abgabe  auf  Zucker  steht  im  engsten  Zusammenhange 

■ 

mit  dem  Zollsysteme,  und  namentlich  mit  der  Besteuerung 
des  Zuckers  der  französischen  Kolonien ,  und  die  Verwaltung 
der  Salzsteuer  ist  zum  grössten  Theile  den  Organen  der 
Zollverwaltung  anvertraut,  beide  Abgaben  bilden  daher  den 
natürlichen  Uebergang  von  den  Zöllen  zu  den  Verbrauchs- 
steuern. Auch  sind  sie  nach  ihren  leitenden  Grundsätzen 
und  der  Art  der  angewendeten  Eontrolle  einander  so  nahe 
verwandt,  dass  sie  füglich  vereint  betrachtet  werden  können. 

Die  Einfuhr  des  Raffinatzuckers  ist  nur  aus  den  fran- 
zösischen Kolonien  gestattet,  die  Gebühr  ist  gegenwärtig 
41,80  und  45,10  Fr.  für  100  Kilogramm,  je  nachdem 
der  Zucker  aus  den  Kolonien  jenseit  des  Kaps  der  guten 
Hoffnung  oder  aus  den  Kolonien  in  Amerika  kömmt.  Der 
nicht  raffinirte  Zucker  ist  in  der  Einfuhr  verschieden  belegt, 
je  nachdem  der  Grad  seiner  Weisse  ein  bestimmtes  bei  den 
Zollämtern  hinteriegtes  Muster  (type)  übertri£ft  oder  nicht. 

In  jeder  dieser  beiden  Abtheilungen  richtet  sich  der  Zoll 
darnach,  ob  die  Einführ  auf  französischen  Schiffen,  und  in 
diesem  Falle  ob  aus  den  französischen  Kolonien  jenseits  des 
Kaps  der  guten  Hoffimng  oder  aus  jenen  in  Amerika,  aus  China, 
Ck)chinchina,  Siam,  den  Philippinen,  oder  aus  andern  Gegen- 
den des  indischen  Meeres,  aus  andern  aussereuropäischen  Län- 
dern oder  aus  den  europäischen  Entrepöts  oder  ob  sie  auf 
fremden  Schiffen  geschieht  Der  Zoll  für  das  Quintal  steigt 
dergestalt  Ton  35  bis  65  Fr.  für  die  dunklere  Sorte;  die 

Hock,  Finanzverwaltung  Frankreich».  21 
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hellere  Sorte  ist  stets  um  3  Fr.  höher  als  die  dunklere  desselben 
Ursprungslandes  und  derselben  Transportweise  belegt  *  Es  he- 
steht  kein  Unterschied  im  Zoll  des  zum  allgemeinen  Gebrauche 
bestimmten  und  des  itlr  Rafiineure  bestimmten  Rohzuckers. 

Für  den  allgemeinen  Verkehr  sind  Zuckermelasse  (Abfalls- 
syrup) ,  aus  den  französischen  Kolonien  auf  französischen  Schif- 
fen eingeführt,  mit  12  Fr.  für  das  Quintal  belegt,  alle  andern 
verboten ,  Behufs  der  Einführ  zur  Weingeisterzeugung  in  über- 
wachten Etablissements  sind  jene,  so  wie  die  auf  fi*aDzÖ8ischen 
Schiffen  eingeführten  aus  Indien ,  Sudamerika  und  den  Antillen 
zollfrei,  Jone  aus  andern  Gegenden  oder  auf  fremden  Schiffen 
eingeführten  mit  2  —  3  Fr.  das  Quintal  belegt  Die  Syrupe 
(der  flüssige  Zucker)  aus  den  Kolonien  sind  dem  dunkleren  Jene 
aus  andern  Gegenden  dem  helleren  Rohzucker  gleichgehalten. 

Die  Begünstigungen  des  Kolonialzuckers  werden  übri- 
gens durch  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1856  für  die  Zu- 
kunft bedeutend  sich  vermindern.  Die  gegenwärtigen  Zölle 
dauern  nur  bis  30.  Juni  1858,  vom  1.  Juli  1858  bis  30.  Juni 
1859  tritt  eine  Erhöhung  von  2  Fr.  filr  den  Rohzucker  und 
von  2  Fr.  20  Cent  für  den  RafiBnatzucker  ein,  eine  gleiche 
Erhöhung  erfolgt  für  die  Periode  vom  1.  Juli  1859  bis 
30.  Juni  1861,  und  vom  1.  Juli  1861  angefangen  sind  die 
Rohzucker  der  Kolonien  um  7  Fr.  und  die  Raffinate  um 
7  Fr.  70  Cent  höher  belegt  als  jetzt 

Nach  dem  Zolle  für  Zucker  richtet  sieh  auch  jener  für 
Konfitüren  und  Bonbons.  !Nicht  krjstallisirbare  Zucker  (glu- 
coses)  werden  ohne  Unterschied  des  Stoffs,  aus  dem  sie  er- 
zeugt Verden,  mit  2  Fr.  fttr  100  Kilogr.  belegt 

Dör  Zucker  wird  nach  dem  Nettogewichte  verzollt,  die 
'gesetzliche  Tara  beträgt  13%  für  den  Zucker  aus  den  fran- 
s^ischen  Kolonien ,  und  12  %  fOr  andern  Zucker. 

Frankreich  war  einer  deijenigen  Staaten,  welche  die 
ersten  die  Nothwendigkeit  der  Besteuerung  des  Zudcers  aus 

*  Dekret  vom  29.  Deoember  1855.  '    * 
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inländischen  Stoffen  klar  erkannten  und  nicht  davor  zurück- 
sehreckten, denselben  tso  hoch  zu  belegen,  als  es  erforder- 
lich schien ,  um  dem  Staate  jenen  bedeutenden ,  nachhaltigen 
und  immer  mehr  steigenden  Ertrag  zu  erhalten,  den  ihm 
die  ZuokerzöUe  bis  dahin  rerschafft  hatten.  Die  Wissenschaft 
hattedie.Regierung  gelehrt,  dass  der  Zucker,  der  in  so  manchen 
inländischen  Erzeugnissen  enthalten  ist  oder  aus  der  Stärke 
derselben  gewonnen  werden  kann,  auch  eine  höhere  Ab- 
gabe leicht  ertragen  werde,  und  dass  er  eine  solche  schon 
gegenwärtig  bei  der  Branntweinerzeugung  während  seiner 
Umwandlung  in  Weingeist  trage,  und  die  Rücksicht  auf 
ihre  Zucker  bauenden  Kolonien  zwang  sie,  wenigstens  diesen 
gegenüber  jede  Prohibitions-  und  Protektionsrücksicht  für 
das  Erzeugniss  des  Mutterlandes  fallen  zu  lassen.  So  ent- 
standen nach  heftigen  Kämpfen  zwischen  den  Agrikultur-, 
Handels-  und  Schiff&hrts- Interessen  zuerst  die  Gesetze  vom 
18.  Juli  1837  und  3.  Juli  1840,  und  als  diese  sich  nicht  be- 
währten, das  Gesetz  vom  2.  Juli  1843,  womach  innerhalb 
fünf  Jahren  die  Steuer  auf  den  inländischen  Zucker  allmälig 
die  Höhe  des  Zolles  auf  den  Zucker  der  firanzösischen  Ko- 
lonien  erreichen  sollte.  Die  Erfahrung  bewies  auf  das  glän- 
zendste den  Nutzen  und  die  Ausführbarkeit  dieses  Gnmd- 
satzes.  Die  Einnahme  des  Staates  stieg,  die  Fabriken  inlän- 
dischen Zuckers  wuchsen ,  wenn  nicht  der  Zahl ,  so  doch  der 
Bedeutung  nach.  Im  Jahre  1860  überstieg  bereits  die  Menge 
ihrer  Erzeugnisse  die  Einfuhr  aus  den  Kolonien  um  25  %, 
die  letzteren  beklagten  sich,  und  es  wurde  du^ch  das  Gesetz 
vom  13.  Juni  1851  zu  einer  neuen  Reform  des  Steuer-  und 
des  ZoUgesetases  geschritten.  Das  Erzeugniss  des  Mutterlan- 
des sollte  vom  1.  Jänner  1852  angefangen  genau  nach  sei- 
nem Zuckergehalte  versteuert,  dieser  ganz  auf  wissenschaft- 
lichem Wege  durch  einen  Ton  Arago  vorgeschlagenen  auf  der 
Polaiisatiou  des  Lichtes  beruhenden  Sacharometer  ermittelt,  das 
Erzeugniss  der  Kolonien  nach  mehreren  als  den  bisherigen 
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UnterabfcheiluDgen  verzollt  werden.  Die  Gutachtea  der  Be- 
hörden und  Fachmänner  machten  jedoch  auf  die  Sdiwierig- 
keit,  ja  Unausführbarkeit  dieser  Methoden  auftaerksam^  und 
die  Ausführung  des  Gesetzes  wurde  zuerst  vertagt,  und  end- 
lich erfolgte  das  Gesetz  vom  27.  MArz  1852,  durch  welches 
die  Besteuerung  des  inländischen  Zuckers  auf  die  früheren 
Formen  zurückgeführt  wurde.  Auch  das  Gesetz  vom  28.  Juli 
1856  hat  hierin  nichts  geändert 

Der  inneren  Besteuerung  unterliegt  nunmehr  aU^  aus 
inländischen  Stoffen  erzeugter  Zucker,  sei  er  krystalUsirbar 
oder  nicht  Die  Steuer  richtet  sich  nach  der  Menge  und 
Güte  des  Erzeugnisses.  Letztere  wird  nach  dem  Gesetze 
vom  27.  März  1852  so  wie  bei  dem  Eolonialzncker  nach 
einer  Type  (einem  Musterstücke)  beurtheilt  Das  metrische 
Quintal  des  Zuckers,  der  nicht  weisser  als  die  Tjpe  erschdnt, 
ist  mit  45  Fr.  belegt,  für  das  Quintal  Zucker  von  höherer 
Weisse  ist  um  8  Fr.  mehr  zu  bezahlen.  Raffinatzucker  sind 
mit  52  Fr.  80  Cent  belegt.  ^  Man  sieht  dass  gegenwärtig  der 
inländische  Zucker  um  7  Fr.  höher  belegt  ist  als  jener  der 
Kolonien  in  Amerika,  dass  aber  durch  das  Gesetz  vom 
28b  Juli  1856  die  ursprünglich  beabsichtigte  Gleichheit  der 
Besteuerung  wieder  beigestellt  wird. 

Bei  Streitigkeiten  über  die  Güte  des  Zuckers  (dem  Grade 
seiner  Weisse  im  Vergleich  mit  der  Tjpe)  entscheidet  die 
Hxpertencommission  des  Handelsministeriums,  welche  auch 
e  Typen  aussucht  und  im  Wege  der  Generaldirektion  den 
Aemtern  mittheilt. 

Sowohl  die  Raffinerien  ausländischen  Zuckermehls,  als 
die  Fabriken  und  Raffinerien  inländischen  Zuckers  unterlie* 
gen  der  Buchführung  und  der  Kontrolle,  erstere  tigentlich 
nur  zur  Verhütung  des  Unterschleifes ,  welcher  durch  Unter- 
schiebung raffinirten  inländischen  Zuckers  bei  den  Rückzöllen 

*  Der  Abfiü]88ynip,  der  in  Ausnahmsföllen  zur  Yersteaernng  gelangt, 
wihlt  ^  Fr.  fttr  das  Quintol. 
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entstehen  könnte;  letztere  aber  in  einem  Umfange,  der 
alles  übertrifft,  was  man  in  Deutschland  von  Kontrollen 
kennt.  Die  Fabrik  muss  mit  einer  Mauer  geschlossen  sein, 
die  nur  einen  einzigen  Ausgang,  gestattet;  am  Eingange  ist 
stets  das  Bui^eau  der  überwachenden  Beamten.  Alle  Kommu- 
nikationen zwischen  der  Fabrik  und  den  Nachbarhäusern^  ja 
bei  allen  neu  errichteten  Fabriken  seibat  zwischen  der  Fabrik 
und  der  Wohnung  des  Fabrikanten  wird  aufgehoben  oder 
unter  llitsperre  des  Beamten  gesetzt  Alle  Fenster  und 
lichtöfinungen  nach  aussen  werden  durch  Drahtgitt^  ver- 
wahrt, deren  Maschenweite  ein  reglementarisch  «bestimmtes 
Mass  nicht  überschreiten  darf. 

DieJklagazine,  in  denen  der  fertige  Zucker  sich  befindet, 
stehen  unter  amtlicher  Mitsperre,  die  eintretenden  Stoffe, 
die  austretenden  Fabrikate,  die  Abfiälle,  die  Gebäude,  die 
Werkrorrichtungen ,  jeder  Fabrikprocess,  alles  ist  Gegenstand 
der  Anmeldung,  Beschreibung, .  Konstatirung,  Eintragung^ 
Berechnung,  und  dient  zur  gegenseitigen  Ueberwachung. 

Jede  Runkelrübenzuckerfabrik  hat  —  um  hier  etwas 
näher  in  die  Details  einzugehen  —  einen  Monat  vor  der  Eröff- 
nung eine  Beschreibung  ihrer  Lokalitäten,  Werksvorrichtuu- 
gen,  Gef&sse  und  Formen  anzugeben;  der  Rauminhalt  der  letz- 
tem wird  amtlich  erhoben ,  sie  werden  durch  Ziahlen  bezeichnet. 

Jedes  Jahr,  14  Tage  vor  dem  Beginne  des  ersten  Elä- 
rungsprocesses,  sind  sowohl  das  Verfahren  bei  Gewinnung  des 
Saftes  als  die  Arbeitsstunden  jedes  Tages  der  Woche  zu  i|^ 
klären ,  Aenderungen  sind  nur  gegen  abermalige  Anmeldung 
gestattet  Ueber  jede  einzelne  der  verschiedenen  Operationen 
werden  gesonderte,  amtlich  vorbereitete,  cotirte  und  paraphirte 
Register  geführt  So  über  die  Klärung,  so  über  die  Einfül- 
lung  in  die  Formen,  so  über  das  Herausnehmen  der  Brode 
aus  den  Formen.  Letzteres,  als  die  Schlussoperation ,  welche 
das  steuerpflichtige  Erzeugniss  liefert,  darf  nur  über  vor- 
hergängige  Erklärung,    in   Gegenwart  der   kontrollirenden 
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Beamten  und  bei  Tage  erfolgen.  Alle  diese  Register  weiden 
ron  den  Beamten  Tag  für  Tag  abgeschlcNssen ,  das  Ergebniss 
in  die  für  den  Fabrikanten  eröfhete  Rechnung  (das  Portatif) 
übertragen.  Von  Zeit  zu  Zeit  wird  der  Yorrath  mit  den 
Registerabschlüssen  verglichen.  Zu  diesem  Ende  werden 
alle  Yorrftthe  durch  Rechnung  auf  Zucker  der  ersten  Type 
reducirt  ^  Aehnliche  Bestimmungen  bestehen  für  Fabriken^ 
welche  bloss  Zucker  raffiniren,  und  für  jene,  welche  den 
rafSnirten  Zucker  unmittelbar  aus  der  Melasse  gewinnen.^ 

Man  begreift ,  dass  unter  solchen  Yerhältnissen  eine  Un 
zahl  von  Beamten,  ein  ganz  spezieller  Zweig  des  Dienstes 
der  indirekten  Steuern,  selbst  wieder  durch  Nebenbeamte 
und  Yorgesetzte  mannigfach  überwacht,  der  Eontrolle  der 
Zuckerfabriken  gewidmet  werden  muss. 

Das  für  eine  Raffinerie  bestimmte  ausländische  Zucker- 
mehl oder  die  an  dieselbe  gelangenden  Sendungen  zu  raffi- 
nirender  Halbfabrikate  aus  andern  Fabriken  werden  unter 
Begleitscheinkontrolle  dahin  geleitet.   Das  Zuckermehl ,  sowie 
alle  nicht  ganz  raffinirteZucker,  so  wieSyrupe  undMelassen,  dür- 
fen aus  einer  Zuckerfabrik  oder  Zuckerraffinerie  nur  an  andere 
Raffinerien  oder  an  solche  Fabriken ,  welche  der  Buchführung 
und  Eontrolle  unterworfen  sind,  abgetreten  werden.     Alle 
diese  Produkte  sowie  die  Zuckerraffinate  werden   aus  der 
Fabrik  nur  gegen  vorläufige  Anzeige  behoben,  in  welcher 
die  Beschafi'enheit  genau  angegeben  sein  muss.     Die  Yer- 
,,  i^ndung  erfolgt  unter  Begleitscheinkontrolle ;  Weg  und  Ein- 
trefifensfrist"  sind,  genau   vorgezeichnet.     Im    ganzen  Arron- 
*'  dissement ,    wo    eine    Zuckerfabrik    sich    befindet .  und    in 
•  *ji^^^  benachbarten  Eantons  ist  die  Cirkulation  von  Zucker, 

\  *  £6  werd^'  hiebet  100  Kilogr.  Zucker  über  der  ersten  Type  für 

106,667,  lOOEilogr.  Raffinate  für  117,33, 100  Kilogr.  Melasse  für  36  KUogr. 
Zacket  der  ersten  Type  angenommen.  Uebrigens  werden  Vio  ^^  ^  Frank- 
rcSch  .erzeugten  Zuckers  in  Form  der  ersten  Type  versteuert. 

'  Reglement  vom  1.  September  1852.    Allgemeine  Insthiktion  über 
die  Zuckerkontrolle  vom  31.  Deoember  1853. 
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Zuckermehl,  Halbfabrikaten  und  Ab&llen  ebenfalls  nur  unter 
BegleitBCheinkontroUe  gestattet;  frei  ist  die.  Bewegung  des 
Zuckers  nur  in  Mengen  unter  20  Eilogr.  und  innerhalb  ge- 
schlossener Städte,  falls  sich  die  Zuckerfabrik  ausserhalb  der- 
selben befindet. 

Die  Steuer  muss  bei  Herausnahme  des  Zuckers  aus  der 
Fabrik  entrichtet  werden.  Durch  die  Einlagerung  in  einer 
amilichen  Niederlage  kann  aber  der  Moment  der  Steuerzah- 
lung bis  zum  Augenblicke  der  Herausnahme  aus  der  Nie- 
derlage hinausgeschoben  werden.  Solche  Niederlagen  fllr 
inländischen  Zucker  gibt  es  gegenwärtig  sieben:  Paris,  Douay, 
Lille,  Yalenciennes ,  Orleans^  Arras,  Hayre. 

Es  wird  ein  dreimonatlicher  Kredit  und  bei  Baarzahlung 
von  wenigstens  800  Fr.  ein  Escompte  von  1%%  (4%  für 
das  Jahr)  bewilligt.  ^ 

Die  Wirkungen  des  Steuersatzes,  wie  er  1854;festge- 
setzt  wurde  und  bis  Juli  1858  fortdauert,  lassen  sich  noch 
nicht  übersehen,  denn  die  Traubenkrankheit  und  die  Theu- 
rung  der  Cerealien,  welche  in  den  letzten  Jahren  die  Ver- 
wendung der  sonst  gewöhnlichen  Stoffe  zur  Branntweinerzeu- 
gung verhinderten,  lehrten  hiezu  die  Zuckermelasse  zu  be- 
nützen, und  die  Wissenschaft  unterstützte  dieses  Streben, 
indem  sie  möglich  machte  den  vollen  Zuckergehalt  des  Rü- 
bei)saftes  für  die  Alkoholerzeugung  nutzbar  zu  machen ,  wäh- 
rend derselbe  bei  der  Zuckererzeugung  nie  ganz  gewonnen 
wird.  Hiedürch  hat  sich  in  den  Jahren  1Q54  und  1855  die 
Zuckererzeugung  bedeutend  vermindert,  uftd  hierin  lag  wohl 
die  nächste  Veranlassung. der  durch  das  GesetS  vom  28«  Juli 
1866  vorgeschriebenen  Evhöhung  des  Zolles  auf  dto  Kolonial- 
zucker vom  1.  Juli  1858  angefangen ;  allein  die  Erfahrut^a  « 
des  Jahres  1856  stellen  ausser  Zweifel^  daas  jene  Erhöhunjf  j  J 
die  Konkurrenz  des  Kolonialzuckers  unmöglich  machen  werde.  ^  '71 

*  Der  Ertrag  der  Znckersteuer  war  in  der  Campagae  13"/^  34)7^  in 
der  Gempagne  18%  30,7,  in  der  Campagne  IS**/^^  nur  27,8  imiioncn  Fr. 
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Die  Besteuerung  des  Kochsalzes  hat  seit  der  Februar- 
revolution manche  Aenderung  erfahren.  Vor  dem  Jahre  1848 
betrug  die  Steuer  30  Cent  für  das  Kilogramm,  die  proviso- 
rische Regierung  decretirte  am  16.  April  1848  ihre  gftnoHohe 
Aufhebung  vom  Jahre  1849  angefangen,  und  die  Republik 
führte  mit  dem  Gesetze  vom  28.  December  1848  wieder  eine 
massige  Gebühr  von  10  Cent  für  das  Kilogramm  ein ,  welche 
noch  gegenwärtig  besteht  Eine  verhältnissmässige  Abgabe 
ist  durch  das  Gesetz  und  das  Dekret  vom  19.  März  18Sä 
für  die  Rohstoffe  zur  natürlichen  und  künstlichen  Sodaerzeu- 
gung oder  falls  die  Sodaerzeugung  vereint  mit  der  Salzerzeu- 
gung an  der  Küste  aus  steuerfreien  Stoffen  betrieben  wird, 
für  die  bei  der  Sodaerzeugung  sich  darstellenden,  Natrium 
oder  Chlor  (die  Bestandtheile  des  Kochsalzes)  enthaltenden 
Produkte  festgesetzt  ^  Die  früher  bestehende  Gebührenfrei- 
heit des  zu  chemischen  Zwecken  verwendeten  Kochsalzes  hat 
gleichzeitig  aufgehört 

In  der  CBmpagne  18^  Vu  ^^^ren  noch  329  Fabriken  in  Thätigkeit,  23  mehr 
als  im  Vorjahre,  sie  hatten  73  Millionen  Eil.  Zucker  erzeugi;;  im  Jahre 
18^/((  war  ihre  Zahl  auf  208  mit  einer  Erzeugnngsmenge  Ton  44  Millio- 
nen Kil.  herabgesunken.    Im  Jahre  18^/^  hingegen  erzeugten  275  Fabriken 
g  a "?  d8,8  Millionen  Kil.  Zucker.    Für  1857  ist  der  Ertrag  der  Zuckersteuer  mit 
*      32,1  Millionen  veranschlagt;  die  ersten  Monate  der  Gampagne  18^Vi7  lassen 
ein  Steigen  selbst  gegoi  1856  bemerken. 
•  Die  Gebühr  beträgt; 

a)  Bei  der  Versteuerung  der  Rohstoffe 

aa)  für  die  rohe  Soda  (Varecasche)   .     .    .    1,50  Fr.  i        -^ 

bb)  für  "calcinirte  Rückstände  der  Rüben-  \    lon  R^'i 

Zuckererzeugung 1,25    „  ) 

b)  Bei  Versteuerung  der  Erieugnisse. 

aa)  Glaubersalz^  roh,  rein  (crystallisirt- 

wasscrfrei) 2,10—6  Fr. 

bb)  Soda,  unrein 4,35  „ 

cc)  Soda,  rein    .    ^ 11  »     l        ^^^ 

dd)  Salzsäure,  Zinnsalz 3  „     /^   100  Kil. 

ee)  Chlormagnesium 4  „ 

ff)    Chlorkalk 10  „ 

gg)  Oilorkali       66  „ 
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In  Algier  beträgt  die  Gebühr  7%  Cent  ibr  das  Kilogramm. 

Das  Salz  aus  den  Kolonien  und  aus  Algier  ist  dem  in 
Frankreich  erzeugten  gleichgestellt;  f^mdes  Salz  zahlt  —  ab- 
gesehen von  der  Steuer  —  einen  Einfuhrzoll  von  25  Cent» 
für  100  Kil. » 

Die  Gebühr  wird  in  dem  Momente  f&llig ,  wo  das  Epch- 
salz  oder  die  demselben  gleichgestellten  Produkte  aus  den 
Salzbeeten  (marais  salants) ,  Salzsiedereien ,  Salzwerken  ^  Raf- 
finerien, Fabriken  hinweggenommen  werden.  Ausnahms- 
weise wird  gestattet,  unversteuertes  Salz  in  Entrepots  zu 
hinterlegen ,  in  solche  zu  yersenden  oder  auch  den  Fabriken 
zur  weiteren  Verarbeitung  oder  beziehungsweise  zur  Ver- 
steuerung in  Form  der  daraus  erzeugten  Produkte  zu  über- 
lassen. Im  Innern  des  Landes  gibt  es  übrigens  nur  5  Salz- 
en trepots,  in  Paris,  Lyon,  Toulouse,  Orleans  und  Avignon.'^ 

« 

Bei  der  Bezahlung  der  Salzsteuer  findet  auch  die  Wohl- 
Ihat  des  Escomptenachlasses  und  des  Kredits  und  ausserdem 
in  der  Regel  ein  3—5%  Nachlass  für  den  Kalo  statt  Der 
Verkehr  mit  versteuertem  Salze  ist  frei.  ^ 

Gewisaß  Grenzg^enden ,  welche  dem  Schleichhandel  mit 
Salz  sehr  ausgesetzt  sind,  dürfen  Salz  nur  aus  bestimmten 
Magazinen  in  beschränkten  Mengen  beziehen  und  aufbewahren. 
Das  Salz  wird  in  diesen  Gegenden  gemeindeweise  angeschafit, 
unter  Begleitschein  dahin  geleitet,  vom  Maire  übemonunen 
und  unter  die  einzelnen  Gemeindeglieder  vertheilt.  ^ 

Zur  Sicherung  des  Staatseinkonunens  dürfen  Salzbeete, 
Salzgruben,  Soolenschachte,  Soolenleitungen ,  Gradierwerke, 
Salzsiedereien,  Fabriken  zur  Erzeugung  natürlicher  oder 
künstlicher    Soda    und    der    aus    der    Soda    gewonnenen 

*  Cresetz  vom  28.  Deoember  1848. 

'  Dekret  vom  11.  Juni  1806,  MiniBterialerlafts  vom  24.  März  1849, 
Dekret  vom  26.  September  1851. 

*  Qrd.  vom  17.  November  1843,  Geiwtz  vom  8.  Auguflt  1847,  Dekret 
vom  23.  Jtüi  1849. 

*  Ministerialerlass  vom  12.  August  1819. 
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chemischen  Prcdukte  ohne  Bewilligung  der  Verwaltung  nicht 
errichtet  werden,  und  diese  Bewilligung  wird  nur  ertiieilt, 
wenn  die  Grösse  der  Erzeugung  eine  bedeutende,  die  Kosten 
der  Kontrolle  lohnende  ist,^  die  örtliche  Lage  den  ünter- 
schleif  nicht  begünstigt,  die  Personen  der  Untemrfimer  und 
Leiter  die  nöthige  Bargschaft  gewähren ,  und  von  diesen  die 
Verpflichtung  übernommen  wird,  sich  hinsichtlich  des  Baues 
und  des  Betriebes  des  Etablissements  den  Weisungen  der 
Verwaltung  zu  ftlgen  und  sich  der  Buch-  und  der  Durch- 
suchungskontrolle ,  letzterer  auch  zur  Nachtzeit ,  in  den  Woh- 
nungsräumen und  ohne  gerichtliche  oder  obrigkeitliche  Assi- 
stenz zu  unterwerfen.^ 

Es  wird  auf  Erfüllung  dieser  Bedingungen  strenge  ge- 
balten, sie  werden  durch  beträchtliche  Kautionen  sicher  ge- 
stellt, und  der  Unternehmer  wird  z.  B.  gestraft,  wenn  er 
weniger  als  das  Minimum  erzeugt,  zu  welchem  er  sich  ver- 
pflichtet hat.  Er  muss  die  Gebühr  für  das  fehlende  Quantum 
entrichten. 

Alle  Theile  des  Etablissements  müssen  wo  möglich  von 
Einer  und  noch  dazu  hohen  Mauer  umgeben  sein,  die  nur 
Ein  Thor  gegen  die  Strasse  zu  geöffiiet  hat  Neben  diesem 
Thore  muss  sich  ein  Qebäude  für  die  Wohnung  und  Kanzlei 
zweier  Beamten  befinden.  Bei  den  Seesalinen  und  andern 
grösseren  Salzwerken  wird  inner  und  ausser  dieser  Mauer 
ein  zwei  Metres  breiter  fester  Weg  für  die  Blonden  der  Wa- 
chen freigehalten.  Die  ausser  diesem  Umkreis  gel^enen 
^erke  müssen  so  weit  nur  immer  thunlich  unter  Sperre  ge- 
halten, der  Transport  zwischen  denselben  und  dem  Haupt- 
werke unter  Aufsicht  gestellt  sein.      Sobald  das  Salz   fest 

*  In  der  Nonnandje  bestehen  einige  kleine  Salinen,  welche  Kochsalz 
aus  dem  Heerwaa^er  dnrch  Sieden  gewinnen;  sie  arbeiten  nnr  einige  Zeit, 
längstens  80  Tage  im  Jahre,  und  für  sie  bestehen  besondere  Begünsti- 
gungen, die  durch  das  Gesetas  vom  22.  Juni  1S54  bis  Ende  1664  verlän- 
gert worden  sind. 

»  Gesetze  vom  24.  April  1806  und  17.  Juni  1840. 
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geworden,  dürfen  die  weiteren  Arbeiten  nur  im  Beisein  der 
Beamten  voi^enommen  werden.  ^ 

Die  Fabrik  wird  mit  dem  erzeugten  Quantum  belastet, 
und  die  Abschreibung  geschieht  nur  in  dem  Masse,  als  eine 
Herausnahme  aus  dem  Etablissement  amtlich  gestattet  wird. 
Alle  drei  Monate  werden  die  Vorräthe  amtlich  aufgenommen ; 
sind  sie  geringer  als  die  Rechnung  ergibt,  so  ist  das  Feh- 
lende zu  rersteuem,  doch  werden  beim  Kochsalz  8%  des 
Jahres  als  Kalo  angenommen.  Das  fertige  Produkt  wird  in 
besondem  Magazinen  unter  Mitsperre  der  Beamten  aufbe- 
wahrt Kein  Salz,  keine  Soda,  und  beziehungsweise  kein 
Produkt  aus  denselben  darf  ohne  vorläufige  Erklärung  aus 
den  Fabriksräumen  weggeführt  werden.^ 

Jeder  Salztransport  aus  und  in  die  Fabrik  geschieht  nur 
unter  Begleitung  amtlicher  Deckungsurkunden.  In  einem 
Um&nge  von  15  Kilometern  um  die  Fabrik  dürfen  Salz  oder 
Bestandtheile  des  Kochsalzes  enthaltende  Produkte  ohne  eine 
solche  Bedeckung  oder  zur  Nachtzeit  nicht  cirkuliren.  Nur 
in  grossen  Städten  tritt  die  durch  die  Verhältnisse  gebotene 
Milderung  ein»^ 

Es  werden  auch  unvermuthet  Revisionen  der  Werkvor- 
richtungen und  Vorräthe  vorgenommen,  die  Erzeugung  wird 
häufig  durch  Erhebung  der  Dichte,  beziehungsweise  der  da- 
durch gegebenen  Salzhältigkeit  des  Meerwassers  und  der 
Soole  kontrollirt.  Sachkundige  und  in  höchster  Instanz  die 
Expertenkomnussion  des  Handelsministeriums  werden  über 
den  Salz-,  Natrium-  oder  Chlorgehalt  der  vorfindigen  Stdffe 
einvemomm/Mi. 

Auch  chemische  Fabriken,  bei  denen  nebenbei  aus  Be- 
standtheilen  anderer  Chemikalien  Salz  gewonnen  wird,  und 

'  Ord.  vom  26.  Jaui  1841. 
^  Dekret  vom  11.  Juni  1806. 

*  Ord.  vom  26.  Juni  1841  und  26.  December  1847.  ~  Dekret  vom 
11.  Jnni  1806  und  6.  Juni  1807. 
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namenUich  die  Salpetersiedereien  haben  die  Errichtung  ihres 
Gewerbes  bei  der  Verwaltung  der  iDdirekten  Steuern  anzu- 
melden, und  unterliegen  der  Kontrolle  des  Betriebes  und  der 
Buchführung  gleich  den  eigentlichen  Salzwerken.  Jeden  Pro- 
cess,  bei  dem  Kochsalz  gewonnen  wird,  haben  sie  wenig- 
stens  24  Stunden  früher  anzumelden.  Das  erzeugte  meist 
unreine  Salz  darf  über  ihr  Verlangen  unter  amtlicher  Auf- 
sicht rertilgt  werden.  Wollen  sie  es  aber  der  Konsumtion 
übergeben,  was  nur  gegen  Certifikate  des  Sanitätspersonals 
gestattet  wird^  oder  zu  technischem  Gebrauche  (ftlr  chemi- 
sche Fabriken,  zur  Erzeugung  von  Gefrorenem)  veräussem, 
so  müssen  sie  die  volle  Gebühr  entrichten. 

Wenn  eine  autorisirte  Fabrik  Unterschleife  begeht,  so 
vrird  sie  mit  der  Konfiskation  des  Erzeugnisses^  der  Geräth- 
schaften,  der  Transportmittel,  mit  der  doppelten  Gebühr  und 
einer  Geldstrafe  von  500 — 5000  Fr.  bestraft;  competent  ist 
das  Polizeigericht.  Im  administrativen  Wege  kann  überdiess 
die  Entziehung  des  Befbgnisses  ausgesprochen  werden.  ^ 

Weit  gelinder  wird  mit  Recht  derjenige  bestraft,  der 
nicht  unter  dem  Schutze  eines  Privilegiums  fehlt,  derjenige 
nämlich,  der  ohne  Erlaubniss  Salz  oder  Soda  erzeugt  oder 
das  auf  natürlichem  Wege  entstandene  benützt;  er  hat  — 
abgesehen  von  der  Konfiskation  und  der  Gebühr  —  nur  eine 
Geldstrafe  von  300—600  Fr.  zu  entrichten. 

Es  bestehen  folgende  Ausnahmen  von  der  Steuerpflicht: 

Es  ist  erlaubt  gegen  Certifikate  des  Maire,  Anmeldung 
beim  Zollamte  und  unter  amtlicher  Aufsicht  Meerwasser, 
Sodapflanzen  (Varec  und  andere  Tangarten)  und  den  mit 
Salz  geschwängerten  Schlamm  oder  die  Erde  an  den  Küsten 
gebührenfrei  zur  Düngung  zu  verwenden. 

Unreines  Salz  aus  den  Seesalinen ,  aus  den  Salzwerken, 
aus  den  Rückständen  der  Einsalzungen,  dann  die  Rückstände 
der  Sodaerzeugung  dürfen  zu  landwirthschaftlichen  Zwecken, 

*  Gesetz  vom  17.  Juni  1840. 
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d.  i.  zur  Düngung  und  zur  Yiehlecke,  -  verwendet;  werden. 
Eß  sind  die  Mischungen  voi^eschrieben ,  durch  welche  dieses 
Salz,  ohne  den  Zweck  seiner  Verwendung  zu  beeinträchtig 
gen,  zum  m^schlichen  Genüsse  unbrauchbar  zu  machen  ist. 

Das  ausgeftkhrte  Salz  ist  ebenfalls  von  der  Verbrauchs- 
abgabe firei.  Die  Ausfuhr  erfolgt  unter  Begleitscheinkontrolle, 
der  wirkliche  Austritt  muss  nachgewiesen  sein,  der  Trans- 
port darf  nicht  auf  Schiffen  unter  25  Tonnen  erfolgen..  Die 
Ausfuhr  des  Salzes  ist  auch  durch  Befreiung  vom  Ausfuhr- 
zoll mad  durch  Enthebung  der  fremden  Schiffe  von  der  Ton- 
nengebühr für  so  viel  Tonnen,  als  sie  Salz  geladen  haben, 
b^ünstigt. 

Die  beträchtlichste  steuerfreie  Verwendung  des  Salzes 
findet  bei  der  Fischerei  statt.  Nicht  nur  die  auf  die  grosse 
Fischerei,  den  Eabliau-,  Wallfisch-  und  Pottfiachfang,  auslau- 
fenden Schiffe,  sondern  auch  jene,  die  an  den  schottischen 
und  englischen  Küsten  dem  Häringfange  nachgehen  und  die 
den  Makr^en-  und  Sardellenfang  längs  der  firanzösischen 
Küste  betreiben,  endlich  die  Werkstätten,  welche  die  Ein- 
salzung  und  Marinirung  der  ge&ngenen  Fische  am  Lande 
besorgen,  beziehen  das  benöthigte  Salz  frei  von  der  Ver- 
brauchsabgabe. ^ 

Den  Orten,  von  denen  aus  eine  beträchtliche  Fischerei 
beirieben  wird^  wird  die  Errichtung  eines  eigenen  Entrepots 
für  das  im  Laufe  des  Jahres  etwa  benöthigte  unversteuerte 
Salz  gestattet  Das  Salz  befindet  sich  daselbst  unter  amt- 
licher Aufsicht  und  amtlicher  Mitsperre.  Wird  es  inner- 
halb zweier  Fischfangperioden  nicht  zur  Fischerei  verwendet, 
so  muss  es  entweder  zur  Konsumtion  versteuert  oder  in  das 
Hauptmagazin  zurückgeführt  werden. 

Die  auf  den  Fischfang  ausgehenden  Schiffe  empfangen 
den  nöthigen  Salzvorrath.  Die  grosse  Fischerei  und  die  Hftring- 

*  Oeseiz  vom  U.  April  1806.  -  Ord.  vom  30.  Oktober  1816.  — 
Geeets  vom  6.  Mai  1841.  —  Ord.  vom  %  J^  1843. 
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iischerei  an  der  schottiechen  Küste  sind  hinsichtlich  der  Grösse 
dieses  Yorraths  nicht  beschränkt  Es  genügen  die  Vorsichten, 
dass  das  Salz  vor  der  Ab&hrt  und  nach  der  Rückknnft  nicht 
heimlich  ausgeladen  und  verschleppt  werde;  das  unbenütstt 
zurückgeführte  Salz  wird  wieder  eingelagert  Der  andern 
Fischerei  ist  aber  ein  Maximum  des  Salzes,  das  sie  mit  auf 
die  Fahrt  nehmen  darf,  nach  dem  Tonnengehalte  der  Schiffe 
zugemessen,  und  sie  haben  sich  über  die  Verwendung  des- 
selben auf  Grund  der  Art  und  Menge  der  geAtngenen  Fische 
und  der  in*s  Magazin  zurückgestellten  Salzmengen  auszu- 
weisen. 

Sowie  bei  der  grossen  Fischerei,  so  sind  auch  bei  der 
kleinen  die  Grösse  und  der  Bau  der  Fahrzeuge,  die  Art  und 
Menge  des  Rüstwerkes,  der  Gefftsse  und  des  Proviants  und 
das  Minimum  des  Geldvorrathes ,  mit  dem  sich  die  Schiffe 
zu  versehen  haben,  genau  vorgezeichnet;  die  Details  er- 
strecken sich  sogar  bis  auf  die  Grösse  der  Maschen  der 
Netze.  ^  Auch  das  Minimum  der  mitzunehmenden  Mann- 
schaft, die  Zeit  des  Auslaufe  und  Einlaufs,'^  die  Gegend, 
wo  die  Fahrzeuge  zu  kreuzen  haben,  ist  geregelt  Von  der 
genauen  Erfüllung  dieser  Bedingungen  ist  sowohl  die  Steuer- 
freiheit des  Salzes  als  die  2^11freiheit  der  Fische  abhängig. 
Fische^  die  vor  oder  nach  dieser  Zeit  oder  aus  andern  Ge- 
genden eingebracht  worden  sind ,  sind  wie  firemde  zu  behan- 
deln; bei  frischen  Fischen  ist  diess  schon  dann  der  Fall, 
wenn  das  Schiff  länger  als  drei  Tage  in  der  See  war. 

üeber  Streitigkeiten  entscheidet  inappellabel  eine  eigene 
Kommission ,  bestehend  aus  dem  vom  Marineministerium  er- 
nannten Fischerei -Inspektor,  dem  Vorstande  des  Zollamtes, 

'  Dekret  vom  4.  Juli  1853. 

'  Die  HäriDgfiücherei  findet  statt:  An  der  schottischen  Küste  vom 
1.  Aagu^  bis  30.  September,  an  der  englischen  und  französischen  vom 
1.  Oktober  bis  31.  December.  Der  Makrelenfang  an  der  ftwizösischen 
Küste  vom  10.  llärz  bis  13.  Juni. 
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dem  Voi^esetzten  der  Seewache.  Auch  hier  ist  übrigens 
der  Aufenthalt  in  fremden  Häfen  und  jeder  Vertrag  mit  frem- 
den Fischern  über  gemeinschaftlichen  Fang  oder  Austausch 
der  gefangenen  Fische  bei  Verlust  der  Begünstigungen 
rerbofcen. 

IKe  Strafen  der  Erschleichung  einer  nicht  gebührenden 
Prämie  sind  Konfiskation  des  Schiffes  und  der  Ladung^ 
Geld&trafen  von  500—2000  Fr.  und  für  die  Mannschaft  und 
die  einzelnen  Fischer  zwangsweise  Abstellung  zur  Flotte. 

Noch  strenger  sind  die  Eontrollen  für  die  Einsalzung  zu 
Lande.  Der  Salzer  muss  die  besondere  Bewilligung  der  Ver- 
waltung des  Zollwesens  haben,  darf  sein  Gewerbe  nur  an 
Orten,  wo  sich  ein  Zollamt  befindet,  an  einem  Punkte,  der 
▼on  jeder  Salzverkaufstätte  wenigstens  25  Metres  entfernt  ist, 
in  einem  Hause,  das  nur  einen  Ausgang  und  zwar  auf  die 
Gasse  hat,  betreiben.  Ihr  Salz  dürfen  sie  nur  aus  dem  für 
die  Fischerei  bestimmten  Salzdepot,  oder  wenn  sich  eine  all- 
g^neine  Niederlage  oder  eine  Saline  im  Orte  befindet,  aus 
diesen  beziehen;  es  wird  ihnen  nicht  mehr  als  ein  wöchent- 
licher Vorrath  zugemessen.  Sie  stehen  unter  Buch-  und  Be- 
Criebskon trolle^  die  Verwendung  des  erhaltenen  Salzes  haben 
sie  stets  vollständig  durch  Fische  oder  in  natura  auszuweisen. 
Sie  dürfen  nicht  zu  schwach  und  nicht  zu  stark  und  nicht 
Fische  salzen,  deren  Einsalzung  schon  zur  See  oder  in  an- 
dern Werkstätten  begonnen  worden.  Es  ist  sogar  vorge- 
schrieben, wie  lange  sie  die  fische  in  der  Lauge  müssen 
liegen  lassen,  und  selbst  die  Qualität  der  Erzeugnisse,  die 
sie  liefern,  bildet  ein  Moment  der  Würdigung  ihres  Verhal- 
tens. Die  eingesalzenen  Fische  müssen  in  Fässern  verwahrt, 
diese  mit  dem  Namen  oder  Zeichen  des  Salzers  versehen 
sein  und  bis  zur  Weiterbeförderung  unter'Mitsperre  des  Zoll- 
amtes hinterlegt  werden.  Der  Lokalverbrauch  ist  von  der 
Steuer  nicht  befreit. 

Zwei  Sjndici  der  Fischerei,  der  eine  aus  den  Rhedern, 
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der  andere  aus  den  Salzem  gewählt,  bilden  das  Sachver- 
stttndigenkoUegium  jedes  Hafens.  ^ 

Aus  ähnlichen  Gründen  wie  die  Einsalzungen  Behu&  der 
Fischerei  werden  auch  die  Einsalzungen  zum  Gebrauche  der 
Marine  .und  der  Kolonien  von  der  Steuer  freigelassen,  die 
Eontrolle  der  Steuerorgane  erstreckt  sich  aber  bis  in  die  An- 
stalten der  Marine. 

Noch  ist  hier  der  zollfreien  Zulassung  des  Salzes  für  die 
sogenannte  Troque  zu  erwähnen^  eine  Art  Tauschhandel 
von  Salz  und  Getreide,  4ie  an  den  Küsten  der  Bretagne  zur 
Bevorräthigung  der  Arbeiter  in  den  dortigen  Seesalinen  ge- 
trieben wird. 

Diese  Zollfreiheit  hat  jedoch  Ende  1865  aufzuhören, 
und  vom  Jahre  1856  an  wird  das  Maximum,  auf  welches 
sich  diese  Begünstigung  erstreckte  (990,000  EiL),  um  je  Vio 
des  Jahres  vermindert.^  Es  sind  die  Gemeinden  und  in 
diesen  die  Personen,  welchen  diese  Begünstigung  gewährt 
ist,  das  Maximum  für  die  Gemeinde  und  die  Person,  der 
Weg,  den  sie  mit  dem  Salz  einzuschlagen,  die  Getretde- 
mengen,  welche  sie  dafür  zurückzubriiigen  haben,  gezMi 
bestimmt. 

Es  gibt  in  Frankreich  3969  Seesalinen  mit  516,545  Beeten 
(oillets,  compartiments) ,  in  denen  in  günstigen  Jahren  455 
Mill.  Kilogramm  erzeugt  werden.  Die  zahlreichsten  See- 
salinen befinden  sich  am  atlantischen  Meer  im  Morbihan  mit 
einer  Jahreserzeugung  Ton  mehr  als  94  Mill.  Kilogr.  und  am 
mittelländischen  Meere  in  den  Departements  Rhonemündun- 
gen, Herault  und  Gard  mit  Jahreserzeugungen  von- 61,  47 
und  40  Mill.  Kilogr.  Ausserdem  werden  im  westlichen  Frank- 
reich in  185  Seesalzsiedereien  und  aus  28  Salzquellen  etwa 
5  Mill.  Kilogr.  gewonnen.  Die  Steinsalzlager  im  östlichen 
Frankreich ,  unter  denen  jene  des  Departements  der  Meurthe 

•  Ord.  vom  14.  August  1816. 

*  Gesetz  vom  14.  Juni  1850. 
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die  reicbhaltigsten  sind,  liefern  jährlich  bei  40  Mill.  Kilogr. 
Der  jfihrliche  Salzverbrauch  wird  mit  15  Kilogr.  für  den 
Kopf  berechnet.  ^ 

Für  das  Jahr  1856  war  die  Salzsteuer  mit  35,6,  för  1857 
ist  sie  mit  36,4  Millionen  Fr.  veranschlagt.  '^  Für  das  Jahr  1847, 
wo  der  Gebührensatz  30  Cent,  für  100  Kil,  betrug,  erreichte 
sie  74,4  Millionen.  Man  hat  nachgewiesen,  detss  der  Salz- 
preis trotz  der  Herabsetzung  der  Steuergebühr  um  zwei  Drit- 
theile nur  um  die  Hälfte  der  Gebühr  sich  verminderte,  die 
Konsumtion,  wenn  man  die  natürliche  Vermehrung  durch 
das  Steigen  der  Bevölkerung  und  durch  die  bei  den  andern 
indirekten  Steuern  bemerkbare  Steigerung  des  Verbrauchs 
abrechnet,  kaum  um  ein  Drittel  sich  hob,  die  Wirkungen 
für  die  Landwirthschaft  und  Viehzucht,  die  von  der  Gebühren- 
ermässigung gehoftl  wurden,  nur  an  wenigen  Punkten  ein- 
getreten sind,  und  die  besonnensten  Staatswirthe  sind  der 
Ansicht,  dass  das  frühere  System,  welches  die  Konsumtion 
hoch  besteuerte ,  der  so  wichtigen  chemischen  Industrie  aber 
einen  unentbehrlichen  Rohstoff  steuerfrei  lieferte  und  auch 
die  Landwirthschaft  und  Viehzucht  entsprechend  zu  begün- 
stigen wusste,  dem  gegenwärtigen  vorzuziehen  sei.  Wenn 
dessen  ungeachtet  und  trotz  der  steigenden  Bedürfnisse  des 
Staatshaushaltes,  welche  zu  so  mancher  andern  Steuererhöhung 


*  Morean  de  Jounes,   Statistique  de  Tindustrie  de  la  France.    Paris. 
1856. 

*  Der  Ertrag  der  Salzsteuer  in  den  Jahren  1652  bis  1855  ist  aus  fol- 
gender Tabelle  ersichtlich: 


Salzsteuer. 


für  franz.  Salze 


,      ,.  1  für  franz.  i 

Im  Douanenrayon  <         fr     rf 

Auaaer  dem  Rayon 


In  Tausenden  \on  Francs. 


1852 


26,819 

183 

5,220 


1853 


27,935 

177 

6,307 


1854 


1855 


26,404 

199 

6,678 


l_. 


Zusammen    |  32,222  I  34,419    33,281 


28,165 

98 

6,932. 


35,195 


Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs. 
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nöthigten ,  auf  jenes  frühere  System  bisher  nicht  zurückge- 
gangen  wurde,  so  mag  der  Grund  in  den  eigenthümlichen 
Verhältnissen  Frankreichs,  welche  aus  steuerlichen  und  aus 
politischen  Rücksichten  eine  Erleichterung  des  Landvolkes  als 
wichtig  darstellen,  oder  darin  liegen,  dass  nach  und  nach 
im  Verkehr  mit  dem  Auslande  der  Schutz  der  landwirthschafl- 
liehen  Urproduktion  gänzlich  aufgehoben  worden  ist,  und 
eben  darum  die  Ermässigung  der  auf  derselben  bestandenen 
inneren  Steuern  als  Gegengewicht  räthlich  erschien. 

2.    Das  TabakmonopoL 

Das  Tabakmonopol  stammt  in  Frankreich  aus  dem  Jahre 
1674,  schon  1716  war  es  um  4  Millionen  livres,  1789  um 
32  Millionen  verpachtet.  Die  Revolution  hob  es  auf,  und 
die  Gesetze  vom  %%.  frimaire  an  VII.  (22.  December  1798), 
24.  April  1806,  16.  Juni  1808  führten  statt  desselben  Taxen 
auf  die  Einfuhr,  die  Erzeugung  und  den  Verkauf  ein,  allein 
der  höchste  Ertrag,  der  erzielt  werden  konnte,  wai:  1806 
mit  16  Millionen  Fr.,  und  seitdem  sank  das  Erträguss  von 
Jahr  zu  Jahr.  Diess  bestimmte  zur  Wiedereinführung-  des 
Monopols,  die  mit  dem  Gesetze  vom  29.  December  1810  er- 
folgte, und- seit  dieser  Zeit  erhielt  sich  dasselbe.  Wiederholt, 
1835,  1840,  1853,  wurden  umfassende  und  sorgfaltige  Unter- 
suchungen gepflogen,  welche  der  möglichen  Besteuerungs- 
arten des  Tabaks  sich  als  die  entsprechendste  darstelle,  allein 
stets  wurde  sich  für  das  Monopol  als  die  einfachste  und  ein- 
träglichste entschieden.  Durch  das  Gesetz  vom  23.  April  1840 
wurde  dessen  Aufrechthaltung  auf  10  Jahre  d.  i.  bis  Ende  1851 
und  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1852  auf  weitere  zwölf 
Jahre,  also  bis  Ende  1863  ausgesprochen. 

Der  Verkauf  des  Tabaks  ist  seit  dem  Beginne  des  Mo- 
nopols der  Verwaltung  der  indirekten  Abgaben  anvertraut 
gewesen ,  allein  für  den  Ankauf  und  die  Fabrikation  bestand 
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aeit  dem  Jahre  1831  eine  eigene  Direktion ,  welche  erst  durch 
•das  Dekret  vom  5.  April  1848  mit  der  Generaldirektion  der 
ifidic^ton  Abgaben,  und  mit  dieser  am  27.  December  1851 
mit  der  Generaldirektion  der  2iölle  vereinigt  wurde. 

Das  Monopol  wird  übrigens  in  vollem  Umfange,  in  Be- 
adehung  auf  die  Einfuhr,  die  Erzeugung  und  den  Ver- 
ki^uf  ausgeübt. 

Die  Einfuhr  von  rohen  Blättern  ist  nur  der  Verwaltung 
gestattet;  es  besteht  hiebei  die  sonderbare  Einrichtung,  dass 
die  Tabakregie  an  das  Zollgefälle  ft)r  Blätter,  die  nicht  auf 
französischen  Schiffen  aus  aussereuropäischen  Ländern  ein- 
geführt werden,  einen  Zoll,  und  zwar,  wenn  die  Einfuhr 
auf  fnuüzdsischen  Schiffen  aus  Entrepots  erfolgt,  von  5  Fr. 
nnd  wenn  die  Einfuhr  auf  fremden  Schiffen  oder  zu  Lande 
erfolgt,  von  10  Fr.  für  100  Kilogramm  zu  entrichten  hat. 

Die  Einfuhr  von  Tabakfabrikaten  ist  Privaten  nur  in 
kleinen-  Mengen  bis  zu  10  Eil.  fUr  die  Person  und  gegen 
eitlen  Zoll  für  Cigarren  und  Cigareten  von  24  Fr.,  für  an- 
dere Tabake  von  10  Fr.  für  das  Kilogramm  netto  erlaubt.  ^ 
Reis^den  kann  jedes  Zollamt  die  Verzollung  oder  die  Er- 
klä^iBg  zur  Durchfuhr  von  500  Cigarren  oder  1  Kilogramm 
Taliak  gestatten,  weiter  gehende  Bewilligungen  können  nur 
von  Aemtem  ertheilt  werden ,  die  zur  Behandlung  von  Durch- 
fufarwaaren  ermächtigt  sind.  Als  Bestätigung  über  den  ent- 
richteten Zoll  wird  eine  von  der  Tabakregie  für  diesen  Zweck 
gelieferte  Etiquette  angeklebt. 

Fremde  Schiffe  in  französischen  Häfen  müssen  den  mit- 
gebrachten Tabak  in  amtliche  Verwahrung  geben ,  doch  wird 
ihnen  ein  achttägiger  Bedarf  ohne  Gebühr  belassen. 

Auch  für  die  Fabrikate  hat  die  Verwaltung,  wenn  sie 
nicht  auf  französischen  Schiffen  aus  aussereuropäischen  Län- 
dern eingeführt  werden,  einen  Zoll  an  die  Zollverwaltung  und 
zwar  von  7  Fr.  für  den  Import  auf  französischen  Schiffen 

*  Dekret  vom  11.  I>e<fember  1848  und  *^0.  Januar  1862. 
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aus  Entrepots,  and  von  15  Fr.  fUr  den  Import  auf  fr^nden 
Schiffen  oder  zu  Lande  zu  entrichten. 

Ungefähr  die  Hälfte  des  Bedarfs  an  rohen  Blättern  wird 
durch  inländische  Blätter  gedeckt,  ein  Sechstheil  kommt  aus 
Algier,  der  Rest  wird  zu  drei  Viertheilen  aus  Amerika  und  zu 
einem  Viertheile  aus  Ungarn,  Holland,  Deutschland  und  an- 
dern Gegenden  Europa's  bezogen;  was  anderswoher  kommt, 
ist  ein  unbedeutender  Bruchtheil. 

Der  Ankauf  der  fremden  Blätter  geschieht  in  der  Regel 
im  Wege  der  schriftlichen  Offerte.  Die  Ausschreibung  er- 
folgt öffentlich,  die  Versteigerungsbedingungen  werden  in 
Paris,  Havre,  Marseille,  Bordeaux,  Morlaix  und  in  den  Gre- 
sandtschaftskanzlden  zu  London ,  Hamburg  n.  dgl.  aufgelegt, 
an  den  meisten  dieser  Orte  sind  auch  die  Typen  einzusehen, 
auf  Omnd  deren  die  Blätter  tibemommen  werden. 

Manchmal  kauft  die  Regie  über  Ansuchen  der  Eaufleute 
auch  aus  freier  Hand  auf  Grund  der  Schätzungen  ihrer  Agen- 
ten kleine  Quantitäten  aus  Schiffbrüchen  geretteten  oder  ha- 
varirten  oder  als  Muster  eingelangten  Tabaks,  welche  die 
Kosten  der  Wiederausfuhr  nicht  ertrügen  (tabacs  de  b6n6- 
ficiement,  Gnaden tabake). 

Die  Tabakpflanzutigen  in  Frankreich  können  nur  in 
jenen  Departements  stattfinden,  in  denen  der  Tabakbau  durch 
ein  Gesetz  oder  ein  kaiserliches  Dekret  ausdrücklich  ge- 
stattet ist. 

Gegenwärtig  ist  dieses  nur  in  9  Departements:  Nord, 
ünterrhein,  Pas-de-Calais ,  Lot,  Lot  und  Garonne,  Die  und 
Vilaine,  Var,  Rhonemündungen  und  Gironde  der  Fall.  * 

Der  Minister  bestimmt  im  August  jeden  Jahres  den 
Tabakbedarf  des  nächsten  Jahres  an  inländischen  Blättern, 
welche  Menge  hieron  auf  jedes  einzelne  Tabak  bauende  De- 
partement und  Arpondissement  entfelle,  die  hiernach  zu  be- 
bauende Fläche  und  die  Einlösungspreise.  • 

'  Ges.  Tom  aö.  Dec.  1810,  Dekrete  Tom  516.  Juli  1852  und  17.  Nov.  1854. 


341 


Der  Präfekt  gibt  diese  Bestiinmungen  bekannt,  nennt 
die  Oemeindeu ,  in  denen  der  Tabakbau  gestattet  ist,  fordert 
diejenigen ,  die  Tabak  zu  pflanzen  wünschen ,  zur  Anmeldung 
auf  und  macht  zugleich  kund,  auf  welche  Weise  die  vom 
Pflanzer  übernommene  Verpflichtung  festgestellt,  überwacht, 
erfüllt  und  die  Beurtheilung  und  Uebernahme  des  Tabaks 
durch  die  Regie  eingeleitet  werden  solle.  ^  Die  Bekannt- 
machung erfolgt  in  Form  eines  Plakates  und  wird  in  den 
zum  Tabakbau  berufenen  Gemeinden  drei  Sqnntage  hinter- 
einander vorgelesen. 

Die  Anmeldungen  werden  in  den  Monaten  September 
und  Oktober  in  der  Mairie  unter  Beistand  von  Aufsichts- 
beamten über  die  Tabakpflanzungen  gesammelt  und  gelangen 
Ende  Oktobers  an  die  ünterpräfekte  und  Präfekte,  welche 
sie  dem  Direktor  der  indirekten  Abgaben  zur  Beisetzung  sei- 
ner Bemerkungen  übergeben.  In  der  zweiten  Hälfte  No- 
vembers tritt  unter  dem  Vorsitze  des  Präfekts  eine  Komis- 
sion  zusammen,  bestehend  aus  dem  Direktor  der  indirekten 
Abgaben,  einem  Departenientsrathe,  einem  Oberbeamten  der 
Aufsicht  über  die  Tabakpflanzungen  und  einem  Mitgliede  des 
betreffenden  Arrondissementsrathes,  welcher  aber  nicht  Ta- 
bakpflanzer seyn  darf,  um  über  die  Ertheilung  der  Erlaub- 
nissscheine zu  entscheiden. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Präfekts  und  der  Kom- 
mission geht  der  Rekurs  an  den  Staatsrath,  während  die 
allgemeinen  Beschlüsse  des  Ministers  kein  Gegenstand  einer 
Berufung  an  den  Staatsrath  sind.  '^ 

Es  wird,  ausgenommen  in  einigen  Departements,  wo 
die  Theilung  des  Eigenthums  allzuweit  vorgeschritten  ist, 
Niemand  zum  Tabakbaue  zugelassen,  der  nicht  wenigstens 
eine  zusammenhängende  Fläche  von  20  Acres  zum  Anbaue 
darbietet. 

'  Gesetze  vom  28.  April  1816  und  12.  Februar  1835- 
^  Sta«t6rathent8cheidung  vom  20.  Juni.  1837. 
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Die  Erlaubuissscheine  werden  aus  juxdrten  Heften  aus* 
gefertigt;  die  Ausschnitte  werden  in  der  ersten  Hälfte  Ja- 
nuars den  Pflanzern  übergeben,  die  Hefte  selbst  mit  den 
darin  verbliebenen  Mutterscheinen  dienen  den  Auftichtsbeam- 
ten  zur  Verfassung  ihrer  Gesammtverzeicbnisse  und  der  Revi- 
sionsbogen  (Portatifs)  für  die  einzelnen  Tabakbauer  und  werden 
dann  in  den  Archiven  der  Arrondissementsbehörden  hinterlegt 

In  jedem  Arrondissement  besteht  ein  eigenes  Einlösungs- 
magazin,  welchem 'ausser  dem  Oberbeamteu  für  den  Maga- 
zinsdienst ein  Kontrollor  für  die  Tabakpflanzungen  zugetbeilt 
ist,  unter  ihm  stehen  die  zahlreichen  Beamten  des  Auf- 
sichtsdienstes ,  welche  zur  Zeit  des  Anbaues  und  der  Ernte 
noch  durch  zeitweilig  aufgenommene  Individuen  unterstützt 
werden. 

Ihrer  Thätigkeit  haben  wir  bereits  bei  Aufnahme  der 
Anmeldungen  erwähnt  Gleich  nach  Anlegung  der  Pflanzer- 
Verzeichnisse  untersuchen  sie,  ob  die  Besamung  für  die  an- 
zubauenden Flächen  gehörig  erfolge  und  ob  sich  Spuren  des 
Anbaues  auf  nicht  concessionirten  Gründen  zeigen.  Nach 
einigen  Monaten,  wenn  die  zu  bebauenden  Flächen  bestockt 
sind,  wird  von  den  Beamten  eine  zweite  Nachschau  gepflo- 
gen, ob  das  gestattete  Flächenmass  nicht  überschritten  sei, 
ob  der  Bau  auf  einem  Felde  von  regelrechter  Gestalt,  in 
gleich  weit  abstehenden  Reihen,  die  einzelnen  Pflanzen  in 
gleichen  Zwischenräumen  von  einander,  erfolge,  nicht  andere 
Gewächse  dazwischen  gebaut,  die  Beete  für  die  Ersatz- 
und  Samenpflanzen  aui  Rande  ^  der  Aufsicht  sichtbar  an- 
gebracht sind.  Zugleich  wird  die  Zahl  der  einzelnen  Pflan- 
zen erhoben  (erste  Inventur).  Später  werden  die  Samenbe- 
stände, mit  Ausnahme  jener  der  Samenpflanzen,  zerstört, 
die  verkümmerten  Pflanzen  ausgerissen  und  durch  andere 
ersetzt,  die  verkümmerten  Stängel  und  Blätter  ajjgebrochen 
und  die  Zahl  der  vorhandenen  brauchbaren  Blätter  ermittelt 
(zweite  Inventur). 
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Jeder  UaftJl,  welcher  die  Zahl  der  Pflanzen  oder  Blät- 
ter vermindert,  ist  der  Aufsicht  anzuzeigen,  damit  sie  das 
Ereigniss  und  den  dadurch  verursachten  Schaden  constatire, 
die  vorhandenen  unbrauchbaren  Ueberreste  vertilge. 

Ist  die  Ernte  vorüber,  so  wird  der  Tabak  in  den  Trocken- 
stuben untersucht,  ob  er  die  geeignete  Behandlung  erfahren, 
es  wird  sein  beiläufiges  Gewicht  abgeschätzt,  sein  Transport 
vom  Pflanzer  in  das  Einlösungsmagazin  Oberwacht,  hier  die 
Abzahlung  der  abgelieferten  Blätter  und  die  genaue  Ermitt- 
lung ihres  Gewichtes  vorgenommen,  das  Ergebniss  mit  der 
Schuldigkeit  des  Pflanzers  verglichen  und  der  etwaige  Ab- 
gang hervorgehoben. 

Es  ist  übrigens  auch  der  Anbau  Behufs  der  Ausfuhr 
gestattet,  allein  nur  solchen  Personen,  welche  die  nöthige 
Sicherheit  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  darbieten ,  im 
Falle  der  wirkliche  Austritt  des  Tabaks  nicht  erwiesen  wird, 
die  entfallende  Strafe  zu  berichtigen. 

Der  Ausfuhrzoll  ist  wohl  gering,  25  Cent,  für  100  Kilo- 
gramme, allein  die  Haftung  und  die  Kontrollen  sind  zu  be- 
deutend, und  der  im  Verhältnisse  zur  Ablieferung  an  die 
Verwaltung  zu  erzielende  Gewinn  ist  zu  gering,  als  dass  es 
lohnen  könnte,  den  französischen  rohen  Tabak  in  irgend 
einer  erhebliehen  Menge  auszuführen. 

Bis  aum  1.  August  soll  aller  geernteter  Tabak  entweder 
ausgeführt  oder  Behufe  der  Ausfuhr  unter  amtliche  Mit- 
sperre gelegt  oder  der  Verwaltung  zur  Einlösung  übergeben 
sein;  der  Präfekt  kann  jedoch  diese  Frist  ausnahmsweise  bis 
1.  September  verlängern. 

Der  Pflanzer  hat  alle  Blätter  und  Stengel ,  auch  die  be- 
schädigten und  unbrauchbaren,  abzuliefern,  damit  letztere 
in  seiner  Gegenwart  vertilgt  und  von  seiner  Schuldigkeit 
abgeschrieben  werden.  Jede  Menge,  die  nach  verstrichener 
Frist  beim  Pflanzer  gefunden  wird,  ist  strafbar,  auch  bleibt  der 
Pflanzer  für  jeden  Abgang  an  der  von  ihm  zu  liefernden  Menge 
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haftend.  >  Das  Deficit  wird  nach  den  Preisen  für  den  Can- 
tine- Tabak  berechnet  und  vom  Guthaben  des  Pfianzers^  ab- 
gezogen. Zeigt  sich  ein  vom  Pflanzer  zu  ersetzender  Rest, 
so  wird  er  auf  Grund  einer  vom  Präfekten  angefertigten 
Steuerrolle  nach  Art  der  direkten  Steuern  eingehoben.  ^ 

Nur  der  Pflanzer  darf  rohen  Tabak  und  zwar  ausschlies- 
send  nur  von  ihm  selbst  erzeugten  aufbewahren ;  jeder  Trans- 
port solchen  Tabaks  erfolgt  unter  Begleitscheinkontrolle,  nur 
jener  von  der  Wohnung  des  Pflanzers  bis  zum  Bureau,  von 
dem  der  Begleitschein  auszufertigen  ist,  erfolgt  mit  einem 
von  diesem  Bureau  auszustellenden  Legitiniationsschein  (lais* 
sez-passer). 

Die  Ablösungspreise  der  Verwaltung  sollen  so  bemessen 
sein,  dass  es  dem  Grundbesitzer  lohnender  werde,  Tabak 
statt  Weizen  zu  bauen.  Sie  sind  nach  drei  Abstufungen 
festgesetzt,  ftlr  Tabake  bester,  mittlerer  und  geringster 
Qualität.  Zur  Bestimmung,  welcher  Qualität  der  abgelieferte 
Tabak  angehöre,  dienen  Typen,  —  Musterbüschel,  —  welche 
aus  den  zwölf  besten  Lieferungen  des  Einlösungsbezirkes 
ausgesucht  werden.  Bei  guten  Jahresrenten  werden  diese 
Büschel  aus  Tabak  mittlerer  Güte,  bei  mittelmässigen  Ern- 
ten aus  den  besten  Blättern  gewählt,  man  sieht  übrigens 
darauf,  dass  die  Musterblätter  denen  des  vorausgehenden 
Jahres  thunlichst  gleich  sind. 

Die  Wahl  dieser  Typen  und  die  Vergleichung  der,  ein- 
zelnen Lieferungen  mit  denselben  erfolgt  durch  eine  Kom- 
mission von  Sachverständigen.  Zwei  derselben  werden  von 
der  Verwaltung  aus  den  Oberbeamten  der  Fabriken  und 
Magazine  gewählt,  drei  ernennt  der  Präfekt  aus  der  Ver-^ 
waltung    fremden    Männern.      Sie    entscheiden    nach    ihrer 

»  Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Ueberwachung  der  Tabakpflan- 
zungen ist  die  Mitwirkung  der  Flurwächter  (gardes  champ^tres),  angeord* 
uet  durch  die  Gesetze  vom  24.  December  1824  und  28.  April  1826. 

'  Gcfletz  vom  28.  April  1816. 
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individuellen  Ueberzeugung.  Die  Verwaltung  übt  nur  insoferne 
Einfluss,  als  sie  unlautere  oder  befangene  Personen  durch 
Einwirkung  auf  den  Präfekten  ferne  zu  halten  oder  doch 
ihre  Verwendung  in  andern  Arrohdissemen ts ,  wo  ihre  In- 
teressen minder  betheiligt  sind,  durchzusetzen  und  die  ihr 
angebörigen  Kommissionsmitglieder  über  den  einzuhaltenden 
Gang  belehren  kann.  ^ 

Die  Ablösungspreise  werden  über  Anweisung  der  Ein- 
lösungsmlagazine  von  den  Einnehmern  der  indirekten  Steuern 
ausgezahlt;  ein  Centime  für  das  Kilogramm  wird  zur  Bestrei- 
tung der  Kosten  der  Beurtheilung,  zu  Prämien  für  zweckmäs- 
sige Trockenanstalten,  für  Druckschriften,  für  Unterstützung 
beschädigter  Pflanzer  und  ähnliche  Zwecke  zurückbehalten.  ^ 

Die  dem  Tabakbau  gewidmete  Fläche  beträgt  gegenwärtig 
über  10,000  Hectares ,  und  die  vom  Staate  angekaufte  Menge 
durchschnittlich  bei  IV/2  Millionen  Kilogr. ;  der  durchschnitt- 
liche Werth  ist  67/3  Fr.  für  100  Kilogr. 

In  Algier  und  in  den  Kolonien  ist  der  Tabakbau  frei, 
sowie  überhaupt  dort  der  Tabak  nicht  Gegenstand  eines 
Staatsmonopols  ist;  die  Regierung  thut  viel,  um  den  Bau 
zu  heben. 

Der  wegen  Schleichhandel  oder  verbotwidriger  Erzeu- 
gung in  Beschlag  genommene  Tabak  wird  den  Ergreifern 
vom  Staate  abgelöst,  zu  150  Fr.  für  100  Kilogr.,  wenn  er  für 
Tabak  zum  allgemeinen  Gebrauche,  zu  90  Fr.  für  100  Kilogr., 
wenn  er  zu  Cantinetabak,  und  zu  30  Fr.  für  100  Kilogr.,  wenn 
er  für  die  Tabakregie  nicht  zu  verwenden  ist,  und  daher  in 
Gegenwart  der  Ergreifer  vertilgt  wird.  ^  An  den  Grenzen  wird 
die  Veräusserung  des  angehaltenen  Tabaks  Behufs  der  Aus- 
fuhr gestattet.  Die  Ausfuhr  darf  nur  über  gewisse,  vorhinein 
bezeichnete  Strassen  erfolgen. 

'  Reglement  über  die  Tabakpilanzuugen  vom  16.  Juli  1851. 
^  Gesetz  vom  21.  April  1832. 
*  Ord.  vom  9.  Oktober  1816. 
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Der  angekaufte  oder  eingelöste  Tabak  wird  in  den  be- 
stehenden 23  Magazinen  eoncentrirt  und  in  zehn  Tabak- 
fabriken zu  Paris,  Bordeaux,  Marseille,  Morlaix,  Strass- 
bürg,  Lille,  Havre,  Tonneins,  Toulouse,  Lyon  verarbeitet* 

lieber  20,000  Arbeiter  sind  in  denselben  beschäftigt. 
Man  lobt  namentlich  die  Einrichtung  der  Fabrik  in  Paris, 
die  neuesten  Fortschritte  der  Fabrikation  sollen  darin  ange- 
wendet sein,  und  es  lässt  sich  auch  nicht  läugnen ,  dass  jetzt 
wohlfeiler  erzeugt  wird,  als  in  früheren  Jahren.  Besondere 
Sorgfalt  wird  auf  den  Schnupftabak  verwendet.  Er  braucht 
vom  Augenblicke  der  Uebernahme  der  rohen  Blätter  an  ge- 
rechnet 20  Monate  bis  zu  seiner  Vollendung.  650,000  Eilogr. 
Soda  und  Kochsalz  werden  zur  Beize  verwendet. 

Auf  jedem  aus  den  Fabriken  hervorgehenden  Tabak- 
pakete ist  bemerkt,  in  welcher  Fabrik  und  wann  es  erzeugt 
worden,  wie  gross  das  Grewicht,  wie  hoch  der  Kleinver- 
schleisspreis  sei,  aus  welcher  Mischung  der  Tabak  bestehe, 
wie  viel  Percent  Wasser  er  enthalte. 

Es  werden  übrigens  ausser  den  eigenen  Fabrikaten  auch 
fremde,  namentlich  Havanna- und  Manilla-Cigarren,  gröbere 
zu  15,  20,  25  Cent.,  und  feinere  zu  30,  35,  40  Cent,  das 
Stück  in  Verschleiss  gesetzt. 

Der  Tabak  gelangt  aus  den  Fabriken  und  deren  Nieder- 
lagen an  die  Verleger,  deren  gegenwärtig  357  sind,  in  der 
R^el  einer  in  jedem  Ari*ondissement.  Jeder  Fabrik  ist  ein 
bestimmter  Absatzkreis  zugewiesen,  nur  Tabake,  die  höher 
als  9  Fr.  50  Cent,  im  Preise  stehen,  können  auch  ausser- 
halb dieses  Kreises  versendet  werden. 

Der  Transport  zwischen  den  Fabriken  und  den  Ver- 
legern wird  im  Wege  der  Conkurrenz  Transportsunterneh- 
mern überlassen. 

Die  Verleger  sind  verrechnende  und  kautionide  Beamte, 
sie  versehen   meist  noch    das   Geschäft   eines  Verzehrungs- 

'  Zwei  Fabriken,  in  Nantes  und  Chatoauroux,  sind  im  Bau  begriffen. 
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Steuer -Einnehmers.  Nur  in  21  Städten  befinden  sich  beson- 
dere Tabakverleger,  in  Paris  sind  deren  sogar  vier. 

Die  Ausfolgung  geschieht  auf  Bestellungen  der  Verleger, 
die  Tom  Direktor  vidirt  und  an  die  betreffende  Fabrik  ge- 
leitet werden  müssen;  es  soll  in  der  Regel  in  jedem  Ver- 
lage ein  viermonatlicher  Vorrath  vorhanden  sein.  Die  Ver- 
sendung des  Materials,  wie  die  Rücksendung  der  Behältnisse 
erfolgt  unter  BegleitscheinkontroUc.  Die  Rücksendung  von 
Tabaken  aus  den  Verlagsstätten  an  die  Fabriken  darf  nur 
über  Bewilligung  der  Generaldirektion  erfolgen. 

Die  Abladung  der  bestellten  Sendungen  geschieht  in 
Gegenwart  zweier  Beamten;  jedes  einzelne  Collo  wird  äus- 
serlich  untersucht  und  abgewogen,  ob  nicht  Beschädigungen 
oder  Unterschleife  statt  gefunden  haben. 

Die  Magazine  sollen  nicht  zu  feucht  und  nicht  zu  trocken 
sein.  Es  ist  untersagt  die  einzelnen  Behältnisse  auf  den 
Boden  oder  bloss  auf  unterbreitete  Bretter  zu  legen,  sondern 
sie  sollen  so  lagern,  dass  die  Luft  unten  durchstreichen 
kann.  Sie  sollen  nicht  hart  an  nackten  Mauern  und  geord- 
net nach  Sorten  und  Preisen,  die  Marken  und  Nummern 
nach  vom  liegen  u.  dgl.  m.  * 

Die  Verleger  verkaufen  den  Tabak  um  den  Preis,  um 
welchen  sie  ihn  erhalten;  er  wird  für  jede  Sorte  durch  ein 
kaiserliches  Dekret  festgestellt  Der  Unterschied  zwischen 
diesem  Preise  und  den  Kosten  der  Erzeugung  und  des  Trans^ 
ports  des  Tabaks  bis  zum  Verleger  stellt  den  Mouopolsge-i 
winn  des  Staates  dar.  Er  wird  im  Durchschnitte  beiläufig 
auf  450%  berechnet,  er  wechselt  jedoch  bei  den  einzelnen 
Sorten;  am  grössten  ist  er  beim  Schnupftabak. 

Bei  den  Verlegern  holen  die  Klein  verschleisser  (Tra* 
fikanten)  ihren  Bedarf,  sie  müssen  ihn  baar  bezahlen  und  in 
der  Regel  wenigstens  10  Kilogr.  auf  einmal  abnehmen.  Die« 
ses  Minimum  ist  in  Paris  auf  25  Kilogr.  erhöht  und  kann 

*  ReglemeDt  vom  26.  Sept.  1820,  Oirk.  vom  14.  Sept.  1825. 
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in  den  Departements  mit  Bewilligung  des  Direktors  auf  5 
und  selbst  auf  3  Eilogr.  ermässigt  werden. 

Die  Tabake  werden  ihnen  in  Fässern  und  Säcken  unter 
amtlichem  Verschlusse  ausgefolgt,  derselbe  darf  nur  in  Ge- 
genwart eines  Steuerbeamten  geöffnet  werden.  Die  Ver- 
kaufsnote muss  die  Sendung  begleiten,  sie  vertritt  die  Stelle 
des  Begleitscheins.  Fremde  Cigarren  werden  nur  den  grös- 
seren Trafikanten  zum  Verschleisse  anvertraut  Die  Trafi- 
kanten führen  paraphirte  Bücher  über  Empfang  und  Aus- 
gabe an  Tabakmateriale;  die  verkauften  Mengen  sind  am 
Abende  jedes  Tages  einzustellen.  Sie  haben  auch  den  Ver- 
schluss von  Postmarken  zu  besorgen,  sie  sind  zur  Ent- 
deckung von  Uebertretungen  des  Tabakgefälls  und  zur  Auf- 
nahme von  Thatbeschreibungen  gegen  solche  Uebertretungen 
verpflichtet  ^  und  unterliegen  der  amtlichen  Ueberwachung 
(dem  Exercice). 

Gelegentlich  der  periodischen  Vorrathsaufnahme  werden 
der  Ursprung,  die  Identität  und  der  Zustand  des  Tabaks 
untersucht,  es  werden  die  Wage  und  die  Gewichte  geprüft, 
und  es  wird  untersucht,  ob  die  bestehenden  Vorschriften 
über  die  Aufbewahrung,  die  Verrechnung  und  die  Bezahlung 
des  Materials  beobachtet  werden.  Um  den  Vorrath  zu  er- 
heben, werden  stets  die  Fakturen  des  Verlegers  zur  Unter- 
suchung mitgenommen. 

An  Orten,  wo  sich  eine  Tabakfabrik  befindet,  haben 
sich  die  durchsuchenden  Beamten  die  Begleitung  eines  tech- 
nischen Fabriksbeamten  zu  erbitten. 

Es  gibt  gegenwärtig  mehr  als  33,300  Eleinverschleisser, 
9500  sind  zugleich  Lokaleinnehmer  der  Getränkesteuern 
(buralistes) ,  denen  der  Tabakkleinverschleiss  zur  Ergänzung 
ihrer  Bezüge  dient,  die  übrigen  sind  Leute,  welchen  man  einen 
solchen  Platz  als  Anerkennung  für  geleistete  Dienste  verleiht. 

Das  Verleihungsrecht  für  Posten ,  die  weniger  als  1000  Fr. 

•  Dekret  vom  16.  Juli  1852  und  21.  Juni  1854. 
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abwerfen,  steht  dem  Präfekt,  für  einträglichere  der  General- 
dirdktion  zu. 

Die  Kategorien  der  zu  solchen  Plätzen  Berechtigten  sind 
nicht  genau  bestimmt,  und  es  gibt  unter  diesen  Plätzen 
einige  sehr  einträgliche,  daher  ist  der  Zudrang  der  Bewer- 
ber ein  ausserordentlicher,  und  ein  grosser  Theil  Direktions- 
Yorträge  an  den  Minister  und  der  Ministerialvorträge  an  den 
Kaiser  wird  über  Gesuche  dieser  Art  erstattet. 

Die  Kleinverschleisspreise  sind  ebenfalls  von  der  Ver- 
waltung festgesetzt,  der  Unterschied  zwischen  denselben  und 
den  Grossverschleisspreisen  bildet  den  durchschnittlich  10  bis 
12%  betragenden  Gewinn  des  Heinverschleissers  (debitant). 

Es  werden  Tabakfabrikate  auch  in  das  Ausland  abge- 
setzt; geschieht  diess  mit  Bewilligung  der  Regie  gegen  einen 
Nachlass  am  Verschleisspreise,  so  erfolgt  die  Ausfuhr  unter 
Begleitscheinkontrolle  über  gewisse  höher  stehende  Aemter,  ^ 
in  anderen  Fällen  sind  besondere  Kontrollen  nicht  noth- 
wendig» 

Die  Schiffe  des  Staates  und  der  Handelsmarine  geniessen 
die  Begünstigung,  dass  ihnen  ihr  Bedarf  über  Bewilligung 
des  Direktors  gegen  die  Grossverschleisspreise  ausgefolgt  wird. 

Die  grosse  Fischerei  ist  darüber  hinaus  dadurch  begün- 
stigt^ dass  sie  als  Exporteure  angesehen  werden  und  die 
für  die  Tabakausfuhr  bewilligten  Nachlässe  erhalten.  Die 
Handelsschiffe  können  sich  übrigens  mit  fremdem  Tabak  aus 
den  Entrepots  versehen,  und  es  werden  ihnen  ausländische 
Blätter  aus  den  Staatsmagazinen  gegen  billige  Preise  ab- 
gelassen. ^ 

Die  Preise  des  Tabaks  sind  nicht  im  ganzen  Lande  die- 
selben, sondern  es  sind  in  der  Richtung  gegen  die  Nord- 
und  Ostgrenze  in  14  Departements  wohlfeile  Sorten   (tabac 

# 

*  Es  sind  diese  Nachlässe  durch  einen  Ministerialerlass  vom  17.  Ja- 
nuar 1817  für  die  einzelnen  Sorten  zUFermäasig  festgestellt. 
'  C»rk«  vom  23.  Juli  1834. 
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de  cantioe)  in  Verschleiss  gesetzt,  deren  Proia  %,  \^%^  %  ^i>d 
in  den  äussersten  Distrikten  selbst  nur  ^^  des  Preises  des 
Tabaks  im  Innern  betrögt.  Eben  darum  ist  die  Uebertra- 
gung  des  Tabaks  aus  einer  billigeren  in  eine  theuerere  Zone 
strafbar,  und  es  bestehen  eigene  Aufsichtsbeamte  zur  Ver- 
hütung solcher  Uebertragungen. 

Gegenwärtig  besteht  folgender  Preistarif  (für  das  Kilo- 
gramm in  Francs  und  Centimes) :  ^ 


HaTanna-  und  Manilla  -  Cigarren 


Cigarren  in  Frankreich  fab- 
ricü't 

«  .      r„  ,   ,       iCiearretten  ( in  der  Fremde 

Feine  Tabake    )^v...5.u      i^-u 

^  n\     fabncirt  (  m  Frankreich 

(genannt  fremde)'Jgj^^^  und  Scaferlaü    .    . 

Kleine  gesponnene  Rollen 

Caroten 

Gemeine  Tabake:  Staub,  Scaferlati,  Rollen, 

Caroten 

Innere  Cantine-  C„^    ,      «    *  i  x-     t«  n 
■  .   ,  fStaub,  Scaferlati,   Rollen 

AeueaereCantine-lStaub,  Scaferlati,  Rollen 
Tabake        j 

^Scaferlati,  Rollen     .    . 

Seit  30.  Juni  1853  ist  eine  eigene  wohlfeile  Tabaksorte 
für  Soldaten,  und  seit  10.  August  1853  für  Schifiisleute  in 
Verschleiss  gesetzt,  das  Kilogramm  1  Fr.  50  Cent,  für  Rauch- 
und  2  Fr.  für  Kautabak. 

Sie  wird  von  den  Berechtigten  gegen  Bestätigung  der 

'  Ord.  vom  27.  AnguBt  1839,  22.  Oktober  1843,  16.  Juni  1844, 
28.  Juni  1846,  13.  Juli  und  3.  Oktober  1847,  Arr.  2.  Mai  1848,  Dekr. 
14.  Mai  1849  und  4.  Januar  1851. 


Preis  für  die 
Trafikanten. 

Preis  für  die 
Gonsument«^. 

92,- 

100, 

80, 

87,50 

1      68, 

75,- 

56,— 

62,50 

44,- 

50,- 

33,— 

37,50 

22,- 

25,- 

[     22,- 

25,- 

l     11>- 

12,50 

l     22.— 

25,- 

11,10 

12,— [  bloss 

9,80 

11 ibei  den 

'     \geni  lU 

iverksu- 

7,25 

8,— [    fen. 

5,80 

6,50 

3)40 

^- 

2,55 

3- 

2,15 

2,50 

1,70 

Ä,- 
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Obern  in  einer  Menge  von  10  Grammes  für  den  Mann  aus 
dem  Stande  der  Gemeinen  und  Unterofficiere  und  für  den 
Tag  gefasst  —  Ausnahmsweise  können  auch  inländische 
Tabakblätter  zu  medizinischen  Zwecken  an  Apotheker,  Thier- 
ärzte  und  Viehbesitzer  in  kleinen  Mengen  von  höchstens 
2  Eilogr.  zu  den  Preisen  des  Cantinetabaks  yerkauft  werden. 

Die  Tabakpreise  unterliegen  nicht  den  beiden  zehnpro- 
centigen  Steoerzuschlägen.  * 

Tabakfabrikate  dürfen  selbst,  wenn  sie  yerzollt  oder  aus 
Verschleissplätzen  der  Verwaltung  bezogen  sind,  nur  dann 
in  einer  Menge  von  mel)r  als  10  Eilogr.  aufbewahrt  werden, 
wenn  sie  noch  mit  der  Etikette  der  Regie  versehen  sind.  ^ 

Das  Verbot  der  Aufbewahrung  des  für  die  Grenzdistrikte 
oder  für  Soldaten  und  Sehiffsleute  bestimmten  wohlfeileren  Ta- 
baks erstreckt  sich  auf  alle  Orte  ausser  der  2iOne,  für  welche 
er  in  Verkehr  gesetzt  wurde,  auf  alle  unberechtigte  Personen 
und  auf  Mengen  von  mehr  als  3  Eilogr.,  die  nicht  mit  der 
Etikette  der  Regie  versehen  sind. 

Alle  Tabakfabrikate  in  Mengen  über  10  Eilogr.  können 
nur  unter  Begleitscheinkontrolle  von  der  Regie  wie  von  Pri- 
vaten versendet  werden ,  aber  selbst  in  Mengen  bis  10  Eilogr. 
müssen  sie  auf  dem  Transporte  entweder  mit  der  Etikette 
der  Regie  oder  mit  einem  Legitimationsschein  versehen  sein. 

Zur  Ausstellung  dieser  Begleit-  und  Legitimationsscheine 
sind  die  Verleger  ermächtigt.  Die  ausnahmsweise  wohlfeilen 
Tabake  können  in  Mengen  über  1  Eilogr.  selbst  unter  der 
Etikette  der  Regie  nur  unter  Faktur  des  Verlegers  oder  unter 
Begleitschein  versendet  werden.  ^ 

Schon  der  Begriff  des  Staatsmonopols  stellt  die  Erzeu- 
gung und  den  Verkauf  von  Tabak  durch  Private  als  unstatt- 
haft dar;  es  sind  jedoch  diese  Verbote  durch  das  Gesetz  vom 

*  Gesetz  vom  2.  Juli  1836. 

^  Gesetze  yam  28.  April  1816  und  vom  23.  April  1840. 

3  Ord.  vom  13.  Februar  1835. 
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12.  Februar  1835  auch  auf  alle  Tabaksurrogate  (tabacs 
factices)  ausgedehnt  worden;  die  damals  bestandenen  Indu- 
striellen dieser  Art  wurden  entschädigt. 

Durchsuchungen  bei  nicht  kontrollpflichtigen  Personen 
können  nur  bei  unmittelbarer  Verfolgung  eines  fluchtigen 
üebertreters  oder  der  Gegenstände  der  Uebertretung  ohne 
schriftlichen  Auftrag  eines  Obern  von  höherem  Range  als 
ein  Kontrollor  und  ohne  Begleitung  einer  (Jerichtsperson  oder 
bei  Nacht  vorgenommen  werden. 

Die  Strafen  der  Tabakpflanzung  ohne  Ermächtigung  sind 
fUr  das  Hectare  der  bebauten  Fläche 

50  Fr.  wenn  der  Anbau  in  offenen, 
150  Fr.  wenn  er  in  geschlossenen  Räumen  stattfand; 
die  Strafen  der  überschrittenen  Ermächtigung  sind  25  Fr. 
für  das  Hectare.  Das  Maximum  der  Strafe  beträgt  für  die 
unbefugte  Pflanzung  3000  Fr.,  für  die  eigenmächtige  Aus- 
dehnung der  erhaltenen  Erlaubniss  1500  Fr.  Für  die  der 
Ablieferung  entzogenen  Blätter  ist  der  Preis  des  Cantine- 
Tabaks  als  Strafe  zu  entrichten.  Die  Strafe  der  unbefugten 
Aufbewahrung  oder  des  unbefugten  Transports  ist  20  Fr.  für 
jedes  Eil.  innerhalb  des  Minimums  und  Maximums  von  100 
und  3000  Fr. ,  jene  der  unbefugten  Fabrikation  1000—3000  Fr., 
des  unbefugten  Verkaufis  oder  Hausirens  300  bis  1000  Fr., 
und  in  allen  Fällen  Konfiskation  des  Tabaks.  Gegen  Zah- 
lungsunfähige kann  gefängliche  Anhaltung  bis  zu  6  Monaten, 
und  in  Wiederholungsfällen  bis  zu  einem  Jahre  verhängt 
werden. 

Gegen  Beamte  der  Regie,  welche  den  ihnen  anvertrau- 
ten Tabak  verfälschen,  wird  Gefängniss  von  3  Monaten  bis 
1  Jahr,  Geldstrafe  von  300  bis  3000  Fr.  und  die  Absetzung 
verhängt  ^ 

Den  Ergreifern  von  üebertretern  des  Tabakgefälls  kön- 
nen,   abgesehen    von    den    gesetzlichen   Antheilen    an   den 

'  Gesetz  vom  25.  März  1S17. 
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eingebenden  SIrafen  und  ohne  den  Ausgang  der  Strafverhand- 
lung abzuwarten^  besondere  Belohnungen  von  30  bis  150 Fr. 
für  je  100  Kilo  des  angehaltenen  Tabakmaterials  je  nach 
dessen  Werthe  verabreicht  werden.  Das  Minimum  von  30  Fr. 
kann  selbst  in  dem -Falle  ertheilt  werden,  wenn  der  Tabak 
als  zur  Verwendung  für  die  Verwaltung  ungeeignet  erkannt 
und  zur  Vertilgung  bestimmt  wird. 

Die  Verwaltung  besass  Anfangs  1855  an  Gebäuden ,  Ma- 
schinen ,  Vorrichtungen ,  Vorräthen  ein  Vermögen  von  85  Mil- 
lionen Fr.,  wovon  mehr  als  66  Millionen  in  Vorräthen  an 
rohen  Blättern  und  Fabrikaten.  Diese  Vörräthe  betrugen 
jedoch  kaum  das  Doppelte  des  Jahresverbrauches  und  be- 
durften daher  der  Vermehrung. ' 

Die  Kosten  des  Blätterankaufs  werden  für  100  Kilogr. 
durchschnittlich  mit  103  Fr.,  der  Magazinage  mit  3  Fr.  40  C, 
der  Fabrikation  mit  30  Fr.  40  Cent,  und  die  Transportkosten 
mit  4  Fr.  70  Cent,  für  den  Transport  von  den  Blättermaga- 
zinen zu  den  Fabriken,  und  mit  2  Fr*  40  Cent,  von  den 
Fabriken  zu  den  Verlegern  berechnet.  ^  Mit  Benutzung  die- 
ser Elemente  kann  der  mittlere  Gestehungspreis  von  100  Kil. 
des  in  Frankreich  fabricirten  Tabaks  auf  141  Fr.  70  Cent, 
veranschlagt  werden,  während  der  mittlere  Verkaufspreis 
sich  auf  607  Fr.  11  Cent,  stellt.  Die  eigentliche  Tabak- 
steuer kann  daher,  selbst  wenn  man  auf  den  bürgerlichen 
Gewinn  und  die  Kosten  des  Verschleisses  Rücksicht  nimmt, 

*  Diese  und  die  nachfolgenden  Angaben  über  die  Ergebnisse  des  Ta- 
baks- Und  des  Schiesspulvermonopols  sind  dem  R^um6  du  compte  de  la 
fabrication  et  de  la  vente  exclusive  du  tabac,  et  compte  du  produit  de 
la  vente  exclusive  des  poudres  k  feu  entnommen,  welches  die  General- 
direktion im  zweitnächsten  Jahre  nach  Ablauf  des  Verwaltungsjahres  ver- 
öffentlicht. Im  Staatsvoranschlag  wird  der  Rohertrag  des  Tabakmonopols 
sowohl  für  1856  als  für  1857  auf  164  Mill.  Fr.  geschätzt. 

*  Nach  einem  Vertrage  vom  3ü.  September  1851  (dessen  Dauer  Ende 
1856  abläuft)  sind  die  Transportkosten  mit  1,3  Cent,  im  gewöhnlichen, 
und  mit  3,5  Cent,  im  Eiltransport  für  das  metrische  Quintal  und  den  Ki- 
lometer festgesetzt. 

Huck,  Finonzverwaltung  Prankreichs.  23 
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welche  auch  Private  als  Tabakfabrikanten  m  Anreehnung 
bringen  müssten,  auf  450%  ^^^  Werthe  des  verkauften 
Tabaks  geschätzt  werden,  und. diese  einzige  Thatsache  reicht 
hin,  die  Unmöglichkeit  darzuthun,  den  Ertrag  des  Tabak- 
monopols durch  eine  andere  Art  der  Belegung  des  Tabak- 
Verbrauchs  je  zu  erreichen. 

Gleich  beachtenswerthe  Resultate  lassen  sich  der  Ver- 
gleichung  der  Gestehungs-  und  Verkauftjnrdse,  der  Absatz- 
mengen und  des  Absatzerträgnisses  der  einzelnen  Tabak- 
sorten entnehmen.    Es  betrug  nämlich  im  Jahre  1854: 


Bniennung  der 
Tabaksorte. 

Gemeiner  Tabak,  zu 

MitUerer 
Gestehungspreis 

Mittlerer 
Verkaufspreis 

AbsatZBi^nge 
in  metr.  Quinta]. 

Erlös  in 
Tausenden  , 
Francs. 

für  das  IL 

llogramm. 

Fr. 

Gent. 

Fr.      Cent. 

1 

den     allgemeinen 

Preisen  .... 

Gemeiner  Tabak,  zu 

1 

20 

7      26 

145,163 

1 
105,252 

ermässigten  Prei- 
sen für  die  Grenz- 

departements .     . 
Gemeiner  Tabak ,  zu 

1 

10 

2      24 

57,920 

13,024 

ermässigten  Prei- 
sen für  das  Heer 

1 

1 
1 

und  die  Flotte 
Feiner  Tabak     .     . 
Havanna-  und  Ma- 

1 

1 

10      • 

60     ; 

1      30 
17      74 

8,590 
12,024 

1 

1,122 
16,600 

nilla-Cigan*en     . 

22 

40 

43      68 

1,821 

7,956 

Man  sieht,  dass  der  Gewinn  und  mithin  die  in  diesem 
liegende  Abgabe  mit  der  Feinheit  des  Tabaks  und  somit  mit 
dem  Wohlstande  der  Klasse  steigt,  welche  sich  desselben 
bedient;  ein  Vortheil,  der  bei  wenigen  anderen  indirekten 
Abgaben  zu  erreichen  ist.  Nur  die  fremden  CTigarren  und 
der  Cantinetabak  machen  eine  Ausnahme ,  weil  liier  die  Ver- 
waltung in  ihren  Forderungen  durch  den  Preis  der  gleichen 
Waare  im  monopolfreien  Auslande   in    engeren  Schranken 


355 


gehalten  wird,  aber  wir  betrachten  es  als  einen  Vorzug  des 
Monopols,  dass  es  sich  gegen  alle  Anforderungen  der  Zeit 
und  des  Orts  so  schmiegsam  bezeigt. 

Wir  dürfen  endlich  unter  den  Vorzügen  des  Tabak- 
monopols aufzna&blen  nicht  unterlassen ,  dass  wenige  andere 
Zweige  der  öffentlichen  Abgaben  eine  so  rasche  und  nach- 
haltige Ertragsznnahme  aufzuweisen  vermögen,  als  das  Ta- 
bakmonopol.    Es  betrug: 


Der  Bruttoertrag. 


Der  Reinertrag.  * 


1815 
1825 
1835 
1845 
1850 
1852 
1853 
1854 
1855 


Millionen  Prancs. 


53,9 

67,3 

74,4 

111,9 

131,2 
139,3 
145,7 
152,5 


32,1 
44,0 
51,7 
82,5 
88,9 
98,7 
105,2 
110,3 


Die  Absatzmenge. 


Hill.  Kilogr. 


9,8 
12,8 
12,8 
18,5 
19,2 
20,5 
21,5 
22,9 


3.    Das  SchiesspTÜvermonopoL 

Audi  das  Schiesspulvermonopol  übt  der  Staat  in  vollem 
Umfange  aus.  Die  Einfuhr,  die  Erzeugung  und  der  Verkauf 
von  S<düesspulyer  sind  den  Privaten  durch  das  Gesetz  vom 
13.  fructidor  an  V.  (30.  August  1796}  untersagt.  Dem  Schiess- 
pulver sind  das  Enallpulver,  die  Schiessbaumwolle  und  jeder 
die  Wirkung  des  Schiesspulvers  übende  Stoff  gleichgestellt.  * 
Durch  das  erwähnte  Gesetz  war  auch  das  Salpetermonopol 
eiugeftArt  worden,  allein  es  wurde  durch  das  Gesetz  vom 
16.  März  1819  wieder  aufgehoben. 


*  D.  i.  der  Ertrag  nach  Abzug  der  Ausgaben  und  mit  Berücksichti- 
guDg  der  etwaige  Kapitalvermehrnng  oder  Kapitalvermindernng. 

'  JDekret  des  Ministers  des  Innern  vom  20.  Oktober  1823,  Dekret  des 
Jnstisministers  vom  14.  Becember  1846,  Cirk.  der  Generaldirektk>n  der 
indirekten  Abgaben  vom  25.  Januar  1847. 
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Die  Erzeugung  des  Schiesspulrers  geschieht  in  Pulver- 
Stampfen  ,  welche  unter  der  Obhut  eines  eigenen  militärischen 
Corps  und  der  Ueberwachung  der  Artillerie  stehen  und  in 
das  Ressort  des  Eriegsministers  gehören.^  Jedes  Jahr  ma- 
chen der  Kriegs-  und  Marineminister  ihre  Bestellungen  und 
wird  der  Preis  bestimmt^  den  sie  zu  bezahlen  haben.  Ebenso 
bestimmt  der  Finanzminister  die  zum  allgemeinen  Ver- 
brauche zu  einengende  Menge. 

Der  Verkaufspreis  wird  durch  ein  kaiserliches  Dekret 
festgesetzt. 

Die  Art  des  Verkaufes  des  Schiesspulrers  zum  allgemei- 
nen Verbrauche  ist  dieselbe  wie  die  des  Tabaks.  Das  Ma- 
teriale  gelangt  aus  den  Fabriken  an  die  Staatsmagazine  in 
den  einzelnen  Departements^  von  denen  es  an  die  vom  Prä- 
fekt  ernannten^  in  ihren  Bezügen  auf  den  Eleinyerschleiss- 
gewinn  (den  Unterschied  zwischen  dem  Gross-  und  dem 
Kleinverschleisspreise)  angewiesenen  Eleinrerschleisser  hin- 
ausgegeben wird. 

Auch  die  Art  der  Verrechnung  ist  dieselbe. 

Es  gibt  vier  Arten  Schiesspulvers:  für  die  Jagd,  die 
Bergwerke,  den  auswärtigen  Handel,  die  Armee. 

Armeepulver  darf  an  Private  nur  ausnahmsweise,  z.  B. 
zur  Proviantirung  der  Handelsschiffe  und  für  Feuerwerker, 
gegen  besondere  Erlaubnissscheine,  unmittelbar  aus  den  Nie- 
derlagen des  Staates  verabfolgt  werden. 

Das  Jagdpulver  wird  in  Rollen  oder  Paketen  verkauft, 
die  netto  %,  V4,  VjKilogr.  Pulver  enthalten;  die  Rollenhülse 
besteht  aus  Blei  und  einem  Umschlage,  der  Art,  Gewicht 
und  Preis  des  Pulvers  enthält.  Alles  andere  Pulver  wird 
in  Fässchen  in  Verkehr  gesetzt,  welche  mit  der  Marke  und 
dem  Bleisiegel  der  Verwaltung  versehen  sind.  * 

Der  Monopolsgewinn  wird  ebenfalls  nur  vom  Jagdpulver 

'  Ord.  vom  26.  Februar  1839. 
*  Ord.  vom  25.  März  1818. 
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gezogen,  alles  andere  Pulver  wird  um  die  Gestehungs-.  und 
Transportkosten  abgegeben.  ^ 

Die  gegenwärtigen   Verkaufepreise  ftlr  das  Kilogramm 
sind : 


Für  die 
Trafikanten. 

Für  die 
Konsumenten 

Fr.    Cent. 

Fr.     Cent. 

Jagdpulver  fein    .     . 

9      — 

9    50 

9          superfein 

11      50 

ia  — 

«          extrafein 

15 

15     50 

Bergwerkpulver  wird  nur  gegen  die  Certifikate  des  Maire- 
und  des  übernehmenden  Ingenieurs  verabfolgt,  der  Preis  ist 
bei  den  Verlegern  2,25,  bei  den  Klein verechleissem  2,50  Fr. 
das  Kilogramm. 

Das  Pulver  für  den  auswärtigen  Handel  wird  nur  an 
Seeorten  bei  Verlegern  unter  Begleitscheinkontrolle  Behufs 
der  Herstellung  des  Beweises  der  wirklichen  Ausfuhr  um 
1  Fr.  60  Cent,  das  Kilogramm  verkauft.'^  Es  unterliegt 
auch  dem  Ausfuhrzolle  von  25  Cent,  für  100  Kilogr.,  nur 
das  Pulver  für  die  Kolonien  und  die  Ausrüstung  der  Schiffie 
ist  ausgangszollfrei. 

Reisenden  und  Postkondukteuren  ist  die  zollfreie  Ein- 
fuhr von  2  Kilogr.  Pulver  zum  eigenen  Gebrauche  gestattet. 

Zur  Sicherung  der  Abgabe  und  der  beim  Pulververkehr 
zu  beachtenden  polizeilichen  Zwecke  dient  das  Verbot  der 
Aufbewahrung  von  Jagdpulver  in  Mengen  über  5  Kilogr.  imd 
das  unbedingte  Verbot  der  Aufbewahrung  anderen  Pulvers 
von  Seite  anderer  Personen ,  als  jener,  denen  es  zu  dem  vor- 
gezeichneten Gebrauche  übergeben  worden  ist,  die  Anord- 
nung au  die  ankommenden  Schiffe ,  ihre  Pulvervorräthe  in 
amtliche  Verwahrung  zu  geben,  das  Recht  der  Kontrolle 
über  alle  Kleinverschleisser  und  alle  Private,  die  zu  ihren 
Zwecken  Pulver  zu  ermässigten  Preisen  erhalten  haben.    Die 

'  Gesetz  vom  16.  März  181». 

'  Geßetz  vom  7.  August  1850,  Dekret  vom  29.  September  1850.  • 
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Präfekte  sind  ennächtigt,  den  PulververgchleiBS  auf  die  Haapt- 
orte  der  Arrondissements,  auf  den  Verkauf  an  Personen,  die 
mit  einer  besonderen  Bewilligung  des  Präfekts  versehen  sind, 
zu  beschränken,  oder  ihn  in  einigen  Arrondissements  ganz 

einzustellen.  ^ 

Pulver ,  welches  den  Feinden  abgenommen  oder  in  Ver- 
folgung des  gesetzwidrigen  Verkehrs  angehalten  wird,  muss 
in  die  Staatsiltederlagen  abgegeben  werden. 

Die  Strafen  sind  strenge.  Wer  ohne  Erlaubniss  Pulver 
erzeugt,  verkauft,  vertheilt,  im  Hausierhandel  umherfilhrt, 
unbeftigt  aufbewahrt,  unterliegt  dem  Verfalle  des  Pulvers, 
einer  Geldstrafe  und  der  ge&nglichen  Anhaltung  von  1  Mo- 
nat bis  2  Jahren.*  Ein  Soldat  oder  ein  Aufeeher,  Beamter 
oder  Arbeiter  in  einer  Pulverstampfe  oder  einem  Pulver- 
magazin, der  Pulver  verkauft,  vertauscht,  verschenkt,  oder 
ein  Trafikant,  der  die  bestehenden  Vorschriften  übertritt, 
wird  überdiess  abgesetzt. 

Die  verbotwidrige  Erzeugung  wird  mit  VerftiU  des  Pul- 
vers, der  Fabrikationsstoffe  und  -Mittel  und  einer  Geldstrafe 
von  300  Fr.  geahndet,  die  dabei  verwendeten  Arbeiter  unter- 
liegen einer  Geflängnissstrafe  von  3  Monaten  und  im  Wieder- 
holungsfalle von  einem  Jahre. 

Wer  Pulver  einschmuggelt,  wird  mit  Verfall  des  Pul- 
vers und  der  Transportmittel  und  mit  einer  Geldstrafe  von 
20  Fr.  44  Cent,  für  jedes  Kilogramm  bestraft. 

Ankommende  Schiffe,  die  ihr  Pulver  nicht  in  die  amt- 
liehe  Niederlage  abliefei^i ,  bezahlen ,  abgesehen  vom  Verfall 
des  Pulvers,  eine  Geldstrafe  von  500  Fr. 

Kompetent  in  StrafTällen  sind  die  Polizei  tri  bunale.^  Die 
eingehenden  Strafen  werden  grossentheils  unter  die  Ergreifer 
vertheilt,  letztere  erhalten  überdiess  eine  Prämie  von  15  Fr, 

^  Ministerialerlasse  vom  17.  August  1832  und  31.  August  1848. 
'  Gesetz  vom  2i.  Mai  1834. 
'  Vekrei  vom  16.  März  1813. 
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für  jeden  angehaltenen  Pulverschmuggler ,   und  von  3  Fr. 
für  jedes  Eilogr.  abgelieferten  Pulvers.  ^ 

Im  StaatsYOranschlage  für  1857  stehen  als  Ertrag  der 
Pulver&briken  die  von  den  Ministerien  der  Finanzen,  des 
Krieges  und  der  Marine  vergüteten  Erzeugungskosten  mit 
6^883,000  Fr.  vereinnahmt.  Gesondert  hievon  sind  als  (Brutto) 
Ertrag  des  PulvergefÄUs  8,800,000  Fr.  veranschlagt.  ^  Es  waren : 


Die  verkauften 

Der  Brutto- 

Die AnschaflUings- 

Der  Rein- 

Mengen. 

ertrag. 

und  andere  Kosten. 

• 

ertrag. 

Metrische  Quintal. 

In  Tausenden  Francs 

• 

1619 

6834 

3,272 

2,181 

1,091 

1B25 

9611 

3,920 

2,490 

1,480 

1835 

9539 

4,615 

2,302 

2,313 

1845 

18172 

5,588 

2,833 

2,755 

1850 

17324 

5,945 

2,077 

3,868 

1852 

15451 

5,800 

2,221 

3,579 

18Ö3 

18746 

6,595 

2,677 

3,918 

1854 

24970 

8,025 

3,653 

4,372 

1855 

8,800 



Der  Werth  der  Gebäude  (Magazine),  Vorrichtungen  und 
Vorräthe  der  Verwaltung  belief  sich  Anfangs  1855  etwa  auf 
1,7  Millionen  Fr.,  unter  diesen  bildeten  8296  metr.  Quintal  Pul- 
ver im  Werihe  von  1,2  Millionen  Fr.  —  etwa  ein  Drittheil 
des  jährlichen  Bedar&  —  die  Hauptrubrik. 

Der  Mittelpreis  eines  Quintais  Pulvers  stellt  sich  auf 
128  Fr. ,  während  es  um  347  Fr.  verkauft  wird ,  so  dass  die 
Steuerverwaltung  219  Fr.  am  Quintal  gewinnt. 

•  Ord.  vom  17.  Movember  1819. 

'   Im   Voraiuclilage  für    1856    waren    diese   Zahlen   5,313,000   und 
6,400,000  Fr. 


Die  Verbrauchssteuern  und  andere  Indirekte  Abgaben. 

Zweite  Abtheilung. 

4.    Die  Abgaben  auf  Oetrflxike. 

Die  Abgaben  auf  Getränke  sind  es,  gegen  welche  die 
Abneigung  der  Bevölkerungen  vorzugsweise  gerichtet  war. 
Eben  darum  hatten  sie  die  grössten  8türme  durchzumachend 
Nach  der  ersten  Revolution  durch  das  Gesetz  vom  25.  ven- 
töse  (25.  Februar  1804)  wieder  eingeführt,  von  der  ersten 
Restauration  durch  das  Gesetz  vom  8.  December  1814  mit 
geringen  Aenderungen  übernommen,  wurden  sie  1815  wäh- 
rend der  hundert  Tage  in  eine  direkte  Steuer  umgewandelt. 

Das  Finanzgesetz  vom  28.  April  1816  stellte  sie  fast  auf 
den  alten  Grundlagen  wieder  her.  Nach  der  Julirevolution 
1830  wurden  die  Abgaben  auf  den  Detailverschleiss  um  ein 
I Drittheil  vermindert,  die  Abfindungen  erleichtert;  nach  der 
Februarrevolution  1848  wurde  mit  Dekret  der  provisorischen 
Regierung  vom  17.  März  die  Aufhebung  der  Abgaben  auf  den 
Detailverschleiss  vom  Jahre  1849  an  verheissen,  jedoch  von  der 
konstituirenden  Nationalversammlung  am  28.  Juni  1848  ihre 
Beibehaltung  ausgesprochen,  am  19.  Mai  1849  abermals  die  Auf- 
hebung der  Getränkesteuem  vom  1.  Januar  1850  an  in  Aus- 
sicht gestellt,  aber  am  20.  December  1849  ihre  provisorische 
Beibehaltung  für  das  Jahr  1850   entschieden  und  blos  eine 
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Kommiesion  zur  Berathung  der  uöthigen  Reformen  niederge- 
Betzt  Auf  den  Berathungen  dieser  Kommission  beruht  die 
Fortdauer  der  Steuer  und  das  letzte  Grundgesetz  vom  17.  März 
1852,  welches  aber  im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  des 
Finanzgesetzes  rem  28.  April  1816  aufrecht  erhielt,  jenes 
Gesetzes,  welches  man  mit  Recht  das  umfassendste,  kühnste 
und  durchdachteste  nennen  kann,  welches  je  aus  dem  Ge- 
hirn eines  Finanzministers  entsprang.  Nach  diesem  Gesetze 
und  seinen  Nachträgen  gibt  es  folgende  Abgaben  auf  Ge- 
tränke: 

a)  Die  arkulaüonsgebühr  für  den  Ver-  ^  ^  ^^.^    ^^^ 

kehr  im  Grossen,  /  (^  fei- und  Bim-) 

b)  Die  Detailgebühr  für  den   Verkehr  f  «r  .         j  tlt  i^i^ 
im  Kleinen,  ; 

c)  Die  Konsumtionsgebühr  für  gebrannte  geistige  Flüssig- 
keiten und  Liqueurweine  (das  sind  Weine ,  die  mehr  als 
220  Alkohol  enthalten), 

d)  Die  Eingangsgebühr  in  Orten  über 
4000  Einwohner, 

e)  Die  einzige  Taxe  (taxe  unique),  als 
Ersatz   der  Eingangs  -   und   Detail-  f  ftir  alle  unter  a, 
gebühr  in  einzelnen  Gemeinden,        V^  und  c  genann- 

0  Die  Ersatztaxe  (taxe  de   remplace- 1     ten  Getränke, 
ment),  als  Ersatz  der  Cirkulations-, 
Eingangs-,  Detail-  und  Konsumtions- 
gebühr in  Paris, 
g)  Die  Biersteuer  für  die  Erzeugung  von  Bier. 

Der  kleine  Wein  (rftpe,  piquette,  ein  kalter  Aufguss 
auf  bereits  gepresste  Trauben)  und  Weinsurrogate  werden  wie 
WeiUj  das  Dünnbier  wie  Bier,  mit  Weingeist  versetzte  Fir- 
nisse werden  wie  Weingeist,  in  Weingeist  eingelegte  Früchte 
wie  Weingeist,  Weine,  die  18  bis  22»  Alkohol  enthalten, 
zunächst  als  Weine,  in  Bezug  auf  den  Alkoholgehalt  über 
18  0  aber  als  Liqueure  besteuert. 
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Allgemein  ausgenommen  von  der  Steuer  sind  die  sur 
Ausfuhr  oder  zur  Umwandlung  in  Essig  bestimmten  Ge- 
tränke, deren  Austritt  oder  Umwandlung  gesetzlich  erwie- 
sen wird.  ^ 

Wein ,  Obstwein  und  Meth  unterliegen  von  dem  Augen- 
blicke angefangen,  als  sie  aus  dem  Keller  des  ersten  Enseu- 
gers  genommen  werden,  je  nach  ihrer  Bestimmung  zum  Ver- 
kehr im  Grossen  oder  im  Kleinen,  der  Girkulations-  oder 
der  Detailgebühr. 

a.     Di  e'.Cirkulations  gebühr. 

Die  Cirkulationsgebühr,  ursprünglich  eingeführt  durch 
das  Gesetz  vom  24.  April  1806,  wird  in  dem  Augenblicke 
fiällig,  als  die  ihr  unterworfenen  Getränke  in  einer  Menge  von 
25  Litre  und  mehr  in  Fässern^  oder  von  25  Flaschen  und 
mehr  in  Kisten  oder  Körben,  geschlossen  und  emballirt  nach 
Handelsbrauch,  mit  der  Bestimmung  für  andere  Personen 
als  Kleinverschleisser,  von  einem  Aufbewahrungsorte  in  den 
andern  gebracht  werden.  Ebenso  unterliegen  jene  Mengen 
der  Gebühr,  welche  bei  Gross-  oder  Kleinhändlern  im  Augen- 
blicke des  Aufhörens  ihres  Geschäftes  am  Lager  sich  befin- 
den. Versendungen  und  Abtretungen  in  kleineren  Mengen 
oder  in  anderer  als  handelsgebräuchlicher  Verpackung  oder 
^n  K]einyerschleisser  sind  der  Detailgebühr  unterworfen. 

Die  Grundlage  der  Versteuerung  bildet  die  Erklärung, 
welche  über  jede  Versendung  oder  Abtretung  von  dem  Ver- 
jsender  oder  Verkäufer  dem  nächsten  Steueramte  zu  erstatten 
ist.  Sie  enthält  Zahl  und  Zeichen  der  Behältnisse,  deren 
Rauminhalt ,  die  Zahl  der  Flaschen ,  die  Art  und  Beschaffen- 
heit der  Getränke  (beim  Weine  die  Farbe  und  das  Jahr  der 

'  Beim  Bier  findet  statt  der  Steuerfreiheit  die  Steuerrestitution  statt 
(Gesetz  vom  23.  Juli  1820).  Auch  geniesst  sauer  gewordenes  (in  Essig 
verwandeltes)  Bier  keiner  Steuerfreiheit. 

^  Gesetz  vom  17.  März  1852.  Früher  wurden  bloss  Versendungen  von 
^00  Litre  und  mehr  nicht  zum  Klein verschleisse  gerechnet. 
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Lese)  und  den  Ott  der  Wegführung,  Gemeinde,  Arrondiaee- 
ment  und  Departement  der  Bestimmung,  Namen  imd  Be- 
scbftftigaiig  des  Versenders  und  Empfängers,  Kamen  des 
Waarenfbhrers;  nur  ist  gestattet,  den  Namen  des  Empfän- 
gers UBftosgefbllt  zu  lassen  und  ihn  erst  nachträglich  am 
Orte  der  Bestimmung  anzugeben.  Nach  der  Erklärung  er- 
folgt die  ReTisioii  und  nach  dieser  und  ehe  die  Getränke 
von  ihrem  Aufbewahrungsorte  weggebracht  werden,  jst  die 
Cirkulationsgebtifar  zu  entrichten. 

Steuerfrei  sind ,  abgesehen  von  den  allgemeinen  Steuer- 
befreiungen :  der  Wein,  welchen  der  Grundeigenthümer, 
Pächter  oder  Eolone  aus  der  Kelter  in  den  Keller,  oder 
aus  diesem  Keller  in  einen  andern  innerhalb  desselben  Kan- 
tons oder  der  angrenzenden  Gemeinden  der  Nachbarbezirke 
versendet,  ^  jedoch  nur  für  diese  und  keine  späteren  Versen- 
dungen, und  jener  Wein,  der  als  Reiseproviant  (in  einer 
Menge  von  3  Flaschen  für  die  Person)  verwendet  wird. 

Von  der  Cirkulationsgebühr  firei,  weil  andern  und  hö- 
heren Abgaben  unterworfen,  sind:  die  Getränke,  die  an 
einen  Kleinverschleisser  oder  nach  Paris  oder  an  einen  Ort 
verhandelt  werden,  der  hinsichts.des  Kleinverschleisses  all« 
.gemein  abgefunden  ist  oder  der  einzigen  Taxe  unterliegt, 
oder  welche  von  einem  Kigenthümer  aus  seiner  Wohnung 
in  einer  der  Eingangsgebühr  unterworfenen  Gemeinde,  nach- 
dem er  für  sie  die  Eingangsgebühr  bereits  entrichtete,  in 
eine  andere  ihm  gehörige  Wohnung  geschafft  werden;  endT 
lieh  Wein  oder  Obstwein,  aus  denen  Branntwein  erzeugt 
wird. 

Die  Cirkulationsgebühr  ist  nur  für  Obstwein  und  Meth  in 
allen  Departements  dieselbe  (50  Centimes  für  das  Hektoliter), 

•  Gesetz  vom  17.  März  1852.  Früher  war  der  £igenthiimer  bei  Ver* 
seDdungen  im  Arrondiasemeot  und  in  den  benachbarten  Kantonen,  und 
vor  1850  bei  Versendungen  im  Departement  und  in  den  benachbartei) 
Arrondissements  frei. 
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für  Wein  ist  sie  nach  den  einzelnen  Departements,  wohin 
der  Wein  bestimmt  ist/ mit  Rücksicht  auf  den  Durch- 
schnittswerth  des  Weines,  der  daselbst  getrunken  zu  werden 
pflegt,  in  vier  Klassen  von  60,  80,  100  und  120  Cent,  für 
das  Hektoliter  abgestuft. ' 

Der  L  Klasse  mit  60  Cent,  eingereiht  sind  die  De- 
partements: 
Var,  Nieder- Alpen ,  Vaucluse,  Rhonemündungen,  Grard, 
Herault,  Aude,  Ost -Pyrenäen,  Tarn,  Garonne,  «Arri^ge, 
Lot,  Tarn  und  Garonne,  Gers,  Ober-Pyrenäen,  Dordogne, 
Lot  und  Garonne,  Unter -Charente,  Charente,  Gironde, 
Landes,  Nieder -Pyrenäen,  Aveyron,  Aube. 

Der  n.  Klasse  mit  80  Cent: 
Drdme,  Ardeche,  Oberalpen,  Is6re,  Oberloire,  Puy  de 
Dome,  Corr^ze,  Ain,  Jura,  AUier,  Ni6vre,  Cher,  Indre, 
Vienne,  die  beiden  S6vres,  Vendie,  Unterloire,  Maine 
und  Loire,  Indre  und  Loire,  Loire  und  Cher,  Loiret, 
Tonne,  Cöted'Or,  Obersaöne,  Obermame,  Marne,  Maas, 
Mosel,  Meurthe. 

Der  in.  Klasse  mit  1  Fr. 
Creuse,    Obervieune,   Cantal,   Loz^re,  Saöne  und  Loire, 
Rhone,  Loire,  Morbihan,  Sarthe,  Seine,  Seine  und  Oise, 
Seine  und  Marne,   Eure  und  Loire,   Eure,  Oise,  Aisne, 
Ardennen,  Unterrhein,  Oberrhein,  Vogesen,  Doubs. 

Der  IV.  Klasse  mit  1  Fr.  20  Cent: 
Nord,  Pas  de  Calais,  Somme,  Unterseine,  Calvados,  Orne, 
Manche,  Mayen ne,  Ille  und  Vilaine,  Nordküsten,  Finis-terre. 
Man  sieht,  die  erste  Klasse  umfasst  das  südliche  Frank- 
reich und  die  Weinlande  der  Champagne ,  die  zweite  dcw  ge- 
sammte  mittlere  Frankreich,  mit  Ausnahme  einzelner  nicht 
weinbauenden  Departements,  dann  die  Mosel-  und  Maasge- 
genden, die  dritte  den  Rest  des  mittleren  und  nordöstlichen 
Frankreichs,  die  vierte  den  Nordwesten. 

■  Gesetz  vom  12.  December  1830. 
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b.    Die  Detailgebohr. 

Die  Detailgebühr  ist  eine  Abgabe,  bestehend  in  15% 
von  dem  Verkaufspreise  des  im  Kleinen,  d.  i.  in  Mengen 
unter  25  Litre  oder  25  Flaschen  verschliessenen  Weins, 
Obstweines  und  Meths.^ 

Sie  wird  zunächst  von  den  Kleinverschleissem  (d6bi- 
tants)  eingehoben,  allein  es  unterliegen  ihr  auch  Grossver- 
schleisser  für  jene  Mengen,  welche  bei  der  vierteljährigen 
Vorrathserhebung  im  Vergleiche  zu  den  empfangenen  und 
laut  der  beigebrachten  Dokumente  im  Grossen  abgesetzten 
Mengen  und  nach  Abrechnung  des  für  Abfall  und  eigene 
Konsumtion  bewilligten  Dareinlasses  als  abgängig  sich  zeigen, 
oder  welche  diese  Personen  ausnahmsweise  im  Kleinen  hint- 
angeben, sowie  in  letzterem  Falle  auch  Weinbauer  und 
Private  die  Detaügebühr  zu  entrichten  haben. 

Den  Kleinverschleissem  ist  ein  Nachlass  von  3%  fttr 
AbfiÜle  und  für  den  Verbrauch  ihrer  Familie  bewilligt.  Die- 
selben sind  verpflichtet,  den  Verkaufspreis  ihrer  Getränke 
der  Behörde  zu  erklären,  und  zwar  ehe  sie  den  Wein  in 
Gebunden  in  Verschleiss  setzen  und  ehe  sie  den  Wein  in 
Flaschen  in  ihre  Verwahrung  nehmen. 

Auf  Grundlage  der  Erklärung  verfasst  die  Behörde  den 
Preistarif,  welchen  die  Verschleisser  an  einem  allgemein  sicht- 
baren Ort  in  ihrem  Lokale  anzuheften  haben.  Die  Kosten 
des  Preistarifs  sind  10  Cent. 

Entsteht  über  die  Richtigkeit  der  Preisangabe  ein  Zweifel, 
so  entscheidet  der  Maire  mit  Vorbehalt  des  Rekurses  an  den 
Präfekt  im  Präfekturrathe. 

Jeder  Verkauf  gegen  einen  andern  als  den  erklärten 
Preis  unterliegt  der  Strafe. 

In  den  Fällen ,  wo  die  Detailgebühr  von  andern  Personen 
als  Kleinverschleissem  einzuheben  ist,  wird  als  Verschleiss- 

'  Der  mittlere  Kleinverschleisspreis  bewegte  sich  von  1821  bis  1847 
zwischen  38,6  und  89,6  Fr.  den  Hektolitre. 
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preis  der  ron  der  Behörde  festgeselzle  mitttere  Preis  in  dem 
Orte  aDgenommen ,  aus  dem  der  Wein  weggebn^cht  wird. 

Die  Steuer  ist  fällig,  sobald  eine  Versendung  ausser  dem 
Hause  gemacht  oder  ein  Gebünde  geleert  ist,  für  die  Sendung 
oder  das  Gebünde,  sonst  aber  für  die  bei  den  vierteljährigen 
VorrathsabschlQssen  sich  als  abgängig  darstellenden  Mengen. 

Die  Steuerpflicbt  des  Eleinverschleissers  wird  auf  folgende 
Weise  ermittelt:  Die  beim  Antritte  des  Gewerbes  erklärten 
Getränke  werden  in  einem  für  den  Verschleisser  eröffiieten 
Revisionsbogen  (portatif)  demselben  zur  Last  geschrieben. 
Hierauf  wird  zur  Vorrathsaufnahme  geschritten.  Hiebei  wer- 
den die  Gebünde  geaicht,  bezeichnet,  numerirt,  die  Gretränke 
gekostet,  nöthigenfalls  der  Alkoholgehalt  erhoben.  Zeigt 
sich  gegen  die  Erklärung  ein  Abgang,  so  wird  er  in  Abfall, 
ein  Ueberschuss,  so  wird  er  in  Anfall  gebracht  Ein  Steuer- 
nachweis wird  nicht  verlangt 

Von  diesem  Augenblick  an  darf  in  die  Gewerbsr^ume 
des  Yerschleissers  kein  Getränke  als  mittelst  regelmfissigar 
Expeditionen,  die  mit  dem  Getränke  übereinstimmen,  ein- 
gebracht werden.  Diese  Expeditionen  sind  über  jedesmali- 
ges Verlangen^  jedenfalls  aber  bei  der  nächsten  Vorraths- 
aufnahme vorzuweisen,  und  sie  werden  in  den  Revisionsbogen 
des  Steuerpflichtigen  eingetragen.  Jede  verschwiegene  Einbrin- 
gung eines  Getränkes  ist  strafbar.  Eben  so  muss  jeder  bei 
der  Vorrathsaufnahme  oder  gelegentlich  anderer  Anlässe  ent- 
deckte Ueberschuss  nachträglich  in  den  Bogen  zu  Lasten  des 
Verschleissers  aufgenommen  werden. 

Erzeugt  der  Verschleisser  Wein  aus  selbst  gelesenen  oder 
aus  gekauften  Trauben,  so  hat  er  diess  voriiinein  zu  erklären, 
und  der  gewonnene  Wein  wird  ihm  zur  Last  geschrieben,  das 
gleiche  Ver&hren  findet  bei  selbst  erzeugtem  Obstweine  statt. 

Die  Portatife  werden  vom  Friedensrichter  cotirt  und  pa- 
raphirt,  die  eingetragenen  Akte  stellen  bis  zur  Herstellung 
des  Gegenbeweises  der  Falschheit  einen   vollen  Beweis  her. 


367 


Sie  mü886n  wenigBlens  ron  zwei  Beamten  unterachriebep, 
die  nöttiigen  Daten  beini  Steuerpflichtigen  selbst  eingetragen 
und  das  Granze  noch  am  Abende  desselben  Tages  nach  der 
Rückkehr  von  den  Amtshandlungen  ins  Reine  gebracht  sein. 

Es  ist  den  Verschleissem  gestattet,  ein  ebenfalls  vom 
Friedensrichter  cotirtes  uud  paraphirtes  Register  zu  führen, 
in  welches  die  Beamten  die  Akte  des  Portatifs  und  die  be- 
zahlten Steuerquoten  einzutragen  haben. 

Die  spätere  Vorrathsaufnahme  findet^  wenn  nicht  häu- 
figer, so  jedenfalls  am  Schlüsse  jedes  Vierteljahres  statt 
Bei  derselben  wird  mittelst  Visirstäben  (pli6s)  der  Stand 
jedes  einzelnen  Qebündes  ermittelt,  und  die  verschlossene 
Menge  auf  dem  Gebünde  mit  Kreide  notirt.  Sobald  das  Fass 
leer  ist,  wird  das  daran  angebrachte  Zeichen  entfernt^  und 
erst  nach  diesem  Akte  darf  das  Fass  weggebracht  werden. 

Gelegentlich  dieser  vierteljährigen  Aufnahme  wird  das 
Portatif  abgeschlossen ;  die  Differenz  zwischen  dem  anfäng- 
lichen Vorrathe  und  dem  Empfange  im  Laufe  des  Quartals 
einerseits  und  den  etwa  im  Grossen  abgesetzten  Mengen, 
dem  gesetzlichen  Nachlasse  und  dem  schlüsslichen  Vorrathe 
anderseits  stellt  die  dem  Verschleisser  als  im  Eleinverschleiss 
abgesetzt  zur  Last  fallende  Menge  dar. 

Handelt  es  sich  um  einen  vorübergehenden  Verschleiss 
auf  Messen,  Märkten,  bei  ausserordentlichen  Versammlungen, 
legt  ein  Verschleisser  sein  Gewerbe  zurück,  oder  tritt  er  in 
Abfindung,  so  findet  der  Abschluss  noch  früher  statt. 

Die  Klein  verschleisser,  die  ihr  Gewerbe  zurücklegen, 
unterliegen^  wie  bereits  erwähnt  wurde,  für  den  verbleiben- 
den Vorrath  der  Cirkulationsgebühr,  doch  sind  sie  von  der- 
selben firei,  wenn  der  Vorrath  von  ihrer  eigenen  Lese  stammt, 
oder  wenn  sie  während  der  Zeit  ihres  Kleinverschleisses 
keinen  Wein  angekauft  haben.  Stammt  wenigstens  ein  Theil 
des  verbleibenden  Vorrathes  zweifellos  von  der  eigenen  Lese 
her,  und  bildete  die  selbst  erzeugte  Menge  einen  grösseren 
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Theil  des  ursprünglichen  Vorrathes,  als  die  angekaufte,  so 
kann  wenigstens  jener  Theil  steuerfrei  belassen  werden.  * 

E^leinverschleisser,  die  Märkte,  Messen,  ausserordentliche 
Versammlungen  besuchen,  haben  sich  bei  dem  Amte  im 
Orte  der  Bestimmung  mit  amtlichen  Deckungen  über  ihre 
Getränke  auszuweisen  und  die  Eröffnung  ihres  Verkaufs  an- 
zuzeigen. Beim  Beginne  des  Verkaufes  werden  ihre  Vor- 
räthe  in  ein  Portatif  eingetragen ,  und  nach  Beendigung  des- 
selben werden  die  vorhandenen  Vorräthe  ermittelt,  hieraus 
wird  die  abgesetzte  Menge  und  die  entfallende  Gebühr  be- 
rechnet, und  letztere  eingehoben. 

Ausgenommen  von  der  Detailgebühr  sind  die  Marketender, 
welche  bloss  in  Lagern  oder  Eriegsplätzen,  bloss  für  Soldaten 
und  mit  einer  Bestallung  von  Seite  des  Kriegsministers  ihr  Ge- 
werbe ausüben,  und  die  Gretcänke,  die  in  Militärspitälern  ver- 
braucht werden ,  doch  ist  auch  in  diesen  Räumen  den  Gefölls- 
beamten  der  Eintritt,  die  Durchsuchung  und  Kontrolle  gestattet 

c.     Die  Konsumtionsgebühr. 

Die  Konsumtionsgebühr  wird  nach  den  Gesetzen  vom 
28.  April  1816,  24.  Juni  1824  und  12.  December  1830  von 
gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  und  Liqueurweinen  ohne 
Unterschied  der  Bestimmung  zum  Gross-  oder  Kleinverschleisse 
eingehoben.  Sie  ist  in  der  Regel  in  dem  Augenblicke  fällig, 
wo  das  steuerbare  Objekt  aus  den  Niederlagen  des  Erzeugers 
weggebracht  wird,  doch  kann  sie  unter  den  vorgezeichneten 
Vorsichten  auch  gestundet  werden;  der  Klein verschleisser  ent- 
richtet sie  erst  in  jenen  Momenten  wie  die  Steuer  vom  Wein. 

Sie  beträgt  für  Branntwein  und  Weingeist  in  Gebunden 
50  Fr.  für  jeden  darin  enthaltenen  Hektoliter  Alkohol,  und 

*  Bestand  der  arsprüngliche  Vojirath  von  45  Hectolitres  aus  25  Hecto- 
litres  selbst  gelesenen  und  20  Hectolitres  erkauften  Weines,  und  zeigte  sich  bei 
Zurücklegung  des  Gewerbes  ein  Vorrath  von  30  Hectolitres,  so  müssen  offen- 
bar wenigstens  10  Hectolitres  noch  von  dem  selbst  gelesenen  Wein  abstam- 
men, und  für  diese  Menge  wird  auch  übungsweise  die  Steuerfreiheit  ert heilt. 
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für  Branntw^n  und  Weingeist  in  Flaschen  und  für  Liqueure 
und  in  Weingeist  eingelegte  Früchte  50  Fr.  für  den  Hekto- 
liter Flüssigkeit,  i 

Auch  Branntwein  und  Weingeist,  die  zur  Fabrikation 
von  Firnissen  und  wohlriechenden  Wassern  oder  in  Spitälern 
bei  äusseren  Krankheiten  verwendet'  werden,  unterliegen 
dieser  Gebühr. 

Weingeist,  der  durch  Mischung  uiitTheer,  Theeröl,  oder 
anderen  essentiellen  Oelen  zum  menschlichen  Genuss  un- 
brauchbar gemacht  wurde,  unterliegt  statt  der  Konsumtions- 
der  Denaturationsgebühr,  falls  in  der  Mischung  we« 
nigstens  20  7ü  solcher  Oele  sich  befinden  und  das  Gemische 
ein  homogenes  Ganzes  darstellt.  Die  Denaturationsgebühr 
>vird  nach  vier  Abstufungen,  je  nachdem  in  der  Mischung 
mehr  oder  weniger  Alkohol  sich  befindet,  eingehoben  und 
wächst  mit  der  Höhe  der  Besteuerung  des  Alkohols  in  den  ein- 
zelnen Orten.  Zur  Beurtheilung  des  Alkoholgehaltes  (|er  Flüs- 
sigkeit wird  eine  in  30Theile  getheilte  Röhre  benutzt^  in  welche 
man  10  Theile  der  Flüssigkeit  und  20  Theile  Wasser  gibt, 
worauf  das  Behältniss  stark  gerüttelt  wird.  Das  Oel  schwinunt 
oben  auf,  und  man  sieht,  wie  viele  Theile  es  einnimmt.'^ 

'  Die  Konsum tioDSgebühr  ist  erst  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1855 
auf  dieses  Ausmass  erhöht  worden;  früher  betrug  sie  36  Fr. 

^  Qesetz  vom  24.  Juli  1843,  Ord.  vom  14.  Juni  1844.  Die  Gebühren 
betragen : 


(Wenn  die  Menge 
der  in  der  Mi- 
schung enthslte- 
nen  Oele  beträgt 


Procent. 

20—30 

30—40 

40—50 

über  50 


In  Gemeinden 


ohne  Ein- 

gangs- 
gebuhren. 


Fr.  Cent. 

14  40 

12  60 

10  80 

9  00 


mit  EingangBgebühren  und  einer  Ein- 
wohnerzahl 


V.  4— ICOCO 

V.  10- 

-20000 

Fr.  Cont. 

Fr. 

Cent. 

16    32 

18 

24 

14    28 

15 

96 

12    24 

13 

68 

10    20 

11 

40 

\.  20—50000 


Fr.  Cent. 
20    16 
17    64 
15    12 
12    60 


über  50000 


In  Paris. 


Fr.  Cent.  Fr.  Cent. 
22    C8   22  08 
19    32   19  32 
16    56    16  56 


13    80 


13  80 


Hock,  Finanzverwaltnng  Frankreichs 


24 
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Denatiirirte  Branntweine  sind  auch  von  der  Eingangs- 
gebtihr  (weil  auf  dieselbe  in  der  Denatnrationsgebühr  bereite 
Rücksicht  genommen  ist),  frei;  einem  Okti-oi  können  sie 
aber  unterworfen  werden,  dieses  darf  jedoch  höchstens  ein 
Drittheil  der  Denaturationsgebflhr  betragen. 

Der  Alkoholgehalt  der  Flüssigkeiten  wird  durch  den 
Aräometer  ermittelt.  Derselbe  setzt  eine  Temperatur  von  15 
Graden  des  hunderttheiligen  Thermometers  voraus,  bei  jeder 
andern  Temperatur  muss  die  nöthige  Korrektur  nach  einer 
amtlichen  Reduktionstabelle  berechnet  werden.  Steuerfrei 
ist  blos,  abgesehen  von  den  allgemeinen  Steuerbefreiungen, 
der  Transport  bereits  versteuerter  Flüssigkeiten  durch  Per- 
sonen, die  keiner  speciellen  Ueberwachung  unterliegen,  aus 
einer  ihrer  Wohnungen  in  die  andere,  und  der  Transport 
unversteuerter  Flüssigkeiten  durch  die  Erzeuger  aus  ihren 
Brennereien  in  die  Magazine  oder  Keller  in  derselben  Ge- 
meinde; doch  müssen  im  ersten  Falle  die  EigenthQmer,  falls 
nicht  der  Branntwein  aus  einem  der  Eingangsgebtthr  unter- 
worfenen Orte  genommen  wird ,  die  Versteuerung  nachweisen, 
und  im  zweiten  Falle  die  Brenner  ihre  Keller  oder  Maga- 
zine der  Kontrolle  unterziehen.  Endlich  sind  frei  die  Men- 
gen, die  in  den  Departements  Var,  Rhonemündungen,  Gard, 
Herault,  Aude,  Tarn,  Ostpyrenäen  in  Gegenwart  von  Be- 
amten zur  Aufbesserung  schwacher  Weine  verwendet  wer- 
den; doch  dürfen  auf  100  Liter  Wein  nicht  mehr  als  5  Liter 
Alkohol  verwendet  werden,  und  der  Alkoholgehalt  des  der- 
gestalt aufgebesserten  Weines  darf  18®  nicht  überschreiten. ' 

d.    Die  Eingangsgebühr. 

Die  Eingangsgebühr  wird  nach  den  Gesetzen  vom 
25.  November  1808,  28.  April  1816,  12.  December  1830, 
21.  April  1832  und  24.  Mai  1834  neben  und  ausser  der  Cirku- 

*  Dekret  vom  17.  März  1832.  Früher  bestand  eine  ausgedehntere 
Steuerfreiheit. 
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latiODS-,  Detail-  und  KonsamtioDSgebühr  in  allen  Gemeinden 
eingehoben,  die  eine  geschlossene  Bevölkerung  von  4000 
Seelen  und  mehr  zählen ;  die  Bewohner  einzelner  zerstreuter 
Häuser  oder  bäuerlicher  Dependenzen  werden  nicht  mitge- 
zählt Sie  steigt  mit  der  Zahl  der  Bevölkerung  und  nach 
der  Klasse,  welcher  das  Departement  in  Ansehung  der  Cir- 
kulation^ebühr  angehört,  für  den  Hektoliter  in  folgendem 
Masse: 


r 


Wein  i  in  den  Departements. 


Gemeinden  von 


i. 


n 


Fr 

4  —  6000  Einwohnern  '— 

6—10000 
10—15000 
15—20000 
'20—30000 

30—50000           «  i  1 

50000  and  mehr  „  1 

Paris  (stellvertretende 
Taxe) 


Cent. 

30 
45 
Oü 
75 
90 
05 


n 

Fr.  Gent. 

-  40 

-  CO 

-  80 
J  00 
1  20 
1  40 
1  60 


III. 

Fi.  Cent. 
—    50 


1 
1 
1 
1 
2    00 


75 
00 
25 
50 


75 


8  t'r. 


IV. 

Fr.Cenl 

-  60 

-  90 


1 
1 
1 
2 


20 
50 
80 
10 


Obstwein,  • 
Meth. 


•2     40 


Fr.  Cent. 

-  25 

-  40 
--  50 

-  65 

-  75 

-  90 
1  00 

4  00 


Alkohol   in 
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PUissigkei- 
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Fr. 

4 

6 

8 

10 

12 

14 

16 
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»  Durch  dns  Dekret  vom  17.  März  1852  wurde  die  seit  1831  besUndene  Gebühr 
fDr  Wein  und  Obstwein  auf  die  Hälfte  herabgesetzt 

a  Durch  das  Gesetz  vom  1*.  Juli  1856  wurde  diese  Gebühr  von  dem  früheren 
Ausmasse  von  50  Fr.  auf  den  gegenwärtigen  Betrag  erhöht. 


Ob  ein  Ort  der  Eingangsgebühr  zu  unterwerfen  und  in 
welche  Klasse  er  einzureihen  sei,  bestimmt  der  Präfekt  über 
Einvernehmen  des  Direktors  der  indirekten  Abgaben,  im 
Falle   des  Rekurses  der  Finanzminister    über  Vortrag    des 

Generaldirektors. 

Die  Eingangsgebühr  ist  zu  entrichten,  mögen  die  Ge- 
tränke in  die  als  geschlossen  erklärte  Gemeinde  eingeführt 
oder  dort  erzeugt  werden.  Ja,  dieselbe  wird  selbst  dann 
gefordert,  wenn  die  Getränke  zwar  innerhalb  der  Gemeinde 
aber  ausserhalb  des  als  geschlossen  erklärten  Raumes  von 
Kleinverschleissern  abgesetzt  werden. 
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Zar  Weinbereitung  bestimmte  Trauben  oder  Obst  sind 
der  Gebühr  für  Wein  oder  Obstwein ,  die  ersteren  im  Verbftli- 
niss  von  3  Hektolitern  Trauben  für  2  Hektoliter  Wein,  das 
letztere  im  Verhältniss  von  5  Hektolitern  Obst  för  2  Hekto- 
liter Obstwein  unterworfen. 

Die  Gebuhr  ist  in  der  Regel  im  Augenblicke  der  Ein- 
fuhr in  die  Gemeinde  und  der  Lese  oder  Erzeugung  im  In- 
nern dei'selben  flällig.  Ausnahmsweise  kann  sie  auch  im 
Wege  der  Abfindung  oder  erst  bei  der  Herausnahme  aus 
Niederlagen,  die  unter  amtlicher  Aufsicht  stehen,  entrichtet 
werden. 

Die  Einfuhr  ist  nur  zu  gewissen  Tagesstunden  ^  gestattet, 
und  die  eingeftlhrte  Menge  muss  vor  der  Abladung  und  Ein- 
lagerung erklärt  werden,  und  zwar  bei  dem  Eingangsamte, 
wenn  die  Stadt  hinsichtlich  der  Geti*änkesteuer  für  geschlos- 
sen erklärt ,  beim  Amte  im  Innern ,  wenn  sie  offen  ist.  Eine 
Ausnahme  hievon  besteht  nur  in  Beziehung  der  von  den 
Eigenthümern  zur  Weinbereitung  eingeführten  Weintrauben 
und  des  Obstes.  Werden  sie  in  geschlossene  Städte  einge- 
bracht, so  können  über  jede  einzelne  Fuhr  K>m  Eigen- 
thümer  Bons  ausgestellt  werden^  die  man  am  Abende  zu- 
sammenzählt und   dem    weiteren  Verfahren    unterzieht;    in 

« 

offenen  Gemeinden  kann  die  Verwaltung  gestatten ,  sie  ohne 
Erklärung  einzuführen,  doch  ist  die  Verwaltung  auch  be- 
rechtigt, die  Einfuhr  auf  gewisse  Wege  zu  beschränken,  und 
auf  diesen  am  Eingange  der  Gemeinde  während  der  Wein- 
lese Aemter  aufzustellen. 

Die  Weinbauer  oder  Erzeuger  innerhalb  der  Gemeinden 
sind  zur  Erklärung  der  eingekellerten  Trauben  oder  des  Ob- 
stes und  des  erzeugten  Branntweines  verpflichtet 

Frei  von  der  Eingangsgebühr  sind: 

*  Januar,  Februar,  November,  Deoember  von  7  Uhr  früh  bis.  6  Uhr 
Abende;  März,  April,  September,  Oktober  von  6  Uhr  früh  bis  7  Uhr 
Abende;  Mai,  Juni,  Juli,  August  von  5  Uhr  früh  bis  8  Uhr  Abends. 


n 
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1)  Im  Äugenblicke  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  der 
Gebühr: 

a)  Der  Wein,  Obstwein  und  Meth,  die  bei  Weinbauern 
als  der  Rest  ihrer  Lese  lagern,  falls  die  Eigenthümer 
dieselben  der  CSrkulationsgebühr  untei*werfen. 

b)  Alle  Getränke,  die  bei  Eleinverschleissern  sich  befinden. 

2)  Wein  und  Obstwein,  die  auf  dem  Boden  der  Ge- 
meinde erzeugt  sind ,  und  von  den  Erzeugern  in  ihren  Land- 
wohnungen ausser  dem  geschlossenen  Räume  im  Detail  ver- 
kauft werden. 

3)  Getränke  im  Besitze  von  Privaten  ausser  dem  ge- 
schlossenen Räume. 

4)  Getränke  an  Bord  von  Schiffen  en  i*eläche,  welche 
von  diesen  als  zu  ihrem  ferneren  Gebrauch  gehörig  erklärt 
und  demselben  angemessen  befunden  werden. 

5)  Der  zur  Aufbesserung  schwacher  Weine  verwendete 
Branntwein,  welcher  von  der  Konsumtiousgebühr  frei  ist. 

6)  Die  sogenannte  Piquette  (ein  Aufguss  von  Wasser 
auf  Weinträster  [mares]  ohne  Pressung),  so  lange  sie  von 
dem  Weinbauer  für  seine  Hausleute  verwendet  wird.  Die 
Bereitung  der  Piquette  muss,  damit  diese  der  Befreiung  ge- 
niesse,  angemeldet  und  in  Gegenwart  der  Gef&llsbeamten 
vollzogen  werden. 

7)  Getränke,  die  in  den  Entrepöts  verdorben  oder  ver- 
loren gehen;  die  Bewilligung  der  Gebührenfreiheit  kann  in 
diesem  Falle  nur  die  Generaldirektion  selbst  gewähren. 

e.  und  f.    Die  einzige  Taxe.  —  Die  stellvertretende 

Taxe  in  Paris. 

In  Städten  mit  einer  agglomerirtcn  Bevölkerung  von 
4000  Seelen  und  mehr  und  über  den  Wunsch  des  Gemein- 
(lerathes  kann  die  Buch-  und  Revisionskoutrolle  bei  den  ein- 
zelnen Weinbesitzern  und  Kleinverschleissem  gegeu  dem 
aufgehoben   werden,  dass  die  Eingangs-  und  Detailgebühr 
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sowie  die  Licenzgebühr  für  die  Eleinverschleisser  in  eine  ein- 
zige beim  Eingange  zu  bezahlende  Taxe  umgewandelt  wer- 
den. Diese  Taxe  wird  dadurch  bestimmt,  dass  der  Durchschnitts- 
ertrag  der  drei  letzten  Jahre  'fen  der  Steuer  von  Wein ,  sowie 
jener  der  Steuer  von  Obstwein  und  von  Meth,  durch  die  Durch- 
schnittsmenge der  eingerührten  Gegenstände  jeder  dieser  Art 
getheilt  wird.  Gemeinden,  wo  diese  taxe  unique  eingeführt 
ist,  nennt  man  losgekaufte  (redim6s).  Es  war  frOher  auch 
gestattet,  nicht  blos  die  Eingangs-,  Detail-  und  licenzgebühr 
sondern  auch  die  Cirkulationsgebühr  abzulösen,  aliein  diess 
hat  aufgehört.  ^  Die  Eonsumtionssteuer  fiir  gebrannte  geistige 
Flüssigkeiten  wird  in  losgekauften  Gemeinden  vereint  mit 
der  Eingangsgebühr  ebenfalls  bei  der  Einfuhr  entrichtet. 

Bei  den  Kerathungen  des  Gemeinderathes ,  ob  die  ein- 
zige Taxe  erbeten  werden  soll ,  sind  die  stärkst  besteuerten 
Gross-  und  Kleinverschleisser  von  Wein  und  andern  Steuer- 
baren  Getränken  dergestalt  beizuziehen,  dass  sie  in  einer 
der  Hälfte  der  gegenwärtigen  Gemeinderathsglieder  gleichen 
Zahl  an  dem  Beschlüsse  Theil  nehmen. 

Ueber  die  Bitte  des  Gemeinderathes  um  Einftihrung  der 
einzigen  Taxe  entscheidet  vorläufig  der  Präfekt,  vorbehalt- 
lich die  definitive  Entscheidung  des  Finanzministers.  Sowohl 
vor  Einführung  als  vor  Aufhebung  der  einzigen  Taxe  wird 
eine  Inventur  in  den  Niederlagen  und  bei  den  Kleinver- 
schleissem  vorgenommen,  letztere  müssen  den  vor  der  Ein- 
ftlhrung  vdthandenen  Vorrath  nach  der  Tax©  versteuern, 
wogegen  ihnen  für  den  vor  der  Authebung  vorhandenen 
Vorrath  die  Taxe  nach  Abzug  der  Eingangsgebühr  rückver- 
gütet wird ,  eben  so  muss  von  den  Eigenthümem  der  Wein- 
lager der  bei  jedem  der  beiden  Inventuren  sich  zeigende 
Abgang  nach  der  im  AiigAiBlicke  der  luven  tnrs  vor  nähme  be- 
stehenden Gebühr  versteuert  werden. 

Die  Eigen thümer    der   Weinlager   haben   den    für  den 

*  Gesetz  vom  25.  Juni  1841. 
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Gebrauch  im  Innern  der  losgekauften  Gemeinde  bestimmten 
Wein  im  Augenblicke  der  Auslagerung  zu  versteuern.  Die 
in  losgekauften  Gemeinden  eingeführten  Mengen  von  Wein, 
Obstwein,  Meth,  welche  die  Detailgebühr  berßits  entrichtet 
haben,  bezahlen  blos  die  Difiterenz  zwischen  der  einzigen 
Taxe  und  der  bereits  bezahlten  Abgabe. 

Es  gibt  übrigens  wenige  Gemeinden,  die  sich  der  einzigen 
Taxe  unterworfen  haben,  indem  diese  auch  die  zum  Privat- 
gebrauche bestimmten  Getränke  der  Detailgebühr  unterzieht.  * 

Für  Paris  besteht  die  einzige  Taxe ,  hier  die  stellvertre- 
tende (taxe  de  remplacement)  genannt,  zwangsweise.  Sie 
ist  für  alle  Getränke  zu  entrichten,  die  über  die  Steuerlinie 
eingeführt  oder  aus  der  öfifenllichan  Niederlage  behoben 
werden.'^  Die  Erzeugung  von  gebrannten  geistigen  Flüssig- 
keiten innerhalb  der  Steuerlinie  ist  verboten. 

g.     Die  Biersteuer. 

Die  Biersteuer  wurde  mit  dem  Gesetze  vom  25.  No- 
vember 1808  eingeführt  und  durch  das  Gesetz  vom  28.  April 
1816  auf  die  Erzeugung  gelegt.  Im  Tarife  durch  das  Gesetz 
vom  12.  December  1830 ,  in  der  Art  der  Ueberwach*ing  durch 
das  Gesetz  vom  23.  April  1836  neu  geregelt,  hat  sie  seither 
keine  Reform  erfahren,  ungeachtet  die  A,en.äeryngen  in  der 
Art  dei-  Erzeugung  und  die  Verfälschungen  im  Verkehre 
eine  Revision  des  Steuergesetzes  dringend  erheischen. 

Der  Steuer  ist  jedes  in  Frankreich  erzeugte  Getränke 
unterworfen ,  das  die  Eigenschaften  des  Bieres  hat,  sie  beträgt 

'  1835  wareu  ihrer  64,  1855  waren  sie  auf  40  zusaiiimeiigeschmolzeu, 
iiämJich:  Carcassonnc,  Limoux,  Narboniie,  ViUefrancbe,  Marseille,  Aix, 
Toulouse,  Montpellier,  Cette,  Ganges,  Bezi^res,  Agde,  B6darieux,  P^zenas, 
I^  Puy,  Figeac,  Pont-ä-Mouwon,  TlilöÄvüle,  Lille,  Roubaix,  Tourcomg, 
Düuai,  Arras.  Bethune,  Boulogne,  Calais,  St.  Pierre  les  Calais,  St.  Omer, 
Ain,  Clermont-Ferrand,  Thiers,.  Perpignan,  Strassburg,  Lyon,  St.  0er- 
luain-en-Lay,  Montauban,  Touloii,  Anlibes,  Avignon,  Litnoges. 

2  Gesetze  vom  1.  Mai  1822  und  24.  Jnni  1824. 
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2  Fr.  40  Cent,  vom  Hektoliter;  beim  fremden  Bier  ist  die 
Abgabe  bereits  im  Zolle  enthalten.  Das  sogenannte  IXinn- 
bier  (petite - bifere) ,  das  Produkt  des  letzten  Aufgusses,  wenn 
mehrere  über  dasselbe  Malz  in  denselben  oder  allmälig  klei- 
neren Gei&ssen  gemacht  werden ,  unterliegt  einem  Yiertheile 
der  Gebuhr.  Bier,  welches  Spitäler  zum  eigenen  Gebrauche 
erzeugen,  unterliegt  einem  Bruchtheile  der  Gebühr,  welcher 
nach  der  Beschaffenheit  des  Bieres  sich  richtet  und  durch  Sach- 
verständige festgestellt  wird..  Ein  kalter  (nicht  zum  Sieden  ge- 
brachter) Aufguss  auf  die  Bräurückstände  ist  steuerfrei,  wenn 
er  sogleich  in  den  Verbrauch  übergeht.  Frei  ist  auch  die  Erzeu- 
gung der  Bierhefe,  Behufs  der  Verwendung  zur  Broderzeugung. 

Die  Gebühr  ist  im  Augenblicke  der  Untei*zündang  des 
Braukessels  fällig,  sie  wird  ftlr  jedes  Gebräude  nach  dem 
Rauminhalte  des  Bmukessels  bemessen,  ohne  Rücksicht  ob 
dieser  ganz  oder  theilweise  gefüllt  ist,  und  ohne  einen  an- 
dern Abzug  als  20%  filr  allfallige  Abfalle  der  Fabrikation, 
Geläger,  Gerinne,  Verdünstujig  und  andere  Zufälle.  Eben 
darum  wii-d  es  als  ein  Gnadenakt  der  Verwaltung  angesehen, 
wenn  sie  für  verdorbenes  Bier  die  Steuer  rückvergütet;  diese 
Rückvergütung  erfolgt  nie,  wenn  das  Bier  bereits  in  Fässer 
abgezogen  war. 

Es  ist  gestattet,  eben  wegen  dieser  Abfälle  um  20% 
mehr  Wasser  aufzugiessen ,  uls  der  Rauminhalt  des  Kessels 
fasst  •  5  allein  die  Beamten  sind  ermächtigt,  den  Zeitpunkt  zu 
bestimmen,  wann  der  Aufguss  vollendet  seyn  muss,  und  die 
Flüssigkeitsmenge  nach  dem  Abzüge  in  die  Kühle  oder  die 
Fässer  zu  erheben.  Wenn  hiebei  ein  üeberschiiss  von  mehr 
als  10%  über  die -zur  Versteuerung  bestimmte  Menge  (80% 
des  Bauminhaltes  des  Kessels)  gefunden  wird,  so  ntuss  er 
versteuert  werden ;  übersteigt  die  erhobene  Menge  sogqx  den 
vollen  Rauminhalt  des  Kessels,  so  wird  das  Strafverfahren 
eingeleitet.    Die  Bräuer  unterliegen  der  Kontirung  von  Seite 

'  Dekr.  vom  J7.  März  ISöl. 
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des  Amt««,  auch  kann  dem  Bräuer  selbst  die  Führung  eines 
Gegenregisters  aufgetragen  werden;  in  Städten,  die  ein  Ok- 
troi« erheben,  muss  abgesehen  von  der  Erzeugung  auch  der 
Austritt  aus  der  Gemeinde  oder  die  Versteuerung  fllr  das 
Oktroi  nachgewiesen  werden. 

Die  Rechnungen  werden  monatlich  abgeschlossen,  die 
ent&Uenden  Gebühren  können  mittelst  Schuldverschreibungen 
von  3,  6  oder  9  Monaten  Verfallzeit  abgetragen  werden,  doch 
darf  keine  Verschreibung  auf  weniger  als  300  Fr.  lauten.  Für 
Baai-zahlungen  werden  4%  Escompte  für  das  Jahr  vergütet. 

h.     Das  Octroi  der  Gemeinden. 

Mit  den  Verzehrungssteuem  und  namentlich  mit  der 
Eingangsgebühr,  welche  der  Staat  erhebt,  im  engsten  Zu- 
sammenhange ist  die  von  den  Gemeinden  eingehobene  Ein- 
gangsgebühr, das  Oktroi,  nur  dass  es  nicht  blos  von  Ge- 
ti*änken,  nicht  nach  einem  allgemeinen  Tarife,  dessen  Sätze 
mit  der  Bevölkerung  steigen,  und  weder  in  allen  Gemeinden, 
welche  der  Eingangsgebühr  des  Staates  unterworfen  sind,  noch 
bloss  in  diesen  eingehoben  wird.  Seine  Darstellung  kann 
hier  um  so  weniger  umgangen  werden,  als  die  Einhebung 
des  Oktroi  und  der  Verzehrungssteuem  meist  denselben  Or- 
ganen anvertraut  ist,  das  Finanzministerium  die  Oberleitung 
des  Oktrois  führt,  und  die  Bedeutung  und  innere  Verzwei- 
gung der  Verbrauchsabgaben  ohne  Rücksicht  auf  das  Oktroi 
nicht  gebührend  gewürdigt  werden  kann. 

Die  Eingangsgebühren  der  Gemeinden  sind  älter  als  die 
sie  betrefiSende  Gesetzgebung  des  Staates;  letzterer  trat  nur 
bestätigend,  ordnend,  beschränkend  ein.  Die  erste  franzö- 
sische RevoUition  hob  auch  diese  Lokalabgaben  durch  das 
Gesetz  vom  19.  Februar  1791  auf;  und  auf  gleiche  Weise 
wie  bei  den  indirekten  Abgaben  des  Staates  zwang  die 
Nothwendigkeife  bald  zu  ihrer  Wiedereinfühiiing.  Dieselbe 
erfolgte  durch  das  (Jesetz  vom  27.  vend^miaire  an  VII  ftu- 
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Paris,  und  durch  die  Gesetze  vom  11.  frimaire  und  5.  veu- 
tAse  an  VIII  für  andere  Städte. 

Dieselben  Gesetze  bestimmten  den  Einfluss  der  R^e- 
rung  auf  die  Einfilhrung  von  Oktrois.  Die  Ordonnanz  vom 
9.  December  1814  regelte  die  Einhebung,  und  die  Gesetze 
vom  17.  März  1852  und  22.  Juni  1854  stellten  die  Grund- 
sätze auf,  nach  denen  fortan  Oktrois  bestehen  dürfen. 

'  Ein  Oktroi  kann  jetzt  nur  durch  ein  kaiserliches  Dekret 
eingeführt  werden,  welches  zugleich  den  Tarif  festsetzt,  jeder 
Tarif  wird  längstens  nach  Ablauf  von  10  Jahren  neu  uor- 
mirt.  Das  Oktroi  wird  von  den  Gemeinden  ^  aber  unier  Auf- 
sicht der  Finanzbehörden  verwaltet.  Die  Art  der  Einhebung 
und  Verrechnung  muss  mit  den  Vorschriften  über  die  Ein- 
gangsgebühr des  Staates  im  Einklang  stehen,  und  wo  mög- 
lich müssen  beide  Abgaben  dort,  wo  sie  neben  einander 
bestehen,  gleichzeitig,  auf  Grund  derselben  Erklärung  des 
Steuerpflichtigen  eingehoben  werden. 

Aus  diesen  Motiven  wird  auch  die  Mehrzahl  der  Re- 
gister und  andern  Drucksorten  für  das  Oktroi  den  Gemein- 
den gegen  Entgelt  vom  Staate  geliefert.  Auch  können  dort, 
wo  eine  Eingangsgebühr  des  Staates  besteht,  die  Beamten 
des  städtischen  Oktroi  verpflichtet  werden,  die  Erhebung  jener 
Gebühr  zu  besorgen. 

Nur  fünf  Kategorien  von  Gegenständen  können  mit  einem 
Oktroi  belegt  werden :  Getränke,  Esswaaren,  Futter-,  Brenn- 
und  Baustofi*e.  Gegenstände,  die  im  Innern  der  Gemeinde 
erzeugt  werden,  dürfen  nicht  geringer  besteuert  sein  als 
Gegenstände,  die  von  aussen  kommen.  Die  Tarife  benach- 
barter Gemeinden  dürfen  keine  dem  Handel  nachtheilige 
Verschiedenheiten  darbieten. 

Schon  das  Gesetz  vom  28.  April  181ö  hatte  angeordnet, 
dass,  Fälle  besonderer  Noth wendigkeit  ausgenommen,  das 
Oktroi  auf  Getränke  die  Eingangsgebühr,  die  der  Staat  be- 
hebt, nicht  übersteigen  solle.     Als  Folge  dieses  GruHd«atzes 
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wurde  ferner  schoD  1837  und  1838  anerkannt,  dass  dieses 
Oktroi  in  Gemeinden  unter  4000  Seelen  nicht  höher  als  die 
Eingangsgebühr  der  untersten  Klasse  sein  sollte;  allein  die 
Ausnahmen  wurden  so  zahlreich ,  dass  das  Gesetz  vom  17.  März 
1852  jene  Anordnungen  erneuerte  und  als  ausnahmslose  hin- 
stellte. Zur  Ausftlhrung  dieser  Verordnung  wurde  eine  Frist  bis 
1.  Januar  1856  gewährt,  wurde  jedes  Oktroi,  auf  welches 
eine  Gemeindeschuld  fundirt  war,  bis  zur  Tilgung  der  Schnld 
von  dieser  Verfügung  ausgenommen,  und  wurden  den  Ge- 
meinden die  10  Percent,  welche  sie  vom  Ertrage  des  Oktroi 
dem  Staate  abzuführen  hatten,  nachgesehen.  Dessen  unge- 
achtet zeigte  sich  bald,  dass  ohne  zerrüttende  Eingriffe  in  die 
ökonomischen  Verhältnisse  der  Gemeinden  auf  jener  Aus- 
führung nicht  bestanden  werden  könne;  eine  solche  Höhe 
haben  die  Oktrois  in  Frankreich  erreicht  und  einen  so 
wesentlichen  Bestandtheil  des  Gemeindehaushaltes  bilden  sie.  ^ 
Das  Gesetz  vom  22.  Juni  1854  erhöhte  daher  das  1852  fest- 
gesetzte Maximum  auf  das  Doppelte. 

Ueber  die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Modalitäten  ein 
Oktroi  eingeführt  werden  soU^  wird  im  Gemeinderathe  zweimal 
abgestimmt,  und  zweimal  die  höhere  Entscheidung  eingeholt 

Zuerst  wird  vom  Gemeinderathe  aus  eigenem  Antriebe 
oder  über  die  Initiative  des  Präfekten  über  die  Frage:  »ob** 
berathen.   Liegt  die  Einführung  des  Oktroi  in  den  Wünschen 

'  Anfangs  1830  bestand  das  Oktroi   in    lö08  Gemeinden,    und    der 
Bruttoertrag  war  67,5   Millionen  Fr.     Die   Revolution   des  Jahres    1830 
iiötliigte  zur  AbscbafTung  einiger,  Milderung  anderer  Olitroi,  und 
1831  bestand  das  Oktroi  in  1378  Gemeinden  mit  dem  Bruttoertr.  von  54,3  Mill.Fr. 

AllmäiiHg  stieg  es  wieder,  und 
1835  bestand  das Oktroiiul423Gcmeindenmitdem Bruttoertr.  von 72,1  Mill.Fr. 

J841       „        „         „      „U'A)        „  „       „  «  «    82,1     „     „ 

1847         n  r  n        1       —  »•  rt  r>  fi  «     00,0       rt       n 

1850      „„         „      ^1430        „  „       „  «  »   05,2    „     „ 

1850  entfielen  vom  Okiroi  in  Paris  36  Fr. ,  in  Marseille  25  Fr.  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung.  Es  gibt  übrigens  Gemeinden,  wo  nur  J  Vj  l""»*-  «wf 
den  Ko|jf  der  Bevölkerung  Inllen  und  der  Gesammtertrag  des  Oktroi 
nicht  100  Fr.  des  Jahres  beträgt. 
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der  Gemeinde ,  so  entscheidet  der  Minister  des  Innern ,  äussert 
sie  sich  über  die  Initiative  des  Präfektes  nicht  bejahend,  so 
holt  der  Minister  des  Innern  die  Entscheidung  des  Kaisers 
ein,  ob  eine  weitere  Berathung  über  die  Modalitäten  statt- 
finden soll.  Die  weitere  Berathung  umfasst  jedenfalls  nur 
den  Tarif  und  das  Reglement,  hierüber  erstattet  der  Minister 
der  Finanzen  den  Vortrag. 

Eine  der  nothwendigsten  Bestimmungen  des  Reglements 
ist  die  Festsetzung  der  Steuerlinie  und  der  Steuerämter. 

Grossen  Städten  und  mit  Bewilligung  der  Nachbargemein- 
den auch  kleineren  ist  gestattet,  dort^  wo  es  zur  Abkürzung 
und  bessern  Reglung  der  Steuerlinie  noth wendig  ist,  auch 
benachbarte  Gemeinden  oder  Theile  derselben  in  das  Oktroi 
einzubeziehen ;  den  letzteren  ist  dagegen  ein  entsprechender 
Antheil  am  Ertrage  des  Oktroi  einzuräumen,  und  jedenftdls 
müssen  sie  mit  ihren  etwaigen  Einsprüchen  gehört  werden. 

Frei  vom  Oktroi  sind:  der  Verbrauch  am  Bord  von 
Schiffen  des  Staates,  die  Materialien  zur  Pulvererzeugung 
(bloss  fUr  die  Holzkohle  von  Wichtigkeit),  die  Drucksorten 
der  Regierung,  Holz  zu  Ärtilleriekonstruktionen ,  Arzeneien, 
Stockfische,  auch  können  Tafeltrauben,  einige  Gattungen 
Aepfel  und  Birnen  und  einige  Kleinigkeiten  zum  Gebrauche 
der  unbemittelten  Bevölkerung,  z.  B.  Wurzeln,  Reisig,  Ab- 
fallholz ,  frisches  Gras  bis  zu  einer  Traglast  u.  dgl.  freigelas- 
sen werden.  Es  ist  nicht  gestattet,  für  andere  Personen  und 
andere  im  Tarife  begriffene  Gegenstände  die  Gebührenfreiheit 
zu  bewilligen ,  und  die  Verwaltung  hat  die  Gemeinde  stets 
gegen  jeden  Anspruch  vertheidigt,  der  in  dieser  Richtung 
von  diplomatischen  Personen,  den  Militär-  und  Marinebehör- 
den u.  dgl.  erhoben  wurde. 

In  Paris  wird  das  Oktroi  in  dem  durch  die  Dekrete  vom 
1.  April  1854  und  3.  November  1855  festgesetzten  Ausmasse 
eingehoben,  welchem  noch  die  beiden  zehnprocentigen  Zu- 
schläge zuzurechnen  sind.     Dem  Oktroi  sind  unterworfen: 
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a)  Wein,  Obstwein,  Meth,  gebrannte  geistige  Flüssigkei- 
ten^ Bier^  Essig,  Oele  fette  und  ätherische,  Firnisse, 
Schmieren,  abgeriebene  Farben,  Theer; 

b)  Fleisch^  frisches  und  geräuchertes,  Würste,  Geflügel, 
Wildpret,  Fische,  Schalthiere,  Pasteten,  Trüffel,  Fette 
aller  Art^  Butter,  Eier,  Käse,  Salz,  Eis; 

c)  Brennholz,  Holz-  und  Steinkohlen,  Lohziegel  und  ande- 
res  Brennmateriale,  Wachs  und  Wallrath,  Stearin,  Lichte ; 

d)  Kalk,  Ciment,  Mörtel,  Bausteine,  Schiefer,  Ziegel,. Pfla- 
stersteine, Thonerde,  Sand,  Bau-  und  Werkholz,  Eisen- 
bestandtheile  zu  Baukonstruktionen; 

e)  Heu ,  Stroh ,  Hafer ,  Gerste.  * 

'  Von  der  Höhe  der  Gebühren  dürften  folgende  Beispiele  eine  Vor- 
flteUnng  geben: 


Gegenstand. 


Msssstab. 


Weio  in  Fässern 

»      »  Flaschen 

Alkohol  in  Rebrannteo  geistigen  Flüssigkeiten , 
a.  nicht  denaturirt 


1  Hectolitre 


b.  denatarirt 

Obstwein  und  Meth 

Essig 

01i\enöl|  parrümirte  Oele,  Speisen  in  Oel  ein- 


» 
» 


Octroi. 
Fr.    Cent 


gelegt 
idei 


Oele  andere 

Bei^sliWsch     {  ».™  «Ä**""»". 

Fleisch  geräoc^ert,  Schinken,  Würste 

Pasteten,  Trüffel     .  •     . 

Seefische  frische 


100  Kilogr. 


Austern  (nach  der  Grösse) 

Butter  .... 
Tbieriscbe  Fette 

KSse 

Saiz 

Bis 

Brennholz  i(nach  der  U&rte) 

Holzkohlen 

Steinkohlen  und  Gokes  . 

Kalk 

Mauerziegel 
Dachziegel 
Pflastersteine    . 

Beuholz  (nach  der  HKrte) 

Heu 

Stroh  .... 
Hafer  .... 
Gerste       .... 


» 


» 
» 


1  St^re 

1  Hectolitre 
100  Kilogr. 
1  Hectolitre 
1000  stück 

» 
1  St^e 
100  Bündel 

100  Kilogr. 

» 


10 

_-   j 

17 

i 

2.3 

50 

4 

80  bis 

7 

— 

3 

80 

10 

— 

38 

^.^ 

21 

-^ 

8 

83 

10 

.55 

20 

70 

120 

30 

— 

5 

-bjp. 

15 

__ 

1 

10 

6 

— . 

9 

50 

5 

_    1 

5 

— 

2 

—  bis 

2 

5 

5 

1 

60 

1 

15 

5 

75 

7 

_ 

4 

75 

7 

50  bis 

9 

40 

5 

_^_ 

2 

~. 

1 

25 

1 

GO 
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Die  steuerpflichtigen  Gegenstände  mttSB^n  gleich  beim 
Eintritte  in  die  Bannmeile  angemeldet  werden  und  unter- 
liegen der  vollen  Gebühr,  falls  nicht  ihr  Wiederaustritt  oder 
ihre  Versteuerung  ausserhalb  der  eigentlichen  Steuerlinie  der 
Stadt  nachgewiesen  wird.  Die  äusseren  Festungswerke  und 
ihre  Gräben  machen  die  verbotwidrige  Ueberschreitung  die- 
ser äusseren  Steuerlin\e  äusserst  schwierig.  Die  eigentliche 
(innere)  Steuerlinie  wird  durch  eine  6  Metres  hohe,  oben 
mit  Eisenspitzen  oder  Glasscherben  besetzte,  von  aussen  und 
innen  ganz  freie  Mauer  gebildet. 

Die  Steuer  wird  entweder  bei  der  Einfuhr  oder  bei  der 
Herausnahme  aus  den  Entrepots  entrichtet;  als  solche  dienen 
grosse  Hallen  ftlr  einzelne  Gegenstände,  z.  B.  für  Weine  und 
Branntwein,  Oele,  Fische  u.  dgl. 

Diejenigen  Gemeinden,  die  eine  Garnison  besitzen  und 
von  den  Gegenständen  des  Verbrauchs  der  Garnison  ein 
Oktroi  beziehen ,  haben  dem  Staate  unter  dem  Titel  von 
Beiträgen  zu  den  Easernirungskosten  aus  dem  Er- 
trage des  Oktroi  nach  dem  Gesetze  vom  15.  Mai  1818  eine 
Entschädigung  zu  leisten ,  die  in  der  Regel  für  das  Jahr  von 
365  Tagen  mit  7  Fr.  für  den  Mann  und  mit  3  Fr.  für  das 
Pferd  berechnet  wird. 

Am  Schlüsse  jedes  Quartals  übersendet  der  Intendant 
der  Militärdivision  dem  Präfekt  eine  Uebersicht  der  jeder* 
betheiligten  Gemeinde  zur  Last  fallenden  Tage  und  der  hier- 
nach entfallenden  Beiträge.  Wird  diese  Uebersicht  von  der 
Gemeinde  anerkannt  oder  über  deren  Gegenvorstellung  vom 
Kriegsminister  richtig  gestellt,  so  gelaugt  sie  mit  dem  Visa 
des  Präfekts  versehen  zum  Direktor  der  indirekten  Abgaben 
Behufs  der  Einhebung. 

Diese  erfolgt  derart,  dass  in  jedem  der  drei  Monate  des 
ersten  Quartals  ^^  der  für  diese  Beiträge  im  Gemeindebudget 
präliminirten  Summe  ein  gehoben  und  dieser  Betrag  für  die 
späteren  Quartale  in  dem  Masse  erhöht  wird ,  als  durch  die 
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früheren  Einzahlungen  der  wirkliche  vom  Militärintendanten 
berechnete  Betrag  dieser  Beiträge  für  die  betreffenden  Quar- 
tale nicht  gedeckt  erscheint. 

Ist  der  Ertrag  des  Oktroi  so  gering,  dass  durch  diese 
Beiträge  derselbe  allzusehr  vermindert  würde,  so  können  mit 
Bewilligung  des  Kaisers  Abfindungen  bis  auf  die  Dauer  von 
5  Jahren  bewilligt  Werden,  als  deren  Grundlage  die  Berech- 
nung des  wahrscheinlichen  Ertrages  des  Oktroi  von  den  durch 
die  Garnison  verbrauchten  Gegenständen  dient.  > 


5.    Die  Kontrollen»  Abfindungen  und  Strafen  Betreffs 
der  Abgaben  auf  Oetrflnke.    Schlussbemerkungen. 

Die  ganze  Reihe  von  Massregeln,  aus  denen  das  ver- 
wickelte System  der  Getränkesteuem  und  das  Oktroi  sich  zu- 
sammensetzt^ wäre  nur  unvollständig  wiedergegeben,  wfnn 
wir  nicht  auch  jener  Einrichtungen  erwähnen  würden,  die 
theils  zur  Erleichterung  der  Steuerpflichtigen,  damit  diese  die 
Gebühr  so  nahe  als  möglich  im  Momente  der  wirklichen  Kon- 
sumtion im  Grossen  oder  Kleinen  zahlen,  theils  zur  Sicherung 
des  Staates  gegen  die  drohenden  mannigfachen  ünterschleife, 
theils  endlich,  im  Interesse  des  Staatsschatzes  wie  der  Steuer- 
pflichtigen^ zur  Verminderung  der  mit  der  unmittelbaren  Ein- 
hebung verbundenen  Mühen  und  Kosten  vorgezeichnet  sind« 

Es  lassen  sich  dieselben  unter  den  fünf  Gresichtspunkten 
des  Begleitschein  - ,  des  Niederlagverfahrens ,  der  Einhebungs- 
und üeberwachungskontroUen,  der  Abfindungen  und  des 
Strafsystems  (acquit-i-caution,  entrepöt,  exercice,  abonne- 
ment,  p^nalit^)  zusammenfassen. 

*  Wir  erwähnen  hier  nur  anmerkungsweise  der  durch  das  Gesetz  vom 
24.  April  1806  den  Gemeinden  auferlegten  Verpflichtung,  10 7o  des  Rein- 
ertrags des  Oktroi  an  den  Staat  abzuführen;  weil  dieselbe  in  Folge  der  Ge- 
sctie  vom  17.  Mtoe  1852  und  22.  Juni  1854,  wie  bereits  S.  379  erwähnt 
wurde,  im  Erlöschen  begriflfen  ist.  Die  Gesetzgebung,  welche  Bestand theile 
des  Rohertrags  Behufs  der  Bildung  des  Reinertrags  abzuziehen  seien,  war 
eine  sehr  verwickelte. 
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a.    Das  Begleitscheinverfahren. 

Um  Wein ,  Obstwein  ^  Meth  und  gebrannte  geistige  Flüs- 
sigkeiten nicht  dem  Gesetze  gemäss  gleich  bei  der  *Wegbrin- 
gung  aus  den  Lagerräumen  des  ersten  Erzeugers  rersteuern 
zu  müssen,  ist  gestattet,  diese  Getränke  unter  Begleitschein- 
kontrolle an  den  Ort  der  Bestimmung  zu  senden. 

Es  müssen,  zu  diesem  Ende  die  Getränke  mit  allen  jenen 
Details  wie  für  die  unmittelbare  Versteuenmg  erklärt  und 
die  Verpflichtung  übernommen  werden  (soumission),  die 
Waare  binnen  der  vorgezeichneten  genau  nach  dem  wirk- 
lichen Bedarfe  bemessenen  Frist  unversehrt  bei  dem  Amte 
im  Orte  der  Bestimmung  zu  stellen  und  im  entgegengesetz- 
ten Falle  die  entfallende  Gebühr  und  Strafe  zu  entrichten. 

Ein  dem  anweisenden  Amte  als  zahlungspflichtig  bekann- 
ter Mann  hat  die  Erklärung  als  Bürge  und  Zaliler  mit  zu 
unferfertigen. 

Auf  Grund  der  Erklärung  wird  die  Revision  der  Waare 
vorgenommen  und  der  Begleitschein  ausgefertigt 

Wird  die  Erledigung  desselben  nicht  zur  vorgeschriebenen 
Zeit  beigebracht,  so  wird  zur  Einhebung  der  Gebühr  geschrit- 
ten, letztere  aber  zurückgestellt,  falls  binnen  weiterer  sechs  Mo- 
nate nach  verstrichener  Frist  die  Erledigung  beigebracht  wird. 

Nach  dieser  Zeit  erlischt  jeder  Rückvergütungsanspruch. 

Ausserordentliche  Zufälle  während  des  Transports,  durch 
welche  die  Integrität  der  Waare  oder  die  Einhaltung  der 
Stellungsfrist  gefährdet  werden  könnte,  sind  bei  dem  nach* 
sten  Amte  oder  in  dessen  Ermanglung  bei  der  Ortsobrigkeit 
anzuzeigen  und  entsprechend  konstatiren  zu  lassen.  Aende- 
rungen  im  Bestimmungsorte  der  Waare  sind  bei  einem  in 
der  ursprünglichen  Richtung  des  Transportes  liegenden  Amte 
zu  erwirken  \  sie  werden  in  der  Regel  nur  gegen  Ausstellung 
eines  neuen  Begleitscheines  und  unter  den  hiefÜr  vorgezeich* 
neten  Bedingungen  gestattet. 

Zu  den  ausserordentlichen  Zufiülen  wird  auch  das  Verweilen 
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der  Waare  während  des  Transportes  über  24  Stunden  an  ei- 
nem Orte  gerechnet.  Nöthigen  die  Verhältnisse  die  24stlindige 
Frist  zu  überschreiten,  so  hat  der  Waarenführer  dem  Amte 
oder  der  Obrigkeit  des  betreffenden  Ortes  den  Namen,  die 
Beschäftigung  und  den  Wohnort  des  Mannes  anzugeben,  wel- 
cher die  Waare  in  Verwahrung  nimmt  und  för  dieselbe  haftet. 
Das  Steueramt  stellt  eine  Lagerungserlaubniss  aus  und  behält 
die  Expeditionen,  welche  die  Waare  begleiten,  zurück.  Es 
ist  gestattet,  im  Orte  der  Lagerung  mit  den  Getränken  jene 
Operationen  vorzunehmen,  welche  ihre  Erhaltung  fordert; 
Mischungen  und  Verschneidungen  sind  hierunter  nicht  begrif- 
fen. Die  Hinwegnahme  und  Weiterbeförderung  der  Gretränke 
muss  ebenfalls  angezeigt  werden. 

Die  gestattete  Einlagerung  und  die  Dauer  derselben  wird 
auf  dem  Rücken  der  begleitenden  Dokumente  angemerkt, 
und  diese  Zeit  wird  zu  der  ursprünglich  bewilligten  Trans- 
portsdauer hinzugerechnet. 

Begleitscheine  werden  auch  ausgestellt,  wenn  die  Waare 
darum  von  der  Cärkulations-,  Eonsumtions-  oder  Detailge- 
bühr freigelassen  wird,  weil  sie  zur  Ausfuhr,  zur  Versendung 
an  einen  einer  allgemeinen  Abfindung  oder  einer  höheren 
Steuer  unterliegenden  Ort,  oder  an  einen  Gewerbetreibenden 
Behufs  der  Umwandlung  in  Essig  erklärt  wird.  Es  muss  in 
diesen  Fällen  der  wirkliche  Austritt,  der  wirkliche  Eintritt 
in  den  Ort  der  Bestimmung,  die  wirkliche  Umwandlung  in 
Essig  amtlich  bestätigt  sein.  Die  Ausfuhr  kann  nur  über  ein- 
zelne durch  ein  kaiserliches  Dekret  festgesetzte  Aemter  erfol- 
gen, wo  sich  auch  Beamte  der  indirekten  Abgaben  befinden. 

Der  Begleitscheine  bedürfen  ferner  die  Getränke,  die  ohne 
die  Eingangsgebühr,  die  einzige  Taxe  oder  das  Oktroi  entrichtet 
zu  haben,  aus  einer  Gemeinde  ausgeführt  werden,  welche 
einer  oder  mehreren  dieser  Abgaben  unterliegt;  es  wird  durch 
deren  Erledigung  vor  allem  der  wirkliche  Austritt  aus  der 
betreffenden  Gemeinde  dargethan. 

ilock,  PinanzverwalUing  FrankrHclis.  25 
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Getränke  in  Mengen,  die  der  Detailgebtthr  unterliegen, 
können  nur  mit  Begleitscheinen  besonderer  Form,  gegen 
Sicherstellung  des  Doppelten  der  Dctailgebühr  versendet,  und 
es  muss  Behufs  der  Erledigung  des  Begleitscheines  ihre  un- 
mittelbare Versteuerung  zum  Detail  verkehr,  die  Ausfuhr  oder 
die  Aufnahme  in  ein  der  DetailgebUhr  unterliegendes  Lager 
nachgewiesen  sein. 

In  manchen  Fällen  vertreten  Legitimationsscheine 
(passavants)  und  Steuerscheine  fcong^)  die  Stelle  der  Be- 
gleitscheine. So  werden  Passavants  ausgestellt,  wenn  ein 
Weinbauer  Weine  aus  der  Kelter  in  den  Keller  oder  aus  dem 
Keller  in  einen  andern  in  seinem  Besitze  befindlichen  Lager- 
räum  innerhalb  desselben  Kantons  oder  der  benachbarte 
Gemeinden  bringt,  wenn  ein  unter  Ueberwachung  stehender 
Lagerinhaber  Wein  aus  einem  seiner  Magazine  in  ein  an- 
deres desselben  Einnahmsbezirkes  bringt,  und  in  ähnlichen 
Fällen  lokalen  Verkehrs. 

Eigenthümer  und  Händler  im  Grossen  in  Orten ,  wo  sich 
kein  Verzehrungssteueramt  befindet,  werden  mit  paraphirten 
und  gehefteten  Versendungsbüchem  versehen,  aus  denen  sie 
Passavants  für  den  Transport  ihrer  Sendungen  bis  an  die  Orte 
ausstellen  können,  wo  sich  ein  Verzehrungssteueramt  befindet. 
Sobald  die  Sendung  das  Amt  berührt,  wird  der  Passavant  ein- 
gezogen und  eine  amtliche  Deckungsurkunde  ausgestellt.  In  letz- 
tererem uss  ausdrücklich  erwähnt  sein,  dass  sie  gegen  Einziehung 
des  Paissavant  des  Versenders  ausgefertigt  wurde.  Für  steuer- 
freie Sendungen  aus  einem  Keller  in  den  andern  gelten  die 
Passavants  des  Versenders  nm*,  wenn  das  berührte  Amt  jenes 
des  Bezirkes  ist,  in  welchem  der  Aufbewahrungsort  li^t^  und 
wenn  der  Versender  sich  über  seine  Berechtigung  zur  Steuerfrei- 
heit nachträglich  ausweist  Jeder  solche  Passavant  unterliegt 
dem  Stämpel  von  10  Cent.,  ihre  Verwendung  mnss  nachgewie- 
sen und  in  der  Juxta  das  Amt  und  die  Expeditionszahl  der  amt- 
lichen Deekungsnrkunde  angeführt  sein,  gegen  welche  der  Passa- 
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vaot  eingezogen  worden  ist.  Als  Beleg  der  versendeten  Waare 
dipnen  die  empfangenen  Steuerquittungen,  Revisionsbogen  u.  dgl. 

Unter  Begleitung  von  Steuerscheinen  ist  gestattet,  Ge- 
tränke ohne  Angabe  des  Empfangers  zur  Versendung  für  eine 
Messe,  einen  Markt,  irgend  eine  grosse  Versammlung  von 
Menschen  mit  dem  Vorbehalt  zu  erklären,  g^en  nachgewie- 
sene Entrichtung  der  Detailgebühr  fllr  die  abgesetzte  Menge 
den  BiCst  steuerfrei  zurückzuführen.  Eine  ähnliche  Begünsti- 
gung geniessen  die  umherziehenden  Eaufleute,  Maulthier- 
treiber  u.  a.,  welche  die  licenz  haben,  mit  Wein  im  Grossen 
zu  hausiren.  Sie  werden  überdiess  mit  Verzeichnissen  versehen, 
in  die  sie  jeden,  Verkauf  unter  genauer  Angabe  des  Käufers, 
seines  Wohnortes  und  der  betreffenden  Steuerexpedition  auf- 
zuzeichnen haben ;  die  ihnen  über  solche  Verkäufe  ausgestellten 
Bteuerquittungen  dienen  als  Belege  der  abgängigen  Mengen. 

Hansirer,  die.  Weine  oder  Obstweine  mit  sich  führen, 
welche  ihrer  Menge  nach  der  Detailgcbühr  nicht  unterliegen, 
von  diesen  aber  im  Detail  zu  verkaufen  gedenken,  haben 
sich  ebenfalls  Steuerscheine  besonderer  Form  ausstellen  zu 
lassen  und  die  einfache  Detailgebühr  sicher  zu  stellen ;  über 
die  im  Detail  verschlissenen  Mengen  haben  sie  sich  durch 
die  gewöhnlichen  Steuerscheine  auszuweisen. 

Branntwein,  Liqueur  und  Meth  sind  vom  Hausiren  aus- 
geschlossen. *  Im  Uebrigen  gilt  das  hinsichts  der  Detailge- 
bühr von  Wein,  Obstwein  und  Meth  Gesagte  bei  Versendun- 
gen von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  hinsichts  der  Eon- 
jsumtionsgebühr.  .  * ' . 

Kann  die  Erledigung  eines  Begleitscheines  nicht  beige- 
bracht werden,  so  hat  der  B^leitschein - Extrahent  (soumis- 
sionaire)  für  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  und  Liqueure  das 
Zweifache  der  Konsumtionsgebühr,  und  ftir  Wein,  Obstwein 
und  Meth  das  Sechsfache  der  Cirkulationsgebtthr  zu  entrichten.  ^ 

•  Cirk.  vom  15.  December  1824  und  12.  Decembcr  182(J. 
'  Gesetz  vom  17.  März  1852. 
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Jede  amtliche  Ausfertigung ,  heisse  sie  nun  Begleitscliein, 
Legitimationsschein,  Quittung,  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Steuerscheine,  unterliegt  einem  Stämpel  von  10  Cent,  die  von 
einem  Amte  ausgestellten  Begleit-  und  Legitimationsscheine 
Uberdiess  einer  Expeditionsgebühr  von  15  Cent. 

Die  Steuerscheine  unterliegen  einem  Stämpel  yon  10  Cent, 
nur  dann,  wenn  die  Gebühr,  über  welche  sie  lauten,  nicht 
mehr  als  50  Cent,  beträgt,  in  jedem  andern  Falle  unterlie- 
gen sie  dem  Stämpel  von  20  Cent 

Es  bilden  diese  Ezpeditions-  und  Stämpelgebühren  einen 
nicht  unbedeutenden  Theil  der  Einnahmen  aus  den  indirek- 
ten Abgaben. 

b.     Das  Kiederlagsverfahren. 

Sowie  durch  das  Begleitscheinverfahren  mögUch  wird, 
die  Steuer  bis  zum  Augenblicke  des  Eintreffens  im  Orte  der 
Bestimmung  zu  stunden  ^  so  gestattet  das  Niederlagsver- 
fahren,  die  Stundung  bis  zum  Augenblicke  des  Ueberganges 
an  den  einzelnen  Konsumenten  oder  Eleinrerschleisser  fort- 
zusetzen. 

Jeder  Erzeuger  von  Wein  ^  Obstwein ,  Meth  und  gebrannt 
ten  geistigen  Flüssigkeiten,  jeder  Händler  im  Orossen  mit 
diesen  Stoffen  ist  zur  Haltung  eines  Lagers  derselben  berech- 
tigt Er  erlangt  dadurch  den  Vortheil,  diese  Getränke  un- 
versteuert bei  sich  aufnehmen  und  ron  jedem  seiner  Maga- 
zine in  das  andere  transportiren  und  an'  andere  einer  gleichen 
Begünstigung  gemessende  Personen  abtreten  zu  können ,  allein 
zugleich  unterwirft  er  seine  Lagerräume  und  Vorräthe  der 
besondern  Ueberwachung  (exercice),  der  Durchsuchung  ^  Auf- 
nalime  und  Buchführung  der  Verwaltung,  und  hat  jeden 
nicht  gerechtfertigten  Abgang  zu  versteuern. 

An  der  Wohlthat  des  Entrepöt  können  auch  Eleinver- 
schleisser^  die  einen  bedeutenden  Verkehr  haben  und  ihre 
Einkäufe    meistens    ausser    dem    Orte    ihres    Verschleisses 


i 


389 


machen ,  und  Fabrikanten  solcher  chemischer  Produkte  Tbeil 
nehmen,  in  denen  Weingeist  enthalten  ist. 

Endlich  ist  das  Recht,  Lagerbestände  zu  halten^  auch 
andern  Personen  unter  der  Bedingung  eingeräumt,  dass  sie 
wenigstens  9  Hectoliter  Wein^  18  Hectoliter  Obstwein  oder 
Meth ,  oder  4  Hectoliter  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  ein- 
führen oder  eingeführt  haben  ^  und  in  letzterem  Falle  die 
neu  eingeführte  Menge  wenigstens  1  Hectoliter  beträgt ;  doch 
müssen  sie  durch  einen  im  Orte  wohnhaften  zahlungsfähigen 
Bürgen  die  entfallenden  Grebühren  sicher  stellen. 

Die  Bürgschaft  ist  nur  fQr  ein  Jahr  gülüg  und  muss  da- 
her vor  Ablauf  desselben  erneuert  werden ,  widrigens  die  ge- 
stundete Gebühr  sogleich  zu  entrichten  ist. 

In  Orten ,  wo  eine  Eingangsgebühr  oder  ein  Oktroi  ein- 
geführt ist  und  öffentliche  Magazine  bestehen,  können  über 
Ansuchen  der  Gemeinde  Privatlager  allgemein  oder  doch  Allen 
mit  Ausnahme  der  Erzeuger  untersagt  werden.  Für  Waaren, 
welche  in  solchen  öffentlichen  Magazinen  lagern,  wird  eine 
Bicherstellung  der  entfallenden  Gebühren  nicht  gefordert. 

Ueber  jede  zur  Einlagerung  erklärte  Menge  wird  ein 
Lagerschein  (laissez-entrer)  ausgestellt.  Ueber  jeden  Lager- 
bestand wird  ein  besonderes  Conto  (ein  compte  courant)  er- 
öfliiet;  in  welches  die  ein-  und  ausgelagerten  Mengen  und 
die  sie  begleitenden  Urkunden  eingetragen  werden.  Jährlich 
▼or  der  Weinlese  findet  die  Aufnahme  der  Lagerbestände  statt ; 
zeigt  sich  hiebei  ein  Abgang,  so  ist  er  zu  versteuern.  Bei 
Klein verschleissem,  die  zur  Haltung  eines  Lagei*s  ermächtigt 
sind,  wird  der  Lagerbestand  vierteljährig  aufgenommen. 

Der  Inhaber  eines  Lagerbestandes  wird  seiner  Verant- 
wortung nur  in  dem  Masse  entledigt,  als  die  Getränke  in 
einen  anderen  Lagerbestand  übergehen ,  Behufs  der  Konsum- 
tion in  der  Gemeinde  versteuert  oder  zum  Austritte  aus  der- 
selben bestimmt  werden. 

Ueber  jeden  dieser  Akte  muss  die  Erklärung  erfolgen, 
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ehe  das  Getränk  aus  dem  Lagerraum  weggebracht  wird  \  bei 
den  zum  Austritte  aus  der  Gemeinde  erklärten  Waaren  muas 
dort,  wo  eine  Eingangsgebühr  oder  ein  Oktroi  besteht,  der 
Austritt  Torschriftmässig  erwiesen  sein.  Der  Austritt  darf  in 
solchen  Orten  nur  in  den  Stunden ,  wo  auch  die  EinAihr  ge- 
stattet ist,  nur  über  die  vorhandenen  Eingangs&mter  oAer 
unter  amtlicher  Begleitung  erfolgen  und  muss  durch  ein  Aus- 
tritts-Cerüfikat  erwiesen  werden. 

Für  die  Verluste  durch  Ausrinnen ,  Niederschläge  u.  dgl. 
werden  den  Weinbauern  und  Grossverschleissern  jährlich  6 
bis  8%  für  Wein,  7  bis  8%  für  Weingeist  und  7%  Air  Obst- 
wein und  Meth  bewilligt '  Ein  grosseres  Calo  kann  nur  von 
der  Generaldirektion  zugestanden  werden. 

c.     Die  Eontrollen. 

Der  Kontrollen  zur  Aufrechthaltung  des  Steuersystems 
sind  viele  und  mannigfache. 

Als  allgemeinstes  Mittel  der  Eon  trolle  insbesondere  in 
Beziehung  auf  die  Cirkulationsgebühr  dienen  häufige  Revi- 
sionen der  Trausporte  und  die  feuilles  de  circulation,  Ver- 
zeichnisse, welche  jedem  Verzehrungssteuereinnehmer  von 
allen  andern  Steuerämtern  über  die  aus  ihren  Bezirken  in 
die  Orte  seines  Amtsbezirks  abgegangenen  Getränkesendun- 
gen zukommen  und  ihn  in  den  Stand  setzen,  die  wirkliche 
Ankunft  zu  kontroUiren  und  die  Weinbesitzer  seines  Bezirks 
sowie  deren  Vorräthe  kenneu  zu  lernen. 

Behufs  der  Sicherstellung  der  Eingangsgebühr  wird  nach 
der  Weinlese  oder  Obsternte  von  den  Steuerbeamten  bei  allen 
Eigenthümern  ein  Inventar  aufgenommen.    Die  Eigenthümcr 

I  Gesetz  vom  20.^  Juli  1837,  Ord.  vom  21.  December  1838.  Beim 
Wein  und  Weingeist  richten  sich  die  Perzente  nach  den  Departements, 
wo  der  Weiu  erliegt,  die  letzteren  sind  in  dieser  Beziehung  für  die  Weine 
in  3  und  für  die  Branntweine  in  2  Klassen  getheilt.  Die  höchsten  Per- 
zente sind  für  die  südlichen  Departements  bewilligt^  die  schwere  Weine 
und  Franzbranntweine  ei*zengen. 
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müssen  gegenwärtig  sein  oder  einen  Bevollmächtigten  bestel- 
len, and  sind  verpflichtet,  alle  in  ihrem  Besitze  befindlichen 
Getränke  za  erklären  und  vorzuzeigen. 

Der  Eigenthümer  kann  die  beim  Eingange  oder  mittels 
des  Inventars  constatirte  Menge  entweder  auf  einmal  oder  in 
zwOlf  Monatsraten  vergebühren  oder  sie  als  Lagerbestand 
erklären, 

Eine  gleiche   Durchsuchung   wird,   wie   oben   erwähnt 

* 

wurde,,  bei  Ellen  Eigen thümem  von  Weinlagem  (propri6- 
taires  recoltasts  entreposeurs)  vor  der  Obst-  oder  Weinernte 
gepflogen.  ^ 

Ebenso  bedarf  in  Gemeinden,  welche  der  Eingangsge- 
bühr oder  dem  Oktroi  unterliegen^  jede  Durchfuhr  an  steuer- 
pflichtigen Waaren  eines  besondern  Erlaubnissscheines  (passe- 
d^bout),  welche  nur  gegen  Hinterlegung  oder  Sicherstellung 
der  Gebühr  und  Uebernahme  der  Verpflichtung  ertheilt  wird, 
den  Austritt  vorschriftmässig  nachzuweisen.  ^ 

In  Orten,  wo  ein  Oktroi  eingehoben  wird,  können 
Waaren  und  Wagen  aller  Art  der  Durchsuchung,  ob  steuer- 
bare Gegenstände  darunter  enthalten  sind,  an  der  Steuerlinie 
unterzogen  \^^rden.  Nur  die  Briefpost  ist  von  der  Durch- 
suchung frei,  doch  kann  auch  sie  von  einem  Beamten  bis 
zum  Orte  ihrer  Abladung  begleitet  und  dort  untersucht  wer- 
den. In  Orten,  wo  bloss  eine  Eingangsgebühr  ftir  den  Staat 
und  kein  Oktroi  besteht,'^  ist  die  Durchsuchung  bloss  gegen 
öffentliches  Fuhrwerk  oder  nicht  eingehängte  Wagen  (Wagen 
ohne  Federn)  gestattet. 

Reisende  zu  Fuss  und  zu  Pferde  und  deren  Effekten 
unterliegen  der  Durchsuchung  nicht,  es  sei  denn,  der  steuer- 
pflichtige Gegenstand  wäre  augenfällig.    In  Fällen   gegri\n- 

'  Ein  passe-cUbout  wird  für  die  Durchfuhr  ohne  Aufenthalt  ausge- 
stellt, bleibt  die  Waare  länger  als  24  Stunden  im  Orte,  so  wird  ein  La- 
gemngsschein,  wörtlich  eine  Transitlicenz  ausgefertigt. 

>  Es  gab  deren  1850  noch  16. 
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deten  Verdachtes  ist  der  Reisende  Behufs  der  Einleitung 
der  Durchsuchung  zum  nächsten  Polizeibeamten  oder  ssum 
Maire  zu  fuhren.  Hausdurchsuchungen  bei  nicht  kontroll- 
Pflichtigen  Personen  sind,  den  Fall  der  unmittelbaren  Verfol- 
gung des  Gegenstandes  der  Uebertretung  ausgenommen.,  bloss 
bei  Tage,  unter  Begleitung  einer  obrigkeitlichen  Person  und 
über  Auftrag  höherer  Beamten  gestattet. 

In  Beziehung  auf  die  Eonsumtions-  und  die  Biersteuer 
muss  die  Errichtung  jeder  Branntweinbrennerei  und  Braue- 
rei, sowie  jeder  Rektifikations-  und  Liqueurbereitungsanstalt 
bei  dem  Steueramte  angemeldete^  die  Werkvorrichtungen  und 
ihr  ReCuminhalt  müssen  erklärt,  letzterer  muss  auf  nassem 
Wege  amtlich  konstatirt  werden. 

Jede  Vorrichtung  erhält  ihre  eigene  Zahl,  eine  Verän- 
derung in  den  Vorrichtungen  ohne  vorhergängige  Anzeige 
ist  nicht  gestattet 

Eben  so  bedarf  die  Vornahme  jedes  steuerbaren  Aktes 
der  vorläufigen  Erklärung,  welche  alle  zur  Steuerbemessung 
und  zur  Ueberwachung  des  Verfahrens  nöthige  Momente  zu 
enthalten  hat,  also 

a)  beim  Brauverfahren:  die  Ziffer  des  Kessels  und  der 
Kühle^  die  Zahl  der  Aufgüsse,  die  Stunde  ihres  Beginns  und 
ihres  Endes,  die  Menge  Malz,  die  zu  erzeugende  Menge 
Biers; 

b)  Bei  der  Erzeugung  von  Branntwein  aus  Getreide, 
Erdäpfel,  Mehl  und  andern  mehligen  Stoffen,  oder  aus  Ge- 
mischen, wo  solche  Stoffe  vorherrschen,  den  Rauminhalt 
der  Maischgefässe ,  die  Arbeitstage,  die  Stunde  des  Beginnes 
der  Einmaisch ung ,  die  Stunde  der  Anzündung  oder  Aus- 
löschung des  Feuers,  die  Art  und  Men^  der  verwendeten 
Stoffe,  die  zu  erzeugen  beabsichtigte  Alkoholmenge.  Eis 
müssen  aus  100  Hektolitern  eingemaischten  Stoffes  wenig- 
stens 2V2  Liter  reinen  Alkohols  gewonnen  werden. 

c)  Bei  der  Erzeugung  von  Branntwein  aus  Wein,  Obst- 


I 


393 


wein,  Bier,  Zueker,  Zuckersyrup,  Tröstern,  Trabern,  Obst 
u.  s.  w.,  die  Zahl  der  Arbeitstage,  die  Bauer  der  Arbeit^ 
die  Menge  und  Art  der  verwendeten  Stoß'e,  die  zu  erzeu- 
gende Alkoholaienge.  * 

Nöthigen  unvorhergesehene  Fälle  die  Operation  zu  ver- 
tagen oder  später  zu  beginnen,  so  ist  ebenfi^lls  die  Anzeige 
vonnöthen. 

Die  Gewerbstätten,  die  Magazine ^  die  Keller  und  die 
Wohnung  des  Bräuers  oder  Brenners  stehen  unter  der  Eon- 
trolle der  Verwaltung ;  der  Eintritt  der  Beamten  der  letzteren 
ist  ohne  gerichtliche  Assistenz,  und  wenn  das  Gewerbe  Nachts 
in  Wirksamkeit  ist,  selbst  zur  Nachtzeit  gestattet.  Die  Eontrolle 
kann  auf  alle  Häuser  ausgedehnt  werden,  welche  mit  der 
Brauerei  oder  Brennerei  in  innerer  der  Absperrung  nicht 
fähiger  Eommunikation  stehen. 

Die  Braukessel  müssen  fest  eingemauert  sein  und  we- 
nigstens 6  Hektoliter  fassen,  die  Fässer  jeder  Brauerei  oder 
Brennerei  ein  eigenes  der  Verwaltung  anzuzeigendes  Zeichen 
haben.  Die  vorläufige  Erklärung  ist  auch  für  den  kalten 
Aufguss  und  für  die  Erzeugung  von  Hefe  erforderlich. 

Das  Bier  muss  sogleich  vom  Eessel  auf  den  Eühlstock 
gebracht  und  in  die  Fässer  bei  Tage  gefüllt  werden,  so  dass 
die  Beamten  der  Regie  zugegen  sein  können. 

Beim  Branntwein  dient  zur  Eontrolle  der  Uebereinstim- 
mung  der  Maische  mit  der  zur  Erzeugung  angemeldeten 
Alkoholmenge  ein  Aräometer  als  Dichtigkeitsmesser.  Man 
hat  nämlich  angenommen,  dass  jeder  Unterschied  von  1  Grad 
in  der  Dichte  der  verwendeten  flüssigen  Stoffe  1,2  bis  1,4 
Alkoholgrade  darstelle.  Bei  bedeutenden  Brennereien  wer- 
den diessfalls  eigene  Brennereiversuche  gemacht.^ 

Erklärt  die  Partei  das  anzuhoffende  Erzeugniss  geringer 
als  es  nach  der  Menge  und  Dichte  des  verwendeten  Stoffes 

*  Allgemeine  InstroktioQ  vom  7.  December  1854. 
>  Cirk.  der  Qeneraldireküon  vom  29.  AugOBt  1853. 
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sein  sollte)  so  wird  auf  BerichttguDg  der  Erklänuig  gednin- 
gen.  Wild  diese  verweigert,  so  wird  die  Erklärung  zwar 
angenommen,  allein  bei  Ueberwachung  des  Verfahrens  mit 
verdoppelter  Vorsicht  und  Strenge  vorgegangen. 

Diejenigen  Erzeuger  von  Branntwein  aus  Wein,  Obst- 
wein, Weinträbem  und  -Trästem,  welche  ihren  ganzen  Vor- 
rath  auf  einmal  angeben  und  mit  dem  Direktor  über  die 
Schätzung  der  zu  erwartenden  Menge  Alkohol  übereinkom- 
men, sind  von  der  speciellen  Erklärung  befreit  Sie  haben 
blpss  Tag  und  Stunde  ihrer  Operationen  anzugeben. 

Wenn  die  erklärte  Menge  destillirt  ist,  hat  in  allen 
Fällen  die  weitere  Destillation  aufzuhören.  Ebenso  darf  nie 
eine  geringere  als  die  angemeldete  Menge  als  erzeugt  ange- 
nommen werden. 

Ganz  ungemein  gross  und  doch  kaum  ausreichend  sind 
die  Eontrollen  über  den  ELleinverschleiss: 

Jeder  Eleinverschldsser  ist  verpflichtet,  den  Antritt  sei- 
nes Geschäftes  zu  erklären.  Von  der  Erklärung  befreit  sind 
bloss  die  Markedenter  der  Trappen,  die  vom  Eriegsminister 
angestellt  sind,  falls  sie  nur  Soldaten  bei  sich  aufnehmen, 
und  die  Che&  einer  Anstalt,  die  ihren  Arbeitern  Wein  und 
Lebensmittel  verabreichen,  wenn  sie  auch  ihnen  dafür  einen 
Theil  des  Lohnes  zurückhalten. 

In  der  Erklärung  muss  der  Ort  der  Ausübung  des  Ge- 
werbes und  die  Menge  der  in  den  Gewerbsräumen  enthal- 
tenen Getränke  angegeben  werden.  Hat  der  Verschleisser 
von  der  Gestattung  Gebrauch  gemacht,  gewisse  Gattungen 
Getränke  als  zu  seinem  eigenen  Gebrauche  bestimmt  zu  er- 
klären, so  bleiben  diese  dessenungeachtet  unter  Eontrolle; 
ihr  Verschleiss  unterliegt  der  Ahndung. 

Jeder  Verschleisser  ist  verpflichtet,  sein  Geschäft  durch 
ein  Schild  oder  ein  Wirthshauszeichen  kund  zu  geben,  und 
dieses  Schild  oder  Zeichen  wegzunehmen ,  sobald  er  die  Zu- 
rücklegung seines  Geschäftes  erklärt  hat. 
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Jeder  Verschleisser  ist  in  seinen  Gewerbs-,  Lager-  und 
Wohnungsräumen  den  Durchsuchungen  und  Eontrollen  (vi- 
sites  et  exercice)  der  Beamten  unterworfen.  Dieselben  kön- 
nen bei  Tage  und  so  lange  als  die  Verschleisslokale  dem 
Publikum  geöffiiet  sind,  auch  bei  Nacht  und,  die  Stunden 
des  Gottesdienstes,  wo  die  Lokale  polizeilich  geschlossen 
sind,  ausgenommen,  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen  und  ohne 
obrigkeitliche  Assistenz  roi^nommen  werden ,  doch .  sollen 
stets  wenigstens  zwei  Beamte  gegenwärtig  sein.. 

Die  Weinbauer,  die  ihr  Erzeugniss  im  Kleinen  ver- 
schleissen,  sind  von  der  Kontrolle  ihrer  Wohnungen  befreit, 
wenn  diese  von  den  Gewerbs-  und  Lagerräumen  getrennt  sind. 

Jede  Weigerung^  sich  der  Kontrolle  zu  unterziehen,  jede 
hiebei  ausgestossene  Drohung,  sowie  jeder  Widerstand,  jede 
verursachte  Zögerung  oder  jedes  entgegengestellte  Hinderniss 
und  im  Einzelnen  jede  Beanständigung,  die  Oeflhung  eines 
Auft>ewahrungsraumes,  eines  Behältnisses,  die  Untersuchung 
eines  Getränkes,  die  Anlegung  der  Siegel,  die  Anwendung 
eines  Instrumentes  zu  gestatten,  ist  strafpflichtig. 

Die  Folgen  der  Weigerung,  abgesehen  von  der  für  die 
letztere  verhängten  Strafe,  sind  die  Verpflichtung  des  Gewerbe- 
treibenden, die  Detailgebühr  für  den  ganzen  bei  der  letzten 
Vorrathsaufhahme  ihm  zur  Last  gebliebenen  Vorrath  zu  ent- 
richten, und,  falls  durch  seine  Weigerung  die  KontroUsdurch- 
flihrungen  unterbleiben  mussten,  ftlr  die  ganze  Zeit  die 
grösste  Summe  ^  die  er  in  einem  der  nächst  vorausgegangenen 
acht  Quartale  bezahlte ,  oder  falls  er  früher  nicht  unter  Regie 
stand,  den  Betrag,  welchen  der  höchst  besteuerte  Klein- 
verschleisser  des  Kantons  bezahlt,  als  Steuer  zu  entrichten. 

Die  Verschleisser  sollen  ihre  Getränke  ohne  specielle 
Erlaubniss  nicht  in  Gef&ssen  über  5  und  unter  1  Hek- 
toliter und  nicht  in  Geftlssen  von  unregelmässiger  Form, 
Krügen,  Vasen  u.  dgl.  aufbewahren.  Nur  ausnahmsweise, 
in  bestimmter  Anzahl,  nach  genauer  Ermittlung  des  Raum- 
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Inhaltes  und  genauer  Bezeichnung  ist  der  Gebrauch  solcher 
Gefässe  gestattet  Es  darf  aus  Gefiässen  von  unregelmftssiger 
Form  nicht  unmittelbar  zum  Verkauf  eingeschenkt^  sie  dürfen 
ausser  das  Haus  nur  versiegelt  oder  unter  Begleitung  amt- 
licher Deckungen  und  nicht  an  andere  Eleinverschleisser 
versendet  werden. 

In  Flaschen  darf  der  Wein  nur  versiegelt  aufbewahrt 
werden.  Die  Versieglung  geschieht  durch  die  Steuerbeamten 
mittelst  deren  Amtssiegel.  Die  Eisten  oder  Körbe  mit  Wein 
in  Flaschen,  welchen  die  Eleinverschleisser  beziehen,  dürfen 
nur  in  Gegenwart  der  Beamten  geöflhet  werden. 

Jede  Flasche  wird  für  i  Liter,  jede  Halbilasche  für  V, 
Liter  gerechnet,  bei  den  kleinen  Fläschchen,  in  denen  ge- 
wisse Idqueure  verkauft  werden,  bestimmen  die  Beamten 
die  Zahl,  die  auf  1  Liter  zu  rechnen  ist. 

Jede  Nach-  oder  UeberfüUung ,  Verschneidung,  Mischung 
kann  nur  über  vorläufige  Erkl&rung  in  Gegenwart  der  Be- 
amten stattfinden;  höchstens  dass  bei  UeberfüUung  der  Fla- 
schen bloss  die  Erklärung  und  nicht  die  amtliche  Assistenz 
gefordert  wird. 

Jeder  dieser  Akte  wird  in  das  Portatif  eingetragen. 

Es  dürfen  ohne  besondere  Erlaubniss  von  jeder  Gattung 
Getränke  nie  mehr  als  3  Gebünde  am  Zapfen  gehalten 
werden. 

Der  Wein  darf  nur  in  den  angemeldeten  Gewerbsräumen 
aufbewahrt  werden.  Diese  Räume  müssen  dem  Eleinver- 
schleisser eigenthümlich  gehören,  oder  er  muss  sich  über 
deren  Besitz  durch  förmliche  Miethverträge  vor  einem  öffent- 
lichen Agenten  geschlossen,  ausweisen.  Den  Hauseigenthü- 
meru  und  Hauptmiethern  ist  verboten,  Getränke,  die  einem 
Eleinverschleisser  gehören,  bei  sidi  in  einem  Räume  auf- 
nehmen zu  lassen,  über  welchen  dieser  Verschleisser  nicht 
einen  solchen  förmlichen  Miethvertrag  abgeschlossen  hat. 
Besteht  kein  solcher  Vertrag,  und  werden  in  einem  mit  der 
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Wohnung  oder  den  Oewerbsrftumen  des  Oewerbetreibeuden 
zusammenhängenden  Lokale  Getränke  gefunden,  so  werden 
sie  als  das  Eigenthum  des  Gewerbetreibenden  betrachtet. 
Diese  gesetzliche  Vermuthung  wird  nicht  dadurch  entkräftet^ 
dass  der  Nachbar  über  diese  Getränke  auf  seinen  eigenen 
Namen  lautende  amtliche  Ausfertigungen  vorweist. 

Die  Eleinrerschleisser  in  der  Nähe  von  Personen ,  die 
grosse  ihren  Bedarf  bedeutend  übersteigende  Vorräthe  von 
Getränken  besitzen^  werden  besonders  häufigen  und  strengen 
Durchsuchungen  unterworfen. 

Verbindungen  zwischen  den  Häusern  der  Eleinver- 
schleisser  und  den  Nachbarhäusern  sind  zu  zerstören  oder 
unler  Siegel  zu  legen.  Ist  dies  nicht  möglich,  und  über- 
schreitet die  anscheinende  Konsumtion  des  Nachbars  seinen 
wirklichen  Bedarf,  so  kann  der  Nachbar  auf  Antrag  der 
Direktion  über  Entscheidung  des  Präfekts  unter  die  amtliche 
Eontrolle  mit  allen  ihren  R^htsfolgen  gesetzt  und  zur  Ver- 
steuerung des  sdnen  Bedarf  übersteigenden  Quantums  ver- 
halten werden. 

Der  Branntweinbrenner  oder  -Rektifikator  kann  den 
Eleinverschleiss  seiner  Erzeugnisse  nicht  zu  derselben  Zeit 
oder  wenigstens  nicht  in  demselben  Lokale  mit  der  Erzeu- 
gung ausüben,  und  der  Uebergang  der  erzeugten  Menge  in 
den  Eleinverschleiss  bedarf  einer  amtlichen  Ausfertigung. 

Klein verschleisser^  welche  Liqueure  erzeugen  wollen^ 
müssen  die  Erzeugung  anmelden,  und  die  erzeugten  Flaschen 
nach  Mass  der  Erzeugung  unter  das  Siegel  der  Verwaltung 
legen  lassen. 

Die  Gefässe,  worin  sie  den  Aufguss  vornehmen,  werden 
von  den  Beamten  unter  Siegel  der  Verwaltung  gehalten, 
und  werden  nur  für  die  Zeit  des  Gebrauchs  entsiegelt. 

Der  Eleinverschleisser  ist  zwar  ermächtigt,  auch  im 
Grossen  zu  verkaufen ,  allein  er  darf  es  (gegen  die  Cirkula- 
tions-  statt  der  Detailgebühr)  nur  über  vorläufige  Anmeldung 
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und  nach  erfolgter  Demarquirung  des  Gebündes,  der  Eiste 
oder  des  Korbes. 

Uebrigens  darf  der  Eleinverschleisser  in  einem  abgeson- 
derten (wenigstens  durch  die  Strasse  getrennten)  Lokale  den 
Grosshandel  betreiben^  und  unterliegt  dann  in  letzterer  Eigen- 
schaft nur  den  über  den  Grosshandel  bestehenden  Vorschriften. 

Auch  ist  erlaubt,  liqueure  in  Tersiegelten  Flaschen  unter 
BegleitscheinkontroUe  an  andere  Eleinyerschleisser  abzutreten. 

Endlich  werden  auch  die  verloren  gegangenen  oder 
verdorbenen  Mengen  abgeschrieben ,  wenn  die  Thatsache 
durch  die  Beamten,  wo  möglich  höherer  Ejategorie,  oder 
in  Ermanglung  der  Beamten  durch  die  Orlsobrigkeit  gehörig 
nachgewiesen  ist.  Der  verdorbene  Wein  muss  vertilgt  oder 
mit  Essig  im'  Verhältnisse  von  wenigstens  5  Ldtor  Essig  auf 
1  Hektoliter  Wein  gemischt  werden. 

Die  Konsumtionsgebühr  jfür  die  erzeugton  oder  erkauften 
gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  haben  die  Eleinverschleis- 
ser ganz  unter  denselben  Verhältnissen  wie  die  Detailgebühr 
ftkr  Wein,  Obstwein  und  Meth  zu  entrichten,  nur  bekommen  sie 
keinen  Nachlass  für  verderbende  oder  verloren  gehende  Mengen. 

Die  Kontrollen  dauern  noch  drei  Monate  nach  der  Er- 
klärung der  Zurücklegung  des  Geschäfte«  fort. 

d.    Die  Abfindungen. 

Bei  der  Unzahl  der  Steuerpflichtigen  und  deren  Ver- 
breitung über  das  ganze  Land  und  seine  einzelnen  Gemeinden, 
glaubte  man  die  Ueberwachung  nicht  durchführen  zu  kön- 
nen, wenn  nicht  in  vielen  Fällen  Abfindungen  geatattet 
würden,  durch  welche  ganze  Gemeinden,  ganze  Genossen- 
schaften von  Gewerbe;treibenden  und  einzelne  besonders  schwer 
zu  überwachende  Steuerpflichtige  ganz  oder  doch  grössten- 
theils  der  Ueberwachung  entfielen. 

In  Beziehung  auf  die  Eingangsgebühr  kann  wein- 
bauenden Gemeinden  eine  allgemeine  Abfindung  für  die  selbst 
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eraeugten  Weine  zugestanden  werden.  In  solchen  Gemeinden 
können  die  Trauben  zum  Keltern  gebührenfrei  und  ohne  Be- 
obachtung irgend  einer  Förmlichkeit  eingeführt  werden ,  Ge- 
tränke und  alle  andere  steuerpflichtige  Gegenstände  unter- 
liegen aber  bei  der  Einflihr  den  allgemeinen  Vorschriften. 
Eben  so  sind  die  Eigenthümer  von  der  Inventur  befreit  — 

Der  Abfindungsbetrag  wird  nach  dem  Steuerbetrag  jenes 
Jahres  bemessen,  welches  unter  den  nächst  vorangegangenen 
das  einträglichste  war,  doch  wird  auf  die  Beschaffenheit  der 
Weinernte  des  Jahres  Rücksicht  genonunen ,  für  welches  die 
Abfindung  geschehen  soll,  ob  die  Weinlese  eine  gute,  mit- 
telmässige,  schlechte  sei. 

Die  Grundlagen  der  Abfindung  werden  von  dem  Di- 
rektor oder  sonst  einem  höheren  Beamten  dem  Gemeinde- 
rathe  vorgelegt;  werden  sie  von  letzterem  nicht  als  richtig 
anerkannt;  so  entscheidet  darüber  der  Präfekt  im  Präfektur- 
rath.  Auf  diesen  Grundlagen  wird  nun  über  den  Abfindungs- 
betarag  verhandelt  Sind  die  Vertreter  der  Gemeinde  und 
der  Verwaltung  einige  so  wird  über  Entscheidung  des  Prä- 
fekts  die  Abfindung  vorläufig  eingeleitet,  die  definitive  Ent- 
^scheidung  fiillt  der  Minister.  Im  Falle  die  Einigung  nicht 
erzielt  würde,  entscheidet  der  Präfekturrath  und  in  höherer 
Instanz  der  Staatsrath. 

Der  Abfindungsbetrag  wird  in  14tägigen  Raten  entrichtet; 
ftür  die  richtige  Einzahlung  ist  die  Gemeinde  verantwortlich.  ^ 

In' Betreff*  der  Biers  teuer  ist  den  Bräuern  in  Städten 
über  30,000  Einwohner  eine  korporative  Abfindung  gestattet, 
die  Genehmigung  ertheilt  der  Finanzminister. 

Abfindungen  in  Betreff' der  Detailgebühr  finden  theils 
individuell  für  einzelne  Gewerbetreibende,  theils  cumuiativ 
für  ganze  Klassen  der  Gewerbetreibenden  einer  Gemeinde 
statt    Abfindungen  einzelner  Gewerbetreibenden  werden  nur 

*  Im  Jahre  1850  machten  nur  24  Gemeinden  von  dieser  Abfindung 
Gkbmch. 
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ausnahmsweise  fftr  solche  Oewerbetreibenden  zugestanden, 
welche  wegen  ihrer  isolirten  Lage ,  des  geschlossenen  Kreises 
ihrer  Abnehmer  (z.  B.  Gefangen  Wärter,  Pensionate,  Keunio- 
nen),  des  geringen  Umfangs  ihres  steuerpflichtigen  Gewer- 
bes (z.  B.  E[affeehäuser  und  Limonadenhütten  in  Ansehung 
der  liqueure)  durch  die  Abfindung  nicht  zu  einer  den 
Steuerertrag  anderer  Grewerbsuntemehmungen  beeinträch- 
tigenden Ausdehnung  ihres  Geschäftes  veranlasst  werden 
können. 

Die  Abfindung  wird  stets  nur  auf  3,  6,  9  oder  höch- 
stens auf  die  12  Monate  des  Solarjahres  abgesdilossen.  Sie  be- 
zieht sich  nur  auf  den  Eleinverschleiss  und  das  Getränke, 
für  welche  sie  abgeschlossen  wurde;  wenn  der  Gewerbe- 
treibende einen  andern  Verschleiss  betreibt  oder  ein  anderes 
Getränke  verschleisst,  unterliegt  er  den  Vorschriften  für  die 
nicht  abgefundenen  Verschleisser. 

Der  Abgefundene  kann  die  Getränke,  hinsichts  derer  er 
abgefunden  ist,  in  jeder  beliebigen  Menge  im  Kleinverschleiss 
absetzen,  sie  in  jedem  beliebigen  Gefiässe  aufbewahren  und 
versenden,  und  ist  dem  Exercice  nicht  unterworfen.  Im 
Uebrigen  finden  die  Vorschriften  ftfcr  den  Verkehr  mit  Ge- 
tränken im  Allgemeinen  und  für  den  Kleinverschleiss  insbe- 
sondere auch  auf  ihn  Anwendung. 

Die  von  den  abgefundenen  Verschleissem  empfangenen 
und  abgesetzten  Mengen,  soweit  letztere  nicht  im  Kleinver- 
schleiss abgegeben  wurden,  werden  mittelst  eines  eigenen 
Portatifs  in  Evidenz  gehalten.  Handelt  es  sich  um  Erneue- 
rung der  Abfindung,  so  wird  vorher  der  Vorrath  erhoben, 
um  den  wirklichen  Verschleiss  zu  ermitteln. 

Die  Grundlagen  der  Abfindung  werden  durch  die  Er- 
gebnisse der  vorausgegangenen  Regie  oder  Abfindung  oder 
durch  das  Verhältniss  zwischen  der  bis  dahin  versteuerten 
Gesammtkonsumtion  der  Gemeinde  und  dem  wahrschein- 
lichen Absätze  des  Verschleissers  ermittelt,  in  beiden  Fällen 
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wird  auf  die  bevorstehende  wahrscheinliche  Vermehrung  oder 
Verminderung  Rücksicht  genommen.  Die  Genehmigung  der 
Abfindungen  wird  provisorisch  durch  die  Direktionen  ertheilt, 
amr  definitiven  Genehmigung,  die  nachträglich  (gewöhnlich 
vor  Ablauf  des  ersten  Quartals)  erfolgt,  ist  die  Zustimmung 
der  Generaldirektion  erforderlich. 

Die  Abfindungsbeträge  werden  in  ungleichen  Vierteljahrs- 
raten ^  je  nach  dem  wahrscheinlichen  Absätze  in  jedem  Quar- 
tale bemessen ;  ihre  Bestimmung  bildet  einen  Gegenstand  des 
Abfindungsvertrages.  Die  bemessenen  Quartalssummen  wer- 
den nachhinein  in  Monatsraten  entrichtet. 

Gegen"  die  Zurückweisung  des  Abfindungsantrages  und 
der  Bedingungen  desselben  durch  die  Steuerbehörde  steht 
dem  Verschleisser  der  Rekurs  an  den  Präfekt  im  Präfektur- 
rathe  und  in  weiterer  Instanz  an  den  Staatsrath  frei.  Der 
Verschleisser  hat  in  diesem  Falle  bis  zur  Entscheidung  des 
Präfekts  als  Abschlagszahlung  den  ursprünglich  angebotenen 
Abfindungsbetrag;  nach  der  Entscheidung,  vorbehaltlich  die 
Rektifikation  durch  den  Staatsrath,  den  von  dem  Präfekt  be- 
stimmten Betrag,  und  nachträglich  für  die  früheren  Monate 
den  entfallenden  Ergänzungsbetrag  zu  entrichten. 
-  Wird  «in  Unterschleif  entdeckt,  so  kann  die  Abfindung 
▼on  Amtswegen  aufgehoben  werden.  Ebenso  wird  von  der 
Abfindung  abgegangen ,  wenn  der  Verschleisser  das  Geschäft 
aofgibt.  Umstände  eintreten ,  welche  die  ganze  Grundlage 
der  Abfindung  ändern ,  der  Abgefundene  die  Uebemahme  in 
Regie  verlangt ^  die  kollektive  oder  die  allgemeine  Abfindung 
erfolgt  oder  die  einzige  Taxe  eingeführt  wird.    ^ 

Eine  eigene  Art  der  Abfindung  für  den  Detailverschleiss 
ist  die  nach  dem  Hectoliter. 

Sie  besteht  in  der  Festsetzung  einer  fixen  Summe  für 
jeden  verschlissenen  Hectoliter  ohne  Rücksicht  auf  den  Preis 
des  Getränkes.  Sie  darf  nicht  auf  längere  Zeit  als  2  Seme- 
ster abgeschlossen  werden.    Gewöhnlich  sind  es  Verschleisser 

Hock,  Pinanzverwnllung  Frankreichs.  26 
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eigenen  Erzeugnisses  oder  umherziehende  Weinverschleiseer, 
mit  denen  man  solche  Abfindungen  eingeht 

Wenn  wenigstens  zwei  Dritttheile  der  Eleinverschleisser 
einer  Cremeinde  und  der  Glemeinderath  es  wünschen,  kann 
die  Einhebung  der  Detailgebühr  durch  eine  direkte  Umlage 
auf  die  Eleinverschleisser  ersetzt  werden.  Diese  kollektive 
Abfindung  wird  auf  die  Dauer  eines  Solarjahres  abgeschlos- 
sen, kann  aber  erneuert  werden.  Der  Abfindungsbetrag  wird 
auf  Grund  des  mittleren  Ertrages  der  letzten  drei  Jahre  fest- 
gesetzt y  die  Genehmigung  erfolgt  provisorisch  durch  den  Di- 
rektor mit  Genehmigung  des  Präfekts,  definitiv  durch  den 
Finanzminister.  Kommt  eine  Einigung  über  den  Abfindungs- 
betrag nicht  zu  Stande,  so  entscheidet  der  Präfekt  mit  Vor- 
behalt des  Rekurses  an  den  Staatsrath. 

Die  abgefundene  Korporation  erlangt  durch  die  Abfin- 
dung das  ausschliessliche  Recht  des  Detailverschleisses  in  der 
Gemeinde;  doch  eben  darum  ist  sie  befügt,  Andern  ausser 
ihren  Mitgliedern  vorübergehend  oder  bleibend  den  Kleinver- 
schleiss  in  der  Gemeinde  zu  gestatten. 

Die  Mitglieder  der  Körperschaft  haften  solidaridch  für 
den  Abfindungsbetrag,  unter  sich  vertheilen  sie  die. Quote 
nach  einem  von  ihren  Vertretern  festgesetzten,  vom  Maire 
genehmigten  Plane ,  welcher  dem  Einnehmer  Behufs  der  Ein- 
bringung übergeben  wird.  Die  Abfindungsraten  werden  mo- 
natlich vorhinein  bezahlt.  Die  Gebühren  von  jenen  Klein- 
verschleissern  ausser  ihrer  IBtte,  welchen  die  Körperschaft 
den  Verschleiss  gestattet,  werden  für  Rechnung  der  Körper- 
schaft vom  Einnehmer  eingehoben. 

Die  Steuerbeamten  sind  es  auch ,  welche  über  Anregung 
der  Verschleisser  oder  ihrer  Vertreter  jeden  Kleinverkauf 
ohne  Genehmigung  konstatiren.  Das  Verfahren  gegen  die 
Schuldigen  wird  über  Requisition  der  Vertreter  der  Körper- 
schaft gepflogen ;  die  Strafgelder  fallen  den  letzteren  anheim. 

Auf   Wunsch    des    Gemeinderaths     kann    endlich    die 
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Detailgebühr  in  eine  direkte  Umlage  umgewandelt  werden 
(allgemeine  Abfindung).  Diese  Umwandlung  findet  von 
Amj»wegen  dort  statt,  wo  die  Gebtihreneinhebung  durch 
ausserordentliche  Umstände  unterbrochen  wird.  Wenn  der 
Gemeinderath  nichts  anders  bestimmt,  so  findet  die  Umlage 
in  Form  von  Zuschlägen  zur  Grund  -  und  zur  Personal  -  und 
Wohnungssteuer  statt. 

Der  Abfindungsbetrag  wird  auf  Grund  des  Mittels  meh- 
rerer Jahre  festgesetzt,  in  denen  der  Absatz  durch  unge- 
wöhnliche Ereignisse  nicht  gestört  worden  ist,  die  Abfindung 
wird  nur  auf  Ein  Jahr  abgeschlossen  und  bedarf  der  Geneh- 
migung des  Finanzministers.  Die  Gemeiudeeinkünfte  und 
das  Gemeindevermögen  sind  für  den  Betrag  verantwortlich. 

Sowohl  bei  der  kollektiven  als  bei  der  allgemeinen  Ab- 
findung kann  von  Seite  der  Verwaltung  vom  Vertrage  ab- 
gegangen werden,  sobald  auch  nur  eine  Rate  nicht  recht- 
zeitig eingezahlt  wird.  ^ 

Für  die  Eonsumtionsgebühr  ist,  auch  insoferne  sie  beim 
Kleinverschleiss  eingehoben  wird,  eine  Abfindung  nicht  gestat- 
tet; doch  ist  den  Klein verschleissern  in  den  Orten  mit  Ein- 
gangsgebühren gestattet  die  Eonsumtionsgebühr  gleichzeitig 
mit  der  Eingangsgebühr  zu  entrichten  und  sich  dadurch  dem 
Exercice  in  Ansehung  des  Verkehrs  mit  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten  zu  entziehen. 

*  1847  waren  unter  352,4.34  Kleinverschlei psern  nur  367,  die  korpora- 
tiv,  24,314,  die  iudividueU  abgefunden  waren,  26,332,  die  in  losgekauf- 
ten Städten  sich  befanden. 

1854  waren  unter  4,397,000  Hektoliter  Wein  im  V erkaufe werthe  von 
229  Hill.  Fr.,  für  welche  die  Detailgebühr  (ohne  Zuschläge)  im  Betrage 
von  33,326,600  Fr.  entfiel,  nur  556,000  Hektoliter  im  beiläufigen  Werthe 
von  29  Mill.  Fr.,  für  welche  die  Abgabe  von  4,223,700  Fr.  im  Wege  der 
individuellen  Abfindung,  und  96  Hektoliter  im  Werthe  von  5000  Fr.,  für 
welche  die  Steuer  im  Betrage  von  730  Fr.  im  Wege  der  kollektiven  Ab- 
findung eingehoben  wuixle.  Eine  Gemeindeabfindung  fand  gar  nicht  statt. 
Aehnlich  waren  die  Ergebnisse  bei  der  Detailgebühr  für  Obstwein,  kaum 
über  V,7o  der  Gebühr  ging  im  Wege  der  individuellen  und  kaum  Vw^/o 
im  Wpge  der  kollektiven  Abfindungen  ein. 
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e.    Die  Strafen. 

Die  Strafen  wegen  Verkürzungen  der  Cirkulattonagebtthr 
bestehen  in  der  Konfiskation  der  Getränke  und  in  einer-Geld- 
strafe  von  100  bis  600  Fr. 

Die  Strafe  der  Verkürzung  der  Eingangsgebühr  besteht 
in  der  Regel  in  der  Konfiskation  und  in  einer  Geldstrafe 
von  100  bis  200  Fr.    Ausserdem  wird  noch  verhängt: 

Eine  Geldstrafe  von  1000  Fr.  für  Einschwärzungen  in 
Öffentlichen  oder  in  eigenen  eingehängten  Wagen. 

Eine  polizeiliche  Strafe  von  6  Monaten  Gefängniss  we- 
gen Einschwärzung  mittels  Uebersteigung  der  Mauern  oder 
des  Grabens  des  geschlossenen  Ortes,  mittels  unterirdischer 
Kanäle,  mit  bewaffneter  Hand. 

Die  gleichen  Strafen  tröffen  Uebertretungen  gegen  das 

Oktroi. 

Die  Strafen  gegen  Uebertretung  der  Biersteuergesetze 
besteben  in  Geldstrafen  von  200  bis  600  Fr. ,  und  im  Verflsill 
des  unter  Verkürzung  des  Gef&Us  erzeugten  Bieres  und  der 
nicht  festgemauerten  Kessel. 

Die  Strafe  gegen  die  Ausübung  eines  Kleinverschleisses 
ohne  vorausgehende  Erklärung  oder  nach  der  Erklärung  der 
Zurücklegung  des  Verschleisses  oder  mit  Verschleiss  eines 
Getränkes,  welches  der  Verschleisser  zu  seinem  eigenen  Ge- 
brauche zurückzubehalten  erklärte,  besteht  in  einer  Geld- 
strafe von  300  bis  1000  Fr.  und  in  der  Konfiskation  -der  Ge- 
tränke, doch  kann  von  letzterer  gegen  eine  Pauschsumme 
von  1000  Fr.  abgestanden  werden. 

Wenn  Personen,  die  sich  als  Grosshändler  erklärt  haben, 
einen  Klein  verschleiss  betreiben,  so  besteht  die  Geldstrafe 
in  500  bis  2000  Fr.  und  in  der  Konfiskation  der  Getränke, 
oder  statt  der  letzteren  in  einer  weiteren  Summe  von  2000  Fr. 

Andere  Uebertretungen  werden  ausser  mit  der  Konfis- 
kation der  angehaltenen  Getränke  mit  einer  Geldstrafe  von 
50  bis  300  Fr.  und  im  Wiederholungsfalle  bis  500  Fr.  bestraft. 
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Die  unbefugte  Ausübung  eines  Kleinverschleissies  von 
Liqueuren  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  500  bis  2000  Fr. 
und  mit  der  Konfiskation  von  Getränken  bis  zum  Betrage 
von  1000  Fr.  bestraft;  einer  gleichen  Ahndung  unterliegen 
Kleinverschleisser,  die  ohne  vorhergegangene  Erklärung  Li- 
queure  erzeugen. 

f.    Schlussbemerkungen. 

Die  Abgaben  auf  Getränke  werden  im  Voranschlag  Hlr 
1857  mit  138  Millionen  Fr.,  mehr  als  dem  achten  Theile  des 
Erträgnisses  aller  indirekten  Abgaben  Frankreichs,  aufgeführt. 
Im  Voranschlage  |Ür  1856  erschienen  sie  mit  120  Millionen. 
Nur  das  Enregistrement,  das  Tabakmonopol  und  die  Zölle  wer- 
den als  ein  reichlicheres  Einkommen  gewährend  aufgezählt. 
Unter  den  Getränkesteuem  nimmt  wieder  die  Detailgebühr  mit 
mehr  als  der  Hälfte  des  Gesammtertrages  (über  78  Mill.  Fr.) 
den  ersten  Platz  ein.  Die  stellvertretende  Taxe  für  Paris  mit 
16,5  Millionen  steht  in  der  zweiten  Reihe.  Die  Konsumtions- 
gebühr, die  Eingangsgebühr  und  einzige  Taxe  und  die  Bier- 
steuer bieten  jede  ein  Erträgniss  von  11  bis  14  Millionen  Fr. 
Auf  der  letzten  Stelle  steht  die  Cirkulationsgebühr,  welche, 
selbst  die  Expeditionsgebühr  von  15  Cent,  für  die  steuerfreie 
Bewegung  in  einem  Betrage  von*  etwa  800,000  Fr.  hinzu- 
geschlagen, kaum  7,500,000  Fr.  abwirft. ' 

>  E8  war  der  Ertrag:                               1853         1854  1855 

(in  Tausenden  Francs) 

CirkalatiooBgebühr 7,545        6,163  5,022 

Expeditionsgebtthr  zu  15  Cent.  .     .         802           723  674 

DetaUgebühr 59,361      56,318  58,332 

Konflnmtionsgebühr 10,077      10,071  15,208 

Deoatarationsgebühr 47             47  46 

Stellvertretende  Taxe  in  Paris   .    .    14,736      12,985  13,764 

Eingangsgebühr  und  einzige  Taxe  .    11,902      10,409  9,877 

Biersteuer 10,847      10,648  12,994 

Zusammen    115,317    107,364  115,917 
Aach  der  grösste  Theil  der  unter  dem  Erträgnisse  der  indirekten 

Abgaben   mit  dem  beiläufigen  Ertrage   von   3,900,000  Fr.  aufgeführten 


406 


Wenn  wir  diese  Abgaben  in  ihrem  Zusammenhange  be- 
trachten, so  können  wir  vor  Allem  in  Uebereinstimmung  mit 
den  beiden  Kommissionen,  die  1829  und  1849  die  Frage 
untersucliten,  uns  dahin  aussprechen,  dass  sie  durchaus  nicht 
jenen  nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Landeskultur  und  die 
Öltge  der  arbeitenden  Klassen  ausüben,  der  von  manchen 
Seiten  her  behauptet  worden  ist.  Der  Umfang  des  der  Wein- 
kultur gewidmeten  Bodens,  sein  Wertli  und  die  Menge  des 
Erzeugnisses  haben  zugenommen,  und  zwar  in  einem  grös- 
seren Verhältnisse  als  die  Bevölkerung.  Ungeachtet  der  un- 
vermeidlichen Unsicherheit  der  Lage  des  Weinbaues  ist  das 
Weinland  nicht  mehr  verschuldet  als  der  übrige  urbare  Boden. 

In  den  Jahren  1821  bis  1847  hatte  sich  die  Menge  der 
versteuerten  Getränke  um  70%,  der  Ertrag  der  vom  Staate 
bezogenen  Gebühren  um  58%,  der  Ertrag  des  Gemeinden- 
Oktroi  um  43%  vermehrt.  Die  bedeutend  stärkste  Vermehrung 
trat  im  Wein  und  insbesondere  im  Wein  zum  Grossverschleiss, 
sowie  in  Branntwein  zum  Grossverschleiss  ein,  ein  sprechen- 
der Beweis,  dass  die  Zahl  der  Bemittelten  zunehme,  die  ihren 
Wein-  und  Alkoholbedarf  sich  selbst  im  Grossen  anschaflTen. 

Dessenungeachtet  halten  auch  wir  den  Ertrag  der  Cir- 
kulationsgebühr  (7,500,000  Fr.)  nicht  der  Ueberwachungs- 
kosten  und  Kontrollen  werth,  die  ihre  Aufrechthaltung  for- 
dert. Nur  das  Streben  nach  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,  hier 
angewendet  auf  das  Verhältniss  des  Grundbesitzers  auf  dem 
flachen  Laude  zu  der  übrigen  Bevölkerung,  und  die  gerade 
durch  diese  Steuer  gegebene  Möglichkeit  den  Zug  des  Wei- 
nes vom  Augenblicke  seiner  Entstehung  an  zu  überwachen, 
vermag  ihren,  Fortbestand   zu  rechtfertigen.     Die  Eingangs- 

36.591,203  ExpeditionsstämpeJ  sind  gelegentlich  der  Abgaben  für  Gretränke 
eingeflossen. 

Die  Verminderung  der  Erträgnisse  in  1854  hängt  mit  der  Trauben- 
krankheit  und  der  Getreidemissemtc  zusammen:  eralere  hat  auch  in  1855 
ihre  Wirkungen  geäussert. 
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gebühren  und  Oktrois  dürften  in  kleineren  Gemeinden  einer 
direkten  Abgabe  Platz  machen  und  dadurch  dem  Waaren- 
verkehr  jene  Freiheit  der  Bewegung  zurückgeben,  deren 
er  dringend  bedarf.  Die  Abgabe  von  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten  wäre  auf  die  Fabrikation,  und  zwar  nicht 
nach  Menge  und  Alkoholgehalt  des  Erzeugnisses,  sondmi 
nach  den  verwendeten  Stoffen  umzulegen,  so  dass  der- 
jenige, der  rationeller  erzeugt,  begünstigt  wäre.  Eine 
solche  Verfügung,  welche  eine  besondere  Eingangsgebühr 
bei  der  Einfuhr  in  grössere  Gemeinden  nicht  ausschlösse, 
würde  der  bisherigen  Vergeudung  von  Arbeitskraft,  Zeit  und 
Stoff  in  den  unzähligen  kleinen  Brennereien  der  Weinbauern 
(bouilleurs  du  cru)  ein  Ende  machen. 

Die  Massstäbe  und  Eontrollen  der  Fabrikationsabgaben 
wäre  übrigens  auf  rationellere  Grundlagen  zurückzuführen,  als 
gegenwärtig  bei  der  Besteuerung  des  Bieres  benutzt  werde.  ^ 

Endlich  wären  die  Abfindungen,  welche  so  wesentlich  das 
Gehässige  der  DetaiJgebühr  und  die  Zahl  der  üeberwachungs- 
beamten  vermindern,  mehr  zu  begünstigen  als  es  bisher  geschah. 

6.  Die  Abgaben  auf  Spielkarten  und  öffentliches 
Fuhrwerk.  Die  Licenzgebühren.  Die  Schifffahrts- 
abgaben.     Die  Ueberfdhr-  und*  Brttckengelder.     Die 

Garantiegebühren. 

a.    Spielkarten. 

Die  Abgabe  von  Spielkarten,  ebenfalls  eine  der  äl- 
testen Frankreichs  —  sie  kann  bis  ins  15.  Jahrhundert  nach- 
gewiesen werden  —  beruht  gegenwärtig  auf  den  Gesetzen 
vom  9.  vend6miaire  an  VI.,  1.  germinal  und  13.  fructidor 

'  Assemblde  Nationale.  Enqudte  legislative  sur  Timpöt  de  boissons. 
raris  1851.  4.  1.  Band  Bericht  (von  Ed.  Bocber)  2  Bde.  Documente. 

Comte  de  Villedeuil:  Histoire  de  Timpöt  des  boisspna.  Paris  1854.  8. 
1.  Band  (geht  bis  1650).  —  Molroguier.  Histoire  critique  de  Timpdt  des 
boissons.   Paris  1849.  8.   Eine  Gelegenheitsechrift  zu  Gunsten  der  Abgabe. 
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an  XIII.  (30.  September  1797,  22.  März  und  31.  August  1806), 
28.  April  1816  und  7.  August  1850. 

Die  Einfuhr  und  der  Gebrauch  fremder  Spielkarten  ist 
verboten,  in  Frankreich  selbst  bedarf  die  Fabrikation  und 
der  Verkauf  einer  besonderen  gefallsamtlichen  Erlaubniss. 
Die  Fabrikation  wird  nur  in  den  Hauptorten  der  Arrondis- 
sements  gestattet. 

Die  Gebühr  besteht  in  25  Gent,  von  jedem  Spiele  von 
nicht  mehr  als  40  Karten  in  der  in  Frankreich  üblichen 
Form,  und  in  40  Cent  von  jedem  Spiel  Tarrokkarten  oder 
von  Karten  in  einer  in  Frankreich  neuen  Form  (jk  portrait 
6tranger).  Zu  den  Karten  der  Gebühr  von  25  Cent  gibt  der 
Staat  das  bedruckte  (mit  eigenen  Wasserzeichen  versehene) 
Papier  und  lässt  es  sich  hoch  bezahlen,  der  Fabrikant  klebt 
dann  das  Papier  auf  der  von  ihm  zu  liefernden  Rücklage  auf; 
bei  den  Spielen  zu  40  Cent  werden  die  Druckmodeln  bei 
der  Steuerverwaltung  aufbewahrt,  und  der  Fabrikant  darf  sich 
derselben  nur  in  Gegenwart  der  Steuerbeamten  bedienen. 

Alle  Figurenkarten  tragen  die  Umschrift:  France  und 
die  Firma  der  Fabrik. 

Ausserdem  ist  jedes  Spiel  mit  einer  Enveloppe  versehen, 
auf  der  Name,  Wohnort,  Schild  und  Firma  der  Fabrik  in 
Form  eines  Namensstämpels  (griffe)  angebracht  ist 

Jedes  Spiel  für  sich  und  je  sechs  Spiele  zusammen  be- 
finden sich  in  eigenen  Schleifen  (bandes)  mit  trockenem 
Stämpel,  welche  die  Verwaltung  liefert 

Auch  das  gelieferte  Papier  steht  unter  Verrechnung.  Die 
Abgänge  werden  als  zu  Spielen  von  32  Karten  verwendet 
betrachtet. 

Uebrigeus  erhält  jeder  Fabrikant  ein  vom  Direktor  co- 
tirtes  und  paraphirtes  Heft  zur  Eintragung  der  erzeugten  und 
abgesetzten  Spiele.  Ebenso  sind  die  Erzeugungs-,  Verkaufs- 
stätten und  Wohnungen  der  Fabrikanten  den  Durchsuchun- 
gen und  Nachschauen  der  Organe  der  indirekten  Besteuerung 
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unterworfen.  Der  gleichen  Buch-  und  Revisionskoukolle 
unterliegen  die  Verkäufer  von  Spielkarten  und  die  Unter- 
nehmer von  Bällen,  ländlichen  Festen,  Reunionen,  Clubs, 
Cereles,  Billards-,  Ea£fee-  und  Gasthäusern,  in  denen  ge- 
spielt wird.  Ihre  Verantwortung  erstreckt  sich  auch  darauf, 
dass  ihre  Gäste  nicht  mit  unversteuerten  Karten  spielen. 

Der  neue  Schnitt  oder  die  Assortirung  bereits  gespielter 
Karten  ist  den  Fabrikanten  und  Verschleissern  untersagt, 
ebenso  ist  der  Verkauf,  sowie  das  Hinterlegen  und  Herum- 
tragen solcher  Karten  zum  Verkaufe  verboten. 

Die  Gebühren  werden  von  den  Fabrikanten  monatlich 
nachhinein  auf  Grund  ihrer  Register  entrichtet,  die  Kontrolle 
ist  durch  die  Schleifen,  die  vorräthigen  Papierbogen  und  die 
gedruckten  Blätter  hergestellt.  Nach  Ablauf  jedes  Viertel- 
jahres findet  die  Vergütung  der  von  der  Verwaltung  gelie- 
ferten Materialien  statt. 

Für  die  gegen  Erfüllung  der  vorgezeichneten  Bedingun- 
gen ausgeführten  Karten  wird  die  Gebühr  rückvergütet;  solche 
Karten  können  auch  ohne  Schleifen  ausgeführt  werden,  doch 
muss  in  diesem  Falle  die  Kiste  wohl  verschnürt  und  unter 
amtlichen  Verschluss  gelegt  werden.  Frei  von  der  Gebühr 
sind  die  kleinen  Spielkarten  für  Kinder  (nicht  über  45  Mil- 
limetres  hoch,  35  Millimetres  breit),  doch  ist  verboten,  sie 
zum  Kartenspiele  zu  verwenden. 

Wer  ohne  Ermächtigung  Spielkarten  erzeugt  oder  ver- 
kauft, fremde  Spielkarten  einführt,  in  einem  geheimen  Lo- 
kale Spielkarten  erzeugt,  in  einem  öflfentlichen  Lokale  ver- 
botener Karten  sich  bedient ,  unterliegt  der  Konfiskation  der 
Karten,  einer  Geldstrafe  von  1000  bis  3000  Fr.  und  einer 
GefSngnisss träfe  von  1  Monat. 

Wer  Kartenblätter,  Stämpel  oder  Zeichen  der  Verwal- 
tung verfälscht  oder  nachahmt,  oder  sich  der  vom  Staate 
gelieferten  Blätter  auf  eine  die  Abgabe  verkürzende  Weise 
bedient,  wird  als  Verbrecher  bestraft. 
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Der  Fabrikant,  welcher  sich  über  den  entdeckten  Ab- 
gang an  Papierbogen,  Eartenblättern,  Schleifen  nicht  zu  recht- 
fertigen vermag,  hat  für  die  nach  jenem  Abgange  berech- 
neten Spiele  die  Doppelgebühr  als  Strafe  zu  entrichten.  * 

Der  Ertrag  der  Abgaben  auf  Spielkarten  wird  auf 
1,120,000  Fr.  geschätzt,  wozu  noch  bei  150,000  Fr.  als  Ver- 
gütung für  das  vom  Staate  den  Fabrikanten  gelieferte  Papier 
kommen.  ^ 

b.     Oeffentliches  Puhr^werk. 

Die  Gebühren  für  öffentliches  Fuhrwerk  wurden 
durch  die  Gesetze  vom  9.  vend6miaire  an  VI.  und  6.  ventöse 
an  XII.  (30.  September  1797  und  25.  Februar  1804),  als 
Ersatz  für  die  alten  Pachtgelder  der  Fahrpostun temehmungen 
(messageries),  eingeführt;  sie  treffen  alles  Lohnfuhrwerk, 
das  zum  allgemeinen  Gebrauche  von  Personen  bestimmt 
ist;  möge  es  Personen  allein  oder  auch  Waaren  befördern, 
sich  zu  Lande  oder  zu  Wasser  bewegen,  durch  Zugthiere, 
Ruder,  Segel,  Dampfkraft  in  Bewegung  gesetzt  werden. 

Die  zu  entrichtende  Gebühr  ist  entweder  eine  propor- 
tionale nach  dem  Preise  der  Plätze,  der  Zahl  der  Fahrten 
und  dem  Frachtlolin  der  Waaren  sich  richtende,  oder  eine 
fixe  nach  der  Zahl  der  Plätze,  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Preis  und  die  Zahl  der  Fahrt€n  oder  die  Menge  der  mitge- 
führten Waaren  bemessene.  Zahlungspflichtig  ist  in  beiden 
Fällen  der  Fuhrwerksunternehmer. 

Der  proportionalen  Gebühr  unterliegt  das  öffentliche 
Fuhrwerk  im  regelmässigen  Dienste,  d.  i.  jenes,  das 
zu  einem  periodisch  wiederkehrenden  Dienste  auf  derselben 
Strasse  oder  zwischen  denselben  Orten  bestimmt  ist,'  und  das 

*  Es  wird  je  ein  Spiel  von  32  Karten  berechnet :  für  12  Figui-enblätter 
—  1  Trefffifis  —  19  andere  leere  Karten  (cartes  de  point)  —  1  Schleife. 

*  Im  Jahre  1853   betrug  jene  Abgabe  1,021,000  Fr.,    dieser  Ersatz 
148,000  Fr.,   1854  bei  998,000  und  148,000  Fr.,   1855  endlich  1,062,000 

und  147,000  Fr.  I 
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in  seiner  Fahrt  weiter  als  15  Eilometres  über  den  Ort  der 
Abfahrt  siel)  hinausbewegt 

Kein  Wagen  zum  regelmässigen  Dienste  darf  ohne  vor- 
hergegangene Erklärung  des  Unternehmers  bei  dem  Bureau 
des  Ortes,  wo  der  Hauptsitz  des  Unternehmers  sich  befindet, 
in  Verkehr  gesetzt  werden,  und  diese  Erklärung  wird  nur 
über  die  schriftliche  Bestätigung  des  Präfekts  oder  Unter- 
präfckts,  dass  die  Verwendung  des  Wagens  unbedenklich  sei, 
angenommen.  *   Die  Erklärung  ist  jedes  Jahr  zu  erneuern. 

Sie  muss  Gattung  und  Zahl  der  Wagen ,  Zahl  und  Preise 
der  inneren  und  äusseren  Plätze,  den  Weg,  welchen  der 
Wagen  auszubeuten  berufen  ist,  die  Tage  und  Stunden  der 
Abfahrt  anzeigen. 

Von  dem  Augenblicke  der  Erklärung  an  steht  der  Unter- 
nehmer unter  der  Kontrolle  der  Beamten  der  indirekten  Be- 
steuerung an  beiden  End-  und  an  den  Zwischenpunkten  der 
von  ihm  gewählten  Route;  das  Bureau,  bei  welchem  die 
Erklärung  geschehen  ist,  macht  allen  andern  Aemtern  die 
entsprechende  Mittheilung. 

Als  Zeichen  der  erstatteten  Erklärung  wird  an  den  Wagen 
an  einem  in  die  Augen  feilenden  Orte  eine  Stampiglie  be- 
festigt; die  Kosten  betragen  2  Fr.  Eine  Abschrift  des  über  die 
Anheftung  aufgenommenen  Protokolls  wird  dem  Unternehmer 
eingehändigt,  sie  dient  ihm  als  Passirschein  (laissez-passer). 

Die  Stampiglie  und  der  Passirschein  werden  als  ein 
untrennbares  Ganzes  betrachtet,  so  dass,  wenn  eines  ver- 
loren geht,  auch  das  andere  erneuert  wird,  und  die  Vorwei- 
sung des  einen  ohne  das  andere  nicht  als  ein  Beweis  der 
abgegebenen  Erklärung  und  bezahlten  Gebühr  betrachtet 
wird.  Für  jeden  Wagen  wird  eine  eigene  Stampiglie  und 
ein  eigener  Passirschein  ausgehändigt,  beide  müssen  jedem 
Beamten  auf  Verlangen  vorgewiesen  werden.  Die  Passir- 
scheine werden  jedes  Jahr  erneuert. 

*  Üeßetz  vom  25.  März  1817. 
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Wenn  zufällig  ein  kleinerer  nicht  erklärter  Wagen  einen 
erklärten  grösseren  ersetzt,  ist  keine  Gebühr  zu  bezahlen. 
Ebenso  sind  Wagen ,  die  zur  Reserve  dienen ,  so  lange  nicht 
zu  erklären,  als  sie  nicht  zum  Ersatz  erklärter  Wagen  ver- 
wendet werden ;  in  letzterem  Falle  ist  aber  allerdings  Erklä* 
rung,  Stämpelung,  laissez-passer,  und  wenn  der  Reserve- 
wagen mehr  Plätze  als  der  zu  ersetzende  hat,  die  Bezahlung 
der  Gebühr  für  den  Ueberschuss  erforderlich. 

Es  dürfen  nicht  mehr  Reisende  aufgenommen  werden, 
als  Plätze  erklärt  sind,  der  Kondukteur  darf  seinen  Platz 
nicht  einem  Reisenden  abtreten.  ^ 

Die  Gebühr  fUr  die  Personen  besteht  in  Vj^  des  Preises 
der  vorhandenen  Plätze,  doch  wird  stets  der  Platz  des  Postil- 
Ions  und  des  Kondukteurs  freigelassen  und  als  Vergütung 
für  leere  Plätze  1/3  der  Gebühr  nachgesehen. 

Der  Preis  wird  vom  Unternehmer  und  zwar  für  jeden 
Platz  und  jede  Station  gesondert  erklärt,  und  der  erklärte 
Preis  muss  alles  umfassen,  was  sich  der  Unternehmer  unter 
was  immer  für  einem  Titel,  z.  B.  auch  als  Entschädigung  für 
die  Postmeister  (bei  Nichtbenutzung  ihrer  Relais),  von  den  Rei- 
senden bezahlen  lässt.  Es  ist  verboten ,  sich  über  den  Preis 
der  Plätze  von  den  Reisenden  noch  einen  Betrag  als  Ver- 
gütung der  Steuer  bezahlen  zu  lassen.  Wird  ohne  Ausschei- 
dung eines  bestimmten  Betrages  erklärt,  dass  in  dem  Preise 
auch  das  Trinkgeld  für  den  Kondukteur  und  die  Postillone 
begriffen  sei,  so  wird  '/jq  des  Preises  (unter  dem  Namen  to- 
l^rance)  bei  Berechnung  der  Gebühr  ausser  Acht  gelassen. 
Dieselbe  beträgt  also  in  diesem  Falle  nur  9%  von  zw^ 
Drittheilen  des  Gesammtwerthes  der  Preise. 

Die  Gebühr  für  die  mitgeführten  Waaren  ist  nur  vom 
öffentlichen  Land  fuhrwerk  (im  Gegensatze  zum  Schiffsflihr- 
werk)  zu. bezahlen,  sie  besteht  in  10%  des  Frachtlohnes 
und  wird  auf  Ginind  der   Frachtregister   und  Frachtkarten 

*  Dekret  vom  14.  fruct.  an  XII. 
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eingehoben,  welche  die  UDtemehrner  und  deren  Eommis 
auf  jedesmalige  Aufforderung  in  ihrem  Lokale  vorzuzeigen 
haben. 

Jeder  Unternehmer  öfifentlichen  Fuhrwerks  muss  ein  vom 
Maire  paraphirtes  und  cotirtes  Register  über  die  Tag  für  Tag 
transportirten  Personen  und  Waaren,  den  Preis  der  von 
ersteren  besetzten  Plätze,  die  Beschaffenheit,  das  Gewicht 
und  die  Fracht  der  letzteren  führen  und  dem  Kondukteur 
einen  Frachtbrief  mitgeben ,  der  den  Namen  des  Unternehmers 
und  des  Kondukteurs,  die  Ziffer  der  Stampiglie  des  Wagens 
und  den  entsprechenden  Auszug  aus  dem  Frachtregister  über 
die  Ladung  enthält.  Die  Zuladungen  unterwegs  sind  Fall  für 
Fall  einzutragen.  Der  Agent  des  Unternehmers  am  Orte 
der  Ankunft  ist  verbunden,  wenn  nicht  eher,  so  doch  alle 
10  Tage  die  Frachtbriefe  über  die  bis  Tags  vorher  ange- 
kommenen Wagen  der  Verwaltung  zu  überreichen. 

Wird  ein  Wagen  ausser  Verkehr  gesetzt,  so  ist  die  An- 
zeige zu  erstatten  und  der  den  Wagen  betreffende  Passir- 
schein dem  Steueramte  zurückzustellen ;  die  Stampiglie  wird 
unbrauchbar  gemacht. 

Ueber  jeden  Unt^ nehmer  werden  zwei  offene  Rechnun- 
gen (portatifs)  geführt,  nämlich  eine  an  jedem  der  beiden 
Endpunkte  der  ausgebeuteten  Strasse.  In  jeder  ist  Beschaffen- 
heit und  Zahl  der  abgegangenen  Wagen,  die  Zahl  ihrer 
Fahrten,  die  beiden  Endpunkte,  die  Tage  und  die  Zeit  des 
Beginnes  und  des  Schlusses- ihrer  Thätigkeit,  die  Zahl,  die 
Preise  und  der  Gesammtwerth  der  Plätze,  die  in  allen  diesen 
Beziehungen  eingetretenen  Aenderungen,  das  Produkt  aus 
der  Zahl  der  Fahrten  in  dem  Gesammtwerth  der  Plätze,  der 
Frachtlohn  für  die  mit  dem  Wagen  versandten  oder  bei  des- 
sen Rückkehr  aus  Mittelstationen  angekommenen  Waaren 
und  die  aus  diesen  beiden  Daten  sich  entziffernde  Gebühr 
enthalten. 

Das  Portatif  wird   vierteljährig  abgeschlossen  und  die 
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Endergebnisse  aller  Portatifs  des  Einnehmerbezirkes  in  eine 
Uebersieht  zusammengetragen. 

Für  einige  grosse  Unternehmen,  z.  B.  für  die  beiden 
grossen  Fahrpostunternehmungen  (messageries  nationales  und 
messageries  imperiales)  in  Paris,  wird  nur  Ein  Portatif ,  und 
zwar  am  Hauptsitze  ihrer  Unternehmung  geföhrt. 

Die  Gebühren  sind  in  der  Regel  alle  10  Tage  bei  dem 
Steuereinnehmer  des  Arrondissements  zu  zahlen;  der  kon- 
troUirende  Beamte  stellt  dem  Steuerpflichtigen  eine  Erinne- 
rung zu  und  verständigt  den  Einnehmer.  Die  vierteljährige 
Uebersieht  dient  zur  Probe  der  Richtigkeit  der  geleisteten 
Zahlungen  und  zur  Einforderung  des  noch  aushaftenden 
Restes.  ^ 

Kleinen  Unternehmern  auf  weniger  befahrenen  Routen, 
wo  die  Zahl  der  leer  bleibenden  Plätze  mehr  als  ein  Drittel 
der  vorhandenen  zu  betragen  pflegt,  oder  wo  das  Fuhrwerk 
vom  Unternehmer  selbst  geführt  wird  und  dieser  nicht  schrei- 
ben kann,  die  Führung  der  vorgeschriebenen  Register  ihm 
folglich  unmöglich  oder  allzu  kostspielig  wäre ,  endlich  neuen 
Unternehmungen  auf  Strecken,  wo  die  Herstellung  einer 
regelmässigen  Verbindung  im  öffentlichen  Interesse  li^t, 
kann  eine  Abfindung  mit  Nacblass  eines  grösseren  als  des 
dritten  Theils  des  Preises  der  Plätae  gestattet  werden.  Unter 
die  Abfindungen  wird  auch  die  Gestattung  gerechnet,  die 
Oebühr  mit  %o  der  wirklichen  EJ^nnahme  zu  entrichten. 
Die  Abfindungen  werden  mit  Ausnahme  jener,  wo  das  öffent- 
liche Interesse  als  Motiv  der  Gestattung  dienen  soll  und  wo 
unmittelbar  der  Minister  entscheidet,  provisorisch  vom  Di- 
rektor bewilligt-,  die  definitive  Genehmigung  steht  jedenfalls 
nur  der  Generaldirektion  zu. 

Auch  der  abgefundene .  Unternehmer  darf  nicht  mehr 
Personen  aufnehmen,  als  er  in  der  Erklänmg  des  Wagens 
Plätze  angegeben  hat. 

•  Gesetz  vom  25.  März  1817. 
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Keine  AbfiDdung  wird  anf  länger  als  ein  Solarjahr  ge- 
schlossen. Die  Abfindungen  gegen  fixe  Summen  sind  vier- 
teljährig vorhinein,  jene  gegen  y^^  der  wirklichen  Einnah- 
men in  denselben  Fristen  wie  die  im  Wege  des  Exercice 
eingehobenen  Gebühren  zu  entrichten.  Die  abgefundenen 
Unternehmungen  sind  derselben  wo  nicht  einer  noch  schär- 
feren Beaufsichtigung  als  die  nicht  abgeJTundenen  zu  unter- 
ziehen ,  um  auf  diese  Weise  die  wahre  Ziffer  der  Schuldig- 

« 

keit  fbr  die  Folge  zu  finden. 

Der  fixen  Gebühr  unterliegt  öflfentliches  Fuhrwerk 
im  regelmässigen  Dienst,  das  sich  innerhalb  derselben  Ge- 
meinde oder  nicht  16  Kilometer  über  dieselbe  hinausbewegt 
(Gesellschaftswagen,  Omnibus),  und  öffentliches  Fuhrwerk 
im  gelegentlichen  oder  willkürlichen  Dienste,  d.  i.  solches, 
welches  der  Unternehmer  zur  freien  Verfügung  des  Publi- 
kums bereit  hält  (Fiacres,  Droschken). 

Der  Unternehmer  auch  dieser  Fuhrwerke  hat  die  Ver- 
pflichtung, den  Beginn  seiner  Unternehmung,  die  Art  und 
Zahl  seiner  Wagen  und  die  Zahl  ihrer  Plätze  vorhinein  zu 
erklären,  diese  Erklärung  jährlich  zu  erneuern,  und.  eben 
so  das  Aufhören  seines  Geschäftes  und  die  Aussergebrauch- 
setzung jedes  Wagens  anzuzeigen,  und  die  Wagen  erhal- 
ten ebenfalls  als  Zeichen  der  erstatteten  Erklärung  eine 
Stampiglie.  ^ 

Die  Jahresgebühr  besteht^  für  einen  Wagen 
von  1  bis  2  Plätzen  in  40  Francs, 

M    ^  11        11   ^        11 

11     ö  11        11    9"*      11 

t-i    6  11        iillö       11 

für  jeden  Platz  mehr  „   10       „ 

*  In  Paris  vei-tritt  bei  den  Lohnwagen  die  Numerirung  der  Polizei 
die  Anlegung  der  Stampiglie.    Entscheidung  vom  30.  April  1817. 
>  Gesetze  vom  25.  März  1807  and  28.  Juni  1833. 
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Die  Oebühr  ist  vierteljährig  vorhinein  zu  zahlen,  und 
sie  wird  nicht  zurttckvergütet,  wenn  auch  im  Laufe  des 
Quartals  der  betreffende  Wagen  ausser  Gebrauch  gesetzt 
wird. 

Für  den  Transport  von  Waaren  haben  Wagen  dieser 
Art  eine  Gebühr  nicht  zu  entrichten.  Eben  so  unterli^t  das 
Ausleihen  von  Wagen  allein,  selbst  wenn  es  als  Geschäft 
betrieben  wird,  nicht  dieser  Abgabe. 

Es  ist  übrigens  gestattet,  einen  Wagen  doppelt,  für  den 
regelmässigen  und  für  den  gelegentlichen  Dienst  zu  erklären, 
jedoch  ist  in  einem  solchen  Falle  auch  die  doppelte,  die 
proportionale  und  die  fixe  Gebühr  zu  entrichten. 

Noch  sind  der  Wagen  im  ausserordentlichen  und 
der  Wagen  im  zufälligen  Dienste  zu  erwähnen. 

Wagen  im  ausserordentlichen  Dienste  sind  solche,  die 
ein  Unternehmer  eines  regelmässigen  Dienstes  in  ausseror- 
dentlichen Fällen  entweder  auf  einer  Strasse,  die  er  nicht 
gewöhnlich  befährt ^  oder  zur  Aushilfe  auf  seinen.. gewöhn- 
lichen Routen  verwendet.  Er  muss  sie  vorhinein  erklären, 
die  Stampiglie  anlegen  lassen,  und  sieh  ausdrücklich  vorbe- 
halten, sie  nur  für  einzelne  Reisen,  gegen  jedesmalige  Er- 
klärung und  Entrichtung  der  entfallenden  Gebühr  zu  be- 
nützen. Die  Gebühr  besteht  in  %„  des  wirklich  dngebobe- 
nen  Preises.  —  Wird  ein  Wagen  des  gelegentlichen  Dienstes 
zur  Aushilfe  im  regelmässigen  Dienste  verwendet,  so  wird 
er,  nach  vorhergegangener  Erklärung,  gerade  so  behandelt, 
als  wenn  er  diesem  Dienste  angehörte;  die  Gebühr  entfällt 
daher  bei  nicht  abgefundenen  Gewerbsuntemehmungen  mit 
Vjo  von  zwei  Drittheilen  des  Gesammtwerthes  der  Plätze. 

Wagen  im  zufälligen  Dienste  sind  solche,  welche  Per- 
sonen, die  nicht  in  die  Reihe  der  Unternehmer  öffentlichen 
Fuhrwerks  gehören,  bei  besondern  Gelegenheiten,  z.  B.  bei 
Kirch  weihfesten,  Messen  u.  dgl.,  ausnahmsweise  zur  entgelt- 
lichen Beförderung   von  Personen    benutzen.     Die   Art  der 
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Verwendung  ist  yorhinein  zu  erklären ,  und  die  (Gebühr  mit 
15  Cent,  für  den  Platz  und  den  Tag  zu  entrichten.  Eine 
Stampiglie  wird  an  den  Wagen  nicht  angelegt 

Die  Eisenbahnzüge  für  den  Personenverkehr 
sind  dem  öffentlichen  Fuhrwerk  im  regelmässigen  Dienste 
gleichgestellt,  und  wenn  sie  früher,  nicht  ganz  folgerichtig, 
von  der  Gebühr  für  die  mit  ihnen  transportirten  Waaren 
(das  Eilgut)  frei  waren,  so  hat  durch  das  Gesetz  vom  14. 
Juli  1855  auch  diese  Ausnahme  aufgehört. 

Die  Eisenbahnunternehmungen  unterliegen  daher  auch 
der  Anzeige  der  Eröffnung  des  Betriebes,  der  Angabe  der 
Beschaffenheit  und  Zahl  ihrer  Waggons,  der  Zahl  und  des 
Preises  der  Plätze;  die  Waggons  werden  mit  Marken  ver- 
sehen, die  Gebühren  sind  alle  10  Tage  zu  berichtigen. 

Doch  besteht  eine  wichtige  Ausnahme  zu  ihren  Gunsten, 
sie  sind  berechtigt,  den  Betrag  der  Abgabe  zu  der  Trans- 
portgebühr hinzu  zu  schlagen. 

Dort  wo  die  Fahrkarten  und  Frachtbriefe  aus  juxtirten 
Registern  genommen  werden ,  wird  die  Vorlage  der  Fracht- 
karten nicht  gefordert 

Da  in  den  Koncesaionsbedingungen  der  Eisenbahnen  in 
der  Regel  unterschieden  ist,  welcher  Theil  der  Transport- 
gebühr als  Entgelt  (p^age)  für  Benutzung  der  Eisenbahn 
und  welcher  als  eigentlicher  Frachtlohn  zu  betrachten  sei, 
und  als  Maasstab  der  Gebühr  vom  öffentlichen  Fuhrwerk 
nur  der  Frachtlohn  gilt,  so  war  die  Gebühr  auch  nur  von 
letzterem  Theile  der  Transportsgebühr  berechnet  Wo  in 
den  Eoncessionsbedingungen  ein  solcher  Unterschied  nicht 
gemacht  ist,  war  ein  Drittheil  der  Transportegebühr  als 
Frachtlohn  angesehen.  Gegenwärtig  wird  die  Gebühr  nach 
dem  wirklichen  Bruttoertrage  der  Personenzüge  nach  dem 
Gesetze  vom  14.  Juli  1855  bemessen. 

Die  Wasserfahrzeuge  unterliegen  nur  im  regelmäs- 
sigen Dienste  und  nur  für  Personen  der  Gebühr,  weil  in 

Hock,  FinanzTerwaltuDg  Frankreichs.  27 
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andern  Beziehungen  letztere  durch  die  Ueberfuhrs-  und  die 
Schiffikhrtsgebühren  ersetzt  wird.  In  der  Regel  sind,  mit 
Berflcksichtigung  ihres  muthmasslichen  Ertrages,  die  Was- 
serfahrzeuge abgefunden;  die  Dampfschifite,  wo  die  Ueber- 
wachung  wegen  der  Regelmässigkeit  des  Betriebes  und 
der  Buchftlhrung  leicht  ist,  zahlen  nach  dem  wirklichen 
Ertrage. 

Seefahrzeuge  sind  von  der  Bezahlung  der  Grebtthr  ganz 
frei. 

Die  Kontrolle  der  Steuer  auf  öffentliches  Fuhrwerk  er- 
folgt durch  Uebei'wachung  des  Ein-  und  Aussteigens  und  der 
Auf-  und  Abladung  und  durch  Nachschau  während  der 
Reise.  Die  Agenten  der  indirekten  Steuern  haben  bei  diesem 
Anlasse  auch  über  die  Beachtung  der  Vorschriften  der  Fuhr- 
werks- und  Strassenpolizei  zu  wachen. 

Frei  von  der  Gebühr  sind:  die  Mallewagen  der  Post- 
verwaltung,  die  Kabriolets  der  Postmeister,  selbst  wenn  sie 
einzelne  Reisende  zur  nächsten  Station  führen ,  Militftr-Trans- 
portwagen,  Wagen,  die  zu  einem  öffentlichen  Dienste  re- 
quirirt  wurden,  Wagen,  die  bloss  Waaren  führen.  ^ 

Oeffentliche  Wagen,  die  ohne  Stampiglie  und  Passir- 
schein im  Umlauf  befunden  werden,  unterliegen  dem  Ver- 
falle, und  den  Unternehmer  trifft  überdies  eine  Geld- 
strafe Yon  100  bis  1000  Fr.  Diese  Geldstrafe  ohne  dem 
Verfall  wird  gegen  andere  Uebertretungen  des  Gesetzes 
verhängt 

Der  Ertrag  der  Abgabe  für  öffentliches  Fuhrwerk  war 
für  1856  mit  12  Mill.  und  ist  flir  1857  mit  21  Mül.  Fr. 
veranschlagt.  Die  Steuergesetze  des  Jahres  1855  haben  ihn 
bedeutend  erhöht  Bereits  im  Jahre  1855,  wo  doch  ihre 
Wirkung  sich  auf  die  zweite  Jahreshälfte  beschränkte,  hob 
er  sich  auf  16,4  Mül.  von  10,3  MUl.  im  Jahre  1854.  ^  ' 

*  Der  Voranschlag  für  1856  war  vor  Erlass  des  Gesetzes  vom  14.  Jnni 
1855  verfasst 
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c.    Licenzgebühren  und  Priyilegientaxep. 

Der  Licenzgebtthr  unterliegen  ursprünglich  nach  dem 
Gesetze  vom  28.  April  1816  Bräuer,  gewerbsmässige  Brannte 
weinbrenner,  Branntweinrektifikatoren,  Gross-  und  Kleinver- 
schleisser  von  Getränken  und  Spielkartenfabrikanten.  Später 
kamen  hinzu  durch  das  Gesetz  vom  26.  März  1817  die  Un^ 
temehmer  öffentlichen  Fuhrwerks,  denen  durch  das  Cirkular 
vom  9.  Juli  1838  auch  die  Eisenbahnuntemehmungen  bei- 
gezählt wurden,  durch  das  Gesetz  vom  10.  März  1819  die 
Salpetererzeuger,*  und  durch  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1837 
die  Fabrikanten  von  Zucker  aus  inländischen  Stoflfen. 

Die  Licenzgebühr  ist,  unabhängig  von  der  Patentsteuer, 
lür  das  Recht  zur  Ausübung  des  Steuer-  und  kontrollpflich- 
tigen  Unternehmens,  vor  Ausübung  desselben,  auf  Grund 

1854  setzte  sich  das  erwähnte  Erträgniss  auf  folgende  Weise  zusammen : 

(in  Tausenden  Francs) 

Irauf  Landstrassen      .    4,064,4 
nach  der  Zahl  \  ^    Eisenbahnen 
der  Plätze      J  ^    Wasserstrassen 
,      ,„  /  „    Landstrassen 

für  den  Waaren-\  ^    Eisenbahnen 
^''^^^       (^    Wasserstrassen 
für  den  regelmässigen  Verkehr  im  Wege  der  Abfindung  . 
Wagen  im  Lokalverkehr  und  willkürlichen^  zu  1—4  Plätzen       671,8 
Dienste  (15,313  an  der  Zahl)  ^  zu  mehr      „  646,1 

Wagen  im  zufälligen  Dienste  (27,892  an  der  Zahl)      .    .    .         34,1 

Stampiglien -Gebühr ^M 

Zuschläge Ö^o^ 

»  Bis  zum  Gesetze  vom  10.  Mai  1819  war  die  Erzeugung,  der  Ver- 
kauf und  der  Verkehr  mit  Salpeter  Gegenstand  eines  Staatsmonopols, 
auch  hatte  der  Staat  das  Recht  der  Expropriation  Behufs  der  Anlage  von 
Salpeterplantagen;  seit  dieser  Zeit  stehen  die  Salpetererzeuger  bloe  in  An- 
sehung  der  Licenzgebühr  und  der  Erzeugung  von  Kochsalz,  das  als 
Nebenprodukt  ihrer  Fabrikation  gewonnen  werden  kann,  unter  steueramt- 
licher Aufsicht.  Es  gibt  übrigens  ausser  den  freien  Salpetererzeugem 
auch  solche,  die  im  Auftrage  des  Kriegsministeriums  mit  der  Verpflich- 
tung fabridren,  ihm  ihr  ganzes  Erzeugniss  abzuliefern. 


2,861,0 
464,5 
594,9 
0,1 
55,2 

3,8 
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einer  Erklftrung  zu  entrichten,  welche  zugleich  eine  grosse 
Zahl  anderer  für  die  Steuerbemessung  und  steueramtliche 
Ueberwachung  wichtiger  Daten  zu  enthalten  hat  Nach  Ent- 
richtung der  Steuer  wird  der  Licenzschein  ausgefertigt,  dessen 
Besitz  eine  der  unerlässlichsten  Bedingungen  zur  Vornahme 
einer  steuerbaren  Handlung  ist. 

Die  Gebühren  der  Brftuer  steigen  je  nach  dem  Bier- 
konsum der  Departements,  welche  hiemach  in  drei  Belassen 
getheilt  sind,  von  5  bis  12%  Fr.  Eben  so  erheben  sich  die 
Gebühren  der  Eleinverschleisser  in  den  gleichen  Abstufungen 
wie  die  Circulations-  und  Eingangsgebühren,  je  nach  der 
Bevölkerung  des  Verschleissortes,  von  1,50  auf  5  Fr.  An  allen 
Orten  eine  gleiche  Gebühr  zahlen  die  Branntweinbrenner  und 
Rektifikatoren  mit  2V2,  die  Salpetererzeuger  mit  5  Fr.,  die 
Grossverschleisser  von  Getränken  und  die  Spielkartenfabri- 
kanten mit  127,  Fr.,  die  Zuckerfabrikanten  mit  50  Fr.,  die 
Unternehmer  öflfentlicher  Fuhrwerke  mit  5  Fr.  für  jeden 
Yierrädrigen  Wagen  und  jedes  Wasserfahrzeug  und  mit  2  Fr. 
für  jeden  zweirädrigen  Wagen. 

Die  Gebühr  ist  für  das  öffentliche  Fuhrwerk  und  die 
Zuckerfabriken  für  ein  Jahr  bemessen,  und  wird  in  vol- 
lem Betrage  bezahlt,  wenn  auch  das  Gewerbe  später  im 
Jahre  beginnt,  oder  vor  Ablauf  des  Jahres  erlischt  Für 
alle  übrigen  Steuerpflichtigen  ist  die  Gebühr  nur  für  ein 
Vierteljahr  bemessen,  wird  aber  ebenfalls  in  vollem  Quar- 
talsbetrage bezahlt,  wann  immer  im  Laufe  des  Quartals  das 
Gewerbe  begonnen  wurde  oder  aufhörte. 

Wer  ein  Gewerbe  ohne  Lieenz  betreibt,  wird  dort,  wo 
das  Gesetz  nicht  eine  andere  Strafe  verhängt,  ausser  und 
neben  der  gesetzlichen  Ahndung  für  die  etwa  begangenen 
Gefällsverkürzungen,  mit  einer  Geldstrafe  von  300  Fr.  belegt, 
indessen  werden  diejenigen,  yvelche  ordnungsmässig  ange- 
meldet haben,  wegen  Erneuerung  ihrer  Lieenz  schriftlich 
gemahnt,    und    die  Rückstände    werden    in    dem    für   die 
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Steuereinhebusg    Yorgeschriebenen    Civilrechtswege    einge- 
trieben. ' 

Für  mehrere  Gewerbsstätten  (die  durch  die  Gasse  ge- 
pennt sind)  sind  auch  mehrfache  Gebühren  zu  zahlen ,  wäh- 
rend dagegen  mehrere  Gesellschafter,  die  Ein  Gewerbe  be- 
treiben, nur  Eine  Gebühr  zu  entrichten  haben. 

Die  Gebühr  gilt  nur  für  Eine  Gemeinde.  Wer  daher 
in  verschiedenen  Gemeinden  Etablissements  hat,  muss  die 
Gebühr  fUr  jede  Gemeinde  zahlen,  selbst  wenn  einige  dieser 
Etablissements  solche  wären,  welche  —  wie  z.  B.  Magazine 
eines  Grossverschleissers  —  in  derselben  Gemeinde  gelegen, 
wo  das  Hauptgeschäft  sich  befindet,  einer  besonderen  Be- 
steuerung nicht  unterlägen. 

Wer  sein  Gewerbe  aufgibt,  muss  der  Behörde  die  An- 
zeige erstatten,  damit  er  aus  den  Steuerbüchern  gelöscht 
werde. 

Die  Eleinverschleisser  in  Orten,  welche  sich  der  ein- 
zigen Taxe  unterworfen  haben,  sind  von  der  Entrichtung 
der  Licenzgebühr  befreit. 

Eleinverschleisser  auf  Messen  und  Märkten,  im  Umher- 
ziehen und  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  erlangen 
durch  die  licenz  das  Recht,  an  jedem  Orte  ihr  Gewerbe  zu 
betreiben,  auch  entrichten  sie  nur  das  Minimum  der  Ge* 
bühr.  Eben  so  zahlen  die  Marketender  der  Truppen,  wenn 
sie  nur  Soldaten  bei  sich  aufnehmen ,  das  Minimum  der  Ge- 
bühr, in  welchem  Orte  immer  die  Truppen  garnisoniren. 

Gastwirthe,  Restaurateurs,Traiteure,  Inhaber  von  Hotels 
garnis,  Kaflfeewirthe  unterliegen  der  Gebühr,  sie  mögen  Ge- 
tränke verschleissen  oder  nicht.  Ihr  sind  auch  Vorsteher 
von  Wferkstätten ,  Gefangenwärter,  Kostgeber,  Rheder  unter- 
worfen, wenn  sie  Leuten  Kost  geben,  ohne  Rücksicht,  ob 

»  Die  Kleinverschleißser  von  Getränken  bedürfen  seit  dem  Gesetze  vom 
29.  Deoember  1850  zum  Betriebe  ihres  Gewerbes  auch  einer  polizeilichen 
Bewilligrang  von  Seite  des  Präfekts. 
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sie  die  Gretränke  selbst  yerabreichen  oder  von  Eleinver- 
schleissem  abnehmen. 

Frei  von  der  Gebühr  sind  die  Branntweinbrenner,  die 
bloss  ihr  eigenes  Erzeugniss  an  Wein,  Obstwein,  Trfister 
und  Traber  verarbeiten,  die  Weinbauer,  die  ihr  eigenes  Er- 
zeugniss verkaufen,  und  die  Haushaltungen,  die  sich  ihr 
Bier  selbst  brauen. 

Die  Eigenthümer  öfifentlicber  Fuhrwerke  haben  das 
Recht,  einzelne  Wagen,  die  sie  nur  in  Reserve  fbr  unvor- 
hergesehene Fälle  halten,  bloss  für  die  einzelne  Fahrt  mit 
ViQ  der  Licenzgebühr  zu  versteuern. 

Personen,  die  nicht  zu  Unternehmern  öffentlichen  Fuhr- 
werks gehören,  haben  fLlr  Wagen,  die  nur  zufällig  bei  ausser- 
ordentlichen Gelegenheiten,  z.  B.  bei  Messen,  Eirchweih- 
festen  verwendet  werden,  die  Licenzgebühr  nicht  zu  ent> 
richten. 

Die  Licenzgebühren  stehen  mit  4  Mill.  Frcs.  im  Vor- 
anschlage für  1857.  < 

Vielleicht  ist  hier  auch  der  geeignetste  Ort,  um  der 
Taxen  für  Erfindungs-  und  Verbesserungs-Privi- 
legien (brevets  d'invention)  nach  dem  Gesetze  vom  5.  Juli 
1844  zu  erwähnen,  wenn  sie  gleich  nicht  durch  die  Organe 
der  indirekten  Abgaben,  sondern  durch  die  Generaleinneh- 
mer eingehoben  werden.  Sind  doch  auch  sie  Gebühren  für 
ein  Recht,  das  vom  Staate  verliehen  wird,  oder  dessen  Aus- 
übung ohne  das  durch  den  Staat  gebotene  Mittel,  die  Prio- 
rität seiner  Entdeckung  oder  Verbesserung  zu  konstatiren, 
unmöglich  würde. 

Die  Taxe  besteht  in  einem  Betrage  von  100  Fr.  für 
jedes  Jahr  der  Dauer  des  Privilegiums,  sie  ist  jährlich  vor- 
hinein, und  zwar  ist  die  erste  Rate  vor  Ueberreichung  des 
Privilegiumsgesuches  zu  entrichten. 

'  Der  Ertrag  im  Jahre  1853  war  3,863,000,  1854  3,703,000  und  1855 
3,723,000  Fr. ;  der  Voranfichlag  für  1856  belief  sich  auf  3,9  Mill. 
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Die  UnterlassuDg  der  rechtzeitigen  Bezahlung  auch  nur 
einer  Rate  zieht  den  Verfall  des  Privilegiums  nach  sich.  ^ 

Ausser  den  eigentlichen  Privilegiums-  (Brevets-)  Taxen 
ist  noch  für  ein  Certificat  d'addition,  d.  i.  für  die  Urkunde^ 
welche  dem  Elrfinder  oder  dessen  Rechtsnachfolger  die  Ueber- 
reichung  eines  Zusatzes  zu  seiner  ersten  Erfindung  bestätigt, 
da  für  allemal  eine  Taxe  von  20  Fr.,  und  sind  für  Ab- 
schriften der  beim  Handelsministerium  erliegenden  Beschrei- 
bungen und,  Zeichnungen  der  brevetirten  Erfindungen  und 
Verbesserungen  besondere  Gebühren  zu  entrichten. 

Der  Ertrag  dieser  Taxen  ist  för  1857  mit  900,000  Fr. 
und  war  für  1856  mit  850,000  Fr.  veranschlagt.'^ 

Auch  unter  den  Gemeindeabgaben  sind  manche ,  die  sich 
ihrer  Beschaffenheit  nach  eben  so  denLicenz-  wie  die  Gemeinde- 
Oktrois  den  Eingangsgebühren  anreihen.  Hieher  gehören  z.  B. 
die  sogenannten  droits  de  voirie,  ft\r  die  Anbringung  von  Schil- 
dern, Zeichen,  Auslagen,  Balkons,  Veranden  und  ähnlichen 
Vorsprüngen  auf  öffentlichen  Strassen,  Gassen  und  Plätzen,  ^  die 
droits  des  pauvres,  bestehend  in  10  7o  des  Preises  der  Eintritts- 
karten in  tägliche  Schauspiele,  Eoncerte  u.  dgl.,  und  in  25%  der 
Brutteelnnahme  von  vorübergehenden  Schaustellungen,  von 
entgeltlichen  Tanzunterhaltungen  u.  dgl.,^  die  Platzgelder  auf 
Messen  und  Märkten,  in  Hallen  imd  Schlachthäusern,^  die  Stand- 
gelder derjenigen,  die  auf  öffentlichen  Strassen,  an  Landungs- 
plätzen u.  dgl.  feil  haben, 5  die  Haftgelder  für  die  bleibend  am 
Ufer  befestigten  Mühlen,  Bade-  und  Waschschiffe  u.  dgl.,  die 
Gebühren  für  Beerdigungen  und  Grabplätze  auf  Kirchhöfen. « 

*  Gesetz  vom  31.  Mai  1856. 

^  Der  Ertrag  belief  sich  1853  auf  804,000,  1854  auf  926,000  und  1855 
auf  1,079,000  Fr. 

'  Gesetz  vom  18.  Juli  1837. 

*  Gesetze  vom  7.  frim.  au  VII  und  8.  therm,  an  V  (27.  November 
1798  und  26.  Juli  1807),  9.  December  1809  und  16.  Juli  1840. 

*  Gesetz  vom  18.  Juli  1837. 

*  Gesetz  ^om  23.  prair.  an  XII  (12.  Juni  1804)  und  18.  Juni  Ißll. 
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d.  Innere  Schifffahrt. 
Die  Gebühreq^  oder  wie  man  sie  auch  nennt,  Oktrois 
auf  die  innere  SchifflTahrt,  beruhen  auf  dem  Gesetze  vom 
30.  Hor^al  an  X.  (20.  Mai  1802),  welches  alle  schiffbare 
Flüsse  und  Kanäle,  Tür  welche  noch  keine  Schifffahrtsabga- 
ben festgesetzt  waren,  oder  wo  die  Einhebung  früher  be- 
standener Gebühren  aufgehört  hatte,  solchen  Gebühren  un- 
terwarf. Für  jeden  Fluss  sollte  ein  eigener  Tarif  durch  Lo- 
kalkommissionen berathen,  der  Ertrag  zur  Regulirung  des 
Flusses,  Erhaltung  und  Verbesserung  der  bestehenden  Ar- 

•  

beiten,  JSerstellung  und  Erhaltung  des  Treppelweges  und 
ähnlichen  Zwecken  gewidmet  werden. 

Die  Tarife  über  die  Schifffahrtsabgaben  sowie  die  Ein- 
hebungspunkte  wurden  durch  kaiserliche  Dekrete  bekannt  < 
gemacht,  sie  umfassen  in  der  Regel  ein  ganzes  Schi£Bfahrts- 
Arrondissement. 

Es  ist  nämlich  die  innere  Schifffahrt  nach  dem  Arr6t6 
vom  8.  prairial  an  XI  (28.  Mai  1803)  in  Becken  getheilt, 
und  jedes  Becken  in  Arrondissements ;  der  Präfekt,  in  dessen 
Departement  der  Hauptort  des  Arrondissements  liegt,  ist 
zugleich  der  Chef  des  Schifffahrts  -  Arrondissements  in  allen 
Wasserbau-  und  -polizeilichen  Beziehungen. 

Durch  den  Beschluss  (arr6t6)  vom  1.  messidor  an  XI 
wurden  die  Gebühren  für  die  9  Arrondissements  des  Beckens 
der  Seine,  durch  den  Beschluss  vom  27.  vendömiaire  an  XII 
für  die  drei  Arrondissements  der  Ch€urente,  Seudon-und 
Sevre  von  Niort,  durch  zwei  Beschlüsse  vom  1.  flor.  an  XII 
für  die  11  Arrondissements  der  Loire  und  die  7  Arrondis- 
sements der  Rhone  bestimmt,  und  seit  dieser  Zeit  hat  eine 
grosse  Reihe  von  Ordonnanzen  die  SchifiFTahrtsgebühren  auf 
allen  Flüssen  Frankreichs  geregelt.  Das  Gesetz  vom  9.  Juli 
1836  und  die  auf  Grund  desselben  erlassene  Ordonnanz  vom 
27.  Oktober  1837  haben  endlich  auf  den  meisten  nicht  ka- 
nalisirten  Flüssen  einen  gleithförmigen  Tarif  eingeführt. 
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Die  Gebühren  sind  in  der  Regel  nach  dem  Gewichte 
(der  Tonne  von  1000  Kilogramm)  der  Gesammtladung  des 
Schiffes  und  der  Länge  der  zurückgelegten  Wasserstrasse 
bemessen.  Auf  den  Flüssen,  die  unter  dem  Regime  des 
Gesetzes  vom  9.  Juli  1836  stehen,  betragen  sie  bei  Schiffen 
fbr  die  Tonne  und  den  Myriameter  1^75  Cent.,  bei  Flössen 
für  den  Decast^re  und  den  Myriameter  4  Cent,  und  aus- 
nahmsweise auf  den  Strecken,  wo  nicht  auch  Schiffe  ver- 
kehren, 2  Cent.  Fl^tose,  die  mit  Waaren  beladen  sind, 
zahlen  die  doppelte  Gebühr.  *  Wenn  die  ganze  Ladung  des 
Schiffes  aus  Kohlen,  Torf,  Dünger,  Asche,  Gips,  Kalk, 
Steinen,  Erden,  Thon,  Sand,  Mörtel,  Ziegel,  Gerberrinde, 
Brenn-  und  Werkholz  besteht,  ist  nur  die  Hälfte  der  Ge- 
bühr, auf  den  Flüssen  unter  dem  Gesetze  vom  9.  Juli  1836 
nur  1,50  Cent  für  die  Tonne  und  den  Myriameter  zu  ent- 
richten. .  Wenn  ausser  diesen  Gegenständen  auch  andere 
Waaren  geladen  sind,  diese  aber  nicht  %o  der  Ladung  be- 
tragen, so  ist  für  sie  die  volle,  fttr  den  Rest  die  halbe  Ge- 
bühr zu  zahlen,  in  allen  andern  Fällen  tritt  die  Verpflich- 
tung zur  vollen  Gebühr  ein. 

Schiffe  mit  Reisenden  zahlen  stets  die  volle  Gebühr, 
und  zwar  wird  dem  Grewichte  der  Ladung  auch  das  Gewicht 
derjenigen  Reisenden,  jede  Person  zu  V]o  Tonne  gerechnet^ 
hinzugeschlagen,  welche  auf  dem  Zwischenwege  vom  letzten 
Amte  her  ausgesti^en  sind. 

Schiffe  mit  Flschbehältem  (bascules  ä  poisson)  werden 
wie  Schiffe  mit  Waaren  zweiter  Klasse,  ein  kubischer  Meter 
ihres-  Raumes  gleich  einer  Tonne  gerechnet 

Leere  Schiffe,  Schiffe  der  kaiserlichen  Marine  im  Mili- 
tärdienste, Schiffe  für  Wasserarbeiten,  Schiffe  der  Landwirthe 

*  Die  Grebühren  auf  den  Kanälen  betragen  durchschnittlich  1,85  Fr.; 
am  höchsten  belegt  ist  der  Kanal  von  Bourgogne  mit  3,01  Fr.,  am  ge- 
ringsten der  Kanal  von  Nantes  nach  Brest  mit  1,37  die  Tonne  und  das 
Kilometer. 
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mit  Wirthschaflsg^enständen  innerhalb  des  Wirthschafts- 
bezirkes,  Fiacher-  und  Ueberfuhrschiffe  sind  frei  von  der 
Gebühr. 

Durch  das  Dekret  vom  5.  September  1863,  dessen  Dauer 
mehrmals  verlängert  wurde,  sind  gegenwärtig  alle  Schiffe 
mit  Getreide  und  andern  Brodfrücbten  bis  Ende  1857  eben- 
falls gebührenfrei  zu  behandeln. 

Die  Schiffe  werden  leer  geaicht,  und  es  wird  auch  die 
Wasserlinie  bei  voller  Ladung  bestimmt,  so  dass  man  mit 
Hilfe  kupferner  nach  Gentimetres  graduirtor  in  beide  Aussen- 
seiten  des  Schiffes  eingelassener  Skalen  leicht  und  ohne 
neuer  Aichung  das  Gewicht  der  Ladung  bei  jeder  Reise  be- 
stimmen kann. 

Bei  den  Dampfschiffen  werden  die  Maschinen ,  das  Brenn- 
material und  die  Schiffoausrüstung  (les  agräs)  nicht  ins  Ge^ 
wicht  eingerechnet  * 

Jedes  Fahrzeug  ist  verbunden,  vor  dem  Beginne  jeder 
Fahrt  bei  dem  ersten  Schiffamte  oder  in  Ermanglung  eines 
Schiffamtes  bei  dem  ersten  Avisoamte  sich  zu  stellen,  und  einen 
Passirschein  zu  lösen,  der  die  Art  des  Schiffes,  die  Art  und 
das  Gewicht  seiner  Ladung  oder  die  Dimensionen  des  Flosses 
und  den  Punkt  der  Abfahrt  angibt.  Auf  gleiche  Weise  ist  jede 
nachträgliche  Zuladung  zu  erklären  und  darüber  ein  Passir- 
schein  zu  lösen. 

IMe  Gebühr  wird  auf  Grund  des  Passirscheines  und  in 
der  Regel  bei  jedem  Schiffsamte,  das  auf  der  Fährt  berührt 
wird,  für  die  durchfahrene  Strecke  entrichtet,  doch  ist  ge- 
stattet, die  Gebühr  nachhinein  am  Orte  der  Bestimmung  zu 
entrichten  —  wogegen  beim  ersten  Schiffsamte  ein  Begleite 
achein  gelöst  und  dessen  Erledigung  vorschrifkmässig  dar- 
gethan  werden  muss  —  oder  auch  beim  Amte  der  Abfahrt 
vorhinein  zu  bezahlen.  Der  Passirschein  muss  in  diesem 
Falle  alle  zur  Deckung  des  Schiffers  nöthige  Daten  enthalten. 

•  IiiBtruktion  Aom  24.  Oktober  1836. 
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Abfindungen,  gegründet  auf  die  zu  befahrenden  Strecken 
und  die  durchschnittliche  Waarenmenge,  wei-den  gestattet: 
Schiffen,  die  eine  regelmässige  Fahrt  zwischen  zwei  Stapel- 
plätzen unterhalten,  und  kleinen  Schiffen,  die  nur  kleine 
Fahrten  von  nicht  mehr  als  15  Eil.  Von  ihrem  Standorte  aus 
machen.  Die  Abfindungsbeträge  werden  vom  Direktor  provi- 
sorisch festgesetzt  und  der  nachträglichen  Genehmigung  der 
Generaldirektion  unterzogen ,  sie  werden  vorhinein  entweder 
in  gleichen  Monatsraten  oder  für  jede  Fahrt  entrichtet. 

Die  Einhebung  der  Gebühren  soll  in  der  Regel  in  eige- 
ner Regie  geschehen,  die  Abfuhr  erfolgt  an  den  General- 
einnehmer des  Departements,  in  welchem  der  Hauptort  des 
Schifffahrts-Arrondissements  liegt  Jedes  Gebührenamt  be- 
steht aus  zwei  Beamten. 

Es  gibt  im  Bassin  der  Gironde  einige  Flüsse,  wo  statt 
der  SchiffTahrts-Ueberführgebühren  eingehoben  werden,  die 
BenQtzer  der  Querstrassen  über  den  Fluss  müssen  statt  der 
Benutzer  der  Wasserstrasse  zahlen. 

Die  SchiffTahrts-,  Schleussen-  und  Brückenaufseher  u.  dgl. 
sind  berechtigt  und  verpflichtet ,  sich  die  Schifffahrtsdoku- 
mente vorzeigen  zu  lassen,,  sie  mit  der  Ladung  zu  verglei- 
chen und  über  entdeckte  Unterschleife  die  Thatbeschreibung 
aufzunehmen. 

Streitigkeiten  über  die  Gebühr  entscheiden  wie  bei  allep 
indirekten  Abgaben  die  Gerichte,  sind  sie  aber  von  einer 
lokalen  Art  (wie  bei  Eanalfieihrten  und  Flössungen ,  wo  ge. 
staut  werden  muss  u.  dgl.  m.),  so  ist  der  ünterpräfekt  und 
in  weiterer  Instraz  der  Präfekt  im  Präfekturrathe  kompetent, 

Die  Umfahrung  eines  Gebührenamtes  ist  mit  einer  Geldt 
strafe  von  50  bis  200  Fr.  belegt.  Die  Strafe  wird  vom 
Friedensrichter  verhängt. 

Die  SchiflBfahrtsgebühren  auf  der  französischen  Rhein- 
strecke sind  durch  die  Rheinschifffahrtsakte  und  die  verschie> 
denen  Nachtragskonventionen  völkerrechtlich   geregelt     Es 
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ist  anerkennenswerth,  wenn  gleich  durch  die  Verhältnisse 
geboten,  dass  Frankreich  in  den  Verhandlungen  über  Er- 
mässigung der  Rheinzölle  stets  auf  der  freisinnigen  Seite  steht 

Der  Gesammtertrag  der  Schifffahrtsgebühren  war  für  1856 
mit  10,8  und  ist  fbr  1857  mit  11,1  Millionen  Fr.  veranschlagt  ^ 

Die  Nebeneinkfinfte  der  schiffbaren  Flüsse  und  Kanäle, 
als:  die  Fischerei,  die  bewilligten  Wasserrechte,  die  Be- 
nutzung des  Grases  und  der  Baumpflanzungen  längs  der 
Ufer ,  stehen  unter  der  Verwaltung  der  Generaldirektion  des 
Enregistrements  und  der  Domänen.  ^  Gegenwärtig  sind  mehr 
als  5000  Eilometres  schiffbare  Kanäle  in  Benutzung,  oder 
doch  der  Vollendung  nahe,  von  ihnen  sind  667  Bjlometi^s 
bleibend  und  1028  Kilometres  für  einige  Zeit  Privatgesell- 
schaften concedirt. 

Die  Länge  der  schiffbaren  Flussstrecken  belauft  sich  auf 
mehr  als  8000  Kilometres.' 

e.    Fähren-  und  üeberfuhr-.  Brücken-  und  Wege- 
gelder. 

Nach  dem  Gesetze  vom  6.  frimaire  an  Vn.  (26.  Novem- 
ber 1798)  sind  alle  Fähren  und  Ueberfuhren  (bacs  et  pas- 
sages)  an  schiff-  und  flossbaren  Flüssen  und  Kanälen  ein 
Eigenthum  djes  Staates.  Er  besorgt  ihre  Erhaltung  und  be- 
zieht die  Gebühren. 

In  der  praktischen  Anwendung  wurde  dieses  Recht  noch 

*  Im  Jahre  1853  war  der  Ertrag  10,682,000,  im  Jahre  1854  nur 
9,557,000,  1855  aber  10,400,000  Fr.  Die  Befreiung  der  Getreidetransporte 
von  der  Schifilahrtagebühr  und  die  wachsende  Konkurrenz  der  Elsenbah- 
nen waren  die  Ursachen  der  Verminderung. 

^  Ministerialentscheidung  vom  3.  März  1845. 

'  Das  beste,  wenn  gleich  in  Einigem  veraltete  Werk  über  die  durch 
die  Vielfältigkeit  der  Reglements  und  Tarife  auf  den  einzelnen  Kanälen 
und  canalisirten  Flüssen  sehr  schwierig  gewordenen  Schififahrtsabgaben 
ist:  E.  Grangez:  Trait^  de  la  perception  des  droits  de  navigation.  Paris 
1840.  —  Jedes  Jahr,  seit  1847,  veröffentlicht  das  Finanzministerium  eine 
Statistik  der  inneren  Schifffahrt. 
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weiter  ftiugedehQt,  00  dass  man  jetzt  nur  jene  Fähren  und 
üeberAihren  als  davon  ausgenommen  betrachtet,  die  eine 
Verbiadang  in  einer  Richtung  unterhalten,  welche  nicht  als 
Fortsetzung  eines  öffentlichen  Weges  angesehen  werden 
kann  und  welche  von  dem  Eigenthümer  beider  Ufer  des 
zu  Qbersetasesiden  Flusses  errichtet  werden.  In  Zweifeln  ent- 
sehnet  der  Präfekt  im  Ptfifekturraih ,  und  in  zweiter  In- 
stanz der  Minister. 

Die  Finanzverwaltung  hat  bloss  die  Gebühren  einzu- 
nehmen, die  Unterhaltung  der  Ueberfuhren  steht  unter  dem 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiiten. 

Jede  öffentliche  Fähre  oder  UeberAihr  bedarf  zu  ihrer 
Errichtung  eines  kaiserlichen  Dekretes ,  welches  zugleich  den 
betreffenden  Tarif  feststellt.  Es  sind  diese  Tarife  sehr  de- 
taillirt,  es  werden  die  Arten  des  zu  übersetzenden  Fuhr- 
werks, der  Thiere,  der  sonstigen  Objekte  unterschieden,  es 
wird  betont ,  ob  die  Ueberfuhr  bei  Tage  oder  bei  Nacht ,  bei 
ruhigem  Wetter  oder  im  Sturme  stattfindet. 

Die  Einhebung  geschieht  in  der  Regel  im  W^e  der 
Verpachtung  auf  3,  6,  9  Jahre  und  ausnahmsweise  auf 
noch  längere  Zeit. 

Die  Verpachtung  wird  öffentlich  ausgeschrieben  und  findet 
unter  der  Leitung  des  Präfekts  in  Gegenwart  des  Direktors  statt. 

Die  Genehmigung  ist  dem  Minister  vorbehalten. 

Es  können  auch  mehrere  Ueberfuhren  zusammen  aus- 
geboten werden,  doch  muss  der  AusruQ)reis  die  durch  die 
partiellen  Versteigerungen  erzielte  Summe  um  10%  über- 
steigen. Der  Pachtschilling  ist  in  yierteljährigen  Raten  vor- 
hinein zu  entrichten  und  durch  eine  Kaution  im  Betrage 
einer  Vierteljahrörate  sicher  zu  stellen. 

Vor  und  nach  jeder  Pacht  werden  die  übergebenen 
Gegenstände  abgeschätzt,  den  Minderwerth  bei  der  Rück- 
gabe hat  der  Pächter  zu  ersetzen.^ 

'  MinisterialbeschlüMe  vom  7.  August  1835  und  20.  März  1841. 
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Wird  eine  Pachtung  nicht  erzielt,  so  wird  rersacht,  die 
benachbarten  Gemeinden  zur  Bezahlung  eines  Abfindungs- 
betrages oder  zur  Uebemahme  der  Ueberführ  in  eigene  Re- 
gie zu  bestimmen.  Sollte  auch  dieses  nicht  zu  err^chen 
sein,  so  steht  es  der  Verwaltung  frei,  die  Ueberführ  ganz 
aufisulassen. 

Frei  von  der  Entrichtung  der  UeberfiihrgebQhr  sind  öffent- 
liche Beamte  in  Ausübung  ihrer  Funktionen,  Militftre  in 
Korps  oder  mit  Marschordres ,  Nationalgarden  in  öffentlichen 
Funktionen,  die  Posten,  die  Zelienwagen  mit  Gefangenen, 
die  Beamten  der  Gemeinde,  in  welcher  die  Ueberführ  liegt, 
die  Geistlichen  und  ihre  Assistenz,  die  Kinder  auf  dem  Wc^e 
von  und  zu  der  Schule  und  dem  Religionsunterrichte^  die 
Feuerspritzen  imd  die  bei  Feuersbrünsten  zur  Hilfe  Eilenden. 

Auch  unterliegt  der  Gebühr  derjenige  nicht,  der  einen 
Fluss  oder  einen  Kanal  ohne  Benutzung  einer  Ueberführ 
durchschwimmt,  durchwatet,  durchreitet.  ^ 

Der  Pächter  muss  auch  eine  Person  allein,  wenn  sie 
eine  Stunde  wartet,  gegen  die  einfache  Taxe  überführen, 
will  sie  nicht  so  lange  warten,  so  hat  sie  die  im  Tarife  be- 
stimmte höhere  Taxe  zu  entrichten.  Von  Sonnenuntergang 
bis  Sonnenaufgang  besteht  fUr  den  Pächter  die  Verpflichtung 
zur  UeberfCÜirung  nur  in  Ansehung  gewisser  Personen,  der 
öffentlichen  Beamten,  Geistlichen,  Aerzte,  Feuerleute. 

Der  Pächter  erlangt  durch  die  Pachtung  das  ausschlies- 
sende  Recht  der  Ueberführ  auf  einer  durch  die  Weg-  und 
Brückenbau-Ingenieure  bestimmten  Flussstrecke  auf-  und  ab- 
wärts des  eigentlichen  Ueberfuhrpunktes.  Er  ist  verpflichtet, 
die  Ueberführ  ununterbrochen  und  mit  dem  nöthigen  Per- 
sonale zu  betreiben,  auch  ist  das  Maximum  der  Ladung  be- 
stimmt, welche  er  in  sein  Fahrzeug  aufnehmen  dar£ 

Die  Geldstrafen  gegen  Personen ,  welche  das  ausschlies- 
sende  Recht  des  Pächters  umgehen,   oder   gegen  Pächter, 

'  Ministerialentscheidung  vom  27.  Deoember  1831. 
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welche  h^yere  als  tariftnässige  Gebühren  einheben  ocler  die 
Yorgezeichneten  polizeiliehen  Anordnungen  ttbörtreten,  be- 
stehen in  dem  Betrage  des  ein-  bis  dreitägigen  Arbeitslohnes 
und  im  Verfalle  der  Gegenstände  der  Uebertretung.  In  Wie- 
derholungsftllen  kann  auf  ein  bis  drei  Tage  Gef&ngniss  und 
selbst  auf  Veröflbnflichung  des  Namens  des  Uebertreters  er- 
kannt werden.  Kompetent  sind  iheils  <tte  Friedensrichter, 
theils  die  PoÜBeigerichte. 

Aehnlich  ist  nach  den  Gesetzen  vom  14.  flor.  an  X. 
(4.  Mai  1802)  und  24.  Mai  1834  das  Verfahren  bei  Brttcken- 
mftutben,  welche  jedoch  meistens  nicht  vom  Staate,  son- 
dern von  Gemeinden,  Körperschaften  und  Privaten  einge- 
hoben werden.*  Ihnen  stehen  die  Wegmäuthe  gleich,  die 
an  einigen  Punkten  eingeführt  wurden,  wo  zur  Vermin- 
derung der  Steigungen  grosse  Arbeiten  unternommen  wer- 
den mussten. 

Nur  ein  kaiserliches  Dekret  kann  ausschliesslich  auf 
Departements-  und  Gemeindestrassen  Brücken-  oder  Weg- 
mäuthe, auch  für  Departements-  und  Gemeinden  Ueberftihrs- 
gebtthren  bewilligen,  es  bestimmt  gleichzeitig  die  Dauer 
und  den  Ort  der  Einhebung  und  den  Tarif.  Die  Befreiun- 
gen sind  dieselben  wie  bei  den  vom  Staate  unterhaltenen 
Ueberftahren  und  Brücken. 

Der  Ertrag  der  Fähren,  Ueberfuhren  und  Brücken- 
m^the  des  Staates  und  mancher  damit  zusammenhängenden 

*  Der  Staat  bebt  nur  an  4  Brücken,  zn  Kehl,  Hüningen,  Bonpas 
(über  die  Darance)  und  zn  Orchamps  (im  Jura)  Brückenmäuthe  im  Ge- 
aammterirage  von  64,300  Fr.  dn.  1854  bestanden  aber  an  49  Brücken 
Mäathe  der  Departements  und  Gemeinden,  grossentheils  BehnüB  der  Rück- 
zaJilung  der  vom  Staate  den  Erbauern  geleisteten  Vorschüsse.  Die  Dauer 
der  Bewilligung  schwankte  zwischen  11  und  75  Jahren.  Die  Summe  der 
Vorschüsse  belief  sich  auf  557,000  Fr.,  wovon  141,000  Fr.  bereits  zurück- 
gezahlt waren.  Aus  demMlben  Titel  des  geleisteten  Vorschusses  und  des 
verborgten  K^nwwntmi  des  Erträgnisses  bezieht  der  Staat  die  Hälfte  des 
Ueberscfausses  des  Fftchterträgnisses  der  Brücke  von  Bordeaux  über 
250,000  Fr.    Diese  Hälfte  betrug  in  den  letzten  Jahren  über  50,000  Fr. 
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Nebennutzangen  war  für  1856  mit  1,100,000  Fr.  and  wird 
für  1857  mit  828,000  Fr.  veranschlagt.  ^ 

f.    Die  Garantie  von  Gold-  und  Silberwaaren. 

Die  Garantiegebühren  werden  dem  Staate  für  die  Büi^- 
schaft  gewährt,  welche  er  dem  Publikum  für  den  Feingehalt 
der  Gold  -  und  Silberwaaren  durch  die  amtliche  Bezeichnung 
derselben  leistet. 

Sie  beruhen,  wie  die  amtliche  Bezeichnung  selbst,  auf 
dem  Gesetze  vom  19.  brumaire  an  VI.  (10.  November  1797). 

Durch  dasselbe  ist  festgesetzt  worden,  dass  in  Frank- 
reich Goldwaaren  nur  in  drei  und  Silberwaaren  nur  in  zwei 
Feingehaltsgraden  (titres)  erzeugt  werden  sollen. 

Je  nach  ihrem  Feingehaltsgrade  enthalten  in  1000 
Thdlen 

die  Goldwaaren  920,  840,  750  Theile  Gold, 
die  Silberwaaren  950,  800  Theile  Silber. 

Die  Toleranz  beträgt  fUr  Gold  3  und  für  Silber  5  Tau- 
sendtheile. 

Keine  fertige  Waare  darf  von  dem  Erzeuger  aufbewahrt 
oder  in  Verkehr  gesetzt  werden ,  ehe  sie  von  einem  Garantie- 
amte geprüft  und  mit  der  amtlichen  Bezeichnung  versehen  ist 
Auch  Waaren,  die  aus  dem  Auslande  eingeführt  werden, 
unterliegen  der  amtlichen  Prüfung  und  Bezeichnung. 

Es  gibt  zu  diesem  Ende  89  Garantieämter;  die  Prüfung 
muss  bei  jenem  Amte  erfolgen,  in  dessen  Bezirk  der  Erzeu- 
ger wohnhaft  ist,  oder  das  Zollamt  sich  befindet,  bei  wel- 
chem die  Verzollung  erfolgt. 

Die  Bezeichnung  geschieht  in  der  Regel  durch  AuQ>rägung 
zweier  Stämpel:  des  Zeichens  des  Fabrikanten  (der  An- 
fangsbuchstaben seines  Namens  und  eine  beliebig  gewählte 

*  1853  wftr  der  Ertrag  1,101,000,  1854  893,000,  1855  844,000  Fr. 
Man  erkennt  deutlich  den  überwältigenden  Einflass  der  Eisenbahnen  auf 
den  Strassenverkehr. 
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Marke),  und  des  Zeichens  des  Feingehaltes,  verbunden  mit 
dem  Zeichen  des  Garantieamtes. 

Es  ist  genau  bestimmt,  welche  Marke  in  jedem  einzel- 
nen Falle  nach  Gattung  und  Umfang  der  Waaren  von  jedem 
Bureau  gewählt  und  an  welchem  Thdle  des  Gegenstandes 
sie  angebracht  werden  soll. 

Es  gibt  ausserdem  besondere  Stämpel  für  sehr  kleine 
Gegenstände,  für  einselne  Kettenglieder  und  ähnliche  mit 
dem  Hauptobjekte  lose  zusammenhängende  Bestandtheile, 
für  fremde,  für  bloss  doublirte  (vergoldete  oder  versilberte) 
oder  aufgelegte  Waaren ,  für  Barren ,  für  Uhren ,  für  Gegen- 
stände, die  einer  wiederholten  Bezeichnung  unterzogen  werden. 
Auch  die  Anwendung  von  Gegenmarken  ist  beliebt.  Es 
werden  nämlich  die  Unterlagen  (bigornes) ,  auf  denen  die  zu 
stämpelnden  Gegenstände  ruhen ,  mit  mehreren  kleinen  Mar- 
ken versehen.  Beim  Stämpeln  der  Vorderseite  prägt  der 
Gegendruck  auch  die  Stämpel  der  Unterlage  aus.  ^  Es  ist 
klar,  dass  ob  diese  oder  jene  Marke  der  Unterlage  sich  aus- 
präge, lediglich  von  den  Dimensionen  und  Formen  des  Ge- 
genstandes abhängt;  jede  Anwendung  unächter  Stämpel 
wird  hierdurch  leicht  entdeckt. 

Die  amtlichen  Stämpel,  mit  Ausnahme  jener  für  die 
doublirten  oder  aufgelegten  Waaren,  dürfen  nur  vom  Gra- 
veur der  Münze  verfertigt  werden. 

Die  amtliche  Bezeichnung  darf  erst  erfolgen,  wenn  der 
Stämpel  des  Fabrikanten  bereits  aufgedrückt  und  die  Waare 
so  weit  vollendet  ist,  dass  eine  wesentliche  Aenderung  nicht 
mehr  möglich  ist. 

Ist  die  Waare  von  sehr  grossem  Umfange  oder  besteht 
sie  aus  trennbaren  Theilen ,  so  ist  der  Stämpel  an  mehreren 
Orten  anzubringen. 

Waaren  zwischen  zwei  gesetzlichen  Feinheitsgraden  wer- 
den nach  der  Wahl  des  Erzeugers  entweder  mit  dem  nächst 

'  Ord.  vom  1.  Juli  1818. 
Hock,  Finanzvcrwaltung  Frankreichs.  28 
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niedrigeren  Grade  bezeichnet  oder  zerbrochen.  Das  letztere 
erfolgt  von  Amtswegen ,  wenn  die  Waare  sich  als  unter  dem 
geringsten  gesetzlichen  Feinlieitsgrade  darstellt  oder  sie  mit 
Eisen,  Kupfer  oder  andern  fremden  Stoffen  ausgefüttert  ist. 
Die  Erzeugung  dieser  letzteren  Waaren  ist  verboten. 

Pie  Garantiegebtihr  beträgt  20  Fr.  für  100  Gr.  Gold- 
und  1  Fr.  für  100  Gr.  Silberwaaren ,  aber  ausser  derselben 
sind  noch  die  Probekosten  mit  3  Fr.  für  Gold  und  80  Cent, 
für  Silber,  wenn  die  Probe  auf  nassem  Wege  erfolgt,  >  und 
mit  90  und  beziehungsweise  9  Cent  fOr  100  Gr.  kleiner  Ob- 
jekte aus  Gold  oder  Silber  zu  vergüten ,  die  bloss  durch  den 
Strich  geprüft  werden. 

Bei  Barren  in  Frankreich  a£Snirten  (chemisch  rein  dar- 
gestellten) Metalls  waren  nach  dem  Gesetze  vom  19.  brum. 
an  VI.  8  Fr.  18  Cent,  für  das  Kilogramm  Gold  und  2  Fr. 
4  Cent  fllr  das  Kilogramm  Silber  zu  zahlen,  ohne  eine  be- 
sondere Vergütung  für  die  Probekosten ;  allein  diese  Gebühr 
ist  ausser  Uebung  gekonunen ,  weil  sich  bei  Barren  der  Be- 
weis, dass  sie  in  Frankreich  affinirt  worden,  nicht  herstellen 
lässt  und  weil  die  Gebühr  den  Preis  des  zur  Ausmünzung 
bestimmten  Metalls  vertheuerte.  Gegenwärtig  unterli^en 
daher  nur  die  zur  Dratherzeugung  vorgerichteten  Stängchen 
(lingots  de  tirage)  der  vom  Gesetze  für  diese  Bestimmung 
angeordneten  Gebühr  von  82  Cent  für  das  Kilogramm. 

Befreit  von  der  amtlichen  Bezeichnung  und  der  Gebühr 
sind  Gegenstände,  die  aus  dem  Auslände  zum  Gebrauche 
diplomatischer  Personen  eingeführt  werden,  Goldscbmuck 
und  Gold-  und  Silbergeräthe,  die  Reisende  zum  persön- 
lichen Gebrauche  mit  sich  führen,  bis  zu  einer  Menge  von 
500  Gr.,  leicht  gefasste  Juwelen  oder  Gegenstände,  deren  ganze 

*  Werden  mehrere  Direkte  auf  einmal  zur  Probe  geseAdet,  so  wer- 
den für  je  120  Gr.  Gold  und  2000  Gr.  Silber  nur  einmal  die  Probekoaten 
vergütet.  Die  Produkte  und  Reste  der  Probe  werden  dem  Erzeuger  aus- 
gehändigt.    MiniBterialentscbeidaog  vom  15.  November  1622. 
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Oberflftche  emaillirt  ist,  in  beiden  Fällen ,  wenn  der  Gegen- 
stand durch  die  Bezeichnung  leiden  würde,  Uhrzeiger,  Uhr- 
gehänge und  andere  kleine  Bestandtheile  und  Zugehöre  von 
Uhren.  1 

Fremde  können  Gegenstände  ihres  persönlichen  Gebrau- 
ches gegen  Sicherstellung  der  Zoll-  und  Garantiegebühren 
und  Uebemahme  der  Verpflichtung  zur  Rückausfuhr'  binnen 
3  Jahren  ohne  amtliche  Bezeichnung  einführen.  ^ 

Wird  ein  Stämpel  entwendet  oder  kommen  unechte  Waa- 
ren  mit  einer  bestimmten  Stämpelmarke  häufig  vor,  so  wird 
eine  Repunzirung  aller  mit  dieser  Marke  bezeichneten  an- 
geordnet. Von  Zeit  zu  Zeit  findet  eine  allgemeine  Repunzi- 
rung aller  im  Besitze  von  Erzeugern  und  Händlern  befind- 
lichen Waaren  statt;  so  geschah  es  durch  die  Ordonnanzen 
Yom  5.  Mai  1819  und  7.  April  1838;  die  Repunzirung  er- 
folgt unentgeltlich. 

Gegenstände,  die  zur  Ausfuhr  bestimmt  sind,  werden 
ebenfalls  der  amtlichen  Prüfung  unterzogen,  allein  sie  sind 
von  der  Garantiegebühr  ganz  oder  theilweise  befreit. 

Sind  nämlich  die  Waaren  nicht  gleich  bei  der  Erzeu- 
gung zur  Ausfuhr  angemeldet  worden,  wurden  sie  mit  dem 
gewöhnlichen  Stämpel  versehen  und  blieben  sie  zur  freien 
Verfügung  der  Sraeuger,  so  werden  nur  y^  der  Garantie- 
gebühr zurückgestellk  Wurden  sie  aber  gleich  bei  der  Er- 
zeugung zur  Ausfuhr  angemeldet,  wurde  gegen  Verwahrung 
der  Objekte  in  ein  Behältniss  unter  amtlichem  Verschlusse 
von  der  Aufprägung  des  Stämpels  abgegangen  oder  ein  ei- 
gener ÄusAihrstempel  angewendet,  oder  endlich  der  Stämpel 
auf  Metallkügelchen  aufgedrückt,  die  mittelst  Seidenfäden  an 
den  Objekten  befestigt  werden  (die  Fadenenden  befinden  sicli 
innerhalb  des  Eügelchens  und  werden  durch  den  Stämpel  in 
dasselbe    eingedrückt),    und    unterwitft   sich    d^r  Erzeuger 

'  Arrdt^  vom  1.  messidor  an  VI. 
^  Dekret  vom  5.  September  18*i3. 


binsichts   dieser  Objekte  der   Bnchkontrolle,  eo   kann  die 
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geordneten  Personale,  aus  einem  über  Vorschlag  der  Münz- 
kommiftsipn  ernannten,  ihr  unterstehenden  Wardeine  (es- 
sajeur)  und  einem  Einnehmer  und  einem  Eontrollor,  welche 
beide  dem  Ressort  der  Verwaltung  der  indirekten  Abga- 
ben angehören  und  ihre  Obliegenheiten  oft  nur  als  ein 
Nebengeschäft  zu  andern  umfangreicheren  Funktionen 
ausüben. 

Die  Einnehmer  und  Eontrollore  stehen  in  fixen  Gehal- 
ten, die  Wardeine  sind  vor  allem  auf  den  Bezug  der  Probe- 
kosten angewiesen;  dort,  wo  sie  einen  Gehalt  beziehen,  ist 
er  nur  als  eine  Ergänzungszulage  zu  betrachten. 

Die  Beamten  theilen  sieh  in  die  Geschäfte  auf  folgende 
Weise : 

Der  Wardein  prüft  den  Feingehalt,  der  Einnehmer  be- 
stimmt das  Gewicht,  berechnet  und  erhebt  die  Gebühr,  und 
der  EontroUor  prägt  den  Stämpel  ein.  Jeder  der  drei  Beam- 
ten hat  sein  eigenes  vom  Präfekt  paraphirtes  und  cotirtes 
Register,  in  welches  er  die  ihn  betreffenden  Daten  einträgt. 
Die  Stämpel  des  Amtes  stehen  unter  der  gemeinschaftlichen 
Sperre  aller  drei  Beamten. 

Dieselben  üben  die  Kontrolle  über  die  Juweliere  und 
Gold  -  und  Silberarbeiter  des  Bezirks ,  die  Privatprobirer  und 
Affineure. 

Strenge  Strafen  treffen  den  Amtswardein ,  welcher  den 
Feinheitsgebalt  unrichtig  angibt,  der  eine  höhere  als  die  ihm 
gebührende  Vergütung  annimmt,  oder  der  die  ihm  anvertrauten 
Gegenstände  beschädigt.  Der  Garantiebeamte,  der  von  einem 
ihm  zur  Prüfung  überbrachten  Gegenstand  einem  Dritten 
eine  Zeichnung,  einen  Abdruck  oder  eine  Beschreibung  ver- 
schafft, wird  abgesetzt. 

Mit  dem  Ertrage  der  Garantieämter  vereint  wird  auch 
jener  der  Staatsdrathzug-Maschinen  (argues)  aufgeführt.  Der- 
gleichen Maschinen  bestehen  in  Paris,  Lyon  und  Trevoux,  sie 
dienen  zur  Verfertigung  von  Gold-,  Silber-  und  vergoldeten 
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oder  versilberten  Kupferdrfthten.  Die  Gold  -  und  Silberdrath- 
zieher  und  -Spinner  sind  verpflichtet,  sich  der  Staatsdrath- 
züge  zu  bedienen;  für  leonische  Kupfer-  und  Messingdräthe 
bestehen  auch  PrivatdrathzUge ,  die  aber  gleichfalls  unter  der 
Staatskontrolle  stehen.  ^ 

Der  Ertrag  der  Garantie-  und  Drathzuggebühren  wurde 
für  1856  mit  2,4  Millionen  Fr.  veranschlagt;  für  1857  sind 
2,7  Millionen  in  den  Voranschlag  aufgenommen.^ 

Die  öffentliche  Stimme  hat  sich  seit  langem  vielfach 
gegen  das  Garantiegesetz  und  die  damit  verbundene  Abgabe 
erklärt.  Ersteres  wird  als  unausreichend  bezeichnet,  weil  Eon- 
trolle und  Strafe  die  Waare  nur  in  einem  einzigen  Momente, 
jenem,  in  welchem  sie  sich  im  Besitze  des  Erzeugers  befin- 
det, treffe,  weil  die  Technik  die  Nachahmung  der  Marken 
allzusehr  erleichtere^  das  Vorhandensein  der  Marke  ein  Ver- 
trauen hervorrufe ,  welches  bei  der  Leichtigkeit  der  Fälschung 

*  Die  Drathzuggebülireu  werden  nach  folgenden  Maasstäben  erhoben  : 

a)  Für  vergoldetes  Silber  (wie  ea  zur  Ver- 
fertigung von  Qolddräthen  dient)  .     .     .    30  Cent. 
Für  vergoldetea  Silber,  wenn  das  Zug- 
eiaen  vom  Staate  geliefert  werden  musa    45    „      #      Für  das 

b)  Für  Silber 12    „      f   Hectogramm 

Für    Silber,    wenn    das    Zugeisen    vom  V  (Gesetz  >«m 

Staate  geliefert  werden  musa     ....    25    „      14  August 

J^  1—  -11  _^     /•  '^'Om  Fabrikanten  ge-  \  " 

d)  rur  versilbertes  i  ,.  ^  ,  ^  i 

rr     r  1  liefert  werden  mnss)  f     ^ 

Kupfer     .    ,    .  J  ^  V.     8    „ 

^  Im  Jahre  1853  betrugen  sie  2,303,000  Fr. ;  hievon  kamen  auf  Rech- 
nung der  Drathzugsgebühren  etwa  50,000  Fr.,  für  1854  stellten  sich  diese 
Zahlen  auf  1,971,000  und  28,400  Fr. ,  wobei  sich  die  Garantiegebühren 
aus  folgenden  Elementen  zusammensetzen: 

(in  Tousenden  Francs) 

Für   5,803,500  Gr.  Goldarbeiten 1,160^7 

„    59,587,100    „    Süberarbeiten      ....       595,9 

„      1,152,700    „    Danen 9,4 

Zuschlage 176,7 

1855  war  der  Ertrag  2,494,000  Fr. 


439 


nicht  gerechtfertigt  erscheine,  und  weil  die  mit  der  Durch- 
führung des  Gesetzes  verbundenen  Beschränkungen  des  Ver- 
kehrs seinen  etwaigen  Nutzen  aufwiegen,  die  Abgabe  endlich 
vertheure  die  Waare.  Man  wünscht  daher  das  Präventiv- 
system  mit  einem  geeigneten  Repressivsystem  vertauscht, 
wie  es  in  vielen  andern  Staaten  besteht  Viermal  lagen  be- 
reits Modifizirungsanträge  zur  Beschlussfassung  der  gesetz- 
gebenden Körper  vor.  ^ 

7.    AUgemeines.    Endergebnisse. 

Von  den  indirekten  Abgaben  unterliegen  folgende  dem 
doppelten  zehnprocentigen  Zuschlage:  die  Cirkulations-,  De- 
tail-, Eonsumtions-,  Eingangsgebühr,  die  einzige  und  die 
Ersatztaxe,  die  Taxe  auf  die  Biererzeugung  und  die  Dena- 
turation  des  Alkohols,  die  Licenz-,  die  SchifiTahrtsgebühren, 
die  Gebühren  auf  öfifentliches  Fuhrwerk,  auf  Spielkarten ,  auf 
die  Erzeugung  von  Rohr-  und  Traubenzucker  und  die  Garan- 
tie- und  Drathzuggebühren.  ^ 

Folgende  sind  von  diesem  Zuschlage  frei :  die  Salzsteuer, 
die  Tabak-  und  Schiesspulver- Verschleisspreise,  die  Brücken- 
und  üeberfuhrgelder,  die  Gebühren  auf  verpachteten  Kanälen, 
die  Geld-  und  Verfallsstrafen,  die  Nebengebühren. 

Abgabenbeträge  von  mehr  als  300  Fr.  können  selbst 
durch  gefängliche  Anhaltung  (contrainte  par  corps)  gegen 
diejenigen  Steuerschuldner  und  deren  Bürgen  eingebracht 
werden,  die  einen  Steuerkredit  erhalten  und  ihre  Schuld 
zur  Verfallszeit  nicht  getilgt  haben.  ^. 

Streitigkeiten  über  die  richtige  Anwendung  der  Gesetze 
und  Vorschriften  werden  in  Betreff  der  indirekten  Abgaben 

*  Hilaire-Lourdet  (Controleiir  en  chef):  Observatione  sur  rorffeverie, 
i:oi*deaux  1835.  6. 

^  In  den  im  Verlaufe  dieser  Darstellung  angegebenen  Erträgnissen 
und  Voranschlägeu  wurde  bereits  auf  diese  Zuschläge  Rücksicht  genommen. 

*  Gesetz  vom  17.  April  1832. 
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durch  die  Civilgerichte  entschieden;  über  die  Anwendung 
des  Oktroi  sind  jedoch  die  Friedensrichter  kompetent  ^ 

Alle  Anforderungen  g^en  die  Steuerverwaltung  auf  Re- 
stitution von  Gebühren  und  Waaren,  Gehalte  u.  dgl.  er- 
löschen binnen  zweier  Jahre.  Ansprüche  der  Verwaltung- auf 
nicht  konstatirte  Gebühren  innerhalb  eines  Jahres. ' 

Die  Thatbeschreibungen  wegen  entdeckter  Uebertretun- 
gen  gegen  die  indirekten  Abgaben  müssen  wenigstens  von 
zwei  Beamten  unterfertigt  sein,  eine  vollständige  Darstellung 
des  Sachverhalts,  die  Namen  und  Wohnort  der  Ergreifer, 
des  mit  der  gerichtlichen  Verfolgung  der  Sache  beauftrag- 
ten Beamten  und  der  angehaltenen  Personen  enthalten,  und 
muss  den  letzteren  vorgelesen  und  dass  dieses  geschehen,  von 
ihnen  unterschrieben  sein,  ferner  muss  ihr  Inhalt  innerhalb 
dreier  Tage  wenigstens  von  zwei  Ergreifern  vor  dem  Frie- 
densrichter bestätigt  werden.  Die  entscheidende  Instanz  sind 
die  Polizei  -  (Korrektions-)  Tribunale.  Ablassungen  vom  Ver- 
fahren im  administrativen  Wege  sind  vor  und  während  der 
gerichtlichen  Untersuchung  zulässig.^ 

Die  Beamten,  welche  an  der  Entdeckung  einer  Gefälls- 
übertretung Theil  genommen,  erhalten  Ergreifersantheile,  nur 
bei  Uebertretungen  der  Abgaben  auf  Getränke  werden,  den 
Fall  von  Uebertretungen  gegen  die  Cirkulationsgebühr  aus- 
genommen, Beamten  der  indirekten  Abgaben  Ergreiferantheile 
nicht  gegeben.  Beamte  von  höherem  Range  als  die  Kontrol- 
lore  sind  vom  Bezüge  der  Ergreifersantheile  ausgeschlossen.  * 

Alle  Departementsbeamten  mit  Ausnahme  der  unter- 
geordneten Kommis  in  den  Bureaux  und  im  ausübenden 
Dienste  und  einiger  selbstständiger  Oberkommis  sind  kau- 
tionspflichtig-,    doch   können    dieselben    mit   Ausnahme   der 

'  Gesetz  vom  11.  September  1790  und  2.  vent.  an  VIII. 
>  Dekret  vom  1.  germinal  an  XIII.  (22.  März.  1805). 

*  ArrSt^  vom  5.  germinal  an  XIII. 

*  üesetze  vom  28.  April  1816,  25.  Mai  1817,  i).  Juli  1830,  31.  Mai  181G. 


441 


HauptrecbnuDgsleger ,  falls  nicht  ein  gerichtliches  Verbot 
vorliegt,  ihre  Kautionen  gleich  beim  Austritte  aus  dem  Amte 
zurückerhalten.  ^ 

Die  Gericlite  bedürfen  nicht  der  Zustimmung  der  Ver- 
waltung, um  gegen  Beamte  derselben  einzuschreiten;  allein 
sie  müssen  von  jeder  gefänglichen  Einziehung  unter  Angabe 
der  Ursachen  der  Verwaltung  Mittheilung  machen.^  — 

In  jedem  Departement  besteht  ein  Direktor  der  indirek- 
ten Abgaben;  hievon  gibt  es  nur  folgende  Ausnahmen :  Cor- 
sika  steht  unter  dem  Direktor  von  Var,  das  Departement 
Nord  hat  drei  Direktoren  in  Lille,  Valenciennes  und  Dün- 
kirchen, das  Departement  der  Niederseine  zwei,  in  Ronen 
und  Havre,  in  Paris  ist  eine  gesonderte  Verwaltung  für  die 
Eingangsgebühren  und  das  Oktroi  eingesetzt,  und  in  den 
See-  und  Grenzdepartements  leitet  Ein  Direktor  die  Zölle 
und  die  indirekten  Abgaben. 

Jede  Direktion  ist  in  Inspektionsbezirke  getheilt,  welche 
meist  ein ,  manchmal  zwei  und  in  seltenen  Fällen  selbst  drei 
Arrondissements  umfassen. 

In  jedem  Arrondissement  befindet  sich  in  der  Regel  ein 
Obereinnehmer  (receveur  principal),  der  zugleich  Täbak- 
und  Pulververleger  ist;  nur  selten  umfasst  ein  Obereinneh- 
mersbezirk zwei  Arrondissements,  und  nur  in  wenigen  gros- 
sen Städten  bestehen  Obereinnehmer,  die  nicht  Verleger, 
und  Verleger,  die  nicht  Obereinnehmer  sind.  Die  letzteren 
stehen  hinsichtlich  des  Materials  unter  der  unmittelbaren 
Kontrolle  des  Rechnungshofes  und  der  höheren  administra- 
tiven Behörden  des  Departements,  hinsichtlich  der  Geldver- 
rechnung sind  sie  dem  Obereinnehmer  untergeordnet. 

Jeder  Obereinnehmersbezirk  theilt  sich   in  Einnehmers- 

*  Gesetze  vom  5.  ventöee  an  XII.,  25.  nivöse  an  XIII.  und  8.  August 
1847.     Ord.  vom  22.  Mai  1825.    Ministerialentscheidungen  vom  7.  Juni  • 
1826  und  31.  Oktober  1850. 

»  Gesetz  vom  28.  April  1816. 


448 


oder  Kontrollsbezirke  (circonscriptions  de  recette  oa  d'exer- 
cice).  Die  Einnehmer  sind  entweder  sedentäre  oder  ambu- 
lante, <i»d  letztere  wieder  Einnehmer  zu  Pferde  oder  zu  Fuss. 
Unter  tlen  sedentären  Einnehmern  sind  einige,  die  an  den 
Hauptorten  der  Arrondissements  aufgestellt  sind,  wo  sich 
kein  Obereinnehmer  befindet. 

Dem  ambulanten  Einnehmer  steht  ein  Oberkommis 
n.  Klasse  zur  Seite,  der  gleich  dem  Einnehmer  entweder 
beritten  ist  oder  zu  Fusse  dient;  dem  sedentären  Einneh- 
mer sind  dort,  wo  es  nöthig,  Kommis  oder  Supernumerftre 
für  den  Bureaudienst  beigegeben. 

Unter  dem  Einnehmer  stehen  die  Buralistes  in  den  ein- 
zelnen Gemeinden  und  die  Linieneinnehmer  an  den  mit 
Steuerlinien  umschlossenen  Orten,  ebenso  die  mit  der  Ein- 
nahme von  Verzehrungssteuergebühren  für  den  Staat  beauf- 
tragten Beamten  des  Gemeindeoktroi. 

Ausser  diesen  Beamten  gibt  es  noch  Spezialeinnehmer  für 
die  Garantiegebühren,  die  innere  Schifffahrt,  die  Salzsteuer. 

So  gibt  es  einen  Garantieeinnehmer  zu  Paris  und  zu 
Lyon,  eigene  Schifffahrtsgebühren -Bureaux  an  Hauptpunkten 
des  Verkehrs,  einen  Einnehmer  in  jeder  Saline  des  Innern. 

Als  koiitrollirende  Beamte  wirken  in  den  ihnen  unter- 
geordneten Bezirken  die  ambulanten  Einnehmer,  und  in  den 
Bezirken  der  sedentären  Einnehmer  Eontrollore  und  selbst- 
ständige Oberkommis  (commis  principaux,  chefs  de  serrice) 
L  und  n.  Klasse  mit  den  ihnen  untergeordneten  Kommis, 
Bestellten  und  Supernumerären  des  aktiven  Dienstes.  Auch 
diese  Beamte  sind  hie  und  da  ausschliessend  besondern 
Dienstzweigen  gewidmet,  so  gibt  es  besondere  Kontrolls- 
beamte in  Paris,  Lyon  und  Marseille  und  in  18  anderen 
Städten  für  den  Garantie-,  an  einigen  Strömen  für  den 
Schiflfahrts - ,  in  den  Salinen  für  den  Salz-,  in  den  Depar- 
tements Nord,  Pas-de-Calais ,  Aisne,  Garonne,  Oise  für  den 
Zuckersteuerdienst. 
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Ein  Hauptgeschäft  der  Oberkommis  besteht  in  der  Theil- 
nahme  an  den  vierteljährigen  Vorrathsaufnahmen  und  in  der 
Prüfung  der  Abschlüsse  und  Ueberträge  der  Eonti  (portatifs) 
bei  den  einzelnen  kontroUpflichtigen  Gewerbsleuten  und  der 
Aufsehreibungen  und  Register  der  Beamten. 

Die  Scheidung  zwischen  den  Beamten  des  aktiven  und 
des  sedentären  Dienstes  tritt  wieder  deutlich  hervor,  die  am- 
bulanten Einnehmer  wirken  jedoch  in  beiden  Richtungen. 

Die  Buralistes  werden  aus  den  Ortseinwohnern  gewählt; 
die  Verwaltung  ist  verpflichtet,  in  jeder  Gemeinde  einen 
Buralisten  aufzustellen,  wo  ihr  ein  zahlungsfähiger  Mann 
vorgeschlagen  wird.  Ihr  Bureau  muss  von  Sonnenaufgang  bis 
Sonnenuntergang  geöffnet  sein,  ihre  Bezahlung  besteht  in  einer 
nach  der  Zahl  ihrer  Ausfertigungen  bemessenen  Provision,  * 
auch  werden  ihnen  als  Ergänzung  ihrer  Bezüge  Tabak- 
trafiken verliehen.  Ihr  Geschäft  besteht  in  der  Annahme 
und  Prüfung  der  von  den  Steuerpflichtigen  überreichten 
Erklärungen  ^ber  den  Transport  oder  die  Versteuerung 
von  Getränken,  die  in  Gebrauch  zu  setzenden  Wagen  und 
dgl.  m. ,  und  die  Einhebung  der  auf  einmal  im  Augenblicke 
der  Erklärung  fälligen  Gebühren  (droits  au  comptant)  z.  B. 
der  Cirkulationsgebühren. 

Die  mit  der  Einhebung  der  Eingangsgebühren  beauf- 
tragten Oktroibeamten  erhalten  ebenfalls  keinen  fixen  Gehalt, 
sondern  nur  eine  nach  dem  Betrage  der  eingehobenen  Ge* 
bühren  sich  richtende  Provision.' 

Der  sedentäre  Einnehmer  vertritt  die  Funktionen  des 
Buralisten  in  seinem  Standorte  und  dessen  nächster  Umge- 
bung, besorgt  für  den  ganzen  Eontrollsbezirk  die  Einnahmen 

'  Sie  betrügt  12'/,  Cent,  für  jede  der  ersten  500,  10  Cent,  für  jede 
der  zweiten  500  Expeditionen  und  ßo  fort  für  jede  weitere  Expedition 
immer  weniger  bis  herab  auf  V/^  Cent,  für  jede  Expedition  über  15,000. 

''  Sie  beträgt  je  nach  der  Bevölltel-uiig  der  Gemeinde  Vg  b»»  ^'AV» 
und  sie  fäUt  mit  dem  Steigen  der  Bevölkerung. 
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der  nicht  im  Augenblicke  der  Erklärang  fälligen,  sondern 
der  gestundeten,  in  bestimmten  Fristen  oder  auf  Grund  der 
vierteljährigen  Abrechnungen  und  der  Eontrollsergebnisse  zu 
entrichtenden  Gebühren  (der  droits  constat^),  und  an  ihn 
führen  die  Buralisten  und  die  EHnnehmer  an  den  Steuer- 
linien der  Gemeinden  des  Bezirkes  ihre  Gelder  ab. 

Der  ambulante  Einnehmer  übt  die  Kontrolle  über  die 
kontroUpflichtigen  Gewerbtreibenden  seines  Bezirkes  und 
sammelt  von  ihnen  die  konstatirten ,  sowie  von  den  Bura- 
listen und  Linieneinnehmem  des  Bezirkes  die-von  ihnen  ein- 
gehobeneu  comptanten  Gebühren  ein. 

Die  Einnehmer  führen  in  der  Regel  zur  Beschleunigang 
des  Eassarevirements  an  die  General-  oder  Arrondissements- 
Einnehmer  und  nicht  an  die  Verzehrungssteuer- Oberein- 
uehmer  ab. 

Bei  den  letzteren  koncentrirt  sich  aber  die  Rechnungs- 
führung, auch  vertreten  sie  in  ihrem  Standorte  oder  doch  in 
einem  Theile  desselben  die  Stelle  eines  sedentären  Einneh- 
mers. Sie  besorgen  alle  periodische  Ausweise  und  Ueber- 
sichten ,  z.  B.  die  übersichtlichen  Anträge  über  aufzulassende, 
zurückzustellende,  als  uneinbringlich  abzuschreibende  Gebüh- 
ren, über  Abschreibungen  von  verdorbenen  oder  verloren 
gegangenen  Mengen  steuerbarer  Objekte,  wenn  gleich  die 
Prüfung  der  Thatsachen  selbst  vom  aktiven  Dienst  ausgeht; 
sie  leiten  endlich  alle  contentiose  Gegenstände  und  die  Be- 
reinigung der  nicht  rechtzeitig  erledigten  Begleitscheine  und 
anderer  ähnlicher  Ausfertigungen. 

Der  Inspektor  leitet  und  überwacht  den  Dienst,  er  über- 
zeugt sich  an  Ort  und  Stelle,  an  der  Steuerlinie,  bei  den 
einzelnen  Gewerbetreibenden,  bei  den  einzelnen  Aemtern, 
ob  die  Vorschriften  genau  mit  Einsicht  und  Rechtlichkeit 
erfüllt  werden,  er  sorgt  für  die  entsprechende  Vertretung 
kranker  oder  abwesender  Beamten.  Er  ist  ermächtigt,  den 
steuerfreien  Trausport  von  versteuerten  Getränken  einzelner 
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Private,  die  Einlagerung  von  Cretränken,  welche  Orte  mit 
Emgangsgebühren  durchziehen,  in  Privatmagazinen  zu  be- 
willigen, Durchsuchungen  bei  nicht  kontrollpflichtigen  Par- 
teien anzuordnen.  Unter  seiner  Vermittlung  und  mit  seinen 
Bemerkungen  gelangen  die  Arbeiten  der  einzelnen  Beamten, 
als:  die  Tagebücher,  die  Ergebnissausweise,  die  Verhand- 
lungen über  Beschwerden  der  Steuerpflichtigen,  Abfindungs- 
anträge, Ablassungsfälle  in  Strafsachen  u.  dgl.  an  den  Di- 
rektor. Von  ihm  hängt  hauptsächlich  die  Bestimmung  des 
mittleren  Verkaufspreises  des  Weines  ab,  diese  Hauptgrund- 
lüge der  Bemessung  der  Detailgebühren. 

Jeder  Inspektor  soll  ein  eigenes  Pferd  zu  seiner  Ver- 
fügung haben.  Bis  zu  den  einzelnen  Abtheilungen  darf  er 
fahren,  bei  den  Revisionen  der  einzelnen  Gewerbtreibenden 
soll  er  reiten  oder  gehen. 

In  den  Departements,   wo  der  Tabakbau  gestattet  ist, 
ist  den  Direktion  ein  eigener  ünterinspektor  ftlr'die  Tabak- 
pflanzungen zugetheilt.    Er  hat  wenigstens  20  Tage  im  Mo- 
nat im  äusseren  Dienste  zuzubringen.    Seine  Leistungen  und 
Wahrnehmungen  legt  er  in   einem  Tagebuche  nieder^  wel- 
ches, mit  den  Bemerkungen  des  Direktors  versehen,  bis  an 
die  Generaldirektion  gelangt.    In  gleicher  Weise  ist  jedem 
Einlösungsmagazine  ein  EontroUor  des  Tabakbaues   beige- 
geben, welchem  wieder  die  einzelnen  Wachabtheilungen  sei- 
nes Bezirks,  jede  bestehend  aus  zwei  Eommis,  und  die  sie 
kontroUirenden  Eontreverificateurs  untergeordnet  sind.     Die 
Abtheilungen  führen  Tagebücher  oder  Uebersichten  über  ihre 
Thätigkeit,  tragen  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Amtshand- 
lungen  in   die  Revisionsbogen  der  einzelnen  Pflanzer  ein, 
erstatten  jede  fünf  Tage  einen  Rapport    Aehnlich  verfahren 
die  Eontreverificateurs.    Die  EontroUore  legen  für  jede  Ab- 
theilung ein  Befehlsbuch  an  und  für  ihre  eigene  Thätigkeit 
ein  Tagebuch,  und  erstatten,  abgesehen  von  den  Monatsab- 
gaben über  jede  der  drei  Hauptbereisungen  des  Bezirks  (zur 
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Zeit  der  Anmeldung,  der  Pflanzung  und  der  Ernte),  einen 
Hauptbericht  Sie  sind  angewiesen  nicht  bloss  zur  lieber- 
wachung,  sondern  auch  zur  Belehrung  der  Pflanzer  zu  wir- 
ken. Ihre  Thätigkeit  erstreckt  sitdi  ttbrig^ns  auch  auf  die 
Ueberwachung  der  Tabaktrafikanten  und  des  unerlaubten 
Verkehres  mit  Tabak,  und  selbst  auf  die  Forderung  der 
Nachweisungen  über  die  ihnen  begegnenden  Getränke- 
Transporte. 

Der  Direktor  belehrt,  leitet,  regelt.  Er  handelt  nicht 
bloss  auf  Grund  der  Dokumente  meiner  Beamten,  der  Be- 
schwerden der  Obrigkeiten  und  Private,  sondern  er  bereist 
seine  Bezirke  und  überzeugt  sieb  an  Ort  und  Stelle  von  dem 
Stande  der  Dinge.  Er  bewilligt  die  Ablassung  yom  Verfah- 
ren, wenn  die  Strafe  500  Fr.  nicht  überschreitet,  und  er  er- 
nennt die  Burs^istes  in  Gemeinden  Ton  weniger  als  1500  See- 
len, falls  ihre  Einkünfte  800  Fr.  nicht  erreichen.  In  allem 
Anderen  entscheidet  die  Generaldirektion  über  Vorschlag  des 
Direktors.  Alle  an  die  Centralbehörden  bestimmten  Doku- 
mente werden  von  ihm  verificirt^  und  dort,  wo  es  nöihig, 
die  Ergebnisse  übersichtlich  zusammengefasst.  Er  prüft  und 
begutachtet  die  an  den  Generaldirektor  monatlich  einzusen- 
denden Tagebücher  der  Inspektoren ,  KontroUore ,  selbststän- 
digen Oberkommis. 

Für  jedes  Tabakmagazin  und  jede  Tabakfabrik  besteht 
ein  eigener  Magazins-  oder  Fabriksrath.  Der  Magaziiy^rath 
ist  aus  dem  Direktor,  als  Vorsitzenden,  dem  Magazineur, 
Magazinskon  trollor  und  bei  den  Blätter -Einlösungsmaga- 
zinen aus  dem  Eontrollor  der  Pflanzungen,  der  Fabriks- 
rath aus  dem  Fabriksvorsteher  (r^gisseur),  dem  Fabrikkon- 
trollor  und  dem  technischen  Inspektor  oder  Unterinspektor 
zusammengesetzt 

Dieser  Rath  vereinigt  sich  täglich  und  bestimmt  die  vor- 
zunehmenden Arbeiten,  bespricht  die  besonderen  Vorkomm- 
nisse,  übt  die  Discipliuargewalt  über  die   untergeordneten 
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Beamten  und  die  Arbeiter,  regelt  die  Rechnangseingaben 
und  den  Voranschlag  und  erstattet  den  Quartalrapport  sowie 
die  sonst  nöthigen  Berichte  an  die  vorgesetzten  Behörden, 
Seine  Beschlüsse  werden  schriftlich  in  einem  cotirten  und 
paraphirten  Register  niedergelegt. 

Die  Aufnahme  der  Arbeiter  hängt  vom  Magazineur  ab 
und  von  ihm  wird  im  Rathe  der  Vorschlag  über  die  Ernen- 
nung der  Aufseher  und  Werkmeister  erstattet.  Die  Rech- 
nung führt  der  KontroUor.  Der  technische  Inspektor  oder 
Unterinspektor  leitet  in  der  Fabrik  das  Verfahren;  er  führt 
ein  eigenes  Register  über  die  von  ihm  bei  der  Fabrikation 
gemachten  Versuche  und  gesammelten  Erfahrungen  und  un- 
ter ihm  stehen  die  technischen  Eleven ,  welche  das  polytech- 
nische Institut  gehört  und  bei  der  Fabrik  zu  Paris  sich  einer 
zweijährigen  theoretischen  und  praktischen  Vorbildung  unter- 
zogen haben  müssen. 

Jedes  Magazin  und  jede  Fabrik  ist  in  eine  bestimmte 
Zahl  besonderer  Werkstätten- fkbgetheilt.  ^  In  jeder  Werkstätte 
wird  besondere  Rechnung  fiber  das  empfangene  und  das 
abgegebene  Material  geführt,  die  Uebertragung  von  einer 
Werkstätte  in  die  andere  wird  mittelst  juxtirter  Register 
nachgewiesen,  deren  Ausschnitte  dem  Empfänger  und  deren 
Mutterbolleten  dem  Abgeber  zum  Belege  dienen,  und  sehr 
oft  findet  sowohl  beim  Empfang  als  bei  der  Abgabe  spedelle 
Verwägung  statt. 

In   jeder   Magazinsabtheilung    befindet    sich    auch    ein 

*  In  Jedem  Blättennagazin  müssen  wenigstens  folgende  besondere  Ab- 
theilungen bestehen:  für  die  gewöhnliche,  für  die  ausserordentliche  Ueber- 
nahme,  f"ir  die  erste,  für  die  zweite  Klopfung  (battage),  für  die  Aufbewah- 
rung mangelhafter  Tabake ,  für  jene  von  Tabaken  in  zusammengebackenen 
BaUen  (en  masses)  für  die  Umschlich tung,  die  Entstorrung  (^bochage), 
die  Verpackung,  die  Aufbewahrung  der  verpackten  Tabake,  des  Rebel- 
'tabaks  (d^bris  ou  broquelins),  des  Tabakstaubs  und  der  Abfälle  (r^buts), 
Hir  den  Transport'  im  Innern  der  Magazine,  für  die  Versendungen  in  die 
Fabriken. 
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Tagebuch  (carnet),  in  welchem  die  VorfalleDheiten  des  Tages 
eingezeichnet  werden;  in  demselben  haben  die  höheren  Vor- 
gesetzten ihr  Erscheinen  in  der  Abtheilung  ersichtlich  zu 
machen  und  die  Bemerkungen  niederzulegen ,  zu  denen  ihre 
Wahrnehmungen  sie  veranlassten. 

Selbstredend  gelangen  die  Berathungsprotokolle,  Tage- 
bücher, Materialregister  und  Abtheil ungs  -  Rechnungen  in 
bestimmten  Perioden  zur  Einsicht  und  Prüfung  der  General- 
direktion. 

Auch  sonst  fehlt  es  an  Eontrollen  nicht.  Jedesmal  so 
oft  die  Arbeiter  aus  der  Fabrik  gehen ,  werden  sie  am  Leibe 
durchsucht;  findet  eine  Versendung  von  Tabaken  statt,  so 
hat  der  Eontrollor  Stichproben  vorzunehmen,  ob  die  Sendung 
mit  dem  Frachtbriefe  übereinstimme;  ist  unbrauchbarer  Ta- 
bak zu  vertilgen,  so  muss  die  Bewilligung  der  General- 
direktion eingeholt  werden,  und  die  Vertilgung  erfolgt  nur  in 
Gegenwart  eines  Abgeordneten  des  Präfekts;  im  December 
jedes  Jahrs,  und  ausserdem  bei  jedem  Wechsel  der  verrech- 
nenden Beamten  wird  eine  vollständige  Inventur  vorge- 
nommen. 

Die  Arbeiter  stehen  theils  in  Wochen-,  theils  in  Stück- 
lohn, die  Au&eher  und  Werkmeister  sogar  im  Jahreslohne. 
Für  ihr  Loos  ist  liebreich  gesorgt.  Sie  beziehen  in  Krank- 
heitsfällen, die  sie  sich  im  Dienste  zugezogen,  eine  Zeitlang 
die  Hälfte  ihres  Lohnes,  werden  sie  dienstunfähig,  so  er- 
halten sie  kleine  Pensionen,  ihre  Wittwen  und  Waisen  wer- 
den mit  Gnadengaben  betheilt.  Diejenigen,  die  im  Jahres- 
lohne stehen,  werden  nach  vierjährigem  Dienste  in  derselben 
Lohnklasse  mit  Zulagen  von  100  bis  300  Fr.  betheilt.  In 
neuester  Zeit  haben  die  Arbeiter  mehrerer  Tabakfabriken 
unter  der  Leitung  ihres  Fabrikverwalters  eigene  wechsel- 
seitige Unterstützungsvereine  unter  sich  gebildet.  ^  — 

*  Vergleiche  über  die  Blättermagazine  die  Instruktion  vom  26.  April 
1852  und  über  die  Fabriken  die  Instruktion  vom  30.  Juni  1832. 
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Vom  Gemeinderathe  hängt  es  ab^  von  den  fünf  gesetzt 
liehen  Arten  der  Verwaltung  des  Oktroi,  in  eigener  Regie 
(regie  simple),  im  Wege  der  Verpachtung  mit  Vorbehalt 
eines  Antheiles  an  den  Ueberschüssen  über  den  Pachtpreis 
and  den  festgesetzten  Kostenbetrag  (regie  interess^e),  im 
Wege  der  Verpachtung  gegen  einen  fixen  Pachtschilling 
(ferme),  im  Wege  der  Abfindung  mit  einzelnen  Kategorien 
von  Gewerbetreibenden  (z.  B.  Fleischern,  Bäckern),  im 
Wege  der  Ueberlassung  der  Verwaltung  an  die  Verzehrungs- 
steuerbehörde gegen  einen  fixen  Kostenbeitrag  oder  einen 
Perzentenantheil  am  Erträgnisse,^  diejenige  zu  wählen,  die 
ihm  für  die  Interessen  der  Gemeinde  die  angemessenste  er- 
scheint Er  erstattet  den  Vorschlag  über  die  Zahl  und  Ge- 
halte der  Beamten.  Kein  Mitglied  des  Oemeinderaths  darf 
Pächter  oder  Angestellter  des  Oktroi  sein.  Die  Verwaltung 
selbst  ist  dem  Maire  übertragen. 

Der  Präfekt  ernennt  über  den  Vorschlag  des  Maire  alle 
Beamten  mit  Ausnahme  der  Oberbeamteu,  er  regelt  die 
Kosten  in  Gemeinden  unter  4000  Seelen ,  genehmigt  die  Ab- 
lassungsan träge  des  Maire  in  Straffällen,  wacht  über  die 
Befolgung  der  Vorschriften  Betreffs  der  Versteigerung  der 
Oktrois,  entscheidet  theils  allein,  theils  unter  Beirath  des 
Präfekturrathes  über  die  Streitigkeiten  zwischen  der  Gemeinde, 
ihren  Oktroibeamten  und  den  Pächtern. 

In  Paris  ist  das  Oktroi  vereint  mit  der  taxe  de  rem- 
placement  durch  die  Ordonnanz  vom  22.  Juli  1831  der  Ver- 
waltung eines  vom  Kaiser  ernannten  Direktors  übergeben, 
dem  3  Regisseurs  zur  Seite  stehen,  und  dem  auch  die  Ein- 
hebung des  Oktroi  innerhalb  der  Bannmeile  anvertraut  ist. 

Die  Oktroibeamten  müssen  grossjährig  und  beeidet  sein, 

•  Die  EinhebangfikoBlen  des  Oktroi  werden  mit  etwas  über  10%  ver- 
anschlagt, 1850  betrugen  sie  bei  90,2  Millionen  Fr.  von  Oktrois  in  Regie 
9,5  Millionen,  während  bei  den  verpachteten  Oktrois  von  den  eingehobe- 
nen 5  Millionen  nur  4,2  Millionen  den  Gemeinden  zu  Gute  kamen. 
Hock,  Fiiinnzvorwaltung  Frnnkrrich».  29 
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jeder  Handel  mit  oktroipflichtigen  Gegenständen  ist  ihnen 
untersagt  Sie  haben  das  Recht  in  Ansttbung  ihrer  Funktio- 
nen Waffen  zu  tragen,  und  alle  Civil-  und  Militärbehörden 
sind  verpflichtet,  ihnen  über  ihr  Anrufen  Beistand  zu  leisten. 
In  vielen  Gemeinden  bestehen  für  die  Oktroibeamten  und 
deren  Angehörige  Pensionskassen.  Der  Oberbeamte  ist,  falls 
er  sich  den  gesetzlichen  Abzügen  unterwirft,  stets  pen- 
sionsf&hig. 

Die  Gemeinden  müssen  an  den  Staat,  abgesehen  von  den 
für  viele  aus  ihnen  jetzt  nachgesehenen  10%  des  Reinertrages 
und  dem  Kostenbeträge,  im  Falle  das  Oktroi  durch  die  Ver- 
zehrungssteuerbeamten  des  Staates  besorgt  wird,  die  Stämpel- 
gebühr  für  die  Quittungen  und  Expeditionen  vergüten  und 
eine  Entschädigung  fQr  die  vom  Staate  gelieferten  Drucksorten 
und  Instrumente  und  für  die  Aufsicht  (exerdce)  über  solche 
Steuerpflichtige  leisten ,  die  gleichzeitig  der  Yerzehrunl^teuer 
und  dem  Oktroi  unterliegen.  Letztere  beträgt  5%  ^om  Ertrage 
des  von  diesen  Steuerpflichtigen  bezahlten  Oktroi ,  doch  steht 
es  dem  Minister  frei,  dieses  Percentenausmass  in  Orten  zu 
ermässigen,  wo  der  entfallende  Betrag  auffallend  höher  als 
die  bestrittenen  Kosten  wäre.  > 

Nicht  unberührt  kann  die  Mitwirkung  der  dem  Zoll- 
dienst gewidmeten  Beamten  zur  Wahrnehmung  der  In- 
teressen des  Dienstes  der  indirekten  Abgaben  und  das 
Verfahren    in    jenen    Fällen    gelassen    werden,    wo    die 

'  Ueber  die  indirekten  Abgaben  erscheinen  als  Quellenwerke: 
RecueU  de  lois,  decrets  et  ordonnances  sor  les  oontribations  indirectes. 

8.  Paris,  imp.  royal  1845. 

R.   Dareste.     Annales    des    oontribations    indirectes  et  des  octrois. 

18  Bde.  8.  Paris  1833  bis  1856,  wovon  12  Bde.:  docoments  oflficiels  von 

1638  bis  1654  und  6  Bde.  Codes  über  die  Qetränkesteuem,  die  Spielkarten, 

die  üeberführen  und  die  Qarantiegebiihren. 

Eine  kkre  wenn  auch  sehr  gedrängte  Uebersicht  gibt: 

Ch.  Roueott)  Divisionschef  im  Finanzministerium,  im  Artikel:  Ck>ntribn- 

tions  indirectes  im  Dictionnaire  de  Tadministration  fraofaise  von  H.  Block. 

8.  584--594. 
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Amtehandlungen  der  Beamten  beider  DieDstzweige  zusam 
menfallen. 

Die  Zollbeamten  machen  von  jedem  die  Verwaltung  der 
indirekten  Abgaben  betreffenden  Vorkommen  den  Beamten 
der  letzteren  die  Mittheilung.  In  der  Regel  findet  dort,  wo 
mit  einer  und  derselben  -Waare  zugleich  eine  Amtshandlung 
der  Douane  und  der  indirekten  Abgaben  zu  pflegen  ist,  nur 
eine  einmalige  Revision  und  zwar  durch  die  Zollbeamten 
statt,  in  wichtigen  Fällen,  z.  B.  bei  Eonstatirung  des  Aus- 
trittes steuerpflichtiger  Gegenstände,  wirken  bei  der  Revision 
auch  Steuerbeamte  mit,  oder  finden  zwei  Amtshandlungen 
statt.  In  letzterem  Falle  geht  stets  die  Amtshandlung  der 
Douane. jener  der  indirekten  Abgaben  vor;  doch  wird  ohne 
Beibringung  der  Dokumente  der  Verwaltung  der  indirekten 
Abgaben  die  Waare  nicht  entlassen.  Die  Durchfuhr  unver- 
zollter steuerpflichtiger  Waaren  durch  das  Zollgebiet  oder 
deren  Hinterlegung  in  die  zollamtliche  Niederlage  wird  als 
die  Verwaltung  der  indirekten  Abgaben  nicht  berührend  be- 
trachtet. ^ 

Wenn  dagegen  eine  Verzehrungssteuerpflichtige  auslän- 
dische Waare  in  eine  Privatniederlage  (entrepöt  fictif)  auf- 
genommen werden  soll,  muss  der  Hinterleger  nachweisen^ 
auch  den  Verpflichtungen  gegen  jene  Verwaltung  entsprochen 
zu  haben. 

Wetdea  Getränke  selbst  unter  zollamtlichem  Verschlusse 
durch  einen  Ort  durchgeführt,  wo  eine  Eingangsgebühr  be- 
steht, muss  ein  Durchzugsschein  (passe-d6bout)  gelöst  wer- 
den. In  Orten,  wo  bloss  ein  Oktroi  besteht,  findet  diese 
Förmlichkeit  nur  dann  statt,  wenn  die  Hunicipalität  es 
wünscht.  ^ 

Die  klarste  Anschauung  von  den  unabsehbaren  Verzwei- 
gui^en  des  Dienstes  der  sogenannten  indirekten  Abgaben  und 

*  Cirk.  vom  5.  AngoBt  1847. 

>  Hinisterialdrk.  vom  28.  JaU  1845. 
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TOD  dem  Umfange  und  der  Mannigfaltigkeit  der  durch  sie  be- 
rührten Interessen  erhält  man,  wenn  die  Kategorien  und 
Zahlen  der  mit  der  Einhebung  und  Eontrolle  beauftragten 
Organe  und  der  Steuer-  und  kontrollpflichtigen  Personen 
einander  gegenüber  gestellt  werden.  Es  waren  nämlich  im 
Durchschnitte  der  letzten  Jahre  bei  der  Einhebung  der  in- 
direkten Abgaben  betheiligt: 


Beamte. 

Beamte  der  Qeneraldirektion 

Direktoren 

Inspektoren 

Unterinapektoren      .     .     . 
Tabakverleger,  gesonderte 
Haupteinnehmer,       „ 
Hanpteinnehmer  -  Verleger 
Sedentäre  Einnehmer  .     . 

KontroUore 

Selbetständige  Oberkommis 
Ambolirende  Einnehmer  . 
„  Oberkommia 

Aufseher    und 

Kommis  . 
Supemumeräre 
Kommis  ,    .     .  i  des  Bureau- 
Supemumeräre )    dienstes 

Pulveragenten 

Oberbeamte  der  Tabakfabri- 
ken, Inspektoren   der  Ta- 
bakpflanzungen   .     .    /     . 
Oberbeamte  der  Tabakmaga- 
zine und  Unterinspektoren 
der  Pflanzungen  .     .    .    . 
Kommis  .     .  Wür  die  Tabak- 
Technische     \  fabriken    und 
Zöglinge  .  J     -Magazine 


des  aktiven 
Dienstes 


159 

85 

168 

163 

23 

21 

280 

286 

310 

250 

1600 

1670 

3690 

700 

570 

140 

8 


41 


99 
270 


Parteien. 

Grossverschleisser  von  Ge- 
tränken       15,000 

Kleinverschleisser  von  Ge- 
tränken      300,000 

Bräuer 3,200 

Brenner  und  Rektifikatordh  2,600 

Weinbauer  in  Orten,  die 
der  Eingangsgebühr  un- 
terliegen    60,000 

Unternehmer      öffentlichen 

Fuhrwerks 12,500 

Fabrikanten  von  Spielkarten  170 

„            „   Zucker  .     .  350 

q            ff   Salz  60 

Pächter    von    Fähren    und 

Ueberfuhren 1,600 

(Tabak  .    .    .  35,000 

Trafikanten  v.^Schiesspulver  9,000 

(Karten      .     .  13,000 

Gold-  und  Juwelenarbeiter, 

-Händler,  Uhrmadier     .  13,700 


Znsammen    466,180 


Zusammen    10,537 

Wir  schliessen  mit  einer  Uebeniekt  Aet  Oesammtergeb« 
nisse  dieser  Abgaben  in  den  Jahren  1853^  1854  und  1855 
im  Vergleiche  mit  den  Voranschlägen  fttr  1856  und  1857: 
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Ertrag  Voranschlag 

1853        1854  1855  1856  1857 
(in  Millionen  Francs). 

1 )  Abgaben  auf  Getränke  .     .     .     .    115,3    107,5  115,9  120,0  138,0 

2)  „           „    Spielkarten    ...        1,0        1,0  1,1  1,1  1,1 

3)  Gebühren  für  öffentliches  Fuhr- 
werk     10,2      10,3  16,4  12,0  21,0 

4)  Licenzgebühren 3,9        3,7  3,7  3,9  4,0 

5)  Salzsteuer  (im  Grenzbezirk  und 

im  Innern)    . 33,3      33,3  35,1  35,6  35,1 

6)  Steuer  auf  Zucker   aus  inländi- 
schen Stoffen 36,8      32,2  30,1  38,0  36,4 

7)  Tabakverkauf 138,8    145,2  152,5  164,0  164,0 

8)  Schiesspulververkauf 6,6        8,0  8,8  6,4  8,8 

9)  Schifffahrtsabgaben ,    UeberCuhrs- 

und  Brückengelder 11,8      10,4  11,2  11,9  11,9 

10)  Garantiegebühren 2,4        2,0  2,5  2,4  2,6 

11)  10%  vom  Oktroi  und  Beiträge  zu 

den  Kasernimngskosten ....        2,6        3,4  2,9  1,2  2,0 

12)  Stämpelgelder 4,0        3^7  3,6  3,9  3,6 

13)  Geldstrafen  und  Konfiskationen   .        1,5        1,5  1,3  1,5  1,3 

14)  Ausserordentliche  Einnahmen  und 

besondere  Gebühren 1,3        1,2  3,0  1,2  2,9 

Haupteumme    369,4    363^  388,1  403,1*  432,7 

Einige  sehr  belehrende  Detailausweise  über  die  ver- 
steuerten Mengen  und  die  Steuerquoten  der  einzelnen  Lan- 
destheiie  und  Bevölkerungsabstufungen  folgen  im  Anhange. 


8.    Einige  besondere  Einnahmaquellen. 

In  den  Voranschlägen  und  Jahresrechnungen  Frankreichs 
erscheinen  ausser  den  bisher  angeführten  Abgaben,  Domänen- 

*  Nach  den  ersten  vorläufigen  Abschlüssen  für  1856  war  der  wirk- 
liche Ertrag  dieses  Jahres: 

Abgaben  auf  Getränke   .     .     .  141,3  Hill.  Fr. 

Salzsteuer 35,3     „  „ 

Zuckersteuer 45,5     „  „ 

Tabakverkauf 163,4     „  „ 

Pulververkauf 11,1     „  „ 

Andere  Abgaben 50,7     „  „ 

Zusammen    447,3  Mill.  Fr. 
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Eiokünften  und  sonstigen  Zuflüssen  und  den  Ertrftgnissen 
der  Posten  noch  eine  Reihe  anderer  Einnahinsquellen  auf- 
gezählt, deren  Besprechung  am  entsprechendsten  hier  ihren 
Platz  finden  dürfte,  wenn  sie  gleich  nicht  unter  die  Ueber- 
schrift  des  Kapitels  passen. 

Sie  zerfallen  in  drei  Abtheilungen,  in  Leistungen  ein- 
zelner Theile  des  Staatsgebiets  oder  einzelner  Staatsinstitute, 
welche  mehr  oder  minder  den  Charakter  von  Abgaben  oder 
Domäneneinkünften  an  sich  tragen,  in  Vergütungen,  welche 
der  Staat  von  einzelnen  Priraten,  Körperschaften  oder  frem- 
den Regierungen  aus  privat-  oder  völkerrechtlichem  lltel 
anzusprechen  hat,  und  endlich  aus  (wirklichen  oder  durch- 
fahrungsweisen)  Abführen ,  welche  zur  Herstellung  der  Rech- 
nungsrichtigkeit von  einzelnen  Verwaltungszweigen  unter  ver- 
schiedenen Titeln  an  die  Staatseinnahmskassen  geleistet  wer- 
den. Namentlich  die  Verwirklichung  der  eben  so  wichtigen, 
als  nützlichen  Grundsätze,  dass  alle  Staatseinnahmen  ohne 
Ausnahme  und  daher  auch  solche,  welche  gelegentlich  von 
Staatsausgaben  erwachsen,  nicht  von  den  Ausgaben  abge- 
zogen, sondern  selbstständig  in  Empfang  gestellt  werden 
müssen,  und  dass  jedes  Verwaltungsjahr  ein  fllr  sich  abge- 
schlossenes Ganze  bilde,  nach  dessen  Vollendung  nicht 
einigen  seiner  Theile  etwas  zugesetzt  oder  weggenommen 
werden  kann,  gibt^zu  solchen  Durchführungen  Anlass. 

a.    Erste  Abtheilung. 

1)  In  erster  Linie  stehen  hier  die  Einnahmen  des 
Gebietes  von  Algier.  Bekanntlich  ist  die  Verwaltung 
des  Landes  dem  Kriegsministerium  untergeordnet.  Die  be- 
trächtlichen Auslagen,  welche,  selbst  abgesehen  von  der 
Erhaltung  der  Occupationsarmee,  die  laufende  Verwaltung 
und  die,  wenn  wir  so  sagen  dürfen,  politische  und  bürger- 
liche Urbarmachung  des  Landes  verurscu^hen  und  welche  für 
1856  mit  16,8  und  für  1857  mit  17,3  Mill.  Fr.  veranschlagt 
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waren  uxid  für  1855  16,5  Hill.  Fr.  betrugen ,  fallen  dem 
Eriegsbudget  zur  Last;  aber  die  Erträgnisse  haben  ihren 
Platz  unter  den  Staatseinkünften*  Sie  beliefen  sich  1855 
auf  14,6  MiU.  Fr.  und  sollen  nach  den  Voranschlägen  1856 
auf  17,1  und  1857  auf  18,5  Mill.  Fr.  steigen.  Noch  1847 
erreichten  sie  nicht  13  Millionen. 

Ein  solches  Ergebniss  beweist  augenfällig  die  Fort- 
schritt«, welche  jene  weiten  Lande  unter  der  Herrschaft 
Frankreichs  machen,  und  widerlegt  glänzend  den  alten  Vor- 
wurf gegen  die  Franzosen,  dass  sie  zu  erobern,  aber  nicht 
zu  erhalten  verständen.  ^  Den  Hauptertrag  liefern  die  Ab- 
gaben der  Araber  mit  6 — 7  Millionen.    Da  ist  der  Achur, 

*  Sehr  Tiel  ist  für  Algier  durch  die  kaiserliche  Regiemng  geschehen. 

Das  Gesetz  vom  11.  Januar  1851  hat  den  Algierischen  Erzeugnissen 
den  französischen  Markt  eröffnet  Es  sind  Pflanzgärten  errichtet,  wo 
Acclimatisationsversnche  gemacht,  Samen  und  Ableger  gezogen  und  den 
Grundbesitzern  Tertheilt  werden;  es  werden  eigene  Inspektoren  und  In- 
struktoren  ausgesandt,  um  die  Colonisation  zu  leiten  und  den  Anbau  ein- 
zelner wichtiger  Kulturpflanzen  praktisch  zu  lehren;  das  Dekret  vom 
22.  April  1S53  hat  eigene  berathende  Ackerbaukammem  errichtet;  es  sind 
eigene  Aerztß  angestellt,  um  den  zerstreuten  Bevölkerungen  wenigstens 
zweimal  die  Woche  ärztlichen  Beistand  zu  bringen;  es  bestehen  in  den 
vier  Hanptorten  der  Provinz  Depots  von  Arbeitern,  wo  diese  die  erste 
Zeit  Unterkunft  finden,  und  welche  zwischen  Arbeitsgebern  und  Arbeits- 
suchen! vermitteln ;  Arbeitsthiere  und  Samengetreide  werden  unentgeltlich 
ausgeliehen,  viele  Erzeugnisse  vom  Staate  angekauft,  für  den  Anbau  und 
die  Verarbeitung  mancher  Erzeugnisse,  z.  B.  der  Baumwolle,  Prämien 
gegeben.  Die  Verleihung  von  Grund  und  Boden  an  neue  Anbauer  ist 
durch  das  Dekret  vom  26.  Februar  1S51  von  allen  unnöthigen  Förmlich- 
keiten befreit,  im  Jahre  1856  wurde  auch  der  erfolgreiche  Versuch  ge- 
macht. Ländereien  im  Wege  der  öffentlichen  Konkurrenz  zu  verleihen. 
Endlich  haben  die  Dekrete  vom  30.  und  31.  December  1856  das  Land  von 
den  Centralbehörden  In  Paris  unabhängiger  gemacht  und  hierdurch  eine 
schnellere  und  kräftigere  Verwaltung  gesichert,  die  Zahl  der  selbständigen 
Gemeinden  und  der  von  der  Hilitärjurisdiktion  befreiten  Bezirke  vermehrt. 

Algier  hat  seine  Bank,  seine  Sparkassen,  seine  Arbeitsgesellschaften 
zur  gegenseitigen  Unterstützung,  sein  Pfandhaus,  seine  Wechselagenten, 
Sensale,  Aktionäre *(oommissaires  priseurs)  u.  dgl.  m. 

Sein  Handelsverkehr  erreichte  1855  in  der  Einfuhr  105,  in  der  Aus- 
fuhr 49  Mill.  Fr.,  worunter  im  Verkehre  mit  Frankreich  82  und  37  Mill. 
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eine  Abgabe  auf  den  Getreidebau,  der  Hokor,  der  Orund- 
zine  (Ür  öffentliche  Ländereien  in  der  Provinz  Cohstantine, 
der  Zekkat,  eine  Abgabe  auf  die  Viehheerden  in  den  Pro- 
vinzen Algier  und  Oran,  der  Eussa  und  Lezma,  Abgaben 
der  Stämme  in  der  Sahara ;  ersterer  nach  der  Zahl  der  Köpfe, 
letzterer  nach  der  Grösse  der  Heerden  oder  der  Zahl  dör 
Palmbäume  zu  entrichten.  Ihnen  zunächst  kommen  die  Zölle 
und  die  damit  zusammenhängenden  Nebenabgaben  und  das 
Enregistrement,  der  Stempel  und  die  Domänen  mit  Sy^  bis 
4  Millionen  und  die  indirekten  Abgaben  mit  1,3  bis  1,5 
Mill.  Fr.  (vergl.  die  Darstellung  S.  122). 

2)  In  die  zweite  Reihe  stellen  wir  die  Einkünfte 
aus  denEolonien,  deren  Verwaltungsauslagen  im  Budget 
des  Marineministeriums  erscheinen.  Das  Missverhältniss  zwi- 
schen Einnahmen  und  Ausgaben  tritt  hier  bei  weitem  greUer 
als  bei  Algier  hervor  und  gewährt  auch  nicht  die  Hoffnung 
einer  künftigen  Ausgleichung. 

Es  waren  veranschlagt:  Es  betrugen: 

1857         1856         1855         1854        1853 

(in  Tausenden  Francs) 

Auslagen  23,875      21,862      22,811 

Einnahmen  6,260        5,922        7,230 

Abgang:       17,544      16,341      17,615      15,440      15,581 
In  Bezug  auf  die  Elemente,  aus  denen  die  Einnahmen 
zusammengesetzt    sind,    verweisen    wir    übrigens    auf   das 
S.  123  Gesagte. 

3)  Die  Staatsinstitute,  deren  Erträgnisse  hier  in 
nächster  Reihe  anzuführen  sind,  haben  das  mit  einander 
gemein,  dass  sie  ihr  besonderes  Einnahms-  und  Ausgabs- 
budget haben,  und  daher  nur  die  Ueberschüsse,  die  sie  an 
den  Staatsschatz  abfuhren,  oder  die  Zuschüsse,  die  sie  aus 
demselben  bedürfen ,  in  den  allgemeinen  Voranschlägen  und 
Jahresrechnungen  des  Staates  erscheinen. 

Dieselben  sind: 
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a)  Die  Münze.  Der  für  den  Staat  verrechnete  Rein- 
ertrag derselben  besteht  theils  in  dem  Unterschiede  zwischen 
dem  wirklichen  Werthe  der  vom  Staate  geprägten  Münzen 
und  dem  Nominalwerthe,  um  welchen  sie  vom  Staate  in 
Umlauf  gesetzt  werden,  dann  in  dem  Unterschiede  zwischen 
dem  Verkaufspreise  der  Medaillen,  deren  Prägung  der  Staat 
sich  vorbehalten  hat,  und  den  Metall-  und  Prägekosten  der- 
selben. Diese  Unterschiede  dürfen  selbstverständlich  die  na- 
mentlich bei  den  Münzen  höchst  enge  gezogenen  gesetzlichen 
Gränzen  (die  Toleranz)  nicht  überschreiten.  Der  Ertrag  war 
für  1856  wie  für  1857  mit  50,000  Fr.  veranschlagt,  aber 
erreichte  1855  252,000  Fr.  Auch  der  Erlös  aus  dem  Ver- 
kaufe des  Materials  der  alten,  in  Verruf  erklärten  Kupfer- 
münzen ist  hieher  zu  rechnen,  der  für  1856,  wo  die  Ope- 
ration beendet  werden  sollte,  mit  1,931,000  Fr.  veranschlagt 
war,  und  1854  und  1855  sogar  auf  2,630,000  und  2,776,000 
Fr.  sich  belief.  Die  höchst  bedeutende  Vergütung,  welche 
die  Privaten  für  die  von  ihnen  gewünschten  Ausprägungen 
in  den  Münzstätten  zu  entrichten  haben,  fallen  nicht  dem 
Staate,  sondern  den  Münzdirektoren  anheim,  welchen  die 
Ausprägung  pachtweise  überlassen  ist.  Die  weiteren  Details 
werden  im  10.  Kapitel  gel^entlich  der  Besprechung '  des 
Münzweseus  gegeben  werden. 

b)  Die  Consignations-  und  Depositenkasse,  deren 
Erträgnisse  für  1856  und  1857  mit  2  Mill.  Fr.  veranschlagt 
sind  und  in  der  Rechnung  für  1855  mit  1,737,000  Fr.  erschei- 
nen. Sie  bestehen  in  dem  Unterschiede  zwischen  den  Zinsen, 
welche  der  Staat  und  die  andern  Schuldner  dieser  Kassa  ihr 
und  sie  ihren  Deponenten  vergütet,  und  zwischen  dem  Beginne 
dieser  Zinsengenüsse.  Die  Details  können  erst  im  10.  Kapitel 
gelegentlich  der  Besprechung  dieses  mit  dem  Staatsschulden- 
wesen enge  zusammenhängenden  Institutes  gegeben  werden. 

c)  Die  Staatsdruckerei.  Dieselbe  besitzt  einen  Fond, 
der,  abgesehen  von  ihrem  stehenden  Kapitale,  in  Folge  der 
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OrdonnanE  vom  11.  Oktober  1838  in  einem  Betriebskapitale 
YOn  1  Mill.  Fr.  besteht  Ihre  Erträgnisse  dienen  zunächst 
zur  Erhaltung  und  Vermehrung  ihres  Materials  und  Erhal- 
tung ihres  Betriebskapitals  und  nur  der  Ueberschuss  mit 
etwa  60,000  Fr.  gelangt  an  den  Staatsschatz.  Ihr  jährlicher 
Umsatz  ist  auf  3,3  Mill.  Fr.  geschätzt 

Hieher  sind  auch  der  Erlös  aus  den  Karten  zu  zählen, 
welche  das  Kriegs-  und  das  Marineministerium  yeröffentlichen, 
und  den  Druckwerken,  welche  andere  Ministerien  heraus- 
geben, dann  die  Gebühren  für  die  Copien,  welche  mit  be- 
sonderer Bewilligung  des  Staatsministeriums  im  Staatsarchive 
für  Private  verfasst  werden.  Alle  diese  Einnahmsposten  zu- 
sammen dürften  höchstens  80 — 90,000  Fr.  erreichen. 

d)  Die  Consulatskanzleien.  Bereits  S.  204  haben 
wir  der  Gonsulatsgebühren  erwähnt  Nach  mehreren  Ordon- 
nanzen des  Jahres  1833  und  namentlich  nach  jenen  vom 
23.  und  24.  August  1833  bilden  die  Ueberschüsse,  welche 
diese  Gebühren  gegenüber  den  Besoldungen  und  verbürgten 
PercentualantheileD  des  Kanzleipersonales  bei  einzelnen  Con- 
sulaten  gewähren,  einen  gemeinsamen,  beim  Ministerium  des 
Aeussem  von  einem  eigenen  verrechnenden  Beamten  ver- 
walteten Fond,  welcher  vor  allem  zur  Deckung  der  bei 
einzelnen  Consulaten  durch  die  Einnahmen  nicht  bestrittenen 
Bezüge  des  Kanzleipersonales  dient,  und  dessen  Rest  dem 
Staatsschatze  verrechnet  wird. 

Die  Voranschläge  für  1856  und  1857  fuhren  jene  Ge- 
bühren mit  400,000  Fr.  und  diesen  dem  Staate  zufallenden 
Ueberschussrest  mit  50,000  Fr.  an ;  für  1853 ,  das  letzte  Jahr, 
auf  das  in  diesem  Betreff  wegen  der  Entfernung  der  Rech- 
nungsleger und  der  Verwicklungen  der  Ausgleichung  in  der 
Staatsrechnung  für  1855  Rücksicht  genommen  werden  konnte, 
wurdfe  dieser  Rest  mit  137,000  Fr.  berechnet,  uild  zwar  er- 
folgt die  Verrechnung  nicht  unter  dem  Enregistrement,  son- 
dern unter  den  „verschiedenen  Ergebnissen^  (produits  divers). 
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e)  Die  ünirersität  Die  Taxen  für  die  Schüler  und 
Glieder  der  Univewitftt  (vergl.  S.  168)  werden  durchführungs- 
weise im  StäÄtsbudget  behandelt,  obwohl  die  Universität  als 
solche  ausser  diesen  Taxen  auch  einer  direkten  Unterstützung 
aus  dem  Staatsschätze  bedarf. 

Die  erwähnten  Taxen  sind  verschieden  nach  den  ein- 
zelnen Fakultäten,  und  in  jeder  Fakultät  nach  den  gelehrten 
Graden,  die  man  zu  erlangen  strebt^  auch  werden  sie  in 
verschiedenen  Zeiträumen  und  unter  verschiedenen  Formen 
als  Inscriptions- ,  Prüfungs-  und  Promotions-  (Certifikats-  oder 
Diploms-)  Taxen  bezahlt.    Sie  betragen: 

in  der  juridischen  S^^  ^^  Baccalaureat     ....      456  Fr. 

Fakultät«  y      "    Licenziat 944   , 

^  ^      „    Doktorat 1452   „ 

/för  das  Doktorat 1100  Fr. 


in  der  medicinischen  1  sant6  in   den  Depar- 

Fakultät»  j  tements 410   „ 

/  in  Paris 460   „ 

\  ^      ^    Diplom  als  Hebamme      120   „ 
für  das  Diplom  als  Apotheker 

in  den  Departements    1100  Fr. 

in  Paris 1200   „ 

in  den  Apotheker-  I  f"'*^  ausserdem  36  Fr.  für 

schulen«  \         J^®  Jahresinscription). 

IfÜr  das  Certifikat  als  Herbo- 
riste  (Eräuterhändler) 
in   den  Departements        30   ^ 
in  Paris 50    „ 

*  Gesetz  Tom  13.  März  1804^  Dekret  vom  21.  September  1804  und 
17.  Februar  1809. 

*  Gesetz  Tom  10»  März  1803,  RegiemngBbeschlufls  vom  9.  Juifi  1803, 
Dekret  vom  17.  Februar  1809,  Ord.  Tom  2.  Februar  1823. 

'  Gesetz  vom  11.  April  1803,  Regierungdbeschlnss  vom  13.  August 
1823,  Ord.  vom  29.  September  1840. 
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25  Fr. 
50   , 
110 


60  Fr. 
132   ^ 
252   ^ 
berechnet 


/für  das  Baccalaureat 
in  der  theologischen  \  ^,        .  . 

®  <  51      «    Licenziat  .     . 

Fakultät^  § 

'  „      ff    Doktorat  .     . 

in    der  philosophi-  /für  das  Baccalaureat 

sehen  Fakultät^    l  j,      „    Licenziat  .     . 

(lettres  et  sciences)^  „      „    Doktorat  .     . 

Der  Ertrag  wurde  für  1855  mit  3,185,000  Fr. 

f)  Die  Ehrenlegion.  Ihre  Einnahmen  bestehen  in  ihr 
überwiesenen  Renten  der  öffentlichen  Scbuld,  Eanalactien, 
Einkünften  der  Domäne  vom  j&oouen,  Beiträgen  der  Ange- 
hörigen der  Zöglinge  in  St.  D^nis,  Taxen  für  Diplome  der 
Ehrenlegion  und  ftlr  Bewilligungen  zur  Annahme  fremder  Or- 
den u.  dgl.  mehr.  ^  Sie  betragen  die  ansehnliche  Summe  von 
7  Mill.  Fr.  und  dessen  ungeachtet  leistet  der  Staat  einen 
jährlichen  Zuschuss  von  4  Mill.  Fr.  zu  den  Kosten  dieses 
Instituts. 

g)  Die  Marine-Invalidenkassa.  Ihre  Einnahmen 
bestehen  in  3  Proc.  Abzügen  von  den  Gehalten  des  Perso- 
nals, den  Auszahlungen  an  die  Lieferanten  und  den  Ein- 
nahmen der  Kolonien,  in  andern  Abzügen  von  den  Genüssen 
der  Beamten  des  Marineministeriums  und  der  OfBciere  auf 
Urlaub,  in  fixen  Monatsbeiträgen  der  Equipagen  der  Han- 
delsmarine, in  dem  Solde,  den  Prisenantheilen  und  Erb- 
schaften der  Mariniers,  welche  nicht  reklamirt  werden^  in 
nicht  reklamirten  Depositen  aus  Schiffbrüchen,  Antheilen  an 
den  Prisengeldern  der  Kriegsflotte ,  dem  Ertrag  des  Verkaufs 
der  Equipagenrollen  für  Handelsschiffe,  in  Antheilen  an 
Strafgeldern  wegen  Uebertretungen  der  SchifiBfahrta-,  Fischerei- 
und  Sanitätsgesetze,  und  in  Einnahmen  von  Renten  der  öffent- 
lichen Schuld  und  von  Aktien  der  französischen  Bank,  ihr 
Betrag  überschreitet  die  Summe  von  10  Mill.  Fr. 

h)  Die  Dotationskasse  der  Armee,  gebildet  durch 


'  Dekret  vom  17.  Februar  1809. 

^  Dekrete  vom  14.  März  und  10.  Juni  1853. 
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das  Gesetz  vom  26.  April  1855  und  das  Dekret  vom  9.  Jan. 
1856,  in  welche  die  Gelder  einfliessen,  die  Behufs  des  Los- 
kaufs von  der  Hüitärdienstpflicht  zu  entrichten  sind.  Auch 
nimmt  dieselbe,  gleichwie  eine  Sparkasse,  Gelder  der  Sol- 
daten  zur  Yerädnsung  an.  Aus  dieser  Kasse  werden  zunächst 
die  Handgelder  und  Soldzulagen  der  Soldaten,  welche  nach 
zurückgelegter  Dienstzeit  sich  neu  anwerben  lassen,  so  wie 
der  Stellvertreter  bestritten,  welche  im  Falle  die  Zahl  der 
Wiederangeworbenen  nicht  ausreichte,  statt  der  Losgekauften 
im  administrativen  Wege  herbeigeschafft  werden  müssen;  der 
Rest  dient  zur  Erhöhung  der  Ruhegenüsse  der  Invaliden  aus 
dem  Stande  der  UnteroflBciere  und  Gemeinen.  Die  Kasse  ist 
ausschliessliches  Eigenthum  jener  Korps,  die  sich  im  Wege 
der  Konskription  ergänzen;  ihre  Fonds  werden  von  der  Kon- 
signations-  und  Depositenkasse  verwaltet.  Wie  gross  ihre 
Einnahmen  im  ersten  Jahre  ihres  Bestandes  gewesen,  ist 
noch  nicht  bekannt 

4)  Die  Rezimentirungstaxe.  Die  im  Handelsverkehr 
gebrauchten  Waagen,  Gewichte  und  Maasse  müssen  geprüft 
und  zum  Beweise  der  vollzogenen  Prüfung  mit  einem  einge- 
prägten Stempel  versehen  werden.  Die  Prüfung  und  Stem- 
pelung erfolgt  durch  die  Verificateurs  (Aichungsbeamte)  unent- 
geltlich. Allein  dieselben  sind  verpflichtet,  in  den  Hauptorten 
der  Arrondissements  und  in  den  von  dem  Präfekten  bezeich- 
neten grösseren  Gemeinden  jedes  Jahr,  und  in  allen  anderen 
Gemeinden  jedes  zweite  Jahr,  alle  diese  Waagen,  Maasse 
und  Gewichte  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Hiefür  be- 
ziehen sie  eine  durch  die  Ordonnanzen  vom  18.  Dec.  1825, 
21.  Dec.  1832  und  18.  Mai  1838  geregelte  Gebühr,  welche 
auf  dem  Wege  der  direkten  Steuern  hereingebracht  wird.  Die 
Gesammtsumme  dieser  Gebühren  betrug  1856  1,273,000  Fr. 
und  war  für  1856  und  1867  mit  1,200,000  und  1,250,000  Fr. 
veranschlagt. 

5)  Als  eine  der  wenigen  mittelalterlichen  Reliquate  im 
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StaatshauahaUe  des  heutigen  Frankreichs  ist  ganz  besonders 
jener  Jahresbetr^  von  960  livres  (gegenwärtig  1920  Fr.) 
zu  erwähnen,  welcher  in  Folge  eines  Staatsyertrags  mit 
Ludwig  dem  Frommen,  bestätigt  durch  das  Dekret  Napoleons 
vom  27.  März  1806,  das  Thal  von  Andorra  als  Anerkennung 
der  Suzerainität  Frankreichs  und  als  Enl^t  für  die  gestattete 
freie  Ausfuhr  einiger  seiner  Erzeugnisse  jährlich  entrichtet. 

b.    Zweite  Abtheilung« 

6)  Hieher  sind  vor  Allem  die  Beiträge  fttr  Normal- 
schulen zu  zählen,  bestehend  in  Legaten,  Schenkungen, 
Stipendien,  ganz  oder  Üieilweise  ron  Privaten  oder  Gemein- 
den gerundet,  dann  die  Beiträge  der  zahlenden  Schüler  in 
den  Colinen,  die  Beiträge  der  Departements  und  der  Ge- 
meinden, wo  solche  CoUegien  errichtet  sind,  endlich  die 
Pensionen  der  Zöglinge  in  den  Militärsduolen. 

Diese  verschiedenen  Beträge  erreichten  1855  die  Summe 
von  1,156,000  Fr.  und  wurden  für  1866  mit  1,296,000  Fr., 
sowie  für  1857  mit  1,571,000  Fr.  veranschlagt 

7)  Femer  gehören  hieher  die  Beiträge  der  Eisenbahn- 
gesellschaften für  ihre  Bahnen  und  Telegraphenleitungen, 
dann  der  Tontinengesellschaften  und  Arbeitervereine  zu  den 
Kosten  der  staatlichen  Ueberwachung  derselben.  Es 
haben  diese  Summen  1855  976,000  Fr.  betragen  und  waren 
im  Voranschlage  pro  1856  mit  1,153,000  Fr.  und  für  1857 
mit  1,369,000  Fr.  eingestellt. 

8)  Die  Beiträge  der  Stadt  Paris,  der  Gemeinden  ihres 
Weichbildes  und  verschiedener  Gemeinden  des  Bezirkes  von 
Lyon  an  den  Staat  zu  den  von  letzterem  bestrittenen 
Kosten  der  Polizeiverwaltung  und  in  Paris  auch  der 
Polizeiwache  (garde  de  Paris),  in  der  Staatsrechnung  von  1855 
mit  1,203,000  Fr.,  in  den  Voranschlägen  von  1856  und  1857 
mit  1,857,000  Fr.  und  1,993,000  Fr.  eingestellt. 

9)  Die  Beiträge  von  Departements,   Gemeinden  und 
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Privaten  zu  Staatsbauten,  die  zum  Theile  in  ihrem  Lo* 
kalinteresse  geführt  werden,  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
10.  August  1839^  und  die  Beiträge  einzelner  Gemeinden  zu 
den  in  ihrer  Mitte  vorzunehmenden  Eatastralarbeiten  auf  Grund 
der  Ordonnanz  vom  3.  Oktober  1821.  Es  empfing  der  Staats- 
schatz hiefbr  im  Jahre  1855  die  Summe  von  2,763000  Fr., 
während  für  1856  und  1857  kaum  etwa  über  250,000  Fr. 
erwartet  werden. 

10)  Die  Zinsen  und  Eapitalsrückzahlungen  auf 
die  Anleihen,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  17.  Okt 
1830  verschiedenen  Eaufleuten  und  Fabrikanten  ^,  in  Folge 
des  Dekretes  vom  1.  September  1848  der  Möbel-  und  Bronce- 
gussindustrie,  in  Folge  des  Dekretes  vom  16.  März  1848  den 
Escompte-Comptoirs  und  in  Folge  der  Gesetze  vom  12.  Dea 
1848  und  9.  Februar  1850  mehreren  Arbeitervereinen'  ge- 
macht wurden.  1855  flössen  unter  diesem  Titel  1,340,000  Fr. 
ein,  für  1856  und  1857  sind  nur  160,000  Fr.  veranschlagt 

11)  Die  Summen,  die  auf  Rechnung  von  Ersatz-  und 
anderen  Aktivforderungen  des  Staates  hereingebracht 
werden.  Man  muss  indess  hinsichtlich  des  Platzes ,  den  diese 
Summen  im  Staatshaushalte  einnehmen ,  zwischen  Jenen  un- 
terscheiden, die  auf  Rechnung  von  Vorschüssen  des  Staates 
oder  eines  Defidts  in  den  Kassen  seiner  verrechnenden  Be- 
amten,  kurz  auf  Rechnung  eines  in  der  Staatsjahresrechnung 
verbliebenen  Aktivrestes  eingehen,  und  jenen  wo  diess  nicht 
der   Fall   ist     In   die   Reihe    der   letzteren   gehören   die 

'  Vgl.  Oeeetz  Tom  16.  September  1807  and  Dekret  vom  26.  März  1852. 

>  Darch  das  Gesetz  vom  17.  Oktober  1830  waren  30  Hill.  Vorschüsee 
bewilligt  worden,  hievon  wurden  wirklich  yertheilt  29,8  Hill.,  welche  mit 
den  Interessen  nnd  Einforderangskosten  eine  rüekzofordemde  Samme  von 
34  MilL  bildeten. 

*  Durch  das  Gesetz  vom  5.  JoU  18i8  worden  56  Vereinen  3  MiU. 
bewUligt,  jedoch  nur  2,6  Hill,  wirklich  yertheUt,  0,6  Hill,  betrugen  die 
Interessen,  die  Ueberwachungs-  nnd  die  Einfbrderungskosten ,  nur  0,8  HiU. 
wnrden  zorOckgezahlt 
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Einzahlungen  auf  Forderungen ,  die  nach  Abschluss  der  Jah- 
resrechnung aus  den  Bemänglungen  des  obersten  Rechnungs- 
hofes oder  die  aus  administrativen  Erhebungen  hervorge- 
gangen sind,  oder  aus  der  Gebahrung  administrativer  (nicht 
verrechnender)  Beamten  entspringen,  so  wie  jene,  die  von 
Anfang  an  nicht  in  die  Staatsjahresrechnung  aufgenommen 
oder  wegen  ihrer  scheinbaren  üneinbringlichkeit  bereits  von 
den  verbliebenen  Aktivresten  abgeschrieben  waren.  Die  erste- 
ren  bilden  keine  neue  Einnahmsquelle,  sondern  vermindern 
bloss  die  Aktivreste  des  Staates ,  während  letztere  als  eine  in 
die  Jahre^rechnung  einzustellende  neue  Einnahme  erscheinen. 
Die  letzteren  theilen  sich  übrigens  in  solche,  welche  von 
Forderungen  herrühren,  die  im  administrativen  Wege  oder 
gegen  verrechnende  Beamte  anhängig  sind,  und  in  solche, 
welche  von  Forderungen  herstammen ,  die  durch  die  (Jerichts- 
agentie  des  Staatsschatzes  verfolgt  werden.  In  der  Staats- 
rechnung für  1855  sind  519,000  Fr.,  in  den  Staatsvoran- 
schlägen für  1856  und  1857  je  200,000  Fr.  als  Einnahmen 
solcher  Art  eingestellt. 

12)  Die  Einzahlungen  auf  die  verkauften  Eisen- 
bahnen und  die  einigen  Eisenbahngesellschaften  gewährten 
Anlehen. 

Die  Anlehen,  stammend  aus  der  Regierung  Louis  Philipps, 
betrugen  ursprünglich  58,6  Mill.  und  mit  den  Interessen  bis 
Ende  1855  72  MilL,  hievon  waren  aber  Ende  1855  64,7  Mill.  be- 
zahlt oder  anderweitig  ausgeglichen,  so  dass  der  Staatsschatz 
nur  noch  7,5  Mill.  zu  empfangen  hatte.  Die  Ausgleichung  war 
dadurch  geschehen,  dass  mehrere  neu  entstandene  Eisenbahn- 
gesellschaften auf  Grund  der  mit  ihnen  abgeschlossenen  Ver- 
träge vom  12.  Juli  1850,  13.  Mai  1851  und  10.  Juni  1853 
diese  Anlehen  übernommen  und  durch  mehrjährige  Annui- 
täten zu  tilgen  sich  verpflichtet  haben.  Da  die  hierüber  aus- 
gestellten Obligationen  im  Jahre  des  Vertragsabschlusses  in 
Empfang  gestellt  wurden,  ihre  Realisirung  das  Activum  des 
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Staates  daher  nicht  vermehrt,  so  erscheinen  die  betreffenden 
Einzahlungen  nicht  als  eine  neue  Einnahmsquelle  des  Staates« 
Die  Verkäufe  betreffend 

a)  Die  Nordbahn ,  verkauft  durch  das  Gesetz  vom  15«  Juli 
1845.  Auf  den  Eaufschilling  waren  vor  1848  bereits  Sll^40000 
Fr.  eingegangen  und  seit  dieser  Zeit  ist  bis  Ende  1855  der 
Rest  mit  60  Mill.  Fr.  entrichtet  worden. 

b)  Die  Bahn  von  Paris  nach  Lyon^  die  durch  das  Gre- 
setz  vom  5.  Januar  1852  um  114  Hill.  Fr.  verkauft  wurde, 
deren  letzte  Rate  im  März  1856  fällig  wurde. 

c)  Auf  ähnliche  Weise  hatten  die  Westbahn,  die  Cen- 
trumsbahn und  die  Bahn  von  Lyon  zum  mittelländischen 
Meere,  dem  Staate  10 ^  16  und  9,7  Mill.  ftlr  einzelne  von 
ihm  zu  vollendende  Bahnstrecken  zu  bezahlen,  doch  waren 
diese  Zahlungen  schon  im  Jahre  1855  vollendet. 

d)  Die  Bahn  von  Paris  nach  Strassburg  hat  sich  in  Folge 
des  Dekretes  vom  17.  August  1853  verpflichtet,  dem  Staate 
die  Anlehen  zurückzuzahlen,  welche  dieser  den  Eisenbahnen 
von  Monterau  nacji  Trojes  und  von  Basel  nach  Strassburg 
gemacht  hatte.  Dieselben  betrugen  an  Kapital  und  Interessen 
27,9  Mill.  und  sollen  in  Jahresraten  bis  1897  getilgt  seyn. 
Für  1857  ist  eine  Rate  mit  620,000  Fr.  fällig. 

e)  Verwickelte  Geldgeschäfte  wurden  mit  den  Eisen- 
bahngesellschaften von  Paris  nach  Cherbourg  und  von  Paris 
nach  Ronen  theilweise  unter  Vermittlung  der  Consignations- 
und  Depositenkasse  gemacht.  Die  Folge  davon  war,  dass 
von  der  Forderung  von  29,8  Mill.  Fr.,  welche  der  Staat  an 
die  letztgenannte  Eisenbahn  hatte,  nur  ein  Betrag  von  16  Mill. 
übfig  blieb,  der  als  Subvention  der  Eisenbahn  von  Paris  nach 
Cherbourg  augewiesen  wurde. 

Hieher  dürften  auch  die  Einzahlungen  einiger  Schiff- 
fiihrtscompagnien  für  die  ihnen  verkauften  Postpaquetboote 
des  Staates  im  Mittelmeer  und  im  Kanal  zu  reihen  seyn, 
wofür  1850  450,000  Fr.  eingingen. 

Hock,  Pinanzverwaltung  Frankreicht.  30 
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13)  Die  sogenannte  indische  Rente,  eine  Suamie  von 
4  Lack  Rupien  (ungeföhr  1,000,000  Fr.),  welche  vermöge  der 
Convention  vom  7.  März  1815  die  englische  R^erung  der 
französischen  als  Ersatz  für  das  den  französischen  Faktoreien 
in  Ostindien  abgelöste  Recht,  jährlich  von  der  ostindischen 
Clompagnie  300  Eisten  Opium  gegen  den  Erzeugungspreis 
zu  erhalten,  und  für  Ueberl€tssung  des  Ueberschusses  der 
Salzerzeugung  dieser  Faktoreien  zugestanden  hat.  Die  Wechsel 
auf  diese  Summe  übergibt  die  französische  Regierung  der  Ver- 
waltung der  Kolonie  La  R^union ,  in  welcher  der  Wechsel- 
kurs nach  Ostindien  sehr  hoch  steht.  Aus  dem  Verkaufe 
jener  Wechsel  entsteht  daher  ein  nicht  unbedeutender  Es- 
comptegewinn ,  so  dass  der  Ertrag  der  indischen  Rente  für 
1854  mit  1,071,000  Fr.  ausgewiesen  und  für  die  Jahre  1855, 
1856  und  1867  mit  1,050,000  Fr.  angenommen  ist. 

14)  Hieher  gehörten  auch  die  Rückzahlungen  der 
Vorschüsse  und  Anleihen,  welche  der  spanischen  Re- 
gierung in  Folge  der  Ereignisse  des  Jahres  1823,  der  bel- 
gischen Regierung  felegenüich  der  Unabhängigkeitsstreitig- 
keiten in  den  Jahren  1831  und  1832,  der  griechisclien  Re- 
gierung durch  Bezahlung  des  auf  Frankreich  fallenden  Thei- 
les  jenes  Anlehens,  welches  dieselbe  im  Jahre  1833  unter 
Verbürgung  von  Frankreich,  England  und  Russland  zu 
Stande  brachte,  der  türkischen  Regierung  in  den  Jahren 
1854  und  1855  gemacht  wurden.  Dieselben  betrugen  An- 
fai}g6  1856: 

1)  Forderungen  gegen  Spanien  118,277,000  Fr. 

2)  „  „       Belgien  15,295,000  Fr. 

3)  „  „       Griechenland    15,896,000  Fr.  • 
Auch  manche  andere  noch  nicht  liquidirte  Forderungen  gegen 
Russland,  Tunis,  Montevideo  gehören  in  diese  Reihe. 

Es  scheint  aber  wenig  Hofihung  vorhanden ,  das  Budget 
Frankreichs  durch  diese  Rückstände  ansehnlich  vermehrt  zu 
sehen ;  weder  die  Jahresrechnungen  für  1854  und  1855  noch 
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die  VoranschU^  für  1866  und  1857  weisen  hiefllr  Einnahms- 
po8ten  au^ 

c.    Dritte  Abtheilung. 

15)  Die  bei  weitem  beträchtlichste  Post  dieser  Abtheilung 
bilden  die  Einnahmen  des  Arno rtisationsfon des,  die  1855 
bei  85  Mill.  Fr.  betrugen  und  für  1856  mit  98,1  und  für  1857 
mit  115,2  Mill.  veranschlagt  waren. 

Die  Stürme  der  Jahre  seit  1848  haben  genöthigt^  jene 
Einnahmen,  welche  früher  zur  Verminderung  der  Staatsschuld, 
oder  zu.'ausserordentlichen  Auslagen,  z.  B.  für  Eisenbahnen 
u.  dgl.  verwendet  wurden,  zur  Deckung  der  laufenden  Staats- 
ausgaben zu  benutzen  und  dem  Amortisationsfonde  statt  des 
haaren  Greldes  eine  gleiche  Summe  in  drdprocentigen  Staats- 
schuldverschreibungen zu  Gute  zu  schreiben. 

Die  Details  werden  im  10.  Kapitel  gelegentlich  der  Dar- 
stellung der  Staatsschuld  gegeben  werden. 

16)  Die  durch  die  Gesetze  vom  28.  Juni  1883  und 
15*  März  1850  geregelten  Departemeij^tal-Zuschläge  zu 
den  direkten  Steuern  behufs  der  Unterstützung  des 
Primärunterrichtes^  die  als  Departementalauslagen  in 
Ausgabe  kommen,  .werden  als  ein  dem  Minister  des  öffent- 
lichen Unterrichtes  zu  Verfügung  gestellter  Fond  wieder  in 
Empfang  gestellt.  Hiedurch  wird  die  Sonderung  dieser  Be- 
träge von  den  der  Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern 
unterstehenden  Summen  und  die  Möglichkeit  erzielt,  auch 
über  die  am  Schlüsse  des  Verwaltungsjahres  erübrigenden 
Summen,  für  1855  mit  272,000  Fr.  eingestellt,  für  1856  und 
1857  auf  350,000  Fr.  veranschlagt,  ihrer  eigentlichen  Be- 
stimmung gemäss  zu  verfügen. 

17)  Die  Summen  zur  Bestreitung  der  Unterhalts- 
kosten  der  Schüler  in  der  Cavallerieschule  zu  Saumur  und 
in  der  Muineschule  zu  Brest,  welche  von  den  Regimentern 
und    Schiffen,    denen    sie    angehören,    aus    dem    für    die 


4S8 


Ausrüstung  bestimmten  Fonde  bestritten  werden ,  erseheinen 
in  der  Jahresrechnung  für  1855  mit  83,000  Fr.  in  den  Voran- 
schlägen für  1856  und  1857  mit  83,000  und  94,000  Fr.  für 
die  Staatskasse  in  Empfang. 

18)  Durch  das  Finanzgesetz  rom  21.  April  1832  sind 
dem  Staatsschatze  die  zweiprocentigen  Abzüge,  welche 
dem  Militärpersonale  und  den  Oflicieren  der  Sapeur-Pompier- 
Corps  in  Paris  zu  Gunsten  des  Invalidenhauses  in  Paris  auf- 
erlegt sind^  und  die  Beiträge  zugewiesen,  welche  die  Marine 
diesem  Hause  für  ihre  daselbst  aufgenommenen  Pensionisten 
entrichtet  Der  Betrag  war  1855  1,113,000  Fr.  und  wurde 
für  1856  und  1857  mit  1,179,000  Fr.  angenommen. 

Der  Beiträge  der  Civilbeamten  zu  den  Pensionen  ist 
bereits  S.  45  Erwähnung  geschehen. 

19)  Bereits  gelegentlich  der  Darstellung  des  Eniegistre- 
ments  und  der  Domänen  haben  wir  S.  218  der  unter  den 
Domäneneinkünften  verrechneten  Erlöse  aus  den  Erzeugnissen 
der  verschiedenen  Ackerbau-,  Veterinär-  und  Werkschulen 
und  Institute  und  aus  den  unbrauchbar  gewordenen  Mate- 
rialien der  verschiedenen  Verwaltungszweige  Erwähnung  ge- 
than.  Aber  diese  Schulen,  Institute  und  Verwaltungs- 
zweige bieten  noch  eine  andere  Reihe  von  Erträgnissen, 
die  nicht  von  den  Enregistrement  -  und  Domänenbeamten, 
sondern  von  den  Generaleinnehmern  verwaltet  und  dem 
Staatsschatz  unter  der  Hauptrubrik  der  „verschiedenen  Er- 
gebnisse **  verrechnet  werden.  Hieher  gehören  beispielsweise: 
die  Pensionen  der  Zöglinge  der  erwähnten  Anstalten  und 
deren  Beiträge  zur  ersten  Einrichtung  (den  trousseaux),  die 
Verpflegskosten  der  in  die  Veterinäranstalten  aufgenommenen 
kranken  Thiere  der  Private ,  die  Vergütung  der  Materialien, 
welche  in  einzelnen  Verwaltungszweigen  an  Geldesstatt  zur 
Bestreitung  von  Auslagen  verwendet  oder  welche  an  andere 
Verwaltungszweige  abgetreten  wurden,  die  Kosten  der  in 
den  Militär-    oder  Marinespitälem  verpflegten  Angehörigen 
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anderer  Ministerien  (z.  B.  Douaniers ,  Polizeisoldaten  u.  dgl.) 
die  Ersätze  der  durch  Stellvertreter  vom  Militärdienste  Be- 
freiten für  die  Equipirung  der  ersteren,  die  Ersätze  der  Ver- 
waltungsräthe  der  verschiedenen  Truppenkörper,  Kasernen 
und  Spitäler  für  den  Verlust  oder  Verderb  von  Rüstungs- 
und Einrichtungsstücken  vor  Ablauf  ihrer  gesetzlichen  Dauer, 
die  Ersätze  und  Rücknahmen  zu  viel  verausgabter  Summen 
oder  unverwendet  gebliebener  Vorschüsse. 

Diese  Summen,  wenn  sie  auch  einzeln  betrachtet  nicht 
bedeutend  sind,  bilden  doch  zusammengenommen  den  be- 
trächtlichen Betrag  von  12,8  Mill.  Fr.  im  Jahre  1855  und 
von  2,3  Mill.  Fr.  in  den  Voranschlägen  für  1856  und  1857. 

20)  Sowohl  in  den  Civil-  als  in  den  Militärarbeits-  und 
Zuchthäusern  wird  der  Gesammtertrag  der  Arbeits- 
leistungen der  Sträflinge  dem  Staatsschatze  verrechnet 
und  dagegen  in  den  betreffenden  Verwaltungszweigen  nicht 
bloss  der  Aufwand  für  den  Unterhalt  der  Sträflinge,  sondern 
auch  der  diesen  und  den  einzelnen  Arbeitsuntemehmem  vor- 
behaltene Antheil  am  Ertrage  in  Ausgebe  gestellt.  Die  unter 
diesem  Titel  erscheinenden  Empfänge  beliefen  sich  1855  auf 
2,727,000  Fr.   und  sind  1856  und  1857  auf  2,795,000  und 

•2,776,000  Fr.  angenommen. 

21)  Quoten  direkter  Steuern,  die  zur  Ungebühr  bezahlt  und 
bereits  abgeschrieben  wurden,  und  Beträge  für  Jagdlicenzen^ 
die  bei  Ueberreichung  des  Gesuches  als  Sicherstellung  erlegt, 
allein  wo  die  Licenz  verweigert,  oder  wegen  der  unterlas- 
senen Reklamation  von  Seite  der  Partei  nicht  ausgefertigt 
wurde,  bleiben  zwar  bis  zum  Schlüsse  des  Verwaltungsjahres 
in  den  Händen  der  verrechnenden  Beamten ,  behufs  der  Rück- 
stellung an  die  Steuerpflichtigen;  allein  nach  dieser  Frist 
werden  sie  in  der  Rubrik  der  verschiedenen  Ergebnisse  dem 
Staatsschatze  zurück  verrechnet,  und  wenn  dann  noch  eine 
Reklamation  von  Seite  der  Rechthaber  erfolgt,  in  der  Rubrik 
der  rerschiedenen  Auslagen  in  Ausgabe   gestellt.    Endlich 
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gehören  hieher  andere  zufällige  Empfänge,  wie  sie  in  jedem 
Staatshaushalte  rorkommen  und  für  welche  die  Staatsbuch- 
haltung nicht  eine  besondere  Rubrik  des  Hauptbuches  vor- 
zubehalten in  der  Lage  war. 

Alle  diese  zufällige  Empfänge  haben  im  Jahre  1855 
881,000  Fr.  betragen  und  werden  fbr  1856  und  1857  auf 
beiläufig  1,3  Mill.  Fr.  geschätzt 

22)  Empfänge  auf  Rechnung  bereits  abgeschlossener 
Verwaltungsjahre  können  ebenfalls  nicht  unter  dem  speciel- 
len  Titel,  welchem  sie  angehören,  sondern  eben  nur  unter 
der  allgemeinen  Rubrik  „für  das  abgeschlossene  Verwaltungs- 
jahr^  in  Rechnung  gestellt  werden.  Unter  diesem  Titel 
gingen  1851  129,000  Fr.  ein ,  für  1856  und  1857  war  nichts 
veranschlagt. 


Das  Postwesen. 

1.    Die  Briefpost. 

Durch  den  ausschliesslichen  Bau  und  Besitz  aller  grossen 
Strassen  und  Wasserwege,  Fähren  und  Ueberfuhren,  durch 
Eoncentration  der  Eisenbahnen  in  den  Händen  weniger  vom 
Staate  abhängiger  und  unter  seiner  Aufsicht  stehenden  Ge- 
sellschaften ,  durch  die  strengen  Vorschriften  über  die  Strassen- 
polizei,*  durch  die  Uebernahme  der  Telegraphenlinien  unter 
die  ausschliessliche  Leitung  des  Staates,  durch  die  Aufstel- 
lung der  Postmeister  mit  ihren  Pferderelais  und  die  densel- 
ben eingeräumten  ausschliessenden  Rechte,  und  endlich  durch 
das  Institut  der  Briefpost  mit  dem  ausschliessenden  Vorbe- 
halte des  Transports  Yon  Briefen,  Zeitungen,  periodischen 
Werken,  Cirkularen,  Katalogen,  Ankündigungen,  Program- 
men, der  freien  Uebernahme  des  Transports  von  Büchern 
und  werthrollen  Gegenständen  kleineren  Umfangs,  und  der 
Ausstellung  von  Anweisungen  von  Seite  der  Postämter  zur 
Auszahlung  der  an  sie  abgegebenen  Gelder  an  -einen«  be- 
stimmten Adressaten  im  Standorte  jedes  andern  Postamtes, 
ist  der  Transport  von  Personen,  Waaren,  Geldern,  telegra- 
phischen Nachrichten ,  im  weitesten  Umfange  ein  Gegenstand 
der  Obsorge,  der  Pflichten  und  der  Rechte  des  Staat^  ge- 
worden.   Das  Ressort  des  Finanzministeriums  berühren  bloss 

»  Gesetze  vom  29.  flor.  an  X  (19.  Mai  1802),  7.  vent  an  XII 
(27.  Februar  1804),  Ord.  vom  2.  Oktober  1844,  Dekret  vom  23.  Juni  1806 
und  28.  AuguBt  1808,  Geaeti  vom  30.  Mai  1851  u.  a.  w. 
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die  Wasserrechte,  die  von  dem  öffentlichen  Fuhrwerk  und 
den  Eisenbahnverwaltungen  zu  entrichtenden  Abgaben  und 
die  vielseitigen  pekuniären  Verpflichtungen  der  letztern  ge- 
genüber der  Staatsverwaltung ,  welches  alles  wir  bereits  be- 
sprochen haben,  dann  die  BrieQ[)ost  und  die  Postrelais. 

Der  Bestand  der  Briefposten  wird  in  Frankreich  auf 
Karl  den  Grossen  zurückgeführt;  im  14.  Jahrhundert  war 
insbesondere  die  Briefpost  der  Pariser  Universität  sehr  be- 
nützt. Der  erste  Briefposttarif  der  Regierung  datirt  von 
1627,  das  erste  Postgesetz  von  1644,  der  Tarif  von  1673 
ist  der  billigste,  den  das  Land  seither  hatte;  das  Porto  be- 
^^S  Vio  bis  Vi  Livres.  Die  kleine  Post  für  Pariser  Lokal- 
briefe stammt  von  1653;  das  Postmonopol  vom  16.  Juni  1681.  ^ 

Die  Revolution  liess  das  letztere  nur  in  Bezug  auf  die 
Briefpost  bestehen.'^  Die  Grundgesetze  wurden  am  26.  Juni 
1790  und  22.  September  1792  erlassen;  als  Hauptnorm  gilt 
das  Reglement  vom  27.  prairial  an  IX  (16.  Juni  1801). 

Ausgenommen  vom  Postmonopol  sind  bloss: 

a)  Briefe  oder  Pakete,  welche  ein  Private  einem  andern 
Privaten  durch  seinen  Bedienten  oder  einen  eigenen  Boten 
zusendet,  Register,  fi[arten  und  Pläne,  nicht  periodische 
Werke,  Gerichtspakete  (sacs  ou  dossiers  de  proc6dure). 

b)  Briefe,  welche  auf  den  Transportunternehmer  selbst 
Bezug  haben,  z.  B.  Frachtbriefe,  Commissionsbriefe,  welche 
einem  Boten  mitgegeben  werden  und  nichts  als  den  Auf- 
trag oder  die  Ermächtigung  enthalten,  gewisse  Waaren  ab- 
^suliefem  oder  abzuholen,  Schriften  in  Bezug  auf  das  Trans- 
portsgeschäft  des  Unternehmers  und  -r-  wenigstens  der  Uebung 
pacb  —  Empfehlungsbriefe  zu  Gunsten  dessen,  bei  dem  sie 

*  Neben  dem  Monopol  dea  SUmü  bestand  bis  1719  das  PriviKgium 
der  Pariser  Universität  Im  genannten  Jahre  wurde  es  gegen  eine  im 
lianfe  der  Revolution  zugleich  mit  der  alten  Universität  zu  Grabe  getra- 
gene Entschädigung  aufgehoben. 

'  Gesetze  vom  20.  August  1790  und  22,  August  1791, 
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gefiinden  werden,   endlich  Pakete  von  mehr  als  1  Kilogr. 
im  Gewichte. 

c)  Die  Korrespondenz  auf  Strassen,  wo  keine  Posten 
sich  befinden.  1 

Die  Gegenstände  lit.  b  sind  nur  dann  frei,  wenn  sie 
offen  oder  unter  Schleife  transportirt  werden. 

Uebrigens  wird  auch  die  Errichtung  eines  Bureau  in 
den  Seehäfen  Behufs  der  Sammlung  von  Briefen  für  das 
Ausland  als  gegen  das  Postmonopol  verstossend  betrachtet 
Die  ankommenden  Kapitäne  sind  verpflichtet,  die  Briefe, 
die  sie  mitgebracht  haben,  der  Staatspost  zur  weiteren  Be- 
stellung zu  übergeben ;  sie  erhalten  als  Vergütung  des  Trans- 
ports eine  Entschädigung  von  10  Cent,  für  jeden  Brief  und 
von  5  Cent.  fQr  jedes  Journal. 

Das  Briefporto  ist  nach  mancherlei  Wechseln  durch 
das  Gesetz  vom  20.  Mai  1854  auf  folgende  Weise  geregelt. 

Innerhalb  Frankreich  und  Algier  zahlt  jeder  Brief  ohne 
Rücksicht  auf  die  Entfernung ,  welche  er  zu  durchlaufen  hat : 
im  Gewichte  von  nicht  mehr  als  7'/2  Gr.  (einfacher  BrieQ 

frankirt  20  Cent.,  unfr.  30  Cent. 
»  ^  „     mehr  als  TVjGr.  bis  15  Gr.  (doppelter  Brief) 

frankirt  40  Cent. ,  unfr.  60  Cent. 
»  „  »        „„   15  bis  100  Gr.  frankirt  80  Cent., 

unfr.  1  Fr.  20  Cent 
für  jede  weitere  100  Gr.  oder  Theile  vot  100  Gr.  frank.  80  Cent., 

unfr.  1  Fr.  20  Cent. 

Dasselbe  Porto  zahlen  Briefe  an  einen  Soldaten  der 
Land-  oder  Seemacht  in  der  Fremde  oder  den  Kolonien.  Die 
Briefe  der  Soldaten  in  der  Fremde  müssen,  um  diese  Be- 
günstigung zu  gemessen,  bei  den  Militärposten  aufgegeben 
sein.* 

Briefe   innerhalb  desselben  Bestellungsbezirkes  (arron- 

*  Cirk.  der  Pofltverwaltang  vom  10.  Marx  1826. 
'  Gesetz  vom  27.  Juni  1792. 
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dissemeDt  des  postes,  Lokalbriefe)  zahlen  eine  geringere  Ge- 
bühr, und  zwar 

a)  Briefe  zwischen  zwei  verschiedenen  Gemeinden^  im 
Gewichte 

unter  1%  Gr.     .     .     .    10  Cent.  \ 

von  7'/2  Gr.  bis  15  Gr.  30      „      l 

„15      „      „     30   „     30      „      f  ohne  Unterschied  ob  fran- 
„30      „      „     60   „     40     „      (^kirt  oder  unfrankirt 

und  für  jede  weitere  30  Gr.  oder  i 

Theile  von  30  Gr.  weitere  10  Cent.  / 

b)  Briefe  innerhalb  derselben  Gemeinde,  im  Gewichte''^ 

unter  15  Gr 10  Cent. 

von  15  bis  30  Gr 20    „ 

von  30  bis  60  Gr 30    „ 

und  für  jede  weitern  30  Gr.  oder  Theile  von  30  Gr.  10    „ 

In  den  Gemeinden  ausser  Paris  wird  ebenfalls  nicht 
berücksichtigt,  ob  die  Briefe  unfrankirt  oder  firankirt  sind; 
in  Paris  zahlt  ein  unfrankirter  einfacher  Brief  eine  Ueber- 
gebühr  von  5  Cent,  und  unfrankirte  Briefe  von  grösserem 
Gewichte  eine  Uebergebtihr  von  10  Cent.' 

Durch  besondere  Begünstigungen  werden  die  Vorstädte 
von  Paris  und  von  19  anderen  Städten ,  wiewohl  sie  gesonderte 
Bestellungsbezirke  bilden ,  Betreffs  der  Brieftaxe  so  betrachtet, 
als  wenn  sie  dem  Bestellungsbezirke  der  Stadt  angehörten, 
und  werden  die  Aufforderungen  der  Friedensrichter  zu  Ver- 
gleichsverhandlungen im  ganzen  Kanton  ihrer  Gerichtsbar- 
keit nur  der  Taxe  von  10  Cent,  unterworfen,  doch  unter- 
liegen sie  dem  Frankirungszwange.  ^ 

Briefe  nach  den  französischen  Kolonien  zahlen  als  Ueber- 
fahrtsgebühr  bloss  10  Cent,  für  den  einfachen  Brief  über 

'  Gesetz  vom  ^7  üim.  an  VIII.,  Ministerialerlaas  vom  3.  Juni  1854. 

^  GeseU  vom  3.  Juni  1829. 

*  GesetB  vom  7.  Hai  1853. 

'  Gesetze  vom  3.  Juni  1854  und  2.  Mai  1855. 
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die  Gebühr  in  Frankreich,  doch  geschieht  die  Beförderung 
gegen  dieses  Porto  nur  auf  Segelschiffen.  ^ 

Mit  der  BrieQ;)Ost  können  auch  Muster  ohne  Werth  ver- 
sendet werden,  sie  zahlen  y^  der  Brieflaxe,  jedoch  in  keinem 
Falle  weniger  als  ein  einfacher  Brief.  Ist  ihnen  ein  Brief 
beigelegt,  so  ist  derselbe  gesondert  zu  rergebühren. ^ 

Von  den  gewöhnlichen  Briefen  sind  chargirte  und 
rekommandirte  zu  unterscheiden.  Chargirte  sind  solche, 
für  deren  Verlust  von  der  Postanstalt  eine  Entschädigung 
bezahlt  wird.  Sie  müssen  couvertirt,  wenigstens  durch  zwei 
Wachssiegel  verwahrt,  und  diese  Siegel  so  angelegt  sein, 
dass  alle  Enden  des  Couverts  gesichert  sind.  Alle  Siegel 
müssen  dasselbe  Zeichen  tragen,  und  dieses  muss  ein  dem 
Aufgeber  eigen thümliches^  nicht  aber  ein  ganz  allgemeines 
oder  gar  der  Abdruck  einer  Münze,  eines  Fingerhutes  u.  dgl. 
sein.  Der  Brief  wird  dem  Aufgeber  gegen  Ausfolgung  einer  jux- 
tirten  Empfangsbestätigung  abgenommen,  in  die  Postkarte  ge- 
sondert eingetragen,  von  jedem  Uebemehmer  besonders  bestä- 
tigt, und  nur  dem  Adressaten  selbst  oder  dessen  gehörig  beglau- 
bigten Bevollmächtigten,  und  nur  gegen  Empfangsbestäti- 
gung ausgefolgt  Die  Entschädigung  beträgt  50  Fr.  für  den 
Brief,  sie  wird  gegen  Beibringung  des  Aufgabrecepisses 
dem  Adressaten,  und  nur  wenn  dieser  binnen  Monatsfrist 
sich  nicht  meldet  und  der  Aufgeber  reklamirt.  Letzterem 
ausgezahlt. 3  Rekommandirte  Briefe  nennt  man  solche,  über 
deren  Zustellung  eine  Nachforschung  möglich  ist,  obgleich 
eine  Entschädigung  im  Falle  des  Verlustes  nicht  geleistet 
wird.  Auch  hier  erhält  der  Aufgeber  ein  Recepisse,  ge- 
schieht   namentliche    Eintragung    in    die  Postkarten,    und 


'  Gesetie  vom  14.  März  und  3.  Mai  1853  und  20.  Mai  1354.  Es  ht- 
Bteht^  merkwürdig  genug,  keine  unmittelbare  DampfschMfahrt  zwischen 
Frankreich  und  seinen  Kolonien. 

*  Qeeetz  vom  15.  März  1827. 

*  Gesetz  vom  5.  nivöse  an  V. 
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erfolgt,  die  Zustellaog  an  den  Adressaten  nur  gegen  Em- 
pfangsbestätiguDg. 

Sowohl  cbargirte  als  rekommandirte  Briefe  müssen  fran- 
kirt,  förmlich  aufgegeben  (nicht  in  den  Briefkasten  geworfen) 
und  ausserdem  einer  besonderen  Gebühr  von  20  Gent  un- 
terzogen werden. 

Die  Frankirung  wie  die  Rekommandining  und  Char- 
girung  erfolgt  mittelst  Aufklebung  von  Postmarken.  Es 
gibt  fünferlei  Marken,  zu  5,  10,  20,  40  und  60  Cent;  sie 
sind  unter  einander  sowohl  durch  die  Bezeichnung  als  durch 
die  Farbe  unterschieden.  Sie  werden  bei  allen  Postämtern, 
Briefsammlern,  Tabak-  und  Stömpeltrafikanten  verkauft,  und 
es  ist  diesen  Agenten  eine  Verkaufsprorision  von  2%  bewilligt 

Briefe,  die  mit  einer  geringern  als  der  tarifmässigen 
Marke  versehen  sind ,  werden  als  unfrankirt  betrachtet,  doch 
wird  der  Werth  der  Marke  vom  Porto  abgerechnet 

Das  Porto  für  Drucksachen  ist  durch  das  Gesetz  vom 
25.  Juni  und  den  Ministerialerlass  vom  9.  Juli  1856-  geregelt 
Hienach  zahlen  Journale  und  andere  periodische  Druckschrif- 
ten, die  wenigstens  einmal  in  einem  Vierteljahre  erscheinen, 

1  Cent  für  je  10  Gr.  ohne  Rücksicht  der  Entfernung,  auf 
welche  sie  versendet  werden.  Diejenigen  unter  ihnen,  die 
Politik  und  sociale  Oekonomie  aus  ihren  Spalten  ausschlies- 
sen,  sind  insofeme  begünstigt,  dass  die  Minimalgebühr  von 

2  Cent  für  das  Gewicht  von  20  Gr.  und  darunter  festgesetzt 
ist,  während  für  die  andern  die  Minimalgebühr  4  Cent 
wenn  gleich  für  das  Gewicht  bis  40  Gr.  beträgt.  Versen- 
dungen innerhalb  desselben  Departements  zahlen  nur  die 
Hälfte  der  Gebühr,  und  derselben  Begünstigung  geniessen 
Journale,  die  nicht  in  Paris  und  dessen  unmittelbarer  Um- 
gebung (nicht  in  den  Departements  Seine  und  Seine  und 
Oise)  erscheinen,  auch  bei  Versendungen  in  die  angrenzen- 
den Departements. 

Nicht     periodische    Drucke,     wie     auch     Cirkularien, 
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Prospektus,  Kataloge,  Ankündigungen,  Preifilisten  mit  und 
ohne  Muster,  Stiche  und  Lithographien  zahlen  his  zum  Gre- 
wichte  von  50  Gr.  1  Cent,  für  je  5  Gr. ;  von  ftO  bis  lOÖ  Gr. 
10  Cent  und  für  je  10  Gr.  mehr  1  Cent.  « 

Handels-  und  Geschäftspapiere  unterliegen  bis  zum  Ge- 
wichte von  500  Gr.  der  Gebühr  von  50  Cent  und  für  je 
10  Gr.  mehr  der  Gebühr  von  1  Cent 

Alle  diese  Sendungen  werden  auch  dann  aufgenommen, 
wenn  ihr  Gewicht  zwar  1  Eil. ,  jedoch  nicht  3  Eil.  und  keine 
ihrer  Dimensionen  45  Centimeter  übersteigt;  doch  geniessen 
sie  alle  diese  Begünstigungen  nur  dann,  wenn  sie  frankirt 
und  unter  Schleife  versendet  werden.  Die  Schleife  darf  bloss 
ein  Dritttheil  des  Raumes  decken,  Druck  und  Schleife  aus- 
ser der  Adresse,  dem  Datum  und  der  Unterschrift  nichts 
Geschriebenes  enthalten;  doch  dürfen  bei  Preislisten  die 
Preise,  bei  Mustern  die  Fabrikzahlen,  bei  Büchern  die  Wid- 
mung von  Seite  des  Verfassers  u.  dgl.  imd  gegen  besondere 
Bewilligung  der  Postverwaltung  in  Correcturbögen  die  Gor- 
recturen  eingetragen  sein.  Bei  starken  Pakets  ist  statt  der 
Schleife  auch  ein  oben  und  unten  offenes  Couvert  gestattet 

Ankündigungen  von  Geburts-,  Heiraths-  und  Todesfällen 
können  auch  in  der  Form  von  Briefen  und  unter  Couverts 
an  den  erwähnten  Begünstigungen  Theil  nehmen,  nur  muss 
ihr  Inhalt  verifieirt  werden  können ,  und  die  Gebühr  beträgt 
10  Cent  für  je  10  Gr.  und  die  Hälfte  für  Sendungen  inner- 
halb des  Ortsbezirk& 

Für  unfrankirte  Sendungen  der  hier  dargestellten  Art 
ist  die  Gebuhr  wie  für  gewöhnliche  Briefe,  für  ungenügend 
frankirte  eine  Uebertaxe  mit  dem  dreifachen  der  fehlenden 
Gebühr  zu  entrichten. 

Werden  Drucksachen  unter  Couvert  versendet,  aber  vom 
Adressaten  nicht  angenommen ,  so  kann  gegen  den  Aufgeber 
das  Porto  zwangsweise  hereingebracht  werden.  ^ 

*  Q«8etse  Tom  15.  Eära  1627  and  20.  Mai  1854. 
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Alle  öffeniliche  Funktionäre  gemessen  in  Amtssachen 
für  ihre  Sendungen  an  diejenigen  Behörden,  mit  denen  sie 
in  Korrespondenz  treten  dürfen,  die  Portofreiheit;  hin- 
gegen müssen  alle  an  sie  gerichtete  Sendungen  frankirt 
aufgegeben  werden. 

Die  Amtspakete  müssen  vom  Chef  des  Amtes  eigen- 
händig oder  mittelst  einer  Stampiglie  (griffe)  als  solche  be- 
zeichnet sein.  Nur  höhere  Chefs  geniessen  des  Rechtes ,.  ihre 
Pakete  couvertirt  und  versiegelt  zu  versenden,  untergeord- 
nete müssen  sie  der  Post  in  der  Regel  offen  unter  Schleife 
übergeben;  ist  der  Verschluss  zur  Sicherung  des  Dienstge- 
heimnisses nöthig,  so  muss  die  Nothwendigkeit  von  dem 
Chef  des  betreffenden  Amtes  gehörig  mit  seiner  Unterschrift 
bestätigt  erscheinen.  Ist  eine  an  eine  Behörde  gerichtete 
Depesche  weder  als  portofrei  bezeichnet  noch  frankirt,  so 
wird  sie  zwar  an  die  Behörde  befördert,  allein  wenn  diese 
das  Porto  nicht  entrichtet,  wird  das  Paket  in  (Gegenwart 
des  hiezu  bestimmten  Beamten  geöffnet,  um  den  Aufgeber 
zu  ermitteln  und  das  doppelte  Porto  von  ihm  einzuheben. 
2ieigt  sich  bei  der  Oefifhung,  dass  der  Brief  bloss  Dienst- 
sachen einer  Behörde  enthält,  so  ist  eine  Gebühr  nicht  ein- 
zuheben.  Müsste  ausnahmsweise  eine  als  frei  bezeichnete 
Depesche  taxirt  werden,  weil  der  Verdacht  eines  Unterschlei- 
fes entstand,  so  wird  sie  dem  Funktionär,  an  den  sie  ge- 
richtet war,  ebenfalls  zur  Annahme  angetragen.  Verweigert 
er  sie,  so  wird  er  zur  Eröfihung  der  Depesche  in  Gegenwart 
des  Postbeamten  ersucht,  schlägt  er  über  wiederholte  Auf- 
forderung auch  dieses  ab,  so  wird  an  die  vorgesetzte  Be- 
hörde die  Anzeige  erstattet,  welche  nöthigenfalls  die  Ent- 
scheidung des  Ministers  einholt.^ 

Die  passive  Portofreiheit  (ftir  die  an  sie  gerichteten 
Sendungen)  ist  bloss  folgenden  Personen  eingeräumt:. dem 
Kaiser,  der   Kaiserin,  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  des 

*  Ord.  vom  17.  November  1844. 
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kaiaerlichen  Hauses,  den  obersten  Leitern  des  Hofstaates, 
den  Präsidenten  der  gesetzgebenden  Körper,  den  Ministern 
und  Generaldirektoren,  dem  Grosskanzler  der  Ehrenlegion, 
dem  Polizeipräfekt,  dem  Präsidenten  des  Rechnungshofes, 
dem  Präsidenten  des  Eassationshofes^  den  Armeekomman- 
danten, den  Staatsanwälten. 

Ein  eigenes  Handbuch  der  Portobefreiungen  (manuel 
des  franchises)  enthält  alle  fQr  den  praktischen  Postbeamten 
nöthige  nähere  Bestimmungen.  ^ 

Durch  die  Briefpost  werden  auch  innerhalb  Frankreichs 
und  Algiers  kostbare  Gegenstände  von  kleinem  Umfange 
(valeurs  cot^)  und  einem  300  Gr.  nicht  überschreitenden 
Gewichte  befördert.  Ihr  Werth  muss  erklärt  werden ,  er  wird 
nicht  mit  weniger  als  dO  Fr.  und  nicht  mit  mehr  als  1000  Fr. 
angenommen ;  entstehen  über  die  Werthsangabe  zwischen  der 
Partei  und  dem  Amte  Zweifel,  so  entscheidet  die  Ansicht  des 
Amtsdirigenten.  Diese  Gegenstände  werden  in  Gegenwart 
des  Dirigenten  in  ein  Eistchen  oder  ein  Etui  gelegt  und  mit 
dem  Siegel  des  Aufgebers  und  des  Bureau  verwahrt  lieber 
den  Empfang  wird  ein  Schein  ausgefertigt,  und  nur  gegen 
Rückstellung  desselben  und  immer  im  Abgabbureau  selbst 
wird  der  Gegenstand  dem  Adressaten  ausgefolgt.  Im  Falle 
des  Verlustes  wird  voller  Ersatz  geleistet  Das  Porto  be- 
trägt 2%  des  Werthes,  und  es  ist  überdiess  der  Stämpel 
von  35  Gent  für  den  Empfangschein  zu  vergüten. 

Einer  der  grössten  Dienste,  welche  die  französische  Post- 
Verwaltung  dem  Publikum  leistet,  besteht  darin,  dass  in 
jedem  Postbureau  Gelder  zu  dem  Zwecke  erlegt  werden 
können,  damit  bei  einem  andern  zu  bezeichnenden  Bureau 
eine  gleiche  Summe  einem  bestimmten  Adressaten  ausgefolgt 
werde.  Die  Höhe  des  Betrages  ist  nicht  beschränkt,  nur 
darf  sie  nicht  weniger  als  50  Cent  betragen.   Die  Provision 

*  Das  erste  erschien  1844;  1855  wurde  eine  neue  berichtigte  Aus- 
gabe veranstaltet 
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beträgt  2%  ^^^  erlegten  Summe,  sie  wird  f&r  Je  50  Cent 
berechnet  Beträge  unter  50  Cent  werden  yemachlässigt 
Bei  Beträgen  über  10  Fr.  ist  auch  der  Stämpel  der  Anwei- 
sung mit  35  Cent  zu  vergüten.  Für  Algier  werden  nur 
Anweisungen  an  die  Schatzmeister  angenommen. 

Der  Erleger  erhält  über  die  erlegte  Summe  eine  An- 
weisung (Mandat)  und  eine  Empfangsbestätigung;  die  An- 
weisung sendet  er  an  den  Adressaten.  Sie  ist  nur  durch  einen 
authentischen  Rechtsakt  übertragbar,  worüber  die  Urkunde 
dem  Abgabamte  übergeben  werden  muss. 

Anweisungen  bis  zu  200  Fr.  werden  nach  Sicht,  An- 
weisungen über  200  Fr.  nur  über  schriftliches  Aviso  des  Auf- 
gabeamtes ausgezahlt.  Dem  Adressaten  sind  vom  Tage  der 
Auweisupg  an  gerechnet  zwei  Monate  und  f&r  die  Anwei- 
sungen von  Frankreich  nach  Algier  6  Monate  zur  Behebung 
des  Geldes  eingeräumt.  Ist  diese  Frist  verstrichen,  so  hat 
der  Adressat  oder  der  Aufgeber  bei  der  Greneraldirektion  um 
Erneuerung  des  Zahlungsauftrages  einzuschreiten.  Eine 
gleiche  Ermächtigung  ist  noth wendige  wenn  die  Anweisung 
in  Verlust  gerathen  ist 

Besondere  Begünstigungen  finden  für  Soldaten  der  Land- 
und  Seemacht  unter  der  Fahne  statt  Für  sie  werden  auch 
Anweisungen  nach  Gegenden  ausser  Frankreich,  nämlich  an 
die  Zahlmeister  der  Armee,  die  wichtigsten  Postbureaux  in 
der  Levante,  die  Schatzmeister  in  den  Kolonien  ausgegeben. 
Durch  einen  anerkennenswerthen  Akt  der  Humanität  ist 
diese  Begünstigung  auch  auf  die  Deportirten  in  Cayenne  aus- 
gedehnt worden.  Diese  Anweisungen  sind  für  Gegenden  in 
Europa  ein  halbes  Jahr,  und  iür  andere  Gegenden  ein  gan- 
zes Jahr  gültig. 

Die  Auszahlung  aller  Anweisungen  erfolgt  gegen  Quit- 
tung und  Rückstellung  des  Mandats  und  gegen  eine  beson- 
dere Bestätigung  in  einem  eigenen  Zahlungsr^;ister.  Ist  der 
Adressat  in  der  Gemeinde  des  Postamtes  nicht  wohnhaft,  so 
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wird  die  Vorzeigung  des  Passes  und  des  Briefes ,  womit  man 
die  Anweisung  erhielt,  gefordert;  in  grossen  Städten  kann 
selbst  von  dort  domicilirenden  Personen ,  die  dem  Amte  un- 
bekannt sind ,  die  Beibringung  von  Zeugen  gefordert  werden. 
Endlich  sind  die  Postämter  auch  berechtigt,  Pränume- 
ration auf  die  Gesetzsammlung,  den  Moniteur  der  Gemein- 
den und  die  Sammlung  der  Beschlüsse  des  Eassationshofes 
anzunehmen;  die  Annahme  von  Pränumeration  auf  Zeitun- 
gen, und  Journale  ist  ihnen,  merkwürdig  genug ,  weder  jetzt 
noch  zur  Zeit,  als  der  Journalismus  eine  vorwiegende  Rolle 
im  Staatswesen  spielte,  zur  Pflicht  gemacht  worden.  Ueber 
die  bei.  ihnen  zufällig  eingezahlten  Pränumerationsbeträge 
stellen  sie  Geldanweisungen  auf  den  Namen  des  Herausge- 
bers des  bestellten  Journals  aus.  ^  Die  Beschäftigung  mit 
Pränumerantensammeln  als  Privatsache  ist  den  Postbeamten 
ausdrücklich  verboten. 

Durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1855  ist  dem  Postgefälle 
eine  neue  Einnahmsquelle  in  der  Vergütung  des  Porto  für 
Sendungen  in  Strafangelegenheiten  zugewachsen.  Es 
haben  hierüber  die  Gerichte  in  dem  Erkenntnisse  über  die 
Untersuchungskosten  abou^rechen  und  die  Vergütung 

bei  einfachen  Polizeivergehen  mit  20  Cent,  bis  6  Fr.  40  Cent. 

bei  Fällen   der  Correktions- 
•     (Polizei-)  Tribunale     .    .     „     2  Fr.  bis  9  Fr.  60  Cent. 

bei  Verbrechen „     16  Fr.  bis  25  Fr. 

je  nach  dem  Umfange  der  Verhandlung  festzusetzen. 

Behufs  des  Verkehrs  mit  der  Fremde  bestehen 
zahlreiclie  Postkonventi^nen  fest  mit  allen  policirten  Staaten 
der  Erde.  Die  wichtigsten  dieser  Konventionen  sind  jene  mit 
England  vom  3.  April  1843, 12.  December  1854, 10.  December 
1855  und  24.  Sept.  1856,  durch  welche  der  Verkehr  nicht 
nur  zwischen  den  beiderseitigen  Stammländern  und  Kolonien, 
sondern  auch  darüber  hinaus  nach  allen  Richtungen  vermittelt 

*  Ministerialen tscheidung  vom  29.  Janaar  1846. 
Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs.  31 
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wird,  wohin  englische  Dampfschiffe  sich  bewegen.  Seihet 
der  Verkehr  Frankreichs  mit  seinen  Kolonien  hat  hiedurch 
neue  beschleunigte  Verbindungen  gefunden.  *  Namentlich 
ist  auch  dem  wechselseitigen  Zeitungsverkehr  hiedurch  eine 
grosse  Begünstigung  zu  Theil  geworden. 

Beide  Regierungen  sind  nach  der  Convention  vom 
24.  September  1856  zur  Unterhaltung  einer  regelmässigen 
Dampfschiffverbindung  zwischen  Calais  und  Dover  verpflichtet 
und  erklären  sich  zur  Anknüpfung  und  Erhaltung  der  sonst 
nöthigen  Verbindungen  bereit;  die  Schiffe,  welche  den  regel- 
mässigen Postdienst  besorgen,  geniessen  derPrivil^en  von 
Kriegsschiffen  und  der  Freiheit  von  aUen  Hafengebühren.^ 
ihre- Fahrten  dauern  auch  in  Kriegszeiien  bis  zur  Kündigung 
von  Seite  einer  der  beiden  Regierungen  fort.  Die  Conven- 
tion regelt  sowohl  den  direkten  Verkehr  zwischen  Frank- 
reich, Algier  und  den  französischen  Skalen  in  der  Levante 
einerseits  und  Grossbritannien,  Malta  und  Irland  anderseits 
als  den  Transit  durch  die  gegenseitigen  Besitzungen  und  die 
Weiterbeförderung  zur  See. 

Das  Porto  ist  im  Verkehre  von  Frankreich  oder  Algier 
mit  England  oder  Malta  für  frankirte  Briefe  auf  40  Cent,  für 
7V2  6r.  festgesetzt,  unfrankirte  Briefe  zahlen  das  Doppelte. 
Die  Gebühr  für  den  Verkehr  mit  den  Skalen  ist  entspre- 
chend geordnet.  Die  Stipulationen  über  die  Vei^tungen, 
welche  sich  die  beiden  Regierungen  gegenseitig  für  den 
Transport,  den  Transit  und  die  Weiterbeförderung  der  Post- 
pakete leisten,  fallen  ausser  den  Preis  der  gegenwärtigen 
Darstellung;  es  wetden  übrigens  gegenseitig  auch  chargirte 
Briefe,  Journale  und  Zeitungen  übernommen. 

Durch. die  Convention  mit  Preussen,  als  Vertreter  des 
österreichisch.- deutschen  Postvereins,  vom  19.  April  1853 
haben  die  freisinnigen  Grundsätze  dieses  Vereins  wenigstens 
für    den    internationalen    Verkehr    Eingang    in    Frankreich 

'  Dekrete  vom  22.  Juni  1853  und  26.  November  1856. 
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gefunden  7  und  zugleich  ist  hiedurch  der  Kreis  der  Postverbin- 
dungen und  die  Möglichkeit  der  Frankirung  und  der  Re- 
kommandining  nicht  bloss  auf  West-  und  Mitteleuropa,  son- 
dern auch  auf  den  Norden  und  Osten  Europas  ausgedehnt 
worden. 

In  gleicher  Richtung  wurde  auch  die  Konvention  mit 
Baden  vom  14.  Oktober  1856  abgeschlossen. 

Für  frankirte  Briefe  zwischen  Frankreich  und  den  Län- 
dern des  Postvereins  werden  nach  diesen  Konventionen 
gezahlt: 


in  Frankreich  für  je  Tj^  Gr. 

Gent 
Auf  eine  Ent- 
fernung    Ton 
nicht  mehr  als 
30  KUom.  .  .  I2V3 


Auf  der  Route 
nach  Preussen 
(mit  Einrech- 
nung  desTran- 
Site  durch  Bel- 
gien flir  die 
Briefe,  welche 
diesen  Weg 
nehmen). 


Auf  der  Route 
'  nach  Baden. 


im  Postverein  für  je  15  Gr. 

Cent. 
Auf  eine  Entfernung  von  nicht 

mehr  als  10  Meilen 15 

Auf  eine  Entfernung  von  10 — 

20  Meilen 25 

Auf  grössere  Entfernungen  .  .    40 


Auf   grössere 
Entfernungen    30 

Auf  eine  Ent- 
fernung    von 
nicht  mehr  als  * 
30  Kilom.  .  .    10 

Auf  grössere 


Auf  eine  Entfernung  von  nicht 
mehr  als  10  Meilen 10 

Auf  eine  Entfernung  von  10 — 
20  Meüen 20 

Auf  grössere  Entfernungen  .  .    30 


Entfernungen    20 

Frankirte  und  chargirte  Briefe  sind  entsprechend  höher 
belegt. 

Koch  verdienen  die  Konventionen  mit  Thurn  und  Taxis 
vom  30.  December  1847,  mit  Belgien  vom  8.  November 
1847.  27.  April  1849,  16.  August  1864,  mit  Sardinien  vom 
9.  Mai  1850,  mit  den  Niederlanden  vom  1.  November  1851 ,  mit 
Neapel  vom  23.  December  1852,  und  mit  den»  Kirchenstaate 
vom  1.  April  1853  angeft^^hrt»  zu  werden.  Ueberall  ist  das 
Rowland  HiU'sche  System  der  einfachen  Taxe  ohne  oder  mit 
nur    mitergeordneter  Rücksicht  der  durchlaufenen  Distanz 
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zur  Geltung  gekommen  und  das  Porto  bedeutend  ermässigt 
worden. 

Dessenungeachtet  werden  die  Tarife  für  den  Verkehr 
mit  fi*emden  Ländern  durch  die  nothwendige  Kombination 
verschiedener  Massstäbe  des  Gewichts  und  der  Entfernungs- 
Rayons  sehr  komplicirt 

Als  Hauptregeln  können  angenommen  werden,  dass  die 
Gebühren  bei  Briefen  nach  dem  Gewichte  und  zwar  nach 
dem  Ein-  und  Mehrfachen  von  T'/j  Gr.,  bei  Mustern  nach 
dem  Ein-  und  Mehrfachen  von  22 y^  Gr.,  sich  richten,  dass 
abgehende  Briefe  eben  so  viel  zahlen  als  ankommende,  und 
dass  bei  Briefen  aus  der  Fremde  hinsichts  des  Porto  zwi- 
schen frankirten  und  nicht  frankirten  Briefen  kein  Unter- 
schied gemacht  wird. 

Briefe  nach  fremden  Ländern  sind  thunlichst  baar  und 
nicht  mittelst  Postmarken  zu  frankiren ,  weil  wegen  der  Ab- 
weichung in  der  Gewichtsbemessung  und  der  Komplicität  der 
Tarife  leicht  unzureichende  Marken  gewählt  werden  könn- 
ten, und  in  diesen  Fällen  der  Brief  als  nicht  frankirt  be- 
trachtet und  nach  jenen  Richtungen,  wo  der  Frankirungs- 
zwang  statt  findet,  gar  nicht  expedirt  werden  könnte. 

Chargirte  Briefe  können  nur  für  Länder  angenommen 
werden,  für  welche  die  Frankirung  bis  an  den  Bestimmungs- 
ort möglich  ist,  ebenso  ist  die  begünstigte  Sendung  von 
Waarenmustem  nicht  nach  allen  Ländern  und  nicht  überall 
in  vollem  Umfang  statthaft.  Stets  ist  bei  Sendungen  solcher 
Art  die  Frankirung  Pflicht. 

Eigene  Postämter  (bureaux  de  Charge)  sind  zur  Ver- 
mittlung der  Korrespondenz  mit  der  Fremde  aufgestellt,  sie 
besorgen  auch  in  ihrem  Bezirke  die  Bestellung  der  Briefe 
aus  der  Fremde,  berechnen  die  Gebühren  für  alle  aus  der 
Fremde  anlangenden  Sendungen  und  kontroUiren  die  von 
den  Aemtem  im  Innern  für  die  Grenzbezirke  und  die  Fremde 
eingehobenen  Frankirungsgebühren. 
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Journale,  politischen  oder  socialökonomischen  Inhalts ,  die 
aus  der  Fremde  kommen,  unterliegen,  wenn  nicht  durch 
Staatsverträge  Ausnahmen  festgestellt  sind,,  in  Frankreich 
dem  Joumalstämpel ;  er  wird  gleich  beim  Gränzamte  auf- 
gedrückt. 

Durch  die  Dekrete  vom  12.  Juli  und  3.  December  1856 
wurde  auch  der  internationale  Verkehr  mit  Drucksachen 
nach  der  günstigen  Bestimmung  des  deutsch-österreichischen 
Postvertrages  wenigstens  in  Betreff  Spaniens,  Portugals, 
Deutschlands ;  Oesterreichs,  Russlands,  Polens  und  des  skan- 
dinavischen Nordens ,  sowie  rücksichtlich  des  grössten  Theils 
der  Versendungen  zur  See  geregelt.  In  der  Regel  ist  für 
den  Transport  in  Frankreich  1  Cent,  für  je  10  Gr.,  jedoch 
mit  dem  Minimum  von  4  Gent,  für  Pakete  bis  zu  40  Gr. 
und  für  den  weiteren  Transport  dieselbe  oder  höchstens  das 
Zwei-  bis  Dreifache  dieser  Gebühr  zu  zahlen. 

Die  Versendung  unter  Schleife  und  die  Frankirung  sind 
als  Bedingung  des  begünstigten  Transportes  festgesetzt. 

Mannigfache  Massregeln  dienen  zur  Wahrtmg  der  Ord- 
nung, Sicherheit  und  Schnelle  in  der  Abfertigung  der  Briefe. 

Es  besteht  noch  vom  Jahre  1644  her  das  Verbot,  und 
es  ist  wiederholt  und  namentlich  durch  das  Gesetz  vom«  5. 
nivose  an  V  (25.  Dec.  1796)  erneuert  worden,  dass  Geld, 
Werthpapiere,  Bijouterien  und  andere  Sachen  von  Werth 
nicht  in  Briefe  eingeschlossen  werden  sollen.  Entdeckt  das 
Aufgabamt,  dass  in  einem  Briefe  Werthsachen  enthalten 
seien,  so  weist  es  denselben  zurück,  wenn  er  förmlich  über- 
geben, und  chargirt  ihn  von  Amtswegen,  wenn  er  im  Brief- 
kasten vorgefunden  wird.  Geht  ein  solcher  Einschluss  ver- 
loren, so  hält  sich  die  Postverwaltung  nicht  zum  Ersätze 
verpflichtet;  doch  unterlässt  sie  nicht  in  Fällen  solchen  Ver- 
lustes zur  Wiederauffindung  der  vermissten  Gegenstände  und 
Entdeckung  der  etwa  begangenen  Veruntreuung  mitzuwirken. 

Werden   im  Briefkasten    ungesiegelte   oder    entsiegelte 
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Briefe  geftinden,  so  umwindet  sie  das  Bareau'  niit  einem 
Bindfaden,  dessen  Enden  es  versi^elt,  und  es  gibt  auf  der 
Adresse  den  Zustand  an,  in  dem  es  den  Brief  gefunden  hat 

Es  ist  rerboten,  sich  Briefe  unter  einem  falschen  Na- 
men oder  als  Einschluss  an  einen  Postbeamten  adressiren 
zu  lassen;   solche  Briefe  werden  als  unbestellbar  betrachtet 

Briefe  nach  tropischen  Ländern,  oder  die  mit  Dampf- 
schiffen versendet  werden,  sind  mit  Oblaten  und  nicht  mit 
Wachs  zu  siegeln,  weil  letzteres  durch  die  Hitze  leidet 

Briefe,  die  bereits  aufgegeben  sind,  können  selbst  bloss 
zur  Berichtigung  nur  unter  Vorweisung  des  Siegels  und  eines 
Facsimile  der  Adresse  des  Briefes  zurückgestellt  werden, 
auch  muss  die  Berichtigung  im  Postlokale  selbst  geschehen. 
Will  der  Brief  ganz  zurückgenommen  werden,  so  muss  der 
Aufgeber  eine  schriftliche  Eingabe  überreichen,  in  welcher 
er  sich  für  alle  Folgen  verantwortlich  erklärt,  der  Pöst- 
direktor  muss  den  Aufgeber  persönlich  kennen,  oder  diesen 
durch  zwei  bekannte  und  im  Orte  wohnhafte  Zeugen  sich 
beglaubigen  lassen ,  und  er  muss  durch  OefiFnung  des  Briefes 
sich  die  üeberzeugung  von  der  Identität  der  Fertigung  des- 
selben und  jener  der  Eingabe  verschaflfen. 

Zur  Sammlung  der  zu  versendenden  Briefe  dienen  die 
Briefkasten,  die  in  allen  grösseren  Städten  täglich  mehrmal 
geleert  werden.  In  Paris  ist  seit  dem  vorigen  Jahre  die 
Einrichtung  getroflfen,  da^s  der  Ort,  wo  sich  der  Briefkasten 
befindet,  an  der  nächsten  Gaslampe  angegeben  ist,  so  dass 
er  auch  bei  Nacht  aufgefunden  werden  kann.  Die  gesam- 
melten Briefe  werden  kontirt,  da^  ist  nach  den  Routen,  auf 
denen  sie  zu  versenden  sind ,  und  meist  auch  nach  den  ein- 
zelnen Postämtern  gesondert  (travail  de  passe). 

Den  Herausgebern  der  Journale  sind  besondere  Ver- 
pflichtungen auferlegt  Sie  bezahlen  die  Portogebühr  gleich- 
zeitig mit  der  Stämpelgebühr,  und  dass  dieses  geschehen, 
wird  durch  Farbe  und  Form  des  Stämpels  ausgedrückt,  und 
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sie  haben  auch  eine  vorläufige  Sonderung  der  Journale  nach 
den  Hauptriebtungen  vorzunehmen.^ 

Das  Aufgabamt  verfasst  für  jedes  Postamt  oder  wenig- 
stens fQr  jede  Route,  mit  der  es  korrespondirt,  eine  beson- 
dere  Liste  über  die  dahin  zu  sendenden  Briefe  ijnd  Pakete; 
über  die  rekommandirten  und  die  chargirten  Briefe,  die 
übernommenen  Werthsaehen^  die  in  Dienstsachen  etwa  zu 
versendenden  Gelder  und  die  Dienstschriften ,  werden  beson- 
dere Verzeichnisse  mit  dem  Namen  des  Adressaten  und  an- 
deren genaueren  Angaben  beigeschlossen. 

Jene  Listen  (feuilles  d'avis)  enthalten  zugleich  die  nö- 
thigen  Rubriken  zur  Bestätigung  des  Empfangs  der  mit  der 
letzten  Post  von  dem  Amte,  mit  welchem  korrespondirt  wird, 
erhaltenen  Sendungen.  In  diesen  Listen  wird  auch  das  Ge- 
wicht der  Sendungen  und  die  erhaltene,  so  wie  die  noch  zu 
erhebende  Portogebühr  bemerkt,  so  dass  sie  auch  zur  Grund- 
lage der  gesammten  Postrechnung  dienen.  Hat  an  einem 
Posttage  ein  Postamt  fllr  seinen  Korrespondenten  keine  Sen- 
dungen ,  so  hat  es  ihm  nichtsdestoweniger  die  Avisoliste  mit 
der  Bestätigung  des  eigenen  Empfangs  und  dem  Worte  „N6- 
ant^  an  der  Stelle  der  Eintragungen  fUr  seine  Sendungen 
abzufertigen. 

Jedes  Postamt  bindet  die  für  ein  Postamt  oder  Eine 
Route  bestimmten  Sendungen  gesondert  nach  ihren  verschie- 
denen Gattungen  (unfrankirte,  frankirte  Briefe  u.  s.  w.)  hi 
ein  Paket  zusammen,  welches  mit  einer  entsprechenden  Eti- 
quette  versehen  wird.  Ist  das  Amt,  an  welches  derKourier 
geht,  ein  Influenzamt,  welches  weitere  Sendungen  nach  ver- 
schiedenen Seitenstrassen  zu  machen  hat,  so  werden  auch 
die  Pakete  an  die  Postämter  auf  diesen  Seitenstrassen  an 
jenes  Hauptamt  gerichtet  und  adressirt.  Befinden  sich  unter 
döa  Sendungen  auch  chargirte,  so  wird  das  ganze  Paket  mit 
dem  Stämpel  „charg^^  bezeichnet. 

*  Minifiterialerlass  vom  25.  November  1854. 
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Den  ambulanten  Eisenbahnbureaux  werden  die  Pakete 
in  mehreren  grossen  Abtheilungen  (liasse)  gesondert  nach 
der  Beschaffenheit  und  nach  der  Bestimmung  der  Sendungen 
übergeben ,  z.  B.  die  eine  Abtheilung  für  die  chargirten ,  die 
andere  für  die  durch  Baarzahlung  frankirten,  die  dritte  für 
die  unfrankirten  oder  mit  Poststämpel  versehenen  Briefe 
nach  Paris,  die  vierte  für  Briefe  dieser  Art  ausser  Paris,  die 
fünfte  für  die  portofreien  Briefe  u.  s.  w. 

Der  Kourier  erhält  ein  Verzeichniss  (part)  über  die  ihm 
anvertrauten  Postpakete  (d6peclies),  welches  er  bei  dem 
Amte,  an  welches  er  die  letzteren  abgibt,  vidireu  zu  lassen 
hat.  Er  theilt  mit  den  Bureaux.  die  Verantwortung,  dass 
die  von  ihm  übernommene  und  die  abgegebene  Sendung 
genau  mit  dem  Inhalte  seines  Verzeichnisses  stimme.  Ausser- 
dem hat  er  einen  Stundenpass  (livret  de  cours)  über  die  An- 
kunft und  den  Abgang  auf  den  einzelnen  Stationen. 

Jeder  Postamtsdirigent  hat  täglich  in  einem  besonderen 
Verzeichnisse  anzumerken,  welche  Briefe  laut  den  Bemer- 
kungen der  korrespondirenden  Aemter  von  seinen  Beamten 
unrichtig  abgefertigt  wurden ,  und  dieses  Verzeichniss  ist  am 
Monatschlusse  an  die  Generaldirektion  abzusenden.  Diese 
wird  überhaupt  von  jedem  vorgefallenen  Verstösse,  jeder 
Unregelmässigkeit,  jedem  Unfälle  in  Eenntniss  gesetzt,  ob 
ein  Eourier  sich  verspätet,  ob  ihm  ein  Unfall  zugestossen ,  eine 
Depesche  geraubt,  gestohlen  worden,  verloren  gegangen  sei,  ob 
ein  Postpaket  einen  unrichtigen  Lauf  genommen  habe,  ob  in 
demselben  einzelne  Unterpakete,  Sendungen,  Briefe  mehr  oder 
weniger  gefunden  wurden ,  ob .  ein  Verstoss  in  der  Gebühren- 
berechnung eingetreten  sei.  Neben  und  ausser  der  Anzeige  an 
die  Generaldirektion  erfolgen  auch  die  nöthigen  Einverneh- 
mungen und  Reklamationen  an  Eouriere ,  Zwischenämter  und 
das  Amt  im  Orte  der  Absendung.  Irrthümlich  angelangte  Pa- 
kete werden  mittelst  Estaffete  dem  Kourier  nachgesendet 
oder   unmittelbar  an    das    betreffende  Postamt  geleitet,   die 
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Kosten  haben  das  Amt,  das  den  Irrthum  begangen,  und  der 
Eourier,  der  ihn  theilte,  zu  tragen. 

Sobald  die  Briefe  ankommen,  werden  die  mit  Brieftnarken 
versehenen  hinsichts  der  Aechtheit,  des  tarifmässigen  Werthes 
und  der  Regelmässigkeit  der  Aufdrückung  der  Marken  un- 
tersucht, und  die  Marken  Behufs  der  Verhütung  ihres  noch- 
maligen Gebrauches  mit.  einem  trockenen  Stämpel  (timbre 
oblit^rant)  überdruckt.  Sodann  werden  die  angelangten 
Briefe  und  Journale  in  die  zur  Vertheilung  durch  die  Brief- 
träger bestimmten  und  in  die  im  Bureau  selbst  auszuge- 
benden gesondert.  Die  Ausgabe  im  Bureau  beginnt  erst, 
nachdem  die  Briefträger  die  ftlr  sie  bestimmten  Briefe  er- 
halten haben.  Nur  Briefe  an  die  höchsten  Spitzen  der  Ver- 
waltung in  Paris,  an  den  Präfekt  und  den  Divisionskom- 
mandanten in  den  Departements  müssen ,  und  Briefe  an  an- 
dere namentlich  genannte  höhere  Autoritäten  können  eher 
ausgegeben  werden.  Eaufleute  können  gegen  eine  bestimmte 
Gebühr  (Fachgebühr)  die  Begünstigung  erlangen,  dass  ihre 
Briefe,  in  einem  bestimmten  Fctche  gesammelt,  ihnen  über- 
geben werden.  Briefe  von  8r.  Majestät  dem  Kaiser  werden 
den  Adressaten,  wenn  sie  sich  im  Standorte  des  Bureau 
befinden,  durch  den  Postamtsdirigeuten  persönlich  übergeben, 
sonst  durch  einen  Expressen  übersendet;  ebenso  werden 
Briefe  an  den  Kaiser,  wenn  sich  dieser  ausser  Paris  befindet, 
vom  Dirigenten  persönlich  überbracht. 

Briefe  dürfen  nur  in  der  Wohnung,  welche  auf  der 
Adresse  bezeichnet  ist,  und  an  die  in  letzterer  bezeichnete 
Person  oder  wer  zur  üebernahme  der  an  letztere  bestimmten 
Briefe  ermächtigt  ist,  abgegeben  werden.  Von  Wohnungs- 
änderungen erstatten  die  Briefträger  die  Anzeige,  das  Bureau 
entscheidet,  ob  die  Abgabe  in  der  neuen  Wohnung  statt  zu 
finden  habe. 

Briefe  an  einen  Verstorbenen  werden  in  dessen  früheren 
Wohnung  abgegeben,  so  lange  sie  dort  angenommen  werden, 
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sonst  an  die  Erben.  Kommen*  Briefe  an  einen  Verstor- 
benen vor,  dessen  Erben  unbekannt  sind,  so  ist  an  den 
Staatsanwalt  bei  dem  CiTÜtribunale  erster  Instanz  die  An- 
zeige za  erstatten. 

Briefe  an  Falliten  werden  den  durch  das  Gesetz  zur  Ob- 
sorge über  das  Vermögen  berufenen  Persoanen  zugestellt. 

Das  Postporto  wird  nicht  kreditiri,  es  ist  baar  vor  Er- 
öfihung  des  Briefes  zu  bezahlen,  und  es  wird  nur  zurück- 
gegeben^ wenn  erwiesen  vorliegt,  dass  der  Brief  jemand  an- 
derem bestimmt  gewesen.  Eben  dämm  wixd  ein  Brief,  auf 
dessen  Adresse  Bemerkungen,  Ziffer  und  andere  Zeichen  ge- 
schrieben sind,  die  eine  Korrespondenz  enthalten  könnten, 
von  dem  Bureau  zurückgehalteai  und  dem  Adressaten  erst 
nach  Bezahlung  des  Porto  vorgezeigt.  ^ 

Die  Briefträger  dürfen  nicht  mehr  als  das  gesetzliche 
Porto  verlangen,  und  keinem  Dritten  Kenntniss  geben,  dass 
und  woher  ein  Brief  angekommen  sei.  Es  ist  ihnen  auch 
verboten.  Stiegen  zu  steigen;  sie  geben  die  Briefe  an  den 
Portier  ab,  oder  lassen  dem  durch  die  Klingel  avisirten 
Adressaten  Zeit,  den  foief  am  Thore  sich  zu  holen. 

Jedes  Postbureau  muss  alle  Tage  durch  10  Stunden,  jedes 
Bureau,  wo  sich  mehrere  vom  Staate  angestellte  Beamten 
befinden,  durch  12  Stunden  geöffnet  sein;  welche  Stunden, 
hängt  vom  Postenlauf  und  den  lokalen  Bedürfnissen  ab.  Im 
Winter  (November  bis  Februar)  kann  das  Bureau  um  eine 
Stunde  weniger  geöffnet  werden,  eben  so  kann  der  Inspektor 
dort,  wo  es  der  Dienst  erlaubt,  gestatten,  dass  an  Sonn- 
und  Feiertagen  um  3  bis  4  Stunden  weniger  gearbeitet 
werde. 

Zur  Kontrolle  gegen  etwaige  Verspätungen ,  wie  zur  Her- 
stellung von  Gegenbeweisen  gegen  allfällige  Reklamationen 
wird  jeder  Brief  sowohl  von  dem  Aufgab»- .  als  von  dem  Ab- 
gabsamte mit  einem  trockenen  Stämpel  versehen,  der  den 

*  Minifiterialentflcheidung  vom  20.  December  1855. 
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Namen  des  Bureau  uud  eine  Ordnungsnummer  ^  so  wie  (mit 
beweglichen  Zififem)  den  Tag  der  Aufgabe  oder  beziehungs- 
weise der  Ausgabe  enthält  Die  Bezeichnung  des  Aufgab- 
amtes geschieht  auf  der  Vorder-  (Adresse-)  seite,  jene  des 
Abgabamtes  auf  der  Rück-  (Siegel-)  seite.  In  Paris,  wo 
der  Name  und  die  Ordnungsnummer  fehlen^  drückt  ein 
zweiter  Stämpel  aus,  von  der  wievielten  Vertheilung  der 
Brief  herrühre,  und  um  welche  Stunde  diese  Vertheilung 
begann. 

Sehr  ausführliche  Vorschriften  bestehen  über  die  Gegen- 
stände, welche  nicht  abg^eben  werden  konnten  (r6buts). 
Dieselben  werden  alle  nach  Paris  gesendet,  und  zwar  Ge- 
genstände: 

a)  ohne  Adresse  oder  ohne  lesbare  Adresse,  am  Tage  der 
Aufgabe  öder  Ankunft; 

b)  deren  Adressat  unbekannt  oder  unbekannten  Aufent- 
haltes ist,  10  Tage  nach  der  Ankunft; 

c)  die  nicht  angenommen  oder  abgeholt  wurden;  drei 
Monate  nach  der  Ankunft. 

Die  Gegenstände  lit.  a.  werden  sogleich  geöffnet,  um 
an  die  Adressaten  oder  Aufgeber  mit  einem  Avisobrief  ge- 
leitet zu  werden. 

Bei  den  Gegenständen  lit.  b.  werden  zunächst  weitere 
Erkundigungen  zur  Ermittlung  des  Adressaten  gepflogen, 
sind  dieselben  fruchtlos,  so  wird  wie  bei  den  G^enständen 
lit.  a.  verfahren. 

Die  Gegenstände  lit  c.  werden  in  Paris  weitere  drei 
Monate  aufbewahrt,  ist  diese  Frist  fruchtlos  verstrichen,  so 
werden  die  Pakete  geöffnet  und  an  den  Aufgeber  zurückge- 
sendet oder  vertilgt.  Kann  der  Aufgeber  aus  den  Siegeln, 
aus  der  Schrift  oder  aus  anderen  Zeichen  ohne  die  Oeffnung 
des  Briefes  ermittelt  werden,  so  hat  letztere  ip  allen  Fällen 
zu  unterbleiben. 

Kann   der   Aufgeber   oder   dessen   Aufenthaltsort   auch 
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durch  Oeffhung  des  Briefes  nicht  ermittelt  werden ,  so  wer- 
den in  den  Fällen  a  und  b  die  Gegenstände  noch  durch 
weitere  6  Monate  aufbewahrt  und  erst  dann  vertilgt.  Werthe, 
die  nicht  restituirt  werden  können,  werden  in  die  Eonsig- 
nations-  und  Depositenkasse  hinterlegt.  Werden  sie  'binnen 
8  Jahren  vom  Tage  der  Aufgabe  gerechnet,  nicht  reklamirt, 
so  sind  sie  gleich  allen  in  den  Postbureaux  unbehoben  zu- 
rückgebliebenen Gegenständen  und  den  nicht  reklamirten 
angewiesenen  Geldern  dem  Staate  verfallen.* 

Werden  während  dieser  Fristen  die  Briefe  rdcliamirt, 
so  erfolgt  ihre  Absendung  oder  Abgabe. 

Geöffnete  Briefe  werden  in  eigene  vorgedruckte  Cou- 
verte  geschlossen ,  wo  die  Ursache  der  Eröffnung  angegeben  ist 

Das  Briefgeheimniss  wird  in  Frankreich  gleichwie  in 
andern  policirten  Staaten  geachtet;  die  Verletzung  desselben 
wird  strafgerichtlich  geahndet.'^ 

Gründe  der  hohen  Politik  und  das  Erkenntniss  der  Ge- 
richte begründen  hierin  die  unvermeidlichen  Ausnahmen.^ 

Reklamationen  gegen  das  bemessene  Porto  sind  inner- 
halb   eines    Monats    vom    Tage    der   Ankunft    des   Briefes 
entweder  unmittelbar  beim  Abgabpostamte  oder  bei  der  Ge- 
neraldirektion anzubringen.    Wenn  dieselbe  sich  auf  die  un- 
richtige Bemessung  des  Gewichts  stützt ,.  so  ist  die  Reklama- 
tion nur  dann  statthaft,  wenn  die  Eröffnung  des  Briefes  nicht 
oder  nur  in  Gegenwart  des  Postamtsdirigenten  stattgefunden. 
Der  Dirigent  ist  ermächtigt,  das  Porto 
für  Pakete  an  öffentliche  Funktionäre,  die  mit  einer  gül- 
tigen Bezeichnung  versehen  sind  und  in  der  voi^eschrie- 
benen  Form  geöffnet  wurden; 
für  Pakete,  die,  obgleich  frankirt,  einer  Gebühr  unterworfen 

'  Gesetz  vom  31.  Januar  1833  und  5.  Mai  1855. 
^  Arr.  vom  27.  prair.  an  IV  und  Gesetz  vom  22.  Juni  1854. 
*  Entscheidungen   der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Innern   und  der 
Justiz  vom  2.  und  21.  Februar  und  26.  März  1854. 
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wurden,  oder  die  eine  höhere  als  die  gesetzliche  Gebühr 

bezahlen  mussten ; 
nachzusehen  oder  zu  ermässigen.   Die  Generaldirektion  sieht 
das  Porto  für  Vexirbriefe  (lettres  d'attrape)  nach. 

Der  unbefugte  Transport  von  Briefen  und  anderen  der 
Briefpost  vorbehaltenen  Gegenständen  wird  mit  einer  Geld- 
strafe von  150— 300  Fr.  und  fakultativ  mit  Veröflfentlichung 
des  Erkenntnisses,  so  wie  im  Wiederholungsfalle  mit  einer 
Geldstrafe  von  300—3000  Fr.  geahndet.*  Wer  wissentlich 
Gebrauch  von  bereits  verwendeten  Postmarken  macht,  oder 
Marken  solcher  Art  verkauft  oder  kauft;,  wird  mit  einer 
Strafe  von  50  — 1000  Fr.  und  im  Wiederholungsfalle  ausser 
mit  Verdoppelung  der  Strafe  mit  Gefängniss  von  5  Tagen 
bis  1  Monat  bestraft.  2.  Zur  Entscheidung  berufen  sind  die 
Polizeigerichte ;  die  Postbehörden  sind  zu  Vergleichsverhand- 
lungeu  ermächtigt.  ^  Die  angehaltenen  Briefe  zahlen  das 
doppelte  Porto. 

Nur  die  Postämter  sind  zur  Aufnahme  der  Thatschrift 
w^en  Postübertretungen  berufen.  Schöpft  ein  Zollamt  oder 
ein  Amt  indirekter  Abgaben  Verdacht,  so  wird  der  Bean- 
zeigte zum  nächsten  Postamt  geleitet.  Untersuchungen  am 
Leibe  wegen  Verdachts  verbotswidriger  Brieftransporte  sind 
nur  gegen  Kondukteure  und  Fussboten  gestattet.^ 


2.     Die  Fahrpost     Andere  Beförderungsmittel  der 

Briefpost.    Die  Fostverwaltimg. 


Die  Beförderung  der  Briefposten  geschah  früher  fast 
ausschliesslich  durch  fahrende  oder  reitende  Posten,  und  in- 
sofeme  hängt  das  Institut  der  Briefpost  mit  jenem  der  Post- 
meister und  ihrer  Pferderelais  enge  zusammen. 

*  BeflchlusB  vom  21.  prair.  an  IX,  Q«setz  vom  22.  Juni  1854. 

'  Gesetz  vom  16.  Oktober  1849. 

»  Ord.  vom  19.  Februar  1843. 

^  Cirk.  der  Postverwal tnng  vom  15.  Juli  1841. 
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Das  Institut  der  Postmeister,  dessen  erste  Grundlagen 
bis  zu  Ludwig  XI.  hinanreichen,  beruht  gegenwärtig  auf  den 
Gesetzen  vom  24.  Juli  1793  und  19.  frum.  an  YII.  und  dem 
Regierungsbeschlusse  vom  1.  prair.  an  YII.  (20.  Mai  1799). 
Die  hiedurch  bestimmte  Aufgabe  der  Postmeister  ist,  die 
Briefpost  und  einzelne  Reisende  auf  schnelle  und  r^elmäs- 
sige  Weise  mittelst  Pferdewechsels  zu  befördern. 

Sie  sind  Bestellte  der  Regierung,  können  wegen  Ver- 
gehen abgesetzt  und  gegen  sechsmonatliehe  Kündigung  ihres 
Postens  enthoben  werden,  sowie  auch  ihnen  das  gleiche 
Eündigungsrecht  unbedingt  und  bedingt  zu  Gunsten  eines 
Dritten  zusteht 

Sie  müssen  in  der  Gemeinde  ihres  Pferdewechsels  woh- 
nen, dürfen  sich  nicht  über  drei  Monate  und  nicht  ohne 
TOrhergängige  Anzeige  der  getroffenen  Substitution  entfernen, 
den  Standort  selbst  innerhalb  derselben  Gemeinde  ohne  Be- 
willigung der  Postv.erwaltung  nicht  ändern ,  müssen  die  ihnen 
vorgezeichnete  Anzahl  Pferde  und  Postillone  und  wenigstens 
ein  Cabriolet,  genau  nach  dem  von  der  Postverwaltung  vor- 
gezeichneten  Muster,  >  halten. 

Im  Falle  des  Todes  oder  der  sonstigen  Verhinderung 
eines  Postmeisters  sind  die  Postmeister  der  benachbarten 
Stationen  berufen,  ihn  zu  vertreten.  Sie  müssen  zu  diesem 
Behufe  nach  der  Entscheidung  der  Verwaltung  entweder  un- 
mittelbar miteinander  in  Verbindung  treten,  oder  einer  aus 
ihnen  muss  den  Betrieb  der  betreffenden  Station  übernehmen. 
Unter  der  letzteren  Voraussetzung  erhalten  sie  eine  von  Fall 
zu  Fall  zu  ermittelnde  Entschädigung,  unter  der  erstem  er- 
halten sie  in  der  Regel  nur  die  betreffende  Rittgebühr. 

Nur  wenn  der  auf  diese  Weise  ununterbrochen  zurück- 
zulegende W^  mehr  als  2%  Posten  betrage,  wird  ihnen  über 
die  Rittgebühr  eine  besondere  Entschädigung  und  zwar  von 
einem   halben  Rittgeld,   wenn   die  Entfernung   nicht  über 

*  Ord.  vom  25.  Becember  1839. 
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3^2  Posten,  und  von  dem  ganzen  Rittgeld,  wenn  die  Ent- 
fernung über  Syj  Posten  beträgt,  ausbezahlt.  Wäre  der  zu- 
rücklegende Raum  grösser  als  5  Posten,  so  entfiele  jede 
Verpflichtung  zur  Uebernahme  des  Dienstes.  Sowie  zur  Ver- 
tretung können  ^gen  besondere  Entschädigung  die  benach- 
barten Postmeiater  auch  zur  Verstärkung  eines  Nachbars  be- 
rufen werden. 

Die  Ausübung  des  Geschäftes  eines  Pferdevermiethers 
ist  den  Postmeistern  untersagt,  wohl  aber  können  sie  ein 
öffentliches  FuhfW^k  betreiben. 

Die  Postillone  werden  von  den  Postmeistern  gewählt; 
sie  dürfen  nicht  unter  16  Jahre  alt  sein.  Für  vier  Pferde 
wird  ein  Postillon  gerechnet,  doch  gibt  es  auch  Aushelfer 
(monteurs  k  d^ftemt) ,  welche  in  diese  Zahl  nicht  eingerech- 
net werden.  Jeder  als  wirklicher  Postillon  Aufgenommene 
muss  sich  bei  dem  Maire  der  Gemeinde  einschreiben  lassen 
und  die  Bestätigung  darüber  der  Verwaltung  im  Dienstwege 
vorlegen;  vom  Tage  der  Inscription  läuft  sein  Rang.  Gele- 
gentlich der  Inscription  erhält  er  auch  ein  Dienstbuch,  in 
welches  seine  Dienstzeit  und  die  Art  seiner  Dienstleistung, 
die  erhaltenen  Belohnungen  und  Strafen  eingetragen  werden. 
Ohne  Dienstbuch  und  ohne  dass  darin  die  fehlerfreie  Dienst- 
leistung bestätigt  wäre,  darf  kein  Postmeister  ein  Individuum 
aufnehmen,  das  bereits  bei  einem  andern  Postmeister  im 
Dienste  gestanden  ist,  aber  kein  Postmeister  darf  einem  Po- 
stillon ohne  wichtige  Gründe  ein  solches  Zeugniss  verwei- 
gern ;  in  Streitfällen  entscheidet  die  Verwaltung.  Das  Dienst- 
buch wird  beim  Dienstwechsel  vom  Maire  der  Gemeinde, 
aus  welcher  der  Dienstwerber  austritt,  und  jenem,  in  welche 
er  kommt,  vidirt.  Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  ge« 
schiebt  in  der  Regel  gegen  einmonatliche  Kündigung. 

Im  Dienste  soU  der  Postillon  eine  Platte  am  Arme  tra- 
gen mit  dem  Ziffer  der  Station  und  seines  Ranges. 

I&r  ist  nicht  bloss  dem  Herrn,  der  ihn  aufgenommen. 
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sondern  auch  jedem  Postmeister,  bei  dem  er  während  seines 
Rittes  sich  befindet,  zum  Gehorsam  verpflichtet. 

Grobe  oder  ungehorsame  Postillone  können  von  der 
Postverwaltung,  den  reisenden  Postinspektoren  oder  den  Post- 
meistern auf  längstens  einen  Monat  vom  Dienste  suspendirt 
werden.  Wenn  sie  ein  zweites  Vergehen  solcher  Art  sich 
zu  Schulden  kommen  lassen,  werden  sie  des  Dienstes  ent- 
lassen  und  für  alle  Zukunft  Tiir  den  Fostdienst  unzulässig 
erklärt. 

Für  den  durch  ihre  Pferde  oder  Postillone  verursachten 
Schaden  sind  die  Postmeister  civilrechtlich  verantwortlich. 

Für  die  regelmässige  Besorgung  des  Pferdewechsels  ha- 
ben auch  die  Gemeinden  insofeme  einzutreten,  dass  sie  im 
Falle  des  plötzlichen  Todes  oder  Austritts  eines  Postmeisters 
für  die  Fortdauer  des  Pferdewechsels  so  lange  zu  sorgen 
haben,  bis  die  Postverwaltung  die'  nöthigen  Anordnungen 
getroffen  hat. 

Damit  endlich  dieser  Dienst  auch  ausser  den  Einfluss 
privatrechtlicher  Verhältnisse  gestellt  werde,  sind  Pferde, 
Wagen,  Futtervorräthe  der  Postmeister  und  die  zum  Posl- 
dienst  gehörigen  Geräthe  von  jeder  Beschlagnahme  und 
Pfändung  frei  erklärt. 

Die  Beförderungsgebühren  der  Rieisenden  richten 
sich  nach  der  Zahl  der  verwendeten  Pferde,  Wagen,  Postillone 
und  den  zurücklegenden  Entfernungen^  letztere  sind  nach 
Myriametem  und  Kilometern  bemessen.  Entfernungen  von 
500  Metern  und  mehr  werden  als  1  B[ilometer  gerechnet, 
Entfernungen  unter  500  Metern  vernachlässigt  ^ 

Die  Gebühr  für  den  Mjniameter  beträgt: 

für  1  Pferd     ...    2  Fr. 
„    1  WagOT  .     .    .    2   » 
^    1  Postlllon     .     .    1    „ 

Wird  nur  ein  Theil  eiper  Post  zurückgel^t,  so  ist  die 

•  Ord.  vom  25,  December  1839. 
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Gebühr  in  der  Regel  für  die  ganze  Post,  und  nur,  wenn  die 
Post  mehr,  die  zurückgelegte  Strecke  aber  weniger  als 
1  Mjriameter  beträgt,  für  1  Mjrriameter  zu  entrichten. 

Es  ist  genau  bestimmt,  wie  viel  Pferde  für  jede  Gattung 
Wagen  verwendet,  wie  viele  Personen  in  jeder  Wagengat- 
tung um  die  einfach  Gebühr  geführt,  welche  Ueberzahlun- 
gen  für  die  Verführung  von  einer  grösseren  als' der  gesetz- 
lichen Zahl  PersoABn  geleistet  werden  sollen.  Ebenso  be* 
stimmt  die  Verwaltung,  an  welcher  Station  sich  eines  Vor- 
spanns ziji  bedienen  ist,  und  für  welche  grössere  Orte  Sup- 
plementär-Entfernungen  (für  die  Strecke  von  den  Linien 
bis  ins  Innere)  zu  bezahlen  sind.  Doch  tritt  diese  Ueber- 
zahlqng  nur  dann  ein,  wenn  diese  Orte  Endstationen  sind, 
und  sie  entfallen  Air  die  Durchfahrung.  Unter  der  gleichen 
Beschränkung  ist  eine  Supplementardistanz  von  8  Kilometer 
an  den  Orten  zu  zahlen ,  wo  sich  vorübergehend  der  Kaiser 
aufhält. 

Für  abbestellte  Pferde  ist  eine  Entschädigung  im  Betrage 
des  Preises  für  8  Kilometer,  für  bestellte  Pferde,  die  nicht 
schleich  benutzt  werden  y  ein  Wartegeld  im  Betrage  des  Prei- 
ses für  4  Kilcmieter  für  jede  Stunde  zu  entrichten. 

Es  ist  den  Postmeistern  gestattet^  auch  unter  dem  Preise 
zu  fahren. 

Der  Mjrriameter  muss  vom  Postillon  auf  gewöhnlichem 
W^e  längstens  in  50  Minuten  zurückgelegt  werden,  die 
Umspannung  darf  höchstens  5  Minuten  des  Tags,  15  Minuten 
des  Nachts  dauern. 

Der  Pferdewechsel  zwischen  sich  begegnenden  Postillo- 
nen,  ausser  im  Falle  der  Zustimmung  der  Reisenden,  und  das 
Vorfahren  eines  Postwagens  vor  den  andern,  ausser  im  Falle 
eines  dem  Vorwagen  zugestossenen  Unfalles,  ist  untersagt 

Die  Gebühren,  welche  der  Staat  den  Postmeistern  für 
die  Beförderung  der  Briefpost  und  der  Post-  (Malle-) 
wagen  bezahlt,  sind  für  den  Myrianseter: 

Hock,  Finanzvorwaltung  Frankreichs.  32 
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Für  1  Berline  mit  4  Reisenden,  be- 
spannt mit  4  Pferden      ....    7    Pr.  I 
für  1  Coup6  mit  2  bis  3  Reisenden,  f    P^^^o» 

bespannt  mit  4  Pferden       .     .     .     5yjFr. 
für  1  Cabriolet  mit  1  Reisenden,  be- 
spannt mit  2  Pferden      ....     3V2Fr. 
für  1  reitende  Estaffettte  mit  1  Pferd    2    Fr.     1  Fr.  66  C. 
Die  Post-  (Malle-)  wagen  werden  vom  Staate  beigestellt, 
der  ihre  Beistellung  und  Erhaltung  im  Wege  der  OflfenUicben 
Konkurrenz  verdingt;  die  Cabriolets  und  die  Wagen  für  die 
Privatreisenden  haben  die  Poetmeister  beizuschaflbn. 

Die  Postmeister  gemessen  endlich  durch  das  Gesets  vom 
16.  vent.  an  XIII  (6.  März  1805)  von  jedem  Fuhrwerks- 
Unternehmer  zur  Beförderung  von  Reisenden,  der  die  ihnen 
zugewiesene  Strasse  beiährt,  ohne  sich  ihrer  Pferde  zu  be^ 
dienen ,  für  jedes  von  ihm  verwendete  Pferd  eine  Elntschftdi- 
gung  von  25  Cent,  für  die  Wegstunde,  oder  von  29,16  Cmi 
für  den  Mjriameter. 

Zu  dieser  Entschädigung  sind  auch  diejenigen  Unterneh- 
mer verpflichtet,  welche  den  ganzen  Raum  zwischen  zwei 
durch  Poststrassen  verbundenen  Punkten  oder  einen  Theil 
desselben  auf  Nebenwegen  zurücklegen. 

Ausgenommen  sind  bloss  Wagenvermiether,  welche  den 
Weg  ohne  Pferdewechsel,  in  kleinen  Tagreis^i  zurücklegen, 
und  Wagen  ohne  Federn. 

Die  Strafe  gegen  die  Umgehung  dieses  Rechts  der  Post- 
meister besteht  in  500  Fr. ;  zur  Erkenntniss  siüd  die  Polizei- 
behörden berufen^  die  Anklage  erfolgt  durch  den  Staatsan- 
walt oder  den  Postmeister. 

Bekannt  sind  die  Klagen,  welche  aus  diesem  Titel  von  den 
Postmeistern  gegen  die  Eisenbahnen  erhoben ,  und  die  vielen 
administrativen  und  legislativen  Verhandlungen,  dia  im  nächst 
vergangenen  Jahrzehnte  darüber  geführt  wurden.  Erst  1844 
wurden  sie  niit  ihi^en  Ansprüchen  gänzlich  zurückgewiesen. 
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Gegenwärtig  bestehen*  noch  1886  PostmeiBter. 

Bie  Beförderungen  von  Reisenden  vereint  mit  der  Brief- 
post mittelst  der  sogenannten  Mallewagen  stellt  sich  nur  als 
eine  zufiillige  Handelsuntemehmung  des  Staates  dar,  mit 
dem  ausgesprochenen  Zwecke^  hiedurch  einen  Theil  der  Be- 
förderungskosten der  Briefpost  zu  decken.  Neben  der  Malle- 
post  existiren  eine  grosse  Zahl  anderer  grösserer  oder  gerin- 
gerer>  Privatuntemehmungen.  JDie  ausgebreitetsten  und  denen 
der  Steat  selbst  vielfach  den  Transport  seiner  Sendungen  an- 
vertraut, sind  die  Messag6ries  imperiales,  die  Messag^ries 
nationales  und  die  Gesellschaft  Lafitte  und  Galliard. 

Die  geringe  Wichtigkeit,  welche  itzt  auf  die  Personen- 
beförderung durch  die  Post  gelegt  wird ,  zeigt  sich  übrigens  in 
allen  Einrichtungen.  Es  findet  keine  unbedingte  Aufnahme 
statt  Wer  sich  der  Mallepost  bedienen  will ,  muss  sich  meh- 
rere Tage  firüher  beim  Postamte  melden.  Da  derjenige, 
welcher  eine  Iftngere  Strecke  mitzufahren  sich  erklfirt,  vor 
den  Bewerbern  um  eine  kürzere  Strecke  den  Vorrang  hat, 
so  kann  vom  Postamte  erst  am  Mittage  des  Vortages  der 
Fahrt  die  defimtire  Erklärung,  dass  ein  Platz  offen  sei,  er- 
folgen^ ja  diejenigen,  die  nicht  wenigstens  ein  Viertheil  der 
Route  mitfohren,  erhalten  die  definitive  Aufnahme  erst  im 
Atrgenblidce  der  Ab&hrt.  Kranke  oder  Personen  von  ekel- 
haftem Aussehen  werden  nicht  aufgenommen. 

Der  Fahrpreis  beträgt  1  Fr.  65  Gent  für  den  Myria- 
meter,  Kinder  zahlen  für  voll,  jedoch  haben  die  Reisenden, 
welche  alle  PMktze  im  Innern  zahlen,  das  Recht,  ein  kleines 
Kind  firti  mitzunehmen. 

Die  Hälfte  des  Preises  muss  bei  der  Anmeldung  als 
Angeld ,  die  andere  Hälfte  bei  der  Abfahrt  entrichtet  werden. 
Kann  die  definitive  Auitaahme  nicht  erfolgen,  wird  das  An- 
geld zurückgezahlt  Hingegen  ist  das  Angeld  verfallen,  wenn 
der  Reisende  selbst  zurücktritt,  es  sei  denn,  es  wollte  eine 
ganze  Familie  reisen  und  es  wäre  nicht  für  alle  Familien- 
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glieder  Plate,  oder  ein  höherer  AuOkrag  hätte  die  Reise  ge- 
hindert. In  beiden  Fällen  sind  die  PmUfioier  zur  Rückstel- 
lung der  Gebühr  ermächtigt 

Jeder  Reisende  kann  in  Maotelsäcken  oder  Felleisen, 
welche  die  vorgeschriebenen  Dimensionen  nicht  überschrei- 
ten ,  25  Eil.  an  Gepäck  mitnehmen ,  doch  dürfen  sich  hieran- 
ter  nicht  .mehr  als  6  Eil.  gemünzten  Geldes  befinden.  Im 
Falle  des  Verlustes  wird,  bis  zum  Maximum  von  150  Fr. 
YoUe  Entschädigung  geleistet 

Gegenwärtig  bestehen  übrigens  nur  4  Mallepostkurse, 
und  selbst  diese  sind  der  Auflösung  nahe.  Bei  weitem  wich- 
tiger ist  die  Beförderung  der  Briefpost  durch  Priratunterneh- 
mungen ,  Dampf-  und  Segelschifi'e  und  Eisenbahnen  geworden. 

Die  Bedingungen  des  Transportes  der  Brie^)Ost  durch 
Privatunternehmungen  werden  durch  die  einzelnen  Ver- 
träge bestimmt;  der  Bedingungen,  welche  einzelnen  Schiffen 
beim  zufälligen  Transport  von  Briefen  und  Journalen  zuge- 
standen  werden ,  wurde  bereits  oben  erwähnt  Hervorzuheben 
sind  die  regelmässigen  französisob^n  DampfschiSfahrtSTerbin- 
dungen  mit  Italien,  Griechenland  und  der  Levante,  mitEor- 
sika  und  Algier,  zwischen  Calais  und  Dower. 

Behufs  der  Versehung  des  französischen  Postdienstes  im 
mittelländischen  Meere  haben  dieMessag^ries  nationales  in  Ver- 
bindung mit  einem  Marseiller  Hause  im  Jahre  1851  eine  eigene 
Gesellschaft  (Compagnie  des  Services  maritimes  des  mess. 
nat)  gegründet;  sie  übernahmen  aus  diesem  Anlasse  die  Post- 
dampfschiffe der  Regierung  gegen  Abzahlung  in  Jahresraten.  ^ 

Es  werden  von  dieser  Gesellschaft  fQnf  Linien  b^ihren : 

Italien :  Gen  ua  -  livomo  -  Neapel  -  Messina  -  Malta ; 

Levante:  Malta -Syra-Smyrna-Eonstantinopel; 

Griechenland:  Athen -Salonichi; 

^  

'  Vertrag  des  Finanzministeriums  mit  der  Mess.  nat.  vom  25.  Februar 
1851,  genehmigt  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1851,  Genehmigung  der 
neuen  Gesellschaft  durch  das  Dekret  vom  22.  Januar  1862. 
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Aegypten:  Malte -Alexandrien; 

Syrien :  Smyrna  -  Rhodus  -  Beiruth  -  Alexandrien. 

Während  des  Krieges  wurden  auch  Vama  und  Eamiesch 
berührt 

Ebenso  betreibt  den  Dienst  zwischen  Frankreich  und  Al- 
gier eine  Marseille -Cetter  Gesellschaft,  mit  welcher  der  Eriegs- 
minister  am  17.  Februar  1853  den  Vertrag  abgeschlossen, 
und  ähnliche  Verträge  bestehen  mit  verschiedenen  Dampf- 
schifiTahrtsgesellschaften  für  die  Verbindung  mit  Korsika  und 
für  die  Verbindung  zwischen  Calais  und  Dover. 

Im  Jahre  1855  hatten  alle  diese  Gesellschaften  zusammen 
58  Dampfschiffe  mit  1,1000  Pferdekräften  in  Bewegung. 

Die  Preise  auf  den  Postdampfschiffen  wechseln.  Die  Ge- 
sellschaft für  das  mittelländische  Meer  betreibt  das  Geschäft 
zweckmässig  ganz  auf  kaufinännische  Weise.  Sie  gibt  Fa- 
milienbillets  für  wenigstens  3  Personen  mit  einem  Nachlasse 
ton  20%,  und  wenn  sie  für  die  Hin-  und  Rückreise  genom- 
men werden,  selbst  von  30%  aus. 

In  jedem  Postbureau,  auf  jedem  Postdampfschiffe  befin- 
det sich  ein  paraphirtes  und  cotirtes  Register ,  worin  die  Rei- 
senden ihre  Beschwerden  eintragen  können. 

Die  Eisenbahn-Gesellschaften  sind  durch  ihre  Kon- 
cesaionsbedingungen  zur  unentgeltlichen  und  regelmässigen 
Besorgung  der  Briefpost  verpflichtet.  ^ 

Auf  allen  Eisenbahnen  bestehen  ambulante  Bureau x, 
welche  auf  jeder  Station  die  Briefe  sammeln,  die  gesammel- 
ten Briefe  während  der  Fahrt  cartiren  und  die  cartirten 
Briefe  auf  den  einzelnen  Stationen  vertheilen.  ^ 

*  Die  vollständigste  Zusammenstellang  der  betrefFenden  Bestimmangen 
ist  in  den  Koncessionsbedingungen  (dem  cahier  des  charges)  der  vereinig- 
ten  Eisenbahngesellschaften  der  Normandle  und  Bretagne  und  der  Eisen- 
bahn von  Orleans  vom  2.  Mai  und  20.  Juni  1855  enthalten. 

'  Die  ambulanten  Bureauz  wurden  bereits  im  Jahre  1846  errichtet, 
ihre  letzte  Regelung  haben  sie  durch  den  Ministerialerlass  vom  8.  August 
1854  erhalten. 
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Da  hiedurch  die  Cartirung  in  den  eioaselnen  Postbureaux 
erspart  wird,  können  Briefe  und  Journale  bis  zum  letzten 
Augenblicke  angenommen  werden.  Auf  diese  Weise  kommt 
ea,  dass  die  Abonnenten  in  Lyon  die  Pariser  Morgenjoumale 
zu  derselben  Stunde  wie  die  bekanntlich  nicht  sehr  morgend- 
lichen Abonnenten  in  Paris  lesen. 

Ueber  den  Umfang  der  Thätigkeit  der  ambulanten  Bu- 
reaux  ist  die  Thatsache  entscheidend ,  dass  sie  im  Jahre  1855 
im  Durchschnitt  täglich  725,000  Briefe  und  Journale  zu  em- 
pfangen und  abzugeben  hatten. 

An  allen  grösseren  Eisenbahnhöfen  besteht  ein  dgener 
dem  Stande  der  ambulanten  Bureaux  angehöriger  Beamte 
zur  Sammlung ,  üebergabe  und  Uebernahme  der  durch  diese 
Bureaux  besorgten  Korrespondenz. 

In  Paris  besteht  zu  diesem  Behufe  eine  eigene  Sektion 
des  äusseren  Dienstes  der  Postverwaltung.  Auch  sind  zur 
Leitung  des  Eisenbahndienstes  eigene  Postinspektoren  auf- 
gestellt. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Verkehr  auf  Eisenbahnen  und  mit- 
telst der  elektrischen  Telegraphen  kommt  die  Beförderung  von 
Briefen  mittelst  Estaffetten  oder  ausserordentlichen  Cou- 
rieren  wohl  nur  als  seltene  Ausnahme  vor.  Die  Estaffetten 
wechseln  von  Station  zu  Station,  die  Ck>uriere  machen,  wenn 
auch  mittelst  Pferdewechsels,  die  ganze  Reihe  durch,  sie 
werden  von  Station  zu  Station  durch  einen  reitenden  Postil- 
,lon  begleitet,  welcher  das  Pferd  des  Gouriers  zurückführt. 

Eine  wichtige  Rolle  im  Postwesen  spielen  endlich  die 
Briefträger.  Sie  dienen  theils  zur  Bestellung  der  Briefe  im 
Standorte  des  Postamtes  (facteurs  de  yille,  facteurs  locaux), 
theils  zur  Herstellung  der  Verbindung  zwischen  dem  Post- 
amte und  den  Gemeinden  seines  Bestellungsbezirkes  ausser 
dem  Standorte  (facteurs  ruraux).  * 

Alle  Briefträger  erhalten   eine  fixe  Löhnung,  die  sich 

*  Eingeführt  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1829. 
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tbeils  nach  der  Wichtigkeit  des  Standortes,  theils  nach  der 
täglich  zurückzulegenden  Strecke  richtet.  Im  Ganzen  sind  sie 
schlecht  gestellt,  wenn  gleich  die  Verwaltung  ihre  Lage  all- 
m&hlig  durch  Gehaltsaufbesserungen  und  Aushilfen  gUnstfger 
zu  gestalten  strebt. 

Das  Gresetz  vom  9.  Juni  1853  hat  sie  wenigstens  pen- 
sionsfiihig  gemacht. 

Sinnreich  ist  die  Kontrolle,  ob  der  Briefträger  jeden  ihm 
zugewiesenen  Briefkasten  regelmässig  bei  jedem  seiner  Gänge 
untersuche*  Es  befindet  sich  nämlich  im  Innern  des  Brief- 
kastens  ein  Stämpel,  nüt  dem  der  Briefträger  den  ihm  bei 
jedem  Gang  mitgegebenen  Umlaufbogen  zu  bezeichnen  hat. 

Die  Centralbehörde  des  Postdienstes,  die  Generaldirek- 
tion ,  wurde  bereits  gelegentlich  der  Darstellung  des  Finanz- 
ministeriums und  seiner  Gliederung  besprochen.  Der  äussere 
Postdienst  fheilt  sich  in  den  für  Paris ,  für  die  Departements 
und  für  die  Eisenbahnen.  ^ 

Der  Dienst  in  Paris  zerfällt  in  drei  Sektionen,  für 
die  ankonmienden  und  abgehenden  Posten,  den  Lokaldienst, 
die  Kassa.  Für  denselben  sind  ausser  dem  Centralbureau 
13  Arrondissements-,  20  Aushülfsbureaux,  356  Briefkasten, 
1170  Bureaubeamte,  650  Briefträger  bestimmt. 

Den  Dienst  in  den  Departements  verrichten 

173  zusammengesetzte  Bureaux,  wo  dem  Amtsvorsteher 
—  derselbe  fCkhrt  bei  der  Post  den  etwas  allzustolzen  und  mit 
der  Rangordnung  in  den  andern  Gefallszweigen  nicht  über- 
einstimmenden Titel  „Direktor*  —  mehrere  vom  Staate  er- 
nannte Beamte  beigegeben  sind ;  bei  den  wichtigsten  bestehen 
sogar  eigene  EontroUore  oder  Oberkommis  als  Stellvertreter 
des  Direktors  in  Verhinderungsfällen^; 

•  Die  Organisation  der  Postbehörden  beruht  auf  den  Ord.  vom  17.  De- 
cember  1844  und  2.  December  1847  und  den  Dekreten  vom  26.  April  1850 
und  25.  März  185^ 

^  Ord.  vom  18.  Februar  1827. 
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2532  einfache  Bureaux  (wo  der  Direktor  allein  rom 
Staate  ernannt  ist,  wenn  gleich  manchem  dieser  Direktoren 
Eanzleipaüschalien  zur  Unterhaltung  von  Gehilfen  bewil- 
ligt sind)  ; 

1127  Vertheilungsämter ,  deren  Leiter  keine  Katition 
leisten,  zur  Ausstellung  von  Geldanwdsungen  nicht  berech- 
tigt und  in  der  Amtsführung  andern  hiefÜr  verantwortlich 
erklärten  Direktoren  untergeordnet  sind. 

In  jedem  Departement  ist  ein  Direktor  als  Hauptrech- 
nungsleger^  aufgestellt,  welcher  allein  dem  Rechnungshofe 
unmittelbar  verantwortlich  ist.  Er  haftet,  abgesehen  von  sei- 
ner eigenen  Amtsführung,  bloss  fiir  die  formale  Gültigkeit  dar 
von  den  andern  Direktoren  ihm  übergebenen  Rechnungsbele- 
gen und  übt  auf  seine  Kollegen  keinen  imperativen  Einfluss.  ^ 

Ausserdem  sind  noch  die  Entrepots,  wo  die  Postpakete 
für  die  an  Seitenorten  liegenden  Bureaux  und  Vertheilungs- 
ämter  hinterlegt  werden,  und  die  Briefkasten  (bottes)  zu  er- 
wähnen, worin  die  nicht  dem  Postamte  förmlich  übergebenen 
Briefe  gesammelt  werden ;  es  gibt  keine  Gemeinde  in  Frank- 
reich, in  der  sich  nicht  wenigstens  ein  Briefkasten  befände.  ^ 

Die  Zahl  der  vom  Staate  besoldeten  Beamten  in  den 
Departements  beläuft  sich  auf  20,563 ,  ausserdem  sind  noch 
4,804  Gemeinde-  und  10,760  Landbriefträger  verwendet. 

Dem  Dienste  in  den  Departements  verdient  jener  in 
Algier,  den  Kolonien  und  der  Levante  angereiht  zu  werden. 
In  der  Levante  hat  Frankreich-  5  Postdirektoren  und  9  Be- 
stellungsämter. 

Für  den  Eisenbahndienst  bestehen  59  ambulante  Bureaux 
mit  520  Beamten  und  109  Bahnhof  beamten ;  jede  Eisenbahn- 
linie steht  unter  einem  eigenen  verantwortlichen  Direktor, 
unter  demselben  sind  für  die  Leitung  je  eines  oder  mehrerer 
Bureaux  Brigadechefs  aufgestellt. 

•  Ord.  vom  18.  Februar  1827. 
'  Gesetz  vom  3.  Juni  1820. 
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Für  den  Transport  der  Depeschen  sind  160,  für  deren 
Uebernahme  und  Uebergabe  an  den  Haltstellen  (transborde- 
ment)  71,  für  deren  zeitweise  Aufbewahrung  510  Beamte 
bestiipmt. 

Im  Postdienste  besteht  die  Eigenthümlichkeit,  dass  die 
Postdirektorsstellen  eines  jährlichen  Ertrags  von  1000  Fr. 
und  darunter  auch  an  Personen,  die  dem  Postdienste  nicht 
angehören  und  sich  nicht  durch  das  Supemumerariat  für 
ihn  ausgebildet  haben,  nämlich  an  alte  Diener^  die  wenig- 
sten 7  Civil-  oder  Militärdienstjahre  zählen  oder  im  Dienste 
verwundet  oder  erkrankt  sind ,  oder  auch  an  Frauen ,  deren 
Väter,  Brüder,  Söhne,  Schwiegerväter  sich  in  solcher  Lage 
befinden  oder  befunden  haben ,  verliehen  werden  können ,  und 
der  Minister  ist  sogar  berechtigt,  Verleihungen  ausser  diesem 
ohnehin  hinlänglich  weit  gezogenen  Kreise  vorzunehmen.  Die 
dergestalt  ernannten  Individuen  konkurriren  auch  mit  den 
übrigen  Postbeamten  für  höhere  Dienststellen;  nur  sind  die 
Frauen  von  jenen  bei  zusammengesetzten  Aemtern  ausge- 
schlossen. Auch  werden  manchmal  solche  Leute  selbst  von  der 
Eautionslegung  befreit,  eine  eben  nicht  zur  sorgfältigen  tech- 
nischen Ausbildung  im  Postdienste  aufmunternde  Verfügung.^ 

Die  einfachen  Postbureaux  sind  nach  dem  Umfange  ihrer 
Obliegenheiten  in  bestimmte  Kategorien  getheilt,  dieRangi- 
rung  erfolgte  mit  der  Entscheidung  vom  10.  Juli  1854. 

Zur  üeberwachung  dieses  Heeres  von  Postbeamten  die- 
nen 93  Inspektoren  und  80  Unterinspektoren  in  Paris  und 
in  den  Departements.  Die  Inspektoren  in  den  Departements 
üben  eine  Art  permanenter  Oberleitung  über  die  ihnen  unter- 
stehenden Beamten,  erstatten  die  Vorschläge  über  die  von 
den  Präfekten  zu  besetzenden  Stellen,  ^  sind  in  vielen  Be- 
ziehungen auch  geldanweisende  und  verwaltende  Beamte  und 
führen  auch  den  Titel  eines  Dienstchefs.  Die  Unterinspektoren 

'  Ord.  vom  17.  Dccember  1844. 
^  Ministerialerlass  vom  3.  Mai  1852. 
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sind  jenen  grösseren  Postämtern  zugetheilt,  welche  als 
Sammlungs-  und  Yertheilungsämter  für  andere  auf  Seitop- 
ortei«  liegende  Aemter  dienen  (bureaux  de  passe). 

Unter  den  Inspektoren  und  Unterinspektoren  stehen  die 
zur  speziellen  Ueberwachung  der  Briefträger  dienenden 
86  Brigadiers )  welche  die  Departements  bereisen  und  insbe- 
sondere die  Bestellung  der  Briefe  kontrolliren.  Ihr  Dienst 
hat  seit  der  Begünstigung  der  frankirten  Briefe,  bei  denen 
die  Eontrollirung  der  Briefträger  durch  das  zu  verrechnende 
Porto  entfällt,  ungemein  an  Wichtigkeit  ^eyvonnen  und  sich 
als  sehr  nützlich  bewiesen. 

Alle  Postagenten,  welchen  eine  Eontrolle  anvertraut  ist 
oder  die  an  der  Briefmanipulation  Theil  nehmen,  sind  zur 
Eidesleistung  verpflichtet  ^ 

Jeder  Postagent,  der  ihm  anvertraute  Briefe  unterdrückt 
oder  vernichtet,  der  das  Briefgeheinoniss  verletzt,  der  eine 
höhere  als  die  gesetzliche  Gebühr  für  sich  i^nfordert,  oder 
einen  Theil  der  gesetzlichen  Gebühren  unterschlägt ,  und  jeder 
Briefträger,  der  abgesehen  von  bliesen  Vergeben  Vtuf  eigene 
Rechnung  Briefe  vertheilt,  Briefe  zurQcknixitfnt,  von  denen 
er  weiss,  dass  sie  vom  Adressaten  bereits  aröShet  worden, 
oder  der  nach  seinem  Umlaufe  sich  nlaht  sogleich  ins  Bureau 
Behufs  der  Rückstellung  der  nicht  angebrachten  Briefe  zurück 
begibt,  wird  entlassen.  Gleiche  Strafe  trifft  jeden  Eourier,  der 
sich  in  Verrichtung  seines  Dienstes  eine  Verkürzung  d^  Post-, 
Zoll-  oder  Verbrauchsabgaben  zu  Schulden  kommen  lässt 

Eine  neue  allgemeine  Instruktion  für  den  Postdienst 
trat  mit  dem  1.  April  1856  in  Wirksamkeit;  sie  enthält, 
abgesehen  von  einem  Anhange,  einem  Inhaltsverzeichnisse 
und  einem  alphabetischen  Register,  2,230  Paragraphe  auf 
582  Folioseiten. 

In  keinem  anderen  Zweige  des  französischen  Finanz- 
dienstes   sind    vergleichende    üebersichten    von    grösserem 

•  Gesetz  vom  29.  August  1790,  SeiiatueoonsuU  vom  25.  Decembcr  1853. 
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iDteresee  als  im  Postw-esen ,  weil  in  keinem  andern  die  Folgen 
80  sichtlich  herTOrireten,  welche  ein  einfacher,  massiger  und 
dem  Interesse  des  Verkehrs  angepasster  Steuertarif  für  den 
allgemeinen  wie  fttr  die  besonders  finanziellen  Interessen  des 
Staates  hat. 

Wir  lassen  zu  diesem  Ende  im  Anhange  eine  umfassende 
Zusammenstellung  folgen,  der  wir  hier  nur  folgende  Daten 
entnehmen. 

^  Von  1816  bis  1845 ,  also  innerhalb  30  Jahren ,  hatte  sich 
die  Posteinnahme  von  21  auf  54  Millionen,  die  Zahl  der 
transpoftirten  Briefe  von  45  auf  108  Millionen  erhöht.  Im 
Jahre  1847  fiel  das  d^cime  rural,  der  Zuschlag  für  alle  durch 
Boten  ausser  den  Postorten  versendeten  oder  gesammelten 
Briefe,  weg,  die  Einnahme  sank  um  etwa  600,000  Fr.,  allein 
die  Zahl  der  Briefe  stieg  auf  126  Millionen ,  und  namentlich 
die  Lokalbriefe  vermehrten  sich  von  9  auf  22  Millionen. 
Vom  Jahre  1849  angefangen  entfiel  die  mit  der  Distanz  stei- 
gende Scala,  ein  fQr  die  Finanzen  empfindliches  Opfer,  denn 
die  Einnahme  sank  von  52,9  auf  42  Millionen,  allein  die 
Briefzahl  stieg  auf  157  Millionen ;  die  Briefe  der  grossen  Post, 
die  am  meisten  begünstigt  erschienen,  von  101  auf  130  Mil- 
lionen. Im  Jahre  1855  war  bereits  der  Verlust  fCkr  die  Fi- 
nanzen vollkommen  wieder  hereingebracht;  die  Einnahme 
war  dieselbe  wie  im  Jahre  1845^,  allein  die  Brief^hl  hatte 
sich  gegen  jenes  Jahr  von  108  auf  234  Millionen  erhöht, 
und  beide  Resultate,  für  die  Finanzen,  wie  fUr  den  öffent- 
lichen Verkehr,  wäreti  ohne  die  in  dem  Jahre  1850  einge* 
tretene  Rückschwankung  gegen  das  firühere  System  zuver^ 
lässig  um  einige  Jahre  eher  eingetreten. 

Nach  den  mitgetheilten  Zahlen  würden  in  Frankreich 
auf  jede  Person  ey,  Briefe  des  Jahres  fallen ,  da  aber  V,  aller 

*  Im  Jahre  1856  ist  die  Binnahme  gegen  jene  dea  Jahres  1855  um 
2^230,000  Fr.  gestiegen ,  das  Briefporto  allein  stieg  um  2,290,000  Fr. ,  die 
Mallepoeten  hatten  einen  Ausfall  von  125,000  Fr. 
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aufgegebenen  Briefe  sich  auf  Paris  vertittält,  so  ergeben  sidi 
des  Jahres  fllr  jede  Person 

in  Paris  50,0  >  ^  .  - 
ausser  Paris    2,2  \ 

Die  ausserordentliche  Zunahme  der  frankirten  Briefe  ist 
der  Begünstigung  derselben  durch  die  Gesetze  vom  1.  Juli 
1853  und  20  Mai  1854  zuzuschreiben. 

Die  Zahl  der  Postübertretungen  ist  seii;  der  Einführung 
der  Briefmarken  durch  den  mannigfachen  Miflsbrauch,  zu 
welchem  diese  treffliche  Einrichtung  eben  wegen  ihrer  Ein- 
fachheit Anlass  gibt ,  sehr  gestiegen.  Die  Zahl  öör  4en  Ge- 
richten angezeigten  Beschuldigten  betrugt  1851:  7jl6,  1862: 
1459,  1853:  1940,  1854:  2655. 

Interessant  ist  die  vei^leichende  Uebersieht  der  Zahl  d^ 
Zeitimgen  und  Journale,  doch  hängt  diese  Zahl  oiit  der  Post- 
reform nur  wenig  zusammen;  es  spiegelt  sich  in  ihr  Tielmehr 
die  zunehmende  politische  Bewegung  unter  der  Jidiregierung, 
die  Ueberstürzung  der  Revolutionsjahre,  der  Rücksehlag  der 
folgenden  Zeit,  das  durch  den  russischen  Krieg  neu  er- 
wachende Interesse  an  den  öffentlichen  Blättaen  und  vor 
allem  die  gvössere  Selbstständigkeit  und  fortschseitende  Ent- 
wickelung  der  Departements ,  ein  erfreuliches  Symptom ,  auf 
das  wk  im  Laqfe  unserer  Darstellung  noch  öfters  wer- 
den hinweisen  können.  Vieles  trug  zur,  grösseren  Verbrei- 
tung der  Zeitungen  in  den  Revolutionsjahren  die  während 
denselben  bis  1.  August  1850  bestehende  Befceiung  der  Jour- 
nale Yom  Stämpel  bei. 

Von  den  1854  transportirten  Briefen  waren  31  Millionen 
Amtebriefe^,  wofür  das  Porto  39  Mill.-Fr.  betragen  hätte. 
Rechnet  man  diese  zu  dem  Nettoertrage  von  21,2  Mill.  Fr. 

*  Bericht  des  Justizmioiaters  von  1856. 

'  Nach  den  von  der  Postverwaltang  gepflogenen  Erhebungen  wäre 
die  Zahl  der  Amtsbriefe  1840  nur  12,3  Millionen  gewesen.  Dass  in  14 
Jahren  eine  so  grosse  Vermehrung  eingetreten  sei,  ist  kaum  glaublich, 
vielleicht  liegt  eine  verschiedene  Art  der  Berechnung  zu  Grunde. 


509 


})inzu,  welchen  der  Poetdieost  in  diesem  Jahre  abwarf,  so  tritt 
seine  Bedeutung  im  französischen  Staatshaushalt  klar  hervor. 
Die  Postverwaltung  Frankreichs  rühmt  sich,  dass  von  den 
234  Hillionen  Briefen ,  die  1855  aufgegeben  wurden ,  nur  6700 
als  nicht  eingelangt  reklamirt  und  von  diesen  3600  aufgefun- 

13 

den  wurden,  so  dass  nur  3100  oder  .  _ _ ,  , _ .  der  Gesammt- 

'  1,000,000 

menge  verlorengingen;  Der  Ruhm  wäre  unbestritten,  wenn 
jeder  aufgegebene  Brief,  welcher  dem  Adressaten  nicht  recht- 
zeitig zukömmt,  reklamirt  würde;  allein  bekanntlich  be- 
schränkt die  Reklamation  sich  in  der  Regel  auf  Briefe  mit 
Werthpapieren^oder  Dokumenten. 

Weit  mehr  verdient  Anerkennung,  dass  die  Zahl  der 
nicht  bestellbaren  Briefe,  die  1847  noch  2,93%  der  gesamm- 
ten  Briefmenge  betrug,  sich  1855  auf  1,43%  vermindert  hat, 
dass  in  den  beiden  Jahren  1854  und  1855  380  neue  täg- 
liche Postverbindungen  errichtet  wurden,  und  dass  von  den 
38000  Gemeinden  Frankreiclis  nur  noch  3900  ohne  eine  täg- 
liche Postverbindung  sind.  ^ 

Die  Zahl  der  Postpakete,  die  1840  noch  16,275,000  be- 
trug, beläuft  sich  gegenwärtig  auf  27,762,000.      * 

Die  Zahl  der  einzelnen  Postkourse  (services)  entziffert 
sich  gegenwärtig  auf  3,287 ,  wozu  noch  31  Eourse  durch  die 
ambulanten  Bureaux,  81  Eourse  durch  eigene  Eoüriere  auf 
den  Eisenbahnen  und  die  durch  Dampfschiffe  vermittelten 
Eourse  kommen. 

Es  gibt  kein  Postbureau  in  Frankreich,  das  nicht  täg- 
lich einen  Eourier  erhält  und  abfertigt,  bei  den  meisten  kom- 
men und  gehen  des  Tages  über  mehrere  Eouriere.  In  Paris 
werden  täglich  siebenmal  Briefe  gesammelt  und  vertheilt 
Es  gehen  von  dort  täglich  zwei  Pakete  in  die  Departements, 

*  Annuaire  des  postes  de  Tempire  franfais.  Paris  &  Thötel  des  postes 
1S56,  eine  sehr  gote  ZusammensteUoDg,  welche  im  gegenwärtigen  Kapitel 
vielfach  benutzt  wurde. 
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und  Paris  unterhält  mit  mehreren  der  wichtigsten  Stftdte 
eine  drei-  bis  viermalige  tägliche  Postverbindong.  ^ 

Noch  immer  ist  aber  das  Postporto  viel  zu  hoch,  und 
wird  das  Postregale  viel  zu  sehr  als  Finanzquelle  benutzt.  — 

Es  wäre  hier  der  Ort,  auch  der  Einrichtungen  und  der 
Ergebnisse  der  telegraphischen  Korrespondenz  zu  er- 
wähnen, welche  so  enge  mit  dem  Postwesen  zusammenhängt, 
allein  sie  steht  in  Frankreich  unter  der  Leitung  des  Ministe- 
riums des  Innern ,  so  dass  ihre  Darstellung  ausser  den  Bereich 
dieser  Blätter  fällt.  Uebrigens  ist  Frankreich  durch  den  Vertrag 
mit  Preussen  vom  6.  November  1855  dem  österreichisch -deut- 
schen Tel^raphenverein  beigetreten,  so  dass  die  Bestimmungen 
des  letzteren  auch  für  dasselbe  Gültigkeit  haben.  Die  regelnden 
Gesetze  und  Dekrete  sind  vom  28.  November  1860,  17.  Juni 
1852,  23.  Mai  1853,  22.  Juni  1854,  21.  Juli  1856.  Das  letal 
erwähnte  Gesetz  ist  eben  jenes,  welches  den  Grundsätzen 
des  deutsch -österreichischen  Vereins  entsprechend  für  tele- 
graphische Depeschetf  eine  massige  und  einfach  zu  berech- 
nende Gebühr,  bestehend  aus  einer  fixen  Abgabe  und  einem 
nach  der  Zahl  der  zu  telegraphirenden  Worte  und  der  Grösse 
der  Entfernung  bemessenen  veränderlichen  Betrag  festsetzt  '^ 

Der  Ertrag  der  Telegraphengebühren  war  für  1856  mit 
4,5  und  ist  für  1857  mit  5  Millionen  Fr.  veranschlagt  und 
betrug  für  1855  über  2,500,000  Fr. 

*  Der  gegenwärtige  Qeneraldirektor  der  Posten«  Herr  8tQ»nn,  bemüht 
sich  redlich  die  mannigfachen  Mängel  des  ftraazöfllscJtoB  Postweeens  zu 
beseitigen.  Erst  im  Mai  1856  wurden  in  Paris  die  Stunden  der  Brief- 
aufgabe von  3  bis  5  auf  5  bis  6  Uhr  Abends  und  in  den  Bahnhöfen  und 
deren  Nähe  von  6  bis  8  auf  7  bis  10*/,  Uhr  Abends  veriängert. 

'  Die  fixe  Abgabe  beträgt  2  Fr.,  und  ausserdem,  «ind  für  jeden  My- 
riameter  des  ztirückgelagten  Weges  10  Cent ,  and  über  dafl  lffaitni|in  von 
15  Worten  hinaus  für  je  5  Worte  eine  Uebertaxe  von  10  %  bu  entrichten. 
Für  die  Adresse  sind  5  Worte  frei.  Depeschen  die  an  Orten,  wo  kein 
permanenter  Nachtdienst  eingerichtet  ist,  des  Nachts  «tofgegeben  werden, 
unterliegen  der  doppelten  Gebühr.  Die  ZusteUung  an  Eine  Person  erfblgt 
unentgeltlich,  für  jede  weitere  Zustellung  sind  je  10  Cent  su  zahlen.  Bei 
Depeschen  für  den  Ort  der  Aufgabe  ist  die  fixe  Abgabe  auf  1  Fir.  ennässigt. 
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Der  StaatshauBhalt.  —  Das  Staatsschuldenwesen.  —  Die  öflüentlichen  Kre- 

ditsanstalten.  —  Das  Geld-  nnd  Münzwesen. 

L    Der  Staatshaushalt. 

Wir  haben  die  Organe,  denen  Frankreich  seine  Finan- 
zen anvertraut,  ihre  innere  Gliederung,  die  Art  ihrfes  Ver- 
fahrens, die  Eontrollen  der  Ausgaben  und  die  Quellen  der 
Einnahmen  kennen  gelernt;  es  ist  nun  an  der  Zeit,  dass 
wir,  die  zerstreuten  Elemente  zusammenfassend,  ein  Ge- 
sammtbild  des  Staatshaushaltes,  seiner  Hilfsquellen,  seiner 
Bedürfnisse,  ihres  gegenseitigen  Verhältnisses  und  wie  sie 
allmälig  zu  ihrem  gegenwärtigen  Stande  sich  herausbildeten, 
uns  zu  verschaffen  suchen. 

Wir  theilen  zu  diesem  Ende  im  Anhange  gegenwärtiger 
Darstellung  den  Voranschlag  fUr  die  Jahre  1856  und  1857 
und  di^  bisher  bekannt  gewordenen  Ergebnisse  der  Jahre 
1855  und  1856  mit.  Aus  denselben  stellen  sich  für  die  uns 
hier  beschäftigenden  Fragen  folgende  Thatsachen  heraus. 

Die  Gesammt-  (Brutto-)  Einnahme  für  das  Jahr  1857 
ist  durch  das  Finanzgesetz  vom  14.  Juli  1856  mit  1710,5  Mil- 
lionen Fr.  veranschlagt,  wobei  zwar  die  Steuerzuschläge  zu 
den  direkten  Steuern  zu  Gunsten  der  Departements  und  der 
Gemeinden,  dann  die  besonderen  Abgaben  zu  Gunsten  der 
ersteren,  aber  weder  das  Oktroi  und  die  andern  Gemeinde- 
abgaben, noch  die  Einkünfte  mehrerer  Staatsinstitute  (der 
Ehrenlegion,  der  Staatsdruckerei,  der  Münzstätten,  der 
Marine -Invalidenkasse,  der  höheren  Lehranstalten  und  der 
Konsalatskanzleien,  mit  30,6  Millionen,  die  Einkünfte  Algiers 
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ftkr  Lokalzwecke  mit  etwa  4  HilKonen,  und  die  Einkünfte 
der  Kolonien  mit  6,6  Millionen  gerechnet  sind. 

Für  da^  Jahr  1856  waren  nach  dem  Fiuanzgeaetze  vom 
5.  Mai  1855  veranschlagt: 

Miil.  Fn. 

die  wirklichen  Einnahmen   .     1123,3)  ^    ^  „.      ;_      ^"I^ITa 

,.    ri     vr-u  w  1.  fv        *    (OrdentL Einnahmen  1578,4 

die  Durchführungen,  Einhe-  > hierunter)  ,  ^Z*„ 

u  jott  1- *  11  M>^aa\  ^ausserord.      „  23,7 

bungen  und  Rückstellungen      478,8) 

Zusammen    1602,1 

« 

Auf  Grundlage  der  bisher  bekannt  gewordenen  Sigeb- 
nisse  des  genannten  Jahres  dürfte  man  aber  nicht  irren,  wenn 
man  die  Einnahmen  desselben  mit  1730  Millionen  annimmt 

Von  der  Bruttoeinnahme  kommen  nach  dem  Voran- 
schlage für  1857  524,4  MilUonen  und  für  1856  478,8  MU- 
lionen  Fr.  für  Kosten  der  Perception,  Steuerrestitutionen, 
Abfuhren  an  fremde  Fonds  und  bloss  rechnungsmässig  auf- 
geführte Posten  abzuziehen ,  so  dass  eine  Nettoeinnahme  nach 
dem  Voranschlage  für  1857  von  1186,1  Millionen  und  für 
1856  von  1123,3  Millionen  Fr.  erübrigt.  Für  1856  dürften 
nach  dem  bisher  bekannt  Gewordenen  die^e  Abzüge,  entspre- 
chend der  vermehrten  Bruttoeinnahme,  auf  500  Millionen  sich 
stellen ,  so  dass  wahrscheinlich  eine  Nettoeinnahme  von  1230 
Millionen  Fr.  erzielt  wurde.  Aber  selbst  in  der  Beschrünkong 
auf  die  Ziffer  von  1123,3  Millionen  hatte  Fnuskreich  ein  Ein- 
kommen aufzuweisen,  dem  kein  Staat  des  Kontinents  auch 
nur  annähernd  ein  gleiches  an  die  Seite  zu  setzen  hat 

Nach  dem  Bruttoertrage  von  1730  MilUonen  eigab  sich 
eine  Steuerquote  von  47,8  Fr.  für  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung   Frankreichs    im    Jahre    1856    mit    36    Millionen.  * 


*  Im  Jahre  1856  wurde  die  Bevölkerung  Frankreichs  durch  Zählung 
mit  36,039,364  Millionen  erhoben.  Diese  Zahl  gilt  nun  sowohl  im  All- 
gemeinen als  in  ihren  Bestandtheüen  tür  die  dnzelnen  Bezirke  und 
Gemeinden  in  Folge  des  Dekretes  vom  20.  December  1856  in  den  fünf 
Jahren  1857 — 1861  als  die  allein  authentische  für  die  verschiedenen  Ver- 
waltuDgsz wecke,  die  Militäraushebung,  die  Bemessung  dar  Patentsteuer, 
der  Getränke- Eingangsgebühren  u.  dgl.  m. 
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Diese  Quote  ist  keine  so  hohe,  dass  sie  Besorgnisse  er- 
r^en  könnte.  Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass 
höchst  ansehnliche  Posten  der  Bruttoeinnahme  nur  als  durch- 
laufend sich  darstellen,  indem  sie  den  Steuerpflichtigen  so- 
gleich oder  nachträglich  unter  andern  Formen  wieder  zurück- 
gestellt werden,  oder  nichts  als  der  Entgelt  einer  vom  Staate 
für  den  Steuerpflichtigen  bestrittenen  Auslage  sind.  Hieher 
gehören  die  zahlreichen  Steuerrestitutionen,  die  Provisionen 
für  die  bezahlten  grösseren  Steuerbeträge,  die  Ausftihrs- 
prämien,  der  Werth  des  Materials  beim  Tabak-  und  Pulver- 
verkauf, der  Werth  des  Papiers  beim  Urkundenstämpel,  die 
zur  Besorgung  der  Briefe  und  Geldsendungen  vom  Staate 
bestrittenen  haaren  Auslagen,  die  H^osten  der  Forste  und 
Domänen.  Ebenso  fallen  den  Steuerpflichtigen  jene  Beträge 
nicht  zur  Last,  welche  in  der  Staatsrechnung  als  von  einem 
Staatsfonde  an  den  andern  oder  als  von  Gemeinden  als  Er- 
satz der  für  sie  bestrittenen  Auslagen  an  den  Staat  abgeführt 
erscheinen,  und  endlich  müssen  als  nicht  unter  die  Staats- 
abgaben gehörig  die  für  Rechnung  der  Gemeinden,  Handels- 
kammern und  ähnlicher  Lokalinstitute  eingehobenen  (Felder 
abgerechnet  werden.  Es  erreichen  alle  diese  Beträge  zu- 
verlässig die  Summe  von  320  Millionen,  so  dass  die  eigent- 
liche Last  der  Staatsabgaben  im  Jahre  1856  (die  Depar- 
tementalabgaben  eingerechnet)  nur  1410  Millionen  oder 
36  Fr.  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  beträgt.  Es  gibt  auf 
dem  Kontinente  mehrere  Staaten,  die  Niederlande,  Däne- 
mark, Spanien,  wo  die  Quote  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
grösser  oder  gleich  ist,  ohne  dass  man  überall  den  durch- 
schnittlichen Wohlstand  einen  grösseren  nennen  könnte. '  Dass 
die  Abgaben,  was  man  auch  gegen  das  Ausmass  und  die 
Einhebungsart  einzelner  derselben  einwenden  kann,  in  ihrer 
Gesammtheit  nicht  zu  hoch  bemessen  sind ,  wird  auch  durch 

*  Vergl.  Freiherr  v.  Reden:   Deutschland   und  das  übrige  Europa. 
Wiesbaden  1654.    S.  1050. 

Hock,  FlDsnzverwaltung  Frankreichs.  33 
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das  nachhaltige  und  bedeutende  Steigen  derselben  und  die 
leichte  Einbringlichkeit  der  direkten  Steuern  ziflfermäflaig  be- 
wiesen ;  auf  die  letzteren  müsste  zuletzt  jede  bleibende  Ueber- 
bttrdung  des  Volkes  ihren  Einfluss  äussern.  Wir  geben  in 
dieser  Richtung  im  Anhange  mehrere  vergleichende  Zusam- 
menstellungen ,  und  können  uns  daher  hier  auf  folgende  all- 
gemeine Bemerkungen  besdirftnken: 

Vor  dem  Ausbruche  der  Revolution  im  Jahre  1789  be- 
liefen sich  die  Einnahmen  Frankreichs  auf  '544,1  Ldvres, 
1810  in  der  glorreichsten  Zeit  des  Kaiserreiches,  als  es  bis 
nach  Hamburg,  Köln,  Mainz,  Genua  und  Rom  reichte,  auf 
922,9,   1829  im  letzten  Jahre  der  Restauration  auf  986,2, 

1847  im  letzten  Jahi^  der  Friedensregierung  Louis  Phi- 
lipps auf  1342,8  Millionen  Fr.,  und  trotz  der  tiefen  Er- 
schütterung der  Revolutionsjahre  1848  bis  1851,  wo  die 
ordentlichen  Einnahmen  auf  1207,3,  1256,8,  1296,5,  1273,3 
sich  verminderten,  und  trotz  des  hereingebrochenen  Krie- 
ges hatten  sie  sich  1853  auf  1391,1,  1854  auf  1520,3, 
1855,  so  weit  es  sich  auf  Grund  des  ersten  provisorischen 
Jahresschlusses  berechnen  Iftsst,  auf  1666,5  Millionen  Fr. 
erhoben. 

Die  direkten  Steuern  haben  sich ,  ohne  dass  eine  merk- 
liche Erhöhung  des  Steuerperzents  erfolgte,  ja  indem  die 
Zuschläge  in  den  letzten  Jahren  sogar  vermindert  wurden, 
fast  blos  durch  die  natürliche  Steigerung,  den  Zuwachs  an 
steuerpflichtigen  Objekten  und  Personen,  von  331  Millionen 
im  Jahre  1830  auf  423  Millionen  im  Jahre  1847,  —  431  Mil- 
lionen im  Jahre  1854,  —  436  Millionen  im  Jahre  1855,  — 
448  Millionen  im  Jahre  1856  erhöht.  —  Die  Rückstände  an 
der  Jahreseinnahme  am  Schlüsse  des  Solarjahres,  die  vor 

1848  stets  um  8%  der  Steuerausschreibung  sich  bewegten, 
waren  1854  auf  4y3%,  1856  sogar  auf  4%  herabgesunken.* 

*  Nachdem  die  letzte  Monatsrate  der  direkten  Steuern  erst  am  Ende 
Januars  des  folgenden  Jahi^es  sa  zahlen  ist;  so  stellen  die  angeführten 
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Die  Kosten  der  zwaogsweifleii  Einhebung,  die  bereits  vor 
1848  allmälig  auf  %.ll  von  Tausend  des  Steuerbetrages  ge- 
fallen waren ,  haben  sich  1854  auf  2,13 ,  1855  auf  1,80  und 
1856  sogar  auf  1,62  von  Tausend  ermässigt. 

Bei  den  indirekten  Steuern  ist  wegen  der  mannigfachen 
Aenderungen,  die  sie  erlitten  haben,  eine  solche  Vergleichung 
allerdings  kein  gleich  verlässUcher  Massstab  für  die  Steuer- 

I 

fähigkeit,  Isdess  gestattet  auch  hier  eine  nachhaltige  Stei- 
gerung einen  nicht  unwahrscheinlichen  Induktionsschluss  auf 
die  Nicht- Ueberbürdung  des  Landes.  Der  Ertrag  aller  in- 
direkten Steuern  war  1830:  575  Millionen,  1847-  trotz  der 
Beseitigung  des  Lotte  und  der  Spielhäuser  ^  825  Millionen, 
und  trotz  der  Ermässigung  der  Salzsteuer,  des  Brief^rto, 
der  (wenn  auch  vorübergehenden)  Herabsetzung  des  Enre- 
gistrements  und  des  Wegfalls  der  Getreide-  und  Weinzölle 
1853  846,8,  1854  847,3,  1855,  wo  allerdings  in  der  Mitte 
des  Jahres  (durch  die  Gesetze  vom  5.  Mai  und  14.  Juli)  ein 
zweiter  zehnprocentiger  Zuschlag  und  eine  Erhöhung  der  Ge- 
tränke- und  der  Transportsteuer  eintrat,  951  '^  und  1856  über 
1026  Millionen. 

Für  1857  sind  die  indirekten  Abgaben  mit  Zurechnung 
der  neuen  Erhöhungen  auf  1031  Millionen,  ohne  dieselben 
auf  948  Millionen  veranschlagt. 

Vergleicht  man  die  Erträgnisse  der  einzelnen  Steuern 
unter  einander,  so  findet  man,  dass  die  direkten  Abgaben 
jetzt  nur  44%  der  indirekten  abwerfen;  1830  war  das  Ver- 
bältniss   wie   57:100,   1847   und   1854  wie   51-100;   ein 

Zahlen  heraus,  dass  eigentlich  die  Steuern  schneller  eingeben,  als  sie  fallig 
sind.  Ende  1856  waren  für  das  Ende  Januars  fällige  letzte  Zwölftel  der 
Jahressteuer  schon  ^'/loo  «inbezahlt.  Die  SteuerrÜckstände  fiir  1855  be- 
liefen  sich  auf  394,000  Fr.  oder  9  von  Tausend. 

*  Gesetze  vom  21.  April  1832  und  18.  Juli  1836. 

'  Von  den  65  Millionen,  um  welche  der  Voranschlag  dieses  Jahres 
übertroffen  wurde,  kommt  nur  die  Hälfte  auf  Rechnung  der  erwähnten 
Steuererhöhungen. 
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sprechender  Beweis  des  steigeDden  Einflusses,  welchen  das 
bewegliche  Eigen thum  über  das  unbewegliche,  der  Handel, 
die  Industrie  und  alle  die  hunderttausend  bewegenden  Kräfte, 
welche  sich  der  direkten  Abschätzung  und  Besteuerung  ihres 
Ertrages  entziehen,  gegenüber  den  fixen  Elementen  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  auf  die  Volkswirthschaft  wie  auf  den 
Staatshaushalt  sich  erringen. 

Bezeichnend  ist  der  verhältnissmässige  Stillstand  in  dem 
Zollertrage. 

Der  letztere  belief  sich  1828  auf  109,3  Hill.  Fr. 

1847    „   144,2    „       , 

1852  „   148,2    „       , 

1853  ,   149,8     „       , 

1854  „   158,0    „       , 

1855  „   198,2    „       „ 

1856  ,  184,7     ,       „ 

Man  gewahrt  bis  1853  deutlich  den  Einfluss  der  Mängel  der 
Gesetzgebung,  der  allzuhohen  Zölle  und  der  Prohibitionen. 
Nur  die  letzten  freisinnigen  Verfügungen  der  kaiserlichen 
Regierung ,  die  Ermässigung  der  Eisen-  und  der  Zuckerzölle, 
haben  wieder  einen  Aufschwung  in  das  stagnirende  GtefäUe 
gebracht ;  der  10  %  Zuschlag  des  Jahres  1855  hat  den  Ertrag 
nicht  nachhaltig  erhöht. 

Unter  den  indirekten  Steuern  nehmen  das  Enregistre- 
ment  und  der  Stämpel  ein  volles  Drittheil  in  Anspruch. 
Diess  ist  offenbar  zu  viel,  da  sie  zum  grössten  Theile  jene 
Objekte  treffen,  auf  denen  zunächst  die  direkten  Steuern 
lasten,  und  die  freie  Beweglichkeit  jenes  Eigenthums  hindern, 
welches  heutzutage  nach  langer  Vernachlässigung  den  Unter- 
nehmungsgeist am  meisten  in  Anspruch  nimmt  und  der  be- 
deutendsten Kapitalien  bedarf. 

Bezeichnend  für  die  Sicherheit  und  den  moralischen  Ein- 
fluss der  Finanzverwaltung  ist,  dass  die  Zcüil  sowohl  der 
Gefällsübertretungen  als  der  Fälle  des  Widerstandes  und  der 
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Beleidigung  der  öffentlichen  Agenten  sich  vermindert.  ^  Die 
letztere  Erscheinung  bftngt  wohl  mit  der  Kraft  und  dem  An- 
sehen '  zusammen ,  welche  die  kaiserliche  Regierung  über- 
haupt zu  erringen  verstand. 

Vergleichen  wir  die  Staatseinnahme'  mit  den  Kosten  ihrer 
Verwaltung  und  Erhebung,  so  zeigt  sich  im  Allgemeinen 
kein  ungünstiges  Ergebniss.  Die  Kosten  betragen  nach  dem 
Voranschlage  für  1867  nur  10%  der  ersteren. 

Hievon  entfiEillen  für  die  eigentlichen  Abgaben  und  zwar 

fUr  die  duckten  Steuern 3,8% 

für  das  Enr^;istrement  und  den  Stftmpel    3,4% 
für  die  Zölle  und  die  indirekten  Abgaben  11,9% 
(berechnet  nach  Abschlag  des  Werthes  des  Tabak-  und  Pul- 
vermaterials, der  Steuerrestitutionen  und  der  Ausftihrprämien 
von  den  Einnahmen  und  Ausgaben). 

Wir  haben  in  den  betreffenden  Abschnitten  Manches  be- 
merkt^ was  in  den  letztgenannten  Verwaltungszweigen  zur 
Verminderung  der  Einhebungskosten  noch  zu  thun  erübrige, 
doch  dürfen  wir  hier  nicht  unerwähnt  lassen ,  dass  bereits 
Vieles  geschehen  sei.  Die  Kosten  der  Einhebung  der  indirekten 

*  Kach  'dem  Berichte  des  Ministers  der  Justiz  über  die  Ergebnisse 
der  Rechtspflege  in  den  Jahren  1851^1855  betrog  die  Zahl  der  Be- 
schuldigten : 

1851      1852       1853      1854      1855 
wegen  Beleidigung  und  Verletzung 

öffentlicher  Agenten 10931    11018      9484      7221      7150 

wegen  Uebertretungen  der  Zoll-, 
Oktroi-  und  indirekten  Abgaben- 
Vorschriften     4682      4210      4361      3736      3086 

wegen  Uebertretungen  der  Jagd-, 
Waffen-  und  Fischereigesetze     .    75857    92432    87396    83573    64916 

Waldfrevel 71866    86349    80925    77330    60473 

Die  einzige  Ausnahme  bilden,  vielleicht  wegen  der  strengeren  Auf- 
sicht, Jedenflalls  aber  wegen  der  Leichtigkeit  einer  missbräuchlichen  Ver- 
wendung der  Postmarken,  die  Uebertretungen  gegen  die  Postgesetze;  hier 
betrug  die  Zahl  der  Beschuldigten:         1851    1852    1853    1854    1855 

726     1459    1940    2601    5768 
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Abgaben   und   des  Tabaks   hatten  1813  unter  Napoleon  I. 
22%,  1824  unter  der  Restauration  18%  betragen. 

kn  Ausgaben-Budget  Frankreichs  seeigt  sich  dieselbe 
Erscheinung,  die  wir  bei  den  meisten  andern  Kontinental- 
Staaten  bemerken:  Die  Ausgaben  sind  in  stärkerem  Hasse 
als  die  Einnahmen  gewachsen  und  zu  ihrer  BeMedigung 
haben  die  letzteren  nur  selten  ausgereicht 

Für  1856  waren  die  Ausgaben  mit  Ausschluss  der  zur 
Zeit  der  Verfassung  des  Voranschlags  noch  in  Aussicht  ge- 
standenen bedeutenden  Eriegsauslagen  mit  1597,9  MiDionen 
veranschlagt  worden ,  und  im  Voranschlage  für  1857  erreichen 
sie  sogar  die  Summe  von  1695,1  Millionen  Fr. 

Hierunter  uiw.  Fr. 

wirkliche  Ausgaben 1170,7 

rechnungsmässig  durchzuführende  Ausgaben    .     .     .      524,4 

ordentliche  Ausgaben 1641,5 

ausserordentliche  Ausgaben 53,6 

In  dem  hinsichts  der  Einnahmen  so  günstigen  Jahre  1855 
zeigt  der  pmvisorische  Abschluss  des  Friedensbudgets,  in  dem 
übrigens  sowohl  die  Eriegsauslagen  als  die  aufgenommenen 
Anlehen  unberückaiphtigt  blieben,  ein  Deficit  von  beiläufig 
75  Millionen  Fr.  Jene., Auslagen  haben  übrigens  über  680 
Hillionen  Fr.  betragen  und  die  neuen  Anleihen  haben  den 
Staatskassen  einen  Zufluss  von  1289  Millionen  Fr.  theils  ver- 
schafft, theils  für  1857  in  Aussicht  gestellt. 

Die  Restauration  hatte  aus  der  Periode  vor  1816  einen 
Passivrest  von  87  Millionen  unberichtigt  gelassen  ^  ihre  Aus- 
gaben hatten  sich  von  1816  bis  1830  auf  14,428  Millionen, 
ihre  Einnahmen  auf  13,160  Millionen  belaufen,  und  ungeach- 
tet der  Anlehen  von  1188  Millionen  war  ein  Rest  von  80  Mil- 
lionen unbedeckt  geblieben. 

Seit  der  Julirevolution ,  in  der  ganzen  Periode  von  1830 
bis  1856,  finden  wir  kein  Jahr,  wo  der  Ertrag  der  Staatsein- 
künfte zur  Bestreitung  der  Staatsausgaben  hingereicht  hätte. 


5t9 


Stets  luufiste  von  Zeit  zu  Zeit  durch  Anleihen  ausgeholfen 
werden.  , 

In  den  18  Jahren  der  R^erung  Louifl  Philipps  betrug 
die  Gesammtsumme  der  Staatseinkünfte  20,725  Millionen, 
die  Gesammtsumme  der  Ausgaben  22,988  Millionen ,  das  De- 
ficit war  also  2,258  Millionen ;  hievon  wurden  1355  Millionen 
durch  ftindirte  Staatsanlehen,  442  Millionen  durch  die  Ein- 
künfte des  Amortisationsfondes  und  46  Millionen  durch  Ein- 
zahlungen verschiedener  Eisenbahngesellschaften  getilgt,  so 
dass  nur  415  Millionen  ungedeckt,  als  schwebende  Schuld, 
auf  di/e  Bepublik  und  das  Kaiserreich  übergingen. 

Im  Jahre  1848  wurde  bekanntlich  zwangsweise  ein  Be- 
trag der  schwebenden  Schuld  von  289  Millionen  in  eine  in- 
scribirte  Sohuld  verwandelt  und  hierdurch  das  Deficit  der 
vorausgegangenen  Regierungen  von  582  auf  293  Millionen 
zurückgeführt. 

In  den  Jahren  1848  bis  1854  betrug  die  Summe  der 
Einnahmen  10,349  Millionen,  die  Summe  der  Ausgaben 
11,400  Millionen ,  und  von  der  Staatsschuld  mussten  in  Folge 
der  Rentenconversion  des  Jahres  1852  bei  79  Millionen  zu- 
rückgezahlt werden,  hingegen  wurden  heue  Anlehen  im  Be- 
trage von  309  Millionen  aufgenommen  und  aus  dem  Ver- 
kaufe der  Staatseisenbahnen  227  Millionen  gelöst,  so  dass 
während  dieser  Periode  594  Millionen  Fr.  ungedeckt  blieben. 
Die  Summe  des  Defidts  betrug  also  Anfangs  1855  über 
965  Millionen  Fr. 

Die  definitive  Abrechnung  des  Jahres  1855  wird,  wie 
wir  oben  aus  der  provisorischen  Abrechnung  ersahen,  wegen 
der  grossen  im  Laufe  desselben  aufgenommenen  Anlehen, 
ungeachtet  der  Eriegsauslagen  eine  Verminderung  des  un- 
gedeckten Deficits  nachweisen. 

Nach  einem  Berichte  des  Finanzministers  an  den  Kaiser 
vom  7.  Oktober  1856  soll  im  Budget  für  1858  bereits 
das  vollste  Gleichgewicht  zwischen  Einnahme  und  Ausgabe 
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hergestellt  sein,  die  Armeereductioiien,  die  im  Janaar  1857 
eingetreten  sind,  und  die  Bemühungen,  neue  Steuerobjekte 
au&ufinden,  die  wiederholt  auftauchen,  weisen  auf  den  Ernst 
jener  Versprechung  hin* 

Die  stärksten  Ausgaben  waren  während  der  Restauration 
in  dem  Jahre  1818  nüt  1414,4  und  1823  mit  .1118  Millionen, 
während  der  Regierung  Louis  Philipps  1846  mit  1566,5  und 
1847  mit  1629,7  Millionen  Fr. 

Der  Durchschnitt  der  Ausgaben  war  1816  bis  1829  bei 
960  Millionen,  1830  bis  1839  bei  1170  MiUionen,  1840  bis 
1845  bei  1432  Millionen.  Das  Revolutionsjahr  1848  ver- 
brauchte 1770,9,  1849  über  1646,  1854  über  1988,  1855 
mehr  als  2415  Millionen  Fr. 

Die  Zukunft  wird  an  den  Lasten,  welche  die  O^en- 
wart  ihr  Übermacht,  nicht  leicht  zu  tragen  haben,  indess 
lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  mit  jenen  Lasten  vieles  auch 
für  die  Zukunft  Wirksame  geschaffen  worden  ist. 

Ueberhaupt,  wenn  wir  die  Jahre  abrechnen,  wo  Kri^e, 
Kriegsrüstungen  und  innere  Umwälzungen,  das  was  der 
Nationalökonom  unfruchtbare  Auslagen  nennt,  was  aber  von 
einem  höheren  Standpunkte  ebenfalls  oft  als  von  dem  segens- 
reichsten Erfolge  sich  bewährt^  -über  das  gewöhnliche  Mass 
erhöhten,  so  ist  das  Verhältniss,  in  welchem  die  einzelnen 
Dienstzweige  in  den  Staatsaufwand  sich  theilen,  ein  günsti- 
ges, dem  Berufe  eines  christlichen  Staates  nicht  widersprechen- 
des zu  nennen,  und  namentlich  ist  hierin  unter  der  kaiser- 
lichen Regierung  ein  entschiedener  Fortschritt  eingetreten. 

Es  nehmen  nach  dem  Friedensbudget  von  den  Gesammt- 
ausgaben  in  Anspruch:  1856    1857 

Staatsrepräsentation  und  Staatsverwaltung    .       6,7      6,5  % 

Erhebung  der  Staatseinnahmen 10,4    10,0  ^ 

Staatsschuld  und  Pensionen 28,4    30,0  „  * 

'  Der  Krieg  gegen  Rusaland  hat  die  Schuldenlaiit  tim  eine  Jahres- 
rentc  von  71,7  Mill.  Fr.  erhöht. 
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1866    1857 

Heer 19,7    19,4  7^ 

Marine .     .    .f 6,2      6,0  „ 

Kolonien 1,0      1,0  „ 

Rechtspflege 2,8      2,6  „ 

Kultus,  Unterricht,  Ackerbau,  Handel,  Ge- 
werbe, öffenüidie  Wohlth&tigkeit,  Gesund- 
heitspflege^ Kolonisation  u.  dgL   ....      5,4      5,2  ^ 
Oeffentliche  Bauten,  Eisenbahnen,  Telegra- 
phenlinien       7,5      7,3  „ 

Nützliche  Departemental- Auslagen   ....      6,0      5,8  „ 
Abgaben-Resfitationen ,  Abschreibungen,  Aus- 
führprämien etc 5,9      6,2  „ 

Verglichen  mit  den  Ei^bnissen  des  Jahres  1847  bemerkt 
man  eine  Verminderung  der  Einhebungskosten  der  direkten 
Steuern  und  des  Enregistrements,  ungeachtet  der  gestiegenen 
Einnahme,  ebenso  bleibt  die  Erhöhung  der  Verwaltungskosten 
im  2i0llwe6en  und  den  indirekten  Steuern  weit  unter  dem 
Verhältnisse  der  zu  hoffenden  Einnahmserböhung  zurück. 

Die  Zinsen  der  Staatsschuld  sind  mit  Einschluss  der 
Dotation  des  Amortisationsfondes  gegeiüüber  ron  1847  für 
1856  um  75,2  MU.  und  für  1857  um  111,3  Mill.  Fr.  gestiegen. 
Die  Civilliste  ist  um  13,2  Millionen  erhöht  worden,  die 
Dotation  des  Senats  und  der  Ehrenlegion,  sowie  die  Kosten 
des  Staatsministeriums  erscheinen  als  ganz  neue  Auslagen; 
der  gesetzgebende  Körper  kostet  nahe  doppelt  so  viel,  als 
die  frühere  Pairs-  und  die  Deputirtenkammer  zusammen; 
dasselbe  ist  in  noch  höherem  Masse  bei  dem  Staatsrathe 
der  Fall. 

Aus  diesen  und  ähnlichen  Gründen  haben  sich  die  Kosten 
der  Staatsrepräsentation  und  der  Staatsverwaltung  im  Ganzen 
um  35  Millionen  erhöht.  Die  gewöhnlichen  Kosten  des 
Heeres,  der  Marine,  der  Kolonien  sind  so  ziemlich  dieselben 
geblieben,  für  Zwecke  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  für  Kultus, 
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Uotaricht)  Rechtspflege,  Ackerbau,  Handel,  Industrie,  für 
nützliche  Ausgaben  in  den  Departements  wird  um  44  Mil- 
lionen mehr  verwendet.  Die  Au^;aben  für^öffentliche  Ar- 
beiten, Elisenbahnlinien  u.  dgl.  sind  bei  der  Annahme  des 
Systems,  den  Bau  derselben  der  Privatindustrie  anheim  zu 
geben,  um  mehr  als  60  Millionen  vermindert  worden. 

2.    Das  StaatssohnldenweMiL 

Bei  dem  wichtigen  Platze,  den  im  Staatshaushalte  Frank- 
reichs die  öffentliche  Schuld  einnimmt,  dürfte  eine  ausführ- 
lichere Betrachtung  derselben  vonnöthen  sein. 

Die  Staatsschuld  Frankreichs  ist  theils  eine  fundirte, 
oder  besser  eine  inscribirte,  theils  eine  schwebende  (dette 
inscrite,  dette  flottante);  zur  Unterscheidung  beider  kann  kein 
anderes  durchgreifendes  Merkmal  angegeben  werden ,  als  dass 
die  erstere  in  das  grosse  Buch  der  Staatsschuld  eingetragen 
ist,  die  letztere  nicht 

Höchstens  könnte  noch  beigefügt  werden,  dass  die  er- 
stere aus  Kapitalien  besteht,  die  dem  Staate  auf  lange  Zeit 
geliehen  wurden  und  deren  Aufkündigung  nicht  in  dem  Be- 
lieben des  Gläubigers  steht  Was  man  sonst  in  dem  Begriffe 
einer  fundirten  Schuld  sucht,  die  Ausscheidung  eines  be- 
stimmten Theiles  der  Staatseinnahme  Behufs  der  allmäligen 
Tilgung  der  Schuld,  besteht  gegenwärtig  nur  dem  Namen 
nach  und  bezieht  sich  nicht  auf  alle  Theile  der  von  den 
Franzosen  so  genannten  fundirten  Schuld. 

Den  Hauptbestand  theil  der  fundirten  Schuld  bildet  die 
Rente.  Das  Rentenwesen  Frankreichs  in  seiner  gegenwär- 
tigen Gestalt  ist  durch  die  Gresetze  der  Republik  vom  24.  Au- 
gust 1793  und  30.  September  1797  *  entstanden ,  welche  die 
alte  Staatsschuld  durch  Gewaltmassregeln  von  einem,  dem 
jährlichen  Interessenbetrage  von  175  Mill.  Fr.  entsprechenden 

'  9.  vend.  an  VI. 
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Kapitalsbetrage  in  eine  bleibende  Jahresrente  von  41,7  Mil- 
lionen verwandelten. 

Seit  dieser  Zeit  blieb  es  in  Frankreich  Uebung ,  fündirte 
Staatsanleben  in  der  Regel  nicht  durch  Aufnahme  von  Kapi- 
talien, sondern  durch  Verkauf  von  Renten  abzuschUessen, 
doch  ist  bei  diesen  Verkäufen  (vielleicht  nicht  ganz  folge- 
richtig)-stets  ausgedrückt  worden,  welchem  Kapitale  und  zu 
welchem  Zinsfusse  die  Rente  entspreche.  ^  Es  gibt  darum 
3,  4,  4^2  und  es  gab  früher  auch  5procentige  Renten. 

Unter  Napoleon  im  Jahre  1818  belief  sich  die  Rente  be- 
reits auf  63,3  Millionen,  und  noch  waren  die  Verwaltungs- 
Rückstftnde  und  Kriegsauslagen  seit  1810  nicht  ausgeglichen. 

Die  Liquidation  dieser  Rückstände,  die  Kosten  des  Feld- 
zuges von  1814,  der  Friedensschluss  von  Paris  und  die  drei- 
jährige Occupation  Frankreichs  durch  feindliche  Heere  erhöh- 
ten die  Staaissobuld  auf  eine  Jahresrente  von  193^1  MilUoneu. 

Eine  gute  Fmanzwirthschaft^  die  zu  Aufkäufen  Fonds  er- 
übrigte und  welche  ungescheut  zu  einer  Reduktion  des  Zins- 
fusses  schreiten  durfte,  bewirkte,  trotz  des  Krieges  von  1823 
in  Spanien  und  der  Milliarde  Emigranten -Entschädigung  im 
Jahre  1825,  dass  von  dem  Nominalbetrage  der  Rente  mit 
199,4  Mill.  Fr.  in  den  Händen  der  Staatsgläubiger  Anfangs 
1830  nur  162,8  Millionen  sich  befanden. 

Die  Regierung  Louis  Philipp's  brachte  die  Rente  auf 
244,3  Millionen,  wovon  jedoch  40,1  Millionen  im  Besitze  des 
Staates  waren. 

Die  Februarrevolution  und  die  Stürme,  die  ihr  folgten, 
erhöhten  die  ftindirte  Schuld  in  raschem  Laufe,  so  dass  un- 
geachtet der  Vertilgung  der  im  Besitze  des  Staates  befind- 
lichen Inscriptionen  die  Rente  Anfangs  1852  bereits  auf  231,6 
Millionen   gestiegen   war.     Die  in  diesem  Jahre  durch  das 

*  Schon  Camus  in  seinem  Bericht  über  die  öffentliche  Schuld.  Paris. 
Siaatsdruckerei,  1793  sagt:  „£n  ne  faisant  pas  mention  du  capital,  la 
naUon  aura  tongours  dans  sa  main  le  tanz  du  credit  public.^ 
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Gesetz  vom  14.  März  arfolgte  Reduktion  der  Sprooentigen 
Rente  auf  ^y%%  Terminderte  sie  auf  208,6  Millionen.  An- 
fangs 1855  betrug  dieselbe  241,1  Millionen  Fr.;  im  Laufe  des 
genannten  Jahres  wurde  sie  durch  die  Anlehen  vom  31.  De- 
oember  1854  und  11.  Juli  1855  um  43,6  Millionen  yermehrt  ^ 

Den  zweiten  Bestandtheil  der  fundirten  Schuld  bilden  die 
in  Folge  der  Gesetze  vom  5.  August  1821 ,  14.  August  1822 
und  28.  Mai  1845  und  der  Dekrete  vom  21.  Januar  1852 
und  3.  Mai  1853  für  öffentliche  Arbeiten  und  Bdiufe  der  Ein- 
lösung von  wichtigen  in  Priyathftnden  befindlichen  Kanälen^ 
auf  allmälige  Rückzahlung  aufgenommenen  Kapitalien,  die 
jetzt  jährlich  an  Interessen ,  Prämien ,  Amortisation  und  Auf- 
käufen von  Aktien  über  10  Millionen  Fr.  in  Anspruch  ndi- 
men.  Das  ursprüngliche  Kapital  war  145,8  Millionen ;  hierauf 
sind  mit  Inbegriff  der  Interessen  und  Prämien  bereits  über 
211  Millionen  bezahlt  worden,  und  noch  ist  eine  Restforde- 
rung von  mehr  als  65  Millionen  Fr.  übrig,  deren  Abzahlung 
jedoch  noch  vor  1870  erfolgt  sein  wird. 

Als  dritter  Bestandtheil  sind  die  den  Staatsschatz  belasten- 
den Leibrenten  im  ungefähren  Betrage  von  9  Millionen  zu 
erwähnen.  Sie  sind  aus  sehr  verschiedenartigen  Elementen 
zusammengesetzt,  an  denen  die  Spuren  aller  Phasen  der 
neueren  Geschichte  Frankreichs  haften.  Da  sind  Reste  eines 
am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  unter  dem  Direktorium 
contrahirten  Anleihens,  gegenwärtig  noch  bestehend  in  einer 
etwa  an  5000  Personen  zu  bezahlenden  Jahresrente  von 
1,200,000  Fr.,  welche  nach  einer  Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung, die  sich  bis  jetzt  bewährt  hat,  bis  Ende  1880  ganz 
erloschen    sein    wird;    da   sind    Pensionen    gegründet    auf 

*  Dieselbe  bestand  am  1.  Januar  1856  in 

4V,  %  Renten  172,0  Mill.  Fr. 

^      I»        »  2,4     „      „ 

3      i>        »»        110,3     „       „ 
^  Der  Rhone -Rheinkanal,  der  Seitenkanal  der  Loire,  die  Kanäle  ron 
Bourgogoe,  Bretagne,  Berry  und  Nivemois. 
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Regierungsakte  und  Friedensschlüsse  der  ersten  Eaiserzeit  mit 
1,400,000  Fr. ,  Pensionen  der  ehemaligen  Donatare  der  ausser- 
ordentlichen  Staatsdomäne  Napoleons  ^  mit  1,100,000  Fr. ,  Pen- 
sionäre der  Civilliste  Carls  X.,  der  CÜTilliste  und  Prirat- 
domäne  Louis  Philipps  und  des  Wittwengehaltes  der  Herzo- 
gin von  Orleanö  mit  1,300,000  Fr. ,  Nationalbelohnungen  für 
die  Erstürmer  der  Bastille,  die  Kämpfer  der  Julirevolution, 
die  Opfer  des  Aufruhrs  von  Lyon  1831  ^  von  Paris  1834 ,  der 
Junikämpfe  1848  850,000  Fr. ,  Pensionen  des  alten  Napoleo- 
nischen  Senats  und  der  Päirie  der  Restauration  mit  220,000, 
Unterstützungen  des  neuen  Kaiserreichs  an  die  Krieger  der 
Republik  und  Napoleons  2,700,000  Fr. ,  und  zuletzt,  sich  ge- 
wissermassen  an  das  erste  Glied  der  Reihe  anschliessend,  die 

*  Es  waren  dies*- Staatsgilter  g^rosaentheils  in  den  eroberten  Ländern, 
welche  der  besonderen  VerfUgong  des  Kaisers  zor  Belohnung  ausserordent- 
licher militärischer  oder  Civilverdienste  vorbehalten  waren.  (Gesetz  vom 
1.  flor.  an  XI,  Senatskonsnlt  vom  14.  August  1806  und  30.  Januar  1810.) 
In  diese  Reihe  fielen  die  Ifilitärcolonien  bei  Juliers  und  Alessandria.  die 
grossen  Reichslehen  in  Deutschland  und  Italien,  die  grossen  Gelddotationen 
an  seine  Getreuen,  und  die  kleineren  Dotationen  in  Schuldverschreibungen 
auf  die  Kassen  der  eroberten  Länder  und  in  Acüen  erbauter  oder  angekaufter 
Kanäle.  Im  Jahre  1814  waren  bereits  5716  Dotationen  an  4970  Donatare 
mit  dem  Jahresertrage  toq  33i,4  Hill,  vertheilt  worden.  Der  Pariser  Frie- 
den entzog  den  Donataren  ihr  Einkommen  in  den  wieder  unabhängig  gewor- 
denen Ländern.  29  Mill.  gingen  auf  diese  Weise  verloren,  nur  1889  Donatare 
behielten  ein  in  Frankreich  selbst  gelegenes  Einkommen  von  3,7  MilL 

Die  Rückstdlnng  der  Güter  der  Emigrirten  verminderte  diesen  Rest 
bis  auf  2,4  Mill.  Die  Restauration  erfüllte  übrigens  treulich  die  Pflicht 
der  Fürsorge  für  die  ärmeren  Donatare,  die  verwundeten  oder  alt  gewor- 
denen Krieger,  deren  Wittwen  und  Kinder,  und  sie  wurde  hierin  durch 
die  Vergrösserung  der  ausserordentlichen  Domäme  unterstützt,  welche 
nach  den -hundert  Tagen  durch  die  Einziehung  der  Güter  der  Familie 
Napoleons,  vieler  abgefallener  (Generale,  der  Königsmörder  u.  dgl.  m. 
eintrat.  Durch  das  Gesetz  vom  26.  Juli  1821  wurden  den  alten  Donar 
taren,  die  ihre  Donationen  \m  Ausland  verloren  hatten,  kleine  Pensionen 
als  Entschädigung  bewilligt.  Alle  Güter  der  ausserordentlichen  Domäne 
sollten  verkauft  und  dafür  Staaierenten  angekauft  werden.  Man  zählte 
damals  noch  3170  Donatare  und  SBO  pensionsfähige  Wittwen  oder  Ver- 
wandte derselben.    Die  ihnen  ausgemittelten  Pensionen  betragen  1,77  Mill. 
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Leibrenten)  welche  durch  Umwandlung  der  Renten  entstehen, 
die  Ton  der  caiBse  des  retraites  de  la  vieillesse,  gegründet 
durch  das  Gesetz  vom  18:  Juni  1850,  zu  Gunsten  ihrer  Mit- 
glieder angekauft  werden ;  allein  deren  Betrag  ist  bis  jetzt 
nicht  beträchtlich,  2,061,000  Fr.  am  Ende  des  Jahres  1855.  > 

Hieher  werden  femer  die  Pensionen  der  Staatsdiener^ 
Militärs  und  Geistlichen  und  die  Dotationen  der  Senatoren  des 
neuen  Kaiserreichs  gerechnet;  sie  betragen  jährlich  57,6  Mil- 
lionen, woTOn  33,9  Millionen  für  die  Militäre. 

Als  vierter  Bestandtheil  sind  die  Kautionen  zu  be- 
trachten. 

Eine  grosse  Zahl  öffentlicher  Agentmi  und  Gerichtsbedien- 
steten, sowie  alle  verrechnende  Beamten  unterliegen  der  Ver- 
pflichtung, höchst  bedeutende  Kautionen  in  Baarem  als  Bürg- 
schaft ihrer  Amtsführung  zu  hinterlegen.  Hiezu  kommen  die 
Kautionen  der  Herausgeber  von  Journalen  u.  dgl.  Wenn  man 
nun  bedenkt,  dass  viele  Kautionen  lange  Zeit  nach  der  be- 
endigten Amtswirksamkeit  der  Hinterleger  bis  zum  beendigten 
Rechnungsprocesse  oder  bis  zur  eingetretenen  Verjährung  all- 
fälliger Rechtsansprüche  liegen  bleiben  müssen,  während  die 

*  Die  Eassa  besteht  unter  der  Obhut  des  Staates  und  mit  besonderen 
Begünstigungen. 

Ende  1855  bestand  ihr  Vermögen  in  42  Hill.  Fr.,  von  welchen  gegen 
2  Hill.  Fr.  Renten  angekauft  waren,  von  diesen  waren  897,000  in  die 
im  Texte  erwähnte  Summe  Leibrenten  umgewandelt  worden.  Die  Zahl 
der  Personen,  für  welche  Conten  eröffnet  worden,  betrug  42941.  Mehr 
als  die  Hälfte  dieser  Zahl,  nämlich  24880  gehörten  dem  Arbeiter-,  4537 
dem  Beamtenstande  an;  8752  wurden  als  ohne  bestimmten  Stand  ange^ 
geben,  hierunter  gehört  natürlich  die  Mehrzahl  der  Minderjährigen.  Der 
Andrang  zu  dieser  Anstalt  war  in  den  Jahren  )852  und  1853  so  gross, 
dass  man  durch  das  Qesetz  vom  28.  Mai  1853  ihm  Schranken  setzen  zu 
müssen  glaubte.  Das  Maadmum  der  Einlage  wurde  von  750  auf  600  -Fr. 
herabgesetzt  und  das  Alter,  wo  man  in  den  Genuss  der  Rente  tritt,  erhöht, 
auch  war  bestimmt,  dass  man  jedenfalls  erst  ein  Jahr  nach  dem  Eintritt  in 
die  Gesellschaft  in  den  Genuss  der  Rente*  trete.  Die  Erfahrung  zeigte  das 
Unzweckmässige  dieser  Beschränkungen  und  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1856 
stellte  wieder  günstigere  Bedingungen  her. 
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Kautionen  ihrer  Amtsnachfolger  noch  vor  deren  Amtsantritt 
zu  erlegen  sind,  so  wird  begreiflich,  dass  die  Summe  der 
erliegenden  Kautionen  mit  geringen  Schwankungen  Jahr  aus 
Jahr  ein  bei  250  Millionen  Fr.  betrage.  ^ 

Renten,  wie  überhaupt  ftmdirte  Schulden,  können  nur 
durch  ein  Gesetz  geschaffen  werden.  Das  Gesetz  bestimmt 
den  Gesammtbetrag,  die  Art  der  Ausgabe,  der  Verwendung, 
der  allmäligen  Tilgung. 

Der  Grundtitel  jeder  einzelnen  Rente  ist  die  Eintragung 
(inscription)  in  das  grosse  Buch  der  Staatsschuld.  Jeder 
Staatsgläubiger  erhält  einen  Auszug  aus  der  ihn  betreffenden 
Eintragung.  Jede  Eintragung  lautet  ursprünglich  auf  einen 
bestimmten  Namen,  keine  darf  weniger  als  5  Fr.  umfassen.^ 

Aenderungen  und  Umschreibungen  der  Inskriptionen  kön- 
nen nur  unter  Verantwortung  der  beiden  verrechnendep  Agen- 
ten der  Direktion  der  Staatsschuld  (des  mutations  et  transferts 
et  du  grand  liyre)  erwirkt  werden,  von  denen  der  eine  die 
Behufs  der  Umschreitmng  geforderten  Bedingungen  prüfte  der 
andere  die  Löschung  des  alten  und  die  Eintragung  des  neuen 
Eigenthümers  vollzieht  Die  Verantwortung  fUr  den  Rechts- 
bestand des  Titels  tragen  die  ihn  bestätigenden  Wechselagen- 
ten und  Notare. 

Geht  eine  Inscription  verloren ,  so  erklärt  diess  der  Eigen- 
thümer  vor  dem  Maire  in  Gregenwart  zweier  Zeugen,  welche 
die. Identität  der  Person  bestätigen,  und  er  wendet  sich  mit 
der  vidirten  Erklärung  an  den  Minister,  welcher  die  Direktion 
der  Staatsschuld  zur  Anlage  einer  neuen  Inskrip.tion  ermäch- 
tigt; Dupplikate  der  alten  gibt  es  nicht. 

Die  Auszahlung  der  Rente  erfolgt  halbjährig,  am  22.  März 

*  Die  Zahl  der  kautionspflichtigen  Personen  wird  auf  57000  geschätzt; 
hievon  zahlen  die  85  General-  und  318  Partikulareinnehmer  allein  45  Mill. 
Fr.  Kautionen. 

'  Ebenfalls  eine  Neuerung  der  Dekrete  vom  7.  Juli  1848,  früher 
waren  nach  den  Gesetzen  vom  17.  August  1822  10  Fr.  das  Minimum. 
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'  und  22.  September  für  die  4y<2-  und  4proceDtige,  und  am 
22.  Juni  und  22.  December  für  die  Sprocentige  Rente ,  und 
zwar  in  der  Regel  bei  der  Staatscentralkaase  in  Paris.  Da- 
mit aie  aber  auch  in  den  Departements  behoben  werden  könne, 
besteht  fttr  die  Einnahmskasse  jedes  Departements  (mit  Aus- 
nahme jenes  der  Seine)  eine  Kollektiv -Inscription,  welche  alle 
jene  Renten  umfosst,  deren  Auszahlung  bei  jener  Kassa  ge- 
wünscht wird.  Diese  Einnahmskasse  führt  über  alle  diese  Ren- 
ten ein  Hauptbuch  und  händigt  den  Renteninhabern  an  Stelle 
ihrer  Inskriptionen  auf  das  grosse  Buch ,  die  eingezogen,  wer- 
den ^  die  entsprechenden  Auszüge  aus  diesem  Hauptbuche  aus. 

Die  Auszahlung  der  Rente  geschieht  nur  gegen  Beibrin- 
gung der  Inscription,  und  die  erfolgte  Bezahlung  wird  durch 
Abstämpelung  der  Inscription  mit  einem  das  Datum  der  Be- 
zahlung enthaltenden  Stämpel  ersichtlich  gemacht 

Der  Inhaber  einer  Rente  ist  auch  berechtigt,  die  Um- 
schreibung derselben  auf  „den  Ueberbringer^  zu  fordern, 
doch  findet  die  Auszahlung  solcher  Renten  nur  bei  der  Gen- 
tralkasse  Statt,  und  nur  bei  16  Millionen  Renten  wird  von 
dieser  Begünstigung  Gebrauch  gemacht 

Wir  erwähnen  dieses  Umstandes  als  eines  Gegensatzes 
zur  Uebung  in  andern  Staaten,  wo  Staatsanlehen,  wie  Aktien- 
untemehmungen  —  vielleicht  wegen  der  Nothwendigkeit,  die 
Betheiligung  des  Auslandes  zu  erleichtem  —  nicht  gedeihen 
zu  können  scheinen ,  wenn  ihre  Papiere  nicht  auf  den  Ueber- 
bringer  lauten. 

Die  dem  Amortisationsfonde  gehörigen  Inscriptionen  sind 
durch  einen  eigenen  Stämpel  und  die  Worte  „non  transmis- 
sible^ kennbar  gemacht 

Der  Amortisationafond  ist  eine  Institution  des  ersten 
Kaiserreiches ,  doch  wurde  er  unter  Napoleon  I.  mehr  zu  Ban- 
quier-  und  Darlehengeschäfken  für  den  Staat  als  in  seinem 
eigentlichen  Berufe  verwendet 

Letzterem  wurde  er  erst  unter  der  Restauration  durch 
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das  Gesetz  vom  28.  Apiil  1816  sugeführt.  Er  erhielt  eine 
jährliche  Dotation  von  20  MilKonen ,  die  1817  auf  40  Millio- 
nen erhöht  wurde,  und  ein  Kapital  von  84  Millionen  aus 
dem  Verkaufe  von  Staatswaldungen.  ^ 

Seine  Einkünfte  wurden  zum  Ankaufe  von  Renten  be- 
stimmt, welche  ihrerseits  wieder  die  Einkünfte  des  Fonds  ver- 
mehfen  sollten.  Von  Zeit  zu  Zeit,  auf  Grund  besonderer 
Gesetze^  sollte  ein  Theil  dieser  Renten  annulirt  werden.  Im 
Jakre  1825  besass  der  Amortisationsfond  von  den  ausgege- 
benen 194,8  Hillionen  Renten  bereits  37,5  Millionen.  Da 
die  5procentige  Rente  al  pari  stand,  wurde  der  Ankauf 
dieser  Rente  eingestellt  und  dagegen  die  Eonversion  dersel- 
ben in  3-  und  4y2prociBntige  Renten  eingeleitet.  Die  vom 
Amortisationsfonde  binnen  der  nächsten  5  Jahre  noch  anzu- 
kaufenden Renten  sollten  getilgt  werden  (Gesetze  vom  1.  Mai 
und  22.  Juni  1825).  Unter  der  Regierung  Louis  Philipps 
wurde  durch  die  Gesetze  vom  27.  und  28.  Juni  1833  wirk- 
lich die  Tilgung  von  32  Millionen  Renten  des  Amortisa- 
tionsibndes  vollzogen.  In  der  späteren  Zeit  war  die  Wirk- 
samkeit des  letzteren  eine  geringere ,  da  der  hohe  Stand  der 
Rente  Ankäufe  hinderte  und  die  oft  versuchte  Eonversion 
der  Rente  an  dem  Widerstände  der  Eammern  scheiterte. 
Vom  Juli  1833  bis  zum  Februar  1848  waren  nur  14,6  Mil- 
lionen Renten  angekauft,  der  Rest  der  Einkünfte,  bei 
911  Millionen,  war  theils  zu  ausserordentlichen  öffentlichen 
Arbeiten^  theils  zur  Deckung  der  jährlichen  Deficite  verwendet 
worden.'^  Der  Amortisationsfond  hatte  bis  dahin  1447,1  Mil- 
lionen Fr.  vom  Staate  erhalten  und  mit  diesen  und  seinen 
eigenen  Einkünften  von  1097,4  Millionen,  81  Millionen  Ren- 
ten im  Eapitalsbetrage  von  2096  Millionen  um  den  Preis 
von  1633,5  Millionen  angekauft  ^  abgesehen  von  den  den 
Staatsbedürfoissen  gewidmeten  911  Millionen. 

*  Gesetz  vom  25.  M&rz  1817. 

'  Gesetze  vom  17.  Augast  1835,  17.  Mai  1837,  11.  and  25.  Juni  1841. 
Hock,  Pinanzverwaltung  Prankreichs.  34 
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Seit  den  Stürmen  des  Jahres  1848  wurden  jedoch  über 
80  Millionen  dem  Amortisationsfonde  gehörige  Reiften  getilgt 
und  wird  der  Rest  seiner  Einkünfte,  wie  wir  bei  den  Staats- 
einnahmen erwähnten,  nicht  mehr  zur  Yermindemng  der  Staats- 
schuld, sondern  zur  Bestreitung  der  laufenden  Au^aben  ver- 
wendet  und  dem  Amortisationsfonde  lediglich  ein  seinen  Jahres- 
einkünften entsprech^hles  Rentenkapital  zu  Gute  geschrieben^ 

Dass  dieses  geschehen,  wird  jährlich  unter  dem  wohlklin- 
genden Namen  der  Consolidation  der  Einkünfte  des  Amorti- 
sationsfondes  öffentlich  durch  ein  Dekret  bekannt  gegeben. 

Diese  Einkünfte  des  AmOrtisationsfondes  betrugen  1855 
89  Millionen  und  belaufen  sich  nach  xlen  Voranschlägen  für 
1856  auf  98,1  und  für  1857  auf  114,6  Millionen  Fr.  und  be- 
stehen theils  in  einer  Jahresdotation  von  Seite  des  Staates, 
welche  mit  jedem  neuen  Anlehen  um  1%  desselben  wädist 
und  für  1856  mit  75  und  für  1857  mit  86,6  Millionen  ver- 
anschlagt ist,  theils  in  den  von  dem  Fonde  nach  und  nach 
eingelösten  oder  angekauften  oder  ihm  zu  Oute  geschriebenen 
Renten,  die  Ende  1856  mit  23  Millionen  sich  entzifferten. 
Die  einzige  Verminderung  der  Rente  erfolgt  gegenwärtig 
durch  die  oben  erwähnte  Umwandlung  der  Renten  in  Leib- 
renten zu  Gunsten  der  Alterversorgungskasse. 

Die  schwebende  Schuld  Frankreichs  ist  allmählig  zu 
einer  ganz  ausserordentlichen  Höhe  angewachsen.  .An&ngs 
1831,  also  mit  dem  Beginne  der  Regierung  Louis  Philipps, 
betrug  sie  nach  der  üebersicht  im  Anhange  dieses  Buches 
252,9  Millionen.  Anfangs  1848 ,  also  g^en  Ende  der  Regie- 
rung Louis  Philipps,  hatte  sie  den  Betrag  von  630,8  Millionen 
erreicht.  Die  provisorische  Regierung  machte  kurzen  Process 
und  verwandelte  durch  einen  Oewaltstreich  einen  grossen 
Theil  der  schwebenden  Schuld,  nämlich  die  Depositen  der 

»  Gesetze  vom  12.  December  1848,  4.  December  1849,  17.  März  1852 
und  28.  Mai  1853.  Ende  1855  beliefen  sich  diese  Snmmen  bereits  anf  ein 
Kapital  von  722,9  Millionen. 
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Oemeuaden,  der  öffentlichen  Anstalten,  Sparkaasen  in  einem 
Gresammtbetrage  Ton  491,1  Millionen  ^  in  eine  nicht  rückzahl- 
bare feste  (eingeschriebene) ;  dadurch  war  Anfenga  1849  der 
Betrag  derselben  auf  227,7  Millionen  herabgesunken. 

Seit  dieser  Zeit  hatte  sie  sich  bis  Anfangs  1855  allmftlig 
auf  den  noch  nie  erreichten  Betrag  von  881^8  Millionen  er- 
höht, jedoch  gestatteten  die  grossen  BiCntenverkäufe  des  Jah- 
res 1855  sie  bis  zum  Ende  dieses  Jahres  auf  785,6  Mill.  Fr. 
zurückzuführen. 

Ihre  Bestandtheile  sind  sehr  veraehiedenartig.  In  erster 
tleihe  verdienen  die  Einlagen  der  Konsignations-  und 
Depositenkasse  angeführt  zu  werden.  Sie  belaufen  sich 
durchschnittlich  auf  mehr  als  240  Millionen.  An  diese  Kasse 
gelangen  alle  gerichtliche^  und  administratiTe  Depositen,  die 
Kautionen  der  Untemehmr  öffentlicher  Bauten  und  Lieferun- 
gen, die  Einlagen  der  Sparkassen,  der  Arbeiterversorgungs- 
und  -Unterstützungsanstalten,  die  Fonds  der  Ehrenlegion,  der 
ehemaligen  Kolonisten  von  St.  Domingo  und  ähnlicher  unter 
dem  Schutze  und  der  Leitung  des  Staates  stehenden  Anstal- 
ten und  Fonde,  und  eine  grosse  Anzahl  verfügbarer  Gelder 
der  Privaten.  Viele  Handelsgesellschaften  haben  es  in  ihre 
Statuten  aufgenommen ,  dass  ihre  Reservefonds  in  diese  Kassa 
hinterlegt  werden  müssen.  Mit  ihren  Geldern  kauft  sie  Ren- 
ten ,  leiht  Gelder  an  Departements  und  Gemeinden ,  gibt  Vor- 
schüsse auf  börsenmässige  Staats-  und  Industriepapiere,  kauft 
Schatzscheine.  Abar  der  grösste  Theil  ihrer  Fonds  ist  dem 
Staatsschatze  gegen  offene  Rechnung  anvertraut.'^ 

Da  in  jene  Kassa  regelmässig  eher  mehr  Gelder  zuflies- 
sen,  als  aus  ihr  behoben  werden,  so  stellt  sich  der  Stock 
ihres  Bestandes,  geringe  Schwankungen  abgerechnet,  als  ein 

^  202,3  IfUl.  Sparkassaeinlagen  und  288,8  Mill.  Gelder  der  Gemeinden 
•und  öifenÜidieA  Anstalten,  freiwillige  Anlagen  nnd  Schatzscheine.  De- 
krete Tom  7.,  24.  nnd  29.  Juli  nnd  17.  August  1848. 

'  Gesetz  yom  28.  April  1816.  Ord.  vom  22.  Mai  und  3.  Juli  1816. 
Dekret  vom  1.  Mai  1851.    Ministerialentscheidung  vom  1.  Jnni  1839. 
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fast  durchaus  steigender  und  grossentheils  nicht  rückzahl- 
barer Theil  der  schwebenden  Schuld  dar.  Die  Eonsignations- 
und  Depositenkasse  ist  gewissermassen  Abs  Reservoir,  wel- 
ches hundert  und  hundert  kleine  Zuflüsse  in  den  Staatsschatz 
aufiiimmt,  sammelt,  regelt  und  dann  zu  Einem  Strome  vereint 
ihrer  Bestimmung  zuführt.  Ende  1855  betrug  der  Stand  dieser 
Kasse  482^4  Mill.  Fr. ,  wovon  205,7  Millionen  in  Renten  ange- 
legt^ 213,0  Millionen  auf  offene  Rechnung  dem  Staatsschatse 
übergeben,  47,8  Millionen  zu  Anlehen  für  Departements,  Ge- 
meinden und  öffentliche  Anstalten  verwendet  waren,  ^  die  Eassa- 
bewegung  hatte  sich  auf  mehr  als  1400  Millionen  belaufen. 

'  Von  dem  Kapitale  von  482,4  Mill.  entfielen  nach  dem  Bericht  der 

Ueberwachnngsoommission  in  der  Sitzung  des  gesetzgebenden  Körpers 
vom  7.  Mai  1856: 

auf  gerichtliche  und  administratlTe  Depositen  118,2  Mill.  Fr. 

„    freiwillige  Depositen 21,4     „       „ 

9    Depositen  öffentlicher  Institute 7,7     „      „ 

„    Fonds  der  Sparkassen 266,8     »      „ 

„        „      der  Yersorgungskassa  der  Schul lehrer  8,4     „      „ 
„         „      der  Alterversorgungskassa    ....  22,5     „  ^ 
„        „      Arbeiterunterstützungsvereine  und  an- 
dere Versorgungsanstalten     ....  3,0     „  „        ^ 

„        „      Ehrenlegion 1,0     „  „. 

„        ff      Kanalgesellschaften 1)9     „  „ 

„        „      Colonisten  von  St.  Domingo  (Entschä- 
digungen nach  dem  Gesetze  v.  30.  April 

1826)      . 2,5     ,       . 

aussuzahlende  Interessen  etc 24,4     „      „ 

Qewinn  der  Kassa 1)'^     »      n 

andere  Posten 2,9     „      „ 

482,4  Mill.  Fr. 
Ende  1854  betrug  der  Stand  der  Kassa  sogar  530,6  Mill.,  indem  die 
gerichtlichen  und  administrativen  Depositen  129,1  und  die  freiwilligen 
46,1  Mill.  und  der  Fond  der  Alterversorgungskassa  42,1  Mill.  betrugen. 
Der  Grund  der  Verminderung  liegt  besonders  darin ,  dass  durch  das  Dekret 
vom  11  Januar  1854  die  Bedingungen  der  freiwilligen  Anlagen  erschwert 
wurden.  Erst  nach  20  Tagen,  vom  Tage  der  Anlegung  an  gerechnet, 
tritt  man  in  Interessengenuss;  der  Rückzug  des  Kapitals  mnss  20  Tage 
früher  angekündigt  werden.  Die  Kapitalien  der  Alterversorgungskasse 
wurden  in  I^bensrenten  verwandelt 
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IKe  Sparkassaeinlagen  werden  mit  4%,^  die  Depositeii 
a.  dgl.  mit  3%  yerzinst.  Die  ZinsenvergütuDg  beginnt  in 
der  Regel  loiit  dem  31.  Tage  nach  jenem  der  Einlage,  bei 
zwangsweisen  Hinterlegungen  ab^er  mit  dem  61.  Tage. 

In  zweiter  Reihe  stehen  die  Abfuhren  der  sogenannten  Kor- 
respondenten des  Staatsschatzes,  der  Gemeinden,  öffent- 
liehen  Anstalten  u.  dgl.,  und  die  Vorschüsse  der  Rechnungsleger. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  Gemein^ezahlmeister  Vor- 
räthe,  welche  durch  den  augenblicklichen  Bedarf  nicht  ge- 
rechtfertigt wären,  in  ihren  Kassen  nicht  zurückbehalten  dürfen. 
Reiehen  die  zu  erwartenden  Zuflüsse  für  den  Bedarf  nicht  hin, 
so  wird  ihnen  vom  Generatei^nehmer  des  Departements  der 
nöthige  Varlag  auf  Rechnung  ihres  Guthabens  zugemittelt. 

Auf  ähnliche  Weise  wird  bei  den  öffentlichen  Anstalten 
verfahren,  und  so  sammeln  sich  allgemach  alle  Fonde  der 
Körperschaften .  bei  dem  Staatsschätze  an.  Die  Rechnungs- 
leger selbst  finden  es  in  ihrem  Vortheile,  und  in  Zeiten  des 
Bedarfes  wird  es  ihnen  als  ein  besonderes  Verdienst  angerech- 
net, ihre  AWuhren  vor  der  hiezu  bestimmten  Zeit,  ja  —  mit 
HUfe  der  ihnen  von  Privaten  anvertrauten  Kapitalien  —  noch 
ehe  die  einzuhebenden  Gelder  ihnen  zukommen,  zu  leisten; 
alle  diese  Abfuhren  werden  ihnen  als  dem  Staate  ertheilte 
Vorschüsse  in  Rechnung  gestellt  und  verzinst ,  und  oft  werden 
ihnen  auch  vorschussweise  Auszahlungen  angesonnen.  Da 
diese  Uebung  eine  langjährige  und  regelmässige  ist,  so  be- 
sitzt auch  dieser  TheiP  der  schwebenden  Schuld,  der  sich 
ebenfalls  auf  240  Millionen  belaufen  dürfte^  den  Charakter 
der  Festigkeit  und  Nicht- Rückzahlbarkeit  einer  festen  Schuld, 

*  Gesetz  vom  7.  Mai  1853. 

^  Die  disponiblen  Fonde  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten, 
die  jetzt  durchschnittlich  140  Mill.  betrafen,  haben  unter  Kapoleon  I.  in  den 
ersten  Jahren  der  hier  geschilderten  Einrichtong  nie  8  Mill.  überschritten. 

Die  Vorschüsse  der  Generaleinnehmer  an  den  Staatsschatz  überstiegen 
Anfiings  1855  die  Summe  von  100  Hill.,  waren  aber  Anfangs  1856  auf 
52  HiH.  Fr.  herabgegangen. 
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den  wir  bereits  an  den  Einlagen  der  Konsignations  -  und  De- 
positenkassa hervorgehoben  haben. 

In  dritter  Linie  sind  die  Wechsel  und  ^^nweisnn- 
gen  des  Staatsschatzes  zu  erwäbden.  Sie  dürften  durchschnitt- 
lich eine  Summe  von  25—40  Hillionen  Fr.  darstellen;  aus- 
nahmsweise erreichten  sie  Ende  1865  den  Betrag  von  ^6 
Hill.  Fr.,  wahrscheinlich  wegen  der  Operationen,  zu  denen 
die  Bestreitung  der  Kosten  ;für  die  Armeen  und  Flotten  in 
der  Krimm  und  in  der  Ostsee  nöthigte.  In  gewöhnlicher  Zeit 
beruht  ein  Theil  dieser  Papiere  auf  dem  regelmftssigen, 
wiederkehrenden  Verkehre  des  Staates  mit  seinen  Geschäfts- 
freunden und  kann  zu  Verlegenheiten  kaum  Anlass- geben. 

In  kurzen  Fristen  rückzahlbar  und  ganz  dem  Einflüsse 
des  Geldmarktes  und  der  das  Vertrauen  auf  die  Staatsver- 
waltung  zunächst  bestimmenden  Verhältnisse  hingegeben  sind 
die  auf  Schatzscheine  (bons  de  tr^sor),  die  4  oder  manch- 
mal auch  nur  3  Monate  bis  1  Juhr  laufen,  geforderten  und 
erhaltenen  Darleihen.  Sie  bilden  den  vierten  Theü  der  schwe- 
benden Schuld  und  wurden  in  das  französische  Finanzsystem 
zuerst  durch  das  Gesetz  vom  4.  August  1824  eingeführt 

Der  Verkehr  mit  Schatzscheinen  nimmt  auf  dem  fran- 
zösischen Geldmarkte  einen  bedeutenden  Platz  ein.  Ihr  Zins- 
fuss  wird  nach  den  wechselnden  Verhältnissen  von  Zeit  zu 
Zeit  festgesetzt,  er  ist  desto  höher,  auf  je  längere  Zeit  das 
Geld  dargeliehen  wird.  Gegenwärtig  beträgt  er  4  bis  5  %, 
oft  war  er  auf  ly,  bis  3%  herabgesunken.^   Der  Betvag  der 

'  So  z.  B.  wurde  der  Jahreszins  festgesetzt: 

für  Bons  von  einer  ümlftuüBzeit  Ton  4~5<)  6—11  Monftten      1  Jahre 

Januar  1851 27,7o  3«/,  7o  '       4V,7o 

August  1851 2  3  4 

Juni  185ti 2  2%  3»/, 

September  1852  .    .     .    .    ly,  2  3      . 

Januar  1854 4Vj  5  '                5'/, 

März  1854 4  4*/,  5 

August  1855 37,  4  4»/, 

Januar  1856 4Vj  5  5»/ 
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ausgegebenen  Schatzscheiue  schwankt  zwischen  250 — 850  Mil- 
lionen; das  Maximum,  bis  zu  welchem  Schatzscheine  in  Um- 
lauf gesetzt  werden  dürfen,  wird  jedes  Jahr  durch  ein  kai- 
serliches Dekret  festgesetzt. 

Wir  sehen,  der  Theil  der  schwebenden  Schuld,  dessen 
Rückzahlung  den  Staat  in  Verlegenheit  setzen  oder  ihm  un- 
verhältnissmftssige  seinen  Kredit  schwächende  Opfer  kosten 
könnte,  ist  ein  vergleichsweise  kleiner.  Nur  bei  dem  Ein- 
toitte  ausserordentlicher  Ereignisse,  wie  z.  B.  jene  der  Fe- 
bruarrevolution waren,  wo  auf  einmal  von  den  Interessenten 
der  Sparkassen  und  den  Kommittenten  der  Konsignations-  und 
Depösitenkassa  und  der  Generaleinnehmer  ihre  Einlagen ,  so- 
wie von  den  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  wegen 
des  unmittelbaren  Bedürfnisses  ihre  disponiblen  Fonde  zurück- 
gefordert würden,  kann  daher  die  Grösse  der  schwebenden 
Schuld  bedenklich  werden. 

Eher  der  schwebenden  als  der  fundirten  Schuld  sind  die  An- 
lehen  beizuzählen,  welche  der  Staat  zu  verschiedenen  Zeiten 
bei  der  französischen  Bank  contrabirt  hat.  Gegenwärtig 
haftet  er  bei  ihr  auf  Grund  des  Vertrages  vom  3.  März  1852  noch 
mit  55  Millionen  aus,  deren  ratenweise  Rückzahlung  bis  Ende 
1867  vollendet  aein  soll,  und  ausserdem  hat  sie  ihm  gegen 
Schatzschdne  im  Jahre  1855  40  Millionen  auf  drei  Monate  ge- 
liehen, welche  Operation  bereits  sechsmal  erneuert  wurde.  ^ 
'  Von  diesem  vorübergehenden  Anleibengeschäfte  muss  das 
Girogeschäft  unterschieden  werden,  welches  der  Staat  mit 
der  Bank  dauernd  unterhält.  Er  überweist  ihr  den  grössten 
.Theil  der  Baarsendungen,  die  für  ihn  nach  Paris  gelangen, 
und  sie  verzinst  dieselben  und  berichtet  bis  zu  ihrem  Betrage 
die  Anweisungen,  die  vom  Staatsschatze  auf  sie  gezogen  wer- 
den ;  dem  Staate  ist  ein  eigenes  Blatt  im  Girobuche  der  Bank 
gewidmet.     Durch  diese  Einrichtung  ist  nicht  blos  das  Todt- 

'  Im  Anhange  folgt  eine  Uebersicht  der  Zusammensetzung  der  schwe- 
benden Schuld  am  1.  Januar  der  Jahre  1831  bis  1856. 


536 


liegen  bedeutender  Baarsummen  im  Staatsschätze  verhinderi, 
sondern  es  wird  auch  der  den  Banknotenumlauf  sichernde 
MetallYorrath  der  Bank  vermehrt. 

Die  Aktiva  des  Staates,  sein  Kaaeavorrath,  sein  Wech- 
selportefeuille,  sein  Guthaben  bei  der  Bank  schwanken  seit 
1848  zwischen  200  bis  350  Millionen  Fr.  Hievon  dürften  die 
Summen  baaren  Geldes,  die  unfruchtbar  bei  den  verschiedenen 
Kassen  in  ganz  Frankreich  und  Algier  erliegen,  kaum  ein 
Viertheil  betragen ,  der  günstigste  Beweis  für  die  Vor^üglich- 
keit  des  französischen  Rechnungs-  und  Eassasystems,- wenn 
man  hiemit  die  Kassenbestände  anderer  Länder  in  Staats- 
und Gemeindekassen,  sowie  in  den  Kassen  der  öffentlichen 
Anstalten  und  gerichtlichen  Depositenämter  zusammenstellt  * 

Man  hat  Vergleiche  angestellt,  wie  sich  die  Staatsschuld 
zu  den  Einnahmen  Frankreichs  verhalte  und  in  wie  -viel 
Jahren  jene  zurückgezahlt  werden  könnte,  wenn  diese  ganz 
zu  ihrer  Tilgung  verwendet  würden,  allein  solche  Betrach- 
tungen sind  ziemlich  unfruchtbar. 

Nicht  die  wirkliche  Einnahme  und  Ausgabe  des  Augen- 
blicks, sondern  das  Vertrauen  in  den  Reichthum  und  die 
Nachhaltigkeit  der  Einnahmsquellen  und  in  den  Ernst  und 
die  Einsicht  der  Regierung  bei  Ausbeutung  derselben  und 
bei  Verwendung  ihrer  Ergebnisse  bestimmt  das  Mass  des 
Staatskredits,  und  auf  die  Sicherheit  des  Zinsengenusses  wird 
weit  mehr  als  auf  die  Sicherheit  der  Rückzahlung  gesehen. 

'  So  z.  B.  betrug  der  Kassenstand 

ftm1.Jan.1854    I.Jan.  1855    1.  Jan.  1856 
(Millionen  Francs). 

in  Baarem d2,6 

„   Wechseln 210,4 

„   Barren  (für  die  AiismüDZUng)         .    .      19,9 

Zusammen    32^,9 

„.  .  r-     A'    i  i         (in  der  Bank      52,5 

Hievon  erlagen  für  die  J  iNiar  i*    j     w-  q  ^ 

Staatcentralkassa       ).     „-    .     ,  ^«^\ 

fin  Wechseln     .     .    178,6 


68,4 

88,2 

159,0 

159,2 . 

8,5 

16,0 

235,9 

263,4 

29,4 

28,7 

3,6 

3,4 

121,2 

107,6 

Zosamvien    234,6  154,2  139,7 

in  Algier  (baares  Geld  und  Wechsel)  .     .       19,4  23,9  26,3 
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Trotz  des  durch  25  Jahre  andauernden  jährlichen  Defi- 
cits  und  tcotz  der  angewachsenen  Schuldenlast  gemesst  Frank- 
reich gegenwärtig' eines  ausgedehnten  Kredits;  denn  die  wie- 
derholten und  strengen  Eontrollen,  denen  die  Staatsrechnung 
unterzogen,  und  die  Oeffentlichkeit,  die  ihr  in  allen  ihren 
Details  gegeben  wird^  zerstreuen  alle  ung^rQndeten  Beitirch- 
tungen;  ein  grosser  Theil  der  Ausgaben  wurde  als  Eapital- 
anli^e  im  weiteren  Sinne  zur  Verbesserung  der  geistigen 
und  materiellen  Lage  des  Landes  verwendet;  sein  Wohlstand 
und  hiemit  auch  seine  Steueriähigkeit  sind  grösser  als  je;  es 
gibt  keine  bevorzugten  Stände-  und  Beschäftigungsklassen; 
die  Regierung  hat  lange  Dauer  zu  hoffen ,  denn  sie  ist  nicht 
mehr  den  Vorurtheilen  und  Leidenschaften  des  Parteigeistes 
dienstbar,  sie  entwickelt  eine  grossartige  und  ruhmvolle  Po- 
litik, ist  in  ihren  volkswirthschaftlichen  Ideen  folgerecht  und 
auf  dem  richtigen  Wege,  schreckt  nicht,  im  Haschen  nach 
einer  zweideutigen  Popularität ,  vor  einer  Erhöhung  der  Ab- 
gaben und  nicht  in  engherziger  Vorsicht  vor  der  kühnen 
und  raschen  Bewegung  zurück,  die  sich  des  Geldmarktes 
bemächtigt  hat.  Eine  solche  Regierung  findet  stets  Kredit. 
Hiezu  kommt  in  Frankreich,  dass  dem  Volke  seit  undenklichen 
Zeiten  die  Anlegung  seiner  Fonds  in  Staatsrenten  zur  Lebens- 
gewohnheit geworden  und  selbst  in  die  unteren  Stände  auf 
dem  flachen  Lande  übergegangen  ist.  Sogar  die  wiederholten 
Staatsbanquerotte,  an  denen  die  Finanzgeschichte  Frankreichs 
so  reich  ist,  haben  diese  Gewohnheit  nicht  zu  erschüttern 
vermocht. 

Ungeachtet  der  bereits  erwähnten  gewaltsamen  Conver- 
tirung  der  Sparkasseneinlagen  und  zeitweiligen  Anlegungen 
in  eine  ewige  Rente  im  Jahre  1848  belaufen  sich  gegenwär- 
tig die  Sparkasseneinlagen  wieder  auf  mehr  als  270  Millionen, 
die  freiwilligen  Anlegungen  in  der  Konsignationskassa  des 
Staates  auf  21  Millionen ,  und  wenn  nicht  beschränkende  Be- 
dingungen   beliebt    worden    wären,    um    diese    temporären 
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Anlagen  nicht  zu  einer  in  Zeiten  von  Kriisen  gefährlichen  Höhe 
anwachsen  zu  lassen ,  würden  sie  noch  weit  grössere  Summen 
erreicht  haben. 

Man  rechnet  ferner,  dass  mehr  als  V,^  der  Rente  in 
festen  Händen  sind. 

Es  befanden  sich  nämlich  Aiiftngs  1856  von  den  284,7 
Millionen  Renten,  die  damals  ausgegeben  waren,  55,4  Mil- 
lionen Renten  im  Besitze  von  Instituten,  welche  nach  ihren 
Statuten  nicht  zur  Yeräusserung  derselben  berechtigt  sind, 
z.  B.  der  Amortisationskassa,  der  Ehrenlegion,  der  Bank  (Re- 
serve)^ der  Eonsignations-  und  Depositenkasse  (eigenes  Ver- 
mögen), der  Marine -Invalidenkasse,  der  Universität,  ver- 
schiedener französischen  und  fremden  frommen  Körperschaften 
und  Wohlthätigkeitsanstalten,  Fideicommissen  u.  dgl.  Aber 
^uch  von  den  229,3  Millionen  Renten,  die  auf  den  Namen 
■einzelner  Privaten  lauten ,  erscheint  der  bei  weitem  grössere 
Theil  als  eine  bleibende  Eapitalsanlage,  der  nur  bei  ausser- 
ordentlichen Gelegenheiten  auf  dem  Markte  erscheint.  Hieher 
gehören  jedenfalls  die  Renten  filr  die  Gläubiger  der  Kon- 
signations-  und  Depositenkasse,  die  disponiblen  Fonde  der 
Bank,  die  als  Raution  erliegenden  Renten  von  Privaten, 
Handels-  und  Versicherungsgesellschaften,  die  auf  Departe- 
mentalkassen zahlbaren  Renten ,  welche  alle  zusammen  über 
60,3  Millionen  betragen.  Nur  ein  verhältnissmässig  kleiner 
Theil  dieser  Rente,  dann  jener  Rest  von  3,6  Millionen,  der 
sich  im  Besitze  von  einzelnen  Banquiers  und  Wechselagenten 
befindet,  sowie  vielleicht  etwa  18  Millionen,  die  auf  den 
Ueberbringer  lauten,  nehmen  am  Börsen^iele  Theil. 

Die  Leichtigkeit,  mit  der  man  ohne  alle  Vermittlung 
von  Banquiers  und  Wechslern  bei  dem  Einnehmer  des  De- 
partements  oder  Arrondissements,  mit  dem  man  im  steten 
Verkehre  ist,  Inscriptionen  kaufen  und  verkaufen,  Umschrei- 
bungen veranlassen  und  die  Rente  beheben  kann,^  die  Rechts- 

*  Gesetz  Vom  14.  April  1819. 
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Sicherheit,  welche  der  Umstand  mit  sich  bringt,  dass  die 
Rentenscheine  auf  bestimmte  Namen  lauten,  die  Bürgschaft^ 
welche  das  Institut  der^Wechselagenten  beim  Umsätze  leistet, 
und  die  Schnelle  und  Leichtigkeit,  mit  der  dessenungeachtet 
bei  Eigenthumsübertragungen  vorgegangen  wird,  haben  die 
Th^lnahme  an  dem  Verkehre  mit  Staatspapieren  noch  all- 
gemeiner gemacht,  und  endlich  hat  selbst  der  oben  er- 
wähnte Gewaltstreich  des  Jahres  1848,  durch  welchen  eine 
Unzahl  kleiner  Handwerker  und  Dienstleute  aus  Besitzern 
von  Sparkassabücheln  plötzlich  Besitzer  von  Rentenscheinen 
wurden,  zur  Verbreitung  dieses  Verkehres  in  die  weitesten 
Kreise  beigetragen.  Aus  292,000  Rentenbesitzem,  die  An- 
fangs 1848  gezählt  wurden,  hat  dieses  Jahr  748,000  ge- 
macht, und  seit  dieser  2ieit  hat  sich  ihre  Zahl  auf  1,020,000 
erhöht. 

Die  Direktion  des  Kassarevirements  kauft  und  verkauft 
jetzt  jährlich  fUr  Rechnung  der  Departementsbewohner  um 
mehr  als  300  Millionen  Fr.  Renten,  und  1853  wurden  von 
ihr  um  86  Millionen,  1854  um  94  Millionen  und  1855  um 
108  Millionen  Kapital  mehr  Renten  gekauft  als  verkauft.  Der 
Staat  findet  darum  für  jedes  neue  Anlehen  den  umfassend- 
sten und  bereitwilligsten  Markt. 

Bd  hat  sich  dieses  auf  eine  überraschende  Weise  bei 
dem  grossen  Anlehen  von  700  Millionen  Fr.  gegen  3procen- 
tige  Rente  h«rausgestellt,  welches  mit  dem  kaiserlichen  Er- 
lasse vom  11.  Juli  1855  ausgeschrieben  wurde. 

Es  wurde  offen  als  Anlehen  zur  Bestreitung  der  Kriegs- 
kosten angekündigt,  was  nicht  als  Empfehlung  der  Betheili- 
gung an  solchen  Anlehen  zu  dienen  pflegt,  und  es  waren 
kurz  vorher  im  Laufe  von  weniger  als  einem  Jahre  zwei 
grosse  Anlehen  von  260  und  500  Millionen  Fr.  abgeschlos- 
sen worden. 

Der  Stand  der  Sprocentigen  Rente  war  im  Augenblicke 
der  Ausschreibung  65,90^  und  das  neue  Anlehen  wurde  mit 
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63,27 ,  also  nicht  viel  aater  dem  TtgpBBkurse  auflgebotoi ,  es 
wurde  sich  nicht  der  VermitÜung  eines  Banquiers  bedient,  die 
EinzahlungsMsten  waren  kurz  bemessen,  es  mossten  10%  der 
subscribirten  Summen  sogleich  und  in  Baaiem  erlegt  werden, 
die  Zeit  war  eine  kritische,  die  FriedensreKfaimdlungen  in 
Wien  waren  gescheitert,  Sebastopol  war  noeh  nicht  gefallen, 
die  Theurung  im  Lande  gross,  aber  nicfatsda^weniger  wur- 
den binnen  10  Tagen  nicht  700,  sondern  8S63  Millionen  von 
316,900  Theilnehmem  gezeichnet,  hierunter  höchst  bezeich- 
nend die  bedeutende  Summe  von  1119  Millionen  durch 
236,600  Theilnehmer  in  den  Departements,  360  Millionen  Fr. 
wurden  baar  in  den  Staatskassen  erlegt,  die  Rente  stieg 
auf  66,80  Fr. 

Die  Regierung  nahm  selbstredend  nur  die  ausgeschrie- 
bene Summe  an,  allein  üe  wählte  ihr^  Gläubiger  vorzugs- 
weise aus  den  kleinen  Subscribenten^  eine  Politik,  die  nicht 
blos  aus  Rücksichten  der  Billigkeit  geboten  war,  sondern  die 
als  ein  neues  Mittel  zur  Erweiterung  des  Marktes  der  Staats- 
papiere und  zur  engsten  Verknüpfung  der  Interessen  der  Ein- 
zelnen mit  dem  ungefährdeten  und  gedeihlichen  Bestände  des 
Staates  dient.  Jeder  Staatsgläubiger  nimmt  Partei  für  die 
Einheit  des  Reiches  und  die  Stabilität  der  Regierung.  > 

Unsere  Behauptung  über  die  Motive,  welche  den  Staats- 
kredit bestimmen ,  findet  auch  durch  die  Geschichte  der  Kurse 
der  Staatspapiere  die  Bestätigung ,  insoweit  man  diese  Kurse 
in  ihrer  vielseitigen  Abhängigkeit  als  den  Massstab  eines 
ihrer  Faktoren,  als  welcher  der  Staatskredit  sich  darstellt, 
betrachten  kann. 

Man  hat  genaue  Uebersichten  des  Kurses  an  der  Börse 
zu  Paris  seit  ihrer  Eröffnung  am  10.  Mai  1795  bis  jetzt. 
Unter  dem  Direktorium  im  Jahre  1797  stand  die  Bprocentige 

'  Bereits  die  beideu  oben  erwälinten  früheren  Anlehen  hatten  ähnliche 
günstige  Resultate  gegeben.  Für  das  Anlehen  Von  250  Hill,  waren  467 
Hill. ,  für  jenes  von   500  Mill.  2175  Hill,   dem  Staate  angeboten  worden. 
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Rente  zwischen  6 — 8^  mit  dem  Konsulate  Napoleons  hob  sie 
sidi  auf  44,  mit  der  Annahme  der  Kaiserkrone  auf  60,  und 
sie  stieg  im  Laufe  des  Kaiserreichs  auf  83 ,  um  während  der 
Kämpfe  des  Jahres  1814  auf  45  herabzusinken. 

Die  Restauration  empfing  sie  1815  nach  den  hundert 
Tagen  mit  52  und  hob  sie  1829  auf  111.  Die  Julirevolution 
warf  sie  auf  84  zurück,  aber  im  Jahre  1846,  dem  Culmina- 
tionspunkte  der  Regierung  Louis  Philipps,  erreichte  sie  die 
Höhe  von  123,60.  Die  Februartage  1848  schleuderten  sie  auf 
98  herab  und  parallel  mit  den  Fortschritten  der  Revolution 
fiel  sie  im  April  1848  bis  50.  Mit  der  Wiederherstellung 
ein^  geordneten  Regiments  durch  den  Zusammentritt  der  kon- 
stituirenden  Versammlung  erreichte  sie  wieder  den  Stand  von 
74,  mit  der  Wahl  Louis  Kapoleons  zum  Präsidenten  jenen  von 
79.  Der  Staatsstreidi  vom  December  1851  brachte  ein  Stei- 
gen bis  105  hervor. 

Die  4V3procentige  Rente,  welche  an  die  Stelle  der  5pro- 
oentigen  trat,  eröfihete  im  April  1852  mit  dem  Kurse  von 
101 ;  am  Ende  des  Jahres  hatte  sie  bereits  den  Kurs  von  106 
erreicht;  die  Kriegserklärung  gegen  Russland  erniedrigte  sie 
1864  auf  88^  die  erste  Friedensbotschaft  brachte  sie  1856 
wieder- auf  96. 

Die  3pro<^tige  Rente,  im  Jahre  1825  errichtet,  begann 
mit  dem  Kurse  von  60  und  hatte  1829  einen  Kurs  von  86 
erlangt,  den  sie,  durch  die  Julirevolution  auf  55  zurückge* 
worfen,  im  Laufe  der  Regierung  Louis  Philipps  nicht  mehr 
erreichte.  Im  Jahre  1846  war  der  Kurs  80,  1848  nach  der 
Februarrevolution  56,  im  April  82^  nach  der  Präsidentenwahl 
48 ,  nach  dem  Staatsstreich  vom  December  1851  steigerte  er 
sich  auf  71,  Ende  1852  hatte  er  bereits  83  erreicht,  1854 
fiel  er  auf  61,50^  1856  nach  den  ersten  Friedensnachrichten 
erhob  er  sich  auf  69,50. 

Freilich  hat  weder  der  Staatskredit  noch  der  Geldmarkt 
jenen   für   die  Staatspapiere   so   günstigen   Stand    wie   in 
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England  erreicht,  wo  die  Rente  durclisciimtäich  um  15 — 20% 
höher  notirt  ist,  als  in  Frankreich. 

Es  wäre  hier  auch  der  Platz,  den  Stand  des  Staats- 
vermögens Frankreichs  zu  besprechen,  aber  leider  müssen 
wir  uns  aus  Mangel  hinreichender  Quellon  auf  folgende, 
weder  vollständige  noch  neueste  Angaben  beschränken. 

Der  Werth  des  Immobiliarvermögens  belief  steh  im  Jahre 
1851  auf  1308,4  Millionen ,  wovon  732,3  Millionen  auf  Elech- 
nung  der  Forste,  8,8  Mill.  auf  Recbnung  dea  andern  Nutz- 
zwecken gewidmeten  Eigentbums ,  %9tß  Millionen  auf  Rech- 
nung der  öffentlichen  Zwecken  gewidmeten  Besitzungen 
kamen.  Hiebei  ist  das  ImmobüiacteniAÖgen  der  Departe- 
ments nicht  gerechnet,  das  nach  älteren  Daten  zu  schliessen, 
auf  etwa  60  Millionen  veransehUigt  werden  dürfte. 

Ueber  den  Werth  des  Mobfliarviennögens  des  Staates 
liegen  gar  keine  neueren  Nachwttisunftti  vor.  Zählt  man 
den  Werth  der  Kriegsflotte ,  der  Militär^  und  Marinevorräthe, 
und  den  vielleicht  noch  grösseren  der  MFentlichen  Biblio- 
theken und  Kunstsammlungen  aueh  dazu,  so  ist  er  ein  ganz 
ausserordentlicher  zu  nennen«  ^ 

Ueber  den  Stand  der  Staatskassa  in  Baarem  und  in  Wech- 
seln haben  wir  bereits  ürQher  gesprochen.  Er  betrug  An- 
fangs 1856  263,4  Millionen;  43,4  Millionen  Waren  zwischen 
den  verschiedenen  Rechnungslegem  in  Umlauf.  Die  Aktiv- 
forderungen des  Staates  bestanden  zu  derselben  Zeit  in 
Folgendem :  ^ 

Rückständige  Einnahmen 549,6  Mill.  Fr. 

Vorschüsse  und  Forderungen  an  einzelne  Rech- 
nungsl^er  und  Staatsinstitute 13,4   ^     ^ 

*  Das  Mobiliarvennögen  im  Ressort  der  Ministerien  des  Kriegs  and 
der  Marine  allein  wird  auf  mehr  als  eine  Milliarde  geschätzt. 

'  Die  hier  Bezug  nehmenden  Verhältnisse  sind  bereits  im  Kap.  VIII, 
Abschnitt  8  gelegentlich  der  aus  diesen  Forderungen  entspringenden  Ein- 
nahmsqueUen  besprochen  worden. 
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Forderungen  an  Eisenbahngesellschaften  .    .      17,5Mill.Fr.^ 
Reste  von  Vorschüssen ,  die  im  Jahre  1830  an 

einzelne   Industrielle 
g^eben  wurden  .     .        3,4    „      „ 
„       n  „an  Arbeitervereine  in 

den  Jahren  1848  und 

1849 2,3    ,      „ 

Forderungen  an  Spanien  vom  Jahre  1823  bei    118,3    „      „ 
„  9   Belgien  von  den  Jahren  1831 

und  1832 15,3    „      „ 

y,  yf   Griechenland    für    die    vor- 

schussweise  bezahlten  Interes- 
senantheile  des  griechischen 
Anlehens  vom  Jahre  1833  .      15,9    „      „ 
^  \   Russlandwegen  des  1812 dem  ^ 

Groesherzogthum    Warschau  f 

.  X       A   1  T_  /*  ziffermässig 

gemachten  Anlehens.  C  ,  ^ 

,,    „     .  rvL    '         \  festgestellt. 

„  5)    die  Regierung  von  Tunis.       .;        ^ 

Im  Rechtswege  anhängige  Forderungen    .     .     13,5Mill.  Fr.^ 
Hiezu  dürften  aus  den  Krisen  der  zwei  letzten  Jahre 
bedeutende  Forderungen  an  die  Türkei  kommen. 

Diesem  Aktivvermögen  standen  am  1.  Januar  1866  ge- 
genüber : 

'  Darch  das  Gesetz  vom  2.  Mai  1855  wurden  10  Mülionen,  welche 
der  Staat  der  Eisenbahngesellfichaft  von  Paris  nach  Havre  geliehen  hatte, 
der  Gesellschaft  für  die  Eisenbahnen  der  Normandie  und  der  Bretagne  als 
Subvention  überlassen,  daher  für  1857  nur  7,6  Mill.  Fr.  für  diese  Aktiv- 
posten erübrigen. 

'  Von  dieser  Somme  werden  klassifidrt  als: 

gut  (einbringlich) 4,0 

zweifelhaft  (wegen  der  Unsicherheit  der  Schuld- 
ner oder  der  von  diesen  erhobenen  Einwen- 
dungen)      1-»^ 

schlecht  (uneinbringlich) 8,9 

Die  ältesten  dieser  Forderungen  stammen  aas  der  Zeit  der  Revolntion 
und  des  Konsulates. 
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das  Kapital  der  inscribirten  Schuld  mit         1M2,7  Mill.  Fr. ' 
ji  f,         ji    schwebenden    ^         ^  .785,'6    ^     ^ 

die  rückständigen  Auslagen  mit  ....  361y^  ^  » 
und  die  rom  Staate  eingegangenen  Verpflichtungen  für  die 
Zukunft,  unter  denen  die  nach  dem  Gesetze  vom  11.  Juni 
1842  für  ausserordentliche  Staats-  und  namentlich  für  Eisen- 
bahnbauten vom  Jahre  1856  an  noch  zu  verwendenden 
Summen  von  383,2  Mill.  Ft.  and  der  Vorschuss  von  100  Mill. 
Fr.  für  Drainirungsarbeiten  nach  dem  Gesetze  vom  17.  Juli 
1856  in  erster  Reihe  stehen. 

8.    Die  öfiTentlichen  Kreditsanstalten. 

In  jedem  Lande  stehen  die  öffentlichen  S[reditsindtitute 
mit  der  Finanzverwaltung  in  einem  gewissen  Zusammen- 
hange. Mehr  als  anderswo  ist  aber  diess  in  Fmnkreicb  der 
Fall ,  wo  alle  Aktiengesellschaften  nur  in  Kraft  eines  beson- 
deren kaiserlichen  Dekretes  sich  bilden  kOanen  und  unter 
unmittelbarer  andauernder  Ueberwachung  der  Regierung 
stehen,  wo  die  Gesetzgebung  mit  wachsender,  erst  voriges 
Jahr  durch  das  Gesetz  vom  17.  JuK  verschftrfter  Strenge 
selbst  den  Kommanditgesellschaften,  wo  nur  ein  Theil  des 
Gesellschaftsvermögens  durch  Aktieneinlagen  gedeckt  ist,  von 
Staats  wegen  vorschreibt,  wie  sie  sich  verwalten  und  ihre 
Verwalter  kontrolliren  sollen  und  wie  weit  die  Verantwort- 
lichkeit der  einzelnen  gesellschaftlichen  Organe  gehe,  wo 
die  Regierung  theils  selbst,  theils  durch  eine  von  ihr  ab- 
hängige Körperschaft  bestimmt,  an  welchen  Orten,  durch 
welche  Personen  und  welche  Kredits-  und  Industriepapiere 

*  meranter  Rentenkapital 7558^0  Hill.  Fr. 

Anlehen  für  öffentl.  Arbeiten  65,5  „  „ 
Rückzukaafende  Kanalaktien  .  36,4  „  „ 
Kautionen 252,8     „      „ 

Das  Kapital  der  Leibrenten  und  Pensionen  musste  unberücksichtigt 
bleiben. 
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öffentlich  feilgeboten  werden  dürfen ,  wo  die  Regierung  selbst 
Bankgesebäito  in  ausgedehntem  Masse  betreibt  und  dabei 
des  Beistandes  anderer  Institute  bedarf,  und  wo  viele  Insti- 
tute tbeils  freiwillig,  theils  gezwungen,  einen  Theil  ihrer 
Fonds  beim  Staate  angelegt  haben.  Es  ist  daher  nur  eine  For- 
derung der  Folgerichtigkeit,  dass  in  Frankreich ,  wenn  gleich 
der  Handel  und  die  Handelsgesellschaften  dem  Wirkungskreise 
des  Handelsministers  angehören ,  die  wichtigsten  Ereditsinsti- 
tute  unter  die  Obhut  des  Finanzministeriums  gestellt  sind. 

Unter  ihnen  muss  vor  Allem  die  Bank  ron  Frank- 
reich erwähnt  werden.  Sie  ist  Giro-,  Depositen-,  Escompte- 
und  Zettelbank ,  und  beseht  Einkassirungen  fQr  fremde  Rech- 
nung. Errichtet  wurde  sie  durch  Napoleon  am  18.  Januar 
1800  (28.  nivoee  an  Vni)*,  ihr  ausschliessendes  Privilegium 
als  Zettelbank  von  Paris  erhielt  sie  ron  ihrem  Schöpfer  erst 
am  14.  April  1803  (24.  germinal  an  XI).  IhrEapital  wurde 
damals  mit  46  Millionen  Fr.  in  Aktien  zu  1000  Fr.,  die 
Dauer  ihres  ausschliesseoden  Priyilegiums  auf  15  Jahre  fest- 
gesetzt, doch  bdiielt  sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  Zet- 
telbanken in  den  Departements  zu  errichten.  Durch  die 
kaiserlichen  Dekrete  vom  22.  April  1806  und  16.  Januar 
1808  wurde  sie  unter  eine  strengere  Ueberwachung  von  Seite 
der  Regierung  gestellt,  ihr  Fond  auf  90  Millionen,  ihr  Privi- 
legium auf  weitere  25  Jahre  ausgedehnt  und  ihr  das  Recht 
eingeräumt,  auf  Staatsschuldscheine  mit  kurzer  Verfallszeit 
(Schatzscheine)  Yorschtksse  zu  leisten  und  in  den  Departe- 
ments Succursalen  ebenfalls  mit  dem  Rechte  der  Zettelemis- 
sion zu  errichten,  auch  wurde  sie  von  manchen  Beschrän- 
kungen befreit,  die  hinsichts  der  Grösse  der  Dividende  und 
der  Hinterlegung  in  den  Reservefond  bestanden  hatten.  1840 
wurde  ihr  Privilegium  auf  wdtere  25  Jahre,  also  bis  1867 
verlängert,  und  die  Staatskontrolle  in  etwas  vermindert. 
Erst  1834  wurde  sie  ermächtigt,  auf  alle  französische 
Staatopapiere  ohne  Unterschied,  1852,  auf  Obligationen  der 

Hock,  PinanzTerwaltung  Frankreichs.  35 
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Stadt  Paris,  französische  Eisenbahnaktien  und  andere  an  der 
Pariser  Börse  cotirte  Industriepapiere  YorschOase  cu  leisten.  * 

Ihr  Kapital  war  unter  dem  ersten  Eaiserrticfae  zu  gross 
für  ihr  Geschäft  und  von  1809  bis  1816  löste  sie  22,100  Ak- 
tien um  23,3  Mill.  Fr.  ein.  184t  wurden  aber  die  Depar- 
tementbanken aur  Herstellung  ihies  scbwankend  gewordenen 
Kredites  mit  der  Bank  von  Frankreich  vereint  und  hierdurch 
wurde  der  Fond  der  letzteren  um  23,8  Millionen  erhöht,  so 
dass  er  jetzt  die  ursprüngliche  Höhe  etwas  übersehreitet. 
Er  liegt  nicht  in  Baarem  in  den  Kellern  der  Bank,  wie  bei 
ahnlichen  Instituten  Sitte  ist,  sondern  er  ist  mm  grösseren 
Theile  in  Renten  angelet. 

Der  Reservefond  wuchs  wiederholt  zu  ackheic  Höhe  ^, 
dass  grosse  Summen,  1820:  13,7,  1828:  9,8,  1831:  10  MU^ 
lionen  Fr.  unter  die  Aktionäre  vertheilt  wurdes.  In  diesem 
Jahre  wurde  er  auf  den  Betrag  von  10  Millionen  Fr.  fixirt 
Seit  1848  beträgt  er  mit  Rücksicht  auf  die  Svcciursalen  bei 
13  Millionen.    Auch  er  ist  in  Renten  angelet.. 

Der  Betrag  der  ausgegebenen  Bankbillets  «oll  nie  das 
Dreifache  des  Baarvorrathes  überschreiten ,  doob  ist  in  letzter 
Zeit  hievon  abgewichen  worden. 

Die  mindesten  Bankbillets  lauteten  bis  1848  auf  500  Fr., 
in  diesem  Jahre  wurden  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  10.  Juni 
1847  Billets  zn  200  Fr.,  und  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
15.  März  1848  Billets  zu  100  Fr.  ausgegeben.  Es  gibt  darum 
gegenwärtig  Billets  von  5000,  1000,  500,  200  und  100  Fr. 

Nur  soliden  Geschäftsmännern  wird  ein  Contokuitent 
im  Girobuche  der  Bank  eröfbet,  nur  jene,  die  ein  (Donto  be- 
sitzen, und  selbst  diese  nur  gegen  nochmalige  Bestätigung  ihres 
vortheilhaften  merkantilen  Rufes  werden  nach  bestehender 
Uebung  zum  Escomptegeschäft  zugelassen.  Nur  solche  Wechsel 
werden  escomptirt,  die  drei  solide  Unterschriften  haben, 
und  nicht  länger  als  90  Tage  laujten. 

'  Geaetse  vom  30.  Juni  1840,  14.  Mid  1834,  3.  und  28.  März  1852. 
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Statt  der  dritten  Unterschrift  wird  in  neuester  Zeit  auch 
ein  Pfeuid  in  Staatspapieren ,  in  Bankaktien  oder  in  Warrants 
über  in  öffentlichen  Magazinen  hinterlegte  Waaren  des  grossen 
Handelsrerkehxs  angenommen,  wahrend  im  Hinblick  auf  die 
allzu  umflmgraichen  und  MÜmen  Geldgeschäfte  der  Gegen- 
wart und  den  yerminderten  Baarfond  der  Bank  ^  das  Maxi- 
mum der  Umlaufest  mit  kurzen  Unterbrechungen  auf  75  und 
im  September  1856  sc^ar  auf  60  Tage  beschränkt  blieb ; 
eine  Erschwerung  des  Tenkehrs,  die  sdt  1818  —  wo  sogar 
eine  Beschränkung  auf  45  Tage  statt  fond  —  nicht*  noth- 
wendig  geworden  war.  * 

Bei  ihrer  Errichtung  war  der  Wechselescompte  6%; 
vom  1.  Februar  4820  \Ab  15.  Januar  1847  hielt  er  sich  un- 
abänderlich auf  4%,  und  4%  werden  noch  jetzt  als  die 
Regel  angesehen ,  während  sich  der  Zinsfbss  häufig  um  1  % 
über  oder  unter  diesem  Ausmasse  bewegt.  1855  musste  er 
auf  6%  erhöbt  werden,  und  wenn  gleich  mit  1.  April  1856 
wieder  der  ZinsAiss  von  5%  eintrat,  so  war  die  Bankver- 
waltung  doch  im  Oktober  1856  abermals  zu  einer  bis  im 
December  andauernden  Steigerung  des  Zinsfusses  auf  6% 
genöthigt. 

'  Der  Baarfond  der  Bank  verhielt  sich  zu  den  amlaufenden  Banknoten : 

Baarfond  Banknoten 

März  1848 59  ^75 

Mai  1848 114       402 

Februar  1849 295       422 

1851 510       523 

Januar  1852 570       595 

Angofit  1854 475       610 

Januar  1855 363       651 

„   1856 200       608 

Oktober  1856 166  621 

Januar  1857 191  612 

In   dieeen  ungeheuren,   die  Sicherheit  gefährdenden  Schwankungen 
zeigt  sich  der  Maxigel  eines  der  Bank  selbst  gehörigen  Baarfondes. 

'  Seit  27.  Februar  1857  werden  wieder  Wechsel  mit  90tttgiger  Dauer 
angenoininen» 
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Noch  empfindlicher  fiel  dem  Verkehr^  dass  die  Bank 
den  Betrag  ihrer  Vorschüsse  auf  Eflfekten  von  60%  des 
Tagescourses  auf  Staats-  und  von  40%  auf  Industriepapiere 
auf  40%  und  20%  herabsetzte.  Man  hat  diese  Strenge  der 
Bank  sehr^  verargt  und  mit  der  dem  Geldmarkte  eigenen 
Undankbarkeit  vergessen,  welche  selbstaufopfemde  Dienste 
die  Bank  der  Nation  in  der  Erisis  des  Jahres  1848  leistete, 
wo  sie  bei  dem  Mangel  jedes  andern  grossen  Ereditsinstitutes 
ihre  Thätigkeit  anstandslos  weit  über  das  regelrechte  Mass 
ausdehnte,  die  Regierung  und  die  Stadt  Paris  durch  Anlehen 
unterstutzte,  Anlehen  an  Industrielle  gegen  Büi^schaft  des 
Staates  oder  der  Gemeinde  gab  und  die  von  der  Regierang 
neu  gegründeten  Sjreditsinstitute  durch  Reescompte  ihrer  Pft- 
piere  auf  das  Freisinnigste  unterstützte.  Doch  kann  nicht  ge- 
läugnet  werden,  dass  die  Bank  gegenüber  den  gestiegenen  An- 
forderungen des  Geldmarktes  einer  Vergrösserung  ihres  Fon- 
des  dringend  bedarf,  und  diese  nicht  in  einem  als  Rente  ange- 
legten, sondern  vorzugsweise  in  einem  als  Baarfond  in  den 
Kellern  der  Bank  aufgespeicherten  Kapitale  zu  bestehen  habe.  — 

Die  Bank  wird  durch  den  Gouverneur  und  zwei  Unter- 
gouverneure,  die  vom  Staate  ernannt  werden,  und  durch  den 
aus  der  Wahl  der  Aktion&re  hervorgegangenen  allgemeinen 
Rath  geleitet;  gewisse  Angelegenheiten  sowie  die  Entgegen- 
nahme der  Rechnungen  und  Generalberichte  gehören  vor  die 
Generalversammlung,  die  jährlich  einmal  im  Januar  zusam- 
mentritt ]  sie  besteht  aus  den  200  stärksten  Aktionären.  Der 
allgemeine  Rath  und  einige  durch  ihn  gewählte  und  vom 
Bankgouveraeur  ernannte  Geschäftsleute  bilden  das  Censur- 
comit6  der  Bank  für  3ie  zu  escomptirenden  Wechsel;  dem 
Grouverneur  steht  ein  absolutes  Veto  zu.  Die  Succursalen  io 
den  Departements  vermehren  sich  Jahr  fClr  Jahr,  gegenwärtig 
ist  ihre  Zahl  38, '  drei  neue  sind  in  der  Errichtung  begriffen. 

*  Nach  dem  Alter  ihrer  Errichtung:  (anter  der  Reataaration)?  Ronen, 
Nantes,    Bordeanz;    (unter   Louis    Philipp):    Lyon,    Marseille,    RheiiD^ 
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Sie  sand  auf  ähyliehe  Weise  wie  die  Bank  selbst  eingerichtet 
und  treiben  dieselben  Geschäfte;  sie  stehen  übrigens  nicht 
unter  sich,  sondern  nur  mit  der  Hauptbank  in  Paris  in  Oe- 
schäftsverbindung. 

Die  Ton  jeder  einzelnen  ausgegebenen  Banknoten  wer- 
den nur  von  der  betreffenden  Succursale  selbst  an  Zahlungs- 
statt angenommen  und  eingewechselt.  > 

Die  Ergebnisse  der  Bankgebarung  gewähren  schlagende 
Beweise  für  den  immer  mehr  Werthe  und  immer  mehr  Per- 
sonen umfassenden  Wohlstand  Frankreichs: 
Die  Zahl  der  Aktionäre  war 

1823:     2781  1848  r^  5648 

1838:     4093  1852:     5762 

1847:    4304  1856:     5755 

Die  Gesammtsumme  der  Operationen 

1847:     2714Mill.  Fr.     1854:     3888  Mill.  Fr. 
1851:     1593    „       „       1855:    4863    „       „ 
1852:     2541    „       „       1856:     5808    „       „ 
1853:     3964    „       ^ 
Die  Summe  der  escomptirten  Wechsel 


2944  Mill.  Fr. 
3762    ,       , 
4674    .       . 


1847:  2652  Mill.  Fr.  1854 
1852:  1824  »  „  1855 
1853:  2842  „  „  1856 
Der  Durchschittswerth  eines  escomptirten  Wechsels 

1830:     2246  Fr.  1854:     1315  Fr. 

1841:     1425    .  1856:     1872   . 


St  Etienne,  Lille,  Havre,-  St.  Quentin,  Montpellier,  ToalooBe,  Orleans, 
Qrenoble,  Angoal^me,  B€»an(on,  Caen,  Ghateauroux,  Clermont-Ferrand, 
Mülhaosen,  Strassburg,  Mans,  Nlmes,  Valenciennes ;  (seit  1848):  Metz, 
Limoges,  Angers,  Rennes,  Aviguon,  Troyes,  Amiens,  la  Rochelle,  Nancy, 
Tonlon,  Nevers,  Anns,  Dijon,  DQnkirchen.  In  Entsteh ting  begriflSen  sind 
Carcassonne,  Poitiers,  St.  Lö. 

*  Recneil  des  iois  et  Statuts  relatifs  k  la  Banque  de  France  depuis 
1800.    4.    Paris  1851. 

'  Nach  der  Vereinigung  mit  ded  Departementsbanken. 
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Die  DiTidende:  MaxtBum.  MmimaD. 

(Francs}  (Francs} 

unter  dem  Kaiserreiche   .     .     .   1803:  103,70    1800:  50,45 
unter  der  Restauration    .     .     .   1828:  111         1814:  60  < 
unter  Louis  Philipp     ....   1847:  177         1833:  66 

seit  1848 1856:  272         1848:  75 

Die  Bank  hat  auch  unversehrt  die  grossen  politischen 
Krisen  der  Jahre  1814,  1830  und  1848  überstanden;  nie  hat 
sie  ihre  Baarzahlungen  gänzlich  eingestellt,  wenn  sie  auch 
dieselben  1804  und  1814  auf  die  Auszahlung  von  500,000  Fr. 
des  Tags  und  1848  auf  die  Auszahlung  von  Anweisungen 
der  Filialbanken  und  von  Summen  unter  5000  Fr.  beschränkte. 
Obgleich  1848  die  Umwechslung  der  Banknoten  gegen  Baar- 
schaft  eingestellt  wurde,  die  Erklärung  der  Regierung,  dass 
sie  als  gesetzliches  2iahlungsmittel  al  pari  anzunehmen  seien 
(der  Zwangscours),  nicht  eben  zu  ihrem  Kredite  beitrug, 
die  Bank,  wie  bereits  oben  erwähnt,  vielfach  zu  Anleben 
ausserhalb  ihres  Geschäftskreises  veranlasst,  und  endlich  ein 
nicht  unbedeutender  Theil  ihrer  Wechselforderungen  zwei- 
felhaft wurde,  war  dßa  Vertrauen  des  Volkes  in  die  Zu- 
kunft der  Bank  so  fest  gegründet,  dass  nur  wenige  Tage 
eine  geringe  Entwerthung  der  Banknoten  im  M€tximum 
von  272%  anhielt,  nach  dieser  Zeit  aber  nicht  nur  der 
al  pari-Cours  sich  wieder  herstellte,  sondern  im  Gtegen- 
theile  die  Banknoten  giegcnüber  den  Contanten  ein  Auf- 
geld behaupteten.  Am  6.  August  1850  konnte  übrigens  die 
Regierung  über  die  Bitte  der  Bank  ihr  mit  Beruhigung  die 

*  Ausserdem  kommen  von  den  unter  die  Aktionare  vertheilten  Ueber- 
schüssen  des  Reservefonds  auf  die  Aktien:     1820:    202  Fr. 

1828:    145    „ 
1831:    148   y, 
Bezeichnend  für  die  bereits   oben   erwähnte  steigende  Ausdehnung 
des  Verkehrs  ist  der  Umstand ,  dass  an  den  Gesaromtgeschäften  der-Bank 
ihre  Succursalen  einen  immer  grösseren  Antheii  nehmen.     Dieselben  tru- 
gen zum  Gesammtgewinne  bei : 

1852:  nVo,   1853:  33  7«  >   1854:  42  «Vo,   18Ö5:  49  7e,   1856:  47  7,. 
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Wiederauämhme  der  fiaarzahlungen  gestatten.  Von  84'/,  Mill. 
Fr.  Wechsel,  welche  in  den  Jahren  1848  und  1849,  weil 
nicht  zur  Zeit  eingelöst,  zweifelhaft  geworden  waren,  wur- 
den  übrigens  bis*  Ende  1856  alle  bis  auf  einen  unbedeuten- 
den Rest  von  1  Million  einbezahlt,  und  selbst  von  diesem 
erschien  ein  guter  Theil  einbringlich. 

Auf  ähnlichen  Grundlagen  wie  die  Bank  von  Frankreich 
beruhen  die  Bank  von  Algier  und  die  fünf  Kolonial- 
banken  von  Martinique,  Guadeloupe,  la  R6union ,  Cayenne 
und  St.  Louis  am  Senegal.  Sie  sind  alle  auf  Veranlassung 
und  unter  Nöthigung  der  Regierung^  grossentheils  mit  von 
ihr  angewiesenen  Fonds  gegründet.  Bei  den  Eolonialbanken 
musst^n  z.  B.  die  ehemaligen  Sklavenbesitzer  in  den  Kolo- 
nien mit  y^  der  ihnen  aus  Anlass  der  Sklavenemancipatiön 
bewilligten  Entschädigungen'^  als  Aktionäre  beitreten.  Sie 
sind  Zettel-,  Escompte-  und  Girobanken,  sie  leihen  nicht 
-bloss  auf  drei,  sondern  auch  auf  zwei  Unterschriften,  von 
denen  überdiess  eine  durch  Warrants  über  Waaren  in  öf- 
fentlichen Magazinen,  durch  Verpfändung  von  zu  erwarten- 
den Ernten  oder  von  Staatspapieren  und  Werthsgegenständen 
ersetzt  werden  kann. 

Die  Kolonialbanken  sind  durch  eine  eigene  Central- 
agentie  in  Paris  untereinander  und  mit  den  Kreditsinstituten 
des  Mutterlandes  verbunden,  sowie  eine  eigene  Ueberwa- 
chungskommission  unter  der  Leitung  eines  Staatsrathes  und 
-in  welcher  sowohl  das  Ministerium  der  Finanzen,  als  jenes 

'  Gesetz  vom  4.  August  1851  für  Algier,  vom  11.  Juli  1851  für  die 
Kok>iiieii. 

^  Die  Aufhebung  der  Sklaverei  erfolgte  durch  das  Dekret  der  pro- 
visorischen Regierung  vom  27.  April  1848,  welches  so  weit  ging,  dass 
es  selbst  den  in  der  Fremde  sich  aufhaltenden  Franzosen  den  Besitz  von 
Sklaven  verbot.  Mit  dem  Gesetze  vom  30.  April  1849  wurde  den  Sklaven- 
besitzern in  den  französischen  Ck)lonien  eine  Entschädigung  von  126  Mill.  Fr. 
bewilligt.  Das  Senatoonsult  vom  3.  Mai  1854  hat  die  Aufhebung  der 
Sklaverei  als  ein  Grundgesetz  der  französischen  Verfassung  erklärt. 
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der  EolouieD  und  die  Bank  von  Frankreich  v^ireien  sind, 
die  Zersplitterung  der  Kräfte  und  das  Auaschreiten  in  falsche 
Bahnen  verhüten  soll. 

Die  Bank  ron  Algier  entstand  am  1.  November  1851, 
mit  einem  Kapital  von  1,250,000  Fr.  Sie  escomptirt  jährlich 
bei  30,000  Wechsel  in  einem  Betrage  von  24  Millionen  Fr. 
und  hat  durchschnittlich  2^2  Millionen  Banknoten  in  Umlaul*. 
Selbst  die  gemeinen  Araber  auf  den  Märkten  nehmen  keinen 
Anstand,  diese  al  pari  zur  Bezahlung  anzunehmen.  Am 
1.  November  1853  ist  eine  Succursale  in  Oran,  mittels  Dekretes 
vom  3.  December  1856  eine  zweite  in  Constantine  ins  Leben 
getreten.  Die  Dividende  hat  1854,  6,46  und  1856  BOfflr 
7,30%  erreicht. 

Die  Banken  von  Martinique,  Guadeloupe  und  la  K6u- 
nion  haben  jede  ein  Kapital  von  3  Millionen  Fr.,  sie 
sind  nach  einander  im  Januar,  Febraar  und  Juli  1853  in 
Wirksamkeit  getreten.  Die  beiden  ersten  Jahre  ihrer 
Thätigkeit,  in  denen  sie  überdiess  nur  einen  Theil  ihrer 
Fonds  realisiren  konnten,  haben  folgende  Ergebnisse  dar- 
geboten : 


Banknoieii- 
Umlaur. 


1853 


1894 


Baarfond. 


1853  !  1854 


Escomptirte 
Wechsel  mit  S 
Unterschriften. 


1853 


1854 


Anweisungen 
auf  die  Bank 
von  Prank- 
reich. 


1858  I    1854 


Di\idende 


»853 


In  Tausenden  von  Francs. 


Martinique 

Guadeloupe 

Rinnion 


10,143 

6,410 

11,719 


2,365 

4,326 

712 


2,708 '6,50 


1,576 
679 


7,20 
6,60 


Die  andern  Wechselgeschäfte  waren  minder  bedeutend, 
aber  die  Zukunft  schien  vielversprechend.  Vor  Ernchtong 
der  Banken  wurden  die  Interimsscheine  über  die  zurück- 
behaltenen Achtel  der  Sklavenentschädigung  mit  4Q  bis  50% 
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Verluai  yerkaoA,  mit  der  Emchtnng  stiegen  sie  auf  Pari, 
und  die  neuen  Aktien  werden  mit  20  Fr.  Agio  begeben. ' 

Die  Banken  von  Gayenne  und  am  Senegal  mit  300,000 
und  280,000  Fr.  Kapital,  errichtet  durch  die  Dekrete  vom 
21.  December  1853  und  1.  Februar  1854,  sind  erst  im  Beginne. 

Ebeirfalls  Einrichtungen  der  neuesten  Zeit  sind  die  In- 
duatriekomptoirs  und  -Unterkomptoirs,  gegründet 
durch  die  Gesetze  und  Dekrete  vom  4. ,  7.  und  10.  März  und 
10.  Juni  1868  und  25.  JuU  1854.  Sie  bestehen  in  allen  Städten, 
wo  die  MiHttcipalität  und  die  Handelskammern  sie  wünschten 
und  Akiienvereine  zu  ihrer  Gründung  sich  bildeten.  Die  In- 
dustriekomptoin  sind  zunächst  Escomptebanken ,  die  zu  6% 
und  für  längstens  90  Tage,  und  statt  auf  drei,  auf  zwei  sichere 
Unlersebriften  Geld  darleihen.  Ja  selbst  von  diesen  zwei  Unter- 
schriften kann  eine  durch  die  Firmiruug  eines  Unterkomp- 
toirs ersetzt  werden ,  d.  i.  eines  mit  dem  Eomptoir  in  Ver- 
bindung stehenden ,  von  ihm  überwachten ,  und  ihm  seine 
Fonds  als  Sicherstellung-  tibergebenden  gesonderten  Aktien- 
vereines, welcher  gegen  Verpfändung  von  Immobilien  oder 
Waaren  die  Wechsel  des  Geldbedürftigen  acceptirt.  Das 
Unterkomptoir  ist  zu  einer  Provision  von  3%  und  ausserdem 
zu  einem  Abzöge  von  5%  des  escomptirten  Darlehens  er- 
mächtigt, welcher  letztere  Betrag  dem  Schuldner  zu  Gute 
geschrieben  und  wofür  ihm  nach  und  nach  Aktien  der  Gesell- 
schaft hinausgegeben  werden.  Das  Unterkomptoir  hat  ferner 
das  Recht,  wenn  das  Pfand  nicht  rechtzeitig  eingelöst  worden, 
dasselbe  8  Tage  nach  erfolgter  Zahlungsaufforderung  ausser- 
gerichtlich  (durch  einen  öffentlichen  Agenten)  zu  veräussern. 

*  Beriebt  der  Ueberwachungsoommission  im   Honiteur  vom  13.  und 

U,  September  1855. 

Für  1855  betrugen:      Escompitrte      AnweisuDgcn       Dividende 

Wechsel         auf  die  Bank  % 

(in  Tausenden  Francs). 

in   Martinique    14,452  5,072  6,05 

„  Guadeloupe     9,732  5,902  6,50 

„   R6uition        16,335  1,371  8,55 
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Von  den  Komptoirs  werden  auch  Vorschüsse  auf  Renten 
und  Industriepapiere  geleistet,  Einkassirungen  und  Auszah- 
lungen besorgt,  Kommissionsgeschäfte  jn  Staats-  und  In- 
dustriepapieren gemacht,  Gelder  auf  offene  Rechnung  ver- 
zinslich übernommen. 

Die  Eomptoirs  stehen  wieder  mit  der  französischen  Bank 
und  andern  Kreditanstalten  in  Verbindung,  und  verschaffen 
sich  durch  Reeskomptirungen  die  nöthigen  Fbnds.  Bis  Ende 
1854  wurde  diesen  Komptoirs  durch  den  Staat  und  die  Gre- 
meinden  mittelst  Hinterlegung  von  Schatzscheinen  und  6e- 
meindeobiigationen  als  Sicherstellung  der  Aktieneinlagen  der 
nöthige  Kredit  verschafift;  allein  allmftiig  haben  diese  Insti- 
tute solches  Vertrauen  erlangt,  dass  sie  sich  selbstständig 
erhalten  und  sowohl  die  Schatzscheine  als  die  Gemeinde- 
obligationen zurückstellen  können. 

Jedes  Komptoir  wird  von  zwei  Direktoren  unter  Auf- 
sicht von  drei  Censoren  und  unter  Beistand  von  15  R&then 
verwaltet.  Sie  alle  gehen  aus  der  Wahl  der  Generalver- 
sammlung hervor;  die  Direktoren  bedürfen  aber  auch  der 
Genehmigung  der  Regierung. 

Das  Industriekomptoir  in  Paris  hat  einen  Fond  von  20 
Millionen  in  40,000  Aktien  zu  500  Fr.,  mit  dem  Rechte, 
sein  Kapital  bis  zu  40  Millionen  zu  vermehren;  sein  Privi- 
legium läuft  bis  1887.  <  Die  Geschäfte  dieses  Komptoirs  seit 
dem  Jahre  1860,  wo  seine  volle  Wirksamkeit  begann,  sind 
aus  folgender  Uebersicht  zu  entnehmen: 


1850 
1851 

EscoDiptirte  Eflckten. 
Zahl.                    Werth 

(in  Hill.  Fr.) 
237,600              145,6 

319,800              215,2 

Dividende 

für  die  Aktie. 

Fr. 

35 
40 

1852 
1853 
1854 

382,500 
576,800 
837,800 

273,5 
502,7 
628,5 

40 
31 
36 

1855 

878,000 

676,9 

42 

vom  25. 

Juli  1854. 

—   In  der  Generalversammlung   vom 

21.   Februar   1856   wurde   die   wirkliche  Vermehnmg   des  Kapitals    auf 
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Vier  Unterkomptoirs  sind  dem  Pariser  Industrie-Eomptoir 
;,  der  Bauuntomehmer,  der  Metallarbeiter,  der  Eisen- 
bahneD,  der  Kolonialwaar^ihändler,  doch  nicht  alle  gemes- 
sen des  Rufes  einer  aufrechten  Gebahrung. 

Selbständige  Eomptoirs  bestehen  in  Mühlhausen,  Kol- 
mar,  Lille,  St  Jean.d'Ang^ly,  St.  Marie  aux  Mines,  Alais, 
Angoul^me,  Sablö,  Issdudun,  Galais,  Caän  und  Döle. 

Nach  den  volkswirthschaftlicheu  Ideen,  welche  der  Er- 
richtung der  Industfiekomptoirs  zu  Grunde  lagen,  sollten 
ihnen  parallel  die  Gesellschaften  für  den  Boden- 
kredit (du  credit  foneier)  ihre  Thätigkeit  entfalten.  Es 
soUten  dies«  nach  dent  Dekrete  vom  28.  Februar  1852  Ge- 
sellschaften sein,  welche  hypothekarische  Darlehen  gegen 
Rückzahlung  in  fixen,  sowohl  die  Verzinsung  als  die  Eapi- 
talrückzahlung  .und  einen  Beitrag  zu  den  gesellschaftlichen 
Verwaltungskosten  in  sich  schliessenden  Annuitäten  dadurch 
Tcrmitteln,  dass  sie  auf  Grund  der  erhaltenen  Hypotheken 
Schuldverschreibungen  ausgeben,  die  sie  entweder  selbst 
verkaufen  und  dem  Schuldner  dtfher  den  dargeliehenen  Be- 
trag bar  auszahlen,  oder  die  sie  statt  baaren  Geldes  dem 
Schuldner  zur  Verwerthung  überlassen.  Sie  sollten  nur  auf 
unbelastetes  Eigenthum  und  nur  bis  zur  Hälfte  des  Werthes 
desselben  darleihen  und  nur  den  Sprengel  eines  Appellhofes 
umfassen.  Das  Maximum  der  zu  fordernden  Annuitäten 
wurde  von  der  StcMtsverwaltung  festgesetzt. 

Der  Staat  gewährte  diesen  Gesellschaften  bedeutende 
Begünstigungen.  Zur  Hereinbringung  der  jährlichen  Annui- 
täten wurde  eine  schnellere  und  wirksamere  Exekution  ein- 
geführt, für  das  zu  hypothecirende  Eigen  thum  durfte  die 
sonst  nur  bei  Veräusserungen  stattfindende  Befreiung  von  ge- 
setzlichen und  eventuellen  Hypotheken  eingeleitet  werden; 

40  Mill.  beyschloeseD ,  die  neuen  Aktien  sollten  zu  dem  Kurse  von  ÖÖO 
ausgegeben,  die  50  Fr.  über  Pari  in  den  Reservefond  hinterlegt  werden; 
die  Bewilligung  der  Regierung  zu  dieser  Verfügung  ist  noch  nicht  erfolgt. 
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es  wurde  gestattet,  das  Vermögen  von  Schutzbefohlenen, 
Cremeinden,  öffentlichen  Anstalten,  in  Obligationen  solcher 
Gesellschaften  anzulegen,  die  Beschlagnahme  solcher  Obli- 
gationen und  ihrer  Interessen  wurde  als  unstatthaft  erkl&rt, 
die  Generaleinnehmer  wurden  beauftragt,  für  diese  Gesell- 
schaft Ein-  und  Auszahlungen  von  Annuitäten,  Darlehen, 
Interessen ,  dann  Kftufe  und  Verkäufe  ihrer  Schuldverschrei- 
bungen  zu  besorgen,  und  es  wurde  allen  Gesellschaften  zu- 
sammen eine  jährliche  Subvention  aus  Staatsmitteln  bis  zum 
Betrage  von  10  Millionen  Fr.  in  Aussicht  gestellt 

Es  entstanden  auch  mrklich  einige  solche  Gesellschaf- 
ten, die  bedeutendste  hierunter  war  jene  für  den  Sprengel 
des  Appellhofes  von  Paris,  genehmigt  mit  dem  Dekrete  vom 
28.  März  1852,  mit  einem  zu  bildenden  Kapitale  von  50 
Millionen.  ^  Alle  diese  Gesellschaften  erklärten  sich  gegen  die 
Auszahlung  des  Schuldners  in  Hypothekarscheinen,  und  ver- 
kauften ihre  Obligationen  selbst.  Alle  fristeten  ihren  Bestand 
nur  kümmerlich ;  der  in  Aussicht  stehende  Gewinn  schien  zu 
gering ,  die  ausgegebenen  Obligationen  fanden  keinen  Absatz. 

Die  im  Laufe  desselben  Jahres  gebildete  Gesellschaft 
des  Mobiliarkredites  hatte  gezeigt,  dass  nur  grossartige  Un- 
ternehmungen mit  bedeutenden  Eapitalmitteln  und  weitem 
V^irkungskreise  auf  dem  Geldmarkte  Anklang  fiänden.  Diese 
Erfahrung  benutzend  und  durch  die  Gesellschaft  des  Mobi- 
liarkredites unterstützt,  bildete  sich  daher  mit  kaiserlicher 
Genehmigung  vom  10.  December  1852  die  Pariser  Gesell- 
schaft zu  einer  neuen  allmälig  das  gesammte  Frankreich  um- 
fassenden um;  die  ausser  ihr  bestehenden  Gesellschaften 
gingen  im  Laufe  der  nächsten  Jjthre  in  sie  auf.  Ihr  Kapital 
sollte    in    30    Millionen    in    60,000  Aktien    bestehen,    eine 

• 

'  Noch  waren  jene  von  Marseille,  gegründet  durch  Dekret  vom  12.  Sep- 
tember 1852  für  den  Sprengel  des  Appellhofes  von  Aix,  und  jene  von 
Nevers,  gegründet  durch  Dekret  vom  20.  Oktober  1852  für  die  Departe- 
ments eher,  Ni^vre  und  AUier  entstanden. 
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Vermehrung  auf  60  Millionen  gestattet  sein.  Die  ausgegebenen 
Schuldverschreibungen  sollten  zweifacher  Art  sein,  5%  auf 
gewisse  Weise  an  den  von  der  Gesellschaft  erworbenen  Hypo- 
theken betheiligte,  und  3  und  4%,  welche,  nur  auf  dem  Per- 
sonalkredit der  Gesellschaft  beruhend,  dagegen  an  einer  jedes 
Vierteljahr  stattfindenden  Gewinnstenverlosung  Theil  nehmen. 

Am  26.  Juni  und  7.  Juli  1854  und  28.  Juni  1856  wur- 
den von  Regierungswegen  neue  Aenderungen  im  Organis* 
mus  und  im  Wirkungskreise  der  Gesellschaft  beliebt.  Sie 
nahm  die  Verwaltungsform  der  Bank  von  Frankreich  an, 
es  wurden  ihr  ein  Gouverneur  und  zwei  üntergouvemeurs, 
alle  drei  vom  Kaiser  ernannt,  vorgesetzt,  und  sie  un- 
mittelbar unter  das  Finanzministerium  gestellt.  Es  wurde 
ihr  die  Bestimmung  der  Höhe  der  Annuität  freigelassen,  und 
ihr  gestattet,  auch  ohne  Amortisation  des  Kapitals  und  auf 
kürzere  Zeit  darzuleihen  und  ausser  dem  Maximum  des  ge- 
setzlichen Zinsfusses  eine  Provision  bis  zu  %  %  zu  bedingen. 

Das  Maximum  der  auf  Ein  Object  darzuleihenden  Summe 
ist  auf  1  Million,  das  Minimum  auf  300  Fr.  festgesetzt. 
Theater,  Bergw^*ke  und  Steinbrüche  sind  von  der  Annahme 
als  Hypotheken  ausgeschlossen,  Weinberge,  Wälder,  Gärten 
u.  dgl.^  deren  Werth  zum  grossen  Theile  von  dem  Kultur- 
zustand abhängt^  werden  nur  mit  zwei  Drittheilen  des  erho- 
benen Werthes,  Industrialgebäude  nur  nach  dem  Werthe 
des  Materials  ohne  Rücksicht  auf  die  industrielle  Bedeutung 
des  Werkes  geschätzt  Die  Hypothek  muss  während  der 
Dauer  der  Schuldforderung  vom  Schuldner  versichert  werden. 
Tritt  der  Fall  der  Bezahlung  der  füir  ein  Gebäude  versicherten 
Summe  ein,  so  wird  sie  der  Gesellschaft  ausgefolgt,  welche 
sie  dem  Schuldner  nur  dann  auf  die  Hand  giebt,  wenn  er  das 
Gebäude  binnen  Jahresfrist  wieder  aufbaut,  in  jedem  andern 
B^alle  macht  sich  ans  dem  Gelde  die  Gesellschaft  bezahlt. 

Die  Obligationen  der  Gesellschaft  dürfen  das  Zwanzigfache 
des  Aktienkapitals  nicht   übersehreiten;   sie  ist  verpflichtet 
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dieselben  nach  dem  Nonmialweräie  eis  Zahlungsstait  an- 
zunehmen, dagegen  aber  ist  sie  berechtigt,  K!apitalien  mit 
oder  ohne  Verzinsung  in  Verwahrung  zu  nehmen  und 
von  diesen  bis  20%  zu  Vorschüssen  auf  ihre  Obligationen 
zu  verwenden;  der  Rest  dieser  Kapitalien  muss  vemnsGch 
gegen  offene  Rechnung  beim  Staate  angelegt  werden. 

Die  Anstalt  leiht  gegenwärtig  gegai  eine  AnmiitHt  von 
5,95  Fr.  auf  50  Jahre  für  je  100  Fr.  des  Kapitals.  Will  der 
Schuldner  sich  seiner  Schuld  vor  Ablauf  dieser  Zdt  ent- 
ledigen, oder  auf  kürzere  Zeit  zu  leihen  nehmen,  so  ist  be 
rechnet^  welchen  Kapitalbetrag  er  im  ersten  und  welche 
höhere  Annuität  er  im  zweiten  Falle  su  zahlen  habe. 

Die  Ergebnisse  der  Thätigkeit  der  Oesellschaft  waren: 


Im  Laufe  des  Jahres: 

1852 
1853 
1854 
1855 

Zahl 

Beirag 

I 

Dividende. 

der  Hypotheken. 

5 

301 
520 
294 

MUl.  Pr. 

0,8 
26,0 
27,6 

12,6 

1 

7 
7 
7 

Das  eingezahlte  Gesellschaftskapitai  bestand  in  13,2, 
die  Summe  der  abgesetzten  Schuldverschreibungen  in  49,6 
Mill.Fr.,  die  Subvention  von  Seite  des  Staates  in  50a,000Fr. 
für  je  10  Millionen  des  auf  Hypotheken  dargeliehenen  Kapitals.^ 

Wenn  man  bedenkt,  dass  in  Frankreich  der  Grund  und 
Boden  unter  8  Millionen  Eigenthümer  getheilt  ist,  ein  Jah- 
reseinkommen von  2668  Millionen  Fr.  darbietet,  einen  Kauf- 
werth  von  84,000  Millionen  hat,  abgesehen  von  allen  legalen 
oder  eventuellen  Hypotheken  mit  einem  effektiven  Schulden- 
betrage von  8000  Millionen  belastet  ist,  und  daas  jedes 
Anlehen  mit  Rücksicht  auf  die  Zinsen,  die  Enregistrements- 
gebtthren  und  die  andern  Kosten  auf  8  %  zu  stehen  kommt, 

'  M.  J.  B.  JoBsean:  Trait^  dn  credit  foncier.    Paris  18S5-. 
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so  mufls  der  geringe  Fortgang  der  Gtesellschaft  sehr  befrem- 
den. Der  Grund  dürfte  vor  allem  in  den  Mängeln  des  fran- 
zösiachen  Hypothekenwesens  liegen,  das  den  strengen  For- 
derungen, welche  die  Gesellschaft  bei  Darleihung  von  Gel- 
dern auf  lange  Zeit  stellen  muss,  nicht  zu  genügen  vermag. 
Man  ist  in  Frankreich  in  der  Regel  nicht  sicher,  dass  ein 
Gut,  welches  der  Schuldner  als  sein  Eigenthum  behauptet, 
nicht  biBreits  an  eine  dritte  Person  übergegangen  sei,  oder 
dass  im  Vorränge  vor  der  Forderung,  deren  Eintragung  in 
die  offen tlichen  Bücher  man  erlangt,  eine  grosse  Zahl  oft 
betrftebtiicher  und  nirgends  in  den  Büchern  erscheinenden 
gesetzlicher  Hypotheken  geltend  gemacht  werden. 

Unter  den  selbstständig  entstandenen ,  in  geringerer  Ab- 
hängigkeit vom  Finanzministerium  stehenden  Ereditsinstituten 
verdienen  drei  Pariser  Gesellschaften,  die  allgemeine  Ge- 
sellschaft für  den  Mobiliarkredit  (du  cr6dit  mobilier),  das 
Centralkomptoir  V.  G.  Bonnard  et  Comp. ,  und  die  allgemeine 
Gesellschaft  der  Escomptekassen  (A.  Prost  (fe  Comp.),  die 
erste  wegen  ihrer  grossen  Wichtigkeit,  und  alle  drei  wegen 
der  Neuheit  und  Eigenthümlichkeit  ihres  leitenden  Prindpes 
besondere  Erwähnung.  ^  —  Die  beiden  ersten  sind  nämlich 
nicht  bloss  Kreditanstalten,  sondern  sie  sind  auch  —  wenn 
gleich  in  sehr  verschiedenem  Massstabe  —  Industrieagentien, 

'  Der  Yoilätändigkeit  wegen  müssen  noch  genannt  werden:  die  Han- 
delskasea  seit  1846  mit  einem  Privilegium  auf  25  Jahre  und  einem  Kapitale 
Ton  10  Hill,  in  20^000  Aktien;  die  Bank  Lehideuz  et  Comp.,  gegründet 
1849  auf  10  Jahre  mit  einem  Kapitale  von  6  Mill.  in  6000  Aktien.  — 
Allgemeine  Kassa  der  Eisenbahnen  (J.  Mir^s  et  Comp.)  seit  1862  mit 
einem  Kapital  von  12  Mill.  in  24,000  Aktien  und  seit  1856  mit  50  Mill. 
in  100,000  Aktien,  in  neuester  Zeit  ein  glücklicher  Nebenbuhler  des  cr^t 
mobilier.  —  Die  allgemeine  Gesellschaft  des  Seekredites  (CoUas  et  Comp.) 
8eit^l853la[iH  einem  (bisher  nicht  vollständig  eingezahlten)  Kapital  von 
20  MilL  in  40,000  Aktien.  Der  Industrialkredit  (J.  Malevergne  et  Comp.) 
seit  1853  mit  einem  Kapitale  von  12  Mill.  Fr.  in  120,000  Aktien  zu  100  Fr., 
die  nur  zur  Hälfte  eingezahlt  sind.  Die  Industrie- Centralkasse  (VergnioUe 
et  Comp.)  seit  1853  anf  15  Jahre  mit  5  Mül.  Kapital  in  50,000  Aktien. 
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welche  für  Unternehmungen  die  Kapitalien  und  ftlr  Sapitalien 
die  Unternehmungen  vermitteln,  und  sie  beruhen  eb^i  darum 
weniger  auf  der  Grösse  ihres  Kapitals ,  als  auf  dem  Unter- 
nehmungsgeiste ihrer  Gründer.  Die  dritte  der  erwähnten 
Gesellschaften  hat  endlich  ein  neues  Prindp,  das  der  g^en- 
seitigen  Versicherung  gegen  Verluste,  wenn  auch  noch  nicht 
in  dem  vollen  Umfange,  dessen  dasselbe  f&hig  ist,  in  die 
Bankuntemehmungen  eingeführt. 

Auch  die  Bäckerkassa  von  Paris  und  die  Fleischerkassa  von  Poissy  erschei- 
nen gewissermassen  als  Banquierhäuser,  die  Gelder  von  Privaten  anneh- 
men ,  nm  sie  wieder  (zu  bestimmten  Zwecken)  weiter  eu  Terleihen.  —  In 
den  Departements  verdienen  £rwähnang:  die  Konmierzialkasse  von  St. 
Quentin  seit  1837  auf  29  Jahre  mit  8  Mill.  Kapital  in  16,000  Aküen,  die 
Handels-  und  Landwirthschaftskasse  in  St.  Quentin  seit  1846  mit  .einem 
(nicht  ganz  eingezahlten)  Kapital  von  4  MUl.  in  4000  Aktien ,  die  Indnstrie- 
kasse  des  Nord -Departements  in  Valenciennes  mit  10  Mill.  Nominalkapital 
(von  denen  bis  jetzt  nur  3^5  Mill.  einbezahlt  wurden)  in  10,000  Aktien^ 
die  Kommerzialkasse  des  Nord- Departements  seit  1846  mit  3  Mill.  Kapital 
in  3000  Aktien,  die  Kommerzialkasse  von  Honfleur  seit  1847  mit  1  Mill. 
nur  zur  Hälfte  eingezahlten  Kapitals  in  1000  Aktien,  die  DepartemenUd- 
kasse  von  Mayenne  seit  1847  mit  600,000  Fr.  Kapital  in  600  Aktien,  die 
Kommerzialkasse  in  ßoubaix  seit  Ende  1855  mit  einem  &8t  zu  einem 
Viertheile  eingezahlten  Nominalkapitale  von  2,8  Mill.,  endlich  die  Gesell- 
schaft Omnium  in  Lyon,  die  einzige  reine  Aktiengesellschaft  unter  den 
genannten  Departementalbanken,  seit  1838  mit  einem  Kapital  von  2,6  Mill. 
in  7800  Aktien.  Vgl.  das  sehr  fleissig  gearbeitete  Buch:  Des  Operations 
de  Bourse  von  A.  Courtois  fils,  Paris,  1856,  und  den  Annusire  de  la 
Bourse  et  de  la  Banque  von  A.  F.  de  Birieuz,  PAris,  1857,  4  Bände. 
Von  den  zahlreichen  Gesellschaften,  welche  seit  dem  Frieden  aufgetaucht 
sind ,  war  es  uns  nicht  möglich  Akt  zu  nehmen.  Wir  nennen  die  Gaisse 
g^n^rale  des  actionnaires  (L.  Amail  et  Comp.)  in  Paris  mit  25  Mill.  Kapital 
in  50,000  Aktien,  das  Komptoir  des  Mittelmeeres  (Gay,  Bazin  et  Comp.) 
in  Marseille  mit  10  Mill.  Kapital  in  20,000  Aktien,  die  Union  finand^re 
et  industrielle  (St.  Paul  et  Comp.),  welche  das  grosse  Anlehen  des  Seine- 
Departements  mit  50  Mill.  Fr.  übernommen  hat,  und  die  im  Entstehen 
begriffene  Union  internationale,  welche  nach  ihrem  Kapitale  von  120 
Millionen,  den  Namen  ihrer  Gründer  und  dem  vom  Yerwaltungsrathe 
gewählten  Herrn  Yandal  zu  urtheilen,  dessen  Verdienste  als  General- 
direktor der  direkten  Steuern  wir  im  Laufe  gegenwärtigen  Buches  öfteos 
hervorzuheben  in  der  Lage  waren,  eine  der  solidesten,  umfassendsten 
und  best  geleiteten  Gesellschaften  Frankreichs  zu  werden  verspricht 
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Die  Gesellschaft  des  Mobiliarkredits  wurde  mit 
dem  Dekrete  vom  18.  November  1852  auf  die  Dauer  von 
30  Jahren  genehmigt.  Ihr  Zweck  ist,  Aktienunternehmungen 
zu  industriellea  Zwecken  hervorzurufen,  bereits  bestehende 
zu  vergrössem,  zu  befestigen,  zu  unterstützen.  8ie  ist  der 
Banquier  der  von  ihr  unterstützten  Gesellschaften,  sie  nimmt 
für  die  Aktion&re  derselben  unen^eltlich  die  Aktien  in 
Verw;ahrung ,  und  besorgt  die  Behebung  der  Dividenden  und 
die  Einzahlungen. 

Sie  ist  eine  Girobank  sowohl  für  Industriepapiere,  als 
für  baares  Geld ,  und  verinteressirt  zugleich  das  letztere  mit 
2y«|%;  sie  besorgt  gegen  eine  geringe  Provision  Käufe  und 
Verkäufe  von  Staats-  und  Industriepapieren  und  macht  mit 
letzteren  Reportgeschäfte.  Ihr  Kapital  besteht  in  60  Mill.  Fr. 
in  120,000  Aktien.  Sie  ist  ermächtigt,  Obligationen  bis 
zum  Zehnfhchen  ihres  Stammkapitals  auszugeben,  ftiUs  sie 
nur  durch  das  Portefeuille  der  Gesellschaft  gedeckt  sind ,  und 
hat  von  diesem  Rechte  bekanntlich  im  vorigen  Jahre  bis  zu 
dem  Betrage  von  60  Millionen  Fr.  Gebrauch  gemacht. 

Ausserordentlich  sind  die  Geschäfte,  welche  diese  Ge- 
sellschaft unter  der  Leitung  ihres  Gründers  Isaak  Pereire  in 
der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  bereits  unternommen  hat. 
Wir  erinnern  hier  an  die  grosse  Eisenbahngesellschaft  du 
Grand  Central,  an  die  Bauuntemehmung  der  Rue  Rivoli, 
an  die  Seehandels-,  die  Gasbeleuchtungs-,  die  Onmibusgesell- 
schaft,  die  Gesellschaften  der  Docks  Napoleon  und  der  me- 
chanischen Werkstätten  in  Frankreich^  die  Staatseisenbahn- 
gesellschaft  in  Oesterreich,  die  Bergwerksgesellschaften  in 
Schlesien,  die  Bank  in  Darmstadt,  die  Kreditbank  und  Ei- 
senbahngesellschaft in  Spanien,  die  Eisenbahngesellschaften 
in  Portugal  und  in  der  Schweiz ,  welche  alle  der  Gesellschaft 
des  Credit  mobilier  ihr  Entstehen  verdanken,  an  die  gross- 
artigen Unterstützungen,  welche  der  Gesellschaft  des  cr^t 
foncier,  der  Paris -Strassburger,  der  französischen  Süd-West- 

Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs.  36 
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und  Ostbahn,  den  Bergwerksgesellscbaften  Vieille  montagne 
und  Mines  de  la  Loire  und  einer  Unzahl  kleinerer  Unter- 
nehmungen ertbeilt  wurden,  und  an  die  durch  sie  yennit- 
telte  Subscription  von  875  Mill.  Fr.  auf  das  Staatsanlehen 
vom  11.  Juli  1855.  * 

Ebenso  ausserordantlicb  sind  die  Dividenden,  welche 
der  cr^it  mobilier  seinen  Aktionftren  erwarb.  Sie  betrugen 
für  1854,  das  erste  Jahr,  wo  das  Aktienkapital  vollständig 
eingezahlt  war,  11,8%  und  für  1855  über  40%,  abgesehen  von 
den  höchst  bedeutenden  Hinterlegungen  in  den  Reservefond 
und  den  ungeheueren  mit  dem  der  Gesellschaft  gewidmeten 
Kraft-  und  Zeitaufwande  gans  ausser  Verh&Itniss  stehenden 
Antheilen  der  Verwaltungsrftthe.  ^ 

Man  hat  beim  Entstehen  der  Gesellschaft,  hinweisend  auf 
den  Umfang  der  Geschäfte  und  der  Schuldenlast,  welche  au&u- 
nehmen  sie  ermächtigt  sein  wollte ,  an  Law  und  dessen  Aktien- 
schwindel erinnert  Wir  halten  den  Vergleich  für  nicht  gerecht- 
fertigt Der  credit  mobilier  will  die  Mehrzahl  der  Unternehmun- 
gen, welche  er  in  seinem  Programm  aufzählt,  nicht  selbst  mit 
seinen  Fonds  gründen  und  betreiben ,  sondern  er  will  haupt- 
sächlich bloss  der  Vermittler  sein,  der  sie  ins  Leben  ruft, 
und  der  Banquier,  welcher  ihre  Gteldoperationen  vollzieht 
und  erleichtert.  Er  übernimmt  zunächst  bloss  eine  morali- 
sche und  nicht  eine  materielle  Haftung  für  ihr  Gelingen; 
seine  Betheiligung  als  Aktionär  ist  eine  verhäitnissmässig 
geringe.  Eben  darum  begnügt  sich  der  Verein  mit  einem 
Antheile  am  Gewinne  des  ersten  Unternehmers,  diesen  von 
der  Kapitals-  und  der  Arbeitsrente  so  wie  der  Assekuranz- 
prämie für  den  Fall  des  Misslingens  gänzlich  lostrennend, 
und  er  kann  jenen  Gewinn  desto  höher  anschlagen,  je  höher 

'  Bericht  des  Präsidenten  J.  Pereire  an  die  Generalversammlang  vom 
23.  April  1856. 

'  Dieselben  betrugen  für  1855  2,383,000  Fr.  oder  darchschnittlich 
95,000  Fr.  für  jeden  Verwaltungsrath. 
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die  öffentliche  Meinung  von  der  Rentabilität  jedes  durch  ihn 
hervorgerufenen  Geschäftes  ist.  Auch  sind  diese  Geschäfte, 
soweit  deren  Beurtheilung  möglich  ist,  bisher  weder  ihrer 
Beschaffenheit  noch  der  Art  ihres  Betriebes  nach  so  aben- 
teuerlicher Art  gewesen ,  als  jene ,  die  Law  unternahm ,  auch 
waren  sie  nicht,  gleich  den  letzteren,  mit  der  Finanzwirth- 
sehaft  eines  sittenlosen  Hofes  verbunden. 

Die  Schuldenlast,  zu  welcher  die  Gesellschaft  ermäch- 
tigt sein  wollte,  ist  allerdings  eine  überaus  hohe;  allein  sie 
ist  nur  dann  für  die  Existenz  der  Gesellschaft  gefährlich, 
wenn  sie  grossentheils  aus  nach  kurzer  Frist  rückzahlbaren 
und  aufküAdbaren  Kapitalien  bestände,  was  nicht  in  den 
Statuten  und  nicht  in  der  Absicht  der  Gründer  und  Leiter 
gelegen  ist.  Nur  unter  jener  nicht  vorhandenen  Voraus- 
setzung könnte  in  ein^n  Momente  der  Krise,  welcher  die 
Industrie-  und  Staatspapiere,  in  «denen  die  Gesellschaft  die 
eigenen  und  die  entlehnten  Kapitalien  bleibend  oder  in  Form 
von  Darlehen  angelegt  hat,  bedeutend  entwerthete,  die  Gre- 
sellschaft  in  die  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  ihrer  Verbind- 
lichkriten  gerathen.  So  wenig  wir  aber  dem  Principe  der 
Anstalt  entgegen  treten ,  so  wenig  können  wir  läugnen ,  dass 
ihr  Zweck  und  ihre  innere  Einrichtung  einen  Aktienschwin- 
del möglich  machen.  < 

*  Die  allgemeine  OeseUscfaaffc  zur  Unterattitzung  der  Nationaliiidnstrie 
in  Brüssel ,  welche  offenbar  der  Gesellschal't  des  cr^it  mobilier  in  Tielem 
als  Hnster  gedient  hat,  besass  nach  Otto  Hübner:  die  Banken,  Band  2, 
S.  170,  Ende  1849  um  68,7  Mill.  FV.  Industrieaktien,  welche  nach  den 
damaHgen  Kursen  nur  61,5  HilL  werth  waren.  Es  befanden  sich  darunter 
einige,  welche  nur  mit  V,pgo7  Viowi  Viooo  ihres  ursprünglichen  Emissions- 
preises angenommen  werden  konnten.  Unter  48  Unternehmungen,  bei 
denen  die  Gesellschaft  betheiligt  war,  waren  nur  5,  deren  Aktien  über,  und 
nur  11 ,  deren  Aktien  mit  dem  Emissionspreis  bewerthet  werden  konnten, 
alle  übrigen  standen  unter  Pari.  VgL  auch  Essai  sur  le  credit  mobilier  par 
M.  L.  de  T...  J.  (den  k,  russischen  Staatsrath  von  Tegoborsky),  Brüssel, 
1856,  und  die  trefflichen,  wenn  auch  aUzu  strengen  Artikel  von  Louis 
Reybaud  über  die  Börsespekulationen  und  ihi-en  Einfluss  auf  das  öffentr 
liehe  Wohl  im  Journal  des  Eoonomistee,  Jahrgang  1856. 
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Das  Comptoir  central,  entstanden  im  Febraar  1849 
in  Marseille,  1853  nach  Paris  übertragen,  ist  eine  Leib-  und 
Agenturanstalt,  welche  von  der  richtigen  Ansicht  ausgeht, 
dass  jedem  Darlehensnehmer  oder  Verkäufer  damit  gedient 
ist ,  dass  man  ihm  statt  des  haaren  Geldes  die  einzelnen  Ge- 
genstände seines  Bedürfhisses  verschafft  Der  Handwerker, 
der  eine  Arbeit  veräussert  oder  zu  seiner  Arbeit  Rohstoffe 
bedarf,  nimmt  gerne  statt  des  Eau£3chillings  oder  Darlehens 
oder  eines  grossen  Theiles  desselben  den  entsprechaiden 
Werth  an  Rohstoffen  cm,  welche  ihm  die  Fortsetzung  seiner 
Thätigkeit  sichern.  Der  Handwerker,  der  wegen  Mangels 
an  Arbeit  ein  Anlehen  sucht,  wird  dem  Darleiher  gerne 
seine  Arbeitskraft  zur  Verfügung  stellen,  und  diese  wird 
leicht  einem  Eaufmanne  überlassen  werden  können,  wenn 
man  diesem  den  Ankauf  der  verfertigten  Waare  in  Aus- 
sicht stellt. 

Die  Schwierigkeit  ist  nur,  das  Aequivalent  zwischen 
den  beiderseitigen  Leistungen  zu  finden,  und  das  Central- 
Eomptoir  glaubt  die  Schwierigkeit  dadurch  umgangen  zu 
haben,  dass  es  die  beiderseitigen  Verpflichtungen  ursprüng- 
lich in  Geld  ausdrückt ,  und  das  Quantum  Arbeit  oder  Waare, 
welches  dem  bezeichneten  Verhältnisse  entspringt,  hinterher 
durch  freies  Uebereinkommen  der  Betheiligten  unter  Ver- 
mittlung des  Eomptoirs  festzusetzen  strebt  Der  Handwerker 
empfängt  vom  Vereine  ein  Anlehen  von  100  Fr.  in  Gteld  und 
stellt  dem  Vereine  dafür  100  Fr.  in  Arbeitsstunden  zur  Ver- 
fügung ;  diese  Arbeitsstunden  überlässt  der  Verein  dem  Eauf- 
manne, der  ihm  dafür  100  Fr.  in  bestimmten  Waaren  ver- 
spricht; diese  100  Fr.  in  Waaren  überantwortet  der  Verein 
einem  Detaillisten,  der  ihm  dafür  100  Fr.  in  Wechseln  be- 
zahlt. Von  jedem  dieser  Geschäfte  bezieht  der  Verein  seine 
Provision.  Welche  und  wie  viel  Waaren  für  100  Fr.  zu  er- 
folgen seien,  wird  zwischen  dem  Eaufmanne  und  dem  De- 
taillisten unter  Vermittlung  des  Vereines  ausgemacht,  eben 
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80,  welche  Arbeit  dem  Eaufmanne  yom  Handwerker  für 
100  Pr.  zu  leisten  sei.  Der  Verein  hat  auf  solche  Weise 
Grundstücke  gekauft,  parcellirt,  mit  Häusern  bebaut,  diese 
an  dritte  Personen  abgegeben  und  andere  verwickelte  Ge- 
schäfte durchgeführt  Die  Bedeutung  der  Geschäfte  und  die 
erzielten  Gewinnste  sind  im  Verhältniss  zu  dem  Betriebs- 
fonde  in  den  ersten  Jahren  des  Vereines  ausserordentlich 
hoch  gewesen,  später  stellte  sich  ein  mehr  gewöhnliches 
Verhältniss  voraus.    Es  war  nämlich 
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Die  Gesellschaft  hat  auch  das  Eigenthümliche ,  dass  5% 
des  nach  Abzug  der  Quote  für  den  Reservefond  sich  erge- 
benden Reingewinnes  Wohlthätigkeitszwecken  gewidmet  sind. 
Wir  halten  es  übrigens  nicht  für  möglich,  dass  die  Gesell- 
schaft' mit  Beibehaltung  ihres  Princips ,  welches  ein  Eingehen 
der  obersten  gesellschaftUchen  Organe  in  eine  Unzahl  der 
mannigfachsten  kleinen  Details  fordert ,  im  Grossen  gute  Ge- 
schäfte mache,  wie  es  doch  die  erbetene  Ermächtigung,  ihr 
Kapital  bis  auf  100  Millionen  vergrössem  zu  dürfen,  vor- 
aussetzen würde.  Auch  ist  bei  diesem  Principe  nicht*  zu 
vermeiden,  dass  allmälig  eine  grosse  Zahl  von  nicht  reellen 
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oder  wenigstens  nicht  leicht  zu  verwerthenden  Vensprechun- 
gen  im  Portefeuille  der  Gesellschaft  sich  anhäufe. ' 

Die  allgemeine  Gesellschaft  der  Escomptekas- 
sen,  entstanden  1852  mit  einem  Kapital  von  3  Millionen  Fr. 
in  6000  Aktien,  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  nichi  nur 
selbst  Escomptegeschäfte  zu  betreiben,  sondern  auch  an 
anderen  Orten  die  Gründung  solcher  Kassen  zu  fördern,  mit 
diesen  in  Geschäftsverbindung  zu  treten  und  sie  gegen 
mögliche  Verluste  zu  versichern.  Man  sieht,  während  Pereire 
Antheil  an  dem  Untemehmungsgewinne  der  von  ihm  zu 
schaffenden  Institute  erstrebt,  ist  es  die  bei  jedem  Escompte- 
geschäfte schwer  in  die  Wage  fallende  Versicherungsprämie, 
welche  Prost  sich  erringen  (will.  Auch  der  Gredanke,  die 
Versicherung  vorläufig  auf  die  Geschäfte  jener  Unterneh- 
mungen zu  beschränken,  die  man  selbst  gegründet  hat, 
deren  materielle  und  geistige  Kräfte  man  vollständig  zu 
würdigen  vermag,  ist  ein  nicht  verwerflicher.  Allein  er 
beengt  allzusehr  den  Wirkungskreis  und  andererseits  lassen 
die  zwischen  dem  Versicherer  und  dem  Versicherten  gleich- 
zeitig gerade  im  Gegenstande  der  Versicherung  angeknüpften 
Geschäftsverbindungen  die  Versicherung  selbst  als  zweideutig 
erscheinen.  Die  Escomptekassen  in  den  Departements  er- 
scheinen oftenhar  gegen  die  Verluste  nicht  gesichert,  welche 
sie  bei  der  Kassa  in  Paris  erleiden,  und  letztere  sind  durch 
jeden  Verlust,  welchen  eine  Kasse  in  den  Departements  er- 
leidet, doppelt,  als  Versicherer  und  als  Gläubiger,  getroffen. 

Bis  jezt  hat  die  Gesellschaft  sehr  gute  Geschäfte  gemacht, 
Dividenden  von  13,  15  und  16%  gegeben  und  46  Kassen 
in  den  Departements,  jede  mit  üy*em  eigenen  Kapital  und 
gesonderter  Existenz  gegründet,  welche  alle  sie  als  gem^n- 
same  Versicherungs- Gesellschaft  benutzen. 

Nicht  unbemerkt  können  endlich  die  über  ganz  Frankreich 

^  Die  Gesellschaft  scheint  auch  nach  dem  Geschäftsberichte  für  1856 
sich  SU  einer  Unternehmung  für  Immobilien  -  Geschäfte  umzubilden. 
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verbreiteten  Sparkassen  bleiben.  Ende  1855  waren  deren 
368  mit  171  Succursalen  in  Thätigkeit.  Sie  verwalteten  893,750 
Einlagen  ^  in  einem  Gesammtbetrage  von  272^  MiU.  Fr. 
Ihr  eigenes  Vermögen  war  auf  7,2  Millionen  angewachsen, 
die  Verwaltungskosten  des  Jahres  hatten  nur  1,3  Mill.  be- 
tragen. 120,2  Mill.  waren  neu  eingelegt,  119,6  Mill.  rück- 
gezahlt worden.  Eine  seit  mehreren  Jahren  bemerkbare 
Erscheinung,  welche  mit  anderen  Wahrnehmungen  im  heu- 
tigen Frankreich  zusammenstimmt,  ist  auch  die  stete  Abnahme 
der  grossen  Einlagen  (über  500  Fr.)  und  die  stete  Zunahme 
der  kleinen. 

Der  Parallelismus  zwischen  dem  Wohlstande  der  unteren 
und  mittleren  Volksklassen  und  den  Sparkasseeinlagen  zeigt 
sich  auch  in  der  verschiedenen  Betheiligung  der  einzelnen 
Departements.  Während  z.  B.  eine  Einlage  im  Departement 
der  Seine  auf  6,6  und  im  Durchschnitte  von  ganz  Frankreich 
auf  40  Menschen  kömmt  ^  entfällt  in  Corsica  eine  auf  461  und 
in  dem  Departements  Lot  und  Arri^e  eine  auf  504  Menschen. 
(Bericht  des  Handelsministers  im  Moniteur  vom  29.  Septem- 
ber 1856.) 

In  manchen  Beziehungen  wären  auch  hier  die  mannig- 
fachen Industrieuntemehmungen ,  Assekuranzgesellschaflen, 
wechselseitigen  Unterstützungsvereine  zu  erwähnen,  welche 
allenthalben  mit  oder  ohne  Unterstützung  der  Regierung 
emportauchen.  Sie  sind ,  wenn  auch  manche  arge  Täuschung 
unterläuft,  in  der  grossen  Mehrzahl  Zeichen  des  Eapitalreich- 

*  An  der  2^ahl  der  Einlagen  waren  nach  den  verschiedenen  Beschäf- 
tigungen betheiligt: 

Arbeiter  .  ' 31,77o 

Bedienten *    .     .  18,4  „ 

Beamte 5,0  „ 

Soldaten  und  Mariniers 8,5  „ 

Personen  in  anderen  Beschäftigungen  21,3  „ 

Minderjährige 14,9  „ 

Wechselseitige  Unterstützungsvereine  .      0,2  „ 
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thams^  der  Arbeitskraft  und  des  Unternehmungsgeistes  des 
Volkes,  dieser  reichhaltigen  Quellen  des  Volks-  und  Staats- 
Wohlstandes,  aber  ihre  Betrachtung  führte  uns  weit  über  den 
Kreis  unserer  Aufgabe  hinaus.  Im  Jahre  1855  allein  nnd 
225  solche  Eommandit- Gesellschaften  mit  einem  Nominal- 
kapitale von  968  Hill.  Fr.  entstanden;  wenn  man  nun  be- 
denkt, dass  bereite  1838  über  1000  solcher  Gesellschaften 
mit  einem  die  Milliarde  übersteigenden  Kapitale  gezählt 
wurden,  so  lässt  sich  die  Unmöglichkeit  dner  Deberschau 
dieser  oft  sehr  ephemeren  Erscheinungen  begreifen. 

Einen  hervorragenden  Rang  unter  den  Kreditsanstalten, 
vielleicht  jenen  unmittelbar  nach  der  Bank  von  Frankreich, 
verdienen  jedenfalls  die  Konsignations-  und  Depositenkasse 
und  die  Generaleinnebmer,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Ban- 
quiers  der  Regierung;  beide  geboren^  wie  wir  an  seinem 
Orte  gesehen*,  zu  den  wirksamsten  Agenten  des  Geldverkehrs. 

Vielleicht  darf  man  unter  die  Krediteanstalten  und  zwar 
unter  jene  ersten  Ranges  auch  das  Institut  der  Wechsel- 
agenten rechnen;  die  Darstellung  desselben  kann  hier  um 
so  weniger  umgangen  werden,  als  die  bei  weitem  bedeu- 
tendsten seiner  Glieder,  die  Wechselagenten  in  Paris,'  dem 
Ressort  des  Finanzministeriums  angehören. 

Der  Wechselagent  in  Frankreich  ist  nach  dem  Gesetze  * 
nicht  bloss,  gleichwie  in  anderen  Ländern,  ein  b^laubigter 
Agent,  der  Greschäfte  in  Staate-  und  Industriepapieren, 
Wechseln  und  anderen  Handelsefl<3cten  und  in  edlen  Metallen 
vermittelt,  sondern  er  allein  ist  befugt  den  Kurs  dieser 
Waaren,  wie  er  aus  den  von  ihm  vermittelten  Geschäften 
sich  "herausstellt,  mit  Rechtegültigkeit  festzusetzen  und  an 
dem  Orte,  für  welchen  er  ernannt  worden,  die  Eigenthums- 
Uebertragungen  von  Papieren,  die  auf  den  Namen  lauten, 
zu  legalisiren,  und  an  diesem  Orte  übt  er  auch  jene  Ver- 
mittlungsgeschäfte mit  ausschliesslichem  Rechte  ^us.    Er  ist 

'  Arr.  vom  29.  gcrm.  an  IX  und  27.  prair.  an  X,  Ord.  vom  28.  Mai  1816. 
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fenier  nicht  blCNBS  Vermittler,  sondern  in  vielen  Beziehungen 
auch  Bürge  für  die  durch  ihn  abgeschlossenen  Geschäfte, 
denn  er  haftet  f&r  die  Identität  der  Person  und  der  Unter- 
sdirift  des  Verkäufers  der  durch  ihn  übertragenen  und  fUr 
die  richtige  Ablieferung  und  Bezahlung  der  durch  ihn  ver- 
kauftrai  Papiere.  Er  bildet  endlich  im  Verein  mit  seinen 
Amtsgenossen  und  in  Beziehung  auf  die  Börse,  an  welcher 
sie  wirken,  das  Clearing -house,  wo  an  den  zur  Liquidation 
bestimmten  Tagen  die  Forderungen  und  Verpflichtungen  aller 
ihrer  Kommittenten  unter  einander  festgestellt,  ausgeglichen 
und  in  den  rerbleibenden  Restsummen  berichtigt  werden. 

Sie  sind  auch  nicht  gewöhnliche  Vermittler,  die  kommen 
und  gehen,  wie  das  wechselnde  Bedürfniss  es  fordert,  und 
wiewohl  mit  kaiserlichem  Dekret  ernannt,  auch  nicht  Beamte, 
die  ihr  Recht  bloss  ron  der  Regierung  herleiten ,  sondern  ihre 
Ernennung  erscheint  bloss  als  die  staatliche  Anerkennung 
eines  durch  Privattitel  erlangten  und  durch  Privattitel  frei 
(mit  geringen  Beschränkungen)  übertragbaren  Rechtes.  Dem 
Rechtsnachfolger^  welchen  ein  Wechselagent  vorschlägt,  wird 
die  Bestätigung  nicht  versagt,  wenn  er  Franzose,  wenigstens 
25  Jahre  alt,  im  VoUgenuss  seiner  Rechte,  unbescholten  und 
geschäftskundig  ist,  nie  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  nie 
zur  Guterabtretung  gezwungen  war,  nicht  wiederholt  als 
Winkelagent  bestraft  wurde  und  die  vorgeschriebene  Kaution 
leistet,  und  ein  Wechselagent  wird  fast  nie  in  der  Art  ab- 
gesetzt, dass  ihm  oder  seinen  Machthabern  auch  das  Recht, 
den  Nachfolger  vorzuschl€kgen,  genommen  würde.  Ja  die 
Regierung  geht  in  Anerkennung  der  Privatrechte  der  Wech- 
selagenten so  weit,  dass  sie  fast  nie  die  Zahl  der  Stellen 
vermehrt  und,  wo  sie  es  thut,  die  neu  Elmannten  zu  einer 
Entschädigung  an  die  alten  Inhaber  verpflichtet 

Wir  haben  bereits  in  einer  Beziehung  angedeutet,  allein 
wir  müssen  es  auch  in  anderen  Beziehungen  herausheben, 
wie  das  Institut  der  Wechselagenten  seine  volle  Bedeutung 
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erst  durch  das  enge  Zusammenwirken  der  Wecbselagenlen 
desselben  Ortes  unter  einander  gewinne.  Die  Gtostaltong 
nach  aussen  erhält  dieser  Zusammenhang  durch  die  frei 
gewählten  Syndikats -Eanmiem,  welche  die  VerkQnder 
der  Kurse,  die  Regler  der  Liquidationen,  die  Wächter 
der  Ordnung,  die  Richter  oder  Ankläger  begangener  Aus- 
schritte sind. 

Alle  diese  Verhältnisse  treten  bei  den  Wechselagenten 
in  Paris  in  kolossalstem  Umfange  hervor.  Die  Ordonnanz 
vom  28  Mai  1816,  welche,  zurükgehend  auf  die  Einrichtung^ 
vor  der  ersten  Revolution,  die  Uebertragbarkeit  der  Stellen 
einftlhrte,  hat  die  Zahl  derselben  mit  60  festgesetzt.  Die 
Folgen  sind  nicht  ausgeblieben.  Mit  dem  steigenden  Verkehr 
waren  die  Wechselagenten  genötbigt^  die  edlen  Metalle,  die 
Wechsel  und  Handelse£Pecten  und  einen  grossen  Theil  der 
Industriepapiere  von  ihrer  Vermittlung  auszuschliessen.  Die 
Fonds  und  das  Personal,  welches  der  dnzelne  Agent  zum 
Betriebe  seines  Geschäftes  bedarf,  sind  ins  Ungeheure  ge- 
wachsen. Eine  Agentenstelle,  welche  kurz  nach  1816  um 
30^000  Fr.  gekauft  wurde,  war  Anfangs  1830  bei  850,000 
und  gegen  das  Ende  der  Regierung  Louis  Philipps  950,000  Fr. 
werth  und  ist  jezt  kaum  um  1,650,000  Fr.  zu  erlangen.  Es 
ist  darum  Wenigen  möglich,  einen  solchen  Posten  fbr  sich 
allein  zu  erwerben,  er  wird  darum  meist  von  einer  Gesell- 
schaft Mehrerer  gekauft  und  betrieben ,  so  dass  der  ernannte 
Agent  meist  nichts  als  der  Gerant  dieser  Gesellschaft  ist. 
Das  grosse  Anlags-  und  Betriebskapital  verbunden  mit  den 
bedeutenden  Schwankungen  im  Werthe  des  ersteren  bewirkt, 
dass  die  Sensarie  für  die  vermittelten  Geschäfte  nicht  auf 
ein  entsprechendes  Verhältniss  herabgesetzt  werden  kann, 
sie  ist  noch  immer  so  hoch  wie  1720,  wo  das  erstemal  eine 
öiTentlich  anerkannte  Börse  in  Paris  errichtet  wurde.  Die 
grosse  Verantwortung  und  die  Gefahren  des  einzelnen  Agenten 
haben  endlich  zur  Errichtung  einer  eigenen  Sjndikatskasse 
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geführt,  uni  in  kritischen  Augenblicken  dem  Einzelnen  ver- 
eint helfen  zu  können,  aber  die  Errichtung  und  Erhaltung 
dieser  Kasse  fordert  wieder  Beiträge  in  Form  von  Einlagen, 
Stempelgebübren  und  dei^Ieichen ,  die  zuletzt  doch  dem  Bör- 
sengeschäfte zur  Last  fhllen. 

Hiezu  kommen  in  diesem  Geschäfte  selbst  die  ofl^en- 
kundigen  Widerspruche  zwischen  dem  Gesetze  ^  und  der  täg- 
lichen Uebung,  welche  überall,  wo  sie  hervortreten,  demo- 
ralisirend  wirken.  Nach  ersterem  sollen  nur  Gontant- Geschäfte 
und  reelle  Lieferungsgeschäftie  geschlossen  werden,  in  der 
Wirklichkeit  bilden  die  Differenz-  und  Reportgeschäfte  die 
überwiegende  Mehrheit;  nach  ersterem  sollen  die  den  Waaren- 
agenten  anheimgegebenen  Geschäfte  nicht  von  Anderen  ver- 
mittelt werden,  in  der  Praxis  wird  die  Mehrzahl  der  Ge- 
schäfte von  Winkelsensalen  besorgt  und  die  Wechselagenten 
leisten  diesen  hilfreiche  Hand,  indem  sie  ftlr  sie  die  Geschäfte, 
die  nach  der  Ausgleichung  übrig  bleiben,  z.  B.  den  Ankauf 
oder  die  Hintangabe  restirender  Papiere  besorgen. 

Hier  ist  nur  durch  eine  tiefgreifmde  Reform  zu  helfen, 
und  eine  Regierung,  wie  die  kaiserliche,  welche  weiss,  dass 
die  Börsengeschäfte,  selbst  wenn  sie  hauptsächlich  auf  Dif- 
ferenzen, Prämien  und  Reporte  sich  richten,  mehr  als  Spiel 
und  Wette  sind ,  dass  sie  den  Kreis  der  Betheiligung  an 
Staats-  und  Industriepapieren  erweitem,  letztere  aus  einer 
vom  Einflüsse  Weniger  abhängigen  Waare  vom  zweifelhaften 
Absatzwerthe  zu  einem  Gegenstande  des  täglichen  Verkehrs 
gestalten^  welcher  gleichzeitig  allenthalben  zu  fast  gleichem 
Preise  verkauft  werden  kann,  und  dem  reellen  Handel  mit 
diesen  Effekten  als  Reiz,  Mass  und  Sicherung  dienen,  eine 
Regierung  von  solcher  Umsicht  und  erprobter  Entschlossen- 
heit wird  mit  derselben  zur  rechten  Zeit  hervorzutreten 
wissen. 

<  Gesets  vom  28.  vend.  an  IV,  Art.  1965,  1966  und  1967  des  Code 
Napoleon.    Art.  421  und  422  des  Code  p^nal. 
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4.    Das  Geld-  und  MttnsweMiL 

Der  Darstellung  der  Ereditsanstalten  schliesst  sich  in 
natürlicher  Folge  jene  des  Greld-  und  Münzwesens  an. 

Das  einzige  gesetzliche  Geld  Frankreichs  sind  die 
von  ihm  geprägten  Gold-  und  Silbermünzen  nach  dem  de- 
kadischen Systeme,  sie  sind  die  einzigen,  deren  Annahme 
an  Zahlungsstatt  von  Niemanden  verweigert  werden  darf. 
Die  Scheidemünzen  der  Regierung  sind  zwangsweise  bloss 
zur  Ausgleichung  kleinerer  Beträge  bis  zu  5  Fr.  als  Zah- 
lung anzunehmen.^  Die  älteren  Münzen  Frankreichs  und 
die  gebräuchlichsten  Münzen  fremder  Regierungen  sind  zwar 
gesetzlich  mit  grosser  Genauigkeit  und  selbst  mit  Berück- 
sichtigung der  Varianten  des  Werthes  einzelner  Jahrgänge 
valvirt,  allein  diese  Valvation  hat  bloss  den  Zweck,  den 
Werth  zu  bestimmen,  zu  welchem  sie  Behufs  der  Umprä- 
gung eingelöst  werden,*  ihre  Annahme  im  Handelsverkehr 
ist  nicht  geboten.  Das  Gleiche  ist  —  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Periode  vom  23,  März  1848  bis  6.  August  1850,  wo 
der  Zwangskuis  bestand  —  hinsichts  der  Noten  der  Bank 
von  Frankreich  und  ihrer  Succursalen  der  Fall;  sogar  die 
öffentlichen  Kassen  haben  keine  Verpflichtung  zur  Annahme 
dieser  Noten.  ^ 

Wir  sagten  ausdrücklich,  dass  die  Gold-  und  Silber- 
münzen   des    dekadischen    Systems    das    gesetzliche    Geld 

>  Dekret  vom  18.  Aligast  1820. 

2  Dekret  vom  8.  April  1854. 

'  Yielleicbt  ist  die  Notiz  von  Interesse,  dass,  ^enn  auch  nicht  in 
Frankreich  selbst,  so  doch  in  französischen  Dependenzen,  den  Inseln 
St.  Pierre  und  Miquelon,  Stockfische  als  Geld  erklärt  sind.  Ein  Be- 
schluss  der  Localbehörde  vom  26.  Oktober  1629  bestimmt,  dass  für  den 
Antheil  der  Equipagen  der  Fischfahrzeuge  der  Golonien  an  dem  erzielten 
Gewinne  und  für  die  zu  Gunsten  jener  Equipagen  gemachten  Lieferungen 
an  Lebensmitteln  und  Kleidungsstücken  Stockfische  (morues  sdches)  an 
Zahlungsstatt  angenommen  werden  müssen. 
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Frankreichs  seien ;  denn  es  besteht  wirklich  in  diesem  grossen 
Eulturstaate  und  zwar  genau  nach  den  Vorschlägen  der  be- 
gabtesten M&nner  ihrer  Zeit  die  sonderbare  Erscheinung, 
dass  die  Münzen  aus  beiden  Metallen  gleichmässig  und  ohne 
alle  Rücksicht  auf  den  Wechsel  in  dem  gegenseitigen  Werths- 
verhältnisse  des  Goldes  zum  Silber  als  gesetzliche  Zahlungs- 
mittel (als  Landesw£din(Bg)  gelten.  ^  Die  Folgen  sind  nicht 
ausgeblieben. 

80  lange  das  Werihsrerhältniss  des  Goldes  zum  Silber 
auf  dem  Weltmarkte  hoher  war,  als  das  der  französischen 
Ausprägung  zu  Gi-unde  liegende  von  ^S'/j  - 1)  bediente  man 
sich  ausschliesslich  des  Silbers  im  Verkehre,  und  das  Gold 
wurde  ausser  Land  dorthin  geschafft,  wo  man  es  vortheil- 
hafter  verwenden  konnte.  Seit  den  Jahren  1849  und  1852, 
wo  die  Geldemten  aus  Kalifornien  und  Australien  den  Kurs 
zum  Nachtheile  des  Goldes  unter  jenes  Verhältniss  ron 
löy, :  1  herabdrückten,  ist  Frankreich  dasjenige  Land  ge- 
worden, wo  man  Gold  am  besten  und  Silber  am  schlech- 
testen yerwerthen  kann ;  alles  Silber  strömt  aus  dem  Lande 
und  die  entstehende  Lücke  wird  durch  Gold  ausgefüllt.  Wäh- 
rend Anfangs  1850  der  Werth  des  bis  dahin  geprägten  Goldes 
zum  Werthe  des  geprägten  Silbers  wie  29 :  100  sich  rerhielt, 
hatte  dieses  Verhältniss  An&ngs  1853  wie  36:100  und  An- 
fangs 1856  sogar  wie  62:100  sich  gestellt,  und  in  der  Wirk- 
lichkeit wQx  das  Verhältniss  noch  ungünstiger,  denn  die 
Silbermünze  befand  sich  zum  grossen  Theile  nicht  mehr  im 

*  Michel  GheYalier,  der  erste,  welcher  das  üebel  der  doppelten  Wäh- 
rang  klar  erkannte,  hat  zwar  neulich  (Jonrn.  des  D^.  vom  18.  Nov. 
1856)  behauptet,  es  wäre  nur  die  Silberwährung  beabsichtigt  gewesen, 
und  darum  wäre  das  Frankenstück  in  Silber  als  Münzeinheit  bestimmt 
worden;  allein  sein  Hauptargument,  der  damalige  Minister  Gaudin 
habe  ausdrücklich  aufmerksam  gemacht,  die  Goldmünzen  müssten  bei 
Aenderungen  im  WerthTerhältnisse  des  Goldes  zum  Silber  umgeschmolzen 
werden,  beweist  gegen  ihn,  indem  im  Gesetze  selbst  auf  diesen  Antrag 
keine  Rücksicht  genommen  ist 
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Jjande.  ^  Durch  diesen  Wechsel  der  Währung  hat  Frankreich 
einen  doppelten  Schaden  erlitten ,  es  hat  flr&her  flir  Gk>ld  und 
gegenwärtig  für  Silber  die  Prägnngskosten  för  die  Fremde 
bestritten  und  früher  für  Silber  wie  g^enwärtig  itlr  Gold 
dem  Auslande  ein  Aufgeld  gezahlt. 

Es  waren  diese  Verhältnisse  der  Aufmerksamkeit  der  Re- 
gierung nicht  entgangen.  Bereits  am  14.  December  1850 
setzte  der  Finanzminister  eine  Kommission  zur  Untersuchung 
der  Räthlichkeit  der  Beibehaltung  der  doppelten  Währung 
nieder;  allein  diese  gab  nach  Monatsfrist  die  Erklärung  ab^ 
die  Entwerthung  des  Groldes  scheine  auf  vorübergehenden 
Ursachen  zu  beruhen,  bis  auf  weitere  Erfahrungen  sei  die 
doppelte  Währung  beizubehalten.  Mittlerweile  kamen  aber 
zu  den  Placers  Kaliforniens  die  Diggers  Australiens  hinzu, 
und  die  Entwerthung  des  Groldes  blieb  mit  geringen  Unter* 
brechungen  eine  anhaltende. 

Durch  die  Handelskrise  des  Jahres  1856  gestalteten  sich 
diese  Verhältnisse  bedrohlicher.  Der  erschütterte  Kredit 
musste  die  im  Wechselverkehr  entstehende  Lücke  durch 
Baarfonds  ersetzen,  und  diese  konnten  bei  dem  stattgefon- 
denen  Silberabflusse  nur  in  Oold  beschafft  werden.  Das 
Silber,  als  Waare  betrachtet,  stieg  daher  neuerdings  im 
Werthe  gegen  Gold  und  floss  darum  um  so  schneller  aus 
einem  Lande  weg,  wo  das  Gesetz  diesen  seinen  gesti^enen 

*  Als  weiteren  Bel^  zur  Gold-  und  Silberströmang  können  die 
Handelsverkehrsausweise  ffir  1854,  1S5Ö  und  den  ersten  Semester  1856 
dienen. 

Es  wurden  in  diesen  Jahren: 

eingeführt  ausgeführt 

1854      1855  '•  f^'    1854      1856  '"  J^ 

(in,  Millionen  Francs.) 
Gold    >  (gemünzt  und    480^7     380,9     162,0         64,6     162,5       45,9 
Silber  )  ungemünzt)         69,8     120,9       63,8        263,5     318,1     147,8 

Auch  der  Haarschatz  der  Bank  von  Frankreich,  der  Ende  1849  in 
4aB  MiU.  Fr.  in  Silber  und  4  Hill,  in  Gold  bestand,  war  Ende  1855 
18  Mill.  in  Silber  und  113  MiU.  in  Gold. 
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WeFth  nicht  anerkennen  wollte.  Hiezu  kamen  noch  andere 
sekundäre  Ursachen,  welche  eine  Nachfrage  nach  den  Silber- 
münzen Frankreichs  verursachten :  Der  Goldgehalt  der  älteren 
Münzen  bis  1825  und  die  Vorliebe  der  Araber  für  die  Fünf- 
frankenstücke  mit  dem  Bildnisse  des  Eroberers  Algiers, 
Karl  X.  Es  entstanden  darum  in  aller  Schnelle  Wechsel- 
stuben, wo  Silber  mit  einem  Agio  von  2 — 3%  gegen  Grold 
eingetauscht  wurde,  und  die  Bank  von  Belgien,  welches  mit 
Frankreich  die  Doppelwähruag  theilt,  erklärte  öffentlich,  das 
Zwanzigfranken  -  Goldstück  mir  zu  19 V,  Fr.  in  Silber  berech- 
nen zu  können. 

Die  Massregeln,  welche  die  kaiserliche  Regierung  in 
diesen  Momenten  ergriff,  können  wohl  nur  als  Palliative 
des  Augenblicks  betrachtet  werden;  als  bleibend  gedacht, 
wären  sie  einer  grossen  und  weisen  Verwaltung  unwerth. 
Es  wurden  nämlich  die  alten  ausser  Anwendung  gekommenen 
Strafgesetze  gegen  das  Einschmelzen  der  Münzen  und  deren 
An-  und  Verkauf  um  höhere  als  die  gesetzlichen  Werthe 
erneut^,  und  den  Eisenbahngesellschaften  der  Transport  von 
Münzen  aus  dem  Innern  über  dieOropze,  sowie  den  Wechs- 
lern die  öffentliche  Ankündigung  des  Agio  untersagt,  gegen 
welches  sie  Silber  für  Gold  eintauschen.  Die  Bank  von 
Frankreich  musste  endlich  mit  grossen  Kosten  die  Ergänzung 
ihrer  Baarvorräthe  thdlweise  durch  Ankäufe  von  Silber  im 
Auslande  bewerkstelligen.  Für  die  Länge  werden  alle  diese 
Verfügungen  nicht  bewirken,  dass  die  grosse  Mehrzahl  ihre 
Silbermünzen  gegen  das  geringer  bewerthete  Gold  umtausche 
oder  für  eine  Waare  hinauszahle,  die  sie  für  einen  gleichen 
Nominalbetrag  wohlfeileren  Goldes  -erhalten  kann.  Das  Sil- 
ber, welches  daher  im  Innern  keine  nützliche  Verwendung 

*  Moniteur  vom  9.  Oktober  1856.  Die  älteren  Strafgesetze  sind: 
Die  Edikte  vom  Februar  1718  und  Februar  17^,  die  königliche  Er- 
klärung vom  24.  Oktober  1771,  die  Entscheidung  des  Münzhofes  vom 
30.  September  1782. 
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findet,  wird  unaufhaltsam  aua  dem  Lande  strömen,  und  es 
wird  sich  auf  einem  grösseren  Schanplalase,  wenn  auch 
eben  darum  weniger  aufhllend ,  stets  das  Schauspiel  wieder- 
holen, das  im  September  1855  auf  den  belgischen  Eisen- 
bahnen  beobachtet  wurde,  wo  die  Waggons  mit  Silber, 
welches  die  firanzösische  Bank  mit  schweren  Kosten  ans 
Amsterdam  sich  holte,  mit  jenen  Wagen  sich  kreuzten,  die 
das  aus  Frankreich  als  dort  nicht  mit  Vortheil  yerwendbar 
ausgeführte  Silber  nach  Amsterdam  brachten.  ^ 

Es  scheint,  dass  die  Regierung  im  Begriffs  stehe,  diesem 
Zustande  dadurch  ein  Ende  zu  machen,  dass  sie  die  Gold- 
währung als  die  ausschliessliche  des  Landes  erklärt,  mit  an- 
dern Worten ,  das  Silber  nur  als  Scheidemünze  ausprägt  Bas 
Dekret  rom  12.  Januar  1854,  durch  welches  die  Prägung 
YOn  Fünifrankenstücken  ron  Gold  angeordnet  und  somit  d^ 
Weg  angebahnt  wurde,  die  Hauptsilberm£Lnze,  das  Fünf- 
frankenstüek,  überflüssig  zu  machen,  wird  von  Sachkundigen 
als  der  sichere  Vorläufer  dieser  Massregel  angesehen,  doch 
dürfen  wir  nicht  verschweigen,  dass  Ende  1&55  erst  22,5  Hil- 
lionen in  solchen  Gqldstücken  geprägt  war^i;  sie  sind 
wegen  ihrer  Kleinheit  für  den  Verkehr  unbequem.  Auch 
wir  sind  der  Ansicht,  dass  für  ein  Land  von  so  raschem, 
ausgedehntem  und  in  grossen  Summen  sich  bewegendem 
Verkehre  wie  Frankreich  die  Groldwährung  sich  besser  als 
die  Silberwährung  eigne,  und  wir  theilen,  gestützt  auf  die 
durch  die  Erfahrung  wie  durch  geognostische  Gründe  be- 
stätigte Lehre  von  der  baldigen  ErschöpAmg  aller  Gold- 
wäschereien, die  als  Gegengrund  geltend  gemachte  Befürch- 
tung einer  fortschreitenden  Entwerthung  des  Goldes  nicht. 
Jedenfalls  ist  bei  dem  geringen  Silberyorrathe  des  Landes 
und  der  gegenwärtigen,  bei  den  Verbältnissen  Hinterasiens 
voraussichtlich  noch  lange  andauernden  Theuerung  des  Silbers, 

'  Brief  eines  Augenzeugen,  des  belgischen  Senators  Cogels^  im  Joum. 
des  Econ.     Oktober,  1856. 
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die  Einführung  der  ausschlieBslicben  Goldwährung  die  ein- 
zige ausführbare  Massregel.  Dass  die  kaiserliche  Regierung 
vor  grossen  Entschddungen  nicht  zurückschrecke,  hat  sie 
mehr  als  einmal  bewiesen  und  auch  in»  Müuzwesen  durch 
die  Art  und  Weise  dargethan,  wie  sie  dem  Uebelstande  in 
den  Scheidemünzen  begegnete.  Die  letzteren  bestanden 
nämlich  bisher  ans  Stücken  des  verschiedensten  oft  \\a 
kenntlichsten  Gepräges  aus  den  wechselndsten  Zeiten  (seit 
1719),  von  verschiedenartigem  Materiale  und  verschiedenem 
theilweise  unnöthig  schwerem  Gewichte;  der  Reiz  zur  Ver- 
fälschung lag  nahe.  Es  wurde  darum  mit  dem  Gesetze  vom 
6.  Mai  1852  die  Prägung  einer  neuen  leichten  Scheidemünze 
aus  Bronze  in  einer  Mischung  angeordnet,  welche  die  gal- 
vanoplastische Nachbildung  erschweren  soll,  eine  scharfe 
Prägung  erlaubt  und  dieser  Dauer  verspricht,  und  kaum  die 
Hälfte  so  schwer  ist,  als  die  frühere  Scheidemünze.  Die  neue 
Münze  sollte  durch  Umprägung  der  nach  und  nach  einzu- 
ziehenden alten  entstehen  und  sobald  sie  in  hinreichender  An- 
zahl in  Umlauf  war,  die  alte  ausser  Kours  gesetzt  werden. 
Die  Kosten  der  Ausführung  wurden  auf  7,6  Millionen  Fr. 
veranschlagt  und  sollten  durch  die  Ersparung  an  Kupfer 
hereingebracht  werden.  Es  ist  auch  bereits  eine  so  grosse 
Menge  neuer  Scheidemünzen  in  Umlauf  gesetzt,  dass  mit 
dem  Dekrete  vom  12.  März  1856  vom  1.  Juli  und  1.  Okto- 
ber jenes  Jahres  angefangen  die  alten  Kupfermünzen  ver- 
rufen werden  konnten.  ^ 

<  Ende  1855  waren  von  49,6  MUl.  Scheidemünzen,  die  vor  dem  Be- 
ginne der  Umprftgung  in  UmJauf  waren,  bereits  35,2  Mill.  eingezogen 
und  dagegen  32^3  Mill.  neue  ScheidemtlnzeD  in  Verkehr  gesetzt.  Das  Ge- 
wicht der  eingezogenen  Münzen  betrug  72321,  das  Gewicht  der  hinaus- 
gegebenen 32865  Qnintal ,  32145  Quintal  waren  als  Metall  verkauft  worden 
and  dar  Rest  bestand  in  5656  Quintal  noch  zu  verarbeitenden  Vorräthen 
und  in  Abfiülen.  Die  Fabrikationskosten  hatten  sich  auf  5,2  Mill.  Fr. 
belaufen,  hingegen  waren  aas  dem  verkauften  Metall  6,8  Mill.  erlöst  wor^ 
den,  der  Staat  hatte  also  bei  der  Münzreform  bereits  einen  Gewinn  von 
1,6  Mill.  Fr. 

Hock,  Pinanzverwaltung  Prankreichs.  37 
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Wir  theilen  im  Anhange  zwei  Tabellen  mit,  von  denen 
die  eine  die  vollständige  Uebersicht  über  die  Ausprägung 
der  französischen  Münzen  und  die  andere  eine  historische 
Zusammenstellung  der  in  Frankreich  umlaufenden  oder  rich- 
tiger gesagt,  der  für  den  französischen  Umlauf  bis  jetzt  ge- 
prägten Münzen  gibt. 

Nach  diesen  Tabellen  ist  seit  dem  Gesetze  vom  7.  germ. 
an  XI  (28.  März  1803)  das  Münzgewicht  sowohl  für  die 
Grold-  als  für  die  Silbermünzen  das  Kilogramm,  die  Legi- 
rung  besteht  in  900  Theilen  Silber  oder  Gold  und  100  Thei- 
len Kupfer.  Die  Münzeinheit  ist  der  Frank  s=  5  Grammes. 
Aus  ihm  sind  alle  höhere  und  niedere  Münzen  nach  der 
einfachen  Regel  gebildet,  dass  der  Frank  nach  oben  und 
unten  sein  Zehnfaches  und  Hundertfaches,  smn  2^hntheil 
und  Hunderttheil,  und  jede  der  hierdurch  entst^enden  fünf 
Münzen  ihre  Verdopplung  und  ihre  Hälfte  hat.  Nur  die 
beiden  äussersten  Glieder  der  Reihe,  das  Hundertfranken- 
stück und  der  Centime  haben,  jener  keine  Verdopplung,  die- 
ser keine  Hälfte.  Unter  den  hiemach  entstehenden  13  Münz- 
stücken sind  die  vier  höchsten,  das  Hundart-,  Fünfzig-, 
Zwanzig-  und  Zehnfrankenstück,  ausschliesslich  von  Gold,  das 
Zwei-  und  Einfrankenstück,  sowie  das  Fünfeig-  und  Zwan- 
zigcentimesstück  ausschliesslich  von  Silber,  das  2^hn-,  Fünf-, 
Zwei-  und  Eincentimesstück  ausschliesslich  Scheidemünze., 
endlich  das  FünfTrankenstück  sowohl  von  Gold  als  von  Sil- 
ber. Als  eigentliche  Hauptmünze,  in  welcher  auch  der  bei 
weitem  grösste  Theil  der  Ausmünzung  geschieht,  ist  unter 
den  Goldmünzen  das  Zwanzigfrankenstück,  unter  den  Silber- 
münzen das  Fünffrankenstück  erklärt.  Der  Fehler  einer 
allzukleinen  Münzeinheit  ist  also  vermieden. 

Die  Probe  geschieht  nach  der  Methode  Gay  Lussac's  auf 
nassem  Wege.  Das  Remedium  (die  Toleranz)  ist  ziemlich 
gross,  grösser  als  es  nach  dem  Stande  der  Wissenschajft 
sein  sollte. 
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Die  nothwendige  Folge,  daße  dieübergewichügen  Stücke 
eingeschmolzen  werden  und  nur  die  nicht  vollwichtigen  im 
Verkehre  bleiben ,  ist  nicht  ausgeblieben ,  und  ihre  Wirkung 
wird  noch  dadurch  yermehrt,  dass  die  Münzen  nie  einge- 
zogen und  unigeschmolzen  wurden,  folglich  auch  durch  die 
natürliche  Abnützung  verschlechtert  worden  sind.  ^  Der  Um- 
stand ,  dass  alljährlich  ein  Münagewinn  von  durchschnittlich 
etwa  50,000  Fr.  durch  das  Remedium  ausgewiesen  wird  und 
dass  derselbe  mit  der  Zunahme  der  Ausmünzungen  in  den 
letzten  Jahren  sich  sogar  auf  95,000  und  183,000  Fr.  erhob, 
zeigt  darauf  hin,  dass  absichtlich  mehr  Münzen  etwas 
untar  als  über  dem  gesetzlichen  Masse  ausgeprägt  werden, 
was  ebenfalls  zur  Verschlechterung  der  Münze  mitwirkt. 
Alle  diese  Verhältnisse  treten  auch  jeder  Münzeinigung  mit 
Frankreich  oder  selbst  der  Annahme  des  Franks  als  Münz- 
einheit entgegen,  denn  das  Fünf&ankenstück  ist  faktisch 
im  Durchschnitte  um  Vj — 1%  weniger  werth,  als  es  sein 
sollte. 

Die  Ausmünzung  ist  nicht  in  Einem  Lokale  vereinigt, 
sondern  in  sieben  Münzstätten  zerstreut,*^  was  die  Kosten  ver- 
mehrt, die  Gleichheit  und  Güte  der  Ausmünzung  vermindert. 
Für  den  Verkehr  ist  durch  den  Bestand  mehrerer  Münzstät- 
ten nicht  viel  gewonnen,  da  von  jeder  Prägung  vor  der 
Hinausgabe  Proben  an  die  Hauptmünzstätte  in  Paris  Behufs 
der  kommissioneilen  Prüfung  und  Gutheissung  eingesendet 
werden  müssen* 

Die  Ausmünzung  ist  den  Fabriksdirektoren   der  sieben 

'  Dumas  und  Calmont  haben  in  ihrem  trefflichen  Berichte  vom  5.  Feb- 
ruar 1843  nachgewiesen,  dass  schon  1S28  ein  Yiertheil  der  umlaufenden 
Fünffrankenstücke  unterhalb  der  Tderanzgrenze  war.  —  In  England  ist 
eine  solche  Verschlechterung  des  aligemeinen  Umlaufsmittels  unmöglich, 
denn  die  Regierung  zieht  bekanntlich  mittels  der  Bank  alle  bei  letzterer 
vorkommenden  Münzen  Behufs  der  Umschmelzung  ein,  die  um  Vi^  oder 
mehr  unter  dem  gesetzlichen  Gewichte  sind. 

'  Ord.  vom  16.  November  1837. 
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Münzstötten  auf  eigene  Rechnung  Qberlaaaen.  EMe  Direktoren 
haben  die  Löhnung  der  Arbeiter ,  die  Instandhaltung  der  vom 
Staate  ihnen  übei^ebenen  Vorrichtungen ,  die  Kosten  der  vom 
Staate  ihnen  abergebenen  Stämpel,  und  die  Kosten,  welche 
für  die  Abwäge^  Abzahlung  und  Prüfung  des  Materials  und 
der  MQnzen  erwachsen,  aus  Eigenem  zu  bestreiten,  wogegen 
sie  von  den  Privaten,  die  Oeld  prägen  lassen,  die  gesetz- 
lich bestimmten  Gebühren,*  vom  Staate,  wenn  er  prägen 
lässt,  kleinere  von  Fall  zu  Fall  vertragsmässig  festgesetzte 
Vergütungen  erhalten.^  Die  unvermeidliche  Folge  dieses,,  so- 
wohl die  Vortheile  der  eigenen  Regie  als  jene  der  Konkur- 
renz ausschliessenden  Systems  ist,  dass  der  Staat  nicht  gut 
und  sowohl  für  sich  als  für  die  Private  theuer  münzt.  ^  Die 
Aufrechthaltuug  der  Kontrollen  nöthigt  ohnehin  zur  Erhaltung 
eines  so  zahlreichen  und  hoch  bezahlten  Personals,  dass 
selbst  die  eigene  Regie  nicht  viel  mehr  in  Anspruch  neh- 
men würde.  Besonders  gegenwärtig,  wo  abgesehen  von 
jeder  umfassenderen  Reform  schon  das  Verschwinden  der 
Silbermünzen  zu  grossartigen  Ausmünzungen  nöthigt,  wäre 
die  Annahme  einer  wohlfeileren  Ausmünzungsweise  dringen- 
des Bedürfniss. 

Der  Werth  der  bisher  seit  der  Einführung  des  Decimal- 
fusses  von  den  verschiedenen  französischen  Regierungen  ge- 
prägten Münzen  erreicht  die  erstaunliche  Summe  Von  7472 
Millionen.  Welcher  Betrag  hievon  in  Frankreich  noch  in 
Umlauf  und  welcher  eingeschmolzen,  in  Verlust  gerathen, 

'  Seit  1849  bei  Auaprägung  von  Silber  V//o,  bei  Qold  etwa  2  .per 
niille,  nÄmlich  6  Fr.  für  3100  Fr. 
*  Ord.  vom  24.  März  1852. 
^  Es  betrug: 

1854  1855 

(Millionen  Fr.) 

......  (  Gold       526,5  447,4 

bei  «ner  AospraguDg  von  \  ^^^^        ^^^  ^^^ 

die  Gebühr  der  Münzdirektoreii  1,1  1,2 
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ausser  Landes  gegangen  sei^  lässt  sich  schwer  auch  nur  mit 
einiger  Wahrscheinlichkeit  bestimmen.  Vielleicht  durfte  die 
Annahme  gestattet  sein,  dass  1850  in  PYankreich  bei  2500 
Mill.  Fr.  in  Silber  und  500  Hill.  Fr.  in  Gold  in  Umlauf 
waren  und  dass  jetzt  der  Verkehr  durch  1500  Mill.  Silber 
und  2400  Mill.  Gold  unterhalten  teird. « 

Der  Münzkommission  ist  auch  durch  die  Ordonnanz  vom 
24.  März  1832  die  Verfertigung  aller  vom  Staate,  die  Beur- 
theilung  der  Zulässigkeit  und  die  Prt^ng  aller  von  Privaten 
herausgegebenen  Medaillen  und  der  ausschliessende  Verkauf 
der  Medaillen  beiderlei  Art  anvertraut  Der  Fabrikations- 
gewinn betrug  1854  über  53,000  und  1865  über  69,500  Fr. 
Endlich  steht  sogar  die  Prägung  von  Heiligen medaillen  und 
von  Knöpfen  unter  der  Aufsicht  der  Kommission;  der  Staat 
bezieht  hiefÜr  eine  Gebühr  von  10  %  der  Fabrikationskosten, 
was  etwa  1000  Fr.  des  Jahres  abwirft.  "^ 

In  künstlerischer  Beziehung  steht  der  Münzkommissioii 
ein  Graveurkomit^,  bestehend   ausser  dem  Präsidenten   der 

*  Vgl.  the  Econcmiiste.    Seplembei-heft  1856. 

'  Es  wurden  geprägt: 

1854  1855 

ZAhl  der    Werlh.     Zahl  der     Werth. 
Stucke.  (Tausende  Stücke.   (Tausende 
Francs.)  Francs.) 

II*  A^     fl*-    ^1      i^^^  ^Ö      31,2  282      40,5 

Mit  den  StampelD   \  ^^^^  ^^^^  ^^^ 

der  Kommission.     ^  Kupfer  «.  Biwe      5,417  10,8  4,600       I3,ü 

(Gold                           3,250  107,1  3.677    167,3 

Hit  den  Stämpeln    IPlatin                                7  1,5  11        2,0 

von  Privaten.        IsUber                     308,611  286,1  298,444    321,8 

(Kupfer  u.  Bronze    22,331  26,4  54,164      52,2 
Aussteliungsmedail-  / 

len(bei  denen  mit  je- \Gold                            —  —  888    347,9 

dem  Verkaufe  auch  ^Silber                         —  —  3,971     124,9 

der  Verkaufsgewinn  iKupfer  u.  Bronze       —  —  7,228      12,6 

entfiel).            V                          Zusammen  587^  iTsä^r 

Die    Material-    und    Fabrikationskosten    betrugen  1854    und    1855 
1,121,300  Fr. 
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Kommission  aus  einem  Bildhauer,  einem  Maler  und  drei 
Medailleurs,  in  Beziehung  auf  die  Angabe  des  Oegenstandes 
und  die  Bestellung  und  die  Beurtheilung  der  Medaillen  be- 
rathend  zur  Seite.  ^ 

'  Ueber  das  Hünzwesen  iai  von  besonderer  Bedeutnng.    Mich.  Che- 
vaUer.    La  Honnaie.    Paris  1850.    8.    1  Bd. 
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Penonal-  und  Besoldungsstaiid 

der    französischen   Finanzverwaltung    nach    dem   Budget    ftlr    das 

Jahr  1857. 
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b. 
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d. 


e. 


f. 


Benennung  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 


Der  ITinister 


Die  Centralverwal- 
tUDg 

Der  Generalsekretär, 
die  Direktoren  der 
Abtheilangen ,  der 
Centndkassier    .    . 

Dl  visionscliefs ,  der 
Centndkontrollor   . 

Ünterdlrektoren,  der 
Unter  -  Centralkas- 
sier,  die  Unter- Cen- 
tralaahlmeister 

Der  Yice-Centraloon- 
trollor-,  die  Bnreau- 
chefs 

Bareaa  -  Uuterchefs, 

der  Unterzahlmeister 

Commis ,  Comptoir- 
agenten     .     .    .     . 

Die  Greneraldirektio- 
nen 


Zahl  der 
Beamten 


c  « 


•^    (3 

«  a 
X  9 

am 


689 


Besoldung 

des 
Einzelnen 


Ge- 
sammt- 
betrag 


in  Tausenden  Francs. 


Anmerkung. 


5 

1 
1 

3 

i 

7 

1 

1 

34 

68 

— 

572 

— 

— 

761 

1451 

100 


20 


15 


12 

6-9 
4-5 
-       1,2-3,6 


100 


2,074 


2,426 
4,600 


Dem  Minister  steht  ein 
vollkommen  eingerich- 
tetes Hotel,  eine  Equi- 

age  u.  dgl.  zur  Ver- 

"gong. 


Der  Gentralkassier  er- 
hSIt  uberdiess  eine  Ent- 
schädigung von  20,000 
und  der  Unterkassicr 
von  3000  Fr.  fär  seine 
Verantwortlichkeit  und 
für  Kassaverluste. 
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Benennuiig  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 

Zahl  der 
Beamten 

Besoldung 

des 
Einzelnen 

Ge- 
sammt- 
befcrag 

• 

: 

1 

Anmerkung. 

£ 

3« 

■gl 

in  Tausenden  Francs. 

Uebertrag 

1451 

4,600 

a. 

Generaldirektion  der 

direkten  Steuern    . 

■M^B 

(33) 

(141) 

aa.  Der  Direktor 

1 

— 

20 

bb.  Administratoren 

2 

— 

12 

— 

cc  Bureauchefs  .     . 

4 

6-9 

— 

dd.  Untercbefs     .     . 

5 

— 

4-6,5 

— 

ee.  GomnüB     .     .     . 

21 

— 

1,2-3,6 

— 

b. 

Generaldirektion  des 
Enregistrements  n. 

der  Domänen     .    . 

— 

(108) 

(463) 

aa.  Direktor   .    .    . 

1 



20 



bb.  Administratoren 

4 



12 



1 

cc.  Bureauchefs  .     . 

14 

6-9 

t 

dd.  Unterchefs     .     . 

36 

__ 

4—5,5 



ee.  Ck>mmi8     .     .     . 

53 



1,2-3,6 



c. 

Generaldirektion  der 

Forste 

(58) 

— 

(240) 

aa.  Direktor    .     .     . 

1 

20 

«■^« 

1 
1 

bb.  Administratoren 

3 

12 

1 

cc  Bureauchefs  .     . 

7 

6-9 

dd.  Unterchefs     .     . 

12 



4—5,5 

^ 

ee.  Oommis     .    .     . 

35 



1,2-3,6 



d. 

Generaldirektion  des 
Zolls  und  der  indi- 

rekten Abgaben 

(247) 

— 

(832) 

aa.  Direktor    .    .    . 

1 



30 

bb.  Administratoren 

6 



12 



cc.  Divisionschef 

1 



10 



■ 

dd.  Bureauchefs  .    . 

23 



6-9 

ee.  Unterchefs     .     . 

31 



4-5,0 

ff.   Commis     .     .     . 

185 



1,2-3,6 

V 

e. 

Generaldirektion  der 

1 
1 

Posten 

— 

(315) 

— 

(749) 

1 

1 

aa.  Direktor   .    .    . 

1 

— 

25 



1 

1 

1451 

4,600 
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Benennung  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 

Zahl  der 
Beamten 

Besoldung 

des 
Einzelnen 

Ge- 

sammt- 
betrag 

Anmerkung. 

Unter- 
ilungen. 

Haupt- 
ilungen. 

Fort 

nach 
abthe 

nach 
abthe 

in  Tausenden  Francs. 

Uebertrag 

1451 

4,600 

bb.  Administratoren 

2 

12 

— 

• 

cc.  Bareauchefs  .     . 

13 

— 

6—9 

1 
1 

dd.  Untercbefs     .     . 

24 

— 

4-6,5 

— 

ee.  Commis     .     .     . 

213 

— 

i;i-3,6 

• 

ff.   Diener  .... 

62 

— 

0,9—1,6 

4. 

1 

Generalkomm  issiou 
der  Münzen  und  Me- 

1 

t 

daillen  

— 

35 

111 

a.  Präsident    .    .     . 

1 

— 

15 

— 

1 

b.  Gteneralkommis- 

1 
1 

säre 

2 

— 

10 

— 

1 
1 

1 

c.  Verifikatear-Con- 

1 

trollenr     .... 

2 

— 

7 

— 

d.  Boreauchef ,  War- 

deine     

3 

— 

5 

e.  Inspektor  des  Pun- 

zirungswesens,  Con- 

1 

trolleur,  Conserva- 

teur  des  Museums  . 

3 

4 

— 

• 

f.  Commis,       War- 

deinsgefailfen,  Cou- 

trollor  der  Fabrika- 

tion der  Poststem- 

pel ,      Arbeit^rauf- 

% 

* 

seher 

10 

1,2-3,6 

— 

g.  Diener   .... 

14 

— 

0,9—1,5 

— 

5. 

Generalinspektion 
a.  Generalinspekto- 
ren   

10 

60 

12 

374 

FfirReiseffebübren  der 
Mitglieder  der  General- 
inspektion sind  176,000 
Fr.  passirt. 

b.  Inspektoren     .     . 

38 

— 

4-8 

— 

6. 

c  Unterinspektoren 
Dienerschaft  des  Mi- 
nisteriums    .    .    . 

12 

218 

2,5 
0,9—5 

257 

Ausserdem  an  Neu- 
jabrs-Geschenken,  Lohn 
rar  ausserordentliche 
Arbeiten,  Entschidigun- 
gen  fQr  Li\r^  etc. 
97,000  Fr. 

1764 

5,342 

a 


o 


7. 


a. 


b. 


c. 


d. 


Beneonung  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 


Uebertrag 

Auswärtiger    Dienst 

Münzwesen     .    .     . 

oa.  HünzkommiBSäre 

bb.  ControUore    .     . 

cc.  Commis     .     .    . 

dd.  Diener  .    .    .     . 

Kassawesen     .     .    . 

aa.  General  -  Einneh- 
mer     

bb.  ParUkular  •  Ein- 
nehmer  .     .     .     . 

cc.  Zahlmeister   .     . 


Zahl  der 
Beamten 


•85 

0    <D 


5 
11 

7 
7 


86 

275 
85 


1764 
30 


446 


Besoidung 

des 
Einzelnen 


Ge- 

sammt- 
beirag 


in  Tausenden  Francs. 


4—8 
2,4—5 

1-1,8 
0,6-1,1 


5,342 


75 


1,809 


Direkte  Besteuerung 

aa.  Direktoren     .     . 

bb.  Inspektoren   .     . 

cc.  Oberkommis 
(commis       princi- 
paux)    und    Con- 
troUore  .    .     .     . 

dd.  Lokaleinnebmer 


Enregistrement, 
Stämpel     und    Do- 


mänen 


86 
90 


891 


1067 


—        I   13,426 
7-10 
3-5 


1(2,511) 


1,2-2,8 


3,818 


7,125 


riO,915] 


9,925 


30,577 


Anmerkung. 


Die  MünzpFfigung  ist  den 
Gommissfiren  gegen  eine  fixe 
Entschädigung  als  eine  Pri- 
vatuntemehmung    uberlas- 


«7i 


«7 


sen. 


Die  E  i  n  nehme  r  beliehen 
ausser  dem  Gebalte: 

TwMsd 

hiteressenversütung       '"- 
für  die  Einhebung  der 
direkten  Steuern  .    .  1,700 

Provisionen  für  die  Ab- 
fuhr der  direkten  und 
indirekten  Abgaben  .  2,2B5 

Provisionen  für  den  Er- 
lös von  Holzscblägen 
und  für  Zollabgaben 

Der  Generaleinnehmer 
von  Paris  an  Bureau- 
kosten ein  Pauschale 
Die  Zahlmeister  bezieben 

unter  dem  Titel  der  IVais  de 

Service  627,000  Francs. 

Die  Direktoren  beziehen 
ttberdiess  als  Bureaukosten 
448,000  Fr. 

Die  Heisekosten  der  In- 
spektoren und  Kontrol- 
lo re  sind  mit  494,000  Fr. 
pauschalirt. 

Die  Steuereinnehmer 
(percepteurs)  in  den  Kanto- 
nen und  Gemeinden,  über 
8000  an  der  Zahl,  beziehen 
bloss  Procente  vom  Betrage 
der  eingehobenen  Steuern. 
Viele  betreiben  die  Stcuer- 
einhebung  als  Nebengeschaft, 
daher  die  Percepteurs  nicht 
in  die  Zahl  der  Beamten  ein- 
gerechnet werden. 

Die  Zahl  der  Vcrifikateurs 
wurde  gegen  das  Vorjahr  um 
11  vermehrL  Die  Steigerung 
der  Geschäfte,  und  die  der 
DomanenverwalUing  dur<^ 
das  SenatsconsuU  vom  12. 
Dec.  1862  und  das  Dekret 
vom  25.  Jan.  1864  gewordene 
Aufsähe,  das  der  enemaligen 
Givilliste  angehörige,  nun- 
mehr zur  Dotation  der  Krone 
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e. 


Benennung  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 


Uebertrag 
aa.  Direktoren     .     . 
bb.  Inspektoren    .     . 
cc  Verifikateurs 
dd.  Oberkommis 

(oommis       princi- 

pauz)  .  .  .  . 
ee.  Einnehmer  .  . 
ff.   Unterchefs, 

Hagazineure, 

Beamte    .    . 
gg.  Diener  .     . 


hh.  Hagazi 

ii.    Diener .  V"»-!  *-  ^ 


^m 


Forste    .... 

aa.  Forstmeister,  Di- 
rektor der  Forst- 
schule    .     .     .     . 

bb.  Inspektoren,  Pro- 
fessoren der  Forst- 
schale     .    .    .    . 

cc.  Unterinspektoren 

dd.  Oberforstwarte  . 

ee.  Titularoberforst- 
warte,  (a4jutirte 
Praktikanten)  .     . 


Zahl  der 
Beamten 


SO. 

a  s 

-SS 

a  <e 


87 

88 

374 


88 
2831 


15 

86 
47 


9  Sc 

a  « 


7,125 


4,374 


Besoldung 

des 
Einzelnen 


Ge- 

sammt- 
betrag. 


in  Tausenden  Francs. 


8—12  'l 

5—6 

3—4 


30,577 


>  PÄ,754] 


1,2-3,6  J 


[6,700] 


1,2^6    ^ 
0,7—1,5 


>     [471] 


1,6-3,2 
0,6-1,2  J 


33 


153 
192 
335 


19 


3,980 


1     8—12  ^ 


4—6 
2,6-3,4  > 
1,8—2,2 


11,499 


[2;i27] 


34.557 


Anmerkung. 


bestimmte  unbewegliche  und 
bewegliche  Eigenthum ,  be- 
schrieben und  in\entirt,  der 
Kronverwaltung  zu  überge- 
ben, hat  zu  dieser  Massregel 
genöthigt  ^ 

Die  Einnehmer  erhalten 
bloss  Percente  vom  Betrage 
der  eingehobenen  Gebühren, 
ebenso  erhalten  alle  Beamte, 
die  Stempel  absetzen,  Pro- 
visionen vom  Ertrage.  Es 
gibt  auch  Stempelverschleis- 
ser  bloss  gegen  Provisionen. 

Dem  Domanendirektor  in 
Paris  ist  die  Leitung  der 
Stempelwerkst&tte  anver- 
traut und  zugleich  die  ganze 
Verrertigung  gegen  eine  fixe 
Summe  als  Privatuntemeh- 
mung  überlassen. 

16,500  Fr.  sind  ausser  den 
Gehalten  al^  Entschädigun- 
gen für  ausserordentliche 
Arbeiten  und  Nachtwachen 
veranschlagt. 

Die    Grundbuchsführer 
(conservateurs  des  hvpoth^ 

3ues),  862  an  der  Zahl,  wer- 
en  ebenfalls  yom  Finanz- 
minister ernannt,  aber,  als 
nicht  für  die  Finanzen  thä- 
tig,  unter  die  Finanzbeamten 
nicht  gezShlt.  Sie  sind  in 
ihren  Bezügen  auf  die  von 
den  Parteien  nach  einer  be- 
stehenden Taxe  zu  bezahlen- 
den Gebühren  angewiesen. 

Die  Bureaukosten  der  Forst- 
meister sind  mit  20,000  Fr. 
festgesetzt,  für  Reisekosten 
sind  55,000  Fr.  veranschlagt. 


I 
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2 

o 

e 
& 

9 

I 


f. 


Benennung  der  Be- 
hörde und  det  PoeteoB. 


Uebertrag 

ff.   Fontwarte    und 

Fontwachen    .     . 

Zoll    und    indirekte 

Steuern     .     .    .     . 

I. 

ZoUbehörden,  Zoll- 
ämter   

aa.  Direktoren     .    . 

bb.  Inspektoren  .    . 

oc.  Unterinspektoren 

dd.  Direktions- Gom- 
mis 

ee.  Zolleinnehmer    . 

ff.  Controllore^Com- 
mis ,  Waarenbe- 
schauer  etc.      .    . 

IL 

Zollwache  .  .  .  . 
aa.  Hauptlente  .  . 
bb.  Lieutenants  .  . 
cc.  Brigadiers  und 
Unterbrigadiers  . 
dd.  Aufseher  (pr^po- 

OvO  I         .         •         «         •         • 

ee.  Berittene  .    .     . 

ff.   Steuerleute    und 

Untersteuerleute  . 

gg.  Matrosen  .    .    . 

111. 

Indirekte  Abgaben  . 
aa.  Direktoren  .  . 
bb.  Inspektoren    .     . 


Zahl  der 
Beamten 


iL  a 

Da 

•85 


3,642 


31 

95 
82 

167 

790 


1,444 


9   W 

tS  s 

S"9 


11,499 


37,506 


12609] 


[25374] 
279 
543      — 


5,087 

17,594 
52 

394 
1,420 


60 
168 


[9109] 


Besoldung 

des 
Einzelnen 


Ge- 

sammt- 

betrag 


Anmerkung. 


in  Tausenden  Francs. 


0,5—1,2 


8-12 
4,5-6 
2,5—3,5 

1—3 
1—6 


1-3 


i-2,4 
1,2^1,6 

0,7—0,95 

0,65—0,8 
0,7—0,9 

0,7—0,98 
0,65—0,8 


8—12 
4,5-6 


49,005 


34.557 


[1,753] 
41,764 


[5,010] 


[18,519] 


[17,139] 


77,321 


Für  die  Beamten  des 

sedectSren  und  des  ak- 
tiven Diensles  (1.  u.  11 ' 
zusammen  sind  350.000 
Pr.  Entscbidigungen  und 
Belohnungen  bestimmtf 
ausserdem  erhalten  sie 
bedeutende  Antheile  an 
SigelUrungs-  und  Zettel- 
geldern ,  sowie  an  Straf- 
antbeilen.  DieKeceTcuis 
erhalten  auch  Provisio- 
nen von  den  abgeführten 
Gebühren.  Die  Inspek- 
toren und  Unterinspek- 
toren erhalten  125,000 
Fr.  an  Reisekostenpau- 
schale. Die  Direktoren 
und  Einnehmer  stehen 
im  Genüsse  des  Natural- 
quartiers. 


Die  ZoUwach- Abthei- 
lungen in  der  Nähe  gros- 
ser Städte  erhalten  Zu- 
lagen im  Geaammtbe- 
trage  von  442,000  Fr.: 
die  Berittenen  Pferde- 
Unterhaltsbeiträge  in  der 
Gesammtsumme  von 
Äe,000  Fr.  —  Für  anfäl- 
ligen Verlust  des  Pferdes 
werden  sie  entschädigt. 
Auch  die  Kasernen,  deren 
Beheizung  und  Beleuch- 
tung, werden  grösslen- 
theils  vom  Staate  be- 
stritten. 


An  Einhebunm  -  Per- 
oenten  fOr  die  Einneh- 
mer und  Verleger  sind 
1,800.000  Francs  veran- 
schlagt, för  BntscbSdi- 
gungen  und  Belohnungen 
sind  60,000  Fr.  bestimmt. 
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Zahl  der 

s 

Beamten 

Besoldung 

6e- 

3 

BenenDUDg  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 

des 
Einzelnen 

sammt- 
betrag 

Anmerkung. 

ünter- 
ungen. 

HaupU 
ungen. 

o 

•85 

ch 

tbeil 

in  Tausenden  Francs. 

Ck. 

s-s 

S  «B 

Uebertrag 

49,005 

77.321 

An  Reise-  und  Pferde- 
Unterhaltsbeiträgen  wer- 

cc. UnterinspektoreD 

den  den  Beamten  des  ak- 

lind Controllore   . 

468 

— 

1,8-5 

— 

tiven  Dienstes  1,391,010 
Fr.  vergütet. 
Reichlich  sind  auch  die 

dd.  Direktions -Com- 

mis 

670 

___ 

1,2—3,5 

— ^ 

Vergütungen  (ur  Mieth- 
zinse  der  Kanzleilokali- 

1 

ee.  Yerzehrungs- 

taten  und  Magazine  und 
an  Kanzlei -Pauschalien 

1 

stener-  Einneiuner, 

bemessen. 
Die  Tabak-  und  Pul- 

TabakTerleger, 

vertrafikanten       fd^bi- 

vereinte     Einneh- 

tants) erhalten  ihre  Pro- 
vision durch  den  Unter- 

1 

mer  and  Verleger 

561 

— 

1,6-9 

— 

schied    zwischen     dem 
Gross-  und  dem  Klein- 

1 

£f.   Waflser-  u.  Brü- 

verschleisspreise. 

1 

ckenmaath  -  Ein- 

nehmer  .... 

49 

^^ 

1,6-4 

— 

gg.  Ambulante  Ein- 

nehmer  .... 

1,605 

1,8-2,2 

' 

hh.  Ober  -  Commia- 

1 

(oommis      prind- 

• 

I 

1 

panz)      .... 

1,926 

— 

1,7-2,1 

— 

1 
1 

ii.    Commia     .    .    . 

3,096 

— 

1,2-2,0 

1 

■                  1 

kk.  Salinen  -  und  Za- 

j 

1 
t 

1 
1 

ckerfabriken  wache 

344 

— 

0,5—1 

— 

1 

11.    Schififahrts -Auf- 

1 
1 

seher  

254 

— 

0,5-3 

— 

I 

mm.  Pulveragenten  . 

8 

— 

0,5-^.5 

i 
1 

' 

IV. 

Tabakerzeugung  und 

■ 

-Aufbewahrung 

— 

[41*J 

— 

[1,096] 

1 

■ 

aa.  Fabrikvorsteher, 

1 

\ 

Inspektor  der  Ge- 

1 
1 

' 

bäude  und  Maschi- 

* 

nen     

bb.  Fabriks- Control- 

13 



5-11 

— 

i                                            t 

49,005 

77,321 

, 

lore,  technische  In- 

/ 

1                                    i 

1 

1 

1 
1 

spektoren,  Inspek- 

1 

1 

1 
1 
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Zahl. 

1 

1 

Zahl  der 
Beamten 

Besoldung 

des 
Einzelnen 

Ge- 

sammt- 
betrag 

1 

& 

• 

Benennung  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 

nach    Unter- 
abtheilungen. 

1 

nach   Haupt- 
abtheilungen. 

Anmerkung. 

in  Tausenden  Francs. 

1 

Uebertng 

49,005 

77,321 

1 

toren  der  Tabak- 

1 

t 

1 

pflanzangen     .     . 

t28 

— 

5-7 

1 

CO.  Blättermagazins- 

* 

Verwalter,  Unter- 

1 

1 

inapektoren  der  Ta- 

1 

t 

1 

bakpflanzangen    . 

31 

4    5 

dd.  Fabriks-,  Maga- 

1 

zioflverwalter,  Cod- 

troUore  der  Blät- 

termagazine    .     . 

36 

3,6-4,6 

— 

ee.  Fabriks  -  Unter- 

oontroUor«,    Con- 

trollore  der  Tabak- 

pflanzangen     .     . 

82 

— 

2,5-3,6 

ft   Cornmis     .    . 

270 

— 

1,2-4 

— 

gg.  Techniache  Fab- 

rikazöglinge     .     . 

4 

— 

1,5-1,8 

— 

g- 

Poeten 

^^■i» 

23,601 

[1054] 



16,540 
[1,740] 

1. 

Dienat  in  Paria  .    . 

^Ausserdem  SA.S54 

lur  AiusArnnlAntlifilM 

aa.  Vorsteher . 

t        • 

1 

— 

9 

— 

Nachtarbeiten. 

bb.  Bnreauchefa 

*         • 

7 

— 

6-8 

— 

oc.  Unterchefs 

»         * 

19 

— 

4-5 

— 

dd.  Commia 

• 

270 

— 

1,2-3,6 

— 

ee.  Vorsteher      der 

Po0tbureau*s  in  Pa- 

ris   und    an    den 

Bahnhöfen  .    .    . 

40 

— 

2,4-4 

— 

ff.   Briefträger,  Bu- 

reaadiener,  Maga- 

zinadiener    .     .     . 

717 

— 

0,8-1,5 

93,460 

72,606 

593 


Portlaufendo  Zahl. 

Benennung  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 

Zahl  der 
Beamten 

Besoldung 

des 
Einzelnen 

Ge- 

sammt- 

betrag 

nach    Unter- 
abtheilungen. 

nach    Haupt- 
abtheilungen. 

Anmerkung. 

in  Tausenden  Francs. 

• 

1              — 

1 

1 

1 

Ueberirag 

II. 
Dienst  auf  Eisenbah- 

72,606 

93,861 

i 

1 

nen  

^^__ 

[598] 

— 

[1,089] 

1 

aa.  Inspektoren   .     . 

2 

— 

5-6 

— 

bb.  Direktoren     .    . 

9 

— 

3,5-4 

— 

cc.    Abtheilangsvor- 

1 

steher      .... 

95 

— 

2,5—3 

dd.  Commis     .    .     . 

376 

1,5-2 

— 

ee.  Technische  Agen- 

1 

ten      

6 

— 

1,6 

fT.   Bareaadiener 

110 

— 

1-1.2 

* 

— 

m. 

Dienst    in   den   De- 

1 

partements    .    .     . 

[21060] 

— 

[13,158] 

aa.  Inspektoren  .    . 

93 

— 

3-8 

— 

bb.  ünterinspektoren 

60 

— 

2-2,5 

— 

cc.  Direktoren     der 

Haaptbareanz .    . 

173 

— 

2-10 

— 

dd.  Direktoren     der 

Nebenbureanz .    . 

2,618 

— 

0,6-1,8 

— 

ee.  Commis     .     .    . 

790 

— 

0,8-2 

— 

ff.   Briefträger  -  Bri- 

gadiers   .... 

86 

— 

1,1 

gg.  Briefträger    .     . 

1,300 

0,5—1 

— 

hb.  Bureaudiener 

190 

— 

0,5—1 

— 

1 

■ 

ii.    Postboten      und 
Briefträger  auf  dem 
flachen  Lande  .    . 

15,750 

0,12-0,6 

Ausserdem  100^000  Fr. 
Rntschftdigung  für  mehr 
als  6000  untergeordnete 
Briefträger  aurdem  fla- 
chen Lande. 

IV. 

Transportdienst  .    . 

aa.  Postmeister/ S| 
bb.  Couriere    .i«-| 

510 
530 

[889] 

a,4 

[553] 

werden  nach  der  Anzahl 
der  verwendeten  Pferde 
bezahlt,  die  Kosten  sind 
mit  16i,000  Fr.  priUi- 
minirt. 

72,606 

93,861 

V. 

Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs. 


38 
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laufende  Zahl. 

Zahl  der 
Beamten 

Besoldung 

des 
Einzelnen 

Ge- 

sammt- 
betrag 

1 

Benennung  der  Be- 
hörde und  des  Postens. 

Unter- 
ilungen. 

Haupt- 
ilungen. 

Anmerkung. 

Porti 

nach 
Rbtbe 

nach 
abthe 

in  Tausenden  Pranc3- 

Uebertrag 

72,606 

93,861 

oc.  Inspektor    ^  i 

1 

— 

5 

— 

dd.  Coinmis   .  f  M^ 

5 

2 

— 

1 

ee.  Couriere  .  T  «.-g 
ff.   Diener     .  )  2-= 

115 
185 

1-1,2 
0,6-1,8 

1 

gg.  Haterial -Verwal- 

ter in  Paris     .    . 

3 

— 

2,5 

— 

hh.      Agenten     des 

Packetbootdienstefi 

3 

— 

2,5 

' 

ii.   Regiemngs- 

ll 

1 

oommiMär    . 

1 

— 

8 

— 

kk.  PoBtdirekto- 

■ 

ren  in  der  Le- 

II 

vante  .    .     . 

Comp. 

tteimm 

5 

2—6 

— 

■ 

11.   Agenten  auf 

1 

1 

den    Schilfen 

22 

2-2,5 

— 

mm.  Ck>mmi8  in 

1! 

L_    B 

Ck>n8tantino- 

pel  .     .     .     . 

•SS 

2 

1,5-1,8 

nn.     Postagen- 
ten in  der  Le- 

den c 
Icetbooi 

vante  .    .    . 

4 

s£ 

9 

— 

0,3—2 

— 

8un 

ime 

72,606 

93,861 

1 

Anmerkung:  Im  Entwürfe  des  Voranschlags  för  1858  ist  eine  Summe  von  5  Mil- 
lionen Francs  zur  Verbesserung  der  Gehalte  der  minderen  Zoll-,  Verzehrungssteuer- 
und  Postbeamten  beantragt. 
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n. 

(Zu  Seite  28.) 

Uebendeht 

der  in  Frankreich,  Algier  und  den  Kolonien  bestellenden  Abgaben 
für  Rechnung  des  Staates,  der  Departements,  der  Gemeinden  und 
öffentlichen  Anstalten  und  Körperschaften,  nebst  einem  Anhange 
über  die  anderen  Einnahmsquellen  des  Staates  und  der  erwähnten 

Körperschaften. 

(Für  1857.) 
1.     Uebersicht  der  Abgaben. 


Benennung  der  Abgabe. 


I.  la  FrankreielL 
A.  Für  Rechnung  des  Staates. 

1.  Die  yier  'direkten  Steuern: 

a)  die  Grundsteuer 

untden 

b)  die  Personal-  und!  Zuschlä- 
WohnuDgssteuer    \gen  für  die 

aligemei- 

c)  die  Thür-  und  Fen-I  nen  Staats- 
stisrsteuer  1   zwecke. 

d)  die  Patentsteuer 


2.  Gebühren  und  Taxen  in  Form 
▼on  direkten  Abgaben: 

a)  die  Taxe  für  die  Güter  der 
todten  Hand, 

b)  die  Bergwerksabgaben  und  die 
Abgaben  lur  verliehene  Was- 
serrechte, 

c)  die  Gebühren  für  die  Recimen- 
tirung  der  Maasse,  Gewichte 
und  Wagen. 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


Einhebungs- 
Organe. 


Ges.    vom  23.   Nov.   1790, 

3.  Nov.  1798. 
Ges.    vom    23.    Nov.    und 

18.  Dec.  1790,  26.  Mai 

1831,  21.  Aprü  1832. 
Ges.   vom   24.  Nov.  1798, 

11.  April  1832. 
Ges.   vom   22.   Okt.    1798, 

25.  April  1844,  18.  Mai 

1860. 


Qf»,  vom  20.  Febr.  1849. 

Ges.  vom  21.  April  1810.  — 
Ges.  vom  9.  März  1798, 
25.  März  1852. 

Ges.  vom  18.  Dec  1825, 
Ord.  vom  18.  Mai  1838, 
17.  April  1839,  3.  Juli 
1846. 


Die  Einneh- 
>mer  der  direk- 
ten Steuern. 
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Benennung  der  Abgabe. 


3.  Die  EnregiBtrements-  und  Stein- 

pelgeböbren : 
•)  das  Enrpgistrement  im  engeren 
Sinne , 

b)  die  Gerichts- 

c)  die  Grundbuchs- ^  Gebühren^ 

d)  die  Staatssiegel- 


e)  die  Stempelgebfihren , 


Datum  der  betreffenden  Grand- 
gesetze  und  Vorschriften. 


I 


Einbebunfs- 
organe. 


f)  die  Pass-.,  die  Vidirungs-,  die 
Legalisirungs-  und  Consulats- 
taxen,  die  Gebühren  für  Ab- 
schriften aus  den  Staatsarchi- 


ven 


g)  die  Jagdlioenzgebühren , 


h)  die  Antheile  an  den  Bezügen 
der  Gerichtskanzier  (grefQers) 
und  Grund buchsführer. 
4.  Die  Abgaben  zum  Entgelte  ge- 
wisser Leistungen  des  Staates : 

a)  die  5  */•  GebiLhr  von  dem  Er- 
trage der  unter  Aufpicht  des 
Staates  stehenden  Forste  der 
Gemeinden  und  (^entliehen 
Anstalten, 

b)  die  5  %  Gebühr  von  den  für 
Rechnung  der  Gemeinden  und 
anderer  Körperschaften  einge- 
hobenen Strafgeldern, 

c)  die  Beiträge  verschiedener  Ge- 
sellschaften zu  den  Kosten  ih- 
rer Ueberwachung , 


Ges.   vom    IZ   Dec.   1798.1 
28.  April  1816,  16.  Juni 
1824,  21.  April  1832, 18. 
Mai  und  7.  August  1850. 

Ges.  vom  11.  März  1799. 

Ges.  vom  8.  Oktober  und 


16.  Dec  1814,  28.  April 
1816,  17.  August  1828, 
20.  Februar  1849. 
Ges.  vom  30.  Sept.  1793, 
3.  Nov.  1798,  5.  Juni  und 
16.  Juli  1850, 17.  Februar 
1852. 

Ges.  vom  2.  Oktober  1795, 
5.  Mai  1855.  —  Staats- 
raths- Entscheidung  vom 
11.  Juli  1810.  —  Ord.  vom 
18.  Jan.  1826,  6.  Nov. 
1842,  25.  Juni  1794. 

Ges.  vom  3.  Mai  1844. 


Ges.  vom  11.  Mttrz  1799  und 
1.  Mai  1816. 


Ges.  vom  25.  Juni  1841, 
19.  Juli  1845,  14.  Juli 
1856. 


Die  Enregist 
rements  -  £in- 

neliDier, 
>>  Grundbuchs- 
fuhrer,  Ge- 
richtskanz- 
ler. 

Die   Stempel- 
verscbleisser 
und  die  Enre- 
gistrements- 
Einnehmer. 
Die     Organe, 
welche  die  be- 
treffenden Do- 
kumente aus- 
stellen. 

Die  Elinneh- 
mer  der  direk- 
ten Stenera. 
Die  Enregist- 
rements  -  Ean- 
nehmer. 


Die  Enregist- 
rements  -  Ein- 
nehmer. 


Oes,  vom  14.  Juli  1856. 


Staatsrathsbeschluss  vom  1. ;  Die    General - 
April  1809,  Ges.  v.  12.  Juni !    Einnehmer. 
1842,  27.  Febr.  1850.       I 
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la 


!f- 


ifl/fi" 


f" 


Benennung  der  Abgabe. 


d)  die  Gebühren  für  Aasmünsun- 
gen,  Afnnagen^  den  Gebranch 
der  Dmthzüge  und  Medaillen* 
pressen  in  den  öffentlichen 
Mänzstätten, 

e)  die  Telegraphengebühren. 


5.  Die  Zölle  und  andere  Abgaben 
auf    den    internationalen    und 
Seeverkehr: 
a)  die  Ein-  and  Ausfuhrzölle^ 


b)  die  Nebengebübren  (Stempel- 
gebühren) für  die  Ausfertigun- 
gen, Blei-  und  andere  Siegel- 
gebübren,  Wag-  und  Nieder- 
lagsgebühren ,  Zölle  auf  die 
Wiederausfuhr  eingelagerter 
Waaren , 

c)  die  Schifffahrts-,  Hafen-  und 
Francisationsgebübren^  • 


d)  die  Sanitätsgebühren, 
6.  Die  Verbrauchsabgaben: 
a>  die  Salzsteuer, 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


Ges.  vom  7.  April  1795, 
28.  März  1803,  26.  März 
1804,  24.  März  1832, 
15.  Sept.   1849,    6.  Mai 

1852,  8.  April  1854. 
Ges.   vom   29.  Nov.    1850, 

17.  Juni  1852,  28.  Mai 

1853,  22.  Jnni  1854,  21. 
Juli  1856. 


Ges.    vom    15.    März    und  j 
22.  August  1791, 28.  April 
1816,  Tarif  von  1844,  Ta- ! 
rifauszug  von  1856. 

Ord.  vom  28.  März  1830, 
Ges.  vom  2.  Juli  1836, 
Dekr.  vom  21.  März  1852. 


Einhebung»- 
Organe. 


Die     Einneh- 
mer der 
Münze. 


Die    Telegra- 
'  phen&mter. 


.  Die  Zollein- 
i       nehmer. 


(^^.  vom  24.  März  1794, 
Ord.  vom  8.  August  1839, 
Ges.  vom  18.  Okt.  1793, 
Ord.  vom  23.  Okt  1833, 
Girk.  vom  14.  Mai  1841 
und  6.  März  1847,  Ges. 
vom  2.  Juli  1836,  Tarif 
vom  Jahre  1850. 

Ges.  vom  4.  Juni  1853. 

Ges.  vom  11.  Juni  1806, 
28.  Dec.  1848,  19.  Bfärz 
1852, 


TheUsdieZoll- 
ein  nehmer, 
theils  die  Ein- 
nehmer der  in- 
direkten Ab- 
gaben. 
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Benennung  der  Abgabe. 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetxe  und  Vorschriften. 


EinhebuDgs- 
Organe. 


b)  die  Steuer  auf  Zucker  aus  in- 
l&ndiachen  Stoffen, 


c)  die  Getränkestenern,  neinlich 
aa)  dicCirculationsOfür  Wein^ 

gebühr  >  Obstwein^ 

bb)  die  Detailgebühr)     Meth. 
cc)  die  Consum-    )f1ir  gebrann- 

tionsgebühr 
dd)die  Denatnra 

tionsgebühr 


te  geistige 
Flüssigkei- 
ten. 


1- 

Oes.   vom    18.    Juli    1837,^ 
3.  Juli  1840, 2.  Juli  1843, 
27.  März  1852,  28.  Juli 
1856. 

GeB,  vom  25.  Febr.  1804, 
24.  April  1806,  28.  April 
1816, 12.  December  1830, 

r"    17.  März  185^ 


Ges.    vom   24.    Juli    1843, 
Ord.  vom  14.  Juni  1844. 


ee)  die  Eingangs- 
gebühr 

ff)  d.  einzige  Taxe 

gg)  diestellvertretVgeistigeFlüs- 
Taze  in  Paris  J  sigkeiten. 


für  Wein, 

FObstwein  u. 

gebrannte 


Die     Einneh- 
mer der 
indirekten 
Steuern. 


bh)  die  Steuer  bei  der  Biererzeu- 
gong, 

d)  die  Abgabe  auf  Spielkarten , 

e)  das  Tabakmonopol, 

f)  das. Schiesspulvermonopol. 


7.  Andere  indirekte  Abgaben: 

a)  die  Abgaben  auf  öffentliches 
Fuhrwerk , 

b)  die  Licenzgebühren  für  den 
Betrieb  gewisser  Steuer-  und 
kontroUpflichtiger  Gewerbe , 

c)  die  Inscriptions-,  Prüfungs-  und 


Ges.  vom  24.  April  1806, 

25.  Nov.  1808,  28.  April 

1816,  12.  Dec.  1830,  21. 
>    April  1832,  25.  Juni  1841, 

17.  März  1852,  14.  Jnli, 

1855,  —    1.   Mai    1822, 

24.  Juni  1824. 
Ges.  vom    25.  Nov.  1808, 

28.  April  1816,  12.  Dec. 

1830. 
Ges.   vom  22.  März  1805, 

7.  August  1850. 
Ges.   vom    29.  Dec   1810,1  Die  Tabakver- 


28.  April  1816,  Tarif  vom 
Jahre  1851. 
Ges.   vom   16.  März  1813, 
16.  Mai  1819, 24.  Mai  1834. 
7.  August  1850. 

Ges.  vom  30.  Sept.  1797,^ 
25.  März  1817,  2.  Juli 
1838,  14.  Juli  1855. 

Ge«.  vom  28«  April  1816, 
21.  April  1832. 


schleisser. 

Die  Schieas- 
pulverver- 
schleiaser. 


> 


Regierungs  Beschluss  vom 
Diplomsgebühren  an  den  hö-j  9.  Juni  1803,  Dekr.  vom 
heren    Lehranstolten    und    an  |      21.  Sept.  1804,  17.  Febr. 


J 


Die     Einneh- 
mer der 
indirekten 
Steuern. 

Die    General- 
einuehmer. 
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Benennung  der  Abgabe. 

den     pharmacentischen     und 
Hebammenschalen , 


d)  die  Taxen  für  Erfindangs-  und 
Verbesseronga-Privilegien , 

e)  die  Abgaben   für   die  innere 
Schiffifahrt, 


f)  die  Ueberfuhrs-  und  Brücken- 
gelder, 

g)  die  Garauüegebühren  (für'  Be- 
Btätigung  des  Feingehaltes  der 
Gold-  und  Silberwaaren), 

h)  Beiträge  der  Gemeinden    aus 

dem  Octroi  zu  den  Kosten  der 

Truppencasemirung. 
1)  Rücklässe   der  Tabakpflanzer 

vom  Preise  der  an  den  Staat 

abgelieferten  Blätter. 
8.  Das  Postgefälle: 
a)  die  Briei^t, 


b)  die  2  %  Gebühr  für  die  Geld- 
an  Weisungen  der  Postämter, 

c)  die  Gebühren  für  die  Beförde- 
rung von  Reisenden  mit  Post- 
pferden, und  auf  Malleposten 
und  Paketbooteu, 

d)  die  Transi (gebühren  für  die 
Beförderung  fremder  Posten. 

9.  Die  10%  Zuschläge  für  alle 
Zahl  2  bis  7  aufgeführte,  nicht 
ausdrücklich  davon  befreite, 
Abgaben : 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


Elnhebungs- 
'  Organe. 


1809, 19.  Jan.  und  5.  Mai 
1850.  —  Ges.  V.  11.  April 
1803,  Reg.-Beschluss  vom 
13.  August  1803,  Ord. 
vom  27.  Sept.  1840. 

Gesetz  vom  5.  Juli  1844, 
21.  Juli  1856. 

Ges.  vom  29.  Mai  1803,  31. 
März  1831 ,  9.  Juli  1836. 


Ges.  vom  27.  Nov.  1798. 


Ges.  vom  9.  Nov.  1797. 


Ges.  vom  15.  Mai  1818. 


Ges.  vom  24.  Dec.  1814. 


."\ 


> 


Die    General- 
einnehmer. 


j 


Die     Einneh- 
mer der 
indirekten 
Steuern. 

Die  Pächter. 

Die  Garantie- 
ämter. 


Die     Einneh- 
mer der 
indirekten 
Steuern. 


Reg.-Beschluss  vom  16.  Juni' 
1801  und  9.  April  1802, 
Ges.  vom  16.  Okt.  1849, 
7.  Mai  1853,  20.  Mai  1854. 

Ges.  vom  25.  Dec.  1796, 
31.  Januar  1833,  3.  Juli 
1846. 

Ges.  vom  24.  Juli  1793,  Ord. 
vom  25.  Dec.  1839. 


Die  bestehenden  Staatsver- 
träge. 


Die  Poet- 
ämter. 
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a)  der  bleibende  10  7»  Zuschlag, 

b)  der  interimistische  10  7^  Zu- 
schlag (bis  Ende  1857). 

10.  Die  Geld-  und  Verfallsstrafen, 
insoweit  sie  nicht  bereits  durch 
die  besonderen  Abgabengesetze 
geordnet  sind. 


B.  Für  Rechnung  der  Depar- 
tements, der  Gemeinden  und 
öffentlicher  Anstalten  und 
Körperschaften. 

1.  Die  Zuschläge  zu  den  vier  di- 
rekten Steuern  fürDepartements- 
nnd  Gemeindezwecke,  dann  8  Vo 
der  Patentsteuer  zu  Gunsten  der 
Gemeinden. 

2.  Gebühren  und  Taxen  in  Form 
von  direkten  Abgaben: 

a)  die  Beiträge  für  Vicinalwege, 

b)  die  Beiträge  für  Eindämmungs-, 
Flussregulirungs-,  Entsumpf- 
ungsarbeiten ,  für  öffentliche 
Reinlichkeit  und  Gesundheits- 
pflege, 

c)  die  Beiträge  zur  Errichtung  und 
Erhaltung  von  nicht  schiffbaren 
Kanälen  und  anderen  Irriga- 
tionsanstalten , 

d)  die  Beiträge  der  Anrainer  für 
Strassenpflasterungen  undTrot- 
toire, 

e)  die  Schulgelder  für  den  Pri- 
märunterricht , 

f)  die  Beiträge  für  Börsen  und 
Handelskammern , 


Da  tarn  der  betrefTenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


Ges.  vom  25.  Miu  1798. 
Ges.  vom  14.  Juni  1855. 


Einhebungs- 
organe. 


Die  Einneh- 
.  mer   der    be- 
I  treffenden  Ab- 
J       gaben. 


Ges.  vom  19.  Dec  1790, 
29.  Sept.  1791 ,  26.  Oktth 
ber  1795,  7.  April  1798, 
23.  Juni  1806,  29.  August 
1813. 


In  der  Regel 

dieEinnehmer 

des  Enregist- 

rements. 


Dieselben  Gesetze  wie  für 
die  direkten  Steuern,  dann 
das  Reglement  vom  17. 
Juni  1840. 


Ges.  vom  21.  Mai  1836. 
Ges.    vom    3.    Sept.   1803, 
16.  Sept.  1807. 


Ges.  vom  4.  Mai  1803. 


Die  Einneh- 
>.mer  derdirek 
ten  Steuern. 


.  \ 


Gesetz  vom  1.  Dec.  1798, 
25.  März  1807,  25.  Juni 
1841,  7.  Juni  1845. 

Gesetze  und  Dekrete  vom 
19.  Jan.,  15.  März,  7.  Okt. 
und  31.  Dec.  1850. 

Ges.  vom  25.  April  1844, 
18.  Mai  1850. 
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g)  die  Abzüge  von  den  Gehalten 
und  Löhnungen  der  Handels- 
schiffe zu  Gunsten  des  Marine- 
Invalidenfondes , 

h)  die  Beiträge  för  die  Holzbe- 
arbeitung und  Beistellung  aus 
den  Gemeindewaldungen  ^ 

i)  die  Beiträge  der  Mitglieder  der 
Holztriftgesellschaften  fQr  die 
Triften  und  Flossbäche, 

k)  die  Taxen  der  Inhaber  von  Mi- 
neralquellen, öffentlichen  Bä- 
dern y  Niederlagen  von  Mineral- 
wässern, Apotheken  und  Ma- 
terial waaren-Handlungen,  Pri- 
vatirren- u.  Privatheilanstalten, 
dann  der  Personen ,  welche  Irre 
in  Privatirrenanstalten  unter- 
gebracht haben,  fiir  die  Kosten 
der  ärztlichen  Beaufsichtigung, 

1)  dieGebtihren  für  Balkone,  Aus- 
lagkasten, Vorhallen  und  ähn- 
liche Vorsprünge  auf  öffentliche 
Strassen  und  Plätze, 

m)die  Platz-  und  Standgelder  in 
öffentlichen  Hallen  u.  Schlacht- 
häusern ,  auf  Mess-  und  Markt- 
plätzen, öffentlichen  Strassen  u. 
Landungdplätzen,dieHaftgelder 
für  am  Ufer  befestigte  Mühlen, 
Bade-  u.  Waschschiffen  u.  dgl.  m. 
3.  Gebühren  in  Form  von  indirek- 
ten Abgaben: 

a)  Brücken-  und  Weggelder, 

b)  die  Octrois, 


c)  die  Wag-,  Mess-  und  Aichnngs- 
gebühren , 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


Ges.  vom  18.  Jan.  1801, 
9.  Okt.  1837,  20.  März 
1852. 

Ges.  vom  17.  August  1828. 


Ges.  vom  28.  Febr.  1824. 


Reg.-Beschluss  vom  23.  April 
1800,  27.  Dec.  1802,  Ges. 
V.  30.  Juni  1838,  25.  Juni 
1841,  17.  Juli  1856. 


Einhebungs- 
organe. 


Der  Kassier 

des  Invaliden- 

fondes. 

DieGemeinde- 
einnehmer. 


Theils  die  Ein- 
nehmer der 
direkten 
Steuern,  theils 
die  Einnehmer 
des   Enregist- 
rements. 


Ges.    vom   22.   Juli    1791," 
21.  April  1832,  18.  Juli 
1837. 

Ges.  vom  17.  Dec.  1807, 
18.  Juli  1837,  25.  März 
1852. 


DieGeraeinde- 
^  einnehmer. 


Gesetz   vom   4.  Mai   1802, 

18.  Juli  1837. 
Ges.    vom   18.    Okt   1798, 

2.  Dec.  1799,  17.  März 

1852,  22.  Juni  1854.   . 
Ges.  vom  29.  Okt.  1800, 

20,  Mai  1802. 


J 
^DieEinnehmer 

der  indirekten 

Abgaben  oder 

eigene  Ei  nneh- 

^raerdesOklrol. 
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Benennung  der  Abgabe. 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


d)  10  7,  der  Eintrittspreise  in 
tägliche  Theater  und  Goncerte 
nnd  25  7o  der  Roheinnahme 
von  anderen  Festen  und  Ün- 
terhaltangen ,  zu  denen  der 
Zutritt  nur  gegen  Entgelt  ge- 
stattet ist, 

e)  Beerdigungstazen  nnd  Taxen 
für  Plätze  auf  Kirchhöfen, 

0  Antheile  der  Gemeinden  an  den 

Jagdlioenzen , 
g)  die  Hundetaze, 

h)  die  Eintrittstaze  in  die  öffent- 
liche Börde  von  Paris, 

i)  Gebühren  für  Auszüge  aus  den 
Civilstandregistern,  fUr  Aus- 
fertigung Yon  Arbeitsbüchern, 
für  Abschriften  Ton  Gemeinde- 
akten, 

k)  die  Prüfungs-  und  Aufnahms- 
tazen  der  Apotheker  und  Kräu- 
terhändler, 

1)  Antheile  der  Gemeinden  an 
Strafgeldern, 


m)  besondere  Gebühren  und  aus- 
schliessende  Rechte  der  Börsen 
und  Handelskammern, 

u)  die  Bezüge  der  Marine-Invali- 
denkasse an  Prisen-,  Rettungs- 
und Strafgeldern,  bei  Verkäu- 
fen havarirter  Schiffe  und  Waa- 
ren,  bei  nicht  reklamirten  Erb- 
schaften, deren  ausschliessendes 
Recht  auf  Verkauf  der  Blan- 
quetten  für  Equipagenrollen  der 
Handelsschiffe. 


Einhebung»' 

Organe. 


Reg.-Beschlüsse  v.  27.  Nov^ 
1796  und  26.  Juli  1797. 


!> 


Ges.  vom  1.  Dec.  1798,  Dekr. 

vom  12.  Juni  1804,  11. 

August  1811. 
Ges.  vom  3.  Mai  184i. 

Ges.  vom  2.  Mai  1855,  Dekr.  i 
vom  9.  Jan.  1856.  J 

Dekret  vom  17.  Dec.  1856. 

Dekret  vom  12.  Juli  und 
18.  August  1807,  Ges. 
vom  15.  Mai  1818. 


DieGemeiiuie- 
einnehmer. 


Die  Einneh- 
mer der  direk- 
ten Steuern. 

Eigene  Ein- 
nehmer. 


Reg.-Beschluss  vom  9.  Juni 
1803. 

Dieselben  Gesetze  wie  für 
die  Strafgelder  zu  Gun- 
sten des  Staates. 


Besondere  Gesetze  zu  Lokal- 
zwecken. 

Ges.  vom  13.  Mai  1791, 
27.  Juni  1803,  5.  und 
22.  Mai  1816,  9.  Januar, 
2.,  19. ,  24.  und  28.  März 
185Z 


Die  Gemeinde- 
einnehmen 


Dieselben  Or- 
gane, welche 
die    Strafgel- 
der des  Staa- 
tes   einfaeben. 
Besondere 
Einnehmer. 
Der  Kassier 
des  Invaliden- 
fondes. 


I 
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Benennung  der  Abgabe. 


Dntum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschrillen. 


Einhebungs- 
organe. 


II.  In  Algimr. 
A.  Für  den  Staat 

1.  In  Fonn  von  direkten  Steaern: 

a)  die  Patentstener, 

b)  Vio  ^^^  direkten  Steuern  der 
Araber,  nemlich: 

des  Aahor, 
„    Hokor, 
„    Zekkat , 
„    Ensea  und  Lezma, 

c)  die  Bergwerksabgaben  und  die 
Taxen  für  ei-theilte  Wasser- 
rechte, 

d)  die  Gebühren  für  die  Redmen- 
tirang. 

2.  In  Form  von  indirekten  Abgaben :  1 

a)  die  Enregistrements- und  Stem-^ 
pelgebühren  mit  Inbegriff  der !  Ges.  vom  4.  August 
Jagdlicenzen ,  ^ 

b)  die  Erbeteuer  der  Araber,       J 


Ges.  vom  4.  August 
Ord.  vom  17.  Jan. 


1844, 
1845. 


Ord.  vom  17.  Jan. 


c)  die  Zölle,  die  Schifffahrts-,  6a- 
nitäts-,  Hafen-  und  Francisa- 
tionogebühren ,  die  Gebühren 
auf  den  Korallenfang, 

d)  die  Licenzgebühren  für  die  Er 
Zeugung  und  den  Verschleiss 
von  Getränken  und  Tabak, 

e)  das  Schiesspulvermonopol, 

f)  die  Garantiegebühren, 

g)  die  Taxen  für  Erfindungs-  und 
Verbesserungsprivilegien  (br6- 
vets), 

h)  dieInscription8-,Prüfung8-  und 

Diplomstaxen, 
i]  Vio  d^  Octroi, 
k)  das  FOstgefäUe, 
1)  die  Gerichtsgebühren,  Geld- und 

Verfallsstrafen. 


Ord.  vom  17.  Jan. 
I>ekr.  vom  11.  Jan. 
7.  Sept.  1856. 


1844, 
1845. 

1845, 
1851, 


^ 


Ges.  vom  4.  August 
^    Ord.  vom  17.  Jan. 


1844, 
1845. 


Die  Steuer- 
einnehmer. 


Die  Enregist- 
rements  -  Ein- 
nehmer. 

% 

Die  Zollein- 
nehmer. 


Die  Steuer- 
einnehmer u. 
Postämter. 
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Benennung  der  Abgabe. 


Datum  der  betreffenden  Grand- 
gesetze und  Yorecfarirten. 


B.  Für  die  Kolonie  (mit  In- 
begriff der  nicht  constituir- 
ten  Gemeinden),  die  consti- 
tairten  Gemeinden,  öffent- 
liche Anstalten  und  Körper- 
schaften. 

&)  Vio  ^^  direkten  Steuern  der^ 
Araber, 

b)  8%  der  Patentateuer, 

c)  Vio  ^^  Octroi  von  allen  zur 
See  eingeführten  steuerpflich- 
tigen Gegenstanden, 

d)  die  in  Frankreich  für  Rechnung 
der  Gemeinden  und  öffentlichen 
Anstalten  bestehenden,  unter 
I.  B.,  Z.  2  litt,  a,  b,  d,  e,  f,  1, 
m  und  Z.  3  litt,  c,  d,  e,  f,  i, 
1  aufgeführten  (Gebühren  und 
Beiträge. 

III.    Ib  den  Kolonien. 

(Sämmtliche  Einnahmen  mit  Aus- 
nahme der  Ueberschüsse  der  Fak- 
toreien in  Ostindien  werden  für  die 
Kolonien  selbst  verwendet.) 

1.  In  Form  von  direkten  Abgaben  T 

a)  die  Personal-  und  s  (in  eini- 
Wohnungssteuer      i     gen 

b)  die  Patentsteuer      )Kolonien) 

c)  die  Grundsteuer  für  Gebäude 
und  für  Bodenflächen,  die  mit 
Gegenständen  des  inneren  Ver- 
brauchs bebaut  sind. 

2.  In  Form  von  indirekten  Abgaben : 
a)  der  Ausgangszoll  für  Kolonial- 
erzeugnisse (als  stellvertretend 
für  die  Grundsteuer), 


EinbebuDflp»- 


Ges.  vom  4.  August  1844, 

Ord.  vom  17.  Jan.  1845, 

>    28.  Sept.  1847,  Dekr.  vom 

4.  Nov.  1848,  25.  August 

185^ 


Die  Steuer- 
einnehmer. 


^ 


V. 


> 


Senatsconsult 
1854. 


vom   3.   Mai 


Die  Steuer- 
einnehmer. 


Die  Zollein- 
nehmer. 
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Benennnng  der  Abgabe. 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


b)  dieEingangszöUe  mit  denSchiff-'' 
fahrts-,  Sftnitäts-  niid  Nieder- 
lagsgebühren ^ 

c)  das  Enregistrement  ^    . 
und  der  Stempel  mitf 

ihren  Nebenabgaben  i  u-  i     •     % 

d)  dieGetränkesteuern  ) 

e)daa  Postgefalle  (für  den  Ver- 
kehr innerhalb  der  einzelnen 
Kolonien). 


Einhebungs- 
Organe. 


Die  Zollein- 
nehmer. 


y 


Senatsoonault   vom  3.  Mai    Die  Landein- 


il 


1854. 


1 


nehmer. 

Die   Post- 
ämter. 


2.    Anhang  über  die  nicht  als  Abgaben  sich  darstel- 
lenden  Einkünfte   des   Staats^    der   Departements, 

Gemeinden  u.  s.  w. 


A.    Einkünfte  des  Staates. 

1.  Zufällige  Erträgnisse  aus  den 
Hoheitsrechten  des  Staates: 

a)  die  Rechte  auf  herrenlose  Gü- 
ter, erblose  Verlasaenschaften^ 
Alluvien  an  der  Seeküste^ 
neu  entstehende  Inseln  in 
schiffbaren  Flüssen, 

b)  die  Fischerei  in  schiffbaren 
Flüssen, 

c)  die  Rechte  auf  die  in  den 
Postbnreaux  zurückbleibenden 
nicht  reklamirten  Gelder  und 
Effekten, 

d)  Gebühr  d^  Thals  von  Andorra 
zur  Anerkennung  der  Ober- 
herrlichkeit Frankreichs, 

e)  Rente  von  Indien  (traktatmäs- 
sige  Zahlungen  der  englisch- 
ostindischen  Kompagnie  wegen 
der  französischen  Faktoreien 
in  Ostindien), 


Code  Napoleon  art.  539, 713,' 
733,  734,  768. 


Ges.  vom  15.  April  1839. 

Ges.    vom    31.   Jan.    1833, 
3.  Juni  1855. 


Alte  Staatsverträge,  Dekr.' 
vom  37.  März  1806. 

Vertrag  vom  7.  März  1815. 


Die  Einneh- 
mer des  Eure- 
^gistrements  u. 
der  Domänen. 


Der  General- 
einnehmer des 
Dep.  Arri^. 
Der  Kolonial- 
schatzmeister 
v.  1a  R^nnion. 


1 


606 


Benennung  der  Abgabe. 


f)  Kri^soontributionenu.  Kriegs- 
beute (im  Budget  von  Algier 
regelmässig  aufgeführt). 
2.  Erträgnisse   der   Staatsforsten, 
Staatsdomänen     und    anderen 
nutzbaren   Eigenthums^   sowie 
der  Privatanstalten  des  Staates: 

a)  die  Holzschläge     \ 

f  derStaats- 

b)  die  Nebennutzun-  i     forste, 
gen  ) 

c)  der  Ertrag  der  ei-^ 
gentlichen  Domänen- f  ^  ..   , 

d)  der  Ertrag  der  for-i  ^ 
tifikatorischen  -         j 

e)  der  Erlös  fdr  verkaufte  Domä- 
nen und  Staatsforste, 

f)  die  Entschädigungen  für  usur- 
pirte  oder  nicht  gesetzlich 
erkaufte  oder  eingetauschte 
Staategütor, 

g)  Ertrag  der  dem  Staate  gehö- 
rigen Renten  und  Kanalaktien, 

h)  Ertrag  der  dem  Staate  gehö- 
rigen Gestatte,  Beschälanstal- 
ten,   Rind-    und   Schaf vieh- 
zttchtoreien,  Ackerbau-,  Thier- 
arznei-.  Werkschulen,  Qesund- 
heitsbäder, 
i)  Erlös  von  unbrauchbar  gewor- 
.  denen  Materialien  im  Bereiche 
der  verschiedenen  Hinisterien, 
k)  Brlös    aus    den   Karten    des 
Kriegs-  und  des  Marinemini- 
steriums, 
1)  Erträgnisse  der  AusmtLnzung, 
m)        f,        der  Staatsdruckerei, 
n)         „  der  Consignations- 

und  Depoeitenkassa, 


Datum  der  betrefPenden  Grund- 
gesetse  und  Vorschriften. 


EinhebungB- 
organe. 


Der  ScfaaU- 

u.  Zahlmeister 

der  Armee. 


Die  Qeneral- 
einnehmer. 


Qes.  vom  20. 
10.  Jnnil847.  - 
4.  März  1799, 
1820. 


1836, 
Oes.vom 
12.  März 


Die  Einneh- 
mer des  £n- 
«yregiatremente 
und   der  Do- 
mänen. 


Die   genann- 
ten  Institute 
selbst. 
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Benennung  der  Abgabe. 

Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 

Einhebungs- 
organe. 

0)  Erträgnisse  des  Amorüeations- 

Das  genannte 

fondes. 

Institut  selbst. 

3.    Ersätze  mancher  vom  Staate 

für  Einzelne  bestrittenen  Aus- 

lagen: 

a)  Ersätze    von    Anleihen,    die 

Die   Central- 

fremden  Regierungen  gemacht, 

kassa. 

oder  für  sie  im  Wege  der  Bürg- 

• 

schaft  bezahlt  wurden, 

b)  En&txß    der    Rechnungsleger 

> 

und  anderer  Personen,  inso- 

weit sie  nicht  einem  bestimm- 

ten Abgabenzweige  zu  Qute 

geschrieben  werden, 

c)  Ersätze    von    Anleihen.,    die 

Handels-  und  Gewerbsleuten, 

1 

A  rbeitervereinen ,   Eisenbahn- 

gesellschaften gemacht  wurden, 

d)  Hereingebrachte    im    Rechts- 

wege   anhängige    Aktivforde- 

• 

rungen  des  Staates, 

» 

e)  Beiträge  von  €remeinden  und 

Ges.  vom   16.  Sept.  1807, 

Privaten  zu  gewissen  öifent- 

Ord.  vom  3.  Okt.  1821. 

lichen  Arbeiten,  bei  denen  ilir 

In  der  Regel 

Privatinteresse      mitbetheiligt 

>.  die    General- 

erscheint. 

einnehmer. 

f)  Beiträge  von  Paris  und   den 

Gemeinden  seines  Weichbildes 

1 

und  von  den  Gemeinden  Lyons 

und  seiner  Umgebung  zu  den 

1 

Kosten  des  Polizeidienstes,  so- 

1 
1 

wie  Beiträge  von  Pftris  zu  den 

• 

Kosten  der  Polizeiwache, 

• 

g)  Geschenke,  Legate,  Beiträge 

und  Handstipendien  von  Kör- 

perschaften und  Privaten  für 

die  öffentlichen  Lehranstalten 

und  deren  Zöglinge, 

h)  Pensionen  für  Zöglinge  in  Mi- 

litärschulen, 

j 
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BeneDDung  der  Abgabe. 


i)  Vergütonsr  der  Koeten  der  Stell- 
vertreter von  Seite  der  durch 
letztere  vom  Milit&rdienste  Be- 
freiten , 

k)  ein  Theil  des  Arbeitsverdien- 
stes der  Gefangenen  als  Bei- 
trag- zu  den  für  ihren  Unter- 
halt bestrittenen  Kosten, 

1)  Gehaltsabzüge  der  Beamten 
und  Antheile  an  Strafgeldern 
u.  dgl.  für  die  Ruhegenüsse 
der  Beamten  und  deren  An- 
gehörigen , 

m)  Abzüge  der  Oificiere  und  der 
Pariser  Sappeurs-Fompiers  für 
das  Invalidenhaus, 

n)  Subventionen  der  Regimenter 
für  ihre  Zöglinge  in  der  Ca- 
valerieschule  zu  Saumnr  und 
der  Kriegsnuuryie  für  ihre  Zög- 
linge in  der  Marineschule  zu 
Brest, 

o)  Zufällige  Einnahmen. 

4.  Anleihen: 

a)  als  dotirte  Schuld 

aa)  auf  bleibende  Renten, 
bb)  auf  Lebensrenten, 
cc)  gegen    zugesicherte    Rück- 
zahlung^ 

b)  als  schwebende  Schuld 

aa)  bei  der  Consignations  -  und 

Depositenkassa, 
bb)  bei  den  Eautionserlegem, 
cc)  bei  der  französischen  Bank, 
dd)  bei  den  Correspondenten  des 

Staatsschatzes, 
^  gegen    Schatzscheine     von 

4 — 12monatlicher  Dauer. 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze vnd  Vorscbriflen. 


Einhebunip- 
Organe. 


Ges.  votti  26.  April  1855,^ 
Dekr.  vom  9.  Jan.  18&6. 


Ges.  vom  9.  Juni  1853. 


Ges.  vom  21.  April  1832. 


In  Ö£T  Regel 
^die  General- 
dnnehnaer. 


Die 

bei  denen  die 

betreffenden 

Auszahlungen 

erfolgen. 


In  der  Regel 
^  die  General- 
einnehmer. 


J 


In  der  Regel 

.  die  Central- 

kassa. 
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Benennuog  der  Abgabe. 


B.    Einkünfte  der  Departe- 
ments,   Gemeinden,   öffent- 
licher Anstalten   und  Kör- 
perschaften. 

a)  Ertrag  ihres  nntzbaren  Eigen- 
thnms. 

b)  Ertrag  ans  dem  Betriebe  öffent- 
licher Anstalten,  z.  B.  Spitäler, 
Gesundheitsbäder,  öifentlicher 
Badeanstalten,  ZüchteMen. 

c)  Erlös  aus  dem  Verkaufe  un- 
brauchbar gewordener  Mate- 
rialien, ausgehauener  Bäume 
an  Departementalstrassen. 

d)  Erlös ausDepartementalkarten. 

e)  Beiträge  von  Privaten  und 
Gemeinden  zu  öffentlichen  Ar- 
beiten, an  denen  sie  mitbethei- 
ligt  ersdieinen. 

f)  Privatbeiträge  und  besondere 
Einnahmen  zu  den  vom  De- 
partement oder  der  Gemeinde 
unterhaltenen  Lehranstalten, 
Landwirthschafts  -  Gesellschaf- 
ten u.  dgl. 

g)  Schenkungen  und  Legate, 
h)  Anleihen. 


Datum  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


Einhebungs- 
organe. 


Für  die  Ein- 
nahmen der 
Departements 
in  der  Regel 
die  Genenil- 
einnehmer, 
(für  jene  der 
Gemeinden  die 
Lokal- oder  die 

besonderen 
Gemeindeein- 
nehmer. 


Hock,  FinanzverwaltUDg  Frankreichs. 


39 
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m.  ] 

ftir  die  ZttaammaigteBuDg  der  IM 


A.     Zum  Ertrag  gehörige  BumahmeD. 
a.  Für  das  Verwaltungsjahr  1855. 


8 

a 


S 


> 


Direkte  Steuern 

Taxe  anf  die  Guter  der  todten  Hand 

ErtrSgnisse  der  Forste.  —  Holxscbliure 

Ertrioiine  höherer  Unterrichtsanatalten,  Gebühren  in  den  Fakultiten 

Besoldungsabzüge  für  die  Civilpensionen 

r  BereiVrerfcsabgaben 

AuaaerordenUiche  Ertragnisse  der  Bergwerke 

Gebühren  für  die  Recimentirung  der  Nasse  und  Gewichte       .... 
Ausserordenaiche  ErtrSgnisse  für  die  Dolining  der  Elementar- NonnatoebuleD 

Erträgnisse,  be-     (  Beihilfen •       • 

stimmt  für  den  Ele-  {  Rückzahlung  der  Stipendien  für  die  ehmaligen  Eieren 
mentar-Unterricht.  i  Verschiedene  eventoeUe  ErtrlgDisse      .... 


Privilegiumstaxen 


S  Marineschule  in  Brest  (Flnist^re)    . 
Kais.  MiliUb-PrytaneuDi  in  F16cbe  (Sarthe) 
Polytechnische  Schule  (Seine}         .       . 


Besondere 
Einnahmen. 


Jahresbeitrtee  der 
ir  der  Militai 

und  Seeschulen.     (  Schule  rö  Saint- CYriÖeine  und  Oise) 

Erträgnisse    der     (  Jahresbeiträge  der  Schüler 

Wenschulen.        (  Betrag  der  ersten  Ausstattung  (des  trooneaux)  .... 
Ertriignisse  dec  Bezirks -Ackerbauschulen  (Jahresbeitrige  der  Schüler;  .       .       .       . 

.     ^  ( Jahresbeiträge  der  Schüler '      .       . 

Ertiügnisse   der     J  Betrag  der  ersten  Auastettong 

Thieranneiscbttlen.  )  Diplomsgebühren 

(  Beitiige  für  Thiere 

Einnahmen  aus  den  Arbeiten  der  Sträflinge  in  den  Centralgefangen-  und  Ck>rrektioiis- 

häuscm 

Nebeneinnahmenrder  Gentralgefan^n- und  ZachtbäoMr 

Einnahmen  aus  den  Arbeiten  der  Sträflinge  in  den  Millirstrafliäusem  .... 

Beiträge  zu  den  Ueberwachungskosten  der  Eisenbahnen : 

Beiträge  zu  den  Ueberwachungskosten  verschiedener  \  Elektrische  Telegraphen  . 
Gesellschaften  und  Etabiissemento.  f  Andere  Etablissements  . ' 

Beiträge  zu  öffentlichen  Arbeiten 

Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  von  Karten  und  Plänen  des  Kriegs-  und  des  Marine- 

ministeriums 

Gebuhren  für  die  telenraphische  PriTatkorrespondenz 

Beitril^e  des  Lyoner  Gemeindenvereins  (zu  den  Polizeiverwaltungskosten)    . 
Zahlungen  für  die  Kosten  des  Dienstes  >  »-«•♦*«»  4«*  nsAn.»««  n»<i  a^  a^^k.»»^ 

I  Ertragnis^  aus  dem  Verkaufe  von  Staatowaldungm  J  JJ  hJ|||j5«en     •       •       • 
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taitilare 

Rechnungen  der  Gteneral- Einnehmer. 


(Zu  Seite  126.) 


Anigftben. 
A.     Zum  Ertrage  gehörige  Ausgaben. 

a.  Für  das  Verwaltangsjahr  1855. 

OeflTentliche  Schuld -Interessen  der  schwebenden  Schuld  (Interessen  im  Gonte  courant  und  t/s  P-  ^o 

ouf  die  den  Gemeinden  zugewiesenen  Interessen) 

^Kosten  des  Dienstes  und  der  Geldbewegung  (Provisionen,  Kosten  fQr  die  Yersen- 


Finanzen 

^'''ifiÄ"®'l  Kmolumente  der 
Dienst).  Einnehmer. 

flinhebungs- 
kosten  der  direk- 
ten Steuern  für 
Hechnung      des 
Staatsschatzes. 

Einhebungs- 


dungy  Emballirung  etc.) 

Pixer  Gehalt 


Provisionen  für  die  Einhebung  der  direkten  Steuern  .       .       .       . 

Provisionen  für  die  Centralisirung  der  Ertrfignisse  der  direkten  Steuern 
»  »    >  >  »  >       der  indirekten  Steuern 

»  >    »  Forst-  und  andern  ErtrSgnisse      .       .       .       . 

Kosten  für  die  VerCheilung  der  ersten  ZahlungsaufTorderungen  an 

die  Steuerpflichtigen 

'  Provisionen  der  Lokaleinnehmer 


Kosten    der 
Verwaltung  < 
U.Einhebung 
der  Steuern. 


/  Kosten  der  Vertheilung  der  ersten  ZahlungsaufTorderungen  an  die 

kosten  der  Berg-)     Steuerpflichtigen 

werksabf^aben.  (  Provisionen  der  Lokaleiflnebmer 

Recimentirung  der  Masse  und  Gewichte,  Provisionen  der  Lokaleinnehmer   . 

Güter  der  todtenC^^'^"  ^^.  Vertheilung  der  ersten  ZahlungsaufTorderungen  an  die 

n^nA  j    Steuerpflichtigen •       • 

(Provisionen  der  Lokaleinnehmer 

fvntoinatä  hol  At^rC  NachlSsse  Und  Ermässigungen  auf  Rechnung  des  Fonds  dec  Prifekte 


Personal-    und 


ministers 


^^„„^(^'^"iEreSnzung  auf  Rechnung  des  Fonds  für  Entginge  an  der  Thür-  und 


Rückzahlun- 
gen, Ers&tze,) 
Entg&nge    'S 
etc. 


Steuernachlässe  i 
bei  der  Thür- u. 
Fenstersteuer. 
Steuernachlässe  I 
u.  Kosten  für  die^ 
Verfassung    der< 


renstersteuer 

Entgange  auf  Rechnung  des  Fonds  der  Präfakte  . 
Entg&nge  auf  Rechnung  des  Fonds  des  Finanzministers 


Aus-  und 
Rückzahlun- 
gen, Ent- 
gange u.  dgl. 


Verausgabung 
der  Gomunalzu- > 
schlSge  zu  den  di- 
rekten Steuern. 


Steuomachl&Bse  und  Kosten  der  Patente  auf  Rechnung  des  Fonds 

von  6  Cent 

Patente,  bei  deri  SteuemachlSsse  auf  Rechnung  des  Steuerhauptatockes 

Patentsteuer,   v 
^^SteuernacbliBse  aus  Anlass  des  Verlustes  des  steuerbaren  Objektes      .... 
f  Verausgabung  der  Gommunalzuschllge  fOr  die  gewöhnlichen  Ge- 

meindeauslagen  und  die  Expertenkosten 

Verausgabung  der  CommunalzuschlSge  für  die  Auslagen  des  Elemen- 
tarunterrichtes         

Verausgabung  der  GommunalzuschUiige  für  die  Auslagen  zu  den  Vici- 

nalstrassen 

Verausgabung  derCommunalzuschlSge  für  die  ausserordentlichen  Aus- 
lagen, für  die  Kosten  der  Börsen-  und  Handelskammern  und  für 
die  Entgünse  und  die  Kosten  der  Anfertigung  der  Steuerrollen  für 

diese  Abgaoen 

Verausgabuiur  der  Communalzuschlfige  für  die  Kosten  der  Verfertigung 

der  Steuerltsten  für  die  CommunnlabMben 

Verausgabung  derCommunalzuschlSge  für  die  Kosten  der  Einhebung 
der  Comunalabgaben  und  der  Reitrilige  für  Börsen-  und  Handels- 
kammern   

Verausgabung  der  ErtrSgnisso  der  8  Gentimes,  welche  vom  Haupt- 
^   stocke  der  Patentsteuer  auf  die  Gemeinden  entfallen 
Abschreibungen  bei  der  Grund-  und  der  Personal-  und  Wohnunipwteuer,  welche 

später  neu  umzulegen  kommen 

Güter  der  todten  Hand.  —  Entginge 

Bergwerksabgaben.  —  Entgange 

Recimentirung  der  Masse  und  Gewichte.  —  Entginge 

f  auf  Rechnung  der  Jahrcsbeitriite  der  Schüler  der  Militär-  und  See- 
Abschreibungen  i  schulen 

nnd  ^»11.  p  n  tti>ft    Werkschulen 

Reduktionen,    i  »         >•  »  i»         »         «   Ackerbaubeiirks- 

K  schulen 
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B. 


Einnahmeii. 

b.     Für  das   Verwaltungsjahr  1856. 
i Folgen  dieselben  Posten  wie  im  Jahre  1866.) 

Nicht  zum  Ertrage  gehörige  Emnahmen. 
«.    Specielle  Dienstzveige. 


Einnahmen  an  Baarkautionen 

Eventuelle  Einnahmen,  bestimmt  für  den  Dienst  der  Departements  |  Verwaltongsjahr  1g5   . 


b.     Kassa  -  Operationen. 
(Durchlaufende  Betrage.) 


w^kfnjn  \^!1a  S  Anweisungen  auf  den  Centralzahlmeister  des  Schatzes 
Anwinsungen.    C 


Korresponden- 
ten des 
Schatzes. 


Verschiedene  öf- 
fentliche Dienst 
zweige. 


»    andere  Generaleinnehmer  für  Rechnung  des  Schatzes  . 

rGcmeinden  und  (  Fruchtbringende  Anlagen  durch  die  Gemeinden  and  öffenüichen 

öffentl. Anstalten  (       Anstlten 

r  Depositen-  und  Gonsignationskassa 

Ehrenlegion 

Gewinn  und  Verlust  aus  den  Interimsgebahrungen  der  Ein- 

nahmsämter . 

^  Beitragsquoten  für  Rechnung  von  Gemeinden  und  Priyaten 
Empf&nge  auf  Rechnung  des  Schatzmeisters  derüsrine-InTalideo 
Empfange  für  den  Dienst  derjenigen  Golonien,  die  nicht  unter 
das  Gesetz  vom  26.  Juni  iSÜ  fallen        ..... 

Depositen  der  Truppenkörper 

Privatetablissements  —  auf  Rechnung  unverzinslich  erlegter  Fonds  .... 

Verschiedene.    ( 
AufRechnunsder  1  Gehaltsabzüse  der  Generaleinnehmer  wegen  Urlaube  . 
hinauszuzahlen-  i  Pensionsfond  der  Universitatsbeamten 


Vorschusse  für 
verschiedene 
Dienstzweige 


den  Fonds. 
Fonds  für  verschiedene  Regierungen  (nach  dem  Reglement  über  die  Taxen  für  die 

telegraphische  Privatkorrespondenz) 

Korrespondenten  der  Generaleinnehmer  * 

Besondere  Fonds  der  Generaleinnehmer 

auf  hereinzubringende  Steuerresto  aus  dem  l  Verwaltungsjahr  1864 

auf  Gerichtskosten  für  Steucrcintreibu 

ei 

^Einzahlungen  der  Einnehmer  des  Enregistrcments 


jngen   . 
auf  Stempel  für  die  Patente  bei  der  Patentsteuer 
auf  Jagdllcenzen 


Fonds- 
bewegungen. 


» 

V 

p 

» 


i>  Zoll-  und  Salzeinnehmer  . 

»  Einnehmer  für  die  indirekten  Steuern 

9  Postdirektoren 

»  Münzfimter 


\ 


Zusendungen  (remises)  des  Centralzahlmeisters  des  Schatzes    . 

der  Generaleinnehmer      .... 

der  Zahlmeister  des  örTentlichcn  Schatzes 

der  Schatzmeister  in  Algerien 
»  »  in  den  Golonien 

an  Kupfergeld  (zum  Umwechseini  . 
Rückzahlungen  des  venechnenden  Beamten  der  Marine- Wechsel 


» 
» 


n 

A 
V 

» 


Saldo  in  Baarem  und  in  Werthpapieren 
Abzuziehen :  die  A^mliruogen  der  Einnahmen  in  den  früheren  Monaten  > 


Bleibt  Hauptsumme 


I— 


•  Die  nShere  Entwicklung  auf  Seite  61*. 

'  vv  erden  m  einem  eigenen  Ausweise  (Seite  616)  naher  specifizirt. 
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Zahlungen  für 
Wechsel  und 
Anweisungen. 


r 


Korresponden- 
ten des 
Schatzes. 


brschüsse  für 

fc'rrschiedene 

Dienstzweige 


Ausgaben. 

b.     Für  das  Verwaltungsjahr  1856, 

(Folgen. dieselben  Posten  wie  im  Jahre  1855.) 

B.     laicht  zum   Ertrage  gehörige   Ausgaben. 

Kassa  -  Operationen. 

(Durchlaufende  Betrage.) 

Zahlung  der  Anweisungen  des  Centrolzahlmeisters  des  Schatzes       .       .       .       . 
>         »  >  anderer  Generaleinnehmer  auf  Rechnung  des  Schatzes  . 

Zurucicsendung  %'on  Anweisungen  auf  den  Centralzahlmeister  des  Schatzes 

»  9  s  auf  die  Generaleinnehmer 

Zahlung  der  Anweisungen  der  Zahlmeister  in  Algerien 

B         »  B  V  B  der  Armee  im  Auslande 

rGemeinden  und  (  Rückzahlungen  der  durch  die  Gemeinden  und  dfifentlichen  An- 

dffentl.  Anstalten  (        stalten  fruchtbringend  angelegten  Fonde 

Depositen-  und  Consignationskassa 

nbrenlegion /. 

Gewinn  und  Verlust  aus  den  Interims -Gebahrungen  der  Ein- 

nahmsamter 

fenfliche  Dienst-^   Beitragsquoten  für  Rechnung  von  Gemeinden  und  Privaten 
zweige.        ]   Zahlungen  für  Rechnung  des  Schatzmeisters  der  Marine-InvaHden 

»         B  Jene  Golonien,  die  nicht  unter  das  Gesetz  vom 

25.  Juni  1841  fallen 

Rückzahlungen  der  Depositen  verschiedener  Truppenkörper 
Rückzahlungen  von  durch  verschiedene  Privatanstalten  unverzinslich  erlegten  Fonds 
Verschiedene.    / 

hhiruKUMhfOT^^^     Rückzahlung  von  Vorschüssen  früherer  Generaleinnehmer  . 
den  Fonds.      ( 

Fonds  für  fremde  Regierungen  (Reglement  über  die  Taxen  für  die  telegraphische 
Privatkorrespondenz) 

Korrespondenten  der  Generaleinnehmer  i 

ilesonaere  Fonds  der  Generaleinnehmer 

(  für  Steuerreste  aus  dem  Verwaltungsjahre  1855 

1  für  die  Kosten  der  Steuereintreibungen 

}  für  Stempel  der  Patente  der  Patentsteuer 

( für  Jagdlicenzen 


Verschiedene  Öf- 


Fonds« 
:)cwegungen. 


Zahlungen  an  die  Zahlmeister  des  Staat^chatzes 

»         von  Subventionen  an  die  Einnehmer  de«  Enreglstrements 

«  »  »  n     B    Zolleinnehmer 

V  Y>  »  »     i>    Einnehmer  der  indirekten  Steuern  . 

»  ••  »'  w     »    Postdirektoren 

B  B  »  »  i>  Direktoren  der  Münzamter  .  .  .  . 
Sendungen  an  den  Centralzahlmeister  des  Schatzes 

B  w   die  Generaleinnehmer 

n  »     «    Schatzmeister  in  Algerien 

w  V     n  B  in  den  Colonien  .' 

»  von  einzuschmelzendem  Kupfeigeld 

Rückstellung  unberichtigter  Obligationen  an  die  Einnehmer  der  indirekten  Steuern 
B  unbezahlter  Wechsel  an  die  Zolleinnehmer 

Saldo  in  Baarem  und  in  Werthpapieren 

zuziehen:  die  Annuliruiigen  der  Zahlungen  in  den  früheren  Monaten > 


S 


c 


BMbt  Hauptaumott 
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Suballegate. 

1.    Detaillirtes  Verzeichniss 

der  Eümahmen  und  Au^aben  fiir  Rechnung  der  Korzespondenten  der 

G^neraleinnehmer. 


Bezeichnung  der  Korrespondenten. 


ArrondiBsements- Einnehmer 

Der  Einnehmer  von  Bastia^  für  Rechnung  der  Reservekaaaa  .    . 

Arrondisaementa- Einnehmer,  für  Rechnung  der  doi  Percepteurs 

gegebenen  Dotationen 


Perceptenrs,  für  Rechnung  der  kompenairten  Steuern  .     .    .     . 

„  n  »  n    einzukaasirenden  Wechsel     .     . 

„  n  n  „    Gebtth- >  (Verwaltungsjahr  1855) 

ren  für  Pässe  ins  Ausland  i  (Yerwaltungsjahr  1856) 

Verrechnende  Agenten  der  Fakultäten 

Percepteurs  für  Rechnung  von  Fondssendungen  für  den  Dienst 
des  Staatsschatzes 


Percepteurs  und  andere  Agenten  an  )  Verw.-J )   ^erer^ 

Abgabenresten  für  das  (      „      «  ....  l^eSmw"" 


! 


Arrondissements- Einnehmer  an  Steuer-  >  Verwaltung^ahr  . . . . 

resten  für  das  >  „  

Frühere  txeneraleimiehmer  an   Steuer-  )  Verwaltung^ahr  . . . . 

resten  für  das  S  «  


Frühere  Generaleinnehmer  für  Vergütungen  -und  Kosten  .     . 


an  zwangsweise  eingeho- 
Verschiedene  verrechnende  Beamte    f     benen  Steuerbeträgen 
in  den  Departements      ^  für  Zahlungsaufträge  der 

Gteneraleinnehmer 
Fürtrag 


Einnah- 
men. 


Aus- 
gaben. 
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Bezeichnung  der  Korrespondenten. 

• 

Einnah- 
men. 

Aus- 
gaben. 

Uebertrag 

Verschiedene  Korrespondenten  —  für  Zahlungsanweisungen  .    . 

Verschiedene  verrechnende  Beamte  der  >   für  Lieferungen  der 
Departements                       (        Staatsdruckerei 

/ 

Zahlmeister  der  Departements  für  zu  verificirende  Quittungen 

Versdiiedene;  für  Ankauf  von  Renten  auf  den  Staat  .... 

■ 

»             jj    verKaui    j^         ^         n      n       »»•••• 

Offiziere  und  MiUtärbeamte  an  Gehaltsabzügen  auf  Rechnung 

der  direkten  Steuein 

' 

Verschiedene;  etc.  fUr  Ueberschüsse  an  )  Verwaltungsjahr 

Steuerzahlungen  für  das     )              „                .... 

Verschiedene;  für  auszuwechselnde  Patente 

Qeneralschatzmeister  der  Hanne  •  Invaliden  für  zu  %'erificirende 

Zahlungen 

firsteher  der  gewöhnlichen  Holzschläge  in  den  Gemeindefortten  — 

an  hinterlegten  Obligationen 

'  Gemeindeeinnehmer  an  hinterlegten  Obligationen  für  gewöhn- 

liche Holzschläge . 

Ersteher  der  ausserordentlichen  Holzschläge  in  dell  G^meinde- 

forsten;  an  Obligationen . 

Gemeinden  und  öffentliche  Etablissements;  an  Erträgnissen  der 

ausserordentlichen  Holzschläge 

Einnehmer   der  Hospize  und  )  Kautionsinteressen 

Wohlthätigkeitsanstalten;  an)  Einzahlungen  für  Findelkinder 

Einnehmer  der  Wohlthätigkeitsanstalten  für  eingehobene  Renten 

und  Schuldforderuniren 

Ministerium ;  etc.  für  Vadien  der  Offe-  >  im  Baaren      .... 
reuten  von  Lieferungen  und  Arbeiten  )  in  öffentlichen  Papieren 

Offerenten  von  Lieferungen  und  Arbeiten,  Vadien  in  öffentlichen 

Papieren 

Einzahlungen    für    Rechnung    von   Einlagen    in    die   Alterver- 

sorgnngskassa   ,    .     .     . 

Totalsumme 

i 

i 

1 

1 

! 
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2.    Verzeichniss 
der  Abcebieibiiiigeii  an  ESimahmen  und  Ausgaben  frflh^er  MoBate. 


Natur  der  Einnahmen  und  Ausgaben. 

AbtchreibuDgen 

von 

Einnahmen. 

Abschreibungeo 

von 

Ausgaben. 

Zusammen 

■ 

3.    Ausweiss 
des  KannantandiPS  im  Baaren  und  in  Werthpapieren  am  Iten 


Clm  Baaren 
Reservekaasen 


1 


4{ 


I 


Goraica 

Brest 

Effekten  auf  Paris 

„  „     verschiedeiie  Plätse 

Unbezahlte  verfallene  Wapi^  (en  souffranoe) 

Zoll-  und  Salzweehsel 

Wechsel  der  Ersteher  der  HoJzsehläge 

it  n  Jt  n  1)  unbezahlt  verfallene 

Obligationen,  ausgestellt  von  den  Käufern  der  Staatsforste    . 

Wechsel    über    Holz- 
schläge, Übergeben  von  dem  Kassier  des  Schatzes 
Salz- und  Zoll  Wechsel, .        ^  d      »         n         n        n 

Obligationen  der  Steuerpflichtigen  bei  den  indirekten  Steuern 

Effekten  auf  verschiedene  Plätze 

Verzeichniss  der  Rentenankäufe 


V. 


Totale 


Wurde  mit  den  von  den  Generaleinnehmem  voigelegten  Rechnungen 

tibereinstimmend  geftoden. 

Paris,  den 

Der  Chef  der  Buchhaltung  der 

Gesehen.  Qeneraleinnehmer. 

Der  Direktor  der  Finanzbnchhaltung. 
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IV. 

(Zu  Seite  155.) 

Tabellaxische  üebendeht 

des   Systems   der   PateDtsteuei*. 

Die  Patentsteuer  besteht  iheils  in  einer  fixen,  theils  in  einer  nach 
dem  Miethzinse  der  Gewerbsräome  sich  richtenden  proportionalen 
Gebühr. 

I.    Die  fixe  Gebühr. 

Befreit  von  der  fixen  Gebühr  sind  nach  der  Tabelle  D.  des  Gesetze» 
vom  25.  April  1844  und  der  Tabelle  G.  des  Gesetzes*  vom  18.  Hai  1850 
bloss  die  sogenannten  liberalen  Beschäftigungen :  Sachwalter,  Notare,  Ge- 
lehrte (auch  Aerzte),  Künstler,  Greffiers  uild  H«lssiert>,  Inhaber  v^n  "Er- 
ziehungshäusem. 

Die  Höhe  der  fixen  Gebühr  hängt  bei  allen  Gewerben  von  der  Be- 
deutung derselben  nnd  ausserdem  bei  den  meisten  von  der  Bevölkerung 
der  Gemeinde  ab,  in  we]c]|^  das  Gewerbe  betrieben  wird. 

A.    Für  Gewerbe,  bei  deren  Belegung  die  Bevölkerung  des 

Standortes  berücksichtigt  wird. 

a)  Die  meisten  der  (bewerbe  bei  denen  in  der  Bemessung  der  fixen 
Gebühr  auf  die  Bevölkerung  des  Standortes  Rücksicht  genommen  wird, 
zerfallen  je  nach  ihrer  Bedeutung  in  8  grosse  Klassen  und  gleichmässig 
zerfallen  die  Gemeinden  je  nach  ihrer  Bevölkerung  in  8  Abstufungen,  so 
dass  dergestalt  64  Steuersätze  entstehen,  wie  nachfolgende  Tabelle  A.  zeigt: 


In  Gemeinden  von 

Klasse. 

100,000 

Seelen 

und 

darüber. 

50,000 

bis 
100,000. 

30,000 

bis 
50,000. 

20,000 

bis 
30,000. 

10,000 

bis 
20,000. 

5000 

bis 

10,000. 

2000 

bis 

5000. 

2000 
Seelen 
und  dar- 
unter. 

Ite. 
2te.    . 
3te. 
4te  .    . 
5te.    . 
6te  .     . 
7te.     . 
8te  .     . 

Fr. 

300 

150 

100 

75 

50 

40 

20 

12 

Fr. 
240 

120 
80 
60 
40 
32 
16 
10 

Fr. 
180 
90 
60 
45 
30 
24 
12 
8 

.    Fr. 

120 

60 

40 

30 

20 

16 

8 

6 

Fr. 
80 
45 
30 
25 
15 
10 
8 
5 

Fr. 

60 

40 

25 

20 

12 

8 

5 

4 

Fr. 

45 

30 

22 

18 

9 

6 

4 

3 

Fr. 
35 
25 
18 
12 

7 

4 

3 

2 

. ....  _  _, — 
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Es  werden  nach  diesem  Tarife  gewöhnliche  Handels-  and  Industrie- 
gewerbe bebandelt,  deren  Greschäftsumfang  mehr  oder  weniger  von  dem 
Lokalbedarf  abhängt  und  die  sich  nicht  der  Hülfe  von  Dampf-  oder  Was- 
serkraft oder  sonstiger  grösserer  mechanischer  Motoren  bedienen.  Bei  der 
Einreihung  der  Gewerbe  in  die  eine  oder  andere  Steuerklasse  ist  der  Ge- 
setigeber  davon  ausgegangen,  ob  zu  denselben  ein  grösseres  oder  ge- 
ringeres Betriebskapital  nothwendig  ist.  Es  sind  darum  Arbeiter  in  edlen 
Metallen  in  eine  höhere  Klasse  gereiht  als  Arbeiter  in  unedlen  Metallen, 
Goionialwaarenhändler  in  eine  höhere  als  Händler  mit  Gegenständen  des 
täglichen  Lebensbedarfes.  Innerhalb  desselben  Gewerbes  wird  oft  unter- 
schieden, ob  der  Handel  im  Grossen,  halb  im  Grossen,  im  Kleinen  be- 
trieben, ob  das  Industriegewerbe  in  einer  öffentlichen  Verkaufsstätte  oder 
bloss  im  Hause,  mit  Hilfsarbeitern  oder  allein,  für  eigene  Rechnung  oder 
bloss  auf  Bestellung  ausgeübt  wird.  Für  den  Stenerbeamten  und  die 
Steuerpflichtigen  sind  die,  den  Gesetzen  vom  25.  April  1844  und  18.  Mai 
1850  beigefügten  alphabetischen  Verzeichnisse  A.  und  D.  entscheidend. 

b)  Ausnahmsweisen,  wenn  auch  nach  der  Bevölkerung  abgestuften 
Tarifsätzen  unterliegen  nach  der  Tabelle  B.  des  Gesetzes  vom  25.  April 
1844  und  der  modificirenden  Tabelle  E.  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1850 
die  Wechsel-  und  Waarensensale,  Seeversicb^rer,  Banquiers  und  Geschäfts- 
untemehmer  (n^gociants) ,  Commissionshändler  und  Spediteure,  Unterneh- 
mer von  Frachtfuhrwerk,  von  Oel-  und  Gasbeleuchtungen  und  Was8er\'er- 
thellungen,  Brückenpächter,  Münzdirektoren,  die  Faktoren  in  den  Markt* 
hallen  und  die  Leichenbesorger  von  Paris. 

Es  haben  diese  Tarifsätze  das  miteinander  gemein,  dass  sie  für  die 
Gewerbe  in  Paris  eine  ausnahmsweise  hohe  Gebühr  festsetzen,  und  über- 
diess  nehmen  die  meisten  derselben  für  die  andern  (Gemeinden  nur  4  Ab- 
stufungen, Je  nach  der  Bevölkerung  über  50,000,  von  30,000—50,000,  von 
15,000—30,000  und  unter  15,000  Seelen  an,  und  alle  mit  Ausnahme  jener 
für  die  sieben  letztgenannten  Gewerbe  stellen  Orte  von  15,000—30,000 
Seelen,  welche  eine  zollamtliche  Niederlage  besitzen.  Orten  von  30,000 — 
50,000  Einwohnern  gleich. 

B.    Für  Gewerbe,  bei  deren  Belegung  die  Bevölkerung  des 
Standortes  nicht  berücksichtigt  wird. 

Bei  denjenigen  Gewerben,  wo  die  Bevölkerung  des  Standortes  nicht 
berücksichtigt  wird,  besteht  die  fixe  Gebühr  entweder  in  einem  unver- 
änderlichen nach  der  Beschaffenheit  der  Gewerbe  bemessenen  Betrage,  oder 
sie  ist  für  das  Gewerbe  nach  den  verschiedenen  Elementen  abgestuft,  durch 
welche  der  Umfang  des  Geschäftsbetriebes  bestimmt  wird.  Das  Gesetz 
vom  25.  April  1844  zählt-  diese  Gewerbe  in  der  Tabelle  C.  in  fünf  ge- 
sonderten Theilen  auf,  wobei  jetzt  die  durch  die  Tabelle  F.  des  Gesetzes  vom 
18.  Mai  1850  festgesetzten  Modifikationen  zu  berücksichtigen  sind.  Es 
mögen  hier  Beispiele  jeder  der  verschiedenen  Arten  der  Belegung  folgen: 


>  1 
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a)  Beispiele  der  Belegung  mit  einem  unveränderlicben  Betrage. 

Francs. 
Die  Bank  von  Frankreich  mit  Inbegriff  ihrer  Comptoirs  in  den 

Departements 10,000 

Waaren verkauf smagazine  mit  wenigstens  25  Commis 1000 

Unternehmungen  von  Bettlieferungen  oder  Militärtransporten  für  die 

ganze  Armee,  von  Tabaktransporten  für  alles  Staatsmateriale  .      1000 
Spiegelfiibriken,  Waffenfabriken  zur  Lieferung  der  Waffen  der  Armee        400 
Fabriken  v^eissen  und  farbigen  Glases  (Krystalls),  Unternehmun- j 
gen  für  Entwässerungen  und  Urbarmachungen,  von  Verbrecher- f  ^  ^^^ 

transporten 1 

Tontine-Unternehmungen ) 

Dampffrachtschiff- Unternehmungen,  Eisengiessereien  von  grossen 

Objekten,  Kesselschmieden  mit  Dampfkraft,  Kardenfabriken  .    .        200 
Unternehmungen  von  Dampfschleppechiffien ,  Mineralwässern,  6e- 

sundheitsbädem 150 

Eisengiessereien  von  kleinen  Objekten,  Austemlieferanten,  Inhaber 

von  Heilanstalten,  Fabrikanten  von  blanken  Waffen     ....        100 
Fabrikanten  von  Kafi^urrogaten,  Schiffszwieback,  Käse,  Wachs- 
tafft,  Papiertapeten,  ZündMtcfaen;  Branntweinbrenner,  Frtich- 
tenhändler  auf  Schiffen,  Restaurateure  auf  Dampfschiffen,  Un- 
ternehmer   öffentlicher    Arbeiten    oder    von    Austrocknungen, 

Brunnenbohrer 50 

Herumziehende  Schauspieiertmppen -50 

Erzeuger  von  Torfkohle,  Knochenkohle,  künstlichem  Dünger,  Theer, 
Pech,  Mastix,  Gementen,  Feuersteinen,  Unternehmer  von  Flös- 

eereien  und  der  Unterhaltung  von  Staatsstrassen 25 

Unternehmer  der  Unterhaltung  von  Bezirksstrassen  (chemins  vi- 
cinauz) 10 

b)  Beispiele  der  Belegung  mit  einer  innerhalb  eines  bestimmten  Minimums 

und  Maximums  verSnderlichen  Gebühr. 

1)  Nach  der  Zahl  der  Arbeiter. 

Leimsieder,  Unschlittschmelzer,  Aschenauslanger,  Wachsbleicher,  Wall- 
rathrafflneure,  Lichtzieher;  Bleichereien,  Färbereien,  Appretiranstalten, 
Ziegeleien,  Steinbrüche  und  andere  nicht  einer  Staatsconcession  bedtlrf- 
tigen  Mineralgruben,  Torfstiche;  Erzenger  von  Süssholzsaft,  Gelatine, 
Teigwerk,  Stärkemehl,  Buchdruc^erschwärze,  Bleistiften,  chemischen  Pro- 
dukten, Staniol,  Töpferwaaren ,  Zuckerformen;  Salz-  und  Znckerraffineure, 
Erzeuger  mit  Hülfe  der  Motoren  von  Stahl,  Nadeln,  Weissblech,  Sensen 
und  Sicheln^  Feilen  und  Schrauben ,  Sägen,  anderen  Eisenwaaren ,  Uhren- 
bestandtheilen ,  Maschinen,  QuinquaiUerien. 

Die  Belegung  erfolgt  meistens  derart,  dass  ein  Minimum  von  5  oder 
10  Arbeitern  mit  einem  Minimalbetrag  von  25  Fr.   belegt  ist,  für  jeden 


620 


Arbeiter  mehr  3  Fr.  «u  bezahlen  sind  und  die  Gebühr  ein  Maximum  von 
100  bis  300  Fr.  nicht  überschreiten  darf,  doch  finden  in  jeder  dieser  Be- 
ziehungen Aasnahmen  statt. 


1» 

n 


t)  Nach  anderen  Elementen.  p^ 

Schiffsrheder  zur  See,  nach  der  Tonnenzahl  der  ausge- 
rüsteten Schiffe — 

SchiflSsrheder  auf  schiffbaren  Flüssen  und  Kanälen,  nach 
der  Tonnenzahl  der  ausgerüsteten  Schiffe      ....       — 

Marl^tschiffe  mit  Töpferwaaren,  nach  der  Zahl  der  Schiffe       30 

Versicherungsgesellschaften  (nicht  wechselseitige),  nach 
der  Zahl  der  Departements,  über  welche  ihre  Geschäfte 
sich  erstrecken 300 

Unternehmer  von  Armeelieferungen,  nach  dem  mate- 
riellen und  geographischen  Umfang  ihrer  Lieferung 

Härktebesucher,  nach  dem  Umfang  der  Transportmittel 

Kalkbrennereien,  nach  der  Zahl  der  Oefen 

Gokesöfen,  „       „ 

Gipsbrennereioi,      „       ^ 

Thonpfeifenfabrikanten,  nach  der  Zahl  der  Oefen 

Steingutfabriken,  n       n       n       n        n 

Glasbläsereien  und  Glasmalereien,  nach  der  Zahl  der 
Oefen 

Brauereien,  nach  der  Zahl  und  dem  Rauminhalt  der  Kessel 

Seifenfabriken,  nach  der  Zahl  und  dem  Rauminhalt  der 
Kessel 

Pappendeckelfabriken,    nach  der  Zahl  der  Kufen     .     . 

Papierfabriken  alter  Art,    „       „       ^       „        „ 

„            mit  Maschinen,  nach  der  Zahl  der  Ma- 
schinen       150 

Eisenbahnuntemehmungen,  nach  der  Länge  der  Bahn  .      200 

Mallefahrtuntemehmungen,  nach  der  Länge  der  Stras- 
sencourse 25 

Nägel-  und  Nietenfabriken,  nach  der  Zahl  der  Stühle  .       50 

Grobechmiede,  nach  der  Zahl  der  Feuer 25 

Hammerwerke  und  Hochöfen,  nach  der  Zahl  der  Hoch- 
öfen, der  Art  des  Brennmaterials  und  der  Zahl  der 
Feuer 25 

Porzellanerde -Stampfen  nach  der  Zahl  der  Stampfen    .        15 

Sägewerke  nach  der  Zahl  der  Sägeblätter  und  dem  zu 
sägenden  Materiale — 

Walzwerke,  nach  der  Zahl  der  Walzenpaare  und  deren 
Länge 50 

Mühlen,  nach  der  Zahl  der  Walzen-  oder  Mühlsteinpaare        — 


Minimum.  Maximum. 


25 
15 
15 
15 
15 
25 
25 

50 
10 

20 
30 
15 


Fr. 

400 

300 
100 


1000 

1000 
200 
80 
300 
50 
150 
150 

300 
400 

400 
150 
100 

400 
1000 

1000 
400 
150 


500 
100 

150 

300 
300 


621 


Minimum.  Maximum. 
Fr.  Fr. 

Drahtzieliereien ,  nach  der  Zahl  der  Spindeln  ....       25  400 

Seidenfilanden,        «       n       n       n    Bassinen  ....        —  400 

Seidenfilatorien ,       „       „       „       „    Spindeln  ....       10  200 

Woll-  und  Seidenabfall -Kämmereien,  nach  der  Zahl  der 

Kämmmaachinen —  100 

Gamspinnereien ,  nach  der  Zahl  der  Spindeln      ...       10  400 

Possamentirstühle,    n      n       n       n    Spindeln      ...        10  400 

Gamz  wimereien ,      »      «>       n       n     Mühlen   ....         5  400 

Webewaarenfabriken,  nach  der  Zahl  der  WebBtühle,  mit 
Berücksichtigung  ob  sie  in  oder  ausser  der  Fabrik 
aufgestellt,  gewöhnliche  oder  mechanische  sind,  auf 
eigene  oder  fremde  Rechnung  betrieben  werden    .     .       10  400 

Papierdrucker,    nach   der   Zahl  der   Drncktische  oder 

Dnickerwalzen 40  300 

Zeugdrucker,    nach    der    Zahl    der   Drucktische   oder 

Druckerwalzen 50  400 

Walker,  nach  der  Zahl  der  Walkzellen  oder  Walk- 
maschinen          —  150 

Teppichscheerer,  nach  der  Zahl  der  Scheermaschinen    .         5  100 

Runkelrübenzuckerfabriken,  nach  der  Zahl  der  Elarungs- 

keasel  und  deren  Rauminhalt 40  400 

Gerbereien,  nach  dem  Rauminhalt  der  Gruben  und  Kufen       —  300 

Saitenfabriken,  nach  der  Zahl  der  Spindeln     ....        10  400 

Arbeitauntemehmungen  in  Gefängnissen,  öffentlichen  Ar- 
beitshäusern u.  dgl.^  nach  der  Zahl  der  Beschäftigten  25  150 
(Für  die  Verwendung  von  Sträflingen  wird  doppelt  so 
viel  gezahlt  als  für  die  Yerwendung  von  in  Arbeits- 
häusern untergebrachten.) 
liefeningsuntemehmungen  (or  solche  Häuser,  nach  der 
Zahl  der  Verpflegten 150  500 

3)  Ohne  Festsetzung  eines  bestimmten  Minimums  oder  Maximums. 

Schauspiel-  oder  Concerihäuser,  mit  dem  Viertheil  oder  Achttheil 
ihres  Bruttoertrages,  je  nachdem  sie  täglich  spielen  oder  nicht. 

n.    Die  proportionale  Gebühr. 

Die  proportionale  Gebuhr  besteht  in  der  Regel  in  Vso  ^^  Miethzinses 
für  alle  dem  Grewerbebetriebe  gewidmeten  Räume.  Von  dieser  Regel  be- 
stehen folgende  Ausnahmen:     \ 

1)  Vi»  ^^  Miethzinses  für  alle  Gewerberäume  bezahlen  die  von  der 
fiiten  Gebtthr  befireiten  liberalen  Beschäftigungen,  mit  Ausnahme  der 
Inhaber   von   Erziehungshäuseni,    die  Gewerbe    der   ersten  Klasse   der 
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Tabelle  A.,  die  Gewerbe  der  Tabelle  B.,  die  Gewerbe  des  ersten  Theiis 
der  Tabelle  C. 

Vii  des  Miethzinses,  jedoch  nur  für  die  Wohnung  des  Gtewerbtreiben- 
den ,  zahlen  die  Gewerbe  des  5.  Theiles  der  Tabelle  C. .,  dann  die  Inhaber 
von  Erziehungshäusem. 

2)  7»  dcB  Miethzinses  für  das  eigentliche  Gewerbsetablissement  (aber 
Vao  d^  Miethzinses  für  die  Wohnungsbestandtheile  and  die  vom  Etablis- 
sement getrennten  Magazine)  entrichten  die  Gewerbe  des  2.  Theiis  der 
Tabelle  C. 

3)  Vso  ^^  Miethzinses  entrichten  die  Holz-,  Holzkohlen-  und  Steiu- 
kohlenhändler  im  Grossen,  die  Weinhändler  im  Grossen,  die  Weinnieder- 
lagen, die  Oelhändler  im  Grossen. 

4)  V40  ^^  Miethzinses  entrichten  die  Gewerbe  der  7.  und  8.  Klasse 
der  Tabelle  A.  in  den  Gemeinden  über  20,000  Einwohner,  dann  die  Gas- 
erzeuger, die  Buchdrucker  mit  mechanischen  Pressen,  die  Wohnungsver- 
miether,  die  Inhaber  von  Gebär-,  Kranken-,  orthopädischen-,.  Pen- 
sionsanstalten, Unternehmer  von  Frachtfuhrwerken,   Öffentlichen  Bädern, 

__  • 

Ballspielhäusem,  Schwimm-,  Reitschulen,  öffentlichen  Gärten,  Karren- 
ausleihanstalten, die  Niederlagsinhaber. 

V40  des  Miethzinses  flir  das  eigentliche  Gewerbsetablissement  (aber 
V30  d^  Miethzinses  für  die  Wohnungsbestandtheile  und  die  vom  Etablis- 
sement getrennten  Magazine)  entrichten  die  Gewerbe  des  3.  Theiis  der 
Tabelle  C. 

^)  Vso  d^  Miethzinses  für  das  eigentliche  Gewerbsetablissement  (aber 
Vao  ^^  Miethzinses  für  die  Wohnungsbestandtheile  und  die  vom  Etablis- 
sement getrennten  Räume)  entrichten  die  Gewerbe  des  4.  Theiis  der 
TabeUe  C. 

6)  Von  der  Proporiionalgebühr  für  das  Gewerbsetablissement  sind 
befreit  (aber  V20  ^^  Miethzinses  der  Wohnungen  entrichten):  die  Gon- 
cessionärs  und  Pächter  von  Oktrois,  Brücken-  und  Ueberführgebühren, 
den  Gebühren  in  öffentlichen  Niederlsgen,  Märkten,  HsUen,  den  Aidiungs-, 
Mess-  und  Waggebtihren,  die  Lieferanten  von  Verbrauchsgegenständen  für 
Gercles  und  Gesellschaften ,  die  Pächter  öffentlicher  Brunnen  und  Schlacht- 
häuser, die  Münzdirektoren,  die  Inhaber  optischer  Schaustücke. 

7)  Von  der  Proportionalgebühr  gänzlich  befreit  sind  die  Gewerbe- 
treibenden der  7.  und  8.  Klasse  der  Tabelle  A.  in  den  Gemeinden  von 
nicht  mehr  als  20,000  Einwohnern. 
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VI. 

(Zu  S.  508.) 

üebendcht 

des  Ertrags  der  Enregistrementsgebühren ,  geordnet  nach  den  ver- 
gebührten Rechtsakten.  * 

CFür  1854.) 

^  .  ... Werthe  (nach  de-    Gebührehertrng 

Gebühren-  j-    Vi  l-w         §  *.      ^      »^S 

.>...^...      "©*»  ^^^  Gebuhren    (ohne  den  10% 

bemessen  wurden).       Zuschlag). 

Procent.  (In  Tausenden  von  Francs.) 

L    PropoTtioiftil|f#btthr6ii. 

A.    Uebertragung  von  £i- 
genthum. 

1.  Uebertragongen  von  beweg- 
lichen Gütern  unter  onerosem 
.   Titd. 

a)  Verkäufe 2  278,8ia3  5,676.3 

b)  Oeffentliche  Versteigerungen    V,  u.  2  20,991,3  134.9 

c)  Cessionen  und  Delegationen 

von  Renten  und  Pensionen .    2  20,028.2  400.5 

d)  Cessionen  und  Delegationen 

von  Schuldverschreibungen .     V,  240,886.4  1,204.4 

e)  Andere  Rechtsakte     .    .    .     V,  u.  2  13,538.9  157.9 

f)  üebertragungen  von  Dienst- 
stellen   verschieden  —  1,316.7 

g)  Rechtsakte,  die  ausnahms- 
weise einer  fixen  Gebühr  von 

2  Fr.  unterliegen   ....  —  5.4 

(2,703  an  der  Zahl.) 


Zusammen 574,258.1  8,796.1 

2.  üebertragungen  von  unbe- 
weglichen Gütern  unter  one- 
rosem  Titel. 

a)  Verkäufe 5Va  1,410,504.7  77,647.9 

b)  Versteigerungen  und  Thei- 

lungen 4  130,500.1  6,220.0 

I  Der  Zusammenhang  des  Enregistreroents  mit  der  G6sch&flsbewe|;ung  des  Landes 
und  die  Binblickfii  die  es  in  letztere  gestattet,  treten  auf  das  anschaulichste  in  obiger 
Uebersicht  heraus,  die  wir  danim  in  einem  thunlichst  gedringten  Auszuge  der  defini- 
tiven Rechnung  der  Einnahmen  des  Jahres  1864,  des  letzten,  für  welches  ein  solcher 
Abschluss  jetzt  (Mai  1867)  vorliegt,  entnehmen. 
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p  . -.  Werthe  (nach  de-  Geböhranertrag 

ueounren-  ^^^  ^.^  Geböhren  (ohne  den  10«^o 

aus   »88.  |3gQ|0ggej|^^r^eQ^  Zuachlag). 

Procent.           (In  Tausenden  von  Francs.) 

c)  Verkäufe  von  Staatsdomänen    2                         9,555.3  191.1 

d)  Vereinigang  der  Nutznies- 

8ung  mit  dem  Eigenthume    1%                    19,381.9  290.7 

e)  Tausche 2'/,  n.  57,          44,860.0  1,482.5 

0  Andere  Rechteakte    .     .     .    17}^.  4              26^361.8  472.9 
g)  Verkäufe  über  Güter  in  der 

Fremde  oder  in  den  Kolonien 
(467  Akte)  mit  der  fixen  Ge> 

bühr  von  10  Fr —  4.7 


Zusammen 1641,163.8  85;209.8 

3.  Schenkungen  unter  Lebenden : 
a)  unter  Anverwandten  in  ge- 
rader Linie, 
a)  durch  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Güter  .    .    .    Vs  «•  '7t  276,097.3  *  3,432.0 

bb)  unbewegliche  Güter  .     .    2V«  63,222.4  1,738.6 

fi)  ohne  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Güter  .    .    .    27,  76,467.6  930.1 

bb)  unbewegliche  Güter  .    .    4  225,396.7  2,732.4 

y)  Anerkennimgen  mündlicher 
Schenkungen verschieden  —  119.3 


Zusammen 641,184.0  8,952.4 

b)  unter  Gatten, 
a)  durch  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Güter .     .     .    IV,  1,210.8  17.7 

bb)  unbewegliche  Güter  .    .    3  650.6  19.5 

ß)  ohne  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Güter ...    3  185.0  5.5 

bb)  unbewegliche  Güter  .    .    47,  186.6  8,4 

y)   Anerkennung  mündlicher 
Schenkungen —  —  1.8 


Zusammen 2,233.0  52.9 


*  Es  sind  hier  und  in  den  folgenden  AufiAblungen  einige  wenige  Akte  inbegriffen, 
welche  theils,  weil  sie  unter  die  Wirksamkeit  älterer  Gesetze  fallen,  theils  wegen  be- 
sonderer Ausnahmen  einer  anderen  als  der  in  den  Golonnen  erwähnten  Gebühr  unter- 
liegen, daher  der  Gebührenertrag  in  der  Ck)lonn9  3  nicht  stets  dem  nach  der  Gebühr 
sich  ergebenden  Procentenausmasse  des  Werthes  entspricht 
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Gebähren-  ^^^^  i^^^^  <*®"  Gebührenertrag 

ausmass"  "on  die  Gebühren  (ohne  den  10% 

bemeaaen  wurden).  Zuachlag). 

Procent  (In  Tausenden  von  Francs.} 

c)  anter  Seiten  verwandten , 
a)  durch  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Ofiter  .     .     .)  4'/,,  5  4,713.9  217.3 

,  bb)  nnbewegUche  Güter  .     .)  u.  57,  3,309.4  1&3.4 
ß)  ohne  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Güter  .     .    .i  67,,  7  3,802.0  251.3 

bb)  unbewegliche  Güter  .     .)  u.  8  10,997.8  728.2 
y)  Anerkennung  mündlieher 

Schenkungen —  —  13.5 

Zusanunen 22,823.1  1,363.7 

d)  unter  anderen  Personen  als 
Verwandten , 

a)  durch  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Güter  •    •     •>  ^  1,848.4  110.8 

bb)  unbewegliche  Güter  .     .{  2,134.8  128.1 

ß)  ohne  Heirath^verträge , 

aa)  bewegliche  Güter  •     •    •>  g  3,625.4  324.5 

bb)  unbewegliche  Güter  .    .)  5,083.2  457.5 

y)  Anerkennung  mündlicher 
Schenkungen  und  ältere 
Gebühren —  —  17.6 

Zusammen 12,691.8  1,038.5 

4.  Uebertragnngen  durch  Todes- 
fälle: 

a)  in  gerader  Linie, 

a)  bewegliche  Güter     •     •     •>  .  522,539.8  5,150.7 

ß)  unbewegliche  Güter     .     .)  828,099.4  8,294.3 

Zusammen 1350,639.2  13,445.0 

b)  unter  Ehegatten, 

a)  bewegliche  Güter     •    •     .)  o  90,208.4  2,693.7 

ß)  unbewegliche  Güter     .    .)  113,071.2  3,392.1 

Zusammen 203,279.6  6,085.8 

c)  unter  Seitenverwandten, 

a)  bewegliche  Güter     .     .    .)  67,,  7  168,733.0  11,192.7 

ß)  unbewegUche  Güter   '.    .)  u.  8  210,168.3  13,998.9 

Zusammen 378,901.3  25,191.6 

Hock,  Finanzverwaltuni;  Frankreichs.  40 
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r  h-'h  Werthe  (nach  de-  Gebohrenertrag 

(leounren-  ^^  ^.^  Gebühren  (ohne  den  10% 

ausmasa.  |^„e§aen  wanden).       Zuachlag). 
Procent.  (In  Tausenden  Ton  Francs.) 

d)  unter  anderen  Personen  als 

Verwandten , 

a)  bewegliche  Qüter     •         •{  g                        44,940.8  4,003.3 

ß)  nnbewegliche  Qäter     .     .)  28,576.3  2,5*^1.9 

^  —  -  ■ 

Zusammen 73,517.1  6,575.2 

B.    üebertragung  und  Auf- 
hebung  anderer   in   Geld 
schätzbarer  Rechte. 

5.  Pacht,     Nutzniessung    und 
Miethe: 

a)  Pacht  und  Miethe  auf  be- 
stimmte Zeit '4  756,136.5  1,512.2 

b)  Pacht  und  Miethe  auf  unbe- 
stimmte oder  auf  Lebenszeit    4  1,667.4  66.7 

c)  Pacht  und  Miethe  von  Vieh 
(baux  k  chaptel),  Viehwei- 
den, Viehfutter     .     .    .    .     '/&  2,663.0  5.3 

d)  Verträge  über  Verpflegung 

von  Menschen Vs  u.  2  6,244.6  37.2 

e)  Nntzniessungsverträge    .     .    2  773.4  15.5 

Zusammen 767,484.9  1,636.9 

6.  Unternehmungen   und    Lie- 
ferungen: 

a)  zwischen  Privaten      ...    1  125,513.0  1,256.1 

b)  von  Seite  des  Staates  (10,954 
Akte,  der  fixen  Gebühr  von 

2  Fr.  unterliegend)    ...    —  --  21.9 

Zusammen 125,513.0  1,277.0 

7.  Verschreibungen : 

a)  Schuldscheine,  Rechnungs- 
anerkennungen ,  Hinterle- 
gungen, Vergleiche  .    .    .     Vj  743,865.4  3,732.7 

b)  Darleihen  auf  Waarenu.  dgL 
(7009  Akte  mit  fixer  Gebühr 

von  2  Fr.) —  —  14.0 

c)  Anweisungen  und  Wechsehi     V*  u.  V,  267,253.9  1,173.5 
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Gebühren-    W®*^®  ("•<*  ^^   Gebährenertrag 
ausmase      "*°  ^*®  Gebühren    (ohne  den  lOO/o 

bemessen  wurden).       Zuschlag). 
Procent.  (In  Tausenden  von  Rrance^ 

d)  Versicheniiigen   (nach  dem 

Betrage  der  Pi&nien)     .    .     V,  u.  1  3,799.0  30.9 

(Ausserdem  117  Akte  mit  der  fixen 
Gebühr  von  1  Fr.) 

e)  Andere V,  1,327.2  7.6 

(Ausserdem  1100  Akte  mit  der 

fixen  Gebühr  von  1  Fr.)  

ZuBammen 1016,240.5  4,956.9  " 

6.  ßicherstellungen : 

a)  von  Pacht-   und  HiethVer- 

trägen «/,,  47,437.9  47.4 

b)  von  anderen  Verpflichtungen    7,  151,970.0  756.4 

c)  von  Verträgen,  deren  Preis 
vom  Staate  gezahlt  werden 
rnuas,  und  Eaatiosen  der 
Grundbuchafuhrer  in  unbe- 
weglichen Gfitem  (1636  Akte 
mit  der  fixen  Gebühr  von 

ÄFr.) _  -  3.7 

Zusammen 199,407.9  609.5 

9.    Anihebung    von   Verpflich- 
tungen: 

a)  Quittungen  im  Allgemeinen  ^  1Q32,267.6  2,560.7 

b)  „  aber  Renten  und/ 

Gefälle r  /•  6,512.6  16.3 

c)  Andere  Urkunden      .     .     .)  634.7    '  1.5 

d)  Quittungen  über  Staatssie- 

gelgebühren 20*  64.4  12.9 

Zusammen 1039,479.5  2,611.4 

C.  (10.)  Gerichtliche  Akte, 
wodurch  in  Geld  schätz- 
bare Rechte  anerkannt,  zu- 
gesprochen, aufgehoben 
werden. 

a)  Der  Friedensrichter        •    •  j  37,691.3      ^        197.7 

b)  Der  Prud  'hommes    •     •    /  , .       «  31.6  0.3    • 

c)  Der  Polizei-   und  Strof^f   '*  "' 

richte )  2,203.4  25.6 

<  Eine  Form  der  Erhöhung  der  Staatssiegelgebfihren ;  vgl.  S.  184. 


628 


Werthe  (nach  de-   GebOhranertrag 
OeDObren-    ^^  ^j^  G«bühi«i    (ohne  «ton  MW^ 

■"■"■■^    bemessen  wurden).       Zoschkig). 


d)  0er  Givilgeriehte  L  Instaius, )    Procent  (In  Tausenden  ^n  Francs.) 
der  Handels-  und  Schiedfl-r  i,  „  ^ 

gerichte ^h^'^  296,050.8            1,591.9 

e)  Der  Gerichte  II.  Inatana     .3  7,881.0                53.9 


ZuBammen 344,666.3  1,869.4* 

Alle  Proportionalgebuhren  zn- 
sammengenommen  (äberdiess 
mehr  als  24,000  mit  üxea  Ge- 
bühren belegte  Akte) 8893,487.1         169,874.1  * 

n.   Fixe  OebUtfea. 

11.  Yerwaltongsakte,  und  Akte  von  öffent- 
lichen Agenten  .  .  2,593.278  an  der  Zahl  —  6,559.4 

(die  grosse  Mehrzahl 
zu  2  u.  5  Fr.) 

12.  Gerichtsakte   .   .  .  1,671.202  „    „      „  -  4,543.9 
(die  Hehrzahl  zu  1, 3, 

4  u.  5  Fr.) 

13.  Akte  unter  Privaten  5,496.185  „    n      n  —  8,278.1 
(die  Mehrzahl  zu  1, 

IVa  u.  2  Fr.)  '  


Fixe  Gebühren  ■  zusammen  in  9,760.665  Akten 19,381.4 

m.   Strafireise  eingehobeae  Uebergebthren. 

14.  Bei  Proportionalgebühren —    •  2,196.7 

15.  Bei  fixen  Gebühren —  123.8 


üebergebühren  zusanmien  ....  —  2,320.5 


Enregistrementsgebühren  zusammen  —  191,576.0 

Hiezu  der  10  7o  Zuschlag  ....  —  19,157.6 


Gesammtsumme 210,733.6* 

<  Hierunter  waren  enthalten : 
Erkenntnisse  über  Kapitalien     •    •    •  )  233,616.6  1^67.9 

»  über  Rangordnung  (ordre  V    >/]% 

et  coUocation)  der  Forderungen  .  )  101,317.6  006.6 

Zuerkennung  von  Entschädigungen    .       2%  9,732.1  194.9 

'  Hierunter: 
Uebertragungen  von  bew^ichem  Elgenthume    ....    1758,296.9  37,277.8 

>             von  unbeweglichem  Eigenthume  .    .    .   3142,394.7  119,433.2 

Andere  Rechtoakte 3492,795.9  19,163.2 

Die  vergebührten   Werthe  betrugen   im  Jahre   1868:    1761,802.800;    8290,916.100; 
3429,8354»0  Fr. 

'  Im  Jahre  1893  wurden  9,277.830  Akte  mit  einem  Betrage  von  18,489.100  Fr.  vergebuhrt. 

«  Im  Jahre  1853  belief  sich  das  Gesammtertrfigniss  auf  217,950.400  Fr. 
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vn. 

(Zu  Seite  107.) 

üebersicht 

des  Ertrags  der  Stempelgebühren,  mit  Rücksicht  auf  den  Verbrauch 

an  den  einzekien  Stempelsorten. 

(1854.) 

Zahl  der  verwen-        GebütareQ- 
deten  Stempel.  betrag. 

(In  Tausenden  Ft.) 

I.    Proportioiuüsteiiipel. 

1.  Von  Wechseln  und  Schuldscheinen  .     .    15,523.631  *  4,845.1  * 

2.  Stempel -Vidirungen   für   Papiere   über 
mehr  als  20,000  Fr. ,  Abfindungen  fiir 

Bankbillets —  2,793.9 

3.  Abfindungen  der  Aktienuntemehmungen  —  8^7 

Znsammen 8,481.7 

n.    IMmeniioBMtempel. 

4.  Verkaufte  Stempelpapiere 28,000.203  25,700.2 

5.  Stempel  von  Journalen —                    5,647.3 

6.  „        von  nicht  periodischen  Schrif- 

ten, Ankündigungen,  Nachrich- 
ten, Anschlägen —                    1,563.8 

7.  „        von  Versicherungsscheinen  .     .  —                       738.3 

8.  „        von  anderen  Papieren     ...  —                    6,438.1 

9.  „        Gebühren    für    Afiichen    auf 

Häusern  u.  dgl —  ^1 

Zusammen 40,091.8 

Gesammtbetragder  Stempelgebühren    48,573.5 
Hiezu  kamen  noch 
Geldstrafen    i  ^'  Proportionalstempel  278,000  Fr.  i  ^3^  ^ 

}    y,    Dimensionsstempd    252,400    „    ) 

I  Die  groasten  Betrüge  entfielen  für  Papiere  zu  6,  10,  15,  15»  50  Gent;  1,  li/„  t 

und  SVs  Fr. 

Die  bei  weitem  grösate  Zahl  solcher  Papiere  (über  13,800.000)  lautete  auf  weniger 

als  1000  Fr. 
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vm. 

(Zu  Seite  918.) 

üebersicht 

des  zollpflichtigen  Verkehrs  Frankreichs  mit  Hervoriiebung  der  wichtigsten 
Gegenstände  (illr  1853,  1854,  1865  und  zum  Theile  illr  1856). 


1 

L     Ein 

fuhr. 

Menge. 

ZoUertrag. 

- 

1856 

1855 

1864 

1858 

1856 

1895 

1     1864 

1858 

In  Tausenden 

• 

In  Tausenden  von  Francs. 

Quintal. 

Quintal. 

Quintal. 

Quintal. 

Gacao    .... 

41.4 

44.9 

87.1 

81.1 

3,7005 

3,103.8 

3,153.9 

1,617  4 

Caffee    .... 

333.1 

367.4 

3173 

199.6 

33,839.4 

34,851.3 

19,9794 

18»829.9 

Zucker  roh  aus 

franz.  Goionien 

936.3 

907.5 

883.1 

656.8 

40,958.4 

37,198.9 

38,199.8 

36,4817' 

Zucker  roh  aus 

flremd.  Colonien 

339.1 

596.5 

880.7 

308.8 

19,405.7 

35,300.6 

23,775.8 

19,287.0 

Pfeffer  .... 

33.0 

19.5 

19.6 

19.8 

1,1084 

887.3 

8986 

865.4 

Getreide 

7,107.5 

3,041.3 

4,575.3 

3,715.8 

XBSRSt 

780.7 

1,381.1 

1,627  0 

Mehl     .    . 

851.6 

384.3 

687.6 

313.9 

— 

— 

— 

^      1 

Reis  .    . 

685JI 

339.0 

461.4 

828.9 

'— 

94.0 

1376 

969.3 

Leinsaat 

193.8 

396.4 

1783 

207.9 

888.3 

705.9 

1,035.2 

867  3 

Sesam  . 

448.4 

315.3 

380.3 

285.9 

1,6158 

1,066.4 

3,300.5 

3,079.3 

Olivenöl    . 

191.7 

344.6 

149.3 

158.5 

3,147.3 

3,674.7 

3,805.3 

3,111.6 

Andere  fette  Oele 

46.5 
Hectol. 

50.9 
Hectol. 

1.3 
Hectol. 

2.1 

Hectol. 

559.5 

57a8 

Sil 

»7 

Wein    ... 

841.0 

417.1 

155.3 

4.5 

103.2 

11&5 

303.4 

8830| 

Branntwein   .    . 

178.0 
Quintal. 

308.9 
Quintal. 

65.1 
Quintal. 

127 
Quintal. 

3,500.9 

3,867.4 

934.6 

843.6 

Blei 

339.0 

339.4 

151.6 

159.2 

1,475.3 

1,875  4 

855.6 

890.3 

Zink 

196.8 
1,373.1 

356.0 

1,1831 

166.0 
834.3 

355.0 
736.7 

51.7 
5,136.7 

Bisen  roh  .    .    . 

5^361.1 

3,973.0 

8,887.3 

Eisen  in  Stangen 

687.6 

546.1 

730 

39.3 

8,911.1 

4,508.6 

1,051.3 

66O.5; 

Stahl     .... 

9.5 

11.0 

5.4 

3.0 

358.3 

887.4 

348.0 

802.81 

Steinkohlen  .    . 

39,155.5 

38,1736 

31,3389 

38,181.9 

7,884.8 

7,168.7 

5,607.5 

6,190.8 

Baumwolle    .    . 

842.3 

761.4 

715.9 

790.9 

19,844.3 

16,910.0 

19,548.2 

16,376.9 

nachs  und  Hanf 

193.4 

303.5 

149.8 

3384 

1,319.4 

1,347.1 

1,119.2 

1.643wO 

Schafwolle    .    . 

389.6 

941.3 

348.3 

346.1 

8,640.4 

14,938.3 

10,496.3 

9,399.1 

Seide  iDh  und  in 

Abftllen     .    . 

39.4 

346 

30.3 

— 

310.4 

168.3 

140.9 

"~~      1 

Leinengarn    .    . 

8.0 

6.3 

4.4 

9.9 

549.8 

4614 

3640 

644.7i 
1 

Leinwand .    .    . 

10.5 

a6 

&4 

13.5 

l,19a4 

9550 

790.9 

1.456.11 

Gesammtwerth  1 

Francs. 

Kranes. 

Franca. 

Francs. 

■ 

1 
1 

u.  -einnähme 

i,m.ooo.<^ 

1,964,800.0 

1,158,000.0 

1,108,500.0 

174,398.7 

190,396.7 

150,987.8 

141,607.61 

*  Ohne  Berücksichtigung  des  Werthes  der  edlen  Metalle,  welcher  betrug: 

Einfuhr.  Millionen  Francs. 

1856  1855  1854  1868 
Gold  .  .  .  480.7  380.9  465.0  318.8 
Silber    .    .    .      99.8        120.9       109.9       112.6 

Zusammen   .    580.5        901.8       574.9       43i.4 
nie  berechneten  Werthe  sind   ferner  die  ofllciellen,    die  wirklichen  geben  ein  um  12», 


gr<>88ere8  Ergebniss. 


>fl 
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2.    Ausfuhr. 


/  ge'wöbn- 

(  weine 
Branntwein     und 

Weingeist 
Getreide  .    .    ■ 


Hehl 


Raffinatzucker  . 
Salz  .... 
Garance  .  .  . 
Seifen  gem. 

^'""-^redruckt 

^•«^«"fandeitJ 

Leinwand    -.    . 

Leinenbattist  . 

Wollengarne 

Wollen-  c  gewalkt 
waaren  (  andere 

Seide 

Seidenwaaren  .    . 

Papier     .    .    .    . 

Bucber  und  Bilder 

Leder  und  Leder- 
waaren .... 

Glaawaaren  .    .    . 

Porzellan .    .    .    ■ 

Metallwaaren    .    . 

Maschinen    .    . 
Modewaaren     .    . 
Meubles   .    .    .    . 


Ohne  Pr&mie. 


1866 


1895 


1894 


1893 


Mit  Prämien. 


1896 


1859 


1894 


1893 


Menge    in    Tau. senden. 


L 


Geeammtwerth  * 


Hectol. 

1,367.7 

39.3 

191.6 
199.0 
Qnintal. 
88.8 

0.6 

3,389.4 

168'8 

1.8 

3,9 

^9 

0.3 

7.1 

193 

0.9 

09 

7.6 

4.9 

3a9 

19.9 

66.0 

92.8 

95.3 

118.8 

Francs. 

4,339.9 

8,304.6 

7,400 

r,626.900.0  1,445.300.0 


Hectol. 
1,194.9 

30.1 

1935 
3081 
Quintal. 
100.8 

0.1 

1,171.8 

168.0 

1.7 

3.2 

3.5 

0.2 

5.0 

21.9 

0.6 

0.8 

5.0 

4.0 

26.5 

73.8 
16.8 

59.3 

88.5 

41.9 

105.0 

Francs. 

3,926.3 

6,277.9 

5,200.8 


Hectol. 

1,815.2 

15.1 

158.9 
285.8 
Quintal. 
106.5 

0.2 

917.3 

159.7 

3.0 

1.9 

1.9 

0.2 

8.4 

16.0 

0.5 

0.2 
4.0 

22.6 
659 
16.0 

54.6 

8^3 

51.9 

95.6 

Francs. 

%448.7 

6,273.1 

5,200.0 


1,261.100.0 


Hectol. 
1,956.2 

19.8 

270.0 
3,103.7 
Quintal. 
449.5 

0.1 
822.6 
152.8 
1.7 
2.2 
%0 
0.2 
6.2 

0.7 

0.1 

4.8 

3.6 

257 

74.6 

16.4 

63.5 

116.7 

47.6 

99.3 

Francs. 

3,185.8 

5,625.0 

5,600.0 


1,863.200.0 


— 

Quintal. 

Quintal 

355.8 

823.6 

74.1 

73.5 

38.3 

46.8 

29.2 

38.8 

0.2 

0.1 

114 

13.6 

5.6 

5.1 

25.4 

33.0 

29.4 

36.3 

183.8 

193.3 

— 

— 

Quinta] 
349.0 


63.8 

84.5 

34.7 

0.1 

9.9 


4.1 
19.0 
34.3 


171.4 


Quintal. 
180.8 


59.0 

33.9 

36.1 

0.1 

9.4 


8.7 
19.4 
35.0 


187.3 


I  Ohne  Berücksichtigung  des  Werthes  der  edlen  MeUlle,  welcher  betrug : 

Ausfuhr.               Millionen  Francs. 
1896        1855        1854 
GoUl      ...      88.7       16Z5         64.6 
Silber    .    .     .    398.5 818.1       363.5 

Zusammen 


Die  berechneten 
grösseres  Ergebniss. 


.    483.3       480.6       32ai 
Werthe  sind  femer  die  offiziellen,   die 


1853 

29.7 

229.5 

259.3 
wirklichen  geben  ein  um 


120/ 


vo 
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3.    Oarchfuhr. 


Eintritt 

Austritt. 

a.  Nach  Gegen- 
ständen. 

1869 

1854 

1853 

b.  Nach  den  Ein- 
tritts- und  Aus- 
trittsländem. 

1855 

1864 

1853 

1855 

1854     1853 

Nach  Tausenden 
Quintais. 

Nach  Millionen  Francs. 

Getreide 

142.3 

3125 

258.7 

Belgien.    .    .    . 

101.4 

83.2 

112.0 

10.5 

7.9 

B.2 

Kaffee 

33.8 

26.8 

34.7 

Zollverein .    .    . 

54.9 

41.9 

17.8 

10  3 

6.0 

5.7 

Zucker  roh  und  ge- 

Schweiz   .    .    . 

125.0 

169.8 

142.8 

70.1 

59.7 

57.1 

deckt  (vgl.  S.  S76) 

10.3 

9.9 

11.9 

Sardinien  .    .    . 

5.0 

96 

11.2 

94 

5.3 

7.6 

Zucker  raflinirt     .    . 

0.2 

0.9 

0.5 

Spanien     .    .    . 

5.1 

— 

— 

9.1 

8.4 

9.9 

Baumwolle  roh 

111.8 

73.0 

74.8 

England     .    .    . 

48.4 

32.4 

2a4 

86.6 

122.7 

120.0 

Schafwolle  roh . 

10.6 

9.9 

14.3 

Nordamerika 

15.9 

10.7 

105 

119.9 

122  4 

105.7 

Seide 

5.4 

5.7 

4.7 

Eisen  und  Stahl 

172.4 

43.0 

19.2 

Baumwollwaaren  . 

19.9 

20.8 

20.0 

Leinenwaaren  . 

^1 

1.3 

2.3 

Schafwollwaaren 

16.7 

14.2 

14  5 

Seidenwaaren  . 

10.4 

11.4 

11.1 

Uhren  .... 
Gesammtverkehr 

1.4 
760.4 

1.5 

iA 

GesammtTerkehr 

355.6 

732.5 

618.3 

376.0 

3728 

375.0 

372.8 

395.6 

4.    Schifffahrtsverkehr,  mit  Ausnahme  der  Cabotage  (Schifffahrt 

längs  den  Küsten  Frankreichs). 


Gattung  der  Schiffe  und  der 
SchiflTahrt. 

Zahl  und  Tonnengehalt  der  ein-  und  ausgelaufenen  Schiflfe. 

1856 

1855 

1854 

1893 

Zahl. 

Tonnen- 
gehalt. 

Zahl. 

Tonnen- 
gehalt 

Zahl. 

Tonnen- 
gehalt 

Zahl. 

Tonnen- 
gehalt 

In    Tausenden. 

( in  vorbehaltenem  Ver- 
kehr   

Franzosische   ^^  q^^  fmit  ausser- 
Schiffe     '  kurrenz-if'^^'P-  ^" 

Verkehr]^^^"  •    *    ' 
(^               Imit  Europa 

Zusammen 
rim  Verkehr  mit  ausser- 
Fremdo       europäischen  L&ndem 
Schiffe     '  im  Verkehr  mit  Europa 

l               Zusammen 

Gesammtsumme 

16.3 

28.9 
40.2 

8.7 

2.0 
9.6 

15.8 

1.3 
20.1 

21.4 

867 

628 

498 
1056 

3.6 

1.6 
9.8 

569 

410 
950 

3.7 

1.7 
10.5 

523 

388 

996 

2521 

2182 

600 
2551 

15.0 

1.1 
17.8 

1928 

552 
2114 

19.9 

0.9 
19.5 

1662 

446 
2297 

3875 

3151 

18.9 

2666 

20.4 
36.8 

2743 

6896 

5333 

83.9 

4595 

4605 
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5.    Gabotage. 


Menge  der  ver-  >  ,j,g|ng        , 

schifften    Waarenj„ 

V  Zusammen  .    . 

Zahl  und  Tonren- T  grosse  Cabotage 
gehalt   der  (bela-<  Weine        » 
denen)  Schiffe    ( Zusammen  .    . 


Zahl  und  Tonnengehalt  der  ein-  und  ausgelau- 
fenen Schiffe. 


1855 


Zahl. 


Tonnen- 
gehalt 


1854 


Zahl. 


Tonnen- 
gehalt. 


1853 


Zahl. 


Tonnen- 
gehalt 


In    Tausenden. 


0.7 
69.7 


70.4 


ioe.1 

2135.6 


2231.7 

94.7 
2556.6 


2651.3 


1.0 
70.2 


71.2 


153.4 
2049.0 


2202.4 

130.6 
2426.2 


2556.8 


1.0 

75.4 


76.4 


153.0 
2264.4 


2417.4 

141.6 
2697.2 


2838.8 


Die  grösste  Gabotage  findet  in  Marseille,  Nantes  und  Bordeaux  statt,  ausserdem  sind 
Brest,  Ha^re,  Arles  und  Getto  hervorzuheben.  Unter  den  einzelnen  Waaren  bilden  dem 
Gewichte  nach  Brenn-  und  Werkholz,  Getreide  und  Mehl,  Baumaterialien,  Salz,  Wein, 
Steinkohlen,  Elsen,  Seife  und  Austern  die  IlauptgegenstSnde. 


6.    Zoll-  nnd  Schifffahrtsgebübren. 


Einftihrzoll 
Aushihrzoll 


für  Rohzucker  der  französischen  Kolonien 

>  »  fremden 

»    andere  Waaren 


SchiflTahrts- 
gebfihren 


Nebenge- 
bühren 


ZftDe  zusammen  > 

für  die  Francisation 

Tonnengelder 

Ezpeditionsgebühren    .   r 

Passierscheine  für  abgehende  Schiffe  .    .    . 
Lokaltaxen  in  Bordeaux 

SchiffTahrtsgebühren  zusammen 

für  Wagen  der  Reisenden 

für  die  Wiederausfuhr  aus  Entrepots  .    .    . 

Expeditionsstempel 

Beitrage  der  Gemeinden  zu  den  Kosten  der 

Aufsicht  in  den  Entrepots 

Lagerzinse 

Verfall-  und  Geldstufen 

Blei-  und  Siegelgelder 

lAndere  Einnahmen 

Nebengebühren  zusammen 

Gesammtbetrag 


1856 


1855 


1854 


1853 


in  Tausenden  von  Francs. 


40,951.0 

19,405.0 

113,937.0 

1,661.0 


175,954.0 


3,514.8 


2,580.0 


182,048.8 


37,193.3 

35,201.8 

118,003.7 

1,373.8 


191,772.5 

ll.l 

2,853.7 

219.9 

61.4 

110.9 


3,257.0 

27.6 
123.9 
391.2 

10.2 

3.3 

1,621.7 

809.9 

126.4 


3,114.2 


198,143.7 


33,254.4 

23,712.7 

93,620.2 

1,507.8 


152,095.1 

9.6 

2,746.4 

202.3 

56.3 

84.5 


26,495.2 

19,273.8 

95,888.5 

1,881.9 


143,489.4 

8.2 

2,84X0 

209.8 

56.4 

92.2 


3,099.1 

22.8 

79.5 

8T9.7 

19.4 

3.7 

1,412.4 

793.9 

155.7 


2,861.1 


158,055.3 


3,210.6 

25.7 

74.5 

360.0 

11.0 

3.6 

1,646.4 

804.3 

200.9 


3,1264 


149,826.4 


*  Von  dem  Zollertrage  kommen  im  Durchschnitte  35%  auf  Zucker,  13 o/o  auf  Kaffee,  loo/g 
auf  Baumvrolle,  7Va%  auf  Schafwolle,  4%  auf  Steinkohlen,  auf  Roheisen  und  Oüvenöl  je  2V3O/0 
und  auf  alle  übrigen  Waaren  nur  25V3%- 
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IX. 

(Zu  Seite  318.) 

TTebersicht 

der  vorzUglichsteu  Zollämter  FraDkreichs,  mit  Rücksicht  auf  den  G^ftllsertrag. 

(1854.) 


Name  des  Amtes. 


1.  Havre .     .     . 

2.  Marseille  .     . 

3.  Nantes     .     . 

4.  Paris   .    .     . 

5.  Bordeaux 

6.  Lille    .    .     . 

7.  Dünkirchen  . 

8.  Valenciennes 

9.  Ronen      .     . 

10.  Boulogne 

11.  Manbeuge     . 

12.  Cond^.    .    . 

13.  Strassborg    . 

14.  Weissenburg 

15.  Honfleur  .     . 

16.  SLLoais  (Dep. 
Oberrhein)    . 

17.  Calais .    .     . 

Zusammen  .     . 

Alle   andere    89 

Aemter  .    .    . 


KiDfbhr- 
löUe. 


Ausfuhr' 
Zölle. 


SchiffTahrts- 
abgaben. 


Neben- 
gebfihren. 


Geldstrafen 

und   Gonfls- 

kationen. 


Gesammt- 
einnahme. 


In  Tausenden  Yon  Francs. 


34,337.1 

139.0 

33,994.8 

140.9 

15,843.6 

76.3 

15,027.2 

107.8 

11,982.9 

82.6 

6,081.2 

29.5 

5,101.1 

118.8 

3.348.6 

17.3 

2,890.8 

35.4 

2,360.0 

33.8 

2,315.b 

29.7 

2,120.3 

9.6 

1,430.4 

31.2  : 

1.233.2 

1.7 

943.7 

32.3 

1,171.1 

9.5 

129.7 

292.4 

86.9 

74.0 
171.6 


842.01 
685.7  1 


16.2  • 
6.5 


141.538.1 
9,049.2 


97.0 


137.4 


908.6       2,169.5 


177.5 

373.4 

32.0 

196.8 

55.8 

30.8 

25.9 

17.7 

17.5 

28.2 

6.4 

7.9 

30.6 

4.3 

^6 

41.0  > 
17.9 


Gesammtertrag  .150,587.3 


599.2 


929.2 


1,066.3 
382.5 


74.1 

136.5 

4.7 

94.1 

193.4 

202.9 

65.0 

28.5 

6.5 

10.7 

7.7 

11.2 

10.8 

113.8 

0.1 

18.3 
5.1 


35,898.8 

34,654.91 

16,086.3 : 

15,425.9  , 

12,607.11 

6,344.4; 

5,397.7 

3,41^1 1 

3,024.2: 

2,604.2; 

2,369.4  I 

2,149.0 1 

1,503.0  i 

1,363.0 ; 

1,075.7 , 


917.5! 
85^6 


1,507.8 


3,099.0  1-1,448.8 


983.4 
429.0 


1,412.4 


145,665.8 
12,389.5 


158,056.3 


1  Die  verzollte  Ausführ  ist  noch  besonders  stark  über  Cherbourg,  Pontarlier,  Le  ViUers, 
St.  Malo,  Armenti^res,  Bavay,  Rocroy,  Pont-de-Beauvoisin ,  Gadn. 

3  Der  stärkste  Niederlagsverkehr  findet  stets  in  Marseille  und  Havre  (in  welchen  beiden 
Städten  sich  '/i  des  Gesammtverkehrs  concentriren) ,  Bordeaux,  Paris  und  Nantes  statt 

In  Betreff  der  Durchführ  ist  der  stärkste  Verkehr  im  Eintritte  (wenn  man  den  Lokalverkehr 
auf  kurzen  Strecken  abrechnet,  ^4  des  Gesammteintrittes)  in  Havre,  Marseille,  Valenciennes 
und  Strassburg,  und  im  Austritte,  wo  er  sich  gleichmissiger  auf  eine  grössere  Zahl  Aemter  ver- 
theilt,  in  St.  Louis  und  SL  Blaise  (Dep.  Ain). 

Der  SchiffTahrtsverkehr  dringt  sich  ebenfalls  in  Marseille  und  Havre  zusammen  (Va  der 
Gesammtzahl  der  Schiffe,  mehr  als  die  H&Ifle  des  Tonnengehaltes),  doch  kommen  auch  Bor- 
deaux, Nnntc»,  Rouen,  Dunkirchen,  Boulopie,  Calais  und  Cette  sehr  in  Betracht. 
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X. 

(Zu 

Seite  463.) 

Die  Oetrflnkestenem 

mit  Rückfdeht  auf  die  Bevölkerungsabstufiingei] 

bemessen  sind. 

1,   nach  denen  sie 

1.    Die  CirculatioDBgel 

(1854.) 

Gebühr  für  den  Menge  (in 
Hectoliter.     Tausenden 
Fr.  Gent     Hectoliter). 
>ühr 

Ertrag  (in 

Tausenden 

Francs). 

^1.  Klasse 

-  60 

1.759 

1.055 

vom  Wein   in  den   ^%       „ 

—  80 

1.847 

1.478 

Departements.       id.       ^ 

^4.       „ 

1   - 
1   20 

1.929 
242 

1.929 
290 

Obstwein  nnd  Meth    .... 

—  60 

1.677 

838 

^^H^lWwT  ^^M*B         %MAA^<h        wm^^WAA                •                 •                 •                 • 

'  Zusammen 

•         •         •         • 

a              •             •              • 

7.454 

5.590 

%    Die  Ersatztaxe  in  P 

aris 

vom  Wein 

8    - 

4   - 

50   - 

1.074 
37 
61 

8.591 

.    Obstwein  und  Meth    .    . 

. 

145 

„     Weingeist 

K                     •                     •                     • 

3.066 

Zusammen 

•                     ■                      ■                      ■ 

•         ■         •         • 

1.172 

11.804 

3.    Eingangsgebühr 
a)  vom  Wein 

in  Gemeinden  von  4—6.000  Einwohner  0.30  bis  1.60 

568 

234 

„   6-10.000        ., 

0.45 

,   0.90 

673 

431 

„10—15.000 

0.60 

,   1.20 

510 

405 

„15-20.000        „ 

0.75 

,   1.50 

302 

345 

„20-30.000        „ 

0.90 

,   1.80 

335 

453 

„30-50.000        „ 

1.05 

,  ^lo 

339 

512 

mehr  als  50.000        „ 

1.20 

„   2.40 

366 

578 

AbfindaniF  für  Weinlesen  .    .     . 

34 
3.127 

20 

-       ^"^^^P^fc            ^^  ^^^  ^"                    ^               ^^^"  ^■^■^B  ^^r^^r  ^^  ^.^           V                        V                         V 

Zusammen  . 

•         ■         • 

•                 •                 •                 • 

'  "2.978 

b)  Obstwein  und  Meth 
in  Gemeinden  von  4—6.000    Einwohner    . 

Fr.  Cent. 
—  25 

362 

91 

„    6—10.000 

w                        • 

-  40 

537 

215 

„  10—15.000 

r» 

-  50 

187 

94 

„  15—20.000 

•♦                        • 

-  65 

151 

98 

„  20—30.000 

»• 

—  75 

830 

247 

„  30-60.000 

n 

-  90 

130 

117 

mehr  als  50.000 

V 

1    - 

222 

221 

Eneuminffstaxe  in  Paris  .    .    . 

4     - 

■         •         •         • 

1 

4 

^■^■^  ^m^m^^^l^  VA^i^^^^'^WwW^^       m^m       ^   W>  m^^     •               •               • 

•        •        •        • 

4K 

Zusammen 

1.920 

1.087 
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Gebühr  für  den 
flectoliter. 
Fr.  Gent 
c)  Weiogeist 

in  Qemeinden  von  4—6.000   Einwohner  .      4   — 

Menge  (in 

Tausenden 

Francs). 

30 

Ertrag  (in 

Tausenden 

Francs). 

120 

«               n 

„    6—10.000 

n 

6   - 

35 

210 

n              » 

„  10     15.000 

n 

8   - 

24 

ld2 

«               n 

„  15—20.000 

n 

10   — 

22 

220 

n             *» 

^  20—30.000 

n 

12 

27 

324 

n              r» 

„  30-50.000 

n 

.    14   - 

26 

365 

mehr  als  50.000 
Zusammen 

r 

16 

36 

577 

200 

^006 

Einffanffsgeb 

(ihre 

Q  sosammen  .     . 

■         •         • 

.  6.073 

4.  Ersatztaxen  (fiir  die  Eingangs- 
ond  Detailgebühren) 
a)  von  Wein 
in  Gemeinden  von  4 — 6.000  Einwohner  0.85  bis  5.23 


„  „   6-10.000 

„  „  „  10—15.000 

„15-20.000 

„  „  „  20—30.000 

„  „  30-50.000 

mehr  als  50.000 

Abfin4ungen  für  Weinlesen 


1.21 
2.11 
2.11 
2.34 
2.64 
2.34 


n  7.79 
„10.23 
„  5.40 
n    7.05 

n     4.14 

.    6.94 


Zusammen 
b)  von  Obstwein  und  Heth 


1.00  bis  20.81 


22 

44 

38 

103 

95 

170 

642 

12 

1.126 
9 


36 

83 

132 

272 

297 

556 

1935 

24 

3.335^ 
14 


Ersatztaxen  zusammen 


1.135 


3.349 
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XI. 

(Zu  Seite  453.) 

Detaillirte  ITebersicht 

des  Ertrags  der  indirekten  Abgaben  und  der  Beschaffenheit  und 
Menge  der  Gegenstände,  von  denen  sie  erhoben  werden. 


I.   Salz. 


Meer-  a.(  allgemein 
Sudsalz  ( rar  Oonica 

Steinsalz  .... 

Natürliche  Soda 
(Yarekasche)  .    . 

Salzige  Rückstände 
des  Rübensaftes  . 

Chemische  Produk- 
te aus  Kochsalz- 
bestandtheilen 


(1854.) 
Im  GrenzbezirlL 


Gebühren- 
satz (für  100 
Kilogramm). 


Fr. 
10 
7,5 
10 

1,5 

0,0125 


verschieden 
(2,10-11) 

Zusammen 

Gesammtverbrauchsmenge  .    . 
Gesammtgebühr 


Menge  (in 

Tausenden 

Kilogramm), 


263,825.7 
1,518.6 


5,776.3 


911.5 


272,032.1 


Ertrag  (in 

Tausenden 

Francs). 


Im  Innem. 


Menge  (in 

Tausenden 

Kilogramm] 


o,<ffto*  I 


86.6 


19.3 


4,464.6 


522.8 


26,602,7     70,928.6 

342,960.700  Kilogr. 
33,280.600  Fr. 


Ertrag  (in 

Tausenden 

Francs). 


5,699.5 
894.6 


55.8 


28.0 


6,677.9 


n.    Zucker  aus  inländischen 
Stoffen. 

4    n„,  ,  ji  vom  ersten  Type  od 

1.  Rtlbenzucker  undk         ^     .     ''f. 

j  i_     X  11.  J     unter  denselben 

andere     krystalli-<^,-         , 
.  ,        „    ;:  Jüber    dem    ersten 

sirbare  Zucker      /     ,^         -.  .  . 

C     Type  raffinirt 

2.  Glycosen  und  an-J^.  ...    , 
dere  nicht  krystal-^  Ahf  ii 
lisirbare  Zucker    f 

Zusammen  .    .    . 
Zuschläge  .    .     . 

Gesammtsumme  . 


Gebühr  für 

100  Kilogr. 

Fr.  Cent. 

Menge  (in 

Tausenden 

Kilogr.). 

Ertrag  (in 

Tausenden 

Francs). 

45    — 

48    — 
52    80 

45    — 
2    — 

58,446.5 

107.3 

5,054.5 

4,754.5 

26,300.9 

51.5 

2,668.8 

95.1 

-^ 

68,362.8 

29,116.3 
2,911.6 

1 

— 

32,027.9 
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m.    Tabak. 


GroBSvereclüelaa- 
preis  for  1  Kilogr. 

FranoB. 


22  bis  9:1 
11,  „    33 
2d 
11.  10 
9.  80 

7.  25 

1.70  bk  5. 80 


1.30  „1.80 


Mengtf. 
Quintals. 


1 .  Verkauf  an  die  Kldnverschleisser : 

fremde  Cigarreo 

j  französischeCigarren 

a)  feine  Tabakes  Cigaretten  .    .    .     . 

^8taub  und  Scafarlati 
.Rollen-  u.  Kautabake 

b)  Ordinäre  Tabake  zu  allgemeinen 
Preisen 

c)  Ordinäre  Tabake  für  die  Grenz- 
Departements 

d)  Ordinäre  Tabake  fiir  die  Armee 
und  die  Flotte 

Zusanmien    .     . 

2.  Unmittelbarer  Verkauf  an  die  Konsumenten: , 

a)  durch  die  Verleger 

b)  durch  die  Fabrik  zu  Paris 

c)  f&r  die  Handelsmarine  und  die  Spitäler 

3.  Verkauf  zn  Ausfuhr : 

a)  mit  Prämien 

b)  ohne  Prämien 

c)  für  Gex 

4.  Ersätze  für  abgängiges  oder  verdorbenes  Materiale 

1  bis  4  zusammen     ....      228,966 

5.  Licenzgebühren  für  die  Einfuhr  zum  Privatgebrauche 

6.  Für  Kisten  und  Emballagen  und  an  Ersätzen  der  Pflanzer 

Gesammtbetrag 


(in 
Tauaenden 

Franca). 


7,816.0 

lö,454ii 

113.0 

386.2 

608.4 

105,168.4 

13,024.6 

1,095.5 


143,666.3 

30.4 
269.2 
131.0 


330SI 

15.2 
2a6 


144,462.9 
532.9 
717.5 


145,713.3 


IV.    Schiesspulver. 

1.  Verkauf  an  Klein- (Jagdpulver    .    . 
verschleisser  (Bergwerkspnlver 

2.  Verkauf  an  Con-J'^^fi^P'^^T     ' 
sumenten  Urmeepulver 

V  Bergwerkspulver 
/Jagdpulver 

3.  Verkauf  zur  Aus- 1  Armeepulver  . 
fuhr  i  Bergwerkspulver 

^  Handelspulver 
Zusammen  .    . 

4.  Ausserordentliche  Einnahmen    . 

Gesammtbetrag 

*  Die  Gonaumenten  musaten  im  Ankauf  bei  den  Kleinverachleiaaem  für  dieee  Tabak- 
menge 160,126.600  Fr.  beaalilen. 


Proiafürl  Kilogr. 

Menge. 

Ertrag  (in 
Tausenaen 

Franca. 

Quintala. 

Ft-anca). 

9  bis  15 

2,937 

2,939.3 

2.  25 

7,372 

1,658.7 

4  bis  15.  50 

-V.o 

0.3 

3.  40 

80 

27.3 

2.  25 

14,467 

3,255.0 

4  bis  5 

81 

34.0 

3.  40 

11 

3.8 

2.  25       s, 

18 

4.1 

1.  60 

3 

0.5 

— 

24,9697,0 

7,923.0 

— 

102J^ 

t 

8,025  J^ 
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V.    Getränke- 
Steuer. 


1.  CirkulatioDS- 
gebühr     .     .     . 

2.  Detailgebühr 
n.  Consamtions- 
gebühr  für  ge- 
brannte geistige 
Flüssigkeiten  im 
Kleinverschldss 

3.  Consamtions- 
gebühr  für  ge- 
brannte geistige 
Flüssigkeiten  im 
Grossverschleiss 

4.  Eingangs  -  Ge- 
bühren in  Paris 

5.Eingang8gebüh- 
ren  und  taxe  de 
remplacement  in 

anderen  geschlos- 
senen Orten.    . 

Von  den  Ziffer  4 
u.  5  angeführten 
Mengen  die  be^ 
reits  unter  1,  2 
und  8  enthalte- 
nen^ später  in 
geschlossenen 
Städten  einge- 
führten, abge- 
zogen .... 

Ei^bt  sich  der 
Vecbranch    .    . 


Wein. 

Obstwein. 

Weingeist, 

Branntwein, 

Liqueur. 

Zu- 

schllge. 

Francs. 

Zu- 
sammen. 

Menge. 
Hectol. 

Gebühr. 
Francs. 

Menge.    Gebühr. 
Hectol.    Francs. 

Menge 
Hect. 

Gebühr. 
Francs. 

Francs. 

In    Tausenden. 

5,776.7 

4,752.0 

1,676.6 

838.3 

— 

— 

573.1 

6,163.4 

4,396.9 

33,325.6 

3,859.1 

8,948.2 

246.4 

8,125.4 

5,051.9 

55,451.1 

— 

— 

294.0 

9,995.3 

1,002.2 

10,997.5 

1,073.8 

8,590.0 

36.5 

146.2 

61.3 

3,067.5 

1,181.2 

12,984.9 

4,253.7 

6,313.4 

1 
1,928.7  1,100.6 

200.9 

2,008.4 

957.0 

10,379.4 

15,501.1 

52,9^1.0 

7,500.9 11,033.3 

802.6 

23,196.6 

8,765.4 

95,976.3 

Hiezu   der  Er- 

1 

trag   der   Ge- 
bühr von  15  C. 

1 
1 

für   die  Frei- 

1       i 

ezpeditionen  . 
Zusammen 

722.9 

( 

i 

96,699.2 

2,689.6 

— 

1,651.0 

200.9 
601.7 

12,811.5 

5,649.9 

^^^ 

Das  Jahr  1864  war  wegen  des  Missrathens  der  Weinernte  ein  besonders  ungunstiges.  Der 
-   versteuerte  Weinverbrauch  kann  durchschnittlich  auf  mehr  als  10,000.000,  der  Branntwein- 
verbrauch  auf  640,000  Hectoliter  veranschlagt  werden. 
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Getränkesteuer. 


«  ■ 


!  Starke  Biere 
Eleinbier     .    .    • 
Bier  in  den  Spitälern 

Zusammen     .    • 
Zoschläge      .    . 
Qesammtbetrag 
7.  Gebühr  von  denaturirtem  Alkohol 

Zuschläge      .    . 
Gesammtbetrag  . 


Menge  (io 
Tausenden 
Hectoliter. 


Gebühren- 
ertrag (in 
Tausenden 
Francs). 


9,679.1 

968.3 

3       1  10,647.4 


2.4 


42.4 
4.3 


46.7 


VI.    Gebühren  für  öffentliches  Fuhrwerk. 


Nettoertrag 
der  Wagen 


Gebühren- 
ertrag 


(In  Tausenden  Francs.) 


1.  Im  regelmäflsigen  und  ausserordentiichen  Ver- 

k«^'  r  .aufUnd- 

\  \  Strassen 

Personen- IzuLande  <^^Eisen- 

verkehr  ^  (bahnen 

a)  unter  Üeber-T  ^^^  ^^3^^^     ^    .    . 

wachung         \  ^uf  Land- 

'waarenverkehr  mit!  Strassen 
Personenzügen       ^aufEäsen- 

f  bahnen 

b)  in  Abfindung •    * 

/Gebühr:  40  bis 

illO  Fr.  für  Wa- 

2.  Im  gelegentiichen  und  willkür-1    ^    ^,^^   ^-ß 

liehen  Verkehr  "(  Plätzen,  u.lOFr. 

15,313  Wagen  1^^  j^den  Platz 

f  mehr  .    .    •    • 

3.  Im  zufölligen  Verkehr 

27  892  Wagen  mit  227,338 ((Gebühr:  15  O. 
Plätzen  ^«ir  den  Platz) 

Zusammen 

Zuschläge 

4.  Für  Bleche,  die  an  das  öffenüiche  Fuhrwerk 

angelegt  wurden,  7552  St 

Gesammtbetrag    .    .    • 


40,643.6 

28,610.1 
4,644.9 

5,949.5 

9 


4,064.4 

2,861.0 
464.5 

594.9 

1 
59.0 


1,317.9 


34.1 


9,395.9 
940.2 

15^ 

TZ       I  10,35i;i 
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VII.    Spielkarten. 


Zahl  der 
Spiele. 


a)  Unmittelbar  ver-  ( franz.  Figuren  25  C.  das  Spiel 
steuerte  Spiele      ^ft*emde      „      40  „     „      „ 

b)  Als  abff ängiff  der  ( .         _.  ,^        ,    , ..,  .^ 

o  •  1     iiremde     -  „  r 

terzogene  Spiele   f  J 

Zusammen 

Zuschlag 

Gesammtbetrag 


3,559.831 
42.077 

587 


VIU.    Licenzgebühren. 

1.  Erzeugern.  Verschldsser  von  Getränken 

a)  Kleinverschleisser 

b)  Branntweinbrenner^  gewerbsmässige 

c)  Getränke-Grossverschleisser 

d)  Brauer 

Zusammen  . 

2.  Kartenfabrikanten    .... 

3.  Salpetergräber 

4.  Zuckerfabrikanten    .... 

5.  Unternehmer  öffentl.  Fuhrwerks 

Zusammen  . 

Zuschlag 

Gesammtsumme 


Gebühr  für 
die  Licenz. 


Fr. 
6-20 
10 
50 
20—50 


Zahl  der 
Licenzen. 


50 
20 
50 
2.5 


299.322 

2.645 

15.706 

3.086 


320.759 

173 

1 

362 

12.559 


333.854 


IX.    Garantiegebtihren. 

Arbeiten  in  Gold  .... 
Arbeiten  in  Silber  .... 
Barren 

Zusammen 
Zuschlag  .     . 
G^esammtbetrag 

X.    Kais.  Drahtzüge. 

Vergoldete  Silberbarren  . 
Silberbarren     .  .     . 

Vergoldete  Kupferbarren  . 

Zusammen 

Zuschlag  . 

Gesammtbetrag 

XI.    Stempel  für  die  Expeditionen  36,591.203  Stück 

zu  10  Cent 

Hock,  Pinanzverwnitung  Frankreichs.  41 


Gebühr  fQrlOO  Gr. 
Pr.    Cent 


-  30 

-  12 

-  12 


Gewicht  der  Ar- 
beiten in  Kilogr. 


Gebührener- 
trag (in  Tau- 
senden Fr.) 

890.0 
16.8 

0.3 

wiJ~ 

90.7 
997.8 


2,341.9 

26.4 

785.3 

128.5 


3,282.1 
8.6 

18.1 
58.1 

3,366.9 
336.7 

3,703.6 


1,160.7 

595.9 

9.4 


1,766.0 

176.6 

1,942.6 


24.2 
4.2 

2a4 

2.8 

31.2 


3,659.1 
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Sr".    I  Z«chll|^>«n.n.en. 


(In  Tausenden  Francs.) 


20.1 

80.1 
549.4 


2.1 

8.1 
55.4 


79.2 

8.0 

109J2 

10.9 

266.4 

26.9 

30.0 

3.0 

8.3 

o.9r 

15.6 

1.6 

4.6 

682.7 

68.4 

482.2 

48.4 

1,070.1 

107.1 

5.6 

0.6 

699.7 

70.2 

4,103.2 

411.6 

863.3 

86.3 

391.3 

39.1 

181.8 

— 

178.0 

— 

100.7 

10.1 

126.3 

12.7 

191.6 

19.2 

517.2 

750.9 

75.2 

677.5 

67.9 

70.5 

7.1 

546.2 



4,595.3 

317.6 

22J& 

88Ji 
604.8 

87.2 
120.1 
293.3 

33.0 
9.2 

17.2 

4.6 

751.1 

530.6 
1,177.2 


XII.    Schifffahrts-  and  Wasser- 
zölle. 

1.  Flüsse  und  Canäle  im  Gennsse  des 
Staats  (non  soumissionn^), 

a)  Becken  der  Adonr 

b)  n  n  Cbarente,  der  Sendre 
und  der  S^vre  von  Niort  .... 

c)  Becken  der  Scheide  und  Aa       .    . 

d)  ^         ^    Gironde 

e)  „  n   Herault  ...... 

f)  -  „    Loire ....... 

g)  „  „    Haas  ....... 

h)  .,         n    Mosel 

i)  .,         ^    Ome 

k)  „       des  Rheins 

1)  „       der  Rhone 

m)Canal  des  Centrums  (Verbindung 

zwischen  der  Loire  und  Sadne)  .     . 
n)  Canal  von  St  Quentin      .... 

0)  Canäle  von  D^se  und  Fourcham- 
bault  (zwischen  dem  Seilencanal  der 
Loire,  dem  Canal  von  Nivemois  und 
der  Loire) 

p)  Becken  der  Seine 

Zusammen  .... 

2.  Canäle  und  canalisirte  Flüsse  im  Ge- 
nüsse von  Privatgesellschaften. 

a)  Canal  zwischen  Rhone  und  Rhein  . 

b)  „  von  Burgund  (Verbindung 
zwischen  der  Saöne  und  Tonne) 

c)  (3anal  der  Somme 

d)  ^       von  Manicamp 

e)  ^  „  Arles  nach  Bouc  (der 
Rhonemündungen) 

f)  Canal  von  Nivemois 

g)  „  der  Ardennen  (Verbindung 
der  Aisne  und  Maas) 

h)  Seitencanal  der  Gise  (Fortsetzung 
des  Canals  von  Manicamp)    .    .     . 

i)  Seitencanal  der  Loire 

k)  (^nal  von  Berry 

1)  Canäle  der  Bretagne 

m)  Canalisirter  Stromlauf  der  Oise  (Fort- 
setzung des  Seitencanals  h)  .     .     . 

Zusammen  ....     4,595.3  317.6       4,912.9  • 

*  Ausserdem  werden  noch  unter  dem  Titel  Nebeneinkdnfte  für  Piachereirechte, 
iHutzongeo  der  Ganaiufer  u.  dgl.  S58,200  Fr.  erhoben. 


6.2 

769.9 

4,514.8 


949.6 

430.4 
181.8 
178.0 

110.8 
139.0 

210.8 

517.2 

826.1 

745.4 

77.6 

546.2 
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xn. 

(Zu  Seite  453.) 

üebersioht 

Gresammtertrags  aüer  indirecten  Abgaben  und  des  Ertrag 

derselben  in  den  einzelnen  Departements. 

(1854.) 


1                                     Getränke 

1 

1 

1 

:ker  aus  inländJ 
.sehen  Stoffen. 

* 

1 

1 

iffentlicbes  Fuhr 
werk. 

• 

ce 
M 

'S 

& 

ebühren  für  die 
nere  SchiffTahrt 

i 

1 

s 

• 

i 

irfall-  und  Geld- 
strafen. 

i 

5 
S 

a 

Departements. 

lin,  Obstwein, 
th,  Weingeist. 

•mm 

»£ 

s 

*-i 

5 

0.£ 

o 

> 

o 

i 

Srtrai 

K  in  Tausenden  von  Franc?. 

Ain 

518 

8 

_ 

27 

56 

■— 

— 

9 

959 

103 

16 

1.793 

Aisne 

1.694 

394 

648 

70 

62 

— 

1.296 

5 

1.403 

52 

24 

6.798 

AUier 

655 

50 

— 

2". 

63 

— 

301 

— 

850 

142 

12 

2.164 

Alpes  (Basses)  .    . 

145 

3 

— 

10 

15 

— 

— 

— 

635 

36 

3 

767 

Alpes  (Hautes)  .    . 

162 

2 

— 

10 

30 

— 

— 

349 

32 

2 

608 

Ard^he     .... 

433 

18 

— 

27 

27 

— 

1 

— 

883 

113 

10 

1.551 

Ardennes   .... 

41»5 

597 

— 

47 

48 

— 

216 

— 

767 

53 

8 

1824 

Ari^e 

199 

5 

— 

13 

28 

— 

— 

— 

453 

38 

3 

763 

Aube 

755 

37 

— 

8t 

46 

— 

10 

— 

790 

65 

12 

1.788 

Aude 

237 

16 

— 

22 

38 

— 

— 

— 

783 

156 

16 

1.309 

A\eyron     .... 

381 

1 

— 

25 

61 

— 

— 

— 

599 

366 

10 

1.456 

Boochcs-du-Rb6ne 

1.376 

25 

— 

77 

381 

53 

214 

48 

5.033 

266 

25 

7.669 

Calvados    .... 

1.862 

27 

— 

68 

121 

6 

17 

1 

1.637 

85 

38 

3.961 

Cantal 

308 

22 

— 

21 

27 

— 

— < 

2 

500 

34 

4 

943 

Charente    .... 

538 

31 

— 

42 

59 

13 

11 

1 

689 

65 

-45 

1.546 

Oiarente-Infidrieare 

734 

33 

— 

57 

90 

11 

77 

1 

1.048 

71 

40 

2.241 

eher 

608 

24 

^*^ 

27 

23 

1 

419 

1 

837 

34 

7 

2.048 

Gorröze 

314 

16 

— 

19 

16 

— 

— 

— 

645 

36 

5 

1.077 

Cöte-d'Or  .... 

1.140 

109 

86 

62 

67 

— 

441 

1 

1.434 

72 

15 

3.576 

Götes-da-Nord  . 

1.319 

18 

— 

37 

21 

— 

13 

1 

2  946 

42 

3 

4  436 

Creuse  .... 

333 

39 

— 

20 

21 

— 

— 

1 

584 

55 

3 

1.063 

Dordogne  .... 

562 

15 

— 

28 

60 

6 

15 

1 

871 

109 

6 

1.734 

Doubs   

685 

74 

-— 

29 

46 

— 

892 

168 

9?0 

230 

26 

1647 

Dröme 

563 

15 

— 

80 

69 

— 

20 

1 

1.219 

159 

9 

2142 

Eure 

1.059 

12 
19 

■     ~ 

87 

35 

70 
45 

— 

78 

1 

1.670 
1.241 

52 
65 

18 
7 

3.053 

1488 

Eure-et-Loir  .    . 

1.029 

Pinist^re    .... 

1.506 

19 

— 

49 

35 

— 

2 

2 

9.59S 

54 

5 

5.871 

Gard 

750 

28 

— 

43 

66 

20 

73 

7 

1.909 

180 

39 

3.243 

Garonne  (Haute) 

842 

65 

— 

46 

256 

30 

4 

13 

1.514 

47 

25 

1952 

Gers 

209 

7 

13 

31 

14 

1 

— 

560 

61 

7 

911 

Gironde     .... 

1044 

68 

— 

122 

801 

32 

97 

31 

3.375 

157 

39 

6.431 

H^rault  .... 

579 

63 

— 

60 

121 

16 

120 

2 

2121 

217 

19 

3.476 

lUe-et-Vilaine    .    . 

2.111 

25 

— 

60 

78 

7 

38 

1 

1444 

66 

12 

4923 

Indre 

445 

23 

— 

21 

43 

— 

— 

— 

606 

93 

7 

1.265 

Indre-et-Loire  .    . 

774 

38 

— 

33 

40 

1 

65 

1 

941 

44 

8 

1.998 

Isöre 

951 

51 

27 

60 

119 

8 

28 

4 

1921 

357 

32 

3  642 

Jura 

565 

63 

— 

26 

98 

— 

80 

— 

1.117 

180 

24 

1112 

Landes 

610 

3 

— 

19 

25 

— 

U 

— 

763 

62 

5 

1.522 

Loir-et-Gher  .    .    . 

565 

8 

— 

25 

85 

— 

124 

1 

784 

25 

5 

1632 

Loire 

1.267 

75 

— 

54 

77 

— 

27 

— 

1837 

__ 

22 

3.946 

Loire  (Haute)     .    . 

236 

23 

— 

20 

27 

— 

— 

2 
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29 

4 

868 
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Departements. 


Loirc-lnfeneure 
Loiret     .    .    . 
Lot    .... 
Lot-et-Goronnc 
Lozöre    .    .    . 
Maine-ct-Loire 
Manche  .    .    • 
Mame     .    .    . 
Marne  (Haute) 
Mayenne    .    . 
Meurthe .    .    . 
Meuse    .    .    • 
Morbihan   .    . 
Moaelle  .    .    • 
Ni^vre    .    ■    • 
Nord  .... 
Oiso  .... 
Ome  .    .    .    ■ 
Pas-de-CalaiB 
Puy-de-D6me 
Pyr^n^  (Baases] 
Pyr^n^es  (Bautcs) 
Pyr^nöes-Orientales. 

Rbin  (Baa-)    . 
Rhin  (Haut-) 
Rhone     .    .    . 
Saöne  (Haute) 
Saöne-et^Loire 
Sarthe    .    .    . 
Seine      .    .    . 
Seine-Införieurc 
Seine-et-Mamc 
Seine-etr-Oise 
Sdvres  (Deux) 
Sommc  .    .    . 
Tan»  .... 
Tam-et-Garonno 
Var    .    .    .    . 
VauclusG    .    ■ 
Vendöe  .    .    . 
Vienne   .    .    . 
Vienne  (Haute) 
Voages   .    .    . 
Yonne    .    .    . 


Zusammen 


Getränke 

1 

.1 

c  -st 

Il 

• 

Um 

1 

m 

1 

S^ 

£ 

s. 

i| 

iL 

'J 

9 

l-e 

JS 

4; 

iä 

! 

5»^ 

piel 

£ä 

•a» 

S 

£ 

(A 

«t 

o 

s 

^ 

8 

^S 

N 

c  'S 

•*=  «     ''S 


,      1 

CS 

•o 

£ 

u 

ö 

J3 

^ 

3 

O 
"^  F 

& 

» 

s. 

CA 

«5 

a 

e 

9 

CD 

H 

1 

e 

>• 

Ertrag  in  Tausenden  von  Francs. 


1818 

1.039 

219 

4181 

92 

1407 


1.966 

1.6Ö7 

566 

947 

866 

754 

1.d8C 

96'i 

635 

1.829 

1.279 

960 

1.33b 

546 

1.06H 

375 

129 

674 

82G 

2.655 

476 

1.045 

1.109 

21.455 

3.822 

1.355 

2  891 

489 

1.168 

314 

248 

684 

375 

656 

656 

620 

668 

617 


96.670 


22 

29 

7 

30 
14 
21 
21 

127 
58 
14 

166 
99 
14 

159 

24 

3.829 

44 

17 

1.319 

59 

13 

5 

8 

998 

148 

241 
31 

103 
6 

335 

135 
30 
76 
29 

334 

12 

11 

6 

20 
21 
44 
18 

195 
23 


24 
57 


46 


101 

14.060 
360 

3.682 
97 


1 

7 

3 

26 

138 

12.377 
5 

109 

76 


63 
47 
19 
22 
10 
55 
52 
66 
22 
34 
46 
33 
37 
48 
26 

231 
44 
SO 

124 
42 
80 
14 
13 
51 
36 

134 
24 
50 
35 

151 

154 
38 
74 
21 
80 
19 
14 
33 
20 
25 
24 
34 
36 
28 


1171  n 

13! 


10648131.949  3.702 


58 

18 

56 

4 

70 
67 
54 
45 
32 
34 
32 
38 
49 
49 

HS 

63 

102 

59 

103 

106 

37 

44 

67 

30 

545 

33 

75 

73 

4.476 

182 

69 

97 

24 

48 

37 

24 

87 

54 

31 

40 

47 

37 

62 


105 

128 

12 

77 


15        42 


—  1       19 


10.S45 


2 
128 


6 


17 


135 


280 
2 

5 
8 

49 

13 
6 
8 

16 
6 
1 
2 

27 


998 


1 

1 

2 

10 

6 

497 

1.08S 

459 

78 

5 
7 


32 
824 
324 

34 

993 

4 

150 

159 

97 
359 

181 
8 
4 

26 


2 
290 


9.556 


1 

8 

137 


1.452 
5 
2 
2 
4 
2 
1 

1 
6 
1 
2 
1 
1 


1974 


Xtl5 

1.343 

498 

917 

190 

1.834 

1.674 

1.355 

831 

1.601 

1.663 

m 

2.275 

1.360 

880 

4.804 

1.613 

1.044 

3.737 

1.267 

1.428 

525 

638 

1.626 

1.696 

4.325 

1.065 

1.998 

1.761 

21.562 

5.S90 

1.620 

3.084 

608 

1.458 

558 

483 

2.727 

1.632 

840 

723 

910 

1.337 

1.059 


149165 


140 
95 
96 
63 
28 

145 
82 
46 
57 

178 
1» 
16 
39 
23 
40 

175 
47 
35 
79 

156 
62 
45 
32 
12 
34 

378 

154 

74 

363 

206 

49 

77 

82 

60 

47 

60 

196 

109 

47 

64 

226 

28 


8.025 


15 
10 

f 
17 

1 

10 
11 
20 

15 

» 
I 

22 

25 

10 
19 
18 
39 
19 
11 
36 
13 
11 
4 
2 

22 
24 
67 
11 
27 
14 
159 
32 
12 
26 
3 

23 
13 
3 
11 
6 
4 
5 
5 

18 
23 


1465 


s 

-3 

a 
s 

% 

C9 


4.523 
2.856 
921 
1.660 
346 
S.783 
S.960 
3  511 
1.644 
2.853 
S.I22 
1.990 
3.871 
2.876 
2.236 

26.569 
4.002 
2.236 

10  644 
2.407 
2.800 
1.026 
901 
3264 
3.188 
9i)92 
1.754 
4.691 
3.144 

63.8n 

10.301 
3.384 
6.947 
1.30H 
3.604 
1.061 
692 
3833 
2359 
1.665 
1.600 
1.947 
2  381 
2181 


S28  420 


i)or  Ertrag  der  Salzsteuer  erscheint  hier  nicht  berücitsichtigt,  weil  in  Frankreich  der  grossere 
Theil  desselben  unter  den  Erträgnissen  der  Zollämter  und  nicht  unter  jenen  der  indirekten  Abgaben 
verrechnet  wird,  und  die  Erzeugungsstätten ,  an  denen  die  Steuer  cmgehoben  wird,  in  den  einreinen 
Departements  fast  ohne  Zusammenhang  mit  der  Höhe  des  Wohlstandes,  der  Industrie  und  des 
Vorbrauchs  der  letzteren  sind. 
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XIII. 

(Zu  Seite  507.) 

üebersiclit  des  Fostverkehrs. 


A.    Menge  der  Gegenstände.* 


Jahre. 


1816 
1830 
1840 
1845 
1847 
1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 


Zahl  der  Briefe 


auf  der 

grossen 

Post. 


auf  der 

kleiDen 

Post. 


a 

a 
s 

i 


Antbeil 
.lerfran- 

kirten 
Briefe  an 
der  Ge- 
samrot- 

zahl. 


Millionen  Stück. 


— 

_— 

62.0 

1.8 

85.1 

8.6 

98.5 

9.5 

104.9 

21.6 

101.3 

20.8 

129.7 

27.7 

135.0 

24.6 

133.0 

32.0 

147.0 

34.0 

150.5 

35.0 

185.7 

36.7 

45.4 
63.8 
93.7 
108.0 
126.5 
122.1 
157.4 
159.6 
165.0 
181.0 
185.5 
212.4 
233.5 
252.0 


Procent, 


Betrag 

der 
Geldan- 
weisun- 
gen. 


10 
10 
15 
20 
20 
22 
22 
49 
85 
90 


>fill.  Fr. 


39.7 
49.9 
55.8 
55.8 
559 
57.4 
61.2 
78.4 
87.1 
81.0 


Ge- 
sammt- 
zahl  der 
Sendun^ 
gen  von 
Druck- 
sachen. 


Hierunter  begriffene  Zahl  der 
Zeitungen  und  Journale 


in 
Paris. 


in  den  Departe- 

1 

( 

ments 

! 

S         1 

« 

a 

durch 

durch 

B 

die 

die 

CB 
9 

grosse 

kleine 

K 

Post. 

Post. 

Millionen  Stuck. 


90.3 
129,2 
146.5 

94.6 

94.9 

99.5 

115.8 

123.6 

127.3 


32.3 
41.1 

50.2 
71.8 
82.6 
73.3 
68.1 
58.0 
55.1 
74.0 


7.4 
11.0 

15.8 
23.0 
32.9 
29.1 
24.0 
23.0 
28.9 
37.0 


I 


0.2 
0.8 

14 
2.2 
2.5 

•-i-l  ! 
2.0  I 
1.9 
2.5 
3.0 


39.9  I 
52.9  I 

i 
67.41 

97.0  ! 

118.0  I 

104.5 

94.1 

82.9  i 

86.5  I 

114.0; 


1   An   Briefen   aus  und   in   der   Fremde  wurden    von    der   französischen  Postverwaltung 
transportirt : 

1853:15,1:    1854:  16,i;    1856:  iO, 6  Millionen  Stück. 
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B. 

Ertrag  des  PostgefSIU. 

1 

> 

Jahre. 

Ge- 

sammt- 

Roh- 

ertrag. 

Hierunter 

Aus- 
gaben. 

Rein- 
ein- 
nahme. 

für 
Briefe. 

für 
Druck- 
sachen. 

für 
Geldan- 
weisun- 
gen. 

MaUe- 

posten 

und 

Paquet- 

boote. 

Vergütungen 

fremder 
Postämter.« 

Zufiillige 
Einnahmen. 

M  i  1  1  i  0  n  e 

n    Francs. 

- 

1816 

21.0 

— 

— 

_— 

— 

— 

— 

— 

1830 

33.7 

— 

— 

— 

— 

1840 

46.1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1845 

,53.9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1847 

53.3 

45.1 

2.7 

0.8 

3.5 

1.1 

0.1 

35.5 

17.8 

1848 

5^9 

43.9 

3.9 

1.0 

3,2 

0.8 

0.1 

36.5 

16.4 

1849 

42.0 

3Z2 

4.4 

1.1 

3.4 

0.8 

0.1 

35.6 

6.4 

1850 

43.6 

35.6 

2.9« 

1.1 

2.9 

0.9 

0.2 

34.0 

9.6 

1851 

44.3 

38.6 

1.0 

1.1 

2.4 

1.1 

0.1 

34.6 

9.7 

1852 

46.6 

40.6 

2.8 

1.2 

0.7 

1.2 

0.1 

33.1 

13.5 

1853 

49.4 

42.9 

3.0 

1.2 

0.6 

1.2 

0.5 

32.8 

16.6 

1864 

53.6 

46.5^ 

3.5 

1.5 

0.5 

1.2 

0.4 

33.8 

19.8 

1855 

54.0» 

45.8 

3.7 

1.7 

0.3 

2.0 

0.5 

35.3 

18.7 

1856 

55.8 

47.9 

3.7 

1.8 

0.1 

2.0 

0.3 

36.2 

19.5 

t  Nach  den  officiellen  Ausweisen  des  Finanzministers  im  Ifoniteur  vom  15.  Janner  1856 
würe  der  Gesammtertrag  nur  51.8  Millionen  und  der  Ertrag  der  Beförderung  der  Briefe  und  Zei- 
tungen nur  49.1  Millionen,  während  letzterer  nach  dem  Annuaire  mit  49.5  Millionen  sich  entziffert. 
Auch  in  den  Vorjahren  zeigen  sich  ähnliche,  wenn  auch  weniger  bedeutende  Unterschiede. 

3  Im  Jahr  1864  mussten  wegen  der  mit  dem  1.  Juli  eintretenden  Begünstigung  der  frankirten 
Briefe  die  Postmarkenverscbleisser  neu  und  in  grossen  Mengen  bevorrSthigt  werden,  daher  der 
selbst  gegen  1865  grosse  Ertrag. 

s  Vom  1.  August  1860  bis  1.  März  1862  wurde  die  Portogebühr  durch  den  Stempel  entrichtet, 
daher  die  plötzliche  Abnahme  des  Ertrages  der  ersteren. 

*  Diese  Vergütungen  bilden  gewissermasson  einen  Nettoertrag,  indem  sie  den  Hinausrest 
darstellen,  welchen  die  fremden  Regierungen  nach  Abzug  ihrer  Guthabungen  an  Frankreich, 
demselben  auszuzahlen  haben. 
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XIV. 

(Zu  Seite  5'^%.) 

üeberaioht  der  Eassaoperationen. 

(1865.) 

Einnahmen.   Anagaben. 
1.    SnmmariBehe  Ziuaiiimeiistolliuig.  (in  Millionen  Francs.) 

Am  1.  Januar  1855  waren  in  Baarem,  in  Wechseln 
und  in  Barren  vorbanden 235.9  — 

Die  Einnahmen  und  Aasgaben  im  Laufe  des  Jahres 
waren: 

1.  Im  allgemeinen  Staatsvoranschlag  vorgesehene 
(recettes  sur  lea  produits  des  budgets  et  depenses 

des  budgets) 2524.5       2381.3 

2.  Einnahmen  und  Ausgaben  für  spezielle  Dieust- 

zweige 676.3         689.0 

Schatzscheine   von    der  Amortisationskassa  em- 
pfangen, und  von  derselben  zur  Umwandlung 

3.  <  in  Renten  abgegeben 88.6  85.0 

^  Schatzscheine  für  die  Escomptecomptoirs  hinaus- 
gegebene, vertilgt —  11.9 

4.  Einnahmen   und    Ausgaben   auf  Rechnung  von 

Schuldtiteln  (cr^noes  passives)  des  Staates  .    .    .    5268.9        5351.7 

5.  Einnahmen  und  Ausgaben  von  Schaldforderun- 

gen  (cr^ances  actives)  des  Staates 55.9  53.6 

6.  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  dem  Kassarevire- 
ment zwischen  den  Rechnungslegern 4113.3  4127.5 

Kassenrest  am  1.  Jänner  1856 —  263.4 

Zusammen     .     .     .  12963.4      12963.4 
8.    flpeiialla  Vaoliwaiflimg. 
A.   Im  Staatsvoranschlage  vorgesehene  Ein- 
nahmen und  Ausgaben. 

Einnahmen.  Ausgaben. 
(In  Millionen  Francs.) 
a)  Fiir  Rechnung  des  Jahres  1854 

Am  1.  Januar  1855  waren  noch 
ausständig 120.7         360.0 

Durch  Zu-  und  Abschreibungen  ver- 
minderte sich  diese  Summe  um        2.6  46.6 

Es  blieben  daher  vorgeschrieben  .    118.1         813.4 

Hievon  wurden  wirklich  eingeho- 
ben und  beziehungsweise  ver- 
ausgabt   108.5         306.0    108.5  306.0 

Es  verbleiben  daher  als  Rückstand        9.6  7.4 
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Einnahmen.    Ausgaben. 
(In  Millionen  Francs.) 

b)  Für  Rechnung  des  Jahres  1855     (In  MiU.  Francs.) 

Vorgeschrieben  worden   ....    2,956.6  2,403.7 
Wirklich  eingehoben   oder   bezie- 
hangsweise  veransgaU     .     .     .    2,415.5  2,049.9  2415.5        2049.9 

Es  verblieben  daher  als  Rückstand       540.1     353.8 

c)  Für  Rechnung  des  Jahres  1856  .      (0.02)       23.2        —  23.2 

Zusammen    .   2,524.0  2,379.1 

d)  Durch  das  Budget  des  Golonialdienstes  für  die 
Jahre  1853  und  1855  wurde  erhöht 

a)  die  Einnahme  für  1854  um ^-^  "^ 

/?)  die  Ausgaben  für  1855  um —  2.2 


Hiedurch  ergeben  sich   die  in  der  summarischen 
Zusammenstellung  ersichtlichen  Summen  von     .    2524.4        2381.3 

B.    Einnahmen  und  Ausgaben  für  spezielle 

Dienstzweige. 

a)  Kautionen       16.3  14.3 

b)  Eventuelle  Departements -Einnahmen     ....  22.2  21.4 

c)  Colonialdienst 3.3  18.5 

d)  Gremelndedienst  in  Algier 6.7  5.7 

e)  Antheil  Frankreichs  an  der  Bezahlung  des  grie- 
chischen Anlehens —  1.0 

f)  Schatzscheine  von  den  Esoompte-Comptoirs  zu- 
rückerhalten    11.9  — 

g)  Obligationen  der  Nordbahn  zur  Abtragung  ihrer 

Schuld 2.2  — 

h)  Obligationen  verschiedener  Eisenbahngesellschaf- 
ten, welche  durch  die  (im  Budget  verrechneten) 
Einzahlungen  auf  dieselben  annullirt  wurden    .  29.7 

i)  Vorschussweise  Zahlungen  auf  das  Anlehen  der 
Familie  Orleans,  fundirt  auf  die  vom  Staate  ein- 
gezogenen Qüter —  2.2 

k)  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  diesen  Gütern  für 
Rechnung  der  aus  denselben  bewilligten  Dota- 
tionen für  öffentliche  Institute 6.2  1.3 

1)  Besondere  Verrechnung  der  auf  die  Anleihen  vom 
31.  December  1854  und  11.  Juli  1855  eingegan- 
genen und  der  hievon  für  die  allgemeinen  Staat^- 
bednrfniase  verwendeten  Summen 607.5  594.9 


Zusammen 676.3  689.0 
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EinnabmeD.    Ausgaben 
(In  Millionen  Francs.) 
C.   SchatzBcheine  des  AmortisationsfoDdes. 

Der  AmorüsaüoDsfond  hatte  zu  erhalten: 

Dotation 67.9 

Ertrag  der  ihm  eigen thümlichen  Renten 20.1  — 

Zinsen  von  den  37o  Staatsschatzscheinen,  in  welchen 
ihm  seine  Einnahmen  ausgezahlt  werden      .     .    .  0.6  — 

Von  den  ihm  übergebenen  Schatzscheinen  hat  der- 
selbe Behufs  der  Umwandlung  in  3.8  Mill.  Francs 
37o  Renten  verausgabt —  85.0 


Zusammen 88.6  85.0 

D.  Einnahmen  und  Ausgaben  auf  Rechnung 
der  Schuldtitel  des  Staates. 

a)  Für  Schatzscheine  an  die  Bank 250.0  255.0 

b)  „  9  welche    der   Bank   zum    Es- 

oomptiren  übergeben  wurden 80.0  70.0 

c)  für  Schatzscheine,  welche  unmittelbar  tou  den 

Staatskassen  ausgegeben  wurden 400.9  486.1 

d)  Wechsel  und  Anweisungen       402.8  374.7 

e)  Eigene  Fonds  der  Rechnungsleger  und  zwar: 

Generaleinnehmer                       645.9  665.5 

Münzdirektoren 21.5  18.3 

Einnehmer  der  indirekten  Abgaben  ....  1.4  1.3 

Andere  Agenten 0.1  0.1 

Rechnungs- Ausgleichungen  durch  die  Finanz-  ^ 

Buchhaltung '  0.4  0.9 

,  Zusammen 669.3  686.i 

f)  Aus  den  offenen  Rechnungen  mit  den  Korrespon- 
denten des  Staatsschatzes,  und  zwar: 

Anlagen  der  Gemeinden  und  öffent- )  Paris ....  44.9  43.5 

liehen  Institute  im  Staatsschatze )  Departements .  108.5  102.9 

Consignations  -  und  Depositenkassa 120.3  152.7 

Der  Credit  foncier 7.0  11.1 

Eisenbehngesellschaften 27.9  38.4 

Marine-Invalidenkassa 16.5  10.4 

Post-Bureaux  für  Geldanweisungen    .  87.1  86.9 
Depositen^  und  Consignationskassa  bei 
Generaleinnehmem  und  bei  den  Rech- 

.     ^   nungslegem  in  Algier 120.7  120.8 

^^^''*^^««^)Ehrenlegiou 6.6  5.7 

^Departemental-Einkünfte 17.3  15.4 

Universität 3.1  ^9 

^Andere 8.1  7.0 


Verschiedene 
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BiDDabnMD.    Auagaben. 
(In  MiHionen  Francs.} 

I>q)artemeiitalrenten  in  PariB  zu  zahlen   ....  1.1  1.0 

Staatarenten ,  deponirte -75.1  75.1 

Verschiedene  Korrespondenten  beim  Staatsschätze  58.1  53.2 
Die  Enregistrementseinnehmer,  die  Post, 
die   Gemeinden,    die    Consignations- 

kassa  u.  s.  w 2.9  2^9 

ZoUsicherstellungen 34.0  34.0 

Verschiedene  I  Fonds,  deponirte  bei  den  Zolleinnehmem  16.8  16.8 

Korrespon-  IDie  ZoUelnnehmer  für  die  Fonde  der 

dentenbeidenl  Finanzwache,  für  andere  Gefalle  u.dgl.  3.4  3.3 
Einnehmern  I  Einnehmer    der    indirekten    Steuern, 

des  Enregist-<    Fonds  zur  Vertheilnng 1.3  12 

rements,  der  I Einnehmer  der  indirekten  Steuern,  lür 

Zölle  und  an-  J  Rechnung  der  Gemeinden  (Octrois)  .  4.4  4.4 

derer  indirek- ff  Edle  Metalle,  zur  ümschmelzong  ge- 

ten  Abgaben.  I    bracht 479.1  474.4 

Verrechnung  mit  den  Munzdirektoren  472.7  472.8 

Umschmelzung  der  Kupfermünzen  15.0  15.2 

Verrechnungen  in  Algier      ....  14.1  13.7 

Verschiedenes 0.1  0.1 

Zusammen 1745.1        1765.8 

g)  Aus  den  offenen  Rechnungen  des  Staatschatzes 
mit  den  Rechnungslegem,  und  zwar: 

mit  den  Generaleinnehmer 1713.3        1707.0 

„      „    2^1mei8tern 5.6  5.4 

„      „    Rechnungslegem  in  Algier  ....  1.8  1.6 

Zusammen  1720.7        1714.0 

Gesammtbetrag  ....   5,268.8       5^1.7 

£.   Einnahmen  und  Ausgaben  auf  Rechnung 
Ton  Vorschüssen    und    Schuldforderungen 

des  Staates. 

a)  Einnahme  des  Enregistrements  für  Gerichts-,  Do- 
milnen-  und  Forstverwaltungskosten ,  für  Aus- 
lagen auf  den  Verkauf  von  Materialien  u.  deigl.  0.7  0.7 
für  die  vorschussweise  Auszahlung  der 

b^  7  11    1  Löhnungen  und  für  die  Bekleidungskasaa 

-.i«    K       \  der  Zoll  wache 21.8  21.8 

einnenmer  i 

flir  Verkäufe,  Anhaltungen,  Blei-  und  an- 
dere Si^,  ZoUsicherstellungen  n.  dgl.  6.3  6.1 
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Einnahmen.  Ausgaben. 
(In  Millionen  Francs.) 

c)  Einnehmer  der  indirecton  Abgaben  für  Gerichts- 
kosten             4.5  3.3 

d)  Postboreaux  für  Stempel  und  andere  Auslagen            0.7  0.8 

^4  2.4 

0.8  0.8 

4.8  4.8 

f)  Rechnungsleger  in  Algier 1.5  1.5 

g)  Ausgleichungen  gegenüber  dem  verantwortlichen 

Agenten  für  die  Wechsel  der  Marine   ....          9.5  9.5 

h)  Auf  die  Forderungen  an  die  Consignations  -  und 
Depositenkassa  und  an  die  Staatsdruckerei  Be- 
treffs ihrer  Ueberschüsse 2.3  1.7 

i)  Auf  die  Forderungen  an  versishiedene  Rechnangs- 

leger  und  an  die  Stadt  Lyon 0.6  0.1 

Zusammen 55.9  53.5 

F.   KassareTirement  zwischen  den  einzelnen 

Rechnungslegern. 

a)  Die  Einnehmer  des  Registrements,  des  Stempels 

und  der  Domänen 3.7  322.4 

b)  Die  Zolleinnehmer 14.5  176.8 

c)  „    Einnehmer  der  indirecten  Abgaben     .    .    .        31.2  3I20SI 

d)  „     Postbureauz '  25.4  54.4 

e)  „    Mttnzdirectoren 16.0  15.9 

f)  „    Generaleinnehmer 1180.8  2448.0 

g)  Der  Staats-Centralkassier 1477.7  754.8 

h)  Die  Zahlmeister 1217.7  8.1 

i)  Der  Agent  für  die  Marinen-Wechsel      ....        34.4  0.1 

k)  Die  Rechnungsleger  in  Algier 100.9  26.7 

1)     „    Schatzmeister  in  den  Colonien 11.0  0.1 


Zusammen 4113.3        4127.5 
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XV. 

Stand 

der  Aktiven  und  Passiven  des  Staates  am  1.  Januar  1856. 


Aktiven. 


a)  In  Baarem  und  Wech- 
seln. 

Der  Staatsoentralkassier 
Die  Einnehmer  der  indirek- 
ten Steuern 

Die  Münzdirektoren  .  .  . 
Die  Zahlmeister  .... 
Die  Eassabeamten  in  Algier 
Werthe  unter  Wegs  .    .    . 

b)  In  Forderungen. 
Vorschüsse     für     einzelne 

Dienstzweige     .... 

Administrative  Forderungen 

Schuldfordemngen      gegen 

Rechnungsleger   und  im 

Rechtsweg     anhängigen 

Forderungen 

Forderung  an  den  ehemali- 
gen Schatz  der  Krone    . 

Zusammen 


Hiezu :  Gedeckter  Abgang 
der  früheren  Verwal- 
tungsjahre      

I Hauptsumme     I<)227.4 


In  lfm. 
Francs. 


139.6 

12.4 
0.7 
37.1 
15.3 
43.4 


6.1 
1.8 


2.0 
3.5 


261.9 


965.5 


Passiven. 


a)  In  Schatzscheinen^  Wech- 
seln und  Anweisungen. 

Bons  an  die  Bank  .  .  . 
Bons  an  Verschiedene  .  . 
Wechsel  und  Anweisungen 

des   Staatsoentralkaasiers 
Wedisel  und  Anweisungen 

der  Generaleinnehmer 
Wechsel  und  Anweisungen 

der  Zahlmeister  in  Algier 

und  bei  den  Armeen  .     . 

b)  In  Schuldposten 

an  Gemeinden  und  öffent- 
liche Institute    .... 
an    einzelne    Armee-    und 

Flottenoorps 

an  die  Marineinvalidenkassa 
an  dieConsignations-  u.Depo- 
sitenkassa  für  verschiedene 
an  dieConsignations-  u .  Depo- 
sitenkassafür dieSparkassen 
an  die  Consignations-  u.  De- 
positenkassa für  die  gegen* 
seitigen    Unterstützungs- 
vereine       

an  die  Consignations  -  u.  De- 
positenkassa für  die  geist- 
liche Pensionskassa     .     . 
an  den  CrWit  Fonder   .     . 
an  Eisenbahngesellschaften 
an    die    einzelnen    Dienst- 
zweige  

an  Verschiedene    .... 

c)  an  Rechnungsleger 

an  Generaleinnehmer  .  . 
an  Andere 

Zusammen 
Hiezu :  Ueberschuss  der  Jah- 
reseinnahmen,   bestimmt 
zur  Deckung   der    noch 
nicht  realisirten  Abgaben 

Hauptsumme 


InMiU. 
PrancB. 


100.01 
168.5 

53.8 

7.8 

1.0 

144.0 

4.2 
11.9 

12.0 

180.8 


10.0 


5.0 
0.8 
9.0 

10.5 
13.3 

52.3 
0.7 


785.6 


441.8 


1,227.4 
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XVI. 
Budgets  FrankreiohB 

für  die  Verwaltungßjahre  1856  und  1857. 

A.    Einnahmen. 

1.    Direkte  Steuern.  186«  1867 

(in  Millionen  Francs.) 

a)  Grundsteuer 267.0  271.6 

b)  Personal-,  Wohnungs-,  Zinssteuer  (impot  personel 

et  mobilier) 65.1  66.1 

c)  Fenster-  und  Thärsteuer 39.4  40.3 

d)  Erwerbsteuer 57.1  59.5 

e)  Taxe  fiir  die  erste  Zustellung  der  Steuerrolle  0.9  0.9 

Zusammen 429.5  438.4 

2.    Enregistrement  und  Domänen. 

a)  Enregistrement,  Qericlits-,  Grundbuchs-,  Passge- 

bühren  und  dergl 259.0  286.5 

b)  Stempel 52.0  62.0 

c)  Domänen -Erträgnisse  und  Erlös  von  Domänen- 
Verkäufen    9.2  10.0 

d)  Erlös  von  Verkäufen  von  Materialien  und  dergl.        3.6  3.7 

e)  Erträgnisse  verschiedener  Institute  (Veterinär-, 
Ackerbauschulen,  Schäfereien,  Zuchtkühe,  Ge- 
stüte und  Beschäler) 1.4  1.6 


Zusammen 325.2  353.8 

3.  Erträgnisse  der  Forste  und  der  Fischerei. 

a)  Holzschläge 21.9  21.9 

b)  Nebennutzungen  (mit  Inbegriff  der  Jagdpacht  in 
den    Staatswaldungen   und   der   Erträgnisse    der 

Fischerei) 3.0  3.1 

c)  Beiträge  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Institute 

zu  den  Verwaltungskosten 1.6  1.0 


Zusammen 26.5  26.0 

4.    Zoll-  und  Salzgefälle. 

a)  Einfuhrzoll 150.0  195.5 

b)  Ausfuhrzoll 2.6  1.5 

c)  Schifffahrtgebühren 3.4  3.4 

d)  Nebengebühren *  .  2.3  3.1 

e)  Salzst^uer  längs  der  Zoll-Linie 29.3  28.2 


Zusammen 187.6  231.7 
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5.    Indirekte  Abgaben  und  Tabak.  klonen  Pr^% 

a)  Getränkestener  * 120.0  137.9 

b)  Salzsteuer  im  Innern 6.3  6.9 

c)  Zuckersteuer 38.0  36.4 

d)  Innere  Schifffahrt,  BrÜckenmänthe ,  üeberfuhren      11.9  11.9 

e)  Licenzen  fiir  steuerpflichtige  Qewerbe      ....        3.9  4.0 

0  Gebühren  für  Lohnfuhrwerk 12.0  21.0 

g)  Punzirungsgebühren 2.4  2.6 

h)  Bolletenstempel 3.9  3.6 

i)  Spielkartenabgabe 1.1  1.1 

k)  Andere  Gebühren  (Geldstrafen  und  Confiskationen^ 

Beiträge  für  Kasernirungskoeten,  ausserordentliche 

Einnahmen  und  besondere  Gebühren)     ....        3.9  6.3 

1)   Tabakmonopol 164.0  164.0 

m)  Pttlvermonopol 6.4  8.8 

Zusammen 373.8  404.5 

6.    Postwesen. 

a)  BrieQwrto 50.9;  ^^^ 

b)  Journale  und  Drucksachen 3.2) 

c)  Geldsendungen 1.2  1.7 

d)  Malleposten,  Paqnetboote 0.2 

e)  Transitgebühren  von  Postsendungen  fremder  Staaten        1.4  1.3 
0  Zufällige  Einnahmen 0.4  0.4 

Zusammen 57.3  56.3 

7.  Erträgnisse  Algiers.  2 17.1  18.5 

8.  Departemental-Einkünfte  ....      17.1  17.1 

9.  Gehaltsabzüge   und    Strafantheile 

für  Beamten-Pensionen 11.0  12.2 

10.  Einkünfte  des  Amortisationsfondes     98.1  115.2 

11.  Verschiedene  Einkünfte. 

a)  Taxen  der  Güter  der  todten  Hand 3.1  3.1 

b)  Bej^H'^erksabgaben 0.7  0.8 

c)  Cimentirungsgebühren 1.2  1.2 

d)  Üeberschüsse  der  Colonieu  ^ 1.4  1.4 

<  Uieranter  Gebühren  für  den  Verkauf  im  Grossen    ....     8.9  6.5 

»           »      »    Kleinverschleiss 74.5  89.  t 

»        an  den  Steuerlinien  geschlossener  Sl&dte   36.0  27.6 

»        bei  der  Biererzeugung 11.0  14.7 

3  Es  werden  hier  bloss  die  Einnahmen  für  Rechnung  des  Mutterlandes  aufJReruhri. 
Algier  hat  durch  die  Dekrete  vom  17.  Januar  1845  und  %8.  September  1847  sein  Staats-, 
sein  Departemental-  und  sein  Gemeinde -Budget. 

'  Dieselben  bestehen  lediglich  in  der  indischen  Rente  und  in  den  Ueberschössen  der 
Einnahmen  der  französischen  Faktoreien  in  Ostindien,  der  einzigen  aussereuropüschen 
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18l>6  1857 

(In  Millionen  Francs.) 

e)  Privilegiums-  (Brevet-)  Taxen 0.9  0.9 

f)  Honorare  füre  Militärzöglinge 1.0  1.2 

g)  Gehaltsabzüge  für  Officieroorps 1.1  '     1.1 

fa)  Ertragnisse  von  Staatsinstituten  (Honorare  der  Schü- 
ler in  den  Veterinär-^  Ackerbau-,  Werkschnlen, 

Erträgnisse  der  Lazareth-  und  Sanitätsanstalten  .        1.0  1.0 
i)  Erträgnisse  des  Dienstes   bei  den   verschiedenen 

Ministerien ^0  1.7 

k)  Gewinn  der  Depositenkasse 2.0  2.0 

1)   Ertrag  der  Telegraphenlinien 4.5  5.0 

m)  Vergütungen  verschiedener  Gemeinden  für  Polizei- 
auslagen              1.9  2.0 

n)  Vergütungen    verschiedener  Ministerien    für    das 

ihnen  gelieferte  Pulver 5.3  6.9 

o)  Vergütungen  der  Eisenbahngesellschaften  und  an- 
derer Institute  ftir  die  Kosten  der  üeberwachung 

und  andere  Staatsauslagen 1.2  1.6 

p)  Abfuhren  der  Arbeits-  und  Zuchthäuser     ...        2.8  2.6 

q)  Ertrag  der  Umschmelzung  der  Kupfermünzen              2.0  — 

r)  Andere  Einnahmen 2.6  2.6 

Zusammen 34.7  35.1 

12.    Ausserordentliche  Einkünfte. 

a)  Zahlungen  der  Eisenbahngesellschaften  für  ihnen 

ertheilte  Anlehen  und  verkaufte  Eisenbahnstrecken        8.7  1.1 

b)  Erlös  aus  dem  Verkaufe  von  Staatsforsten  .    .    .      15.0  — 

Zusammen 23.7  1.1 

Gesammt-Bruttoeinnahme 1601.6         1709.9 

Anmerkung  1.  Hiezu  wären  noch  folgende  Einnahmen  dottrter 
Staatsinstitttte  zu  rechnen ,  um  welche  jedoch  deren  Ausgabensunune  ver- 
mindert erscheint: 

1856  1857 

(In  Millionen  Francs.) 

a)  Einkünfte  der  Ehrenlegion 6.9  11.0 

b)  ^           ^    Staatsdruckerei 3.3  3.3 

c)  „           ^    Oonsulatskanzleien 0.5  0,5 

d)  „            „    Münzstätten 1.2  1.2 

e)  „           ■„    Marine-Invalidenkassa 10.3  10.6 

f)  „  „    höheren  Lehranstalten 3.2 4.0 

Zusammen 25.4  30.6 

Besitzungen  Frankreichs,  die  in  ihrem  Budget  actif  sind.  Die  Einnahmen  aller  an- 
dern Golonien  sind  lediglich  localen  Zwecken  gewidmet  und  reichen  seibat  zu  diesen 
nicht  aus. 
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Anmerkung  2.    Von  jenen  Summen  toiI  1601.6  und  1709.9  Mill. 

Francs  sind  nur  1122.0  und  beziehungsweise  1186.1  Mill.  als  reine  und 

all ge meine  Staatseinnahmen  anzusehen,  der  Rest  mit  479.6  und  524.0  Mill. 

Uieilt  sich  in: 

1866  1867 

(In  Millionen  Francs.) 

a)  Kosten  der  Steuereinhebung  und  der  Ausbeutung 

der  Staatamonopole 164.6  170.6 

b)  Steuemachlässe,  Abschreibungen,  RestitutiODen, 
Ausfuhrprämien,  Escompte  für  grössere  Steuer- 
beträge       93.9  110.4 

c)  Hinauszahlungen  an  Departemental-,  Gommonal-^ 

Specialfonds 103.1  106.6 

d)  Einkünfte  des  Amortisationsfonds 98.1  115.2 

e)  Gehaltsabzüge  und  Strafantheile  für  die  Pensions- 
kassa der  Beamten 11.0  12.2 

f)  Zahlungen  eines  Staatsfonds  an  den  andern    .    .        5.5  4.8 

g)  Ersätze  von  Gemeinden  und  Körperschaften  für 

die  Yom  Staate  für  sie  bestrittenen  Auslagen  .     .        3.4  4.2 

Anmerkung  3.    Nach  dem  Ergebniss  der  Bcrathungen  im  gesetz- 
gebenden Körper  wäre  das  Budget  der  Einnahmen  für  1858: 
wirkliche  ....    1191.4  Mill.  Fr.    ordenüiche     .     .    1730.0  Mill.  Fr. 
durchführungsweise     545.7     „      „      ausserordentliche         1.1     n      o 
Zusammen  1737.1  Mill.  Francs.    Die  Einnahmen  der  besonderen  Staats- 
institute sind  auf  31,5,  jene  der  Departements  auf  107.6  Mill.  geschätzt 

Es  waren  veranschlagt: 

Mill.  Fr.  MiU.  Fr. 

Direkte  Steuern 445.6    Post 56.6 

Staatseigenthum 55.1  Erträgnisse  Algiers      .    .    .    20.1 

Enregistrement  und  Stempel  331.9  Einnahmen  des  Amort  Fond.  120.5 

Zoll 217,9  Departemental-Einktinfte  .    .    17.1 

Indirekte  Abgaben       .    .    .  424,0  Andere  Einnahmen  ....    48.4 


B.    Ausgaben. 

1.     Oeffentliche  Schuld.      (,l^monen  Frl^l) 

a)  Interessen  der  fundirten  Schuld  und  Amortissement    341.9  395.2 

b)  Specialanleihen  für  öffentliche  Arbeiten  (Interessen- 
Rückzahlungen,  Actien-Aufkäufe) 10.3  10.3 

c)  Interessen  fQr  Cautionen  und  für  die  schwebende 

Schuld 33.5  37.5 

ti)  Leibrenten  und  Pensionen 68.7  68.2 


Zusammen 454.4  511.2 
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2.     Dotationen.  1856  1857 

(In  Millionen  Francs J 
a)  Civilliete 26.5  26.5 

^)  Senat 6.2  6.2 

c)  Gesetzgebender  Körper 2  6  2.7 

d)  Ergänzung  zur  Dotation  der  Ehrenlegion    ...        2.8  4.1 


Zusammen 38.1  39.5 

3.    Staatsministerium. 

a)  GentralTerwaliung 0.6  0.6 

b)  Staatsrath 2.0  2.1 

c)  Archive,  Unterstützungen  für  achöne  Künste  und 

Theater,  Erhaltung  historischer  Denkmale      .    .  4.2  4.2 

d)  Baulichkeiten 6.2  6.1 


Zusammen 13.0  13.0 

4.    Justizministerium. 

a)  Centralverwaltung 0.6  0.6 

b)  Gerichtshöfe 21.6  21.7 

c)  Kosten  der  Rechtsverwaltung 5.2  5.2 


Zusammen 27.4  27.5 

5.    Ministerium  des  Auswärtigen. 

a)  Centralverwaltung 0.8  0.8 

b)  Diplomatisches  und  CJonsulai'-CJorps 5.4  ö.4 

c)  Andere  Auslagen 3.8  3.8 


Zusammen 10.0  10.0 

6.    Minis^terinm  des  Innern. 

a)  Centralverwaltung 1.4  1.4 

b)  Geheime  Polizeiauslagen 2.0           -    2.0 

c)  Telegraphenlinien 3.1  3.3 

d)  Wohlthätigkeitsanstalten,  Unterstützungen  ...  2.6  2.7 

e)  Departementsverwaltung  (aus  dem  Staatsfond)  9.6  9.8 
0  Departementsauslagen  ans  Departementalfonds  96.1  99.7 

g)  Polizeiverwaltung 3.3  3.6 

h)  Gefängnissverwaltung 18.0  18.5 

i)  Andere  Gentralauslagen 0.9  0.9 


Zusammen 136.9  141.9 

7.    Finanzministeriojn. 

a)  Rechnungshof 1.3  1.3 

b)  Centralverwaltung  des  Ministeriums 7.4  7.4 

c)  Münzwesen 2.1  0.2 

d)  Cassawesen  und  verschiedene  Auslagen  ....  9.8  10.3 
Hock,  Finanzverwaltung  Prankreichs.  42 


658 


1856  1867 

(In  Millionen  Francs.) 

e)  Verwaltung  der  direkten  Steuern: 

aa)  Verwaltung 4.5  4.5 

bb)  Kataster  (aus  dem  Staatsfond)     .      0.6  0.6 

cc)  Einbebnngskosten 11.4 11.4 

16.5  16:5 

f)  Enregistrenoent,  Stempel,  Domänen: 

aa)  Personale 9.5  9.9 

bb)  Materiale  und  yerschiedene  Aus- 
lagen .     .     .• 1.7  1.9 

11.2  11.8 

g)  Forste: 

aa)  Personale 4.0  4.0 

bb)  Materiale  und  verschiedene  Aus- 
lagen   2.3  2.3 

6.3  6.3 

b)  Zollwesen  und  indirekte  Abgaben: 

aa)  Personale 43.6  440 

bb)  Materiale  und  verschiedene  Aus- 
lagen    19.9  20.3 

cc)  Tabakankauf  und  Tabaktransport  32.6  36.7 

dd)  Zolldienst  in  Algier 1.0  1.0 

97.1  102.0 

i)   Posten : 

aa)  Personale 15.3  15.6 

bb)  Materiale  und  verschiedene  Aus- 
lagen   18.3  18.3 

33.6  33.9 
k)  Restitution  der  für  Gemeinden ,  Handelskam- 
mern u.  s.  w.  behobenen  Abgaben,  Steuer- 

abschreibuugen    und    dergl.     bei    direkten 

Abgaben 62.6  67.0 

1)  Restitution  zur  Ungebühr  behobener  indirek- 
ter Abgaben     .    . ' 2.3  2.6 

m)  Vertheilung  von  Siegelgeldern,  Strafbeträgen 

und  dergl.  unter  die  Beamten  u.  s.  w.    .    .        5.8  6.5 

n)  Ausfuhrprämien 21.5  32w6 

o)  Escompte  für  grössere  Abgabenbeträge     .    .        1.7  1.7 


Znsammen  ....  279.2  300.1 

8.    Kriegsministerium. 

a)  Centralverwaltung 2.5  2.5 

b)  Oeneralstab 18.8  laS 

c)  Qensdarmerie 33.1  33.3 

d)  Militärjustis 1.1  1.1 
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1856  1867 

(In  Millionen  Francs.) 

e)  Sold  und  Unterhalt  der  Truppen     ....    165.3  165.0 

f)  Verpflegung  der  Truppen 21.4  21.4 

g)  Ankauf,  Ausrüstung  und  Verpflegung  der 

Pferde 36.4  36.3 

h)  Pensionen,  Invalidenlöhnuugen  u.  8.  w.  .     .        4.2  4.2 

i)   Kriegsmateriale 28.9  26.9 

k)  Kriegsschulen 2.6  2.6 

I)   Andei*e  Auslagen 1.6  1.6 

m)  Verwaltung  von  Algier ' 

aa)  Centralverwaltung 2^1  2.2 

bb)  Innerer  Dienst 8.5  8.5 

cc)  Seedienst 1.0  1.0 

dd)  Finanzdienst 1.6  1.7 

ee)  Colonisation 3.1  3.1 

fO  Disdplinarinstitute 1.0  1.2 

gg)  Oeffentliche  Arbeiten      ....      6.7  6.8 

24:0  24:5 

Zusammen     .    .    .       339.9  340.2 

9.  Ministerium    der   Marine   und   der 

Colonien. 

a)  Centralverwaltung 1.2  1.2 

b)  Sold  und  Panatica  der  Truppen 38.1  38.6 

c)  Spitäler 2.1  2.1 

d)  Lebensmittel 13.4  13.5 

e)  Arbeiterlöhnnngen 12.2  12.1 

0  Materiale 29.1  29.1 

g)  Bauten 8.2  7.2 

h)  ColonialTerwaltung  * 16.3  17.5 

i)   Andere  Auslagen 3.1  3.4 

Zusammen  ....     123.7  124.7 

10.  Ministerium  des  Unterrichtes  und 

des  Cultus. 

I.  Unterricht. 

a)  Centralverwaltung 1.0  1.0 

b)  Normalschule 0.2  0.2 

c)  Kosten  der  Leitung  und  der  Unterstützungen 

für  den  höheren  Unterricht 2.0  2.0 

t  Es  sind  hier  bloss  jene  Ausgaben  gemeint,  welche  vom  Mutteriande  beatritten 
werden.  Einen  Theil  der  Auslagen  Algiers  und  der  Colonien  beatreiten  diese  Teiritorien 
aus  ihren  eigenen  Einkünften. 
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1856  'l«57 

(In  Millionen  Francs.) 

d)  MittelBchulen ^*  ^ 

e)  Primaranterricht  (ans  Staatomitteln)    ...        6.7  5.7 

f)  n  (  »    Departementalmitteln)        6.7  5.7 

g)  Akademien,  Sternwarte,  Museum  der  Natur- 
geschichte, Bibliotheken,  historische  Schule 

(Äcole  des  charles) 1''  ^'^ 

h)  Subscriptionen  für  neue  Werke,  Unterstützun- 
gen an  Gelehrte  und  SchriOsteller,  an  ge- 
lehrte Gesellschaften,  für  wissenschaftliche 
Reisen,  Herausgabe  von  alten  Werken  und 
Urkunden,  Kosten  des  Unterrichts  in 
Algier •       0'^ ^ 


Zusammen  ....      19.2  19.4 

n.    Caltus. 

a)  Centralverwaltung ^-^  ^-^ 

b)  Katholischer  Kultus: 

aa)  Hohe  Geisüichkeit 1-5  ^-^ 

bb)  Niedere  Geisüichkeit     ....    33.7  33.8 

cc)  Scminarien 1-0  ^-^ 

dd)  GeisÜiche  Pensionen 0.8  0.8 

ee)  Bauten,  Kosten  des  Gottesdienstes      5^2 ^-^ 

SU  42.6 

c)  Niehtkatholischer  Cultus: 

aa)  Protestanten 1.4  1-4 

bb)  Juden 0.2 0.2 

1.6  1.6 

d)  Cultus  in  Algier 0.6 0.7 

44.6  45.1 

L  und  n.  zusammen      63.8  64.5 

11.    Ministerium  des  Ackerbaues,  des 
Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten. 

a)  Centralverwaltung 1.2  1-^ 

b)  Ackerbau  und  Viehzucht  (Thierarznei-,  Acker- 
bauschulen, Zuchtheerden,  Gestütte,  Unter- 
stützungen u.  s.  w.) 6.8  5.8 

c)  Conservatorium  und  Schule  der  Künste  und 

Handwerke 1.2  1.2 

d)  Unterstützungen  für  Handel  nnd  Gewerbe   .        0.3  0.3 

e)  Pr&nien  für  Seefischerei 4.0  4.0 
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18Ö6  1857 

(In  Millionen  Francs.) 

f)  Gewichte  und  Maaase 0.7  0.7 

g)  Beiträge  für  Bade-  und  SanitätsaiiBtalten  0.5  0.5 
h)  UnterBtützuDgen   fiir   ehemalige  Colonisten, 

bei  Unglücksfällen  u.  dergl 2.1  2.7 

i)   Oeffentliche  Arbeiten: 

aa)  Civilingenieuroorps,  Wcrkschulen  7.7                       7.7 

bb)  Ueberwachang  der  Eisenbahnen  0.9                       1.0 

cc)  Strassen-  und  Brückenbau     .    .  35.2                      35.0 

dd)  Wasser-  und  Canalbau       .    .    .  12.6                     13.5 

ee)  Hafen-  und  KUstenbau  ....  13.6                     13.5 
fQ  Unterstützung   an   Private    zum 

Brückenbau 0.3                       0.3 

gg)  Forststrassen 0.5                       05 

hh)  Flussrektifikationen 3.9                       3.1 

ii)    Unterstützungen   für  Eisenbahn- 
bauten      20.8 35.3 

95.4  109:9 

Zusammen  ....    111.8  126.3 

Gesammtausgabe 1598.3     '  1698.9 

Anmerkung.  Von  dieser  Summe  werden  1557.6  und  beziehungs- 
weise 1645.3  Millionen  als  ordentliche,  und  40.7  und  53.6  Millionen  als 
ausserordentliche  Ausgaben  aufgezahlt.  Als  reine  und  allgemeine  Staats^ 
ausgaben  können  nur  1118.7  und  beziehungsweise  1175.0  Millionen  be- 
trachtet werden.  Der  Rest  mit  479.6  und  523.9  Millionen  wurde  in  der 
Schlussanmerkung  zu  den  Einnahmen  besprochen. 

C.    Vergleichung  der  Einnahmen  mit  den  Ausgaben. 

1856  1867 

Gesammteinnahme 1601.6    1709.9  Mill.  Frc. 

Gesammtausgabe 1598.3     1698.9     „        „ 

Ueberschuss  der  Einnahme 3.3        11.0     „        „ 

Anmerkung.  Im  Budget  für  1856  wurde  auf  die  Auslagen  des 
Krieges  gegen  Russland  keine  Rücksicht  genommen ,  weil  sie  nicht  Gegen- 
stand eines  Voranschlages  seyn  und  nur  im  ausserordentlichen  Wege  ge- 
deckt werden  können. 
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(Anmerkung  über  das  Budget  der  Ausgaben  für  1858.) 

Nach  dem  Antrage  des  gesetzgebenden  Körpers  soll  die  Summe  der 
Ausgaben  für  1858  mit  1717.2  Hill.  Fr.  festgesetzt  weiden.  Hierunter, 
um  nur  die  allgemeinen  Positionen  zu  berühren: 

Oeffentliche  Schuld 522.9  MUI.  Fr. 

Dotationen 39.6  „  „ 

Staatsministerium 12.1  ^  ^ 

Justizministerium 27.4  „  „ 

Ministerium  des  Auswärtigen   .     .     .  10.3  „  „ 

„             „    Innern 145.7  „  ^ 

„             „    Krieges 346.7  „  „ 

n           der  Marine  etc.      .     .    .  132.9  „  ^ 

,,           des  Unterrichts  etc.   .     .  65.6  ^  ,, 

„             „    Handels  etc.    .     .    .  97.5  „  ^ 
Finanzministerium : 

a)  Rechnungshof 1.3 

b)  Central  Verwaltung  etc.    ...  17.9  „  „ 

c)  Direkte  Steuern 16.8  „ 

d)  Enregistrement,  Domänen  etc.  12.8  „ 

e)  Forste 7.4 

0  Zölle  und  indirekte  Abgaben  .  109.7  „  „ 

g)  Posten 40.9.    „  „ 

h)  Restitutionen,  Priimien  etc.     .  109.7  „  „ 

Zusammen    316.5  Mill.  Fr. 


w 
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xvn. 

(Zu  Seite  619.) 

EndergebniBse  der  StaatshaiulialtsabschlllBse  fOr 

1830  bis  1854. 

1.    SummariBche  Uebersicht. 


Kinnahmen 

Zusammen. 

Ausgaben 

Ueberschuss  der 

1 

Vcrwaltungs- 
jahrc. 

ordent- 
liche. 

ausseror- 
dentliche. 

(ordentliche 
und  ausser- 
ordentliche) 

Ein- 
nahmen. 

Aus- 
gaben. 

In  Millionen  Francs. 

1830 

971.0 

60.8 

1,031.8 

1,095.1 

63.3 

1831 

948.6 

356.9 

1,305.5 

1,219.3 

86.2 

1832 

984.7 

78.4 

1,063.1 

1,174.4 

— 

111.3 

1833 

990.3 

172.1 

1,162.4 

1,134.1 

28.3 

— 

1834 

1,007.5 

31.2 

1,038.7 

1,063.6 

24.Ö 

1835 

1.020.8 

47.8 

1,068.1 

1,047.2 

20.9 

— 

1836 

1,053.2 

19.0 

1,272.2 

1,065.9 

6.3 

— 

1837 

1,076.2 

11.0 

1,087.2 

1,078.9 

8.3 

— 

1838 

1,010.7 

1.0 

1,111.7 

1,136.2 

— 

24.5 

1839 

1,123.8 

57.3 

1,181.1 

1,179.0 

2.1 

— 

1840 

1,160.4 

74.1 

1,234.5 

1,363.7 

— 

129.2 

1841 

1,197.8 

183.5 

1,381.3 

1,425.3 

— 

44.0 

1842 

1,256.3 

74.7 

1,331.0 

1,441.0 

110.0 

1843 

1,270.0 

108.2 

1,378.2 

1,445.3 

— 

67.1 

1844 

1,297.9 

86.9 

1,384.8 

1,428.2 

43.4 

1845 

1,330.2 

63.1 

1,393.3 

1,489.4 

— 

96.1 

1846 

1,351.8 

47.5 

1,399.3 

1,566.5 

— 

167.2 

1847 

1,342.8 

29.6 

1,372.4 

1,629.7 

257.3 

1848 

1,207.3 

560.7 

1,768.0 

1,771.0 

3.0 

1849 

1,256.9 

174.8 

1,431.7 

1.646.3 

— 

214.6 

1850 

1,296.5 

135.1 

1,431.6 

1,472.6 

— 

41.0 

1851 

1,273.3 

87.3 

1,360.6 

1,461.3 

— 

100.7 

1852 

1,336.2 

151.1 

1,487.3 

1,513.1 

25.8 

1853 

1,391.1 

133.3 

1,524.4 

1,547.5 

— 

23.1 

1854 

1,417.7 

384.3 

3,129.2 

inggaben 

1,802.0 
32,802.2 

1,988.0 

— 

186.0 

Zusammen    .  1 

29,673.0 
^hu88  der  J 

34,382.6 

152.1 

1,732.5 

1 
Gesammtüberec 

1,580.4 

p. 
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xvm. 

(Zu  Seite  5t 4  ) 

Die  Bente 

in  der  Reihenfolge  ihrer  Entstehung  (vom  Anfange  1814  bis  Ende  1855). 


Am  1.  April  1814  (in  den  letzten  Tagen 
des  ersten  Kaiserreiches)  belief  sich  die 
Reute  auf 

Hieza  kamen 

A.  Unter  der  Restaaration. 
Zur  Bezahlung  der  Rückstände  von  1810 

und  der  Zeit  von  1810  bis  1.  Januar  1816 
Zur  Bezahlung  der  Schulden  Ludwigs  XYIII. 

im  Exil 

Zur    Entschädigung   der   Gemeinden    für 

verkaufte  Güter 

Zur  Bezahlung  der  Kriegsentschädigungen 

in  Folge  des  ersten  und  zweiten  Pariser 

Friedens  und  der  Occupation  Frankreichs 

wurden  von  1816—1819 

a)  den  fremden  Regierungen  hinaasgegeben 

b)  füraufgenoDunene  Kapitalien  ausgestellt 
Für  den  Krieg  in  Spanien  1823  .... 

„    andere  Auslagen 

„  den  Krieg  zur  Befreiung  Griechenlands 
(1828  und  1829) 

Emigranten-Entschädigung,  1825      .    . 

Durch  Conversion  von  5%  Renten  .     . 

Zusammen    .    . 


B.   Unter  Louis  Philipp. 

Für  die  ausserordentlichen  Bedürfnisse  der 
Jahre  1831  und  1832 

Für  ausserordentliche  Arbeiten    .    .    .     . 

An  den  Amortisationsfond  für  dessen  con- 
solidirte  Einnahmen 

An  die  Sparkassen  für  deren  consolidirte 
Fonds      

Zusammen    .    .     . 


&% 


63.3 


30.8 


1.5 


2.6 


24.3 

71.5 

4.0 

0.9 


135.6 


15.8 


15.8 


t'/a«/o 


*o/o 


3  0/0 


ZusaiD- 


MiliioDeD  Francs. 


1.0 


1.0 


-         63.3 


30.8, 
1.5 
X6 


3.1 


3.1 


26.0 
24.5 


50.5 


24.3 

71.5 

4.0 

0.9 

3.1 
26.0 
25.6 


190.2 


15.3 


8.1 


23.4 


15.4 


20.2 


35.6 


15.8 
15.4 

35.5 

8.1 


74.8 
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C.    Unter   der  Republik    und  dem 
zweiten  Kaiserreich. 

Für  die  Bednrfnisse  des  Jahres  1848 

a)  für  aufgenommene  Kapitalien  .    .    . 

b)  „    die    oonsolidirten    Sparkassaein- 
lagen 

c)  fttr  die  oonsolidirten  Schatzscheine    . 

d)  „      „  „  Forderungen  der 
Gemeinden ,  öffentlichen  Institute  u.  s.  w. 

Für  den  Rückkauf  der  Actien  der  Paris- 
Lyoner  Eisenbahn 

Entschädigung  der  Colonien  für  die  SJda- 
venemandpation 

Durch  Conversion  von^5%  Renten  (Ges. 
vom  14.  März  1852) 

Durch  Conversion  von  4Va7o  Renten  (De- 
kret vom  27.  April  1852) 

An  den  Amortisationsfond  für  dessen  con- 
solidirte  Einnahme 

Für  die  Ehrenlegion 

Ftlr  das  Anlehen  von  250  Millionen  vom 
14.  März  1854 

Für  das  Anlehen  von  500  Millionen  vom 
31.  December  1854 

Für  das  Anlehen  von  750  Millionen  vom 
11.  Juli  1855 

Zusammen    .     .     . 

Summe  der  Vermehrung  .    . 

Hingegen  wurden  annuUirt 
A.    Während  der  Restauration. 

In  3%  umwandelte  5Vo  Renten  .     .    .    . 
Vom   Amortisationsfond    angekaufte   und 

anuullirte  Renten 

Aus  anderen  Titeln 

Zusammen  ..    .    . 


50/0 


*'/a  % 


40/0 


3% 


Millionen  Francs. 


14.4 
19.6 

1.0 
6.8 
3.9 


45.7 


197,1 


31.7 


3.5 


1.9 
158.1 


0.5 
4.6 
7.7 
3.8 


176.6 


177.6 


35.2 


26.5 


13.5 


4.4 
32.0 

7.2 
15.0 
17.0 


91.3 


177.4 


16.0 


16.0 


Zusam- 
men. 


14.4 

19.6 
13.5 

ZSi 

6.8 

5.8 

158.1 

4.4 

32.0 
0.5 

11.8 

22.7 

20.8 


318.6 


578.6 


31.7 

16.0 
3.5 


51.2 
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I  B.     Unter  Loais  Philipp. 

IVoni   Amortisationsfond    aogekaofte    nnd 

annDlUrte  Renten 

lAns  anderen  Titeln 


Zusammen    .     .     . 

C.     Unter   der  Republik   und   dem 
zweiten  Kaiserreich. 

Annullirte  Renten  des  Amortisationsfondes 
„  ,f       der  Universität    .     .     . 

„  „       der  Sparkassa-Reserven 

(Decret  \om  7.  Juli  1848) 

Annullirtc  Renten  des  Marine-Ministeriums 
In4Vj7,umwandel->5VoRenten  in  Folge  des 

te  zurückgezahlte  )Ge8etze8  v.  10. März  1852 
In  3  Vt  umwandelte  4*/^  \  Renten  (Dekret 

vom  27.  April  1852) 

Aus  anderen  Titeln 

Zusammen    .     .     . 
Summe  der  Verminderung   . 
Es  war  somit  der  Stand  der  Rente 


6*,; 


•  I 


L...  ! 


Uj  »0 


t«. 


3»^ 


A.    Im  Allgemeinen. 


Zosam- 


Millionen  Francs. 

1 

1 
1 

3Z0 

— 

Ol 

32.1, 

0.8 

— 

— 

0.8  i 

32,8 

— 

0.1 

32.9 

8.2 

0.1 

16.1 

50.6 

1 
75.0 

0.5 

— 

— 

— 

0.5  1 

1 

___ 

~^_ 

8.0 

8.0 

4.3 

— 

— 

4.3 

175.7 

— 

— 

175.7 

3.7 

— 

— 

— 

3.7 

4.5 

4.5 

1 

1.0 

0.4 

1.4l 

1 

!  1Ö2.4 

5.6 

24.1 

51.0 

273.1  j 

260.4 

5.6 

24.1 

67.1 

357JI 

am  Ende  des  ersten 
Kaiserreichs  .     .     .     . 

am  Ende  der  Restau- 
rntion 

am  Ende  der  Regierung 
Louis  Philipps   .     .     . 

am  1.  Januar  1856 


5«/o 


Wa  'l't 


V»/fl 


3<V« 


Zu- 
sam- 
men. 


B.  Nach  Ahzug  der  Renten  im  { 
Besitze  des  Amortisationsfonds.  I 


6  0/fl 


VVa  «/( 


4% 


3  0, 


Vo 


Zu- 
sam- 
men. 


• 

Mill 

ionen  Francs. 

63.3 

— 

— 

— 

63.3 

63.3 

— 

— 

— 

63.3 

163.7 

1.0 

3.1 

345 

191.3 

126.6 

1.0 

3.1 

34.1 

164.8 

146.7 

1.0 

26.5 

70.0 

244.2 

101.1 

0.6 

25.3 

52.8 

179.8 

172.0 

2.4 

110.2 

284.6 

— 

158.3 

%1 

103.1 

263.5 
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XX.    SynoptiBche  TabeUe  über  dia 


Preis  des  zur  Einlösung  gebrachten 

Materials  per  Kilogramm  nach  Abnig 

der  Münzkosten. 


Der  Staat  liefert  den  Direktoren 
die  alten  königlichen  und  republi- 
kanischen Scheidemünzen  (sous  ro- 
yaux  et  t^te  de  libert^),  welche 
zur  Piügung  der  Bronze -Münzen 
verwendet  werden. 


Gesetzgebung. 


a. 


b. 


c. 


Tarife  zu  den  Dekreten  vom  16.  September  1846 
und  12.  December  1854. 

Gesetz  vom  7.  Germinal  Jahr  XI.    Dekrete  vom 
3.  Mai  1848,  1%.  Jänner  und  7.  April  1855. 
Gesetz  vom  7.  Germinal  Jahr  XL    Dekrete  vom 
22.  Mai  1849,  12.  J&nner  und  12.  December  1854. 


•  Diese  Ausprägung  wurde  durch  das  Geseti  ^w 
6.  Mai  1852  angeordnet. 
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O M         •  _« 


EaOTl 

Kanon  aei 

iranz 

osucnen 

L  mtmze 

in. 

(Zu  Seite  578.} 

So 

» 

CA 

c      . 

III 

Fabrikationskosten  des  Staates. 

Sl 

Z^hl  der 

s  i  •§ 

II 

Toleranz 

einzusen- 
denden 

S    S2    * 

1  "  s 

Verhältniss  der  zu  prä- 
genden Stücke  für  eine 

M    S 

CA      <Q 

am  ikom. 

Probe- 

Sii 

« 

Preis  für 

Million  Francen  in  Gold 

stücke. 

Prüfung 
per  6000 

Prägongs- 
kosten per 

die  Rän- 
derung von 

oder  in  Silber. 

1 

Stücke. 

Kilogramm. 

400,000 

c 
'o 

Stücken. 

d. 

d. 

e. 

f. 

S- 

h. 

• 

1. 

• 

Fr.    C. 

Fr. 

C. 
15 

Fr. 

Fr. 

20.000 

2  Mill.  über, 
2  Mill.  unter 

6 

6    70 

15 
15 

20.000 
725.000 

900 

dem  Normal- 

20 

215.000 

gewicht  (von 
898-902). 

■ 

3 

40 

40 

20.000 

950.000 

10.000 

8 

1     50 

5 

26.000 

* 

16 

12.000     , 
2.500 

« 

•** 

«*ft 

«•** 

*** 

Kosten  per 

per  10000 

Die  Stem- 

Die Ran- 

Verhältniss  bei  der 

Die  Toleranz 

Kilogramm. 

Stück. 

pel     kosten 

derung    ist 

Prägung  von  Bronze- 

für den  Kupfer- 

Fr.    C. 

Fr.  C. 

IV,18u.22fl. 

den  Direk- 

münzen. 

gebalt  ist  lo/g, 

10 

-  92 

(las  Stück. 

toren  über- 

"/«, zu   10  C. 

VjO     »           ^     W 

bei  andern  Me- 

1 32 

J     1  50 

lassen. 

.*• 

talien  Va^/o- 

2  24 

l     1- 

3 

) 

i 

/ao    »       ^   w 

Gesetzgebung. 


{• 


I. 


Gesetz  vom  7.  Germinal  Jahr  XI.  Dekrete  vom 
22.  Mai  1849.  it.  Jänner  und  IS.  December  1854. 
Dekret  vom  z1.  December  1840  und  Instruktion  der 
Münzcommission  vom  31.  December  1849. 
Dekrete  vom  SS.  Mai  1849  und  SS.  März  1854. 
Entscheidung  der  Münzoommisslon  vom  13.  April 
1848  und  6.  April  1854. 

Entscheidung  vom  10.  März  183S  und  S7.  März  1864. 
»  vom  10.  März  183S.  Der  Preis  ist  aus- 

drücklich für  die  volle  oder  cannelirte  Ränderung 
festgesetzt 

Entscheidung  des  Finanzministeriums  vom  27.  Mai 
1856.  Entscheidung  der  Commission  v.  1 4.  März  1 864. 


**  Die  Legirung  für  Bronzemünzen  ist: 
95  Theile  Kupfer 
4       V      Zinn 
1       »      Zink 
***  Sammlung  der  Verordnungen  zur  Ausführung  des 
Gesetzes  vom  6.  Mai  186S  (August  186S)  und  In- 
struktion vom  30.  December  186S. 
****  Beschlnss  der  Münzcommission  vom  S4.  Septem- 
ber 1863. 
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XXI. 

I 

(Zu  Seite  578.) 

Zusammenstelluxifir 

der  für  den  französischen  Umlauf  geprägten  Münzen. 

Es  waren  geprägt  worden: 

(MHI.  Fr.) 

Bis  zu  Colbert  1661-1683   .  500-  600 

„    1708 800 

„    1754 1.600 

„    1788 2.000 

„    1797 2.200 

Unter  Napoleon  I.  1804-  1814  2.300 « 

Hierunter  befanden  sich 

Bis  1828 2.713  Gold-       Silber-  Schetde- 

„  1832 3.583  Münzen. 

„  1840 4.096  (Sfillionen  Francs.) 

^  1845 4.870  1.167   3.654   49 

^  1850 5.595  1.244   4.302   49 

„  1853 6.187  1.626   4.512   49 

„   1855 6.999  2.414   4.536   49 

„  1856 7.472  2.864  >  4.561^  47 

f  Durch  Umschmelzong  der  alten  Münzen  entstanden. 

a  Unter  den  Gold-  und  Siibermünzen  befanden  sich  mit  dem  GeprSge 

der  ersten  Republik 106  MiU.  Fr. 

Napoleon  1 1.416     v     » 

Ludwig  XVin 1.004     »      » 

Carl  X 685     »     » 

Louis  Philipp 1.966     *     » 

der  zweiten  Republik 887    »     » 

Louis  Napoleon  als  Präsident  und  Kaiser  .    1.361     »     p 
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XXII. 

Ergflnzungen. 

Zu  Seite  9  Zeile  16. 

,      Zusatz:   Ein  Generalinspektor  steht  an  der  Spitze  der  Finanzver- 
wal tnng  Algiers  und  ist  ein  ständiges  Mitglied  des  Gouvernements- Rathes. 

Zu  S.  16  Z.  13. 

Zusatz:  Durch  das  Dekret  vom  7.  Februar  1857  sind  die  Organe 
des  Finanzministeriums  durch  eine  eigene  Commission,  zusammengesetzt 
aus  den  grössten  Autoritäten  des  FinanzÜEiches  in  Frankreich^  einem 
Schneider,  Argout,  £lie  de  Beaumont,  Parieu^t  Villefroid,  Michel  Chevalier, 
Louroux  und  den  Chefs  der  grossen  Geschäftsabtheilungen  des  Ministeriums 
vermehrt  worden.  Die  Commission  ist  berechtiget  sich  andere  Mitglieder 
ausser  dem  Staatsdienste  beizugesellen.  Sie  ist  bloss  berathender  Art, 
aber  in  dieser  Beschränkung  ist  ihr  Wirkungskreis  unbegränzt.  Als  spe- 
cielle  Aufgabe  sind  ihr  gesetzt:  die  Ursachen  der  gegenwärtigen  Theuerung, 
namentlich  des  Getreides,  des  Weines  und  der  Seide,  und  die  Wege  der 
Abhilfe  aufzufinden,  die  Mittel  zur  Vollendung  der  grossen  Communications- 
wege  zu  erforschen,  die  Gründe  der  steigenden  Silberausfuhr  und  die 
Mittel  ihr  Einhalt  zu  thun,  die  Münzverhältnisse,  den  Einfluss  der  Bank 
und  der  Spekulation  auf  den  Verkehr  und  die  Frage  der  Vergrösserung 
des  Bankkapitals  zu  erörtern. 

Zu  S.  23  Z.  2. 

Anmerkung:  Das  oomit^  consultatif  des  arts  et  metiers  hat  durch 
das  Dekret  vom  20.  Mai  1857  eine  neue  Organisation  erhalten.  Es  besteht 
fortan  aus  acht  Mitgliedern,  die  aus  der  Mitte  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften, der  Ingenieurs  des  Strassen-  und  Brücken-  oder  des  Bergbaues 
und  der  Kaufleute  oder  Industriellen  vom  Minister  des  Handels  gewählt 
werden;  der  Minister  ernennt  auch  den  Sekretär  des  Comit^  mit  dem 
Rechte  der  Stimmgebung  und  bestätigt  den  vom  Comit^  gewählten  Prä- 
sidenten. Dem  Sekretär  können  zwei  Auditore  des  Staatsrathes  zur  Unter- 
stützung beigegeben  werden.  Die  Mitglieder  werden  nach  zehnjähriger 
Dienstleistung  zu  Ehrenmitgliedem  ernannt  Der  Generaldirektor  der 
Zölle  und  indirekten  Abgaben  und  in  dessen  Verhinderung  einer  der  Ad- 
ministratoren, sowie  die  Generaldirektoren  des  äussern  und  des  innem 
Handels  im  Handelsministerium  wohnen  den  Berathnngen  ebenfalls  mit 
dem  Rechte  der  Stimmgebung  bei. 

Hocki  Finanzverwaltung  Frankreichs.  43 
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Zu  S.  23  Z.  8  V.  11. 

Anmerkung:  Die  Commission  zur  Ermittlung  der  wirklichen 
Waarenwerthe  ist  dnrch  das  Dekret  der  proyisorischen  Regierung  vom 
13.  December  1848  eingesetzt  worden. 

Zu  8,  91  Z.  20. 

Anmerkung:  Das  Dekret  vom  10.  November  1856  verpflichtet  die 
Minister  keine  neue  Ausgabe  zu  übernehmen,  ehe  sie  durch  £i*wirknng 
von  vii'ements  des  fonds  oder  cr^ts  suppl^mentaires  die  nöthige  Be- 
deckung sich  verschafft  hätten,  und  namentlich  die  virements  zur  Au»- 
gleichnng  der  Lücken  zu  benützen,  welche  im  laufenden  Verwaltungsjahre 
bis  Ende  December  bei  einzelnen  Ausgabsposten  im  Vergleiche  mit  den 
im  Voranschläge  für  sie  bestimmten  Summen  sich  ergeben. 

Zu  8.  114  Z.  10. 

Anmerkung:  Für  1854  erfolgte  sie  am  31.  December  1856.  — 
üeber  die  Rechnungen  der  Staatscentralkassa  spricht  der  Rechnungshof 
in  Folge  des  Dekretes  vom  29.  November  1856  in  viermonatlichen  Perio- 
den ab. 

Zu  8.  168  Z.  18. 

Anmerkung:  Auch  die  Unterstützungen  werden,  wenn  zwar  nicht 
ohne  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern ,  von  dem  Finanzminister 
ertheilt. 

Zu  8.  168  Z.  20. 

Zusatz:  Keine  Beschwerde  und  kein  Rekurs  werden  angenommen, 
die  nicht  mit  der  Quittung  über  die  bis  zum  Augenblicke  der  Ueber- 
reichung  fälligen  Steuerquoten  belegt  wären. 

Zu  8.  169  Anmerkung  3. 

Zusatz:  In  Paris  ist  an  die  Stelle  der  Umlagsteuer  für  die  Unter- 
haltung der  Börse  durch  das  Gesetz  vom  17.  December  1856  das  Eintritts- 
geld für  die  Besucher  der  Börse  getreten.    Dasselbe  beträgt : 

Tür  den  Tag;    im  Jabresahonnement: 
Fr.  Ff. 

an  der  Effektenbörse 1  150 

an  der  Waarenbörse V3  '^^ 

Zu  8.  183  Z.  6  V.  u. 

Anmerkung:  Die  Enregistrementgebühren  für  bewegliche  und 
unbewegliche  Sachen  sind  in  den  hier  erwähnten  Fällen  eigentlich  gleich, 
und  der  hervorgehobene  Unterschied  von  1*/,  Procent  in  der  Belegung  der 
letzteren  entsteht  durch  die  zur  Erlangung  eines  dinglichen  Rechtes  un- 
entbehrliche Inscriptions-  (Grundbuchs-)  Gebühr. 
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Zu  S.  196. 

Zusatz:  Das  Finanzgesetz  vom  23.  Juni  1657  bringt  für  das  £n- 
i*egi8tre[nent  und  den  Stempel  di'ei  wichtige  Bestimmungen: 

Bei  Uebertragungen  von  Aktien  und  andern  Industriepapieren,  die 
auf  den  Namen  des  Inhabers  lauten,  ist  eine  Enregistrementsgebühr  von 
20  Cent.  fUr  je  100  Francs  des  Preises  zu  entrichten;  bei  solchen,  die  auf  den 
Ueberbringer  lauten ,  wird  diese  Enregistrementsgebühr  in  eine  Abfindungs- 
summe von  12  Cent  für  100  Fr.  des  mittleren  Courswerthes  des  voraus- 
gegangenen Jahres  verwandelt.  Ist  der  Courswerth  nicht  bekannt,  so  wird 
der  Werth  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  für  das  Enregistrement  er- 
hoben. Der  Gebühr  unterliegen  auch  Papiere  fremder  Gesellschafien ,  die 
in  Frankreich  in  Verkehr  kommen.  Die  Gebühren  sind  unter  Vorbehalt 
des  Regresses  gegen  die  Aktionäre  von  den  Gesellschaften  selbst  zu  ent- 
richten, und  unabhängig  von  denselben  werden  die  nach  dem  Gesetze 
vom  5.  Juni  1850  vorgezeichneten  Stempel  und  Abfindungsbeträge  ein- 
gehoben. 

Der  Stempel  für  Affichen  und  Ankündigungen  wird  aufgehoben,  und 
eben  so  hört  der  zweite,  10  Procent  Zuschlag  für  die  Enregistrements- 
gebühren  auf,  während  er  für  alle  andere  Zuschlagspflichtige  Gebühren 
auf  unbestimmte  Zeit  fortdauert,  ungeachtet  die  Zeit,  für  welche  er  durch 
das  Gesetz  vom  14.  Jnli  1855  ursprünglich  eingeführt  wurde,  mit  dem 
letzten  December  1857  zu  Ende  geht. 

Zai  8.  204  Z.  6. 

Anmerkung:  Die  Fasse  selbst  werden  auf  gestempelten  Blanquetten 
ausgefertigt;  der  Stempel  beträgt  2  Fk*.  für  Pässe  für  das  Inland  und 
10  Fr.  für  Pässe  ins  Ausland.  Die  Jagdlicenzen  werden  ebenfalls  auf 
gestempelten  Blanquets  ausgestellt;  von  ihnen  ist  S.  234  gelegentlich  der 
Jagdredite  nochmals  die  Rede. 

Zu  S.  212  letzte  Zeüe. 

Anmerkung:  Durch  das  Dekret  vom  24.  März  1852  ist  diese  strenge 
Bestimmung  zurückgenommen  worden ;  es  gentigt  gegenwärtig  ein  iiaiser^ 
liches  Dekret. 

Zu  S.  229  Z.  5  y.  u. 

Anmerkung:  Diese  Taxe  wurde  durch  das  Gesets  vom  22.  Juli 
1850  wieder  abgeschafft. 

Zu  S.  258  Z.  11. 

Anmerkung:  Durch  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1854  wurde  die  Er- 
richtung von  Docks  zu  Marseille  genehmigt;  das  Gesetz  vom  23.  Oktober 
1856  hat  die  Befügniss  hiezu  der  Stadtgemeinde  übertragen  und  die  Tarife 
und  Zollkontrolen  festgestellt. 


.J 
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Zu  S.  288  Anm.  1. 

Zasatz:  Den  im  Zolle  ermässigten  Waaren  sind  noch  beizitzählen : 
Ingwer,  Ricinuskömer,  Soda  krystaUiflirte,  Schwefel,  roh,  gereinigt  und 
als  Schwefelblüthe,  Wolle,  gehechelt  und  gefi&rbt.  (Dekrete  vom  23.  Ok- 
tober und  5.  November  1856,  7.  März  und  25.  Mai  1857.) 

Zu  8.  288  Z.  6  V.  u. 

Znsatz:  Ein  Gesetz  vom  18.  April  1857  bestätigte  die  seit  dem  Ge* 
setze  vom  26.  Juli  1856  erschienenen  und  einige  damals  übergangene  kai- 
serliche Dekrete  in  Zollsachen. 

Zu  S.  313  Z.  2. 

Zusatz:  Den  in  Frankreich  zollfjreien  Erzeugnissen  Algiers  ist  Erd- 
nnssöl  beizuzählen.    (Dekret  vom  7.  März  1857.) 

Zu  8.  317  Anm.  Z.  6. 

Znsatz:  Der  wirkliche  Rohertrag  im  Jahre  1856  war  184.7  Mill.  Fr. 

Zu  S.  326  Anm.  2. 

Zusatz :  Dieses  Reglement  und  die  Instruktion  ordnen  in  allen  Details 
das  Verhältniss  der  Fabrikanten  zu  den  Organen  der  Kontrole. 

Unter  ihren  Bestimmungen  verdient  als  eine  der  wichtigsten  hervor^ 
gehoben  zu  werden,  dass  die  Menge  und  die  Gradhai tigkeit  des  Rfiben- 
saftes  im  Klärkessel  die  Grundlage  bieten,  die  Steuerschuldigkeit  des 
Fabrikanten  zu  kontroliren.  Es  wird  nämlich  angenommen,  dass  100 
Liter  Saft  von  je  1  Procent  des  Sacharometers  (über  der  Dichtigkeit  des 
destillirten  Wassers)  zu  15  <^  R.  1400  Grammes  Zucker  des  I.  Type  ent- 
sprechen. Die  Menge  des  Saftes  wird  nach  dem  Rauminhalte  des  Keseels 
mit  Abzug  von  10  Procent  und  des  Volums  der  Zusätze  bemessen;  die 
Gradhaltigkeit  wird  erhoben,  ehe  noch  der  Kalk  in  den  Kessel  kommt 
und  irgend  ein  anderer  Zusatz  hineingebracht  wird. 

Da  jede  Füllung  des  Klärkessels  angemeldet  und  amtlich  überwacht 
werden  muss,  so  genügt  ein  sorgfältig  geführtes  compte  oourant,  um  die 
zu  erwartende  Zuckermenge  durch  alle  Phasen  ihrer  Bildung  bis  zu  dem 
Augenblicke  fest  zu  halten,  dass  sie  als  fertiger  Zucker  die  Fabrik  ver- 
lässt  und  die  Fabrik  die  Campagne  beendet. 

Ausser  diesem  allgemeinen  Fabrikationsconto  werden  noch  als  Gegen- 
probe ein  besonderes  Conto  für  die  zur  KrystalÜsirung  bestimmten  Stoffe 
(die  gewöhnlichen  Syrupe,  die  unvollendeten  Zucker  und  die  noch  kry- 
stallisirbaren  Abfälle)  und  die  fertigen  Zucker  (das  Zuckermehl ,  den  Zncker 
in  den  Formen  und  Trockenstuben  und  den  raffinirten  Zucker)  geführt, 
Aufschreibungen  über  den  Inhalt  einzelner  Gefasse  gepflogen,  und  dienen 
drei  Generalinventare,  vor  dem  Beginn  der  Oampagne,  nach  Beendigung 
der  Klärungsarbeiten  und  nach  dem  Schlüsse  der  Oampagne,  so  wie  zahl- 
reiche unvermuthete  Durchsuchungen,  die  wirklich  erzeugte  und  stener- 
piflchtige  Menge  festzustellen  und  Unterschleife  zu  verhindern. 
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Wenn  eine  geringere  Zuckermenge  gewonnen  wird,  als  welche  aus 
der  Menge  und  Gradhaltigkeit  des  Klärsaftes  rechnongsmässig  ermittelt 
wurde,  muss  der  Abgang  versteuert  werden;  nur  wirkliche  materielle 
Verluste  durch  Ausrinnen,  Feuersbrünste  u.  dgl.  werden  abgeschriebeii. 
Eben  so  unterliegt  jeder  Hehrgewinn  der  Versteuerung.  Werden  bei  einer 
Durchsuchung  um  3  Procent  mehr  Zucker  gefunden ,  als  die  Aufschreibun- 
gen  als  vorhanden  nachweisen,  so  kann,  werden  wenigstens  um  6  Procent 
mehr  Zucker  gefunden,  so  muss  das  Strafverfahren  eingeleitet  werden. 

Die  Fortschritte  der  Industrie  haben  auch  in  Frankreich  die  Theilung 
der  Arbeit  in  Fabriken ,  die  bloss  geklärten  Saft  oder  Rohzucker  erzeugen, 
und  in  solche,  die  bloss  diese  Stoffe  raffiniren,  hervorgebracht. 

Fabriken,  die  bloss  raffiniren,  dürfen  nur  bereits  versteuerte  Stoffe  ver- 
arbeiten.  Die  empfangenen  Stoffe  werden  ihnen  darum  im  Verhältnisse  von 
100  Pfd.  Zuckermehl  vom  ersten  Type     =  86  Pfd.  Raffinat 
100     „  „        über  dem  ersten  Type  =  94     „  ,, 

100     n     eingedickter  Zuckersyrup  =  34     ^  „ 

zu  Gute  geschrieben ;  was  sie  inehr  gewinnen  ^  müssen  sie  nachträglich 
versteuern. 

Fabriken,  die  zugleich  erzeugen  und  raffiniren,  werden,  wenn  sie 
ihre  eigenen  Vorräthe  aufgearbeitet  haben,  bloss  als  Raffinenre  betrachtet; 
allein  auch  sobald  sie  alle  ihre  Vorräthe  dem  Klärungsprooesse  unterzogen 
haben,  dürfen  sie  fremde  Stoffe  zur  Verarbeitung  Übernehmen;  die  letz- 
teren sind  in  diesem  Falle  noch  unversteuert  und  werden  darum  dem 
Fabrikanten  zur  Last  geschrieben. 

Die  erschöpften  Melassen  dürfen  in  der  Regel  nur  ausser  der  Fabrik 
zur  Destillation  verwendet  werden,  nur  ausnahmsweise,  in  geringen  Mengen, 
gegen  besondere  Erlaubniss  und  gegen  Versteuerung  (wenigstens  von 
5  Pfd.  Zucker  für  100  Pfd.  Melasse),  ist  die  Verwendung  zu  grobem  Back- 
werk, zu  Nahrungs-  und  Fütterungszwecken  gestattet. 

Zu  S.  327  Z.  12. 

Anmerkung:  Eine  achte  Niederlage  ist  durch  das  Dekret  vom 
21.  März  1857  in  St.  Quentin,  eine  neunte  durch  das  Dekret  vom  4.  April 
1857  in  Honfleur  und  eine  zehnte  durch  das  Dekret  vom  16.  Juli  1857 
in  Bordeaux  errichtet  worden. 

Zu  S.  327  Anm.  1. 
Zusatz:  In  der  Campagne  185%  wurden  90.6  Mill.  Kilogr. Rüben  ver- 
arbeitet, in  der  Campagne  185%  aank  diese  Menge  wieder  auf  80.9  Mill.  herab. 

Zu  S.  337  Anm.  2. 

Zusatz:  Der  Ertrag  der  Salzsteuer  im  Jahre  1856  war: 

Im  Douanenrayon 28.2  Mill.  Fr. 

Ausser  dem  Douanenrayon  .    .      7.1      ^       ^ 

Zusammen  .     .     .    35.3      .       . 
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Zu  S.  355  Z.  23. 


Zusatz:  Im  Jahre  1855  betrugen  für  100  Kiiogr.  die  Ankaufskoeteo 
des  Rohmaterials  104  Fr.,  die  Kosten  der  Magazinage  3  Fr.  9  Cent.,  der 
Fabrikation  30  Fr.,  des  Transports  des  Rohstoffes  4  Fr.  65  Cent,  des 
Transports  des  Fabrikates  2  Fr.  67  Cent.,  so  dass  mit  Rücksicht  auf  die 
Abfälle  n.  dgl.  die  Dnrchschnittskosten  von  100  Eilogr.  Tabakfabrikate 
auf  147  Fr.  9  Cent,  sich  stellten,  während  dieser  Tabak  durchschnittlich 
um  613  Fr.  14  Cent  verkauft  wurde.  Der  richtig  gestellte  Rohertrag 
belief  sich  auf  153.2,  der  Nettoertrag  auf  113.8  Müh  Fr.,  die  Absatzmenge 
auf  24.5  Mill.  Kiiogr.  Von  jenen  113.8  Mill.  Fr.  wurden  99^  Hill,  an 
die  Staatskassen  abgeführt,  der  Rest  diente  zur  Vermehrung  des  Kapitals 
der  Regie,  welches  an  Vorräthen,  Gebäuden  u.  dgl.  im  Laufe  des  Jahres 
von  85.4  auf  99.8  Mill.  Fr.  sich  hob. 

Zu  8.  359  Z.  9  V.  u. 

Zusatz:  Im  Jahre  1^5  war  die  verkaufte  Menge  28.480  metr.  Quintal, 
der  Reinertrag  5,1  Mill.  Fr.  Auch  hier  haben  sich  die  Vorräthe  und  mit 
ihnen  das  stehende  Kapital  der  Regie  und  zwar  von  1,7  auf  1,8  Mill. 
erhöht 

Zu  8.  392  Z.  2.  V.  u. 

Anmerkung:  Das  Dekret  vom  26.  Oktober  1854  hat  die  Destilla- 
tion von  Cerealien  und  andere  zur  Nahrung  von  Menschen  dienenden 
mehligen  Stoffen  wegen  der  beginnenden  Theurung  der  Lebensmittel  unter- 
sagt; das  Dekret  vom  11.  Februar  1857  hat  Reis  von  diesem  Verbote 
ausgenommen,  zugleich  aber  als  Strafe  der  Uebertretung  dieses  Verbotes 
die  üntersagung  jeder  Destillation  aus  mehligen  Stoffen  ausgesprochen. 
Für  verdorbene  Nahrungsstoffe  ertbeilen  die  ]fräfekte  ausnahmsweise  die 
Ermächtigung  zur  Destillation.  Lavergne  in  seinem  Aufsatze  Economic 
rurale  de  la  France.  Joum.  des  Econ.  März  1856,  S.  329  tadelt  mit  Recht 
diese  Beschränkung  des  freien  Verkehrs. 

Zu  8.  461  Z.  17. 

Zusatz:  Der  Bericht  der  Commission  für  die  Dotation  der  Armee  an 
den  Kaiser  vom  6.  Mai  1857  über  die  Oebahrung  der  Dotationskassa  im 
Jahre  1856,  dem  ersten  ihrer  Wirksamkeit,  gewährt  eine  überraschende 
Einsicht  in  die  Wichtigkeit  dieses  Instituts.  Es  wurden  durch  Vermitt- 
lung desselben  22.427  Mann,  oder  16.2  Prooent  des  geforderten  Contin- 
gents  von  140.000  Mann -vom  Militärdienste  befreit ^  24.277  Mann  zum 
Wiedereintritte  oder  neuen  Eintritte  bestimmt,  von  jenen  über  70  Mill.  Fr. 
und  an  diese  über  29  Mill.  Fr.  Prämien  und  über  1  Mill.  Fr.  Löhnungs- 
zulagen bezahlt  Auch  verzinsliche  Anlagen  von  Soldaten  Behufs  ihres 
Unterhaltes  nach  beendetem  Dienste  und  von  jungen  Leuten  zur  aUmäh- 
ligen  Vervollständigung  der  Loskanfsnmme  sind  bereits  eingeflossen.    Von 
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Interesse  ist  der  Umstand,  dass,  als  die  Fortdaaer  des  Krieges  noch  in 
Aassicht  stand ,  die  SteHvertreter-Prämie  auf  2300  Fr.  festgesetzt  werden 
mnsste,  während  sie  nach  dem  Frieden  auf  1500  Fr.  ermässigt  werden 
konnte. 

Zu  S.  475  Anm.  1. 

Anmerkung:  Durch  das  Gesetz  vom  17.  Juni  1857  soll  diesem 
Uebelstande  abgeholfen  werden.  Der  Finanzminister  ist  ermächtigt  zur 
Herstellung  dreier  Dampfschiffverbindungen  zwischen  Frankreich  einerseits, 
New- York,  den  Antillen,  Mexiko,  Aspinwall,  Cayenne,  Buenos -Ayres 
und  Brasilien  andererseits,  den  sich  bildenden  Gesellschaften  Subventionen 
bis  zum  Betrage  von  14  Mill.  Fr.  durch  20  Jahre  auf  Rechnung  des  Post- 
gefälles zu  gewähren. 

Zu  S.  509  Z.  14. 

Zusatz:  Im  Jahre  1856  verminderte  sich  die  Zahl  der  als  nicht  be- 
stellbar zurückerhaltenen  Briefe  auf  1.13  Procent  der  Gesammtzahl  der 
aufgegebenen  Briefe ,  und  selbst  von  ihnen  konnten  noch  13.57  Procent  (im 
Vergleiche  mit  11.91  Procent  im  Jahre  1855)  in  Folge  nachträglicher  Er- 
hebungen und  Anfragen  der  Adressaten  zugestellt  werden. 

Zu  8.  511  Z.  3  y.  u. 

Anmerkung:  Die  Zahlen  des  Textes  über  die  Voranschläge  für 
1856  und  1857  sind  den  Gesetzentwürfen  und  nicht  den  Gesetzen  selbst 
entlehnt,  die  Zahlen  der  letzteren  sind  im  Anhange^  Ausweis  XVI  enthalten, 
weichen  aber  von  jenen  der  Entwürfe  nur  unbedeutend  ab. 

Zu  S.  526  Anm.  1. 

Zusatz:  Der  Stand  der  Alterversoxigungskassa  Ende  1856  war 
folgender : 

Das  Vermögen  der  Anstalt  bestand  in  46.8  Mill.  Fr.,  die  ganz  zum 
Ankaufe  von  Renten  verwendet  waren ;  von  den  angekauften  Jahresrenten 
waren  947.000  Fr.  in  2,304.000  Fr.  Leibrenten  umgewandelt  worden.  Die 
Zahl  der  Conten  war  56.903,  hierunter  32.197  für  Personen  männlichen 
und  24.706  für  Personen  weiblichen  Geschlechtes. 

Zu  S.  530  Z.  10  y.  u. 

Zusatz:  Nach  dem  Berichte  der  Commission  zur  Ueberwachung  der 
Amortisations-  und  der  Consignations  -  und  Depositenkassa  an  den  gesetz- 
gebenden Körper  vom  29.  April  1857  betrug  die  Einnahme  des  Amorti- 
sationsfondes  im  Jahre  1856 

an  Dotation    ....    86.6  Mill.  Fr. 

an  eigenen  Renten .     .    25.0     „      ^ 

Zusammen    111.6  Mill.  Fr. 
Auch  in  diesem  Jahre  fand  eine  Verwendung  dieser  Summe  zu  ihrem 
eigentlichen  Zwecke,  der  Verminderung  der  fundirten  Staatsschuld,  nicht 
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statt,  nur  die  Dotation  des  Amoiiieationsfondes  vermehrte  sich  nm  die 
3  Prooent  Zinsen  jener  Jahreseinnahme.  Die  Aiadirte  Schaid  verminderte 
sich  abermals  nnr  um  Jenen  Kapitalsbetrag  von  1,664.000  Fr.,  für  wel« 
chen  Leibrenten  für  die  Alterversorgungsanstalt  geschaffen  wurden. 

Zu  S.  531  Anm.  1  und  S.  532  Anm. 

Zusatz:  Der  Stand  der  Consignations -  und  Depositenkassa  betrug 
Ende  1856  über  511  Hill.  Fr.,  hievon  waren  45.8  Hill,  bei  Departements» 
Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten,  241.4  Mill.  beim  Staate  in  offener 
Rechnung,  182.8  Mill.  in  Renten,  10.8  MiU.  in  Kanalaktien,  13.8  Hill,  in 
Aktien  der  Nordbahn  angelegt,  17.1  Mill.  betrug  der  Baarfond. 

Was  die  Committenten  der  Kassa  betrifft,  hatten  sich  gegen  1855  die 
gerichtlichen  und  Verwaltungsdepositen  um  6.7  Mill.  und  die  freiwilligen 
Einlagen  sogar  um  11  Mill.,  also  fiist  um  die  Hälfte  vermindert,  eine 
natürliche  Folge  des  Unterschiedes  zwischen  dem  jetzigen  allgemeinen 
Zinsfuss  und  jenem,  welchen  die  Kassa  ihren  Gl&ubigem  gewährt.  Da- 
gegen ist  der  Fond  der  Sparkassen  um  4  Mill.  und  jener  der  Alterver- 
sorgungskassa um  2  Mill.  gestiegen  und  an  der  Dotation  der  Armee  (vergl. 
8.  460  und  676)  hat  die  Kassa  einen  neuen  Klienten,  am  Jahresschlüsse 
mit  einem  Fonde  von  39.6  Mill.,  gewonnen. 

Der  Gewinn,  welchen  die  Kassa  dem  Staate  im  Jahre  1856  abge- 
worfen hat ,  belief  sich  auf  1,772.000  Fr. 

Zu  8.  546  Z.  2. 

Zusatz:  Das  Gesetz  vom  3.  Juni  1857  hat  die  Bank  von  Frank- 
reich wesenüich  umstaltet.  Ihr  Privilegium  wurde  auf  weitere  30  Jahre, 
also  bis  1897  verlängert;  sie  wurde  der  Einhaltung  des  gesetzlichen 
6  Prooent  Zinsfusses  enthoben  und  ermächtigt  Noten  zu  50  Fr.  auszugeben 
und  auch  auf  Obligationen  der  Gesellschaft  des  Bodenkredites  Vorschüsse 
zu  ertheilen.  Dagegen  wurde  sie  zur  Hinausgabe  von  91.250  neuen  Aktien 
verhalten,  zu  deren  Abnahme  gegen  den  Kurs  von  1100  die  Besitzer 
der  alten  Aktien  allein  wie  berechtiget  so  verpflichtet  sind.  Hierdurch 
wird  das  Bankkapital  auf  182.6  Mill.  Fr.  und  die  Reserve  auf  26.1  Mill. 
Fr.  gebracht.  Von  den  neu  zuwachsenden  Fonds  der  Bank  werden 
100  Mill.  Fr.  dem  Staate  gegen  3  Pnxsent  Renten  geliehen.  Während  die 
Einzahlungen  an  die  Bank  auf  die  neuen  Aktien  bis  3.  Juni  1858  vollendet 
seyn  müssen,  erfolgen  die  Einzahlungen  der  Bank  an  den  Staat  erst  im 
Laufe  des  Jahres  1859.  Der  Kurs,  um  welchen  die  Renten  der  Bank 
überlassen  werden,  richtet  sich  nach  dem  Durchschnittskurse  des  jeder 
Einzahlung  vorausgehenden  Monates,  er  darf  aber  nicht  weniger  als  75 
betragen.  Der  Gewinn,  welcher  der  Bank  aus  der  Erhöhung  des  Zins- 
fusses über  6  Procent  im  betreffenden  Falle  erwachsen  sollte,  darf  nicht 
vertheilt,  sondern  soll  in  den  Reservefond  hinterlegt  werden.  Der  Staat 
verzinst  der  Bank  das  ihm  eröffnete  Compte  oourant  zu  dem  bestehenden 
Eöcompte-Fusse  für  Wechsel,  jedoch  nie  höher  als  zu  3  Prooent    Endlieh 
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ist  die  Regieruog  berechtiget  von  1867  angefangen  zu  verlangen,  dass 
die  Bank  eine  Saccnrsale  in  jedem  Departement  errichte,  wo  bis  dahin 
keine  bestände. 

Die  dem  Staate  zufaUenden  100  Hill.  Fr.  werden  znr  Vermindemng 
der  schwebenden  Sdiuld  verwendet.  An  Stelle  der  Renten,  welche  der 
Bank  ausgefertigt  werden,  ist  ein  gleicher  Betrag  der  dem  Amortisations- 
fonde  gehörigen  Renten  znr  Vertilgung  bestimmt;  dagegen  wird  die  Jahres- 
dotation des  Amortisationsfondes  um  1  Procent  dieses  Betrages  erhöht. 

Wir  sehen ,  dass  durch  diese  Operation  die  Bank  berechtiget  und  zur 
Wahrung  der  Interessen  ihrer  Aktionäre  gewissermassen  genöihigt  wird, 
den  Kreis  ihrer  Geschäfte  durch  grössere  und  leichtere  Ereditsertheilungen 
zu  erweitem  und  in  Zeiten  herannahender  oder  hereingebrochener  Krisen 
der  Beschränkung  ihrer  anshaftenden  Kapitalien  die  Erhöhung  ihres  Zins- 
fusses  vorzuziehen,  und  dass  diese  ihre  neue  Richtung  durch  die  Aus- 
gabe kleinerer  Noten,  welche  in  weiteren  Kreisen  das  Baargeld  verdrän- 
gen, erleichtert  wird;  allein  die  Bürgschaft  für  die  alle  2^t  bereite  Zah- 
lungsfähigkeit der  Bank  erscheint  uns  nicht  vermehrt  Hiezu  wäre  neben 
der  Vermehrung  des  Bankkapitals  *  auch  jene  des  der  Bank  eigenthiim- 
lichen  Baarfondes  unerlässlich  gewesen. 

Zu  8.  558  Z.  9  V.  u. 

Zusatz:  Im  Jahre  1856  hat  sich  das  Kapital  des  cr^it  foncier  auf 
14.7  Hill.  Fr.,  die  Summe  der  abgesetzten  Obligationen  auf  56.1  Hill.  Fr. 
erhöht  und  wurden  8.4  Hill.  Fr.  neue  Anlehen  gegeben.  Die  Dividende 
betrug  abermals  7  Procent.  Von  den  bis  dahin  dem  Grundbesitze  im 
Ganzen  geliehenen  75  Hill.  Fr.  waren  %i  Hill.  Fr.  dem  bäuerlichen, 
51  Hill.  Fr.  dem  städtischen  Besitz  anheim  gefallen.  Es  zeugt  für  die 
Solidität  der  Anlehen,  dass  Ende  1856  von  den  im  Laufe  des  Jahres  fäl- 
ligen Annuitäten  von  8,172.000  Fr.  nur  38.000  Fr.  nicht  eingegangen 
waren.  Es  ist  im  Werke,  den  alten  Plan,  die  Anlehen  durch  Hinausgabe 
von  Pfandbriefen  zu  vollziehen,  wieder  aufzunehmen. 

Zu  8.  562  Z.  13. 

Znsatz:  Die  im  Jahre  1856  beginnende  Geschäftstockung  bewirkte^ 
dass  di^Gesellschaft  des  credit  mobilier  ihre  Thätigkeit  mehr  auf  die 

<  Dass  das  BankkapUal  zu  dem  Umfange  der  in  ihrem  Bern  Fe  gelegenen  GescbäfU* 
nicht  mehr  im  entsprechenden  Verb&ltaisse  stand ,  beweist  am  augenscheinlichsten  fol- 
gende Veigleichnng: 

t^i^    »  j         B    1.1      *  1  Escomptirte  Summen 

Zeitperiod«.     B.nkk.p.t.1.      („  D„^,ehnitie.      im  Maximum. 

In  Mill.  Francs.  In  Millionen  Francs. 

1800-1806                45  m                          630 

1807-1813        45,  67.9,  90  515                           715 

1816-1880    )          »«    (  400                           688 

1833-1847    5            **    i  755                          1327 

1892—1866              91.2  3209                          4674 
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Unterstütznag  schon  bestehender  GesellBchaflen  als  auf  die  Gründung 
neuer  hinwandte  und  sich  hauptsächlich  um  die  Aufrechthaltnng  der 
Kurse  bemühte.  In  diecer  Beschränkung  hat  sie  abermals  Grosses  geleistet. 
Sie  snbscnbirte  und  placirte  400.000  Eisenbahnaktien  im  Werthe  von 
115  Jfill.  Fr.,  gab  die  Aktien  der  Südbahn  mit  62.3  Mill.  Fr.  hinaus, 
unterstützte  yerschiedeneEisenbahngesellschailen  mit  38  Mill.  Fr.,  brachte 
mit  Einrechnung  der  Subscriptionen  des  Vorjahrs  1.7  Hill.  Fr.  Renten  in 
ihren  Besitz  und  widmete  703  Mill.  Fr.  dem  Reportgeschäfte.  Die  Kassa- 
bewegung betrug  3085  Mill.  Fr.,  die  Dividende  23  Procent,  der  Antheil 
des  Verwaltungsrathes  1,200.000  Fr.  oder  50.Q00  Fr.  für  jedes  Mitglied. 

Zu  8.  565  Z.  2  V.  u. 

Anmerkung:  Nach  dem  Beschlüsse  des  üeberwachungsrathes  (oon- 
seil  de  surveillance)  vom  1.  April  1857  soll  vorläufig  das  Kapital  auf 
30  Mill.  Fr.  gebracht  werden. 

Zu  8.  568  Z.  10. 

Anmerkung:  Das  französische  Gesetz  unterscheidet  zwischen  eigent- 
lichen Aktiengesellschaften,  welche  bloss  aus  stillen  Gesellechaflem  be- 
stehen, und  Commandit- Gesellschaften  mit  Aktien,  wo  ein  oder  mehrere 
öffentliche  Gesellschafter  mit  mehreren  stillen  in  Verbindung  stehen. 
AktiengeseUschaften  bedürfen  der  kaiserlichen  Genehmigung  und  die 
Dekrete,  mit  welchen  diese  erfolgt,  bestimmen  die  Kontrolen,  die  zur 
Sicherung  der  Aktionäre  und  des  Publikums  für  nöthig  erachtet  werden; 
einen  wesentlichen  Bestandtheil  derselben  bildet  das  dem  Staate  vorbe- 
haltene unmittelbare  Anfsich tsrecht,  welches  in  der  Regel  durch  einen 
eigenen  Regierungsoommissär  ausgeübt  wird.  O^mmandit -Gesellschaften 
hingegen  bedürfen  keiner  behördlichen  Bewilligung  und  eben  darum  glaubte 
man  von  jeher  durch  Gesetze  die  Vorsorge  für  die  leicht  geiahrdeteo 
Interessen  der  stillen  Gesellschafter  treffen  zu  müssen.  Das  letzte  Gesetz 
dieser  Richtung,  eine  Reaktion  gegen  den  Aktienschwindel  unserer  Tage, 
ist  jenes  vom  17.  Juli  1856. 

Abgesehen  von  der  bereits  bestandenen  Haftungspflicht  der  öflent- 
lichen  Gesellschafter  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  und  ihrer  verantwort- 
lichen Stellung,  als  Gcranten  der  Unternehmung,  wurden  folgende  Be- 
stinmiungen  als  unabweislicher  Inhalt  jedes  solchen  Gesellschaftsvertrages 
vorgezeichnet: 

Keine  Aktie  darf  unter  100  Fr.  und,  wenn  das  Gesellschaftskapital 
200.000  Fr.  überschreitet,  unter  500  Fr.  lauten.  Erst  wenn  das  ganze 
Kapital  gezeichnet  ist  und  25  Procent  desselben  baar  eingezahlt  sind ,  darf 
die  definitive  Constituiiung  der  Gesellschaft  erfolgen.  Bis  zur  gänzlichen 
Einzahlung  des  Kapitals  lauten  die  Aktien  auf  den  Namen  der  Subscri- 
benten  und  die  letzteren  sind  für  die  Gesammtsumme  ihrer  Zeichnung 
verantwortlich.  Die  Aktien  sind  erst  nach  Einzahlaug  von  40  Procent 
ihres  Nenn  wer  thes   übertragbar.     Haben  einzelne  Gesellschaftsmitglieder 
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statt  baaren  Geldes  andere  Objekte,  z.  6.  Fabriken,  Erfindungen  a.  dgl. 
eingelegt,  so  hat  eine  Generalversammlung  über  den  Werth  dieser  Einlagen 
zu  entscheiden;  die  betheiligten  Mitglieder  sind  hiebei  vom  Stimmrechte 
ausgeschlossen.  Jede  Gesellschaft  muss  einen  Ueberwachungsrath  wählen, 
welchem  das  Recht  und  die  Pflicht  zusteht,  die  Bücher,  die  Kassen  und 
das  Wechselportefeuille  des  Geranten  zu  prüfen  und  nöthigenfalls  eine 
Generalversammlung  zu  berufen  oder  selbst  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
zu  beantragen,  und  welcher,  wenn  er  der  Gesellschaft  wissentlich  Unord- 
nungen verschweigt  oder  unwahre  Berichte  über  den  Stand  der  Unter- 
nehmung und  die  entfallende  Dividende  erstattet  oder  bestätigt,  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Geranten  theilt  Die  Generalversammlung  hat  das 
Recht,  zu  ihrer  gerichtlichen  Vertretung  gegen  den  Geranten  einen  Com- 
missär  zu  wählen,  das  gleiche  Recht  haben  sogar  einzelne  sich  zu  diesem 
Zwecke  vereinigende  Aktionäre.  Ist  eine  solche  Vereinigung  unmöglich, 
so  hat  das  Handelstribunal  das  Recht  einen  solchen  Commissär  von  Amts- 
wegen zu  ernennen. 

Werden  diese  Bestimmungen  in  den  Gesellschaftsvertrag  nicht  auf- 
genommen, so  ist  derselbe  für  die  Gesellschaftsglieder  null  und  nichtig, 
nur  ihre  dadurch  entstandenen  Verpflichtungen  gegenüber  dritten  Personen 
bleiben  aufrecht 

Die  Strafe  des  Betruges  ist  auf  die  Simulirung  von  Unterschriften  als 
Aktionäre,  Geranten  u.  dgl.,  auf  Bewilligung  falscher  Dividenden  u.  dgl. 
gesetzt. 

Zu  S.  574  Anm.  1. 

Zusatz:  Es  wurden 


eingeführt :                              ausgeführt : 

2.  Semester 

1.  Semester       2.  Semester     1.  Semester 

1856 

1867                   1866                1857 
(In    Millionen    Francs.) 

Gold    .    . 

.     .     303.0 

279.7                43.8             69.7 

Silber  .    . 

.     .      46.1 

45.7              245.7           228.7 

Zu  S.  576  Z.  4.  V.  u. 

Anmerkung:  Das  neueste  Werk  über  die  Goldregion  Australiens, 
J.  B.  Trask,  report  of  the  geology  of  the  coasts  mountains  ist  gegen  diese 
Hypothese.  Nach  ihm  wäre  der  Goldreichthum  jeuer  Gegenden  noch  in 
vielen  Jahrhunderten  nicht  erschöpft;  allein  auch  nach  ihm  würden  die 
Kosten  der  Ausbeute  letzterer  ein  beschränkteres  Ziel  setzen. 

Zu  S.  603  Z.  4  V.  u. 

Durch  Dekret  vom  3.  Juli  1857  hat  der  Staat  zu  Gunsten  des  Eolo- 
nialbudgets  auf  die  10%  des  Nettoertrags  vom  Octroi  im  Littorale  von 
Algier  verzichtet  und  die  10%  vom  Rohertrag  desselben,  welche  er  als 
Vergütung  für  die  Erhebnngskoeten  bezog,  auf  3%  ermäasigt 
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Zu  S.  628  letzte  Zeile. 

Anmerkung:   Im  Jahre  1855  betrugen:  werthe     Gebühren 

I.    Die  proportionalen  (Gebühren  (in  Millionen  Francs), 

bei  Ueber tragung  beweglichen  Eigen thums  1983.6        46.3 

(Akte  mit  fixen  Gebühren  2425) 

bei  Uebertragung  unbeweglichen  Eigenthuma  3697.4      152.3 
(Akte  mit  fixen  Gebühren  543) 

bei  Pacht  und  Miethe 869.1          2.1 

bei  anderen  Akten 2735.7        15.7 

II.    Die  fixen  Gebühren  (Zahl  der  Akte  9,501.322)  20.9 

III.    Die  Uebergebühren 2.8 

Zusammen      240.1 
Hiebet  ist  zwar  der  erste  10  Vo  Zuschlag,  nicht  aber  der  zweite  durch 
das  Gesetz  vom  14.  Juli  1855  festgesetzte  eingerechnet,  dessen  Ertrag  auf 
7,1  Jfill.  sich  beUef. 

Zu  8.  629  Z.  4  V.  u. 

Anmerkung:   Im  Jahre  1855  betrugen 
die  verkauften  (an  Proportionalstempeln  ...      3.7  Hill.  Fr. 

Stempelpapiere  (an  Dimensionstempeln      .     .     .  25.8 

(an  Aktienstempeln 1.0 

die  aufgedruck- 1  an  andern  proportional.  Stempeln      5.0    „ 

ten  Stempel    Jan  Druckschrifbenstempeln    .    .  6.2      „ 
f  an   andern  Dimensionsstempeln      9.8 

Zusammen      51.5  Hill.  Fr. 

Zu  S.  634  letzte  Zeile. 

Anmerkung:  Auch  im  Jahre  flössen  144.3  Jfill.  Fr.,  fast  73  Procent 
der  Zolleinnahmen,  bei  den  fünf  Aemtem,  Havre,  Marseille,  Nantes,  Pbris 
und  Bordeaux  ein. 

Zu  S.  637  Z.  4. 

Anmerkung:    Die  Menge  der  1855  verbrauchten  steuerpflichtigen 

Gegenstj&nde  war: 

^     ,      ,    ( im  Grenzbezirke  .    .    288.0  Mill.  Kilogr. 
Kochsalz  <.     .  .74  ft 

<  im  Innern    ....      71.9     n  ^ 

Zusammen  .     .     359.9  Mill.  Kilogr. 
Gfesammtertrag      35.2  Mill.  Fr. 
Der  Zuckerverbrauch  war: 

Kilogramn).  Franc«». 

an  fremdem  Zucker  1,504.000  mit  einem  Gebührenertrag  von    72,395.000 
an  inländisch.  Zucker    644.000    „        ^  n  n      30,112.000 

Gegen  das  Voijahr  hatte  sich  das  Verhältniss  etwas  zu  Gunsten  des 
fremden  Zuckers  geändert. 


n 
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Die  verkauften  Tabak  mengen  haben  sich  auf  24.5  Mill.  Kilogr.  mit 
einem  Gebührenertrage  von  152.5  Mill.  erhoben. 

Beim  Schiesspulver  stellte  sich  der  Verschleiss  auf  2.8  Hill.  Kilogr. 
im  Verschleisspreise  von  8.8  Mill.  Fr. 
Getränke: 

Wein 10.340.000  Liter 

Obstwein  und  Meth 4,440.000      „ 

Branntwein 715.000     „ 

Bier 5,870.000     „ 

Die  Consumtion  von  Wein  und  Branntwein  war  gefallen,  während 
jene  von  Bier  eich  bedeutend  erhöht  hatte. 

In  Betreff  der  anderen  indirekten  Abgaben  verdient  die  vom  öffent- 
lichen Fuhrwerk  besondere  Erwähnung.  In  Folge  des  Gesetzes  vom 
14.  Juli  1855,  durch  welches  der  gesammte  Frachtlohn  der  Eisenbahnen 
fär  die  Personenbeförderung  und  jener  für  den  Waarenverkehr  mit  Eil- 
zügen in  die  Steuerpflicht  einbezogen  wurde,  erhob  sich  die  Summe  der 
steuerpflichtigen  Frachtlöhne  auf  126.9  Mill.  Fr.  und  der  Gesammtertrag 
der  Abgabe  auf  16,4  Mill.  Fr. 

Zu  S.  643  Z.  4. 

Anmerkung:  Im  Jahre  1855  ist  im  Vergleiche  zu  1854  der  Ertrag 
der  indirekten  Abgaben  mit  Ausnahme  der  Zuckersteuer  gestiegen;  doch 
hatte  hieran  zunächst  der  zweite  10%  Steuerzuschlag  den  grössten  An- 
theil.  Eine  starke  durch  den  Verbrauch  und  Gebrauch  selbst  herbei- 
geführte Ertragserhöhung  trat  nur  bei  dem  Bier,  den  Garanti^;ebühren, 
dem  Tabak  und  dem  Pulver  ein. 

Eine  bedeutende  Erhöhung  der  Wein-  und  Branntweinsteuer  war 
bloss  in  den  Departements  Kord,  Pas  de  Calais  und  Seine  inf^eure  zu 
bemerken,  in  den  eigentlichen  Weingegenden  ist  sie  gesunken.  Der  Bier- 
verbrauch stieg  besonders  in  den  Departements  C6te  d'Or,  Gironde,  Marne, 
Meurthe,  Meuse,  Moselle,  Sadne,  Seine,  Seine  et  Marne,  Seine  et  Oise, 
Somme  und  Vosges. 

In  der  Zuckererzeugung  war  eine  weitere  geographische  Verbreitung, 
namentlich  in  den  Departements  Finist^re,  Ille  et  Vilaine  und  Is^re  er- 
sichtlich, während  in  den  grossen  Mittelpunkten  dieser  Industrie,  den 
Departements  Nord  und  Pas  de  Calais,  ein  Rückschritt  eingetreten  war. 

Die  Tabakconsumtion  war  am  meisten  in  den  Departements  der  grossen 
Städte,  Seine,  Seine  inf^rieure ,  Pas  de  Calais,  Rlione,  Rhone -Mündungen. 
Gironde  und  in  den  Departements  Tarn  et  Garonne  und  Ix)t  et  Garonne 
gestiegen. 


Sachieg^ter. 


Abfindungen  für  Stempelabgaben 
196.  675 ;  —  für  Getränkesteuern 
398;  —  für  öffentliches  Fuhrwerk 
414;  —  für  Schifffahrtsgebühren 
427. 

Abgaben,  direkte,  System  138; 
—  Zuschläge  159;  —  ziffermäs- 
sige  Feststellung  161;  —  Exeku- 
tionsverfahren 164;  —  Verjährung 
166;  —  Rekurs  weg  167.  674;  — 
Verwaltung  169;  —  üebersichten, 
Statistik  172.  622. 

—  indirekte  319;  —  Zuschläge 
439;  —  Verjährung  440;  —  Straf- 
verfahren 440;  —  Verwaltungs- 
organismus 441;  —  betheiligte 
Beamte  und  Gewerbe  452;  —  Ge- 
sammtergebnisse  453;  —  Detail- 
lirte  üebersicht  637.  643.  684. 
Abgaben,  üebersicht  aller  beste- 
henden 595. 
Ablassung   vom   Ctef&llsstrafver- 

fahren  83. 

Abschreibung  streitiger  Forde- 
rungen 84. 

Actien,  Abgabe  von  denselben 
196.  675. 

Activa  des  Staates,  üebersicht 

536. 
Activforderungen  des  Staats  463. 

Administrative    Fragen,     von 


der    gerichtlichen    Entschciduiig 

ausgeschlossen  62.. 
Algier,  Rechnungssystem  122.  — 

Zollverband    312;    —   besondere 

Einnahmen  454,  680. 
Alterversorgungs- Anstalt  526. 

679. 
Amortisationsfond,  Einnahmen 

467.  679;  —  Einrichtung  528. 

Amtspraxis  38. 
Andorra-Thal,  Hoheitsregale462. 

Anleihen  des  Jahres  1855,  539; 

siehe  auch  Staatsschulden. 
Anleihenrückzahlungen    der 

Eisenbahngesellschaflen   464;   — 

fremder  Staaten  466. 

Arbeitervereine,  Beiträge  für 
die  üeberwachungskoeten  462;  — 
Rückzahlungen  von  Anleihen  463. 

Armeedotationskasse,  Ein- 
nahme 460.  678. 

Aspiranten  zum  Finanzdienste  38. 

Ausfuhr  auf  ungewissen  Verkauf 

299. 
Ausfuhrprämien  300.  305. 

Ausfuhrzölle  293. 
Ausfuhrzollverfahren  261. 

B. 

Bank  von  Frankreich  545;  — 
Verwaltung  548;  —  Ergebnisae 
der  Gebahr ung  549;  —  Neue  Ge- 
setzgebung 680. 
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Bank  von  Algier  561. 

—  vonMartiniqu&,Quadeloupe^ 
Ja  Rennion,  Cayenne,  St. 
Louis  551. 

Beamte  5.  29;  —  sind  versetzbar 
und  entsetzbar  29;  —  Aufnahme 
29;  —  Missverhältniss  der  Bezüge 
31; — Nebenbeschäftigungen  32; — 
•  Vorrtickung  32;  —  aus  Europa  in 
den  Kolonien  33;  —  verrechnende 
34;  —  des  aktiven  und  sedentären 
Dienstes  35;  —  Verehlichung,  An- 
zeige 37;  —  Beförderung  42.  52; 

—  Pensionsanspriiche  45.  48. 
Beam  t  e  n  Status  für  indirekte  Ab- 
gaben 452. 

Beamtenverhältnisse,  29;  — 
kritische  Bemerkungen  hierfiber  50. 

Beförderungsliste  42. 

Behörden,  anweisende,  Rech- 
nungsverfahren 104;  —  dürfen 
den  Staatsvoranschlag  nicht  Über- 
schreiten 136.  674. 

Beiträge,  städtische,  für  P6- 
lizeikosten  462. 

—  der  Gemeinden  aus  dem  Octroi 
für  die  Truppenkasemirung  382; 

—  für  die  Kosten  der  Oktroiver- 
waltung  450;  —  für  Staatsbauten 
463;  —  für  Katastralarbeiten  463. 

Bemerkungen,  kritische,  über 
das  Pensionssystem  50;  —  die 
Beamtenverhältnisse  50;  —  die 
Sonderung  der  einzelnen  Verwal- 
tuiigszweige  54;  —  den  Einfluss 
der  administrativen  Tribunale  65 ; 

—  die  Geschäftsbehandlung  68; 

—  das  gerichtliche  Verfahren  bei 
Uebertretungen  der  Finanzgesetze 
82;  —  die  Materialverrechnung 
117;  —  die  Stellung  der  Gkneral- 
einnehmer  126;  —  über  das  Rech- 
nungswesen 134;  —  Umlagssteuem 
152;  —  das  Enregistrement  206; 


—  das  Forstwesen  223;  —  das 
Zollsystem  275;  —  die  Ergeb- 
nisse des  Zollsystems  316 ;  —  die 
Verbrauchsabgaben  319;  —  die 
Zuckerstener  322;  —  die  Salz- 
stener  337;  —  das  Tabakmono- 
pol 353;  —  Abgaben  auf  Getränke 
406;  —  die  Garantiegebühren  438; 

—  das  Postregale  507;  —  den 
französischen  Staatshaushalt  511; 

—  das  französische  Staatsschulden- 
wesen 536 ;  —  die  Bank  549. 680;  >- 
den  Credit  Foncier  558;  ~  den 
Credit  Mobilier  562;  —  die  Wech- 
selagenten 569 ;  —  das  französische 
Münzwesen  573. 

Bergwerksabgaben,  direkte  158. 

Biersteuer,  siehe  Getränkeab- 
gaben. 

Bodenkreditgesellschaft,  Cr^ 
dit  foncier  555.  681. 

Börsen  und  Handelskammern, 
Steuerzuschläge  169;  —  Börse- 
Eintrittsgeld  in  Paris  674. 

Briefe,  chargirte  und  rekomman- 
dirte  475. 

Briefkasten  486. 

Briefporto,  allgemeines  473;  — 
für  Drucksachen  476 ;  ^  für  Briefe 
nach  und  aus  der  Fremde  484;  — 
Erhebung  durch  Postmarken  476; 

—  unmittelbare  Behebung  477. 
490;  —  Befreiungen  478;  —  Ver- 
gütung in  Strafangel^enheiten 
481. 

Briefpost  471;  —  ausgenommene 
Gegenstände  472;  —  Massregeln 
zur  Sicherheit  der  Abfertigung 
485 ;  —  Manipulation  der  Aemter 
487;  —  Unbehobene  Sendungen 
491.  509.   679;  —  Strafen  493; 

—  Beförderung  durch  Private  500; 

—  Beförderung  durch  Eisenbahnen 
501 ;  —  Estaffetten  502;  —  Brief- 
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trfig«r  502;  —  Beförderung  durch 
tmnwifelAnüflche  Dampfschiffe  679. 

Brückengelder  für  den  Staat 
431;  —  fftr  Gemeinden  und  Pri- 
▼ate  431. 

Buchhaltung,  doppelte,  im  öffent- 
lichen Rechnungswesen  97. 

Budget,  siehe  Jahresrechnung 
und  Jahres  Voranschlag. 

C. 

Centralcontrole  der  Central- 
Staatskasse  15.  129. 

Centralstaatskasse  15.  128. 

Circulationsgebühr,  siehe  Qe- 
tränkeabgaben. 

Ciy  11  liste  Carl  X,  Verwaltung  16. 

Comit6  oonsultatif  des  arts  etme- 
tiers  23.  673. 

Commandit  •  Gesellschaften 
mit  Aktien  682. 

Comptoir  central  (Bonnard)  564. 
682. 

Concurrenz,  R^gel  für  alle  öffent- 
lichen Bedtirfnisse  95. 

Consignations-  und  Deposi- 
ten k  as  s  e,  Einnahmen  457.  680 ; 

—  Einrichtung  531. 

Consulatskanzleien,  Taxen  204; 

—  Einnahmen  458. 

Consumtionsgebühr  für  ge- 
brannte geistige  Getränke  368. 

Contrainte  75;  —  Contrainte  par 
oorps  79. 

Credit  foncier  555.  681. 

Credit  mobilier  561.  682. 

D. 

Depositen kasse,  siehe  Consig* 
nations-  und  Depositen- 
kasse. 

Detailgebühr  fUr  Wein,  Obst- 
wein und  Ifeth  365. 

Öieneteid  der  Beamten  30. 


Dienstvergehen  37.  43.  44. 

Direktion  des  Kasaenrevirements 
11 ;  —  der  f undirten  Staatsschuld 
12;  —  der  Finanzbuchhaltung  13. 

Direktoren  in  den  Departe- 
ments, Stellung  und  Geschäfte- 
behandlung  55;  —  der  direkten 
Steuern  168.  175;  —  des  ikire- 
gistrements  218;  —  der  Zollver- 
waltung 237;  —  der  indirekten 
Abgaboi  441.  446;  —  des  Octroi 
in  Paris  449;  —  des  Postdienstes 
503.  505. 

Disciplinarstrafen  43.  44. 

Domänen  209;  —  öffentliches  Ei- 
gen thum,  Staatseigenthum  210; 
—  Domänen  der  Krone  210;  — 
Verpachtungssystem  211;  —  ver- 
pfändete und  vertauschte  Staats- 
güter 213;  —  Geschichte  213;  — 
herrenlose  Güter  und  Verlaasen- 
schaflen  216;  —  Mobiliarvermögen 
des  Staats  217;  —  extraordinäre 
525. 

Domänenverwaltung,  Objekte 
211.  213.  216.  217.  218;  —  Ge- 
schäftsbehandlung 218;  —  Stel- 
lung der  Beamten  222. 

Dotationskasse  der  Armee, 
Einnahmen  460.  678. 

Drathzugmaschinen,  vomStaate 
unterhalten  437. 

E. 

Ehrenlegion,  Einnahmen  460. 

Einfuhr,  Zollverfahren  245;  — 
temporäre  (zur  Zubereitung)  298. 

Einfuhrszölle,   Grundsätze  291. 

Eingangsgebühr,  siehe  Ge- 
tränkeabgaben. 

Einnahmen,  verschiedene,  von 
Schulen,  Instituten  und  Verwal- 
tungszweigen 468. 

—  zufällige  469. 
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Einnahmen  äusden  Arbeitslei- 
stungen der  Sträflinge  469. 

Einnahmsquellen,  besondere, 
des  Staatshaushaltes  453. 

Eisenbahnen^  Abgaben  vom  Per- 
sonenverkehr,  dann  vom  Waaren- 
verkehr  auf  Eilzttgen  417.  685;  — 
Beiträge  für  die  staatliche  Ueber- 
wachung  462;  —  Bezahlung  auf 
Kaufschillinge  464;  —  Rückzah- 
lung von  Anlehen  464;  —  Unter- 
stützungen für  Neubauten  543. 

Eisenbahnverkehr,  SloUverfah- 
ren  249. 

Enregistrement,  im  engern 
Sinne  177. 

—  fixe  Gebühren,  Akte  unter 
Privaten  178;  —  Oerichtsakte  180. 

—  proportionale  Gebühren, 
Grundsätze  181;  —  für  Rechts- 
geschäfte über  bewegliche  Sachen 
182;  —  für  Rechtsgeschäfte  über 
iinbewegliche  Sachen  183;  —  be- 
sondere Bestimmungen  184;  — 
Sicherheitsmassregeln,  Strafen  186; 

—  Ausnahmen  188;  —  Verjäh- 
rung 192;  —  Verwaltung  218 ;  — 
Uebersicht  des  Ertrags  nach  den 
vergebührten  Rechtsakten  620. 684. 

—  im  weitern  Sinne  177;  — 
Staatssiegelgebühren  183 ;  —  Stem- 
pelabgabe 193;  —  Gerichtsgebüh- 
ren 201;  —  Passtaxen,  Consulats- 
taxen,  Kopirungstaxen  200.  458; 

—  Grundbuchsgebühren  204;  — 
Geldstrafen  206;  —  Gerichtskosten 
207. 

Enregistrementsbeamten,  be- 
sondere Einhebungen  206. 
Entrepöts  258.  675. 
Erklärung  im  Zollverfahren  245; 

—  bei  indirekten  Abgaben  362. 
365.  372.  384.  389.  392.  411. 

Erträgnisse  der  Grundsteuer  141; 
Hock»  Pinanxverwaltung  Frankreichs. 


—  der  Personalsteuer  145 ;  —  der 
Thür-  und  Fenstersteuer  147;  — 
der  Erwerbsteuer  157;  —  der 
Taxen  für  die  Güter  der  todten 
Hand  158;  —  der  Bergwerksab- 
gaben 158;  —  der  direkten  Steuern 
überhaupt  161;  —  des  Enregistre- 
ments  207.  620.  683;  —  der  Stem- 
pelgebühren mit  Rücksicht  auf  den 
Verbrauch  an  den  einzelnen  Stem- 
pelsorten 629.  684;  —  der  Domä- 
nen 218;  —  der  Forste  231 ;  —  des 
Fischereiregals  233;  —  der  Jagd- 
pacht 234;  —  der  Zölle  316.  630. 
633;  --  der  ZuckeriBteuer  327. 637; 

—  der  Salzsteuer  337.  637.  67a 
684;  —  des  Tabakmonopols  355. 
638.  678.  685;  ~  des  Pulvermo- 
nopols 359.  638.  684;  —  der  Ab- 
gaben auf  Getränke  405.  639.  685; 

—  derselben  mit  Rücksicht  auf 
die  Bevölkerung  635;  —  der- Ab- 
gaben auf  Spielkarten  410.  641; 

—  der  Abgaben  für  Öffentliches 
Fuhrwerk  418.  640.  685 ;  —  der  Li- 
cenzgebühren  422. 641 ;  —  der  Pri- 
vilegientaxe 423;  —  der  Gebühren 
für  die  innere  Schifffahrt  428. 642; 

—  der  Fähr-,  Ueberf  uhr-,  Brücken- 
und  Weggelder  431;  —  der  Ga- 
rantiegebühren 438.  641;  •—  aller 
indirekten  Abgaben  453.  637. 685; 

—  der  besonderen  Einnahmsquel- 
len 453;  —  des  Postregals  507. 
645;  —  des  Gesammtstaatshaus- 
haltes  511.  653. 

Erwerbsteuer,  Objekte  153;  — 
Kategorien  der  Steuerpflichtigen 
153;  —  Befreiungen  155;  —  Be- 
messung 156 ;  —  tabellarische 
Uebersicht  des  Systems  617;  — 
Statistik  622. 

Escompte-Kassengesellschaft 
(A.  Prost)  559.  566. 

44 
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Execotionsverfahren  bei  direk- 
ten Steuern  164;  —  bei  anderen 
Forderungen  des  Staates  75.  79. 

7. 

Fähren-  und  Ueberfuhrgel- 
der  428;  —  Pachtsystem  429 ;  — 
Befreiungen  430. 

Fahrpost  493;  —  Postmeister  494; 
PostiUone  495;  —  Beförderungs- 
gebühren 496;  ->  Strafen  498;  — 
Mallepost  499. 

Fenster-  und  Thürsteuer  147; 

—  Statistik  622. 
Finanzbnchhaltung,  Direktion 

13. 
Finanzcommission  673. 
Finanzgesetz,  jährliches  90;  — 

Vorschreibung   mit   Beginn    des 

Rechnungsjahres  101. 
Finanzminister,  Stellung  4;  — 

Verantwortlichkeit  7. 

—  Verhältniss  zum  Ministerrathe 
5;  —  zum  Staatsrathe  5;  —  zum 
Rechnungshofe  6. 

—  vorbehaltene  Verwaltungsgegen- 
stände  53. 

Finanzministerium,  Ressort  3; 

—  Verhältniss  zu  den  Präfekten 
4;  —  innere  Abtheilungen  7;  — 
Verhältniss  zu  den  Rechnungs- 
legem  16;  —  besondere  Funktio- 
näre und  Anstalten  desselben  16; 

—  Geschäftsgang  52. 
Fischerei   auf  Thunfische   mit 

Senknetzen  232. 

—  auf  schiff-  und  flossbaren  Flüs- 
sen und  Kanälen  232. 

—  grosse,  Prämien  310;  —  steuer- 
freier Salzbezug  333. 

Formulare  für  die  Zusammen- 
stellung der  Monatsrechnungen  der 
Generaleinnehmer  610. 

Forste    des    Staats    226;    —    der 


Gemeinden  228;  —  der  Privaten 
229.  675. 

Forstbewirthschaftung  225. 

Forstdienstbarkeiten  227. 

Forstmeister  in  den  Departe- 
ments  55.  224. 

Forstpolizei  230. 

Forstwarte  224. 

Forstverwaltung  223.  232.  235. 

Freiheitsstrafen  für  Gefällsüber- 
tretungen 82;  —  Begnadigungs- 
recht 83. 

Frankirung  der  Briefe  durch 
Postmarken  476. 

Fuhrwerk,  öffentliches,  Ab- 
gaben 410;  —  Ertrag  418.  640. 
685. 

—  Abgaben,  proportionale 
410;  —  Einhebungsverfahren  411 ; 

—  Gebühren  412;  -^  Abfindun- 
gen 414. 

—  fixe  415;  —  zufällige  416; 

—  für  Eisenbahnzüge  417;  — 
für  Wasserfahrzeuge  417;  — 
Befreiungen  418. 

0. 

Garantiegebühren  von  Gold- 
und  Silberwaaren  432;  — 
Stemplung  der  Waaren  433;  — 
Befreiungen  434;  —  Repunzimng 
435;  —  Aemter  zur  Einhebung 
436;  —  Staatsdrathzug-Haschi- 
nengebühren  437;  —  Ertrag  438. 
641. 

Gefällsübertretungen,  Verfah- 
ren 80.  440;  —  Ablassung  83;  — 
Statistik  der  Beschuldigten  517; 
siehe  Strafen. 

Gehal  te  der  Beam  ten  30.  32.  33. 

Gehaltsabzüge  bei  Urlauben  36; 

—  bei  unbeftigter  Abwesenheit 
36;  —  als  Disciplinarstrafe  37; 

—  für  Pensionen  46. 
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Geld-  und  MttnzweseD  572;^ 
dekadisches  System  572;  —  Gold- 
und  Silberwährang  573;  —  Fol- 
gen der  doppelten  W&hrung  573. 
683 ;  —  Massregeln  zur  Beseitigung 
der  Nachtheile  576 ;  —  gesetzliches 
Münzgewicht  578;  —  Ausmünzung 
579;  —  MedaiUenprägung  581;  — 
Münzoommission  581;  —  Ueber- 
sieht  der  Münzverhältnisse  670; 

—  Zusammenstellung  der  bishe- 
rigen Ausprägungen  672. 

Gelder,  Anweisung  durch  die 
Post  479. 

Gelder,  öffentliche,  Verwaltung, 
Anweisung  86 ;  —  Aufbewahrung 
100. 

Gemeindegelder,  verzinslich  beim 
Staate  angelegt  121.  533. 

Gemeinderath,  £inflnss  auf  Ab- 
findungen 399;  —  Einfluss  auf 
das  Octroi  449. 

Generaldirektion  der  direkten 
Steuern  18;  —  des  Enregistre- 
ments  und  der  Domänen  19;  — 
des  Zollwesens  und  der  indirekten 
Abgaben  20;  —  der  Posten  25; 

—  der  Forste  26. 
Generaldirektionen    sind    Gen- 

tralbehörden  17;  —  Geschäflsbe- 
handlung  53. 
Generaleinnehmer,  Ressort  16; 

—  Gebarung  124 ;  —  Einfluss  auf 
die  Geldverhältnisse  126.  568 ;  — 
Formulare  für  die  Zusammen- 
stellung der  Monatsrechnungen 
610. 

Generalinspection  im  Finanz- 
ministerium 8.  673. 

Generalsekretariat  im  Finanz- 
ministerium 9. 

Gerichte,  Stellung  zur  Finanzver- 
waltung 64. 

Gerichtsgebühren  201. 


Gerichts  kosten,  Hereinbringung 
207. 

Geschäftsgang  des  Finanzmini- 
steriums 52;  —  der  Generaldirek- 
tionen 53;  —  der  Direktoren  55; 

—  Formen  desselben  65. 
Getränke,  Abgaben  auf,  360; 

•—  Eintheilung  und  Objekte  361. 

—  Circulationsgebühr  362;  — 
Grundlage,Fälligkeit362;— Steuer- 
freiheiten 363;  —  Ausmass  364. 

r-  Detailgebühr  365;  —  Grund- 
lage, Ausmass  365;  —  Fälligkeit, 
Verfahren  366 ;  —  Ausnahmen  368. 

—  Konsumtionsgebühr368;  — 
Fälligkeit,  Ausmass  368;  —  De- 
naturationsgebübr  369 ;  —  Steuer- 
freiheiten, Verfahren  370.  678. 

Getränke,  Eingangsgebühr 
370;  —  Grundlage,  Ausmass  371; 

—  FäUigkeit,  Verfahren  372;  — 
Steuerfreiheiten  373. 

—  einzige  Taxe  373;  —  Grund- 
lage, Ermittlung  374. 

—  stellvertretende  Taxe  in 
Paris  375. 

—  Biers  teuer  375;  —  Ausmass, 
Fälligkeit,  Verfahren  376;  — 
Steuerkreditirung  377. 

—  Octroi  der  Gemeinden,  Ob- 
jekte 378;  —  Einfluss  der  Mini- 
sterien 379;  —  in  Paris  380;  — 
in  Gemeinden  mit  Militärgamison 
382. 

—  Kontrollen  383;  —  Begleite 
scheine  384;  —  Legitimations-, 
Steuerscheine  386;  —  Ausferti- 
gungsgebühren 388;  —  Steuer- 
borgung,  Niederlagsverfahren  388 ; 

—  Revisionen,   Inventuren   390; 

—  Ausnahmen  bei  Reisenden  391 ; 

—  bei  der  Consumtions-  und  Bier- 
steuer 392;  —  beim  Kleinver- 
flchleiss  394. 
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Getränke,  Abfindangen  398; 
—  der  Eingangfl^bühr  3d8;  — 
der  Biersteuer  399. 

der   Detailgebühr,   indi- 

▼idoelle  399 ;  —  nach  dem  Hecto- 
liter  401;  —  kollektive  402;  - 
aUgemeine  403. 

—  Strafen  404. 

>>  Erträgnisse 405. 635. 638. 685. 

Girogeschäft  des  Staats  mit  der 
Bank  536. 

Gold-  und  Silberwaaren,  Ga- 
rantiegebühren  432. 

Greffe,  droito  de  201,  siehe  Ge- 
richtsgebühren. 

Greffier,  Behebung  der  Gerichts- 
gebühren 202. 

Grandbuchsgebühren  204. 

Grundsteuer,  Gegenstand  138;  — 
Ertragsbestimmung  138;  —  Be- 
freiungen 139;  —  Umlage  140. 
150;  —  Kataster  140;  ->  Indica- 
teurs,  Classificateurs,  Repartiteurs 
144;.  —  Güter  der  todten  Hand  158 ; 
—  Elemente  der  Bemessung  und 
des  Ertrags  622. 


Handels-  und  Schifffahrts- 
verträge 309. 

Handelsstatistik,  durch  die  Zoll- 
verwaltung veröffentlicht  276. 

Hauptbücher  der  Rechnungsleger 
96.  104;  —  Vorschreibung  nach 
dem  Finanzgesetze  101;  —  com- 
missionelier  Abschluss  106. 

Havarirte  Waaren,  ZoUbegün- 
stigun^  297. 

Hilfämterdirektion  im  Finanz- 
ministerium 9. 

J. 

Jagd,  Nebengefälle  der  Staatsforste 
233. 


Jagdlicenzen  234.  45a  675. 

Jahresrechnung,  Eintheilnng, 
Bestandtheile  107;  --  Prüfung 
durch  den  Rechnungshof  110;  — 
Schiussgenehmignng  durch  die 
Kammern  114. 

Jahresvoranschlag  90;  —  för 
1856  und  1857,  653;  —  für  1858, 
656.  662. 

Indische  Rente  466. 

Indnstriecomptoirs  und  ünter- 
comptoirs  553. 

Inspectoren  in  den  Departe- 
ments 57 ;  —  der  direkten  Steuern 
171 ;  —  des  Enregistrements  222; 
—  des  Zolldienstes  237 ;  —  der  in- 
direkten Abgaben  444;  —  des 
Postwesens  505. 

Journale  der  öffentlichen  Eeeh- 
nungsleger  96. 

Journalstempel  193.  195. 

Journalkautionen  526. 


Kabinet  des  Finanzminidters  7. 

Kassaabschlüsse  106. 

Kassaoperationen,  Uebersicht 
derselben  für  1855,  647. 

Kassen  für  öffentliche  Gelder  100. 

Kataster,  Einfluss  auf  die  Grund- 
steuerumlage 140;  —  Durchfüh- 
rung der  Katastralarbeiten  143. 

Katastralarbeiten,  Beiträge  der 
Gemeinden  463. 

Kautionen  der  Lieferanten  und 
Unternehmer  73;  —  der  verrech- 
nenden Beamten  88;  —  derGrund- 
buchsfnhrer  219;  ~  der  Journale 
526 ;  —  als  Bestandtheile  der 
schwebenden  Schuld  526;  —  der 
Wechselagenten  569. 

Kochsalz,  siehe  Salzsteuer. 

Kolouialbanken  551. 

Kolonien,   Rechnungsystem   123; 
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—  Zoll-  und  HandelsverlMuid  307; 

—  Einkünfle  von  denaelben  123. 
456. 

Kompetenzstreitigkeiten  ent- 
scheidet der  8taat8rath  5. 
Konkorse  f&r  Beamtenstellen  42; 

—  für  öffentliche  Bedürfbisse  95. 
Kontrolle,    zollamtliche,   im 

Grenzbezirke  264;  —  im  innem 
ZoUgebiete  266. 

—  bei  Getränkeabgaben  383. 

Kopirnngstazen  204« 

Korrespondenten  des  Staats- 
schatzes, Abftihren  533. 

Korsica,  Zollverband  314. 

Kreditanstalten,  öffentliche,  544. 
559;  —  Banken  545.  551.  680;  — 
Indastrieoomptoirs  553;  —  Boden- 
kreditsgesell8chaft«55. 681 ;  —  Mo- 
bUiarkreditgesellschaft  559.  561. 
682;  —  Centralcomptoir  (V.  C. 
Bonnard  et  Comp.)  559.  564  682; 

—  Andere  559;  —  Esoomptekas- 
sengesellflchaft  (A.  Prost)  566;  — 
Sparkassen  567 ;  —  Eonsignations- 
and  Depositenkassa,  Generalein- 
nehmer  668;  —  das  Institut  der 
Wechselagenten  568. 

Kredite,  im  Staatsvoranschlageprä- 
liminirte  92.  136.  674. 


Leibrenten,  als  Bestandtheil  der 
fundirten  Staatsschuld  524. 

Licenzgebtihren  für  den  Staat 
419;  —  für  Gemeinden  423. 


Hallepoet  499. 

Marineinvalidenkassa,  Ein- 
nahme 460. 

Haasse  and  Gewichte  28;  —  Re- 
cimentimngstaxe  461. 


Material  Verrechnung,  getrennt 

von  der  Geldverrechnnng  116. 
Mo  biliar  kreditgesell  Schaft 

559.  561.  681. 
Münze»  Einnahme  457. 
Münz-  and  Medaillencommis- 

sion  27.  581. 
Münzwesen,    siehe   Geld-  and 

Münzwesen. 


Normalschulen,  besondere  Ein- 
nahmen 462. 

0. 

Octroi  der  Gemeinden  377;  —  Ab- 
züge für  den  Staat  450. 

Oekonomat,  Abtheilang  des  Gene- 
ralsekretariats 9. 

P. 

Passtazen  204.  458.  675. 

P  a  t  e  n  t  s  t  e  u  e  r,  tabellarische  Ueber- 
sicht  des  Systems  617,  siehe  Er- 
werbsteuer. 

Panschalien  sind  nicht ezecations- 
fUiig  33. 

Pensionen  der  Beamten,  Grund- 
sätze 46;  Ausnahmen  47.  48;  — 
Höhe47;  —  Art  der  Erlöschung  48. 

—  andere  als  Leibrenten  524. 

-^  Bestandtheilederfondirten  Schuld 

526. 

Personaldirektion  im  Finanz- 
ministerium 8. 

Personal-  und  Besoldungs- 
stand der  Finanz  Verwaltung  nach 
dem  Budget  für  das  Jahr  1857, 585. 

—  und  Wohnungssteuer,  Ob- 
jekte 145;  —  Umlage  145.  146. 
150;  —  Bedeckung  durchs  Octroi 
146;  '  Elemente  der  Bemessung 
und  des  Ertrags  622. 
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Pfandrecht,  priyilegirtea,  ge- 
gen Rechnnngsleger  73.  74;  — 
für  SteQcrrückBtiUide  and  fällige 
Abgaben  76. 

Poliseikosten,  Beitrüge  vonPbLris 
und  Lyon  4SX 

Postagenten  506. 

Pofltconventionen  mit  firemden 
Staaten  481. 

Postmarken  476. 

Postmeister  494;  —  Veigütong 
für  die  Beförderung  der  Briefpost 
497;  —  Vei^tong  von  Fahr- 
werksoniemehmern  498. 

Pos tr egale,  Ertrag  507.  645. 

Postyerwaltnng  503 ,  siehe 
Briefpost,  Fahrpost 

Präfekte,  deren  Stellung  zur  Fi- 
nanzverwaltung  58;  —  Funktio- 
nen in  Finanzsachen  59;  —  Ein- 
fluss  auf  das  Octroi  der  Gemein- 
den 449. 

Präfekturrath,  administratives 
Tribunal  63.  64. 

Prämien  für  die  Ausführ  300. 305; 
—  für  die  grosse  Fischerei  310. 

Pränumerationen  durch  die  Post- 
anstalt 481. 

Präsidialabtheilung  im  Finanz- 
ministerium 10. 

Praktikanten,  Zahl  derselben 38. 

Primär  u  nterr  ich  t,  Departements- 
zuschläge für  die  Kosten  467. 

Privilegien  des  Staatsschatzes 
und  der  Yerwaltungsbeamten  69. 
78.  79. 

Privilegientazen  422. 

Prohibitivsystem  des  Zolltarifs 
279 ; — Verhandlungen  über  dessen 
Aufhebung  283.  284. 

Prüfung  für  die  Aufnahme  in  den 

Staatsdienst  38.  39.  40.  42. 

Prüfungs CO mmission  für  Staats- 
prüfungen 41. 


Qualificationstabeilen,  Inhalt 

derselben  42. 
Quittungen  über  öffentliche  Gelder 

joxtirt  oder  talonirt  93 


Rechnungen,  der Rechnongaleger« 
im  Finanzministerium  conoentrirt 
105. 

Rechnungshof,  oberster,  Jn- 
risdiktion8amftng6. 111;  —  boeh* 
halterischer  Vorgang  112;  — 
Schlusserklärungen  über  die  Jah- 
resrechnung 113;  —  über  die  Rech- 
nungen der  Centialkasse  674w 

Rechnungs-  und  Kassaabthei- 
lang  im  Finanzministerium  10. 

Rechnungsleger,  öffentliche, 
unmittelbar  vom  Finanzministe- 
rium aUiängig  16;  —  Pflichten 
bei  Rechtsakten  für  den  Staats- 
schatz 74;  —  der  Gerichtsbar- 
keit des  Rechnungshofes  Zustän- 
dige 87. 

Rechnungswesen,  Anweisung, 
Geld  Verwaltung  86;  —  Haftung 
der  Beamten  86;  —  Kautionen 
der  Beamten  88;  —  Ueberwa- 
chungsarten  90;  —  Grundlsge  ist 
das  jährliche  Finanzgesetz  90;  — 
Abschluss  nach  Solarjahren  92; 
—  Quittimgen,  juzUrt  oder  talo- 
mirt  93;  —  Verzinsung  der  Ab- 
fahren 94;  —  Zahlungsaufträge 
95;  —  Concurrenzsystem  bei  An- 
schaffungen 95;  —  Formularien 
für  alle  Schriften  96;  —  Journale 
und  Hauptbücher  96;  —  Bach- 
hältung,  doppelte  97;  —  reelle 
und  durchlaufende  Posten  98;  — 
Rechnongsbelegung  100;  —  Auf- 
bewahrung der   Gelder   100;  — 
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Vorschreibung  des  Badgets  101; 

—  Abschlass  am  Ende  des  Rech- 
nungsjahres 106;  —  Bestandtheile 
der  Jahresrechnnng  107;  —  Prü- 
fung der  Jahresrechnung  111;  ^ 
Statistik  des  Staatshaushaltes  115; 

—  Ifaterialverrechnung  116;  — 
Departements-  und  Gemeindehaus- 
halt  119 ;  —  Algiers  und  der  Ko- 
lonien 122;  —  Liquidation  fiUliger 
Renten  133;  —  Formulare  für  die 
ZusammenstellungderMonatsrech- 
nunjgpen  der  Qeneraleinnehmer  610. 

Rechtsgeschäfte,  siehe  Enre- 
gistrement 

Rente  133;  —  fiindirte  Staatsschuld 
522;  —  Inscription  und  Auszah- 
lung 527;  —  üebersicht  der  Be- 
wegung seit  1814,  666. 

Repunzirung  von  Gold  und  Sil- 
berwaaren  435. 

Revision  im  Zollverfahren  247. 

Recimentirungstaze  461. 

Rückzölle  300. 

S. 

Salzstener,  Steuerobjekte  und 
Steuersätze  328;  —  Zeitpunkt  der 
Fälligkeit  329;  —  Kontrole  330; 

—  Strafen  332;  —  Begünstigun- 
gen 332;  —  Salinenbetrieb  336; 

—  Ertrag  337.  637.  678.  684. 
Sammlungskassen,  Operationen 

derselben  102. 

S  a  u  m  a  r ,  Gavallerieschule,  Beiträge 
zu  den  Unterhaltskosten  467. 

Schatzscheine,  Verfahren  bei 
Einzahlungen  130;  —  als  schwe- 
bende Schuld  534. 

Scheidemünzen  577. 

Schifffahrt,  Küstenschiff- 
f  a  h  r  t,  im  Sinne  der  Zollvorschrif- 
ten 254.  261.  277;  —  im  Sinne 


der  Seevorschriften  305;  —  SchiiF- 
fahrtsbewegung  633. 
Schiff  fahrt,  See  schiff  fahrt, 
Begünstigrung  der  nationalen  291. 
305;  —  Gebühren  306;  ~  Schiff- 
fahrtsbewegung 632. 

—  innere,  Gebühren  424;  —Grund- 
lage der  Bemessung  425;  —  Ab- 
findungen 426 ;  —  Ertrag  642. 

Schiesspulvermonopol  355;  — 
Erzeugung  356;  —  Verschluss 
356;  —  Verkaufspreise  357;  — 
Kontrole  357;  —  Strafen  358;  — 
Ertrag  428.  679.  684. 

Scontrirungen  öffentiicher  Kassen 
106. 

Sparkassen  566.  567. 

Specialeinnehmer  in  den  Arron- 
dissements  16. 

^Spielkarten,  Abgaben  von  407; 

—  Gebühren,  Verfahren  408;  — 
Strafen  409;  —  Ertrag  410.  641. 

Staatsbauten,  Beiträge  der  De- 
partements, Gemeinden,  Privaten 
462. 

Staatscentralkassa,  siehe  Cen- 
tralkassa. 

Staa tscred it  536. 

Staatsdruckerei,  Einnahme  457. 

Staatsgüter  209;  —  verpfändete, 
vertauschte  213. 

Staatshaushalt,  dreifache  Prü- 
fung 90;  —  Gesammtbild  511;  -> 
Endergebnisse  seit  1830,  663. 

Staatsrath,  dessen  Einfluss  auf 
die  Verwaltung  5. 

Staatsschuld,  fundirte,  Direk- 
tion im  Finanzministerium  12;  — 
Rente  138.  522;  —  Kapitalien  524; 

—  Leibrenten  524;  —  E[autionen 
526 ;  —  Inscriptionsauszahlung 
527;  —  Amortisationsfond  528;  — 
üebersicht  der  Bewegung  666. 

—  schwebende  53Ö;  —  Einlagen 


696 


der  GonsignaUoas-  und  Deposilen- 
kaflsa  531 ;  —  Abfuhren  der  Kor- 
reepondenten  des  Staatsschataes 
533;  —  VorschtlMe  der  Reeh- 
nungsleger  S33;  —  Wechsel  und 
Anweisungen  534;  —  Schatz- 
scheine  534;  —  Anlehen  bei  der 
Bank  535;  —  Stand  derselben 
seit  1831 ,  669. 

Staatsschuldenwesen   522;    — 
kritische  Bemerkungen  536. 

Staatssiegelgebtthren  183. 

Staatsvermögen  542.  652w 

Stempel,  Abgabe  193;  —  Di- 
mensionsstempel 194;  —  Propor- 
tionalstempel 195;  —  für  Aktien 
und  Anleihen  195.  675 ;  —  Abfin- 
dungen 196;  —  Sicherheitsmass- 
regeln 198;  —  Unveijährbarkeit 
199;  —  Strafen  199;  —  Befrei- 
'ungen  200;  —  Ertrag  629.  684. 

'  im  Zollverfahren  253.  267. 

—  bei  indirekten  Abgaben 
388.  408.  411.  432. 

Stempelpapier  197. 

Steuer,  direkte,  siehe  Abgaben, 
direkte. 

SteuerkontroUore  für  direkte 
Steuern  169. 

Steuereinnehmer,  Stellung  172. 

Stenerquote,  züfermässige  Fest- 
stellung 161.  162. 

Steuerrollen  163. 

Steuerschuldner,  Bzecutionsver- 
fahren  164. 

Steuerzuschlftge  a^u  direkten 
Steuern  159;  —  zu  den  Enregist- 
rementsgebühren  184;  —  zu  den 
Gerichtsgebühren  202 ;  —  zur 
Qrundbuchsgebühr  205;  —  für 
gewisse  Geldstrafen  207;  —  zur 
Zollgebühr  294;  —  zu  indirekten 
Abgaben  439;  —  neueste  Aen- 
dernngen  675. 


I  Strafen  für  Uebertretungeu, 
der  Vorschriften  über  das  Enre- 
gistrement  186. 188;  —  der  Forst-, 
Jagd-  und  Fisehereigesetze  231; 
~  der  ZoUyorschriflen  24&  270 ; 

—  der  Salzsteuergesetze  332.  335; 

—  der  TabakmonopolsTorschriften 
352;  —  der  Pnlvermonopols  Vor- 
schriften 358:  —  der  Abgaben- 
▼orschriften  für  Getränke  404;  — 
von  Spielkarten  409;  —  für  öffent- 
liches Fuhrwerk  418;  —  der  Vor- 
schriften über  Lioenzgebühren  420 ; 

—  Gebühren  der  innem  Schiif- 
fahrt427;  —  Führen-,  Ueberfuhr-, 
Brücken-  und  Weggelder  430;  — 
GarantiegebiLhren  436;  —  der 
BrieflKWtordnung  493;  —  der 
Fahrpostordnung  498. 

Strafverfahren  bei  Gefällsüber- 
tretungen 80.  440. 

« 

T. 

Tabak-Fabrikate,  Aufbewahrung, 
Versendung  351. 

Tabak-Fabriken  346. 

Tabak-Magazins-  und  Fabri- 
kenverwaltung 446. 

Tabak-Monopol  338;  —  Einfuhr 
roher  Blätter  339;  —  Inländische 
Erzeugung  340;  —  Ausnahme  in 
Algier  und  den  Kolonien  345;  — 
Fabrikation  346;  —  Verschleiss- 
system  346;  —  Begünstigung  der 
Ausfuhr  349;  —  Strafen  352;  — 
Materialabsatz,  Gewinn  354;  — 
Ertrag  63a  678.  685. 

Tabak-Pflanzung  340;  —  Er- 
laubnissscheine 341 ;  —  Ueberwa- 
chung  des  Baues  3^;  —  voUalän- 
dige  Ablieferung  343;  —  zur 
Ansftihr  bestimmte  343;  —  Abl5- 
snngspreise  344;  —  gegenwärtiger 
Umfling  345. 
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Tabak-Surrogate,  verboten  351. 
Tabak-Verleger  346. 
Tabak-Yerschleisspreise  349. 

350. 
Tabak-Traficanten  347. 
Taxe,  einzige,  für  Getränke  373 ; 

—  stellvertretende  in  Paris  375; 

—  befreit  von  der  Lioenzgebühr 
421. 

Taxen,  siehe  Staatssiegel-,  Ge- 
richts -  Grundbuchs  •  Staatssiegel- 
gebühren. 

Telegraphengebühren,  Ertrag 
510. 

Thür-  und  Fenstersteuer  147; 
•>  ümlagsmodus  148;  —  Statistik 
622. 

Tontinengesellschaften,  Bei- 
träge für  die  staatliche  Üeberwa- 
chnng  462. 

Tribunale,  administrative, 
Bedeutung  61. 

ü. 

Ueber fuhren,  siehe  Fähren. 

Uebersicht  aller  bestehenden 
Abgaben  und  sonstigen  Einkünfte 
des  Staats,  der  Departements,  Ge- 
meinden etc.  595. 

ümlagssteuern,  ziffermässigeFest- 
stellnng  162;  —  von  Amtswegen 
erhoben  163.  164. 

üniversit&tseinnahmen  459. 

Urkunden,  Enr^fistrementsgebüh- 
ren  178. 

—  Stempel,  siehe  Stempelab- 
gabe. 

Urlaube  der  Beamten  36. 


Valvation    fremder  Münzen   zur 

Umprägung  572. 
Verbrauchsabgaben  319. 

Hock,  Pinanzverwaltung  Frankreichs. 


Verbrauchsstempel,  Dimen- 
sionstempel 193. 

Verbrechen,  von  Beamten  began- 
gen 44. 

Verjährung  für  und  gegen  den 
Staat  78 ;  —  direkter  Steuern  166 ; 

—  der  Enregistrementsgebühren 
192;  —  der  Gerichtsgebühren  202; 

—  der  Grundbuchsgebühren  206 ; 

—  der  Forstfrevel  231;  —  fälli- 
ger aber  nicht  anhängiger  Zoll- 
forderungen 250;  —  anhängiger 
Zollforderungen  269;  —  indirekter 
Abgaben  440. 

V  er z u  gszinsen  für  verspätete  Ab- 
fuhren der  Rechnungsleger  94. 

w, 

Waisen  der  Beamten,  Pensions- 
rechte 49. 

Wechselagenten  568. 

Wegegelder  431. 

Werthsachen,  Versendung  durch 
die  Postanstalt  479. 

Witt  wen  der  Beamten,  Pensions- 
rechte 48.  49. 

Wohnungs-  und  Personal- 
steuer 145;  —  Statistik  622. 

Würden,  grössere,  Kumulirung 
der  Bezüge  33. 

Z. 

Zahlmeister  in  den  Departements 
und  bei  den  Armeen  17;  —  Stel- 
lung, Gebahrung  95. 

Zahlungsaufträge  an  öffentliche 
Rechnungsleger  95. 

Zollämter,  die  wichtigsten  Frank- 
reichs 634.  684. 

Zollbeamten  237;  —  Mitwirkung 
für  indirekte  Abgaben  450. 

Zölle,  Geschichte  236;  —  Einfuhr 
289.  291;  —  Ausfuhr  293;  — 
Durchfuhr  294. 

45 
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Zoll^rebühr,  Eünhebang  !I50;  — 
Kiediürung  251;  --  Bestfttiguiig 
2S5;  --  Zuschläge  2d4;  —  Ertrag 
316.  630.  633. 

Zollgesetz,  Zolllmien  245;  — 
Bestimmimgen  für  die  Seekttste 
262;  —  Gräiizbezirkskontrole264; 

—  inneres  Zollgebiet-Eontrole  266 ; 

—  PriTatbeseichnung  inländischer 
Waaren  267;  >-   Haftung  269; 

—  Haosdarchsuchungen  270;  — 
Strafen  270;  —  Instanzen  271; 

—  Bestimmangen  zum  Schutze 
der  Zollpflichtigen  272. 

Zollkredit  251. 

Zollpflichtiger  Verkehr  in 
den  Jahren  1653  bis  1856,  630. 

Zolltarif  278;  —  ProhibitiTsystem 
279;  —  Complicität  260;  —  Bfr^ 
schränkungen  der  Verzollungsbe- 
fognisse  262;  —  Werthzölle282; 

—  y  erpackungsnormen  283 ; — Re- 
formen 286;  —  zollfreie  Artikel  288 ; 

—  Einfuhrzölle  289.  676;  —  Zoll- 
begünstigungen 292.  297;  —  Aus- 
fuhrzölle 293;  —  Durchfuhrzölle 
294;  —  Zollbefreiungen,  bedingte 
294 ;  —  Rückzölle  und  Prämien  300. 

Zollverfahren,   Erklärung  245; 


-•  Revinon  247;  --  bei  Werth- 
angaben  248;  —  im  Eisenbahn- 
verkehre  249;  —  Qebühren^nhe- 
bung  250;  —  Zollkredit  251;  ~ 
£xpeditk>ns8tempel  253 ;  ~  Sl<^- 
gebühr  254;  —  Deckungen,  amt- 
liche 255;   —  Niederlagen  256; 

—  Anweisung  260;  —  Durchfuhr 
260;  —  Ausführ  261;  —  im  in- 
ländischen Verkehre  261;  —  zur 
Appretur  298;  —  auf  Losung  299. 

Zollverwaltung,  Direktoren 237 ; 

—  aktiver  Dienst  237.  240;  — 
sedentärer  Dienst  238;  ~  staU- 
stische  Arbeiten  276. 

Zoll  wache,   Dienstordnung  238; 

—  Aufnahme  241 ;  —  Genüsse  2A2; 

—  Organismus  243;  —  Dienst- 
schriften 244. 

Zucker  aus  inländischen  Stoffen, 
Besteuerung  324. 

Zuckersteuer,  Zusammenhang  mit 
den  Zuckerzöllen  321 ;  —  Kontrole 
325.  676;  —  Zeitpunkt  der  Fäl- 
ligkeit 327;  ->  Ertrag  677. 

Zuekerzollsystem  321.  322. 

Zuschläge  zu  direkten  Abgaben 
159;  —  zu  indirekten  Abgaben 
184.  202.  205.  207.  294.  439. 


r       4       ^     «^  ■« 


r\'      »\ 


Druckfehler. 


Seite    8  Zeile   8  statt  gibt  lieft  gilt. 

15    i>       3    >    caisier  lies  caissier. 

75    »       1     »    ordern  lies  fordem. 
157    >       a    »    ftie  lies  ihn. 
186    »      23    >     gewissem  lies  grossem. 
225    »      II     »     Bewirtbscbalt  lies  Bewirthschaftung. 
227    »       •     »    geschritten  lies  gewendet. 
276     »       8    »    Besinnungen  lies  Bestimmungen. 
289  Anmerkung  Zeile  S  statt  Kannen  lies  Kimme. 
310         >  1,  Zeile  2  statt  weisse  lies  weiche. 

320  Zeile   9  y.  u.  statt  indirekta  lies  Indirektes. 
367     »      12  statt  Terschlossene  lies  verschliessene. 

406  »      11     P     Weinbaues  lies  Weinbauers. 

407  »     16    »    werde  lies  werden. 
469    »     19    »    Ausgebe  lies  Ausgabe. 
476     »       9     »     60  lies  80. 

495    »       3    »    zurücklegende  lies  zurückzulegende. 
560  Anmerkung  Zelle  4  y.  u.  statt  gewählten  lies  zum  Direktor  gewählten. 
566  Zeile  tS  statt  offenbar  lies  ofllmbar. 

566     >      13    »    Prost  lies  Prost,  der  Gründer  und  Gerant  der  Gesellschaft. 
580  Anmerkung  1,  Zeile  2  statt  6  Fr.  lies  6  Fr.  70  Cent 
588  Golonne:  Anmerkung,  Zeile  1  statt  Gommiss&ren  lies  Direktoren. 
600        »        Benennung  etc.  Zeile  3  (bis  Ende  1867)  hat  wegzubleiben. 
690  Zeile  2  v.  u.  nach  »geben«  ist  einzuschalten  iKlurchschnittlich«. 


Zu  Seite  622. 
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V- 
mtbetrag  der  direkten  Steuern,  d.  i.  der  Haoptsteuem  mit  allen  ihren  Zuschlagen  nur  Tür  1854 
Wohnancps-  und  Thor-  und -Fenstersteuer  mit  vollem  Rechte  nach  dem  Voranschlage  für  1857 
(teuer  nur  nach  den  Ergebnissen  des  Jahres  1855  au%enommen  werden,  weil  die  Elemente  für 
)e8onderen  Güte  des  Herrn  Generaldirektors  Vandal;  sie  sind  in  Frankreich  selbst  noch  nicht 

rthe  geschätzt,  was  für  den  Steuerertrag  von  keinem  Belange  ist,  da  es  sich  um  Repartitions- 
thätzungswerth  ist. 

setzen.   Letzterer  wird  gegenwartig  auf  S.667,885.700  fr.  veranschlagt.    Uebrigens  wechselt  das 
aleintrag  einen  richtigen  Massstab  für  den  relativen  Ertrag  der  steuerbaren  Objecte  n«ch  ihn»r 


und  Seine  inf<§rieure,   wo  sich  die  Anzahl  der  Patentsteuerpflichtigen  1866  auf 
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